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VO RW O RT

Nicht nur meine Generation, sondern auch andere Generationen in diesem Jahrhundert waren und

folgende Generationen werden in Kolumbien KinderderGewaltsein,werden in einem Zustand der

Zerstörung,des „Kannibalismus“ und des erbitterten Kampfes um das Überleben aufwachsen. Die

Gründe für diese Problematik der Gewalt sind vielfältig und haben sich im Laufe der Jahre

summiert. In meiner langjährigen Berufstätigkeit als Journalistin war ich überrascht, einem

unendlichen Informationsflußohne einerumfassenden Analyse gegenüberzustehen.Dabeihandeltees

sich um Informationen,diediehumanitären Aspektevernachlässigten.Im Jahre1989 warich Zeugin

derwachsenden Apathie,Blindheitund Ungläubigkeit,von derdieM enschen in Kolumbien befallen

waren.Das Drogenproblem durchdrang allemöglichen Strukturen und Institutionen des Landes.Es

wareine ZeitderStille,derAngstund des Todes im Inneren des Landes,während aufinternationaler

Ebene dieFlaggen fürdievollständige Bekämpfung dieserGeißelderM enschlichkeitgehißtwurden.

Aus der Sicht der kolumbianischen Bevölkerung, die sich an der US-amerikanischen

Drogenrepressionspolitik orientierte, schien der „Krieg“ gegen das Drogenproblem unvermeidlich.

Die90erJahrebegannen mitgroßen Veränderungen aufnationalerund internationalerEbene,diedie

Diskussion über die internationalen Beziehungen und Intensität der Zusammenarbeit ausweiteten.

Kolumbien erlebte eine Epoche der politischen Erneuerung, obwohl seine sozialen Strukturen

weiterhin OpferderZerstörung waren.Im Jahre1990 hatteich alsJournalistin dieM öglichkeit,die

erste europäische Sitzung über das Drogenproblem, den Anstieg des Drogenkonsums und die

Problematik der organisierten Kriminalität auf einer internationalen Tagung zu verfolgen. Das

Treffen in London eröffneteeine neue Perspektive in derOrientierung überdas Drogenproblem auf

internationalerEbene.

W ährend meinerakademischen Arbeit,in derZeitvon 1992 bis1995,an derUniversitätJaveriana

und am Institut der Simón Bolívar Stiftung in Kolumbien begann gleichzeitig eine umfassendere

Diskussion über die Ursachen des Drogenproblems, der Gewalt, über die internationale

Zusammenarbeit und über die Unterstützung von Gemeindeprojekten, die von den

Nichtregierungsorganisationen durchgeführtwurden.Letztgenanntestellten sich alsaktive Akteurein

dersozialen Ordnung und inderPolitikKolumbiens heraus.

Dank der finanziellen Unterstützung durch die Konrad-Adenauer-Stiftung war es mir möglich, in

Deutschland eine umfassende und detaillierte Forschungsarbeit über die Beziehungen zwischen

Lateinamerika,speziellKolumbien,mitden Ländern derEuropäischen Union,speziellDeutschland,
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durchzuführen, als ein Diskussionspunkt in einem neuen Gebiet, das sich an den wachsenden

Verbindungen derverschiedenen staatlichen und nichtstaatlichen Akteure auf internationaler Ebene

orientiert. Die Globalisierung als Rahmen war ein Ausgangspunkt für eine Annäherung an die

Drogenproblematik und stellte sich als ein interessanter Ansatzpunkt für eine Analyse heraus. Die

Frage nach der Kompromiß- und Beschlußfähigkeit sowie nach der Bereitschaft der beteiligten

Akteure, von ihren Interessen abzuweichen, stellte sich als ein wenig greifbarer Aspekt dar, der

zweifellos konkreteW irkungen aufdieinternationalen Beziehungen hat.

Auf diese W eise begann ich unter der Betreuung von Herrn Professor Dr. Rainer Tetzlaff,

Universität Hamburg, und von Herrn Professor Dr. Detlef Nolte, stellvertretender Direktor des

Iberoamerikanischen Institutes in Hamburg, eine vierjährige Forschungsarbeit, mit der nicht nur

versuchtwurde,dieverschiedenen Antidrogenpolitiken zu vergleichen,sonderndieM öglichkeiteiner

internationalen Zusammenarbeit in einer Epoche der Intensivierung der Beziehungen zwischen den

Staaten und den nichtstaatlichen Akteuren zu konkretisieren. Es hat sich für mich zunächst als

schwierig erwiesen, der -die formalen Anforderungen betreffend- peniblen Arbeitsweise der

deutschen Forschung zu folgen.Dennoch hatdiese Forschungsmethode mirsehrgeholfen,dieFülle

derInformationen und Fakten zu erfassen.Es bleibtzweifellos dieleidenschaftliche Anteilnahme an

diesem Thema,diemich alsKind Lateinamerikas stark beeinflußthat.Deshalb istdiese Arbeiteine

Zusammenfassung von systematisch geordneten Informationen und Erkenntnissen, bei deren

Erforschung sich in vielen Fällen die Richtigkeit der vorher existierenden Emotionen herausstellte.

Das ZieldieserArbeitist,überdas Drogenproblem aus eineranderen Perspektive zu berichten,die

nichtdieRepressionspolitikdervergangenen Jahrzehnteinden M ittelpunktstellt.

W ährend derAnfertigung dieserArbeit,dieich sowohlin deutscheralsauch in spanischerSprache

verfaßte,damitsieinbeiden Kontinenten publiziertund gelesen werden kann,wardieUnterstützung

auf Diskussionsebene durch meine Kollegen der Simón Bolívar Stiftung in Kolumbien hilfreich.

Darüber hinaus danke ich Tanja Richter, Claudia Ziegler, M argrit Rech und Daniela Pfalzgraf in

Deutschland, die mit Geduld und Kontinuität in der Bearbeitungsphase orthographische

Unterstützung leisteten. Eine wichtige Rolle spielten auch diejenigen, die mir in dieser Zeit mit

Verständnisund EntschlossenheitzurSeitestanden und vonAnfang an mich glaubten:meine Eltern,

Guillermo León Escobar,Hans-Adam Lidén und meine kleine TochterGabriela.
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1. EINLEITUNG

1.1. DieBekäm pfung des Drogenhandels:Eine Problem atik der neuen

W eltordnungspolitik?

1.1.1. Dieillegalen Drogen:EinPhänomen des 20.Jahrhunderts

In der Geschichte der M enschheit wurden zu jeder Zeit Heilkräuter, W urzeln, Rinden, Blätter und

Pflanzen zu religiösen, kultischen und Heilzwecken parallel zur wissenschaftlichen Entwicklung in

diesem Bereich verwendet.Bemerkenswertist,daß das Streben nach KontrollederHerstellung und

Verwendung von Substanzen pflanzlichen Ursprungs im Rahmen derinternationalen Politik erstzu

Beginn des 20.Jahrhundertsskizziertwurde.An derSchwelledes 21.Jahrhunderts,fasteinhundert

Jahrenach dem Versuch einerersten Reglementierung,werden nun neue Vorhaben,dieim Einklang

mitden Ergebnissen aus dersogenannten „Dekade derVereinten Nationen gegen den M ißbrauch von

Drogen 1991-2000“ stehen,durchgeführt.DieBemühungen derletzten Dekade werden aufgrund der

schnellen Ausweitung derProblematik aufinternationalerEbene alsStrategiezurBekämpfung von

Drogen angesehen.DerKonsum von illegalen Drogen nimmtbeunruhigende Ausmaße an und wird

so zu einem internationalen Problem.In dem Buch „W orld Drug Report1997“ heißtes:„In recent

years,illicitconsumption has increased throughoutthe world.Various indicators-emergency room

visits,substance abuse related mortalitycases,arrestofdrug abusers,numberofcountries reporting

rising consumption levels-make clearthatconsumption has become a truly globalphenomenon [...]

The drug most widely abused is cannabis, which is consumed by about 2.5%  of the global

population, this equals about 140 million people worldwide. From a health perspective, it can be

argued thatthe most serious drug abuse is heroin. Statistic suggest that about 8 million people or

0.14%  ofthe globalpopulationistakingthissubstance.The abuse ofcocaine ismorewidespread in

terms of the total number of consumers though more countries are affected by heroin abuse.

Statistics suggestthatatleast12millionpeople(0.23%  ofthe globalpopulation)abuse cocaine.The

mostpronounced increase in drug abuse has been reported forsyntheticdrug.Thisrise includes the

abuse ofamphetamine-type stimulants(ATS).Some 30millionpeople(0.50%  ofglobalpopulation),

morethan than heroinand probablymorethan cocaine,consume ATS worldwide.“1

In derletzten Dekade des 20.JahrhundertsentstehtaufUN-Ebene ein Plan gegen den Konsum von

Suchtstoffen und psychotropen Stoffen sowie für die Bekämpfung des Drogenproblems. Der
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ehemalige GeneralsekretärderVereinten Nationen,Boutros Boutros-Ghali,sagtein seinerRede am

„Tag gegen den M ißbrauch und den Handel von Drogen“, daß „drug abuse has escalated

dramaticallyinrecentyears.M ostdrug abusersareyoung,poororboth.No nation isimmune from

the devastating consequences ofdrug abuse and illicittrafficking:an upsurge in crime,violence and

corruption; the draining of human, financial and other resources that might otherwise be used for

social and economic development; the destruction of individuals, families and entire communities;

and the undermining of national economies.“2 Obwohl sich die Bekämpfung auf die Kontrolle der

Substanzen konzentriert, richtet sich diese nun vornehmlich gegen die wirtschaftlichen Folgen des

Handels und M ißbrauchs. Gleichzeitig hat das „Geschäft mit den Drogen“ in den letzten Jahren

gezeigt, daß dessen Eigendynamik zu einem immensen Anwachsen des Phänomens geführt hat,

obwohl es diese Kontrollmaßnahmen gibt. „M any estimates have been made of the total revenue

accruing to the illicit drug industry - most range from US $ 300 bn to US $ 500 bn. However a

growingbody evidence suggeststhatthe true figurelies somewherearound the US $ 400 bn level.A

US $400 bn turnoverwouldbe equivalenttoapproximately8 percentoftotalinternationaltrade.In

1994 this figure would have been larger than the international trade in iron and steel and motor

vehicles and aboutthe same size as the totalinternationaltrade intextiles.“3

W as zu Beginn des 20. Jahrhunderts als Phänomen von M inderheiten oder bestimmten

geographischen Gruppen bekannt wurde, hat sich an dessen Ende zu einem Problem der M ehrheit

entwickelt. Die Geschichte der Drogen zeigt zudem, welchen Einfluß diese Substanzen auf

W irtschaft und Politik ausgeübt haben. W ird das Drogenproblem als ein gesundheitliches Thema

angesehen,werden M aßnahmen aufnationaler,sozialpolitischerEbene ergriffen.W ird es jedoch als

ein Aspekt nationaler Sicherheit, Verteidigung der Demokratie und Bekämpfung der organisierten

Kriminalitätverstanden,werden Konsequenzen aufinternationaler,politischerEbene gezogen.Eine

Einordnung unter dem Begriff der Geldwäsche, Legalisierung illegaler Gelder, M ißbrauch des

Finanzsystems und wirtschaftlicher Instabilität hingegen erfordert globale Entscheidungen auf

wirtschaftspolitischerEbene.

Im folgenden sollhervorgehoben werden,daß nichtalleDrogen zurgleichen Zeitverboten wurden,

sondern ein jedes Verboteine eigene Geschichtehat,welche bisherwenig dokumentiertwurde.Die

Geschichte des Verbots von Suchtstoffen wie auch psychotropen Stoffen kann verstanden werden,

1 Oxford University Press (Hrsg.).„W orld Drug Report1997.InternationalDrug ControlProgramme.United Nations“.Oxford,1997.S.
29-31.
2 Boutros Boutros-Ghali,ehemaligerGeneralsekretärderVereinten Nationen.Rede an dem „internationalen Tag gegen Drogenmißbrauch
und den Drogenhandel“.26.Juni1992inW ien
3 Oxford University Press (Hrsg.).„W orld Drug Report1997.InternationalDrug ControlProgramme.United Nations“.Oxford,1997.S.
124.
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entweder als Kompromißfähigkeit der Nationen, internationale Abkommen zu schließen, um

wirtschaftliche,nationaleund politische Interessen zu wahren,alsdieAbsichtderStaaten durch ihre

aktive Teilnahme in internationalen Entscheidungsgremien in der politischen Arena präsent zu

bleiben, oder als Resultat des politischen Drucks verschiedener Regionen aufgrund ihrer

geopolitischen Interessen.

1.2. Diegeschichtliche Entwicklung der kontrollierten Drogen

1.2.1. Das Opium

Das Opium istdergeronnene M ilchsaftdergrünen Hülse des M ohns (Papaversomniferum L.),der

im warmen und subtropischen Klima gedeiht.DerUrsprung derPflanze läßtsich aufdieRegion des

östlichen M ittelmeeres vor ca. 5.000 Jahren zurückführen. In seinen Ausführungen sagt Peter

Selling,daß „neben derschmerzstillenden W irkung derDroge auch immerbekanntwar,daß sieden

Konsumenten unabhängig von seinen tatsächlichen Lebensumständen in eine angenehme, gelassene

bisausgelassene Stimmung zu versetzen in derLage ist. Ohne Frage war Opium für Jahrtausende

das stärksteund vielseitigsteArzneimittel,das derM enschheitzurVerfügung stand.“4 Diese Droge

und ihreVerwendung verbreitetesich überzweiW ege.DerersteStrom führtedurch dieHeimatder

Sumerernach Ägypten und Persien im Jahr3500 v.Chr.Dortwaren dieEigenschaften derSubstanz

schon bekanntund wurden alsein Teilderassyrisch-babylonischen Kulturangesehen.Von Ägypten

läßtsich dieVerbreitung weiter in das antike Griechenland verfolgen, wo die Substanz als Opium

nach dem griechischen W ort:opós = Saftbezeichnetwurde.Hippokrates,zum Beispiel,empfahleine

Opiumzubereitung als M ittel gegen W eißfluß und Gebärmutterkrankheiten. M it der Eroberung

Griechenlands durch dieSoldaten Roms gelangtedieDroge inden W esten Europas.

DerzweiteW eg wendetesich nach Osten und zwarnach China und Indien, wo die Droge häufige

Verwendung fand.„Den W egen arabischerErobererund Händlerfolgend,kam es überPersien nach

China und Indien, wo es unter dem Einfluß des Islam, der den Gläubigen zwar den Konsum von

Alkohol,nichtaberden andererDrogen verbot,rasch große Verbreitung erlangte.“5

Neben dieser Geschichte über die medizinische Verwendung entwickelte sich parallel dazu die

Geschichteüber die Benutzung dieser Pflanze als Rauschmittel. Die Sumerer erwähnen den M ohn

4 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.276-277.
5 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.278.



6

alsdie„Pflanze derFreuden“,während dergriechische Philosoph Homerum das Jahr710 v.Chr.die

W irkungen des Opiums schilderteund dieSubstanz als„Trank derVergessenheit“ bezeichnete.Die

Bedeutung und Verwendung der Droge während religiöser Zeremonien ist ebenfalls seit den

Sumerern bekannt. Die sumerischen Priester verwendeten Opium bei Gottesdiensten, Opferungen

und Kulthandlungen. In Griechenland wurde der M ohn als Symbol des Schlafgottes Hypnos und

seines Sohnes M orpheus,des Gottes derTräume,aberauch zum Zeichen des Todesgottes Thanatos

angesehen.6

Im M ittelalter wurde das Rohopium in Europa gegen eine außerordentlich große Zahl von

Krankheiten eingesetzt,wiezum BeispielbeiDurchfall,Cholera,Ruhr,Husten,Bronchitis,Asthma,

Lungenentzündung, Tuberkulose, M alaria u.a. M öglichkeiten der Verwendung von Opium wurden

erstdurch Philipp Paracelsus,dem deutschen Philosophen und M edizinpionier im 16. Jahrhundert,

bekanntund gewürdigt.

Im 18.und 19.JahrhundertrückteOpium in den M ittelpunktökonomischerKonfrontation.In dieser

Zeitwurde das Opium aus Indien den chinesischen Händlernangeboten,um es gegen Seide,Tee und

Gewürze zu tauschen. Diese Transaktionen wurden von der chinesischen Regierung nicht gern

gesehen und führten im Jahre1729 erstmalszu einem offiziellen Einfuhrverbot.„Das Einfuhrverbot,

das den Einheimischen den Ankaufvon Opium und den Betrieb von Opiumdivans unterAndrohung

der Todesstrafe verbot und Kaufleute, auf deren Schiffen Opium gefunden würde, mit der

Beschlagnahmung der Ladung bedrohte.“7 Diese M aßnahme hatte zur Folge, daß die

wirtschaftlichen Interessen derEngländertangiertwurden.DieHungerzeiten und diewirtschaftliche

Notin China bewirkten,daß derHandelmitOpium in China wiederauflebte.Nach dem Zerfalldes

indischen M ogulreiches reorganisierten die Engländer das Opiummonopol durch die sogenannte

„East India Company“. Die kaiserlichen Edikte über die Opiumeinfuhr in China wurden stets

erneuert, verschärft und erweitert. Trotz der Verschärfung des Verbots war eine Zunahme der

Opiumeinfuhrzu beobachten.So stieg zum BeispieldieEinfuhrvonOpium von14 Tonnen im Jahre

1729 auf2000 Tonnen im Jahre1840.8 Diese Entwicklung im Rahmen des internationalen Handels

führtezum „Ersten Opiumkrieg“ von1839bis18429,einerKonfrontation,aus derEngland siegreich

hervorging,jedoch nichtdieAufhebung des Opiumverbotserwirken konnte.Im Jahre1850 folgteein

6 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.277.
7 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund Irmgard Vogt.(Hrsg.)
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.278.
8 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.278-279.
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neues Ediktdes chinesischen Kaisers,welches dem Importeurdes Opiums dieTodesstrafeandrohte,

die Familie des Täters mit Versklavung bestrafte und seine Nachkommen von staatlichen Ämtern

ausschloß. Aufgrund der Entdeckung eines englischen Schmuggelschiffes durch den chinesischen

Zoll im Jahre 1856 begann England den „Zweiten Opiumkrieg“, aus dem England ebenfalls als

Sieger hervorging. Es wurde die offizielle Legalisierung des Opiumhandels durch den Vertrag von

Tianjinim Jahre1858unterzeichnetund China verlorHongkong an England.10

Diese Zeit stand in Europa im Zeichen der Romantik, in der der Genuß von Opium den

Intellektuellenkreisund das bohemische Leben symbolisierte.Neben dieserromantischen Bewegung

vollzog sich die„IndustrielleRevolution“,in dersich die Produktionsbedingungen veränderten und

bewirkten, daß das Proletariat zu M ehrarbeit gezwungen wurde. England war das einzige Land

Europas,in dem Opium vom Proletariatkonsumiertwerden konnte. „Denn England war das Land

mitden meisten überseeischen Besitzungen und dergrößten Handelsflotte.Exotische Produktewaren

hieringroßen M engen aufdem M arkt.Andersalsim kontinentalen Europa,wo es einteures Gut,ja

einLuxusgutwar,konnteauch Opium inEngland überallund wohlfeilerstanden werden.So kam es,

daß in Großbritannien als einzigem westlichen Staat dieser Epoche die W elle des Opiumkonsums

auch das Proletariaterfaßte.“11

Gleichzeitig wurde Opium in den Vereinigten Staaten von Amerika als Schmerzmittel und für die

Versorgung der  W unden der Soldaten, die am Unabhängigkeitskrieg (1776) teilgenommen hatten,

benutzt. Seither war Opium als Heilmittel sehr bekannt. Ab dem Jahr 1820 nahm in Kalifornien,

USA,dieZahlvonchinesischen Immigranten zu.Zu dieserZeitwurde die„PacificRailway“ gebaut,

wofürbillige Arbeitskräfteerforderlich waren.„Alsbeim Ausbruch des kalifornischen Goldrausches

die weißen Arbeiter scharenweise ihre Arbeitsstellen bei der Eisenbahn verließen, stellte man statt

ihrerTausende von Chinesen ein.Dieanfangs beargwöhnten,schmächtigen Fremden erwiesen sich

als ausdauernde Arbeiter, die trotz der brutalen Arbeitsbedingungen duldsam ihre Arbeit

verrichteten.Auch nach Feierabend blieb es in den Camps derArbeitruhig.Diealkoholabstinenten

Chinesen rauchten ihreOpiumpfeife,und niemand nahm Anstoß daran.Im Gegenteil,ein Teilihres

Lohns wurde ihnen zuweilen garinForm vonOpium ausgezahlt.“12 M itdem Ende des Goldrausches,

9 Oxford University Press (Hrsg.).„The Oxford Companion to Politics ofthe W orld“.Oxford,1993.S.134.Überden Ersten Opiumkrieg
heißtes dort:„Externalforces undoubtedlyplayed apartinChinàscenturyofturmoiland revolutionarychange.Beginningwiththe Opium
W ar(1839-1842),W esternpowerscompelled asecluded Chinese Empiretoopen severalportstoforeignmerchantsand missionaries.“
10 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.279.
11 E.Lomax.„The Uses and Abuses ofOpiates inNineteenth-century“.Bulletinofthe HistoryodM edicine 1973.S.47,167,zitiertinPeter
Selling,„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg)Campus
Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.280.
12 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg.)
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.284.
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dernationalen W irtschaftskrise und derFertigstellung derEisenbahnliniezog es dieChinesen nach

San Francisco,wo sieversuchten,Arbeitzu finden.Dortwurden siemitArmut,Arbeitslosigkeitund

Diskriminierung konfrontiert.Zu dieserZeitwurden ebenfallsvieleGesetze erlassen,diesowohldie

Arbeitalsauch dieW ohnortederChinesen immerstärkereinschränkten.Unterdiesen Bedingungen

erhöhte sich der Opiumkonsum unter den Chinesen und später auch unter den amerikanischen

Arbeitslosen.Außerhalb derUSA tratdas Problem des Opiumkonsums beiamerikanischen Soldaten

auf, die im Jahre 1898 die Philippinen besetzten. Die Amerikaner brachten von den von ihnen

annektierten Philippinen das ehemalige spanische Opiummonopol nach China, welches nach der

Übernahme derPhilippinen durch die amerikanische Administration zusammenbrach. Der Konsum

des Opiums breitetesich nunmehrunterden Filipinos und amerikanischen Besatzungssoldaten aus.

„Deswegen wares auch das Kriegsministerium derUSA,das eine Kommission einsetzteund siemit

derEntwicklung vonAlternativen zum spanischen System derOpiumverteilung beauftragte.Um das

Problem zu studieren, unternahm die ́Philippine Opium Commissioǹ  unter ihrem Vorsitzenden,

BischofBrent,eine Informationsreise nach Ostasien.“13

Zur dieser Zeit unterstützten die USA eine Politik der „offenen Tür“, womit der Versuch der

Eroberung asiatischerM ärkteunterdem Einfluß des liberalen W irtschaftssystems gemeintwar.Aus

diesem Grund wurde derKampfgegen das Opium alsein Symboldes Befreiungskampfes gegen die

Hegemonialmächteverstanden.„DieUSA forcierten zudem den AbsatzeigenerProdukte,u.a.indem

sie bessere Bedingungen für den Handel schafften. Das war der moderne, ökonomische

Imperialismus. Sie wollten nicht kolonisieren, sondern zum Handel mit amerikanischen W affen

zwingen. Dieses war eine neue Art von Kolonialismus -Postkolonialismus- durch globale

Handelsbeziehungen.“14 Obwohlsich dieUSA mitihrerPolitikgegen das Opium an China annähern

wollten und dieIdentitätihrerInteressen mitdenen derChinesen betonten,zeigten sich W idersprüche

mitderinneren Politik Amerikas,da derKongreß ein Beschäftigungsverbotfürchinesische Arbeiter

innerhalb der USA verabschiedete. Diese Situation stellte ein Hindernis für die Entwicklung der

Drogenpolitikinderletzten Dekade des 19.Jahrhundertsdar.

Erst als der amerikanische Präsident Theodore Roosevelt nach der Lektüre des Berichts der

„Philippine Opium Commission“ im Jahre 1906 eine internationale Konferenz zur Erörterung der

Drogenfrage einberief,wurden dieZielederAmerikanerkonvergiert:Einerseitssolltedas Vertrauen

derchinesischen Regierung gewonnen werden,um aufdiese W eise asiatische M ärktezu gewinnen.

13 PeterSelling.„ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg.)
Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.282.
14 Sebastian Scheerer,Rede im SeminarderKonrad-Adenauer-Stiftung über„Drogen und Politik“.Es fand vom 25. - 28. April 1996  in
Saarbrücken statt.
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Andererseits suchten sie Unterstützung in ihrem Anti-Drogen-Kampf, da vom Opiumkonsum

mittlerweile die nordamerikanische Bevölkerung innerhalb wie auch außerhalb der USA betroffen

war.Ein Kampf,derin China bereitsseitJahrzehnten ohne Erfolg geführtwurde.DieEinberufung

derKonferenz bedeutetezunächstdiedirekteKonfrontationzwischen den USA und England,beider

es darum ging, M ärkte zu gewinnen oder zu halten, und gleichzeitig eine Konfrontation zwischen

England und Deutschland, da beide Staaten ein wirtschaftliches Interesse an der Fortsetzung der

Produktion von Heroin und Kokain hatten. Das Interesse Englands galt der Ausweitung des

Opiummonopols in Asien, während Deutschland sich für die Herstellung von pharmazeutischen

Produkten interessierte.Deutschland warzu dieserZeiteinerdergrößten Exporteureund Hersteller

von Heroin und Kokain im Bereich der stetig wachsenden chemischen und pharmazeutischen

Industrie.„Alshalbsynthetische Substanz hatdann Heinrich Dreser1898 Heroin (Diacetylmorphin)

durch Azetyllierung des M orphinhydrochlorids hergestellt. Zunächst glaubte er, daß er mit Heroin

diejenigen heilen könne, die von M orphium abhängig geworden waren. [...] In Abhebung zu den

natürlichen und halbsynthetischen Opiaten hatsich fürdiein den 30erJahren erstmalsentwickelten

vollsynthetischen narkotischen Analgetika wie z.B. Dolatin (1937) und Polamidon (1938),

M orphinan (1940)und eine VielzahlweitererSubstanzen derTerminus Opioide eingebürgert.“15

1.2.2. DieKoka-Das Kokain

Der Kokabusch (erythroxylon), der immergrüne Blättern hat, wird insbesondere in der westlichen,

gebirgigen Region Südamerikas angebaut.DieGeschichtederKoka reichtbisin dieZeitum 3000

v.Chr.zurück.Gemäß einigeranthropologischerStudien heißtes:„Dieältesten bislang vorliegenden

Hinweise auf einen Gebrauch von Koka fand man an der Küste von Ecuador. Es handelt sich um

Kalkbehälter sowie um figürliche Nachbildungen von M enschen, die Koka- Blätter kauen. Diese

Funde werden derValdivia-Kulturzugerechnetund auf3000 v.Chr.datiert.Dieältesten, noch gut

erhaltenen Koka-Blätterfand man inPeru.Siewerden auf1300v.Chr.datiert.“16

Den Angaben verschiedeneranthropologischerStudien zu derAndenregion zufolge wurde dieKoka

regelmäßig von Priestern und Schamanen in Verbindung mit religiösen Handlungen und

Heilpraktiken verwendet.Aus diesem Grund wird behauptet,daß derGebrauch nurhöhergestellten

Persönlichkeiten erlaubt wurde. Die Inkas verehrten die Koka-Pflanze als eine heilige Pflanze.

Garcilaso de laVega,zitiertvonScheffer,beschrieb das RitualderGemeinschaftum diePflanze wie

15 Peter Selling. „Zur Geschichte des Umgangs mit Opiaten“., in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian Scheerer und Irmgard Vogt.
(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.276.
16 Karl-Georg Scheffer. „Coca: Geschichte, traditioneller Gebrauch und W irkungsweise“, in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian
Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.351.
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folgt:„DieKinderhaben derSonne nach derBildung des Reiches den Inka dieCoca alsGeschenk

gegeben.Ein Geschenk,mitdem derHungervertrieben werden kann,welches dieSchwachen stärkt

und den Unglücklichen Trostspendet.“17

Alsdiespanischen Konquistadoren nach Amerika kamen,warderKonsum vonKoka sehrverbreitet,

was von den Kolonisatoren nicht beachtet wurde. Erst in den Jahren 1551 bis 1567 hat die

katholische Kirche, nachdem sie die W irkung des Kokakauens erkannt hatte, die Koka als

„Teufelswerk“ geächtet. Die Koka-Blätter dienten jedoch den Ureinwohnern als

Nahrungsmittelsausgleich, insbesondere wenn eine Hungersnot herrschte. Diese Situation

begünstigtedieZunahme des Kokakonsums.Darüber hinaus bewirkte diese Droge eine Steigerung

der Leistungsfähigkeit der in den Gold- und Silberminen zwangsverpflichteten indianischen

Arbeitskräfte. Die Kolonisatoren gründeten eine regelrechte Koka-Industrie, die am Ende des 16.

Jahrhunderts etwa 2000 Spanier beschäftigte und sich zu einem profitablen Unternehmen

entwickelte, das mit den Edelmetallminen durchaus vergleichbar war. M it der Aufhebung des

Staatsmonopols für Koka zum Ende des 18. Jahrhunderts war der Anbau und die Ernte der

Kokapflanze eine Aufgabe privaterUnternehmen.18

Bereitsim Jahre1566 veröffentlichteNikolas M onardes das ersteBuch überdieKokapflanze,über

deren Anwendung sowiederen W ertfürdieErnährung.DieVerwendung von Koka alssynthetische

Substanz wurde jedoch erst im Jahre 1860 bekannt, als der deutsche W issenschaftler Albert

Niemann in Göttingen das Hauptalkaloid der Pflanze isolierte, das er Kokain nannte. Die

wissenschaftliche Begeisterung über diese Entdeckung verbreitete sich in Europa, da Ärzte,

W issenschaftler und Psychologen M onographien und Forschungsberichte über das Kokain

publizierten. Der italienische Arzt M ante Gazza schrieb zum Beispiel eine M onographie über die

W irksamkeit von Koka bei der Behandlung von Zahnschmerzen, Verdauungsstörungen und

Neurasthenie. Im Jahre 1884 beschrieb Sigmund Freud in seinem Essay „Über die Koka“ die

Erfahrungen,dieermitdieserDroge gemacht hatte. Es läßt sich behaupten, daß bis Ende des 19.

Jahrhundertsdas KokainalsLokalanästhetikum verwendetwurde.19

ZurdieserZeitwarDeutschland dergrößteImporteurvon Koka.„Von 1883 bis1886 erhöhtesich

derImportvonCocablätterninHamburgerHafen von5.000auf86.000kg.“20

17. Karl-Georg Scheffer. „Coca: Geschichte, traditioneller Gebrauch und W irkungsweise“, in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian
Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.350.
18 Karl-Georg Scheffer. „Coca: Geschichte, traditioneller Gebrauch und W irkungsweise“, in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian
Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.351.
19 Karl-Georg Scheffer. „Coca: Geschichte, traditioneller Gebrauch und W irkungsweise“, in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian
Scheererund IrmgardVogt.(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.358.
20 Karl-Georg Scheffer. „Coca: Geschichte, traditioneller Gebrauch und W irkungsweise“, in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian
Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.360.
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Die Koka wurde auch im Bereich des W einanbaus verwendet. Der korsische Chemiker Angelo

M ariani ließ zum Beispiel im Jahr 1863 eine Zubereitung aus Kokablätterextrakt und W ein

patentieren, die er „Vin M ariani“ nannte und von den wichtigsten Persönlichkeiten Europas

konsumiertwurde.Einige Jahrespäter,im Jahre1886,stelltederPharmazeut,J.S.Pemberton,einen

Sirup her,derdieBestandteileKokain,Koffein und Kola-Nuß,vermischtmitSodawasser,enthielt.

Dieses Getränk wurde unterdem Namen „Coca-Cola“ verkauft und war aufgrund seiner heilbaren

Eigenschaften sehrbekannt.

Obwohlzu Beginndes 20.JahrhundertsdieKoka und das Kokainaufgrund fehlenderKenntnisüber

Nebenwirkungen keinen schlechten Ruf in Europa hatten, und sich auf diese W eise eine ergiebige

Industrie entwickeln konnte, wuchs in den USA nach dem Sezessionskrieg der W iderstand gegen

Koka und Kokain.Aufgrund derAssoziationmitderSituationim Süden des Landes nach dem Krieg

von 1861-1865 wurde dort nach der ersten Begeisterung über die Verwendung der Koka in der

medizinischen Heilung Kritik seitens verschiedener Sektoren der Gesellschaft geübt. „In Europa

hatteKokain keinen schlechten Ruf,aberin den USA sah es ganz andersaus. In den USA gab es

zunächsteine riesige Kokainbegeisterung,und dann kam 1880 Kritik auf,daß Coca-Cola trinkende

negroesin den Südstaaten fürVergewaltigungen verantwortlich seien,und deramerikanische Senat

ist dann von Südstaaten-Senatoren immer wieder bombardiert worden mit Anfragen: ́ about this

stuff,they callCoca-Colà .Und zwarim Zusammenhang mitVergewaltigungen.M an glaubte,daß

speziellNeger,dieCoca-Colatrinken,zu aggressiv,zu gefährlich werden [...]Coca-Cola wurde als

die Drogen der Neger geächtet, vor denen man Angst hatte“21. Aus diesem Grund sollte im Jahre

1903 der Hersteller von Coca-Cola nur noch entkokainisierte Kokablätter als Geschmackbeigabe

hinzufügen.22

Seit 1902 ist die synthetische Herstellung des Kokains möglich. Diese Entdeckung eröffnete neue

M öglichkeiten derwissenschaftlichen Verwendung inderPharmazie.

Die Suchtwirkungen des Kokain wurden 1886 von dem deutschen W issenschaftler A. Erlenmeyer

erkannt, jedoch blieben seine Berichte, Recherchen und wissenschaftlichen Arbeiten über die

Suchtgefahr der Substanz  unbeachtet. „Kokain erzeuge eine Sucht, die der durch M orphium und

Alkoholerzeugten gleichzusetzen sei;es rufeschwerepsychische Veränderung hervor,diesich zur

21 Sebastian Scheererim SeminarüberDrogen und Politik organisiert vonderKonrad-Adenauer-Stiftung.Dieses Seminarfand vom 25.-28.
April1996inSaarbrücken statt.
22 David M astorvon derUniversitätYalein den USA hat ein Buch über „ Kokain und Antikommunismus“ veröffentlicht, in dem er die
GeschichtederAnwendung des Kokains und dieSituationinden USA nach dem Krieg im Jahre1861beschrieb.
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Ǵemeingefährlichkeit̀ entwickeln könnte; es führe zu einem rapiden körperlichen und vor allem

moralischen Verfall.“23

SowohlOpium alsauch Koka und das Kokainwaren Diskussionsthema derKonferenz vonShanghai

(1909) und Konfliktpunkt zwischen Deutschland und England. „Zu dem Konflikt zwischen

Großbritannien und den USA kam eine neue von Deutschland ausgelöste Kontroverse um die

Aufnahme von Kokain in die Resolutionen. Die Delegation Deutschlands, des größten

Pharmaproduzenten derW elt,erklärteschließlich untereinem durchsichtigen Vorwand,dem aufder

Konferenz erarbeiteten Abkommen, das lediglich einige milde, generalklauselartige Kontrollen

vorschrieb,nichtbeitreten zu können,und so gingman auseinander.“24

Inden 30erund 40erJahren dieses JahrhundertsspieltederKokainkonsum in derGesellschaftkeine

große Rolle. In den 60er Jahren haben die Drogen an Attraktivität gewonnen, besonderes auf

illegalen M ärkten inden USA.

1.2.3. DerCannabis

DieHanfpflanze wächstwildoderwirdim warmen odertropischen Klima angebaut.Es handeltsich

um eine mehrjährige Pflanze, die weltweit an unterschiedlichen Orten kultiviert werden kann. Seit

mehrals3000 Jahren haben dieVölkerin Asien und Afrika den Cannabisfürverschiedene Zwecke

verwendet. „Früh und vielfältig genutzt wurde die Cannabispflanze in China, wo sie [...] vor

sechstausend Jahren schon Nahrung,Kleidung,Fischnetze,Lampenöllieferte.DieChinesen nannten

den veränderten Bewußseinszustand nach Cannabis-Genuß ́göttliche Transzendenz̀  [...] M an muß

sich vorAugen halten,daß in Indien schon zu früherZeitdiewichtigsteAnwendung von Cannabis

darin bestand,dieKonzentration beim Lesen heiligerTextezu erhöhen [...]Phönizier,Griechen und

Römerkannten den Hanfund wußten wohlauch um diepsychoaktiven W irkungen derDroge.“25

Cannabisgelangtemitden ersten aus Asien kommenden Siedlern aufden amerikanischen Kontinent,

späterdurch diespanischen und englischen Konquistadoren.DerHanfwurde zum Beispielim Jahre

1545 nach Chile, im Jahre 1554 nach Peru, im Jahre 1606 nach Kanada, im Jahre 1611 nach

Virginiaund nach Neuengland im Jahre1632gebracht.

23 A.Erlenmeyer,„ÜberKokainsucht“,zitiertvonKarl-GeorgScheffer.„Coca:Geschichte,traditionellerGebrauch und W irkungsweise“,in:
„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.),Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.361.
24 Peter Selling. „Zur Geschichte des Umgangs mit Opiaten“., in: „Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian Scheerer und Irmgard Vogt
(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.280.
25 Sebastian Scheerer,„Herkunftund Verbreitung von Cannabis“,in:„Drogen und Drogenpolitik“. Sebastian Scheerer und Irmgard Vogt
(Hrsg.).Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.370-371.
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Trotz der langen Geschichte der Verwendung der Hanfpflanze wird hervorgehoben, daß der

Haschischkonsum als ein weltweites Phänomen des 20. Jahrhunderts betrachtet und im

Zusammenhang mit der Entwicklung einer Jugendkultur, die nach nonkonformistischen

Ausdrucksformen sucht, assoziiert wird. „Diese Tradition reicht bis in die europäische Romantik

zurück, setzt sich über verschiedene künstlerisch-literarische Avantgarden ins zwanzigste

Jahrhundert fort und ist noch in den Haschischexperimenten Ernst Jüngers, Ernst Blochs, W alter

Benjamins oder Hermann Hesses lebendig.“26 Die Verbreitung des Haschischkonsums als ein

M assenphänomen erfolgte im Zeitraum vom 1965 bis 1969, mit einem Höhepunkt im legendären

„Sommer der Liebe“ im Jahre 1967 in Amerika, der weltweit sehr bekannt war. Aus dieser

Bewegung resultierten dieersten sozialen KonfliktederDekade der60erJahre.

Nach Angaben von Christian v.W olffersdorff-EhlertzähltCannabisheutenach Tabak,Kaffeeund

Alkoholzu den weltweitam häufigsten konsumierten Drogen.

Auch die Teilnehmer der internationalen Opiumkonferenz von Den Haag im Jahre 1912 befaßten

sich mit der Frage eines Verbots von Haschisch, da mit steigendem Konsum zu Beginn des 20.

JahrhundertsdieÜberprüfung derGefahrdes HanfsalsSuchtmittelnotwendigwurde.

1.2.4. AndereDrogen

1.2.4.1.Schlaf-und Beruhigungsmittel

Dieunterdem BegriffPsychotica zusammengefaßten Substanzen werden chemisch hergestellt. Die

W irkungen lassen sich in dem Nervensystem derM enschen und in Verhaltensstörungen nachweisen.

Diemeisten dieserSubstanzen werden seit1961kontrolliert,wodurch ihremedizinische Verwendung

sehrstarkbeschränktist.Zu dieserGruppe gehören dieBarbiturate,M edikamenteaufderBasisvon

Barbitursäure,diealsSchlaf-und Beruhigungsmitteleingesetztwerden.

1.2.4.2.Halluzinogene

Diese im Laboratorium erzeugten Substanzen bilden eine Gruppe, deren chemische Eigenschaften

sehr unterschiedlich sind. Die bekannteste Substanz dieser Klassifikation ist das
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Lysergsäurediäthylamid (LSD), eine halbsynthetische Verbindung, die im Jahre 1938 im Rahmen

planmäßigerUntersuchungen überM utterkornalkaloide erstmalsin den pharmazeutisch-chemischen

Laboratorien der Sandoz AG in Basel hergestellt wurde. Diese Drogen bewirken psychische

Veränderungen wieEuphorie,innereUnruhe,sensorielleVerzerrung,Halluzinationen,Depressionen

sowievermeintlichen Identitätsverlust.

Aufgrund der Zunahme des nicht-medizinischen Gebrauchs von LSD in den 60er Jahren wurden

justizielleM aßnahmen ergriffen,um den öffentlichen VerkaufderDroge in Apotheken zu verbieten.

Trotz des Verbots stieg das Angebot dieser Droge auf dem M arkt, da die chemische Herstellung

relativ einfach durchzuführen war. M it Hilfe ähnlicher und nicht kontrollierter Substanzen wurde

LSD produziert und auf die M ärkte geliefert. Andere bekannte Drogen dieser Gruppe sind die

M eskaline,DOM  (2,5-dimetoxi-4-methylanfetamin)und PCP.

1.2.4.3.Stimulanzien

Als typische Stimulanzien sind die Amphetamine zu nennen, die pharmakologisch ähnliche

Eigenschaften wie das Kokain aufweisen. Stimulanzien können die Stimmung erhöhen und helfen

M üdigkeit und Hunger zu überwinden. Der M ißbrauch von Stimulanzien ist bei Personen zu

beobachten, die entweder nach Euphorie suchen, die M üdigkeit überwinden oder Fettleibigkeit

bekämpfen wollen.

In den letzten Jahren tauchteaufdem M arktein neues Stimulans auf,welches als„Eis“ bezeichnet

wird,und noch schnellerin dieDrogenabhängigkeitführt.Heutzutage werden Stimulanzien nurin

therapeutischerBehandlung fürNarkolepsy und Kinder-Hyperkinese verwendet.

1.3. Fragestellung und G rundlage dieser Analyse

Parallel zur Entwicklung der Problematik der Kontrolle sowohl der Produktion als auch des

Konsums psychoaktiverund psychotropischerSubstanzen während dieses Jahrhundertsläßtsich eine

Entwicklung in der internationalen Politik skizzieren, durch welche der moderne Nationalstaat,

charakterisiert durch Territorialität und Souveränität, zu einem postmodernen Staat konvertiert, in

dem die nationalen Akteure die M acht in dem globalen Szenario mit anderen Akteuren, wie zum

Beispiel internationalen Organisationen, transnationalen Unternehmen, Konsortien, sozialen

26 Christian v.W olffersdorff-Ehlert.„DieCannabis-Szenen“,in:„Drogen und Drogenpolitik“.Sebastian Scheererund IrmgardVogt(Hrsg.).
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Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen, teilen. In dieser neuen Ordnung, welche die

Realisierung einer weltweiten polizentrischen Politik impliziert, versuchen die einzelnen Akteure

durch den Aufbau und den ErhaltvonM achtpotentialen ihreindividuellen Interessen wahrzunehmen.

Außerdem wird eine größere Partizipation des nationalen Staates, gleichzeitig jedoch eine größere

Zusammenarbeit zwischen den sich in der politischen Arena befindenden „Parteien“ verlangt. In

diesem Zusammenhang stelltsich dieDrogenpolitik alsein an nationalerPolitik orientierterAspekt

dar, der, bedingt sowohl durch internationalen Druck als auch durch den Anstieg der negativen

Effektedes Handels,Konsums und derProduktion,zu einem internationalen Problem geworden ist,

durch das nicht nur die Zahl der teilnehmenden Akteure weiter steigt, sondern welches auch eine

größere Verpflichtung der Staaten verlangt, die negativen Konsequenzen sowohl im nationalen als

auch im internationalen Rahmen zu kontrollieren.

Die Globalisierung, verstanden als ein Prozeß, durch den die bestehenden politischen und sozialen

Strukturen an dieneuen Bedingungen deroffenen W eltmarktwirtschaft angepaßt werden, sollte die

Entwicklung einerinternationalen politischen Neuordnung (im Englischen „GlobalGovernance“)als

Strategie fördern, ausgehend von einer Politik, die in der Lage ist, zwischen den nationalen

Problemen mitinternationalem Interesse zu vermitteln.

Diese Studie zeigt das Scheitern der existierenden Drogenpolitik auf. Sie basiert auf der Idee der

Repressioneines unerwünschten Phänomens durch den Staat.Hinzu kommen Interessenkonflikteauf

lokaler, nationaler und internationaler Ebene bei der Formulierung und Durchführung von einer

gemeinsamen Drogenpolitik.Ursachen fürdieW irkungslosigkeitliegen in derHandlungsunfähigkeit

der beteiligten Akteure bezüglich der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Herstellung, des

Handelsund Verkehrsvon Drogen,in derKompromißunfähigkeithinsichtlich konkreter politischer

Aktionen bei der Drogenbekämpfung, in der ungleichen Entwicklung der lokalen, nationalen und

internationalen Politiken und in derRücksichtslosigkeit der sozialen Probleme einzelner Länder. In

dieser Untersuchung wurden vier Fallstudien durchgeführt, und zwar am Beispiel von Kolumbien,

Deutschland, der Europäischen Union und der Organisation der Vereinten Nationen, mit dem Ziel

der Identifizierung der Konfliktsituationen im Prozeß der Durchführung von Drogenpolitik. Aus

diesem Grund wurden auf detaillierte Art und W eise die Orientierung und die Formulierung der

nationalen Politik, die verwickelten Akteure und die Umstände beschrieben, die zum Scheitern

führten,dieaberauch eine Neuformulierung derDrogenpolitik im Einklang mitden internationalen

wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen erforderlich machen.

Campus Verlag,Frankfurtam M ain,1989.S.373.
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DieStudiebegann mitderFrage nach derBereitschaftderStaaten und ihrerrelevanten politischen

Akteure, die Kosten der Bekämpfung aufzubringen. Diese Bereitschaft impliziert eine

Handlungsfähigkeit, um Kompromisse zu schließen, durch welche die größtmögliche Zahl der

Beteiligten an dem Prozeß und derDurchführung derDrogenpolitikteilnehmen können,durch welche

aberauch dieeigenen Interessen verteidigtwerden können.DieserProzeß verlangtein M inimum an

Vertrauen und an Transparenz und deshalb versuchtdiese Untersuchung festzustellen,ob es in der

Ära der Globalisierung möglich ist, eine koordinierte Drogenpolitik auf internationaler Ebene zu

etablieren, ohne in eine imperialistische oder patriarchalische Attitüde zu verfallen. Ziel wäre eine

Drogenpolitik, die die Entwicklungsmöglichkeiten in den betroffenen Ländern nicht bremst und

gleichzeitig sowohl die Zivilgesellschaft stärkt als auch die eigentlichen Ursachen des Problems

beseitigen hilft.

DieFrage nach derBereitschaft,dieökonomischen Kosten derDrogenbekämpfung zu übernehmen,

impliziertden politischen W illen,strengereM aßnahmen aufdem Finanzsektorzu ergreifen,mitdem

Ziel, illegale internationale Transaktionen schärfer zu kontrollieren. Diese Bestrebungen auf

internationalem Niveau erfordern dieFähigkeit,klareKompromisse zu schließen,um das Entstehen

weiterer sogenannter „Finanzparadiese“ zu vermeiden, die jeden internationalen Versuch einer

Drogenbekämpfung gefährden könnten. Gleichzeitig bedeutet dies eine Etablierung dezisiver

Kampagnen gegen dieinternationalen kriminellen Organisationen,diebeauftragt sind, die Gewinne

aus dem illegalen Drogengeschäft in den legalen Handel und in das legale Finanzsystem

einzuschleusen.Des weiteren muß es zu größeren Investitionen im sozialen Sektor,inderForschung,

in derErziehung,in derBekämpfung derArbeitslosigkeit,in derRehabilitation und derPrävention

kommen, was nur durch langfristige Projekte zu erreichen ist. Darüber hinaus muß eine

Vermarktungspolitikund eine Öffnung derinternationalen M ärkteangestrebtwerden,mitHilfederer

die legalen Produkte der Länder, welche von der illegalen Drogenherstellung betroffenen sind,

ökonomische Vorteile für das entsprechende Land erzielen können, um ihnen eine Umorientierung

ihrerwirtschaftlichen Existenz zu erlauben.

AndererseitsziehtdieFrage nach den politischen Kosten dieFrage nach einem „politischen W illen“

dernationalen und internationalen Akteurenach sich,um diesozialen Strukturen zu stärken,mitdem

Ziel des Aufbaus einer Zivilgesellschaft, die in der Lage ist, aktiv am Prozeß der direkten

Bekämpfung der Korruption teilzunehmen und sich auf regionaler Ebene verantwortlich für neue

Prozesse derDezentralisierung vonM achtzeigt.Genauso impliziertdieses dieStärkung sozialerund
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politischerW erte,diesich von denen des Drogenhandelsunterscheiden,um das Bewußtsein fürdie

negativen Folgen des „schnellen Geldes“, des kurzfristigen Denkens, des Individualismus und des

Fehlens vonKompromissen mitanderen sozialen und politischen Akteuren zu schärfen.

Diese Frage nach der Bereitschaft zur Übernahme der durch den illegalen Drogenhandel

verursachten Kosten seiner Bekämpfung ist vor allem eine politische Frage. Im Hinblick auf die

Entwicklung derKontrollepsychoaktiverund psychotropischerSubstanzen und im Zusammenhang

mit der Entwicklung dieser Problematik sollte über die M öglichkeit der Formulierung einer

internationalen Drogenpolitik, im Rahmen der Architektur einer neuen W eltordnungspolitik,

nachgedachtwerden.

1.4. Eine Studie ausgewählter Fälle:Ein konstruiertes Spektrum  von nationalen Akteuren,

der Europäischen Union und der Vereinten Nationen

Um die Entwicklung der nationalen Antidrogenpolitik in Zusammenhang mit der internationalen

Politikaufzuzeigen,wurden dieserStudiezweitypische Fällezugrundegelegt.Dereine Fallzeigtdie

Situation aus der Perspektive der produzierenden Länder und der andere aus der Perspektive der

konsumierenden Industrieländer. Die Auslandsaufenthalte gaben mir die M öglichkeit, empirisch so

nahe wie möglich am Thema zu arbeiten und Einblicke aus erster Hand zu gewinnen. Die

M öglichkeiteinerAnnäherung an eine komplexe Problematik, wie es der Fall in Kolumbien ist, in

dem die beschriebenen M otivationen und existierenden Bedingungen auf politischer, sozialer und

ökonomischerEbene aufdas Drogenproblem zurückzuführen sind,hilftzu klären,warum es möglich

ist, daß diese Situation in Ländern mit bestimmten sozialen Charakteristiken und ökonomischen

Entwicklungen vorzufinden ist. Auf der anderen Seite ist der Fall Deutschland zu betrachten, bei

dem zwei wichtige Sphären zu finden sind: Eine ist die W irtschaft in Verbindung mit der legalen

Chemikalienproduktion seitens der Pharmaindustrie und die andere die Politik in Verbindung mit

dem Interesse,eine Führungsposition in derEntscheidungsfindung aufinternationalerEbene inne zu

haben.

Es wirdklar,daß dieEntwicklung derDrogenpolitik von einem einzigen Paradigma ausging,mittels

welchem versucht wurde, die Verbreitung der Drogen einzuschränken. W ährend sich die

Drogenpolitik seit Beginn dieses Jahrhunderts an ökonomischen und politischen Interessen

orientierte, zeigt sie zum Ende dieses Jahrhunderts eine grundlegend ökonomische Orientierung,

obwohlmögliche Lösungen eine Betrachtung aus politischerund sozialerPerspektive verlangen,das



18

heißt von der Rehabilitation, der Prävention und der Erziehung in den Industrieländern. Für die

Schwellen- und Entwicklungsländer geht es um die Befriedigung der Grundbedürfnisse, die

Unterstützung eineralternativen Entwicklung auflange Sicht,dieStärkung derPräsenz des Staates

inkritischen Gebieten und dieEntscheidungsfähigkeitdesselben.

Kolumbien, ein typischer Fall eines Produktionslandes narkotischer und psychotropischer

Substanzen,konvertiertzum Ende dieses Jahrhundertsparalleldazu ineinKonsumland.DieStudien

zeigen,daß dernichtexportierteTeilderDrogen im Land selbstkonsumiertwird und daß sich die

Drogenproblematik ausweitet. Deutschland, der Fall eines Konsumlandes, zeigt aufgrund einer

falschen Orientierung in der Rehabilitationspolitik und als Konsequenz neuer politischer sowie

wirtschaftlicherEreignisse nach dem Falldes „Eisernen Vorhangs“ eine sich forcierende Problematik

indem Bereich derProduktion und des HandelssynthetischerDrogen,diesowohlaus dem östlichen

Europa geschmuggeltalsauch gleichzeitigim eigenen Land hergestelltwerden.

Aus diesem Grund zeigen diezweitypischen FällederProduktion und des Konsums eine Tendenz,

nach derdieUnterscheidung inProduktions-und Konsumländerverwischtwirdund diedurchblicken

läßt, daß die Drogenproblematik äußerst facettenreich ist. Deshalb ist der Kompromiß der

internationalen Akteure entscheidend. Ein Konsumland bleibt nicht nur ein Konsumland, sondern

siehtsich in ökonomischerHinsicht mit der Rentabilität des illegalen Geschäfts konfrontiert, wenn

das Finanzsystem in Verbindung mit dem Netz der internen Produktion und des Verkaufs von

Drogen steht. Andererseits bleibt ein Produktionsland nicht nur ein Produktionsland, wenn es sich

aufgrund des Kontrollapparates zu einem Konsumland entwickelt, was eine Verschlechterung der

internen Situation bedeutet. Diese Studie ausgewählter Fälle zeigt die Überschneidungspunkte, in

denen eine Zusammenarbeitmöglich und erforderlich ist.

Indem die nationale Drogenpolitik auf Forderungen der internationalen politischen Ordnung

antwortet und Deutschland in einen neuen Kontext innerhalb der Europäischen Union einzuordnen

ist, ist es möglich, die Kohärenz und Entwicklung einer Drogenpolitik in diesem Rahmen

aufzuzeigen. In gleicher W eise konnten die W idersprüche innerhalb dieses Systems aufgrund

entweder des Fehlens einer Einrichtung von speziellen Institutionen, die unter einer mangelhaften

Einberufungsfähigkeit leiden, oder der fehlenden Kompromißbereitschaft zwischen den „Parteien“,

festgestelltwerden.Aus dieserSichtwerden dieAnnäherungen an eine internationalePolitik,in der

„echte“ Kompromisse vorgenommen werden könnten,erschwert.
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Deshalb ermöglicht das W iederaufrollen der internationalen Drogenpolitik seitens der Vereinten

Nationen in letzter Instanz, die Lücken und Schwachpunkte in der Konstruktion der neuen

W eltordnungspolitikinZusammenhang mitderDrogenproblematikzu finden.

DieReihenfolge derKapitelversuchtein Verständnisausgehend von speziellen Fällen hin zu einem

internationalen Rahmen zu fördern,mitdem Ziel,dieinternationalePolitik zu verstehen und davon

ausgehend, die M öglichkeiten der Formulierung einer neuen internationalen Drogenpolitik im

Rahmen derneuen W eltordnungspolitikzu erschließen.

1.5. Entwicklung der Forschung.Ein Dialogm itden Beteiligten

ObwohldieForschung und dieFormulierung derProblematikauftheoretischen Tatbeständen beruht,

wirdhierversucht,sich deraktuellen Problematik mitHilfevon Interviews mitan derFormulierung

dieser Politik - sowohl auf nationalem als auch auf internationalem Niveau - der Beteiligten zu

nähern.

DieAutorin des Textes ging von bestehenden Informationen als Basis der neuen Formulierung der

Drogenpolitikaus und entwickelteein Schema,das einen Überblick bietetüberdieEntwicklung und

den Prozeß derFormulierung in den Epochen,in denen das Problem des Handelsund des Konsums

der Drogen das höchste Ausmaß erreichte. Auf der Basis dieser Informationen war es notwendig,

sich den neuen Linien der Formulierung anzunähern, um feststellen zu können, welche möglichen

Entwicklungen siebieten können und daraus zu schließen,ob sieTeilderneuen W eltordnungspolitik

sindoderganz im Gegenteil,den W eg zu einerneuen Formulierung derProblematikbehindern.

Da diese Arbeiteine Analyse derDrogenpolitik ist,diemitdreiwesentlichen Aspekten,nämlich der

Herstellung,dem Konsum und dem HandelvonDrogen zusammenhängt,konzentriertsiesich aufdie

mit der Formulierung einer internationalen Politik verbundenen Punkte. Ausgehend von der

Tatsache,daß dieProblematik des Konsums in den Bereich derSozialpolitik fälltund derUmgang

mitderProblematik in dernationalen Gesundheitspolitik stattfindet,während dieAspektebezüglich

der Produktion und des Handels internationaler Aktionen bedürfen, werden in dieser Arbeit die

SchwerpunkteaufM aßnahmen gegen dieHerstellung,gegen den Handelund gegen das Eindringen

illegaler Gelder in das Finanzsystem gelegt, ohne auf gesundheitliche Aspekte wie z.B. die

Rehabilitation oderPrävention tiefereinzugehen.Jedoch werden diese Punktegenannt,weilsieTeil

einerumfassenden Politik sind.Diese Studieschließtnichteine mögliche Diskussion medizinischer
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und erzieherischer Aspekte aus, da am Ende eine W iederaufnahme der sozialen Aspekte in die

Drogenproblematikvorgeschlagen wird.Diese sozialen Aspekteschließen dieAus-und Fortbildung,

die langfristigen Programme in bezug auf die Prävention, die Resozialisierung, die alternative

Entwicklung und den Aufbau sozialerGruppen ein,diein der Lage sind, aktiv an einer möglichen

internationalen Politikteilzunehmen.

Aus diesem Grund bezogen sich diedurchgeführten Interviews in allen Fällen aufPersonen,diefür

politische Entscheidungen und für die Entwicklung von Programmen im Kampf gegen die

Herstellung und den Handel von Drogen verantwortlich sind. In bezug auf Kolumbien ist das

Spektrum der Akteure breiter, weil Gespräche mit direkt Betroffenen und Beteiligten in der

Entwicklung der Antidrogenpolitik vorausgesetzt wurden. Das heißt, daß Interviews mit Bauern,

Ureinwohnern,Journalisten,Juristen wie auch mit Vertretern der Regierung und W issenschaftlern,

diemitdieserProblematikbefaßtsind,durchgeführtwurden.InDeutschland blieb dieBefragung auf

das Niveau der Regierung, das heißt auf das Innenministerium, beschränkt, weil aufgrund der

nationalen Struktur sowohl die Informationen der Bundesländer und die von ihnen gefällten

Entscheidungen indiesem zentralen Organ registriertwerden.Es istzu beachten,daß sich in diesem

M inisterium wichtige verantwortliche Institutionen befinden, die für die Information und

Formulierung der Drogenpolitik auf nationalem Niveau zuständig sind, die aber nicht

notwendigerweise für jedes Bundesland gleich sein muß. Die Forschung der Europäischen Union

wurde grundlegend in Brüssel entwickelt, wo es möglich war, Vertreter eines regionalen

Integrationsprojektszu treffen,das sich mitderDrogenproblematikfürLateinamerika beschäftigt.In

diesem Kapitelbestand das Interesse darin,dieAspektederDrogenpolitik derEuropäischen Union

mit der Problematik in Lateinamerika zu verbinden, und zwar ausgehend von der Rolle, die die

lateinamerikanischen Länderbzw.Kolumbien in derDrogenproblematik spielen.Schließlich wares

fürdieForschung überdieUNO notwendig,nach W ien zu reisen,da sich dortdergrößteTeilder

mit dem Drogenproblem befaßten Institutionen befindet. In Verbindung mit geschichtlichen

Informationen überdieEntwicklung derBehandlung derProblematik innerhalb derUN-Institutionen

wurde versucht,dieAnnäherung an den lateinamerikanischen Länderzu orientieren,um einen klaren

Diskussionspunktzu finden.

Diese Studie versucht, einen neuen Umgang mit der internationalen Drogenpolitik aufzuzeigen,

indem mögliche Verbindungen zwischen Akteuren betrachtet werden, die bisher keine bedeutende

Rolle für die Formulierung einer Antidrogenpolitik gespielt haben. Es wird klar, daß weder

Deutschland noch Kolumbien, noch die Europäische Union eine entscheidende Rolle in der
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Formulierung und Steuerung dergegenwärtigexistierenden Antidrogenpolitikgespielthaben,dieseit

Beginndieses Jahrhundertsim Rahmen dernationalen nordamerikanischen Antidrogenpolitik Folgen

aufinternationalem Niveau hatte.AlsAkteurein der neuen W irtschafts- und Sozialordnung haben

sienun aberdieM öglichkeit,eine führende Rollein einerneuen W eltordnungspolitik einzunehmen.

Diese neue W eltordnungspolitik bedeutet zwar eine stärkere Abhängigkeit der Betroffenen

voneinander und die Bereitschaft zu Kompromissen, gleichzeitig ermöglicht sie aber, politische

Akteure mit einer anderen Akzentuierung im internationalen Rahmen wahrzunehmen und neue

Handlungsfelderfürdiejenigen zu öffnen,diebishereherim Hintergrund waren.

Obwohl historisch betrachtet die Beziehungen zwischen beiden Subkontinenten (W esteuropa und

Lateinamerika) auf wirtschaftlichen Interessen basierten, wird heute eine neue Bewertung dieser

Annäherung notwendig,um mitderEuropäischen Unioneinneues wichtiges,geopolitisches Zentrum

fürdieLänderLateinamerikas zu öffnen.

Andererseits öffnet die Tatsache, daß in Europa die Antidrogenpolitik seit ihren Anfängen im

Vergleich zu den Vereinigten Staaten von Amerika weniger restriktiv orientiert war, eine neue

politische Handlungsmöglichkeitfürbeide Akteure,diezwarbisherihreBeziehungen noch nichtneu

definierthaben,was aberan derSchwellezum 21.Jahrhundert und basierend auf der M öglichkeit

einerneuen W eltordnungspolitikbegünstigtwerden könnte.

In jedem Kapitel ist eine Struktur zu erkennen, die die historischen Prozesse ergänzt um

entscheidende politische Ereignisse darstellt, um auf existierende internationale Beziehungen auf

diesem Gebiet zu schließen und herauszufinden, ob diese helfen, eine mögliche Annäherung zu

erreichen oder zu ihrer Behinderung beitragen. Das letzte Kapitel, die Analyse einer möglichen

W eltordnungspolitik, ist deshalb ein Vorschlag, in dem die kritischen Aspekte des Kompromisses,

dieindividuellen Irrtümerabergleichzeitigauch diePerspektiven hervorgehoben werden.

Auch wenn diese Arbeiteinen vergleichenden Charakterhat,sollklargestelltwerden, daß sich die

Analyse in keinem M oment auf einen Vergleich der Politiken der beiden ausgewählten Länder

beschränkt, weil genau in deren Unterscheidungsmerkmalen der W ert einer Annäherung liegt. In

diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob eine internationale Drogenpolitik formuliert und

gesteuertwerden kann,inder,wiebereitserwähnt,dieAkteureunterschiedliche Annäherungsniveaus

erreichen.Genauso sollklargestelltwerden,daß dieVergleichspunktealsAspektezu sehen sind,die

den internationalen Charakterdes Themas hervorheben.
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Schließlich wird in derhiervorliegenden StudiedieFrage nach derRolledes Nationalstaates in der

neuen W eltordnungspolitik gestellt. Die ausgewählten Fälle beweisen eine mangelnde

Handlungsfähigkeit des Staates bezüglich einiger Anforderungen im Kampf gegen die Drogen, ein

Aspekt, der stärker diskutiert werden muß, wenn die Politik eine Rolle in der neuen W eltordnung

spielen soll.
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2. DAS DRO G ENPRO BLEM  IN K O LUM BIEN: DAS RESULTAT EINER NICH T G ELÖ STEN

SO ZIALSCH ULD UND EINES UNSCH LÜSSIG EN STAATES

2.1. DieK riege gegen den Rauschgifthandelin K olum bien

„Der Staatist...ein aufdas M ittelder legitimen (d.h.:alslegitim angesehenen)Gewaltsamkeitgestütztes

Herrschaftsverhältnisvon M enschen über M enschen“.M ax W eber1

2.1.1.Das Fehlen an politischem W illen und sozialerKohäsionderZivilgesellschaft

Kolumbien:Aktionsfelddes Drogenhandels

In bezug aufdieKrise derM enschenrechtein den 90erJahren äußerteAmnesty International2,daß,

obwohlKolumbien in den 80erund 90erJahren formalden Status einerDemokratiehat,und einige

M itgliederderExekutive,Legislative und Judikative sich stark dafüreinsetzten,dieErmordung und

das Verschwinden von M enschen zu verhindern, es nicht möglich war, diese Verbrechen zu

kontrollieren, solange die Regierung nicht genügend politischen W illen3 aufbringt, die Aktivitäten

derverschiedenen bewaffneten Kräfte,diesich im Land gegenüberstehen,zu bekämpfen.

Kolumbien hat seit seiner Unabhängigkeit bis zum heutigen Tage einen beständigen und stets

anwachsenden Prozeß derGewalterlebt,dessen Gründe zurückzuführen sind aufden Kampfum die

Herrschaft über das Land4, auf einen starken Regionalismus, der das nationale Zusammenleben

erschwert5,aufdieUnfähigkeitderpolitischen Parteien,diegrundlegenden Bedürfnisse ihres Volkes

zu erkennen und den inneren ZusammenhaltderGesellschaftzu fördern6,aufden schnellen Aufbruch

zurM odernitätund das darauffolgende Fehlen einerkonkreten Planung derurbanen Zentren und bei

derErschließung von landwirtschaftlichen Flächen sowieaufdie Langsamkeit des Staates bei dem

Versuch,dieabgelegenen Regionen Kolumbiens zu integrieren.Obwohlsich dieKonfliktebis1900

im Spannungsfeld der zwei existierenden politischen Parteien abspielten, waren die ideologischen

Unterschiede auf regionale und persönliche Streitigkeiten der entstehenden Oligarchie ausgerichtet,

1 M ax W eber.„PolitikalsBeruf“1991,in:Gesammeltepolitische Schriften (1921).S.507.
2 AmnistíaInternacional.„Desapariciones forzosas yhomicidios políticos.La crisisde los derechos humanos en los noventa“.M anualparala
acción.M adrid,España,1994.S.39.
3 Hervorgehoben vonderVerfasserindieserArbeit
4 Vgl.auch:ArrublaYepes.„Violenciaen Colombia“(Überblick überdieEntwicklung derGewaltund derRolledes Landes Kolumbien);
und „Eldesarrollohistórico delcampo colombiano“,Bogotá,Kolumbien,1991.S.257-307.
5 Jaime EduardoJaramillo.„Colonización,Coca yGuerrilla“,Alianza EditorialColombiana,Bogotá,Kolumbien,1989.S.3-4:„Kolumbien
war und ist ein Land der Regionen. Das was in diesem Zusammenhang aufzuzeigen ist, ist, daß der Umstand seiner produktiven
Beschäftigung und die Entstehung einer stabilen Besiedlung ein ungleicher und nicht fortlaufender Prozeß ist, der in seiner radikalen
Asynchronie der regionalen Geschichte ausgedrückt wird, die als einen ihrer Effekte die Koexistenz von wirtschaftlichen, sozialen und
politischen Prozessen indem selben nationalen Raum hat,dieverschiedene Ausprägungen derEntstehung vonstabilen Besiedlungen zeigte.“
6 Francisco Leal Buitrago, zitiert von Kurtenbach, in: „Das politische System des Klientelismus“ 1990. S. 21-46: „Beide Parteien waren
sektiererisch und schlossen ihren jeweiligen Gegneraus.Sieartikulieren sich in politischen Subkulturen,diedas Herrschaftssystem aufder
Grundlage aufrecht erhielten, daß die Spaltung in Parteien die einzige und wichtigste der Gesellschaft sei. Die Tendenz zu
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und auch dieBauern und Arbeiterwurden in diesen blutigen Konflikt involviert. Zu Beginn dieses

Jahrhunderts erlebte Kolumbien die zerstörerischste lokale und regionale Auseinandersetzung, die

zwischen 1899und 1902mehrals150.000Opferwährend „des Krieges dertausend Tage“ forderte.

Es folgten 40 Jahre der relativen Ruhe und politischen Passivität, die gelegentlich Konflikte durch

das Eintreten Kolumbiens in die internationale W irtschaft, die wachsende Urbanisierung, die

verspäteteIndustrialisierung,dieNeuverteilung des Landes und dieVerarmung einergroßen M asse

der Bevölkerung hervorrief. Diese Situation fand ihren Höhepunkt in der Ermordung des liberalen

politischen FührersJorge EliecerGaitán,im Jahre1948,und hatteeinen bisdahin nichtgekannten

bewaffneten Konfliktderpolitischen Parteien zurFolge.AlsKonsequenz hieraufmußten Tausende

von Bauern ihr Land verlassen und in neue Siedlungsgebiete ziehen. Die sogenannte Periode „La

Violencia“schwächtenoch mehrdieVermittlungsfähigkeitderliberalen und konservativen Vertreter

und führtezu einem Putsch des M ilitärs,um diese EskalationderGewaltzu stoppen.Nach Ende der

M ilitärregierung im Jahre 1957 und dem darauffolgenden „Pakt“ der beiden politischen Gruppen,

der „Nationalen Front“ (Frente Nacional), begann eine neue Phase in dieser Gewaltspirale, deren

Ursachen aufden Beginndieses Jahrhundertszurückzuführen sind.

Nach Aussagen vonCarlos M edina Gallego wurde im Zuge dieses neuen politischen Prozesses,„die

Auseinandersetzung derParteien beendetund über einen Zeitraum von 16 Jahren eine M öglichkeit

zurVersöhnung eingeleitet,in denen sich diezweipolitischen Parteien gegenseitig ablösten und sich

inersterLiniedieadministrativen Aufgaben vonvornherein teilten,mitdem Ziel,dieVoraussetzung

einervollständigen politischen Stabilitätzu schaffen,diediewirtschaftliche und sozialeEntwicklung

des Landes garantieren sollte.“7 Es wurden Reformen vorangetrieben,insbesonderedieAgrarreform,

und große Erwartungen bei der ländlichen Bevölkerung geweckt, die wie keine andere unter der

Gewalt des Zweiparteienstreits gelitten hatte. Trotzdem stand die „Frente National“ - wie Leal

Buitrago in seinem Buch „Estado y política en Colombia“ gezeigt hat - in W irklichkeit vor dem

wirtschaftlichen Ruin. Die niedrigen Kaffeepreise, der Beginn des Abbaus der Substitution des

einfachen industriellen Sektor und das Steuerungleichgewicht erschwerten von Anfang an die

Funktion einer bürokratischen Integration des Staates. Diese wirtschaftlichen Bedingungen

verhinderten dieEntwicklung eines politischen Projektes,das dazu beitragen sollte,neue sozialeund

politische Bedingungen zu schaffen,welche dieNation dringend benötigte. Zudem handelte es sich

zwarum einen „Paktzwischen den Parteien“,jedoch wares kein „Paktmitden sozialen Gruppen“,

Zweiparteienkoalitionen bildeteeinen wirksamen M echanismus,dieKonflikteabzuschwächen,dievonderParteifraktionierung aufgrund der
regionalen Aufspaltungen und dem ausufernden politischen Sektierertum herrührte.“
7 Carlos M edina Gallego.„Autodefensas,paramiliatares yNarcotráfico en Colombia“.Documentos Periodísticos.Bogotá,Kolumbien,1990.
S.127.
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ein Grund,weshalb einige W issenschaftlerin derAnsichtübereinstimmen,daß in dieserPeriode die

Gewalt im Lande zunahm, die wir bis Ende dieses Jahrhunderts vorfinden. Bruce M ichael Bagley

betont in seiner Analyse über „Colombia y la guerra contra las drogas“, daß „die restriktiven

politischen M aßnahmen, die von beiden Parteien zur Zeit der Nationalen Front (1958-1974) und

deren Verlängerung (1974-1986)übereinstimmend ergriffen wurden,lediglich derherrschenden Elite

derliberalen und konservativen Parteieine effektive Beteiligung am Regierungssystem ermöglichten,

während allen anderen in der M odernisierungsphase aufstrebenden sozialen Kräften der Zugang

verweigertwurde.“8 AlsAntwortaufdiese Einschränkung demokratischerwieauch wirtschaftlicher

Partizipation bildeten sich innerhalb der Nationalen Front eine Vielzahl von teils kurzlebigen

Guerrillagruppen, politischen Bewegungen und Hilfsorganisationen. So entstanden folgende

Gruppen: ANAPO; die revolutionäre liberale Bewegung -M ovimiento Revolutionario Liberal- ,

M RL, [1962]; die Arbeiter-Studenten und Bauern Bewegung -M ovimiento Obrero Estudiantil y

Campesino- , M OEC [1961]; die bewaffneten revolutionären Streitkräfte Kolumbiens -Fuerzas

Armadas Revolucionarias de Colombia- , FARC, [1963-1964]; das nationale Befreiungsheer -

Ejército de Liberación Nacional-, ELN, [1964-65]; die Volksbefreiungsarmee -Ejército Popular de

Liberación, EPL, [1967]; die freie Bewegung der kommunistischen Partei -M ovimiento Libre del

Partido Comunista-, PCC -M L-, [1964]; die Vereinigte Front -Frente Unido- [1965]; die M OIR

[1969], sowie die Konföderation der Arbeitern Kolumbiens -Confederación de Trabajadores de

Colombia-, CSTC, [1964] und die nationale Vereinigung der organisierten Bauern -Asociación

Nacionalde Usuarios Campesinos-,ANUC,[1967].

DieGewaltalsAusdruck derSuche nach politischer,wirtschaftlicherund sozialerPartizipationhatte

die Schwächung der bestehenden M achtverhältnisse und einen Legitimitätsverlust des Staates zur

Konsequenz,und dieserwarwederin derVergangenheitnoch in derGegenwartin derLage,seine

Legitimität oder sein Gewaltmonopol wiederzuerlangen. M it dieser Problematik einhergehend sieht

sich Kolumbien mitderHerstellung,dem Handelund derVermarktung vonDrogen konfrontiert.Die

Faktoren hierfür sind vielschichtig. Einer ist sicherlich in der in den 60er Jahren beginnenden

Auswanderungsbewegung von Kolumbien in die Vereinigten Staaten, verbunden mit dem

anwachsenden Drogenkonsum sowohlinNordamerika alsauch inEuropa zu sehen.Des weiteren ist

die Existenz eines staatlich bereiteten Nährbodens für eine illegale W irtschaft während der 70er

Jahre zu nennen. In den 80er Jahren trat dann die Situation der durch die Abwanderung der

permanent von Todesschwadronen bedrohten Bauern zutage, deren brachliegendes Land nun zum

Drogenanbau genutzt wurde. Und schließlich im letzten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts ist eine

8 Bruce M ichaelBagley.„Colombiaylaguerracontralas drogas“,in:„Economíaypolítica delnarcotráfico.“Ediciones Uniandes,CEIund
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weitere Verschlechterung der sozialen wie wirtschaftlichen Verhältnisse, die Korrumpierung des

Staates durch die Drogenkartelle, das Kollabieren der öffentlichen Ordnung durch die sprunghafte

Zunahme von M assenmorden und M assakern,welche nurweitererepressive M aßnahmen gegen die

Zivilbevölkerung zurFolge hatten zu beobachten.9

An der Schwelle zum 21. Jahrhundert nun erlebt die kolumbianische Gesellschaft eine weitere

Eskalation derGewaltseitens derverschiedenen sozialen Akteureund des Staates, der gegen seine

eigenen Institutionen und gegen die Zivilbevölkerung vorgeht. Obwohl die sogenannten

Todesschwadrone bereits im Jahre 1978 zum ersten M al in das Bewußtsein der Öffentlichkeit

rückten, wuchs die Zahl der von ihnen vollzogenen Hinrichtungen stetig an und kostete in den

folgenden zehn Jahren 3.500 M enschen das Leben,und dieZahlderVerschwundenen stieg im Jahre

1992 auf1.500 Personen an.10 Im Jahre1987 verwies derdamalige Regierungsministerund spätere

Präsident der Republik, César Gaviria Trujillo, vor dem Kongreß auf die Existenz von 140

paramilitärischen Gruppen im Land.11 Gleichzeitig gestand erdieUnfähigkeitdes Staates ein,diese

Gruppen zu bekämpfen, aufgrund der Art und W eise ihres Vorgehens und fehlender staatlicher

Präsenz in den von ihnen beherrschten Gebieten.12 In derPresse hattesich unterdessen dieM einung

durchgesetzt, daß die Todesschwadrone von staatlicher Seite unterstützt wurden.13 Aufgrund der

Ausweglosigkeit dieser Situation, dem nicht erklärten Krieg in Kolumbien mit seinen ständigen

M assakern, terroristischen Aktionen, Entführungen und dem Verschwinden von M enschen14,

wachsen einerseitsdieÄngstein derZivilbevölkerung und bilden sich andererseitsRegierungen,die

sich - angesichts fehlender sozialer Lösungen - auf eine repressive Politik zurückziehen, die den

CEREC.Bogotá,Kolumbien,1990.S.175-233.
9 Carlos M edina Gallego.„Autodefensas,paramilitares yNarcotráfico en Colombia“.Documentos Periodísticos,Bogotá,Kolumbien,1990.
S.270:„DerDrogenhandelführtezu M assenmorden und Dynamiteinschlägen gegen staatliche Funktionäre.“
10 AmnistíaInternacional.„Desapariciones forzadas yhomicidios políticos.La crisisde los derechos humanos en los noventa“.M anualpara
laacción.M adrid,España,1994.S.39.
11 AmnistíaInternacional.„Desapariciones forzadas yhomicidios políticos.La crisisde los derechos humanos en los noventa“.M anualpara
laacción.M adrid,España,1994.S.40:„DerUrsprung vielerdieserOrganisationen istin den zivilen Gruppen der Śelbstverteidigung̀ zu
finden. Diese wurden von den bewaffneten Kräften Kolumbiens, als Hilfskraft für die reguläre Armee im Kampf gegen die Guerrillas
errichtet. Die Kommandanten der Brigade der Armee und die Führungsgruppe der Brigade sowie die Batallione in den Konfliktzonen
rekrutierten, bewaffneten, schulten und hielten sich an die paramilitärischen Gruppen der Śelbstverteidigung̀  während ihnen die
Großgrundbesitzer,dieIndustriellen und danach dieDrogenhändlerwirtschaftliche Unterstützung zukommen ließen.“
12 Gabriel M urillo Castaño. „Narcotráfico y política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo“, in: „Narcotráfico en
Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales“.TM  Editores-Uniandes.Bogotá,Kolumbien.2.Aufl.1995.S.
198-276.
13 Jorge Child.Diario„ElEspectador“.19.08.1989.S.3A.
14 Seit 1989 sind M assenmord oder M assaker der Land- und Dorfbevölkerung die wichtigsten Gründe für die hohe Sterblichkeitsrate in
Kolumbien.Obwohldiese Verbrechen seitM itteder80erJahreverübtwerden,stieg dieZahlderM assakerim Jahre1990 auf124 Aktionen,
beidenen 664 Personen ihrLeben verloren. Eine gegenläufige Bewegung ist in bezug auf die Zahl der Opfer und die verübten Taten zu
verzeichnen, denn obwohl die Zahl der Opfer gesunken ist, stieg die Zahl der Verbrechen. Beispielsweise wurden 1996 110 M assaker
registriert, bei denen 572 Personen starben, während 1997 114 M assentötungen mit 563 Toten ermittelt wurden. Antioquia ist der
gefährlichste Verwaltungsbezirk Kolumbiens gefolgt von den Städten Bogotá und Cali. Nach Angaben der Leitung des Amtes für
Kriminalforschung (DIJIN)wurden in den vergangenen 11 Jahren in Kolumbien 278.208 M enschen ermordet.DieZahlderErmordeten in
Kolumbien sind wiefolgt:1987 21.129 Personen;1988 stieg diezahlauf21.191;derAnstieg derZahlbegann im Jahre1989 als23.384
Personen starben;1990 verloren 24.308 M enschen ihrLeben;ihren HöhepunkterreichtedieZahlim Jahre1991 mit28.284 Toten.In den
zweifolgenden Jahren wurden ähnlich hohe Zahlen registriert:im Jahre199228.244und 199328.173Tote.Im Jahre1994 fieldieZahlauf
26.828,weiterfieldieZahlim Jahre1995 auf25.398,dagegen stieg dieZahlim Jahre1996 erneutan auf26.642 Tote.W ährend im Jahre
1997 24.647 Personen beidieserArtvon Verbrechen ums Leben kamen,was impliziert,daß in Kolumbien jeden Tag durchschnittlich 68
M enschen ermordetwerden.Diese Daten beruhen aufVeröffentlichung derLeitung des Amtes fürKriminalforschung (DIJIN)inKolumbien.
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Rechtsstaat,wieervon derNationalverfassung ursprünglich aufgezeigtwurde15,in Gefahrbringen.

So tauchtKolumbien im lateinamerikanischen Kontext als die einzige Nation auf, die am illegalen

Drogenmarkt,dem Anbau,derProduktion,dem Transport,derVerteilung und derVermarktung der

drei wichtigsten narkotischen Substanzen beteiligt ist, welche aus M arihuana, Koka und M ohn

hergestelltwerden.

2.1.2.  DietraditionelleVerwendung,M ißbrauch und Bekämpfung derKoka

Obwohl der Anbau und die Verwendung -mambeo oder das Kauen der Kokablätter- in

Lateinamerika beiallen Indianern traditionellgleichsam verankertwar,istdieVerwendung beiden

UreinwohnernPerus und Boliviens hierbeiim Vergleich zu denen inKolumbien wesentlich deutlicher

ausgeprägt. Die Inkas bekamen die Koka von M ama Ocllo und M anco Capac, den Gründern des

Inkareiches,während es in den kolumbianischen Anden Bochica war,„deraufdem W eg durch die

Hochebene den Indianernam Fluß Chicamocha den Anbau lehrte,welche dieLieferanten derBlätter

an dieM uiscas wurden [...]In den Tempeln von Sogamoso und Chíaverwendeten diePriesterdiese

Blätter in großen Ritualen [...] Der W issenschaftler José Pérez Barradán zeigt, daß einige Statuen

der San Augustin Kultur runden Auswuchs der W angen aufweisen, die er für Zeichen für

Kokablätterhält.“16 DerbreiteKonsum derKokablätterwarsomitin diesen indianischen Kulturen

nicht verbreitet und entstand erst durch die Besteuerung und den Anbau der Koka während des

Kolonialismus, als die Blätter zu einem wirtschaftlichen Faktor wurden.17 Obwohl jene

Indianerstämme,welche sich aufden Schmuggelund den HandelderBlätterspezialisierthatten,in

der Literatur früh Erwähnung fanden, lassen sich die W urzeln illegaler Drogengeschäfte in

Kolumbien nicht nur kulturhistorisch belegen, sondern finden sich auch in der Entwicklung einer

illegalen W irtschaft, die sich bis in die Periode der spanischen Konquista zurückverfolgen läßt.

Parallelzum Schmuggelvon Smaragden und Gold schlugen dieneuen Kolonisatoren derspanischen

HalbinselProfitaus dem Handelmitden Kokablättern.

15 Im ersten TeilderNationalen Verfassung,in dem die grundlegenden Prinzipien zu finden sind, heißt es: „Artikel 1. Kolumbien ist ein
sozialer Rechtsstaat, der als einheitliche, dezentralisierte, mit autonomischen Verwaltungsbereichen, demokratische und pluralistische
Republik organisiert ist, die durch die Achtung der M enschenwürde, die Arbeit und die Solidarität der M enschen in dem Land und die
W ichtigkeitdes allgemeinen Interesses getragen wird.Artikel2.DieM achtderRepublik wurde eingesetzt,um allein Kolumbien lebenden
M enschen zu schützen,insbesondereihrLeben,ihreEhre,ihrHab und Gut,ihren Glauben und darüberhinaus ihreRechteund Freiheitund
um dieRealisierung derPflichten des Staates und derBürgerzu sichern.“„ConstituciónPolítica de Colombia“.TEM IS,Santaféde Bogotá,
Kolumbien,1991.S.8.
16 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacoca“ PercepciónLtda.M edellín,Kolumbien,1984.S.17.
17 Jorge Child und M ario Arango. „Narcotráfico: imperio de la coca“ Percepción Ltda. M edellín, Kolumbien, 1984. S.17. Die Autoren
zeigen, daß „dank der spanischen Konquistadoren und Kolonisatoren wurde ein immenser Teil der indianischen Bevölkerung
drogenabhängig.DieGiernach GeldveranlaßtedieKonquistadoren den Kokaanbau auszuweiten,aufKosten des Bergbaus und des Goldes
[...]Felipe IIerließ einige drastische Gesetzegegen diespanischen Drogenhändlerund Kultivatoren im Jahre1560,1563und 1569“.
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Die Koka war legal und wurde darüber hinaus während des 18. und 19. Jahrhunderts nicht

kontrolliert. Die ersten Kontrollmaßnahmen wurden 1920 mit den Gesetzen Nr. 11 und Nr. 118

ergriffen, mit denen der Import und Verkauf von Drogen, die „verderbliche Gewohnheiten“

hervorrufen, kontrolliert wurde. Im Jahre 1936 widmete sich das kolumbianische Strafgesetzbuch

diesem nun strafbaren Verhalten. Hauptaugenmerk wurde gelegt auf „die Herstellung, die

Verteilung, den zugelassenen wie illegalen Verkauf, wie auch den Betrug mit narkotischen

Substanzen oder deren Konservierung für selbige Ziele.“18 Erst im Jahre 1938, als die Regierung

unterOspina Pérez dieGenferKonventionen derJahre1925 und 1931 unterschrieben hatte, erließ

das nationale Gesundheitsamt die Resolution Nr. 11, nach der man „seit der Gültigkeit dieser

Resolution Kokablätter nur noch in autorisierten Apotheken und Drogerien auf Rezept erhalten

konnte.“19 Eine weitereVerschärfung derKontrollen derKokaplantagen vollzog sich im Jahre1941,

alsdas Arbeitsministerium durch dieResolutionNr.578 verfügte,eine Erhebung derKokaplantagen

durchzuführen und den Anbau vonneuen Pflanzen zu verbieten.Lautstatistischen Angaben verteilte

sich dieProduktion von Koka in dieserDekade wiefolgt:Cauca 4.000 Hektarin 22 Gemeinden mit

einerProduktioninHöhe von127.978 kg,Huilastelltein fünfGemeinden 83.200 kg her,Santander

del Sur baute in sechs Gemeinden 125.000 Bäume an und Boyaca produzierte 200 kg in drei

Gemeinden.“20

Seitdem dientederinternationaleDruck alsAntrieb fürdieErlassung von Kontrollmaßnahmen über

den Anbau und dieProduktion von narkotischen Substanzen.In diesem Zusammenhang wurden die

Gesetze Nr.6von1945und Nr.45von1946und das DekretNr.2127 von1946 erlassen,mitdenen

die Bezahlung in Naturalien untersagt, der Anbau der Kokapflanze bestraft und Arbeitgebern

verboten wurde, Gehälter mit Koka zu bezahlen. Die ersten Proteste, an denen sich Bauern,

Landbesitzer und Geschäftsleute beteiligten, um die Zerstörung des Kokaanbaus zu verhindern,

richteten sich gegen die Erlassung des Dekrets Nr. 896, mit dem im Jahre 1947 die Kontrollen

verschärftwerden sollten,was mitden bisherigen Gesetzen nichterreichtwerden konnte.Dieses als

erstes Antidrogenstatut angesehene Dekret mußte aufgrund des ausgeübten Drucks verschoben

werden und geriet dann später in Vergessenheit.21 Nach Angaben von Child und Arango tauchten

schon in den 50erJahren,„dieKultivatoren von Koka mitnichtvorhersehbarerpolitischerKraftin

derCauca auf[...]Gleichzeitigerhöhtesich derAnbau,und im Jahre1959wurde inM edellineinmit

18 Plan Nacional„Compromiso de Colombiafrentealproblema mundialde la droga“.Imprenta Nacional.Santaféde Bogotá,Kolumbien,
September1995.S.63.
19 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacoca“.PercepciónLtda.M edellín,Kolumbien,1984.S.270.
20 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacoca“.PercepciónLtda.M edellín,Kolumbien,1984.S.270.
21 Im Jahre1947erließ derPräsidentOspina Pérezdas Dekret1472vom 30.April1947,durch das dieM aßnahmen überdieZerstörung des
Kokaanbaus gemäß Dekret896verschoben wurden.
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Havanna in Verbindung stehendes internationales Drogennetz aufgedeckt,welches zum Exportvon

Heroinund Kokaindiente.“22

In den 60erJahren verdrängteM arihuana das Kokain alsbeliebtesteDroge derwestlichen W elt.Zu

Ende des Aufschwungs des aus Uraba in Kolumbien exportierten M arihuanas um das Jahr 1974

verlagerten sich dieDrogenschmuggelringe weitersüdlich nach M edellin,um mitdem Kokainhandel

zu beginnen,welcherEnde der70erJahreeine Renaissance erlebte.M itsteigenderNachfrage in den

Vereinigten Staaten erhöhten sich die Importe von Kokapaste aus Bolivien und Peru nach

Kolumbien. In den dünner besiedelten kolumbianischen Grenzgebieten zu Peru entstanden

Laboratorien -cocinas-,in denen dieKokapastezu Kokain verarbeitetwurde.Hierbeibedienteman

sich des W issens von M itgliedern chilenischer Kokainschmugglerbanden, welche nach dem

M ilitärputsch im Jahre 1973 aus dem Nachbarland vertrieben worden waren. Im Jahre 1977

präsentierte die amerikanische Drogen Bekämpfungsbehörde - Drug Enforcement Agency DEA-,

einen als „M edellin Trafficking Syndicate“ bezeichneten Bericht, in dem der Umfang des Handels

und die Struktur dieser kriminellen Organisation aufgezeigt wurde.23 Den Umfang des in die

Vereinigten Staaten geschmuggelten Kokains bezifferte die DEA im Jahre 1976 mit circa 14-19

M etertonnen Kokain, der bis zum Jahre 1982 auf 45 eingeführte M etertonnen anstieg. Das

sogenannte Syndikat von M edellin, im allgemeinen Sprachgebrauch als „M edellin-Kartell“

bekanntgeworden,widmetesich seitden 80erJahren nichtnurdem Exportdes GroßteilsvonKokain

aus Kolumbien in die Vereinigten Staaten, sondern wurde auch für eine Serie von Terrorakten

verantwortlich gemacht,diezum M achterhaltaufdiesem hartumkämpften M arktdienten.

TrotzbestehenderorganisierterExportstrukturentwickeltesich Anbau und Herstellung,vorallem in

Kolumbien, in zwei verschiedene Richtungen. Einerseits förderten die Drogenhändler den Anbau,

verteilten dieSamen und bezahlten hohe Preise fürdieProduktion.Andererseitskauften sieLand bis

zur „frontera agrícola“, d.h. bis zur Grenze des Gebietes, welches landwirtschaftlich nutzbar

gemachtwerden kann,um dortLaboratorien zu errichten und eigenen Anbau zu betreiben.Dievon

Sergio Uribe Ramírez durchgeführte Untersuchung über „den illegalen Anbau in Kolumbien“

unterscheidetden existierenden Kokaanbau nach zweiGruppen:DerAnbau mitkommerziellem Ziel

und der Anbau durch bäuerliche Familien24, „charakterisiert durch den Einsatz von moderner

22 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacoca“.PercepciónLtda.M edellín,Kolumbien,1984.S.130.
23 Bruce M ichaelBagley.„Colombiaylaguerracontralas drogas“,S.182,zitiertden Berichtdes SelectCommitteeonNarcotics Abuse and
ControlvonAugust1977,indem es heißt:„DerKokainhandelwirddominiertvondisziplinierten Syndikaten [...]Einige sindorganisiertwie
multinationaleUnterweltorganisationen,dieineiner vertikalen Strukturvon den schwarzen Laboren in Kolumbien biszu den Verteilern in
den Vereinigten Staaten aufgebaut sind. Dies hat zum Ergebnis, daß in Kolumbien eine weite und aggressive kriminelle Organisation
entstanden ist,dieden gesamten südamerikanischen Handeldominiert.“
24 Sergio Uribe Ramírez. „Los cultivos ilícitos en Colombia. Extensión, técnicas para la producción y rendimientos. M agnitud de la
industria“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social“.ArielCiencia Política.Santaféde Bogotá,1997.S.
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Technologieim Gegensatzzum traditionellen Anbau,des weiteren durch den unterschiedlich großen

Ertrag und derEinstellung zusätzlicherArbeitskräfteim kommerziellen Sektor.“25

Das Fehlen einer statistischen Tradition in Kolumbien und die Illegalität des M arktes führen zu

unterschiedlichen bis widersprüchlichen Schätzungen über den Anbau, die Herstellung und die

Gewinne aus dem Handel mit Kokain. Das heißt, daß diese Schätzungen die wirklichen Zahlen

bagatellisieren oder übertreiben, außerdem sind die verwendeten M echanismen für die M essung

unterschiedlich und daher wenig vergleichbar.26 Trotz dieser Unzulänglichkeiten lassen die

Erhebungen seit Beginn der 80er Jahre einen bedeutenden und konstanten Anstieg der

Kokaanbauflächen erkennen. Für die 90er Jahre lautet die Schätzung der „Policía Antinarcóticos“

von Kolumbien wiefolgt:„Im Land wird eine ständige Ausbreitung des Kokaanbaus registriertmit

37.500 Hektarim Jahre1991;37.100 im Jahre1992;39.700 im Jahre1993;45.000 im Jahre1994;

50.900im Jahre1995und 67.200Hektarim Jahre1996.27

Tabelle1:Ausbreitung des Anbaus seit1991.Konzentrationdes Anbaus infolgenden Departments

5 1991 1992 1993 1994 1995 1996 %  W echsel 95-
96

Guaviare 21.400 22.900 24.100 26.300 28.700 38.600 + 34%

Caqueta 8.600 8.400 9.300 11.700 15.600 21.600 + 38%

Putumayo 2.200 2.400 4.000 5.000 6.600 7.000 + 6%

San Lucas 5.300 3.400 2.300 2.000

TO TAL 37.500 37.100 39.700 45.000 50.900 67.200 + 32%
Quelle:Policíanacional,DirecciónAntinarcóticos,aufderGrundlage vonSatelliteninformationen

In der Konsequenz bedeutet dies, daß die kolumbianischen Drogenorganisationen bei Anbau und

Herstellung eine weitreichende Autarkie erreicht haben. Des weiteren zeigen die Untersuchungen

35-135. „[...] der Anbau wird zwei Gruppe gemäß ihrer Ziele unterschieden: die Bauern als Produzenten, die sich gezwungen sehen
M arihuana,M ohnpflanzen oderKoka anzubauen,alseinziges M ittel,um wirtschaftlich überleben zu können,und derkommerzielleAnbau,
derdirektden Anforderungen fürdieLieferung an Grundmaterialan dieillegaleDrogenindustrieentspricht“.
25 Sergio Uribe Ramírez. „Los cultivos ilícitos en Colombia. Extensión, técnicas para la producción y rendimientos. M agnitud de la
industria“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político ysocial“.ArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,
1997.S.35-135.„DerkommerzielleAnbau istvorwiegend lokalisiertim Amazonasgebietin den DepartementsCaqueta,Guaviare, M eta
und Putumayo,Dieserbestehtaus Plantagen übereine Größe von mehr als zwei Hektar mit Erträgen zwischen 1,6-2,8 kg Kokabase pro
Hektar/Ernte,mitmehr als fünf Ernten im Jahr unter Einsatz von Technologien. Für die Erhaltung dieser Ernte werden in der Plantagen
zusätzliche Arbeitskräfte außerhalb der Produktionseinheit benötigt.“ Uribe Ramírez folgert, daß zwischen 33.400 bis 44.800 Hektar
existieren,diealskommerziellerAnbau bezeichnetwerden können.AndererseitsistderKokaanbau durch dieBauern,derim Rahmen des
familiären W arenkorbs fürBauern alseine Art H́ilfsanbau`betrachtetwird,in allen Regionen des Landes verstreut,sein Ausmaß variiert
zwischen 100Pflanzen biszu dreiHektarmiteinem Ertrag vonwenigerals2kg Kokabase proHektar/Ernteund maximal4Ernten im Jahr.
26 Uribe Ramírezzeigt,daß jede Institution eine unterschiedliche Schätzung überdieGröße derKokaanbaufläche registriert.So heißtes in
dem Nationalen Plan von 1995, daß zwischen 35-38.000 angebaute Hektar existieren. In dem COM PES-Dokument über die Alternative
Entwicklung, von 1995, wird von 40.000 Hektar gesprochen, in dem Bericht der Dublin-Gruppe am Ende des Jahres 1994 wird
dokumentiert, daß die mit Koka angebaute Fläche bis zu 80.000 Hektar erreicht, während die Schätzung des Bureau of International
Narcotics and Law EnforcementAffair(INL)im Jahre1994den Anbau übereine Fläche von45.000Hektarangibt.Uribe Ramírezziehtden
Schluß, daß die Angaben über die Hektar und die jährliche Produktion größer sein könnten, wenn der Einsatz der Technologie und der
kommerzielleAnbau,derfürden größten Teildes Drogengeschäftes verantwortlich ist,berücksichtigtwürden.
27 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación de la Dirección Nacional de Estupefacientes. “Política Antidrogas en Colombia.
SeguimientoalPlan Nacional Ćompromiso de Colombiafrentealproblema de ladrogà„.Santaféde Bogotá,Kolumbien,Dezember1997.
S:4-5.Es wirddieTatsache erwähnt,daß dieSchätzung überden illegalen Anbau aufgrund deroffensichtlichen FehlerderGrößenordnung
in derSatelitenüberwachungstechnik nichtalspräzise Bezugszahlherangezogen werden kann.Es sollhervorgehoben werden,daß sich die
GebietemitgrößterKonzentrationdes Kokaanbaus inden DepartementsGuaviare,Putumayo und Bolivarbefinden.
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nicht nur ihre Fähigkeit auf, sich an neue Gesetze und den jeweiligen Umfang politischer

Bekämpfung anzupassen, sondern auch ihr Potential, eine äußerst produktive, sich flexibel den

jeweiligen Gegebenheiten anpassende, illegale Industrie zu errichten. So erscheint es nicht

verwunderlich, daß Kolumbien somit an zweiter Stelle der kokaproduzierenden Länder in der

Andenregionsteht,nach Peru,abernoch vorBolivien.28

Tabelle2:Kokaproduzierende LänderinSüdamerika

1992 1993 1994 1995 1996

Gesamt Hektar in
derRegionen

211.700 195.700 201.700 214.800 209.700

Peru 129.100 108.800 108.600 115.300 94.400

Bolivien 45.500 47.200 48.100 48.600 48.100

K olum bien 37.100 39.700 45.000 50.900 67.200
Quellen: Policía Antinarcóticos in: „Política Antidrogas Kolumbiens. Seguimiento al  plan nacional ́Compromiso de Colombia frente al
problema del la drogá“ Subdirección de Análisis Estratégico e Investigativo de la Dirección Nacional de Estupefacientes. Kolumbien.
Dezember1997.S.9

Es kann festgestelltwerden,daß derKampfgegen die Koka von drei verschiedenen Seiten geführt

wird: 1. die strafrechtliche Verfolgung, mit der man versucht, die Kapazität der den M arkt

kontrollierenden Organisationen zu beschränken;2.dieprophylaktische Ausrottung derPflanzen per

Hand bzw.durch Sprühflugzeuge,mitHilfedererderAnbau und dieProduktion bekämpftwerden;

3. das Angebot einer alternativen Entwicklung, welches durch veränderte Bedingungen die in den

illegalen Anbau verwickelten Bauern motivieren soll, sich wieder der legalen Landwirtschaft zu

widmen. Erstmalig war es die Regierung des Präsidenten Belisario Betancur, die nach der

Ermordung des Justizministers Rodrigo Lara Bonilla im Jahre 1983 einen offensiven Krieg gegen

den Drogenhandelführteund unterEinsatz von Sprühflugzeugen Pflanzenvernichtungsmittel gegen

den Kokaanbau einsetzte, sowie das Ausreißen per Hand durch die Antidrogenpolizei vorantrieb.

ObwohldieKampagne in den Jahren 1986 bis1994 nichtkonstantdurchgeführtwurde,nahm,man

Ende 1994dieVernichtung erneutwiederauf.Indiesem Zusammenhang istanzumerken,daß es sich

bei Kolumbien um das einzige Land Lateinamerikas handelt, das Herbizide im Kampf gegen die

Kokaproduktion einsetzt. Doch nach den Protestmärschen der Bauern in der Region Caqueta im

Jahre 1995 beendete die Regierung Samper in einigen Regionen des Landes die Vernichtung der

Kokapflanzen durch Sprühflugzeuge.

Obwohldas „Prinzip derAusrottung“ diewesentliche Strategieim Kampfgegen dieKoka warund

ist, sind die Resultate nicht zufriedenstellend. Dies ist auf den M angel an M itteln für ein

kontinuierliches und territorial übergreifendes Vorgehen zurückzuführen. Oberst José Leonardo

28 In den 80er Jahren war Kolumbien kein wichtiger Kokablätterproduzent. Die statistischen Zahlen bestätigen, daß Kolumbien sich von
einem Kokablätterund KokapasteImporteurzu einem wichtigen Produzenten wandelte.
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Gallego,derzeitigerDirektorderAntidrogenpolizeiKolumbiens,sagtein einem Interview in Bogotá,

daß „die in jener Gegend eingesetzten Spezialeinheiten festgestellt haben, daß die Vernichtung der

Koka-und M ohnpflanzen perLuftoderdurch den kontrollierten Einsatzvon technischen M itteln die

zahlreichen existierenden Anbauflächen zerstört.Die Realität sieht jedoch so aus, daß im Hinblick

aufdieGröße des Kokaanbaus und dieTatsache,daß dieVernichtungskampagne nichtkontinuierlich

durchgeführt wurde, eine Zerstörung der ausgedehnten Anbauflächen nicht erreicht wurde. Da

Kolumbien nicht über die notwendigen M ittel verfügt, um mit einer gezielten, territorial

übergreifenden Aktion gegen die diversen Zentren des Kokaanbaus vorzugehen, konnte sich,

während sich dieEinsätze aufeinAnbauzentrum konzentrieren mußten,derAnbau ineinem anderen

weiterausdehnen.“29 Parallelhierzu fanden dieKokabauern M ittelund W ege,ihren illegalen Anbau

gegen die durch die Sprühflugzeuge eingesetzten Pflanzenvernichtungsmittel zu schützen. In dem

Text „Comportamientos y Búsquedas alrededor del narcotráfico“ interviewt M anuel Hernández

einen Kokabauer,derbestätigt:„DieAusräucherung gingweiter.AberdieLeutefinden immereinen

Ausweg füreinProblem;und wenn dieFlugzeuge vorbeiflogen,besprühten siedieKokapflanzen mit

M elasse, um den Anbau vor dem Herbizid zu schützen. W ahrscheinlich, weil die Glucose das

Pflanzenvernichtungsmittelabsorbierte,oderwas weiß ich.DieLeutesuchen sich ihren W eg,um zu

überleben.M ittlerweileistes eine ArtGift,was diePflanzen schützt,aberes istdas,was sich in El

Retiro am besten verkauft. M it diesem Gift besprühen wir die Pflanzen, weil es sich um ein Gift

handelt, das gegen das andere Gift eingesetzt wird. Die Leute wissen bereits, wieviel Benzin ein

Sprühflugzeug tanken und wieweites miteinerTankfüllung fliegen kann.Siesagen also: W enn es

uns achtoderfünfzehn Tage kostet,um weiterin den Regenwald vorzudringen,damitsieuns nicht

ausräuchern,dann tun wirdas.Aufdiese W eise entstehen Abholzungen und neue Einschnittein den

Urwald.“30 Die Vernichtung der Pflanzen durch Sprühflugzeuge wurde nicht nur wegen der

Auswirkung auf die Gesundheit, sondern auch wegen der Zerstörung der bestehenden Ökosysteme

kritisiert. Laut Abadio Green Stocel, Präsident der Nationalen Indianischen Organisation

Kolumbiens (ONIC),„werden mitdem Einsatzvon Glifosato -ein Pflanzenvernichtungsmittel-viele

natürliche Ressourcen vergiftet und die Produktivität des Bodens zerstört. Diese Verschmutzung

gefährdet die Umwelt. Auf der Ebene der direkten Auswirkungen für den M enschen sind bereits

M ißbildungen beiKindern aufgetreten, welche vermutlich auf Ernährungsprodukte zurückzuführen

sind, die durch chemische Substanzen verunreinigt wurden.“31 W enngleich der kolumbianische

PräsidentErnestoSamperim Jahre1995 in seinerRede zurVeröffentlichung des „Plan Nacionalde

29 Leonardo José Gallego.DirektorderAntidrogenpolizeiKolumbiens,wurde von derVerfasserin dieserArbeitam 7.11.1997 in Bogotá,
Kolumbien interviewt.
30 M anuelHernández.„Comportamientos ybúsquedas alrededordelnarcotráfico“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,
político ysocial“ArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.655-656.
31 Abadio Green Stocel,PräsidentderNationalen Indianischen Organisation Kolumbiens (ONIC),wurde von derVerfasserin dieserArbeit
am 28.10.1997inBogotá,Kolumbien,interviewt.
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lucha contra la droga“ seinen W illen zum Ausdruck brachte, den Drogenanbau im Land innerhalb

eines Zeitraums von nicht mehr als zwei Jahren restlos zu beseitigen, wurde das Scheitern dieses

Vorsatzes zum Ende seinerAmtszeitim Jahre1998deutlich spürbar.

Obwohlman dieM achtderzweiwichtigsten Organisationen einzuschränken vermochte,indem man

ihreAnführerverhaftete-wieim Falldes Kartellsvon Caliund derBrüderOchoa aus M edellin -

oderindem man sietötete-wieim Falldes Kartellsvon M edellin mitPablo Escobar-,istes auch

heuteaufderEbene derDrogenverfolgung noch nichtmöglich,das Netzwerk,überdas derillegale

Handel abgewickelt wird, aufzudecken. Die Zahl der in den unerlaubten Handel verwickelten

Personen istimmens und statistisch schwernachweisbar,aberes wird angenommen,daß mindestens

38.200 Familien am bäuerlichen Kokaanbau beteiligt sind, dies entspricht 35,7%  der gesamten

Koka-ProduktioninKolumbien;während derkommerzielleAnbau einen Anteilvon50%  ausmacht.32

Andererseits beteiligen sich in den städtischen Zentren immer mehr Berufszweige am illegalen

Drogenhandel: Chemiker, Geschäftsführer, Piloten. M urillo Castaño erklärte diese Erscheinung,

indem eraufzeigte,daß in Kolumbien seitden 70erJahren ein Urbanisierungsprozeß zu beobachten

sei,dereinerseitszu einerDiversifizierung dersozialen Strukturen führte,andererseitsdieZunahme

sozialerM obilitätbedeutete.DieFolge wareine Verarmung derstädtischen M ittelklasse,diein der

Teilnahme am Drogenhandel eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage sah. W eiterhin zitierte

M urilloCastaño dieStudiederANIF,in welcherderökonomische Niedergang derM ittelklasse klar

herausgestelltwird:„Tendenziellzeigtsich in dersozialen Skala Kolumbiens eine Nivellierung der

M ittelklasse zum unteren Bereich hin, obwohl sich insgesamt vieles verbessert hat. Eine

Homogenisierung ist mehr im Hinblick auf die Verarmung der Angestelltenklasse als auf die

Verbesserung derArbeiterklasse zu verzeichnen.“33

AufderEbene deralternativen Entwicklung knüpfteKolumbien im Jahre1984 mitUN-Projekten an

dieSubstitution des Anbaus in Cauca,Valle del Cauca und Nariño an. Obwohl diese Projekte bis

1995eine Reduktiondes Kokaanbaus inderRegionzurFolge hatten,konntederillegaleM arktnicht

unterbunden werden, da viele dieser Gebiete seitdem in den Sog der entstehenden M ohnindustrie

gelangt sind. Im Jahre 1995 erhielt Kolumbien von der Interamerikanischen Entwicklungsbank

(Banco Interamericano de Desarrollo) für die alternative Entwicklung und den Ersatz der im als

32 Sergio, Uribe Ramírez. „Los cultivos ilícitos en Colombia“. Extensiones, técnicas y teconologías para la producción y rendimientos.
M agnitud de laindustria“in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social“EditorialAriel.Kolumbien,1997.S.
35-135.
33 ErnestoSamperPizano.„La cenicientade laclase media“,in:„CartaFinanciera“ANIF No.46.Juli-September1980,zitiertvon M urillo
Castaño,Gabriel,in:„Narcotráfico y política en ladécada de los ochenta.Entrelarepresión y eldiálogo“,in:„ narcotráfico en Colombia,
dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales“ T.M Editores -Uniandes.Santaféde Bogotá,Kolumbien. 2. Aufl. 1995. S.
207.
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PLANTE bezeichneten „M eisterplan“ registrierten Anbaufläche ein Darlehen. Die für die

Durchführung des PLANTE-Vorhabens verantwortliche Institution (1995-1998)stelltesich jedoch

alseine Einrichtung ohne vorzeigbareResultateheraus.34

Als eine erste Folge der Kokaproduktion auf kolumbianischem Gebiet ist die ökologische

Verwüstung35 von mehrals300.000 HektarW aldgebietund tropischen Regenwald in den Anden zu

nennen. Dort kam es zu einer Verringerung und Zerstörung der biologischen Vielfalt und vieler

bisher unschätzbarer und unerforschter Arten sowie zur Schwächung des Bodens durch Erosion -

bedingtdurch einen VerlustderHumusschicht-und nichtzuletzteinerVerschmutzung des W assers

durch die unkontrollierte Verwendung von Pflanzenvernichtungsmitteln und Chemikalien zur

Herstellung von Kokain und Heroin.36 DieGewaltderDrogenbanden,in den von dem Staat wenig

beeinflußten Regionen sowiedieGewaltin den Städten alsKonsequenz fürdieAuseinandersetzung

zwischen den Drogenkartellen, den kriminellen Organisationen und dem Staat führte einerseits zu

Neubesiedlung und andererseits zu Vertreibungen. Auf soziokultureller Ebene hat sich der

Zusammenhaltunterden einzelnen Gruppen verändert,wobeidieBeziehungen derneuen Siedlerund

Auswandererzu ihrem Umfeld am wenigsten stabilerscheinen.„Schnelles Geld“ machen zu wollen

führte zu einer Veränderung der W erte; für die indianischen Gemeinschaften bedeutete dies im

Hinblick auf die überlieferten traditionellen W ertmaßstäbe eine Art Kulturschock, wie Gilberto

Yafué, Schatzmeister des „Consejo Regional Indígena del Cauca“ bestätigte: „Die indianischen

Kulturen wurden durch ein nichtkapitalistisches W irtschaftssystem charakterisiert.W irhaben kein

D̀ollarzeichen auf der Stirń , und deshalb wurde der illegale Anbau zu einem Zeichen des

Ungleichgewichts erklärt. Eine Person, die Reichtum anhäuft, ist Zielscheibe von Neid, Isolierung

und sogar politischer Ablehnung. Die Folge ist ein Ungleichgewicht, in dem W affengewalt,

wachsenderAlkoholismus und ökonomischerAufstieg Einzelnerdazu führen,daß unserepolitischen

Anführerden gegenseitigen Respektvoreinanderverlieren.“37

2.1.3.  Das M arihuana:Von einem exotischen Phänomen zum illegalen M arkt

Das M arihuana war eine der ersten Pflanzen, die von den Drogenhändlern in den 60er und 70er

Jahren aufkommerzielleArtund W eise genutztwurde.Es handeltsich um eine nichteinheimische

34 Eine Analyse überden ErsatzderAnbauflächen erfolgtandererStelleindiesem Kapitel.
35 Hierwerden nureinige Folgen genannt,weil in diesem Kapitel die negativen Konsequenzen des Rauschgifthandels auf die Ebenen der
Ökonomie,derPolitik,derSozialstruktur,derKulturvertieftwerden.
36 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación. Dirección Nacional de Estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
SeguimientoalPlan Nacional Ćompromiso de Colombiafrentealproblema de ladrogà“.Santaféde Bogotá,Kolumbien,Dezember1997.
S.8.
37 GilbertoYafué,Schatzmeisterdes ConsejoRegionalIndígena delCauca,CRIC,wurde vonderVerfasserindieserArbeitam 10.11.1997
inPopayán,Cauca,Kolumbien interviewt.
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Pflanze,dieKolumbien nach dem Ende des Zweiten W eltkrieges aufgrund des Fehlens der für die

Textilindustrie notwendigen Faser importierte. Auf satirische Art und W eise beschrieben der

JournalistJorge Childund derW irtschaftsfachmann M arioArango den ImportvonM arihuana,seine

Verwendung und den diesbezüglichen politischen Irrtum der kolumbianischen Regierung

folgendermaßen: „In der Geschichte des kolumbianischen Drogenhandels fehlt es nicht an

tragikomischen Seiten.In einer von ihnen spielte die Regierung von M ariano Ospina Pérez (1946-

1950) die Hauptrolle, als der Landwirtschaftsminister mit der Intention den Ausbau der

Textilindustrievoranzutreiben,aus Indien Hanfsamen importierte,diesich -einmalim Lande verteilt

- als eine der besten M arihuanasorten herausstellten.[...] In dem von Professor Pount und einer

nordamerikanischen Beratungskomission ausgearbeiteten „fünfjährigen Landwirtschaftsprogramm“

wurde ein kohärenterPlan formuliert,mitdem versuchtwurde,den Importvon Agrarprodukten zu

ersetzen, insbesondere die in der Textilindustrie verwendeten Fasern.[...] Die W erbekampagne

beinhaltete das Verteilen von 150.000 Flugblättern und 1.400.000 Samenpäckchen. [...] Es stellte

sich heraus,daß diese SortevonCannabisalsBasiseinerTextilfaserkaum geeignetwar,aberdurch

ein excellentes Aroma und einen außergewöhnlichen Geschmack bekanntwurde.Das kuriose an der

Geschichte war, daß zeitgleich mit dem offiziellen Import von Cannabis die Regierung mittels des

Dekretes Nr.896 aus dem Jahre1947 den Anbau und dieVerbreitung derPflanze verbot,und die

Bürgermeister und Amtmänner mit der Zerstörung der vom Landwirtschaftsministerium

subventionierten Anbauflächen beauftragt wurden. Die Gesetzesbrecher hatten mit drakonischen

Strafen zu rechnen.Somitergab sich dieparadoxe Situation,daß dieRegierung einerseitsHanfaus

Indien importierteund andererseitsaberdas M arihuana verbot.W ußten dieAutoritäten nicht,daß es

sich um einund dieselbe Pflanze handelte?“38

Im Jahre 1950 hatte sich M edellin bereits zu einem wichtigen Zentrum des M arihuanahandels

entwickelt.SeitEnde der60erJahre,zwischen 1968 und 1974,wurden dieM arihuanablättermittels

Bananenschiffen aus dem Hafen von Uraba in Antioquia in die amerikanischen M ärkte exportiert.

Aufgrund der Kontrollaktionen durch die nordamerikanische Regierung über die kolumbianischen

Bananenschiffeverlagertesich derillegaleM arktfürM arihuana aufdieHalbinselGuajira,aufdie

SierraNevada de SantaM artaund aufdieSerranillade Perija,diesich alsstrategische Ortefürden

Handel durch die Karibik in die Vereinigten Staaten eigneten. Inzwischen wechselten die

Drogenhändler von Antioquia zum Kokamarkt, während die Großgrundbesitzer der atlantischen

kolumbianischen Küste, sowie die neuen Drogenhändler, die in die oligarchischen Familien der

Region eingeheiratet hatten, sich mit dem illegalen M arihuanahandel befaßten. Es kann

38 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacoca“.PercepciónLtda.M edellín,Kolumbien,1984.S.115-118.
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hervorgehoben werden, daß die Geschichte des Schmuggels in dieser Region bis in die spanische

Kolonialzeitzurückreicht.Nach Angaben einigerW issenschaftlerverstärktsich derkolumbianische

illegale Handel mit M arihuana in den Vereinigten Staaten aufgrund des ausgeübten Drucks der

nordamerikanischen Regierung, den Import aus M exiko und Jamaika zu kontrollieren, sowie

aufgrund derAusrottung derM arihuanaplantagen und des Einsatzes von Pflanzenvernichtungsmittel

durch Sprühflugzeuge inmexikanischen Anbaugebieten.39

Die sogenannte „günstige Konjunktur des M arihuanas“ (Bonanza M arimbera) war eine der

wichtigsten Verdienstquellen an der atlantischen Küste Kolumbiens, da sie W ohlstand und

wirtschaftliche Stabilität in eine Region mit niedriger industrieller Entwicklung im Vergleich zu

anderen Regionen des Landes brachte. Dort „organisierten die neureichen Drogenhändler große

Feste,importierten M ercedes Benz-W agen,kauften den Schutzderlokalen Richter,derPolitikerund

der Zollbeamten und verheirateten ihre Söhne und Töchter mit den traditionellen oligarchischen

Familien der Region.“40 Obwohl, wie Uribe Ramírez zeigt, der M arihuanaanbau weder als illegal

noch alseinPhänomen des Drogenhandelsverstanden wurde,das heißt,es wurde in dieserRegionen

sozial akzeptiert41, konnte während des Höhepunktes des illegalen Drogenhandels ein beachtlicher

Anstieg der Gewalt sowie eine dramatische Auflösung der lokalen Polizei und juristischen

Einrichtungen als Resultat der Korruption und Bestechung verzeichnet werden. W eitere

Konsequenzen dieserillegalen Geschäftewaren,wieBagley zeigt,daß „dielokaleProduktion sank,

alsvieleHektarfürden M arihuanaanbau genutztwurden und dieBauern,dietraditionellen Anbau -

wiezum BeispielBananen -betrieben,aufteureArbeitskräfteangewiesen waren,dieimmerweniger

wurden. Die Inflation wurde besonders durch die Grundstückspreise, für die die Drogenhändler

höhere Beträge boten, vorangetrieben.“42 Es ist anzumerken, daß der Tourismus, eine wachsende

Branche dieser Region, durch Investitionen der Drogenhändler beeinflußt wurde, indem sie diesen

Sektor für die Geldwäsche nutzten. Der M arihuanaanbau unterstützte die Neubesiedlung

insbesonderein derSierra Nevada de Santa M arta durch die Vertreibung der indianischen Völker.

Andererseitswurde das seitJahren unberührteökologische System aus dem Gleichgewichtgebracht,

39 M ario,Arango Jaramillo,zitiertvonRobertLessmann,in:„Drogenökonomieund internationalePolitik“.VervuertVerlag,Frankfurtam
M ain,1996.S.209.
40 Bruce M ichaelBagley.„Colombiay laguerra contra las drogas“,in:„ Economía y política delnarcotráfico“.Ediciones Uniandes,CEI
und CEREC.Bogotá,Kolumbien 1990.S.180.
41 SergioUribe Ramírez.„Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensiones,técnicas ytecnologías paralaproducciónyrendimientos.M agnitud
de laindustria“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social“.EditorialAriel.Santaféde Bogotá,Kolumbien
1997.S.35-135.
42 Bruce M ichael,Bagley.„Colombiaylaguerracontralas drogas“,in:„Economíaypolítica delnarcotráfico“.Ediciones Uniandes,CEIund
CEREC.Bogotá,Kolumbien 1990.S.180.
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nachdem derEinsatzvonSprühflugzeugen mitPflanzenvernichtungsmitteln43 überden Plantagen der

SierraNevada durch dieRegierung Turbay Ayala(1978-1982)genehmigtwurde.

W ährend der Zeit des Aufschwungs wurde geschätzt, daß mehr als 30.000 Hektar M arihuana

existierten.Seitden 80erJahren isteine Reduktion derProduktion von M arihuana alsKonsequenz

aus der Politik der Ausrottung und des W echsels des Drogenkonsumverhaltens auf dem

amerikanischen und europäischen M arkt zu verzeichnen. Ein anderer Grund für die Reduktion des

Exportsvon M arihuana wardiegeringe industrielleVerarbeitung derM arihuanablätter,so daß der

für die Lagerung der Blätter benötigte Raum problematisch war. Außerdem wurde in den

Vereinigten Staaten eine neue, ohne Samen produzierte M arihuanasorte hergestellt, die stärkere

W irkungen im Vergleich zu dem „Colombian Golden“ M arihuana zeigte.

DieSchätzungen überdieangebauten M arihuanaflächen können sehrungenau sein.Uribe bestätigte

diese widersprüchlichen Informationen, indem er zeigte, daß „in dem M eisterplan der Dirección

Nacional de Estupefacientes nicht weniger als 7.000 Hektar von M arihuana geschätzt, und einige

M onaten späterineinem BerichtderDublin-Gruppe inEinklang mitnordamerikanischen Autoritäten

dieSchätzungen auf5.000 Hektarreduziertwurden.“44 W enngleich derM arihuanamarktinden 80er

Jahre verringert wurde, zeigen sich seit den 90er Jahren neue Entwicklungen aufgrund der

technologischen Fortschritte,diedieProduktionvonflüssigem M arihuana und Haschisch ermöglicht

haben.

ÜberdieNetze und kriminellen Organisationen des M arihuanas existieren ebenfallswidersprüchliche

Analysen.Im Gegensatzzu derAnalyse vonAlbertBettermann45 überdiealternative Entwicklung in

Kolumbien,indererzeigte,daß dieM arihuanageschäftevongroßen Organisationen geführtwurden,

behauptetUribe Ramírez,in Einklang mitseinerempirischen Recherche,daß diegroßen kriminellen

Organisationen des Drogenhandelssich wenigfürden M arihuanamarktinteressierten.Dies resultiert

aus der niedrigen Qualität der kolumbianischen Produkte im Vergleich zu den nordamerikanischen

und europäischen Produkten,aus dem großen Volumen der M arihuanablätter - mit Ausnahme von

flüssigem M arihuana -sowieaus dem beschränkten Handelsrahmen.Darüberhinaus kann vermutet

werden, daß ein großer Teil des M arihuanaanbaus durch bäuerliche Familien durchgeführt wird,

43 DieRegierung Turbay AyalaführtealserstedieVerwendung vonPestiziden durch dieLuftzurZerstörung des illegalen M arihianaanbaus
ein.Lauteinigen W issenschaftlernkann diese Lösung alseine Antwortaufden Druck dernordamerikanischen Regierung verstanden werden.
Diese M ethode wurde erfolgreich gegen die mexikanischen Plantagen eingesetzt, so daß die nordamerikanische Regierung die
kolumbianische Regierung zwang,das Giftim Kampfgegen den Drogenhandelzu benutzen.
44 Sergio Uribe Ramírez,. „Los cultivos ilícitos en Colombia. Extensiones, técnicas y tecnologías para la producción y rendimientos.
M agnitud de laIndustria“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político ysocial“.EditorialAriel.Kolumbien,1997.S.
35-135.
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obwohl damit der Anbau mit kommerziellen Zielen nicht ausgeschlossen ist.46 Die Anbaugebiete

befinden sich im Norden des Landes, an der Atlantikküste, wo drei verschiedene Sorten von

M arihuana angebaut werden (Hawainana, Caturra und Colombian Golden), sowie im Süden

Kolumbiens, in den Departements Cauca und Valle del Cauca, in denen Uribe Guerilla-Gruppen

fand, die die Labore sowohl kontrollieren als auch schützen und dafür Geld erhalten, das als

„Kriegssteuer“ oder „Gramaje“ bezeichnet, aber von den Guerillas für Verbesserungen der

Infrastrukturinden Dörfernverwendetwird.

Das Fehlen an wissenschaftlicher Recherche über die kriminelle Organisation des M arihuanas hat

zur Folge, daß die Schätzungen über die Teilnahme der kolumbianischen Drogenhändler an dem

internationalen M arkt ungenau sind, daß die Analysen über die Fähigkeit der organisierten

Kriminalität,den Staatzu destabilisieren,unsichersind und daß derEinfluß derDrogenhändlerauf

regionaler Ebene die notwendigen politischen Entscheidungen gefährdet und von ihrem W eg

abbringt. Diese Aspekte beeinträchtigen die Bestrebungen Kolumbiens, die politische Partizipation

derBevölkerung zu steigern.Unterdiesen Bedingungen erschwertsich dieAufgabe derRegierung,

die unvermeidlichen M aßnahmen zur Kontrolle des aufgrund des technologischen Fortschrittes

wieder wachsenden M arihuanaanbaus zu schaffen. Andererseits entsteht durch den M angel an

Informationen überdieProduktion von M arihuana eine wachsende Ungewißheitüberden nationalen

Konsum,da vermutlich ein großerTeilderProduktion den nationalen M arktversorgt.Dievon der

„günstigen Konjunktur des M arihuanas“ in den 70er Jahren betroffenen Regionen haben bisher

keinen Industrialisierungsprozeß erlebt, was zu einer Verschlechterung der Lebensbedingungen der

Bevölkerung führte. Der Aufschwung des M arihuanas brachte eine kurze Erholung an der

atlantischen Küste mit sich, stellte aber keine Basis für eine stabile und unabhängige legale

W irtschaftdar.

2.1.4.  DerM ohnanbau:Eine neue Problematikinden 90erJahren

Kolumbien istseitdem letzten Jahrzehntdes 20.Jahrhundertsin den illegalen M ohnhandelmitden

daraus hergestellten Heroin- und Latexprodukten verwickelt. Obwohl sich im Jahre 1990 die

erkennbaren M ohnanbauflächen nichtübereine Fläche von mehr als 2.000 Hektar erstreckten und

dieeinzigen betroffenen DepartementsCauca und Huila waren, wurde in dem Zeitraum des ersten

45 AlbertBettermann.„Desarrolloalternativo:informe de proyectos presentados porelgobiernocolombiano“.Interne Dokumenteder
Vereinten Nationen,W ien,1994.
46 Uribe Ramírezschätztdieexistierende angebauteM arihuanafläche auf6.000Hektar,vondenen 3.500 vonbäuerlichen Familien angebaut
werden,mitErträgen von 1.500 M arihuanapfund pro Ernte,und 2.500 Hektardurch den Anbau mitkommerziellen Zielen,deren Erträge
3.000Pfund M arihuanablätterproErnteerreichen.
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von fünf Jahren dieser Dekade festgestellt, daß diese Industrie eine starke W achstumsfähigkeit

entwickelt hatte. Schon für das Jahr 1997 sind die Schätzungen nach Angaben der Antidrogen-

Polizeiauf6.300M ohnhektargestiegen,während derW issenschaftlerUribe Ramírez von15.000 bis

20.000 Hektar M ohn im Land spricht. Die Anbaugebiete befinden sich in den Departements von

Cauca, Nariño, Huila, Tolima bis in die Sierra de Perija in Cesar und in der Guajira. Insgesamt

wären mehrals120 Gemeindebezirke von diesem Anbau betroffen.47 An der M ohnproduktion sind

sowohl die Bauern, durch die bäuerliche Familienherstellung, als auch die großen Drogenhändler,

durch den Anbau mit kommerziellen Zielen beteiligt. Der Anbau durch bäuerliche Familien macht

15%  des M ohnanbaus aus, d.h. etwa 3.177 Hektar, während der Anbau mit kommerziellen Zielen

das M onopolauf85%  derAnbaugebiete hat, d.h. 13.394 Hektar, nach den Recherchen von Uribe

Ramírez.

Lautdes „InternationalNarcotics ControlStrategy Report“ erreichteim Jahre1997 das potentielle

Angebot Kolumbiens an Heroin auf dem internationalen M arkt nur 1,6%  des weltweiten

Heroinmarkts.48 Im Dokument des „Subdirección de análisis estratégico e investigativo“ der

„Direccion Nacionalde Estupefacientes“ überdieDrogenpolitik Kolumbiens im Jahre1997,wurde

festgeschrieben, daß im Einklang mit dieser Information behauptet werden kann, daß „ es sehr

unwahrscheinlich ist, daß Kolumbien der Lieferant der 67%  des in den Vereinigten Staaten

konsumierten Heroins wäre [...] Das Nettoangebot an kolumbianischem Heroin auf dem

nordamerikanischen M arkt wurde ungefähr  auf 6 Tonnen Heroin geschätzt, was innerhalb dieses

M arktes alssehrgeringfügigerscheint.“49

W ährend der Regierung des Präsidenten Gaviria Trujillo (1990-1994), der den Kampf gegen den

illegalen M ohnanbau aufnahm, wurde die Ausrottung der Pflanzen per Hand durchgeführt, jedoch

entschied derNationaleBetäubungsmittelrat-Consejo Nacional de Estupefacientes - aufgrund der

schnellen Verbreitung derM ohnproduktion,dieBesprühung von 2.900 HektarM ohn mitGlifosato,

einem Pflanzenvernichtungsmittel. Heutzutage akzeptiert die Regierung die Einschränkung der

47 Juan GabrielTokatilian:„Política pública internacionalcontralas drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombiay
los Estados Unidos“, in: „Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“ Editorial Ariel. Santafé de Bogotá,
Kolumbien,1997.S.494.DerAutorvergleichtdieInformationen überden M ohnanbau inKolumbien,indem erzeigt,daß im Jahre1983 ein
DepartementmitM ohnanbau zu verzeichnen war,während im Jahr1991 dieZahlderbetroffenen Departements,nach Angabe derPresse,
auf12 stieg.Nach Angabe des LeitersderAntidrogenpolizei,BrigadierGeneralRosse José Serrano,konnten im M ärz1992 10 Tausend
Hektar M ohnanbau verzeichnet werden, während die Presse im April gleichen Jahres von über 20 Tausend Hektar M ohn in 17
Departements,d.h.in113Gemeindebezirken berichtete.
48 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación de la Dirección Nacional de Estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
SeguimientoalPlan Nacional Ćompromiso de Colombiafrentealproblema de laDrogà„.Santaféde Bogotá,Kolumbien,Dezember1997.
S.12-13.
49 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación de la Dirección Nacional de Estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
SeguimientoalPlan Nacional Ćompromiso de Colombiafrentealproblema de laDrogà„.Santaféde Bogotá,Kolumbien,Dezember1997.
S.13-15.Es wurde außerdem gezeigt,daß dieam Heroinmarktteilnehmenden Länderfolgende sind:Birma 52%  ,Thailand,Pakistan und
Guatemala38% ,Laos 6.7%  ,Kolumbien 1.6%  und M exiko 1.3%  derHeroinproduktion.
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Ausrottung von illegalen Pflanzen in den letzten Jahren, was auf den Kampf gegen die Guerilla-

Gruppe, an dem die Antidrogenpolizei teilgenommen hat, sowie auf die mehr als 30 Angriffe der

Guerilla auf die Sprühflugzeuge, zurückzuführen ist. Dies hatte die Reduktion der

HandlungsfähigkeitderAntidrogenpolizeiim Kampfgegen den DrogenhandelzurFolge.

Angesichts der Tatsache, daß die M ohnsamen durch die Drogenhändler importiert werden sollten

und von ihnen unterden Bauern verteiltwurden,sowie,daß dieM ohnproduktion sich schnellin den

Regionen entwickelt hat, sind die negativen und verheerenden Konsequenzen in den betroffenen

Gemeindebezirken schnell eingetreten. In dem „M acizo Colombiano“, in Südkolumbien, sind

folgende Konsequenzen dieses Anbaus zu verzeichnen: 1. Der M ohnanbau bewirkte, daß der

traditionelle legale Anbau durch die Bauern aufgegeben wurde, da der illegale Anbau höhere

Gewinne garantiert. Dies hat eine Unterbrechung der Nahrungsmittelkette zur Folge, die

Selbstversorgung ist nicht mehr möglich, und die Abhängigkeit von importierten Gütern wird

verstärkt, was die Lebensmittelsicherheit bedroht. 2. Innerhalb der indianischen und bäuerlichen

Gesellschaftentstehen verschiedene Konsumverhalten alsFolge des trügerischen „schnellen Geldes“.

3. Auf der Ebene der bäuerlichen Familien entwickeln sich Zerstörungsprozesse, während in den

indianischen Organisationen eine Destabilisierung derGemeindebeziehungen zu verzeichnen ist,mit

dem konsequenten Verlustdes Respektsgegenüberden traditionellen Autoritäten und Einrichtungen,

indem dieNeureichen,dieGouverneureund den Staatsratzu ersetzen versuchen.4.Es entstand ein

blutiger Kampf, ein Prozeß von Racheakten, in denen die Konflikte durch „Gewehrkugeln“ gelöst

wurden.LautHolmes Sierra,W issenschaftlerder„Centralde Cooperativas Agrarias“ (CENCOA),

„ erreichten diese Konflikte ihren Höhepunkt, so daß sogar die Vermittlung durch die Guerilla-

Gruppen indieserRegionnotwendigwar,um dieSituationinden Griffzu bekommen.Natürlich hat

dieGuerilla ihreeigenen M ethoden,dieProbleme zu lösen.Sie ermittelte die Verantwortlichen der

Gewalttaten und entschied deren Tötung. Das will heißen, die Guerilla hat die Gewalt durch

Gegengewaltgelöst.Zweitens beteiligten sich dieGuerilla-Gruppen an den Drogengeschäften durch

dieBesteuerung oder„Gramaje“ des HandelsmitChemikalien und Grundmaterialien.Diese Steuer

oder„Gramaje“ wurde vonden Herstellernund Händlerngezahlt.“50

Die M ohnblume ist eine Pflanze, die zwischen 1.800 bis 3.000 M eter über den M eeresspiegel

ausgesät werden muß. Das Gebirgsland, das ein zerbrechliches Ökosystem ist, wird durch den

50 Holmes Sierra,M itarbeiterderCentralde Cooperativas Agrarias,CENCOA,wurde am 11.11.1997 vonderVerfasserindieserArbeitbei
dem CENCOA-BüroinCali,Valle,Kolumbien interviewt.
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M ohnanbau stark beeinträchtigt. „In den Andenregionen wurden während des Anbaus von M ohn

zwischen 60.000und 100.000HektarRegenwaldzerstört.“51

Der Anbau und die Herstellung des M ohns, als eine neue illegale und wachsende Industrie in

Kolumbien, zeigt die Fähigkeit der kriminellen Organisationen, an dem internationalen illegalen

M arkt durch kontinuierlich größer werdende Vielfalt an illegalen Drogen weiter teilnehmen zu

können. Diese Situation macht deutlich, daß die illegale Industrie raffinierte Technologien für die

Verarbeitung und Herstellung von narkotischen Substanzen einsetztund daß dieillegalen Netze der

Drogenbanden nichtzerstörtworden sind.Andererseitszeigtsich dieUnfähigkeit der Regierungen,

den Kampfgegen dieDrogenhändlerdurchzuführen,dieUnwirksamkeitdererlassenen Gesetze und

derbishergeführten Drogenpolitik.Das Kolumbien des 21.Jahrhundertszeigteine weitverzweigte,

autarkische und international konkurrenzfähige illegale Drogenindustrie, die bisher unterschätzt

worden ist.AngesichtsdieserTatsache istes notwendig,sich dem Drogenproblem wiederzu stellen,

um die in Kolumbien bestehenden wirtschaftlichen Vorteile für die Entwicklung der illegalen

Industrieeinzuschränken und zu vermeiden.

2.1.5. Diekolumbianische Antidrogenpolitikinden letzten dreiJahrzehnten des 20.

Jahrhunderts

W enngleich derDrogenhandel,alseine Form des Schmuggelsvon Betäubungsmitteln,in den letzten

drei Jahrzehnten in Kolumbien fortschreitend zum zentralen Thema der Politik und der

Entwicklungspläne der Regierungen wurde, bleibt anzumerken, daß die Herstellung und der

Konsums dieserArtvonSubstanzen vorallem einweltweites Phänomen des 20.Jahrhundertsist.Es

handeltsich um ein internationales Thema,das seit1890 diskutiertwird und gegen welches starke

politische, juristische, soziale und wirtschaftliche Sanktionen geschaffen werden, um es zu

kontrollieren.

Für die kolumbianischen Gesetzgeber hatte der Drogenhandel keine Priorität während der ersten

Hälfte des 20. Jahrhunderts. Ein Zeichen hierfür ist eine fehlerhafte Gesetzgebung bezüglich des

Anbaus von Koka und M arihuana, die zudem wenig Anwendung fand. W enngleich das

Strafgesetzbuch vom 1936 bis1980 gültig war,wurden dieStraftaten in bezug aufdienarkotischen

51 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación der Dirección Nacional de Estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
SeguimientoalPlan Nacional C̀ompromiso de Colombiafrentealproblema de laDrogà“.Santaféde Bogotá,Kolumbien,Dezember1997.
S.16-17.
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Substanzen generellformuliertund dieProduktionbestraft,nichtaberderKonsum.52 Erstzu Beginn

der70erJahrewurde eine Institution eingerichtet, die für die Drogenbekämpfungspolitik zuständig

war.

2.1.5.1.Dieersten Institutionen im Kampfgegen dieillegalen Drogen

DerPräsidentM isaelPastrana Borrero (1970-1974),derletzteRepräsentantder„FrenteNacional“,

erwähnte in seinem Regierungsplan „Las cuatro estrategias“ keinen einzigen Aspekt im

Zusammenhang mitdem Drogenhandel.Trotzdem erklärtederkolumbianische PräsidentinderM itte

des Jahres 1973,alsbereitsdieUSA durch PräsidentNixon den Drogen den Krieg erklärthatte,daß

„dieRegierung dienotwendigen wirtschaftlichen M ittelaufbringen würde,um diewachsende Gefahr

zu bekämpfen, die drohte, unsere Gesellschaft zu zerstören.“53 Zu diesem Zweck wurden der

Regierung per Gesetz Nr. 17 aus dem Jahre 1973 außergewöhnliche Vollmachten erteilt, die ihr

ermöglichten, in einem Zeitraum von einem Jahr ein nationales Betäubungsmittelstatut

auszuarbeiten,das Dekret1188 von 1974,das alsdas erstedeutliche und ausschließliche M ittelzur

Bekämpfung des Anbaus,derHerstellung,des Handelsund Konsums von Drogen angesehen wird.

Im gleichen Jahr wurde durch das Dekret 1206 von 197354 der „Consejo Nacional de

Estupefacientes“ (nationaler Betäubungsmittelrat) gegründet als „beratendes Organ der Regierung

für die Formulierung der politischen Pläne und Programme im Zusammenhang mit dem

Drogenkampf sowie für die von den öffentlichen und privaten Einrichtungen gegen das

Drogenproblem eingeführten Projekte.“55 Der Sicherheitsdienst, Departamento Adminsitrativo de

Seguridad (DAS), war für die Verfolgung des Handels mit narkotischen Substanzen zuständig. Er

wurde im Jahre 1978 von einer speziellen Einheit des nationalen Generalstaatsanwalts ersetzt. Ein

zweiter Schritt auf den W eg der Drogenbekämpfung war die Erlassung und Veröffentlichung des

Gesetzes 13 von 1974,mitdem dieDrogenkonvention überSuchtstoffevon 1961 und das Protokoll

52 López Restrepo. „ Costos del combate a la producción comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el
narcotráfico“, in: „ Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“ Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá,
Kolumbien, 1997. S. 426. “Der Artikel 271 des Strafgesetzbuches vom 1936 zeigte: „ wer auf verbotene oder betrügerische W eise
narkotische Substanzen herstellt,verteilt,verkauftoderabgibt,wenn auch kostenlos,oderdiese mitden gleichen Zielen behält,wirdmiteiner
Gefängnisstrafevon6M onaten biszu 5Jahren und 50Tausend Pesos bestraft.“
53 Bruce M ichael, Bagley. „Colombia  y las guerras contra las drogas“, in: „Economía y política del narcotráfico“. Ediciones Uniandes,
CEREC und CEI.Kolumbien,1990S.175-233.
54 Es ist notwendig anzumerken, daß in der verwendeten Bibliographie über die Gründung des nationalen Betäubungsmittelrates zwei
verschiedene Dekretegenanntwurden. In dem „Plan Nacional ́Compromiso de Colombia frente al problema mundial de la drogà 1995
ImprentaNacionalwirdaufderSeiteNr.63vondem DekretNr.1206von1973gesprochen,aufderSeite73 wirddas DekretNr.1188 von
1974 alsGründungsmitteldes Rates angeführt.Gleichzeitig werden von einigen Autoren verschiedene Jahreszahlen für die Gründung des
Rates genannt.In dieserArbeitsollen dieoffiziellen Informationen,in denen das Jahr1973 erwähntwird,zugrunde gelegtwerden.Derex-
Justizbeamter des obersten Gerichtshofes, Federico Estrada Veléz, bestätigte die Gründung des Rates im Jahre 1973 im Artikel:
„Comentarios generales alaley 30de 1986“,in:„ComentarioalEstatutoNacionalde Estupefacientes“ Temis.Bogotá,Kolumbien 1980.S.
17-29.
55 „Plan Nacional C̀ompromiso de Colombia frentealproblema de la droga 1995`„.Imprenta Nacional.Santaféde Bogotá,Kolumbien,
September1995.S.73.
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von 1972 ratifiziert wurde. Diese beide Schritte im Kampf gegen den Drogenhandel geschahen

gleichzeitigmitdem Aufschwung und der„günstigen Konjunktur“des M arihuanas.

2.1.5.2.Diegünstige Konjunkturdes M arihuanas und derinternationaleDruck

W ährend der Amtszeit von López M ichelsen (1974-1978) war die Härte des nordamerikanischen

Drucks aufgrund des wachsenden DrogenhandelsmitKokain und M arihuana von Kolumbien in die

Vereinigten Staaten verstärkt zu spüren. Gleichzeitig erklärte der Präsident Jimmy Carter, zum

zweiten M alin dernordamerikanischen Drogenpolitik dieses Jahrhunderts,einen „Krieg“ gegen das

Drogenproblem.Derkolumbianische Regierungsplan des Präsidenten López M ichelsen „Cerrando la

brecha“ wurde alseine M öglichkeit,derLandwirtschafteinneues Leben zu geben,formuliert,stellte

aber keine Alternative im Kampf gegen das Drogenproblem dar, das sich in den

Landwirtschaftsregionen des Landes entwickelt hatte. Außerdem äußerte der Präsident in seinem

Plan nicht, daß er den Kampf gegen den Handel mit illegalen Drogen als eine Priorität in seiner

Amtszeit sieht. Um das Jahr 1976 sind die ersten Zusammenstöße zwischen den gerichtlichen

Organen und den Kontrollorganen des Staates im Kampfgegen den Drogenhandel,alsKonsequenz

derexistierenden KorruptioninnerhalbdieserOrgane,zu verzeichnen.Bagley merktan,daß „sowohl

im Jahre1975 alsauch im Jahre1976 mehrZusammenstöße zwischen den korrupten DAS-Agenten,

die Schiffe mit Drogen schützten, und anderen mit dem Kampf gegen die Drogen beauftragten

kolumbianischen Institutionen, wie der Zoll und die F-2 Polizeieinheit - Sicherheits- und

Nachrichtendienst des M ilitärs -, geschahen.“56 Aufgrund dieser Korruption auf der Ebene der

Kontrollen wurden die politischen kolumbianischen Erklärungen in bezug auf den Drogenkampf

verschärft. Es wurde sogar von der Regierung behauptet, daß die Ausrottung von M arihuana die

höchste Priorität in der Drogenpolitik hätte. Gleichzeitig verlangte diese Regierung internationale

wirtschaftliche Unterstützung, um bessere und positivere Kontrollen durchführen zu können. Es

wurden mehr Antidrogen-Polizeieinheiten in den internationalen Schiffhäfen und Flughäfen des

Landes eingesetzt. Der amerikanische Präsident, Jimmy Carter, lieferte drei Hubschrauber sowie

andereAusrüstungen nach Kolumbien,dieabernichtbenutztwerden konnten,weilderen technische

M öglichkeiten nichtfürdieHärtedes Kampfes gegen dieDrogen ausgerichtetwaren.

ObwohlaufderEbene derPolizeiund derJustizAktionen durchgeführtwurden,diedieM achtder

Drogenbanden zu verringern versuchten,wurde,autorisiert durch den Präsidenten, ein sogenanntes

„Leistungskonto“ in der Bundesbank - Banco de la República - eingerichtet, mit dem das
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Schwarzgeldmonetisiertund aus dem Ausland überwiesenes Geld repatriiertwurde.W enngleich die

Regierung mit dieser Politik die Finanzsituation des Landes stabilisieren, den Devisenhandel

kontrollieren, das Gleichgewicht der Devisen erhalten wollte, war diese politische Strategie der

Regierung zu einem „düsteren Fensterchen“ geworden,durch das nichtnurvon dem Drogenhandel,

sondern auch von der legalen W irtschaft schwarze Devisen auf den legalen M arkt mit der

Einwilligung der kolumbianischen Regierung gebracht werden konnten.57 Dieses Verhalten ist als

zweifelhafte Einstellung der kolumbianischen Regierung zu deuten, die dadurch zum Ausdruck

kommt,daß diewirtschaftlichen Vorteiledes illegalen M arktes benutztwerden,während derEinfluß

dieses M arktes aufandererEbene,wiezum Beispielaufsozialer,politischeroderkulturellerEbene

von der Regierung bekämpft wird. Dies zeigt eine ambivalente Haltung der Regierung, durch die,

nach Sarmiento Palacio, versucht wird, zwei voneinander abweichende Zwecke in Einklang zu

bringen: „einerseits versucht man, die wirtschaftlichen Vorteile aus dem Drogenhandel zu ziehen,

andererseits wird probiert, die verheerenden Folgen des Drogenhandels auf der politischen und

sozialen Ebene zu kontrollieren“58.Dieses Phänomen markierteinSpielderkolumbianischen Politik,

das voneinigen W issenschaftlerals„geduldeteIllegalität“bezeichnetwird.59

2.1.5.3.Dieersten Korruptionsskandaleund dieVerstärkung derrepressiven Politik

Die aufgrund des Drogenkampfes stetig wachsende Spannung zwischen den kolumbianischen und

nordamerikanischen Regierungen erreichte ihren Höhepunkt, als der Präsidentschaftskandidat der

liberalen Partei,JulioCésarTurbay Ayala,unteranderen Persönlichkeiten des politischen Lebens in

Kolumbien, Objekt von Vorwürfen und der Anklage wurde. Den Hintergrund hierfür liefert ein

M emorandum,das vonPeterBourne,dem Beraterdes US-Präsidenten Jimmy Carter,verfaßtwurde

und Beziehungen zwischen den kriminellen Drogenorganisationen und der politischen Klasse in

56 Bruce M ichaelBagley.„Colombiay las guerras contralas drogas“,in:„Economíay política delnarcotráfico“.Ediciones Uniandes,CEI
und CEREC.Kolumbien,1990.S.187.
57 Francisco, Thoumi. „Algunas implicaciones del crecimiento de la economía subterránea en Colombia, Uniandes, CEI und CEREC.
Bogotá,Kolumbien,1990.S.87-107,erklärtedieRegierungsentscheidung wiefolgt:„derÜberfluß vonDevisen aufdem schwarzen M arkt
verwickeltedieBundesbank indieGeldwäsche,aufgrund derwachsenden und steigenden VerfügbarkeitvonDevisen aufdiesem M arkt.Die
Regierung befand sich in einem Dilemma:derniedrige Devisenkursaufdem SchwarzmarkterschwertedieKontrolleund dieBeibehaltung
des Abwertungstempos,was zurFolge hatte,daß derSchutzfürdieHerstellervonGüternfürden internationalen Handel,dieeine schwierige
Zeitfürden Exporterlebten,reduziertwurde.Um diese Sektoren zu einerwirtschaftlichen Stabilisierung zu bringen,wares notwendig,eine
Geldaufwertung des offiziellen Devisenkurses durch den Einkaufdes schwarzen Dollarszu vermeiden.[...]Diese W irtschaftspolitik wurde
im Jahre1984nach dem vonden Drogenkartellen verübten M ordan dem Justizminister,LaraBonilla,abgeschafft.“
58 Eduardo Sarmiento Palacio.„Economíadelnarcotráfico“,in:„Narcotráfico en Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas e
internacionales“ TM  Editores-Uniandes.Kolumbien 2.Aufl.1995.S.43-98.
59 Das Thema der„geduldeteIllegalität“wirdindiesem Kapitelunterdem Titel„dieillegaleDrogenindustrie:Verstärkung ihreM achtdurch
die Existenz eines symbiotischen Staates, welcher die Entwicklung eine geduldete Illegalität ermöglicht“ , tief erklärt. Es ist kurz
anzumerken,daß diese geduldeteIllegalitätsich parallelzu einerlegalen W irtschaftentwickeltund entscheidende M omenteeines Landes zu
ändern steuert. Sehen Sie auch: Sarmiento Palacio, Eduardo „Economía del Narcotráfico“; Lessmann Robert „Drogenökonomie und
internationalePolitik“;Tokatlian,Juan Gabriel„Política pública internacionalcontralas drogas de laadministraciónGaviriaylas relaciones
entreColombiayEstados Unidos“.



44

Kolumbien analysiert.60 Diese Situation hatte zur Folge, daß die neue Regierung von Turbay

Verträge mitstärkererAbhängigkeitmitden Vereinigten Staaten vonAmerika schlossen,um dievon

den USA angebotenen wirtschaftlichen Vorteile zu erhalten. Diese wirtschaftliche Abhängigkeit

wurde zu einer politischen Abhängigkeit umgewandelt, indem die kolumbianische Regierung zu

zeigen versuchte,daß derKampfgegen den Drogenhandelnichtnurein Lippenbekenntnis,sondern

auch definitivseinsollte.Aufdiese W eise wurde zum ersten M alinKolumbien dem Drogenproblem

der „Krieg“ erklärt und von einer M ilitarisierung des Landes gesprochen. Die Verwendung des

Begriffes „Krieg“ impliziert eine militärische Vorstellung, die so verstanden werden kann, daß der

Feind zerstört werden soll, da er eine Destabilisierung des Systems verursacht. Die Antidrogen-

Politik Kolumbiens wurde an den nordamerikanischen Ansprüchen ausgerichtet.Dem Angebot von

illegalen Drogen wurde der Kampf angesagt. Dies bedeutete die Durchführung eines strikten

Ausrottungsprogrammes,einerverstärktausgeübten Repression von derRegierung aufdieAnbauer

illegaler Pflanzen sowie eine Durchführung einer stärkeren Verfolgung der kriminellen Netze des

Drogenhandels. Die Situation der öffentlichen Ordnung wurde von einer ständigen M ilitarisierung

des gesellschaftlichen Lebens sowie von dem Entstehen paramilitärischer Gruppen oder

Selbstverteidigungsgruppen dominiert, die von den Streitkräften des Staates unterstützt wurden,

indem sie von ihnen als Hilfskräfte im Kampf gegen die Guerilla eingesetzt wurden. In diesem

Kontext wurde am 31. Dezember 1981 die paramilitärische Gruppe „M uerte a Secuestradores“

(M AS)-Tod fürdieEntführer-gegründet,die2.230 bewaffneteM ännerrekrutierteund von den in

Cali versammelten Drogenhändlern finanziert wurde, deren Kapital auf circa 446 M illionen Pesos

pro Kopf geschätzt wurde. Die M AS war die erste paramilitärische Gruppe und bildete die

Grundlage für die Aktionen und Verbindungen mit den anderen Kräften in diesem Konflikt. Diese

Bewegung entstand aus den Drogenhändlern mit dem Ziel, die M itglieder der kriminellen

Organisationen vorden anderen bewaffneten Konfliktkräften des Landes zu schützen.Obwohldiese

paramilitärische Gruppe ihreZiele,nämlich die Vermeidung von Entführungen und die Bestrafung

derTäterdeutlich gemachthat,wurde siezu einerTodesschwadron,diedie sogenannten „sozialen

Säuberungsaktionen“ durchgeführthat.61

M it der Verstärkung des Drogenkampfes durch die repressiven M aßnahmen erließ die Regierung

Turbay Ayaladas sogenannte„Sicherheitsstatut“,mitdem versuchtwurde,dieOrdnung des Staates

60 Robert Lessmann. „Drogenökonomie und internationale Politik. Die Auswirkungen der Anti-Drogenpolitik der USA auf Bolivien und
Kolumbien“.VervuertVerlag,Frankfurt,1996.S.217.Ererklärtediese Situation wiefolgt:„Es sei,so heiß es in besagtem M emorandum,
wohlbekannt,daß Turbay Verbindungen zu kolumbianischen Drogenhändlernhabe,dieseinem Neffen einige M illionen Pesos bezahlthätten,
um sich beieinem eventuellen W ahlsieg seines Onkels,EinflußaufdieRegierung zu sichern.“
61 Überdas Entstehen von paramilitärischen Gruppen,Selbstverteidigungsgruppen und ihreVerbindung mitden Drogenhändlern sowiemit
den legalen Streitkräften des Staates wird eine Schilderung und eine Analyse des Themas in diesem Kapitelvorgenommen.Sehen Sieauch
M edina Gallego,Carlos „Autodefensas,Paramilitares yNarcotráfico en Colombia“;M urilloCastaño,Gabriel:„Narcotráfico ypolítica en la
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vorjeglichen gefährlichen Aktionen zu schützen.Es sollhervorgehoben werden,daß zu dieserZeit

dieZahlderAktionen derGuerilla-Gruppen starkgestiegen war,und sich ihrW irkungsfeldnichtnur

aufdem Land,sondernauch inden Städten verbreitete,alseine Strategie,dieRegierung zu zwingen,

einen Dialog und eine Verhandlung mit den Guerilla-Gruppen aufzunehmen. Die M -19, eine

Stadtguerilla,führteim Jahre1979 eine Aktion in der Botschaft der Dominikanischen Republik in

Bogotá durch,in der30 diplomatische VertreteralsGeiselgenommen wurden,mitdem Zieldurch,

aufden ständigen M ißbrauch derM enschenrechtedas sogenannteSicherheitstatutderPresse und der

öffentlichen M einung hinzuweisen.

Aufdiese W eise spielten dieStreitkräftetrotzderablehnenden Haltung derpolitischen Eliteund des

Oberkommandos derArmee Kolumbiens eine wachsende RolleaufderEbene derinneren Sicherheit

des Staates.62 Im Jahre 1978 wurde die von den Streitkräften geleitete erste Operation gegen die

Drogenbanden auf der Halbinsel La Guajira durchgeführt. M it Hilfe der Luft- und Seestreitkräfte

wurde während zweiJahren eine Blockade über die Region verhängt. In dieser Zeit haben die drei

Streitkräfte M arihuana und Verkehrsmittel - wie Flugzeuge und Schiffe, mit denen die Drogen

exportiert wurden - beschlagnahmt. Im September des gleichen Jahres unterschrieben die

Regierungen derUSA und Kolumbien das ersteAbkommen,mitdem dieRegierungen einen scharfen

Kampf gegen den Drogenhandel beschlossen, Kolumbien die Streitkräfte zur Verfügung stellen

sollte, während die USA Geldmittel anboten. Obwohl diese Aufgabe von dem

Verteidigungsministerium, d.h. von den Streitkräften, übernommen werden sollte, kündigte die

Armee an,daß derKampfgegen den Drogenhandel von der Bekämpfung der Guerilla abwich und

daß die knappen Geldmittel des M inisteriums für die Bekämpfung der Guerilla-Gruppe in dieses

neues Problem einfließen sollten.Aus diesem Grund entschied derPräsidentTurbay Ayala,eine neue

mit dem Kampf gegen die illegalen Drogen befaßte Einheit in Rahmen der nationalen Polizei zu

gründen. M ittels der Resolution Nr. 2743 vom 28. April 1981 wurde die spezialisierte Einheit

„Polizei für die Kontrolle der zur körperlichen oder psychischen Abhängigkeit führenden

Substanzen“ gegründet. Danach wurden die Geldmittel der nordamerikanischen Regierung von der

Dirección Nacional de la Policia verwaltet und die Zahl der für diese Aufgabe erforderlichen

operativen Einheiten stieg an.W ährend derPräsidentschaftvon Turbay Ayalawurde dieLufteinheit

década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo“, in: „Narcotráfico en Colombia. Dimensiones políticas, económicas, jurídicas e
internacionales“ 2.Aufl.1995Uniandes,S.198-276.
62 Andres López Restrepo.„Costos delcombatea la producción, comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por El
narcotráfico“, in: „Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“. Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá,
Kolumbien,1997 ,bezüglich derRepressionspolitik derRegierung von Turbay zeigtesich,daß „im November1978 Turbay dienationale
Armee ermächtigtein dieAntidrogen-Politik,diesogenannteOperation „Fulminante“ einzubeziehen.Im Jahre 1980 endete die Operation
und dieErfahrung derStreitkräftewar,nach ihrerAuswertung,sehrnegativ,weildieStreitkräftediefinanziellen M ittelfürfremde Zwecke
nutzte, weil sie sich ohne Grund der Zivilbevölkerung  entgegenstellten, weil sie sich in die Gefahr der Korruptionsfähigkeit des
Drogenhandels brachten“. Vgl. auch: Lessman, Robert „Drogenökonomie und internationale Politik. Die Auswirkungen der Antidrogen-
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derPolizei-Servicio Aéreo de Policía-mittelsdes DekretsNr.2137 vom 29.Juli 1983 gegründet.

Dieser Prozeß der Verstärkung der nationalen Polizei Kolumbiens erreichte ihren Höhepunkt im

Jahre1987,alsdieRegierung sich dafürentschied,dieFusion derzweioben genannten Einheiten in

einer einzelnen Institution, die als „Dirección de Policía Antinarcóticos“ - Direktion der

Antidrogenpolizei-bezeichnetwurde und diefürdieLeitung und dieOrganisation derpolizeilichen

Operationen im ganzen Land zuständigwar.63

W enngleich während der Präsidentschaft von Turbay auf der Ebene der Bekämpfung des

Drogenhandels die militärischen und polizeilichen Aufgaben festgesetzt wurden, entwickelte sich

auch während dieserRegierung einerseitsdiediplomatische AbhängigkeitKolumbiens in bezug auf

die politischen Beziehungen mit den Vereinigten Staaten von Amerika, andererseits das immer

stärker destabilisierende Potential der neuen paramilitärischen Gruppen, das von der Regierung

unterschätzt wurde und von der organisierten Kriminalität des Drogenhandels gegründet bzw.

finanziertwurde.DerKampfgegen das Drogenproblem wurde während derRegierung Turbay unter

dem ständigen Einfluß und aus der Perspektive Nordamerikas geregelt. Auf diese W eise wurde im

Jahre 1979 zwischen der kolumbianischen und nordamerikanischen Regierung das

Auslieferungsabkommen64 von Drogenverbrechern unterzeichnet, mit dem Ziel, daß die von den

nordamerikanischen Justizgerichten angeklagten kolumbianischen Drogenhändler in die USA

ausgeliefertund dortdurch dieJustizverurteiltwurden.65 Das Abkommen wurde scharfkritisiertund

PolitikderUSA aufBolivien und Kolumbien“ Vervuert,Frankfurt,1996.S.217.Bagley,Bruce M ichael„Colombiaylas guerras contralas
drogas“,in.„Economíaypolítica delnarcotráfcio“.Uniandes,CEI,CEREC.Kolumbien,1990.S.175-233.
63 DieaktuelleAntidrogen-Polizeibekommtvon derkolumbianischen Regierung circa 30 M illiarden Pesos pro Jahr.Außerdem wird diese
von der nordamerikanischen Regierung finanziert. Diese Finanzierung durch die USA erreichte im Jahre 1994 circa 97%  des gesamten
HaushaltsderAntidrogen-Polizei.LautOberst,José LeonardoGallego Castrillo,gegenwärtigerLeiterderAntidrogen-Polizei,derin Bogotá
-Kolumbien-im Oktober1997vonderVerfasserininterviewtwurde,„kommtdieinternationalewirtschaftliche Hilfe,diewirsehrschätzen,
insbesondereaus dernordamerikanischen Regierung.Es sollhervorgehoben,daß dieHilfeaus den europäischen Ländernsehrgeringist,und
es keine Hilfevon anderen Ländern derW eltgibt.Aberwirbrauchen immernoch mehrwirtschaftliche M ittel,um den Kampf gegen den
Drogenhandel zu verstärken. Die Bekämpfung eines solchen Phänomens verlangt große Anstrengungen und hohe Investitionen. Die
Antidrogen-Polizei rechnet mit 2.500 M ännern, die spezialisierte und professionelle Aufgaben im Kampf gegen das Drogenproblem
übernehmen können“.
64 Das Abkommen vom 1979 wardas vierteAbkommen zwischen USA und Kolumbien,um dieAuslieferung von Verbrechern zu regeln.
Dievorhergehenden Verträge sind: Vertrag von1888,mitdem dieAuslieferung geregeltworden war.Aberes wurde in diesem Vertrag die
Auslieferung vonVerbrechernkolumbianischerStaatsangehörigkeitnichterwähntund derDrogenhandelnichtalsVerbrechen genannt.Das
zweiteAbkommen entsprichtderInteramerikanischen KonventionderAuslieferung,dieim Jahre1933 inM ontevideo unterschrieben wurde,
laut dieser Konvention, Artikel 21:  „Die Konvention die existierenden Verträge über dieses Thema nicht modifiziert und auch nicht
aufhebt“.DerdritteVertrag wurde im Jahre1941 unterzeichnet und obwohl zum ersten M al der Drogenhandel mit Auslieferung bestraft
wurde, war es klar, daß der Vertrag nur in spezifischen Fällen angewendet wurde und für eigene Staatsbürger nicht verpflichtend war.
Entscheidend und neu wirdindem Abkommen von1979 erklärt,daß dieM öglichkeitbesteht,kolumbianische Verbrecherauszuliefern.Das
letzteAbkommen tratam 4.03.1982 in den Vereinigten Staates in Kraft.In Kolumbien wurde es erstdurch das GesetztNo.27 von 1980
ratifiziert.Es wurde aberim Jahre1986 nach einerÜberprüfung derVerfassungsmäßigkeitwegen gesetzlicherFehlerdurch den obersten
GerichtshofKolumbiens fürungültig erklärt.DerPräsidentBarco versuchtedas Abkommen erneutzu ratifizieren,alserdas GesetzNr.68
von1986 unterzeichnete.W iederholthattederobersteGerichtshofdieses Gesetz überprüft,und fürverfassungswidrig erklärt,aufgrund des
vondem Präsidentadministrativen Prozesses,indem ereinGesetzunterschrieben hatte,das vondem Kongreß nichtausgearbeitetwurde.Die
Gesetze müssen in Kolumbien als Projekte im Kongreß vorgeschlagen und nach dessen Bearbeitung und Diskussion eingebracht und
verabschiedetwerden.DieserSchrittwurde nichtvondem Präsidenten Barco eingehalten,deshalbwirdgesagt,daß ereinnichtexistierendes
Gesetzunterschrieb.Sehen sieauch:„Economíaypolítica delnarcotráfico“ Uniandes,CEIund CEREC.Bogotá,Kolumbien 1990.
65 Es istanzumerken,daß im Artikel8,Paragraph 1 des Auslieferungsabkommens von 1979 klargestelltwird,daß „dieunterzeichnenden
Ländernichtverpflichtetsind,dieeigenen Staatsbürgerauszuliefern,indem sich dieExekutive entscheiden kann,obsiedieeigenen Bürgern
ausliefert oder nicht, und ob es zweckmäßig oder nicht ist“. Durch dieses Abkommen wurde eine traditionelle internationale Norm
gebrochen,diedieeigenen Staatsbürgerimmun gegen dieAuslieferung macht.
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war umstritten, weil es sowohl von Politikern als auch von W issenschaftlern als ein „Akt von

erniedrigender Unterwerfung Kolumbiens vor den Vereinigten Staaten und eine Verletzung der

nationalen Souveränitätangesehen wurde.“66

AlszweiterAspektim Rahmen derAbhängigkeitderkolumbianischen Drogenpolitikwurde während

der Regierung von Turbay Ayala das Abkommen über „legale gegenseitige Hilfe“  von 1980

abgeschlossen und die Durchführung eines Programmes für die Ausrottung des M arihuanas durch

die Verwendung von Herbiziden beschlossen. Diese positive Haltung des kolumbianischen

Präsidenten eröffnete die M öglichkeit, neue und teuere von den Vereinigten Staaten angebotene

Hilfsprogramme67 zu bekommen, aber gleichzeitig schloß sie die M öglichkeit aus, für die

kolumbianische Regierung eine mit der nationalen Realität kohärente Drogenpolitik zu entwickeln,

die unabhängig von dem internationalen Zwang auf wirtschaftlicher Ebene formuliert wurde.

Andererseitskann behauptetwerden,daß sich diekolumbianische Regierung dieAntidrogen-Politik

an den Interessen der USA ausrichtete. Obwohl der kolumbianische Präsident  Turbay mit seinem

„Nationalen  Integrationsprogramm“ ein in Regionen fragmentiertes Kolumbien wiederaufbauen

wollte sowie Unterstützung für das Land und die W eiterentwicklung der Agrarproduktion suchte,

hatte seine Politik eine schärfere politische und regionale Aufspaltung aufgrund der Nutzung des

SicherheitsstatutszurFolge,weilsich dieKräfteim Konfliktinnerhalb Kolumbiens stark polarisiert

hatten, indem die ständige und verstärkte Repression die legalen Lösungen im Land nicht

ermöglichte. Andererseits, wenngleich diese repressive Politik stark gegen das Drogenangebot

durchgesetzt wurde und Kolumbien davon stark  betroffen war, hat der Präsident seine M einung

geäußert,alserin einem Interview füreine amerikanische Zeitschriftbehauptet:„DieKolumbianer

korrumpierten nichtdieNordamerikaner.Siehaben uns korrumpiert.W enn siedieillegalen Drogen

nicht mehr verwenden, wird der Drogenhandel verschwinden.“68 Ein anderer Schritt in der

Bekämpfung des DrogenhandelswardieVerabschiedung des Gesetzes Nr.66 von 1979,durch das

das von Kolumbien am 7.05.1973 unterzeichnete „südamerikanische Abkommen über Suchtstoffe

und psychotrope Stoffe“ ratifiziertwurde.M ittelsdieses Abkommens haben diesüdamerikanischen

LänderdieNotwendigkeiteinerZusammenarbeitim Rahmen derDrogenbekämpfung erklärtund die

66 IgorI.Kavas.„Findeltratado de extradiciónColombia-Estados Unidos de 1979:¿Una comediade errores?“,in:„Economíaypolítica del
narcotráfico“ Uniandes,CEI,CEREC.Bogotá,Kolumbien,1990.S.151-173.
67 Juan Gabriel,Tokatlian.„Seguridad y Drogas:Su significado“,in:„Economíay política delnarcotráfico“.Uniandes,CEIund CEREC.
Bogotá, Kolumbien 1990. Der Autor erwähnt, daß als «Gegenleistung» für die kolumbianischen Aktionen gegen den Drogenhandel die
Vereinigten Staaten Kolumbien mitGeldmittelund militärischer Ausrüstung und Ausbildung «belohnte».Im Originalwird geschrieben:„
AlsGegenleistung erhalte Bogotá im Jahre 1979 in Einklang mit dem Public Law 96-92 (International Security Assistande Act), U$ 16
M illionen; Im Jahre 1980 bekam Kolumbien in Einklang mit dem bilateralen Abkommen, das am 21. Juli und 6. August unterzeichnet
wurde,U$ 13.225 M illionen mitdem Zieldas Verfolgungsprogramm und dieAusrottung weiter zu leiten,sowieAusrüstung (Flugzeuge,
Unterstützung fürKommunikationsmittelund operative Hilfe)fürdas Antidrogen-Programm in Einklang mitdem PublicLaw 96-533 von
1980 (InternationalSecurity and DevelopmentCooperation Act),und mitdem PublicLaw 97-113 von 1981 )International Security and
DevelopmentCooperationAct).“
68 „The colombian Connection“,inTime M agazin.29.Januar,1979.S.29.



48

nötige Anerkennung der unterschiedlichen Schwerpunkte in der Bekämpfung des Drogenproblems

innerhalb eines jeden Landes gezeigt.Im Einklang mitdiesem Abkommen wurde vorgeschlagen,daß

die Zusammenarbeit besser organisiert und daß der Austausch von Informationen wirkungsvoller

durchgeführt werden sollte. Es wurde versucht, die gesetzlichen Normen zwischen den

unterzeichnenden Ländern zu harmonisieren, um juristische Hindernisse zu vermeiden. Das

Abkommen wurde vonArgentinien,Bolivien,Brasilien,Chile,Ecuador,Kolumbien,Paraguay,Peru,

Uruguay und Venezuela unterzeichnet und war der erste Annäherungsversuch Lateinamerikas auf

den GebietderDrogenpolitik.UnterderRegierung von Turbay wurde das GesetzNr.43 von 1980

unterzeichnet, durch das die „Drogenkonvention über psychotrope Stoffe“ der Organisation der

Vereinten Nationen (UNO)von1971ratifiziertwurde.

2.1.5.4.Von einersozialen Politikzu einem repressiven W eg

Obwohl sich die Regierung von Belisario Betancur Cuartas (1982-1986) von dieser einseitigen

Drogenpolitik zu entfernen versuchte,in den internationalen Konflikten,unterdenen Lateinamerika

litt,zu vermitteln,hattesienach dem zweiten Jahrseines AmtsantrittsaufnationalerEbene keinen

Erfolg.Dies zeigtesich nichtnurim Anstieg des Handelsmitillegalen Drogen,derVerstärkung der

kriminellen Drogenbanden, dem Überborden der inneren Konflikte, sondern auch in der Schwäche

der Regierung, die strukturellen Problemen des Landes mit Lösungen aus der Politik und aus der

W irtschaftund nichtunbedingtmitrepressiven M aßnahmen zu beseitigen.W ährend dieserAmtszeit

hatsich dieProblematik des Drogenhandelsweiterverschärft.Dieillegalen Kräftesind mittlerweile

in die herrschende Politik vorgedrungen, und die wachsende Korruption erfaßt mittlerweile die

Institutionen der nationalen Regierung. Dieses Phänomen wurde nicht nur als ein Problem mit

wirtschaftlichen und repressiven Rückwirkungen, sondern auch als ein Problem mit  tiefen

kulturellen,sozialen und politischen Konsequenzen angesehen.AufderEbene derPolitik versuchten

dieDrogenhändler,sich alseine politische Gruppe zu organisieren,diegewähltwerden und an der

Demokratieteilnehmen konnte.Aufdersozialen Ebene übernahmen dieDrogenhändlerdieAufgabe

des Staates bezüglich derBefriedigung dergrundlegenden Bedürfnisse derBevölkerung,dievondem

Staatwegen des Fehlens an finanziellen M itteln und an politischem W illen nicht befriedigt werden

konnten.Aufderkulturellen Ebene sindneue W erteinVerbindung mitderErreichung vom schnellen

Geld,mitderTreue und Loyalitätzu den illegalarbeitenden Akteuren,mitLösungen fürkurzfristige

Zeit und Ziele zu beobachten. Auf der wirtschaftlichen Ebene präsentieren sie sich als eine neue

Kraftfürdielegalen M ärkte,das legaleFinanzssystem sowiefürdielegalegeschäftliche Ordnung.

Das oberste Ziel des Drogenhandels ist die Beeinflussung der von der Regierung getroffenen
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Entscheidungen, indem sie an ihren Interessen festhalten. Deshalb halten die Drogenhändler die

Teilnahme an der Regierung für wichtig, um sich für bestimmte Eigeninteressen, wie die

Auslieferung, die Steueramnestie, die Rückführung von Finanzmitteln, das Legalisieren von

Vermögen sowie die Agrarreform, die sie unterstützen, um als neue Großgrundbesitzer des besten

Landes inKolumbien herrschen zu können,einsetzen zu können.

DieDekade der80erJahren,dievonderwirtschaftlichen Krise inLateinamerika und dem weltweiten

Konjunkturrückgang gekennzeichnet war, bildet den Rahmen, in dem die Entscheidungen der

Regierung von Betancur Cuartas getroffen wurden. Dies bedeutete in gewisser W eise eine

beschränkte internationale Zusammenarbeit und einen problematischen nationalen Schauplatz, der

diePrioritäten aufderEbene derPolitik und derProgramme derRegierung zu setzen verlangte.M it

dem Regierungsplan von Betancur „Cambio con equidad“ -W echsel mit Gerechtigkeit - wurde

Stabilität,wirtschaftliches W achstum und politische Gerechtigkeitdurchzusetzen versucht,was eine

Öffnung fürmehrDemokratiesowieeine Verstärkung derInstitutionen einschließen sollte.„Cambio

con Equidad“ istderersteRegierungsplan,dersich mitden Themen politische Justizund bürgerliche

Sicherheit beschäftigte. Besondere Aufmerksamkeit wurde auf die Vermeidung von Verbrechen

gelegt, und der Drogenhandel wurde als neues Phänomen behandelt. „Viele Normen verlieren an

Bedeutung und Rechtskraft,was zu Folge hat,daß sich eine Gesetzeslücke aufgrund der sich stets

neu ergebenden Umstände in der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung auftut. Es tauchen

Pathologien wiederDrogenhandel,dieEntführung von Personen,derTerrorismus,derSchmuggel,

die Schwarzgeschäfte, die Immoralität in der Verwaltung auf. Die Langsamkeit der Justiz, ihr

M angel an M itteln und ihre organisatorische Fehlerhaftigkeit mindern das öffentliche Vertrauen

gegenüber den grundlegenden Institutionen und ihren Vertretern.“69 Im Einklang mit dieser

Einstellung versuchte der Präsident Betancur, die Justiz zu stärken, indem er ihr einen

Vertrauensvorschuß entgegenbrachte.Erzog vor,dieDrogenhändlerdurch kolumbianische Gerichte

zu verurteilen, bevor es zur Anwendung des existierenden Auslieferungsabkommens mit den USA

kam.Dreientscheidende GesichtspunktefürdieEntwicklung derAntidrogen-Politik stellen sich wie

folgtdar:1.Es gab während derersten zweiJahrederRegierung von Betancureinen Bruch mitder

repressiven Drogenpolitik der Vereinigten Staaten; 2. Ronald Reagan wurde zum Präsidenten der

USA gewählt(1981-1988)und nahm den Kampf gegen den Drogenhandel in Lateinamerika durch

einen „dritten Krieg gegen das Drogenproblem“ auf und verstärkte ihn, indem das Phänomen in

Verbindung mit dem Ziel der nationalen Sicherheit durch das Dokument „Santa Fe II“ gebracht

69 Belisario Betancur Cuartas. „Programa Nacional de Desarrollo 1982- 1986 « Cambio con equidad»“ Imprenta Nacional. Bogotá,
Kolumbien,1982.S.273.
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wurde70,und letztlich gab es eine Justiz,dieaufnationalerEbene schwach warund unterknappen

wirtschaftlichen M itteln litt. Die Institutionen der Justiz waren nicht auf den Kampf gegen das

Drogenproblem vorbereitet, bei dem die Korruption, die Bedrohung und ökonomischer Druck als

M ittelverwendetwerden,um dieZielezu erreichen.DieRegierungsthese,inderbehauptetwird,daß

jemehrDemokratie,destobessereM öglichkeiten den Frieden inKolumbien zu realisieren,hatteihre

Achillesferse in derschwachen institutionellen Struktur,diederBedrohung durch den Drogenhandel

nicht standhalten konnte. Erneut erlebte die Antidrogen-Politik Kolumbiens das doppelte Spiel der

Toleranz der ökonomischen Nebenwirkungen des Handels mit Drogen und der gleichzeitigen

Bekämpfung ihrerErscheinungen aufdersozialen,politischen und kulturellen Ebene.W enngleich die

Regierung gerichtlich gegen den Drogenhandel vorging, wurde von ihr auf dem wirtschaftlichen

Sektor eine Vermögensamnestie geschaffen, die die Schattenökonomie einschloß, und mit der die

Finanzlücken des Staatshaushaltes geschlossen werden sollten.71 Von verschiedenen Akteuren der

Gesellschaft wurde Kritik geübt. Der Bischof von Pereira, M onsignore Darío Castrillón Hoyos

kritisierte im Jahre 1983 das von der Regierung verabschiedete sogenannte „Vermögensamnestie-

Gesetz“ ,weilnach seinerM einung,„mittelsdieses Gesetzes unzüchtige Handlungen und Haltungen

legitimiert und gleichzeitig Geld aus illegalen Aktivitäten wie aus dem Drogenhandel legalisiert

wurden.“72

DieTätigkeiten und Entscheidungen des Präsidenten Betancurbegannen schnellW irkung zu zeigen,

als er Rodrigo Lara Bonilla, eine Persönlichkeit der neuen Liberalen Partei, zum Justizminister

ernannte, dieser nahm in den vorhergehenden Jahren seiner parlamentarischen Arbeit einen

Reinigungsprozeß und dieReduzierung derTätigkeiten des Drogenhandelsin derPolitik und in der

W irtschaft vor.73 Betancur versuchte auf diese W eise, eine harte Hand im Kampf gegen den

70 Das Dokument Santa Fe II behandelt die allgemeine Außenpolitik der Vereinigten Staaten mit Lateinamerika. Es wurde in diesem
Dokumentu.a.gezeigt,daß in derletzteDekade dieterroristische Umsturzbedrohung gestiegen ist,indem diese Untergrundbewegungen an
dem Drogenhandel teilnehmen und gleichzeitig Kontrollenetze aufbauen. Es wurde behauptet, daß von den Drogenhandel gekommene
wirtschaftliche M itteldieBedrohungsfähigkeitdiesersubversiven Gruppe verschärft.Überdieses Thema sehen Sieauch:„La Iniciativa para
las Américas.Las relaciones entreEstados Unidos y América Latina en los años 90“ Centro de Estudios Internacionales,Fundación Simón
Bolívar.Santaféde Bogotá,Kolumbien 1992.
71 Im Jahre1982 schlugen verschiedene politische Akteureeine Vermögensamnestievor,durch diederStaatdieSteueraufKapitalund auf
Vermögen,diebishernichtin Steuererklärung deklariertworden waren,in dieStaatskasse einfließen zu lassen.Am 22.08.1982 schlug der
GeneralrechnungsprüferderRepublik,Rodolfo GonzálezGarcía,erneuteine Vermögensamnestievor,diedieSchattenwirtschafteinschloß.
Der Justizminister dieser Zeit, Bernardo Gaitán M ahecha, legte  am 17.10. 1982 eine Vermögensamnestie in Rahmen eine Steuerreform
nahe.DerSenatorAlvaro Leyva legte ein Gesetzesprojektvor,um eine VermögensamnestiefürdieLeutezu schaffen,dievor1981 keine
Steuererklärung und Vermögenserklärung abgegeben hatten.IngleicherRichtung wurde vondem privaten geschäftlichen Sektor,durch die
FederaciónNacionalde Comerciantes (FENALCO)aufdem inCalistattgefundenen 37.Kongreß,dieNotwendigkeitderFormulierung eines
großen Vertrages nahegelegt, um die Schattenwirtschaft zu legalisieren und diese M itteln für die Verbesserung der legalen Industrie, des
legalen Handels, der legalen Agrarproduktion und der Dienstleistungen zu verwenden. Vgl. M urillo Castaño, Gabriel. „Narcotráfico y
política en ladécada de los ochenta.Entrelarepresiónyeldiálogo“.Uniandes,CEREC,CEI.Santaféde Bogotá,Kolumbien,2Aufl.1995.
S.220-221.
72 Gabriel M urillo Castaño. „Narcotráfico y política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo“, in „Narcotráfico en
Colombia. Dimensiones políticas, económicas, jurídicas e internacionales. TM . Editores-Uniandes, CEREC, CEI. Santafé de Bogotá,
Kolumbien,S.232.
73 Auf Basis der Informationen der Presse im Jahre 1983 -Zeitung El Espectador 22.10. 1983 Seite 1A und 12A sowie die Zeitung El
Heraldo 25.10.1983, Seite 1A und 9A- kann behauptet werden, daß Lara Bonilla, als er noch Senator war, die Verbindungen zwischen
Sportrereinen und dem Gelddes Drogenhandelsanklagte,d.h.,daß erüberdieFinanzierung von sechs professionellen Fußballmannschaften
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Drogenhandel zu beweisen. Parallel dazu nahm der Präsident Gespräche mit den verschiedenen

Guerilla-Gruppen74 auf, um Frieden im Land zu schaffen sowie eine institutionelle Strukturierung

auf der regionalen Verwaltungsebene zu erwirken, die eine Dezentralisierung und größere

Unabhängigkeit der Regionen in Zusammenhang mit der politische Rolle der Hauptstadt zum Ziel

hatte.75 Aufderlateinamerikanischen Ebene unterstütztederPräsidentBetancurim August1984 die

Unterzeichnung der „Deklaration von Quito“, ein von acht südamerikanischen und

mittelamerikanischen Präsidenten unterschriebenes Dokument gegen den Handel mit illegalen

Drogen. Obwohl die politischen Ziele des Präsidenten als demokratisch und avantgardistisch

bezeichnetwerden könnten,rechneteernichtmitderTatsache,daß einige Institutionen bereitsdurch

den Drogenhandel beeinflußt wurden und einige Schichten der Gesellschaft dieses Phänomen

akzeptierten. Die Aktionen gegen diese organisierte Kriminalität führten zur Aufdeckung und

Zerstörung des größten Labors für die Herstellung von illegalen Drogen in Yari, kolumbianische

Guaviare.Indem komplexen als„Tranquilandia“bezeichneten Labor,wurden 27.500 Pfund Kokain

beschlagnahmt. Diese Aktion der Kontrollorgane wird als der entscheidende Stoß gegen die

Drogenhändler, besonders gegen das M edellin-Kartell, angesehen, weil das komplexe Netz des

Drogenhandelsin Verbindung mit im Labor gefundenen Dokumenten sichergestellt werden konnte.

Andererseits wurde die stets von dem nordamerikanischen Botschafter, Lewis Tambs, aufgestellte

These über die Verbindung zwischen den Guerilla-Gruppen und den Drogenhändlern, als „Narco-

Guerilla“ bezeichnet, verstärkt, indem nicht nur von dem Botschafter, sondern auch von dem

VerteidigungsministerGeneralGustavo M atamoros D ćosta behauptetwurde,daß das Labordurch

bewaffnete M änner der FARC-Guerilla geschützt worden sei. Obwohl diese Version durch den

LeiterderNationalen PolizeiKolumbiens,GeneralGómez Padilla,dementiertwurde,entstand durch

diese Verbindung von Drogenhandel und Guerilla ein politischer Konflikt für die nächsten

berichteteund dieenge Beziehungen von achtSenatoren mitDrogenhändlern aufdeckte.AufgleicherW eise, klagte er deutlich, innerhalb
seinerPartei,dieVerbindung derDrogenhändlermitpolitischen Tätigkeiten an.AlsPabloEscobarGaviria,Anführerdes M edellin-Kartells,
zum ersten M al in dem Kongreß einen Platz zu bekommen versuchte, indem er in einer Liste der Neuen Liberalen-Partei aufgenommen
wurde, übte Lara Bonilla scharfe Kritik an dieser Aktion und verlangte die Streichung des Namens von der Liste. Die Folge war der
Ausschluß des Senators, der Pablo Escobar auf seiner Liste unterstützte, und von Pablo Escobar Escobar Gaviria aus der Partei. Die
Drogenhändler erklärten Lara Bonilla aufgrund seiner Äußerungen über die  verbrecherischen Situationen zum größten Feind ihrer
Organisationen, was zu seiner Ermordung führte. Lara Bonilla war das erste Opfer der Drogenhändler. Im Jahre 1983 wurde außerdem
aufgezeigt,daß ErnestoSamper,einspätererPräsidentKolumbiens -1994 bis1998-etwa 25 M illionen Pesos von Drogenhändlern erhalten
hatte,diewährend des W ahlkampfes im Jahre1982 fürLópez M ichelsen verwendetwurden,um ihm zum Sieg zu verhelfen.Es sollerwähnt
werden,daß im Jahre1983 derDrogenhändler,Carlos Ledher,eine neue politische Parteigründeteund dieideologischen Grundlagen der
„M ovimiento Latino Nacional“ -nationale lateinamerikanische Bewegung-  durch die Presse bekannt machte. Pablo Escobar versuchte in
gleicherRichtung nach dem gescheiterten Versuch mitderneuen Liberalen-Parteieine neue Parteizu gründen,dieals„Civismo en M archa“
-Bürgersinnim M arsch-bezeichnetwurde,und W ohnungen sowiesozialeEinrichtungen fürärmereLeuteplante.
74 Am 23.09.1982 wurde die Comisión de Paz - Friedenskommission- durch das Dekret Nr. 2771 vom 19.09.1982 eingeweiht. Am
19.11.1982 wurde das Gesetz Nr. 35 über die politische Amnestie verabschiedet. Die Verständigungen über W affenruhe und
W affenstillstand wurden erstim Jahre1984 unterzeichnet-DieFARC wardieersteGuerrilla-Gruppe,diediese Verständigung am 28.M ärz
abgeschlossen hat,danach unterzeichneten am 24.AugustdieM -19,dieEPL und dieADO.Nach derUnterzeichnung wurde ein„nationaler
Dialog“ vorgeschlagen.DieserProzeß ermöglichtedieEntstehung neuerpolitischerGruppen,in denen dieGuerillakämpfereine politische
Rolleübernahmen.Aufdiese W eise entstand zum BeispieldieneugegründetePartei„UnionPatriótica“ alspolitischerArm derFARC.
75 W ährend dieserAmtszeitvonBetancurwurde das GesetzfürdiefreieW ahlvon Bürgermeistern und Gouverneuren verabschiedet.Diese
Entscheidung bedeutete einen Bruch mit der traditionellen Politik Kolumbiens, die durch das Klientelismussystem charakterisiert wurde,
indem nach derPräsidentenwahlund den Parlamentswahlen eine Verteilung nach Präferenzen und versprochenen Perspektiven erfolgte.Vor
derErlassung dieses Gesetzes wurden sowohldieBürgermeisteralsauch dieGouverneuredurch dieExekutive gewählt.
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Regierungen.Am 30. April des gleichen Jahres wurde der Justizminister, Lara Bonilla, von einem

bezahlten Killer-Kommando der Drogenhändler ermordet. Als Folge dieser Aktion entschied die

Regierung BetancurdieDurchführung einertotalen W ende aufderpolitischen nationalen Ebene,die

neue und kritische Elemente im Kampf gegen den Drogenhandel einbringen sollte. Hiermit begann

eine organisierteEskalation des Terrorismus durch dieM afias, was zur Ermordung von führenden

Politikern, Polizisten und Vertretern der Presse führte.76 Präsident Betancur kündigte eine große

M obilisierung an, um „die nationale W ürde“ zurückzugewinnen. Diese W arnung kann als eine

„zweite Kriegserklärung“ an den Drogenhandel in Kolumbien verstanden werden, indem durch die

Erklärung des Ausnahmezustands Dekreteerlassen wurden,diees ermöglichten,erstens den Besitz

der Drogenhändler zu beschlagnahmen, zweitens alle Verbrechen, die im Zusammenhang mit dem

Drogenhandel standen, vor M ilitärgerichten zu verhandeln, drittens die Strafzeiten und Strafgelder

fürdiese Deliktezu erhöhen und viertens -alswichtigsten zu nennenden Aspekt-dieDurchführung

des Auslieferungsvertrages mit den USA zu beginnen, sowie die Besprühung mit Herbiziden

anzuwenden,dievondem „ConsejoNacionalde Estupefacientes“ -NationalerBetäubungsmittelrat-

im Jahre 1984 bewilligt worden war. Auf der politischen Ebene verursachte die vermutete

Verbindung derGuerilla mitdem DrogenhandelHindernisse in den Friedensverhandlungen mit den

bewaffneten Gruppen, weil nicht zu rechtfertigen war, daß einerseits die Annäherung an die eine

Gruppe gesucht und andererseits die andere zurückgewiesen wurde, da beide Gruppen an dem

illegalen Geschäftbeteiligtwaren.Dies warderBeginn einerausweglosen Situation,in dersich die

kolumbianische Regierung noch heutedurch dieBehandlung des Drogenhandelsalsnichtpolitisches

Verbrechen befindet. Diese ambivalente Haltung zwischen totaler Konfrontation oder Verhandlung

zeigte sich deutlich in der Regierung Betancur, die die Treffen im Jahre 1984 zwischen dem

Generalstaatsantwalt, Carlos Jiménez Hoyos, und dem Ex-Präsidenten der Republik, López

M ichelsen,mitden Drogenhändlern in Panamá Stadtleugnete.W ährend dieserVerhandlung hatten

die Vertreter der Drogenhändler ihren W illen zum Ausdruck gebracht, zu der Legalität

zurückzukehren und unterbreiteten einen Vorschlag, demzufolge „sie einen effektiven Abbau der

Infrastruktur des Drogenhandels anboten sowie einen definitiven Rückzug aus den politischen

Aktivitäten und dieRepatriierung eines großen Teilsihres Auslandsvermögens alsGegenleistung für

eine unparteiische Anwendung des kolumbianischen Gesetzes.“77

76 Am 23.Juli 1984 wurde der Richter Tulio M anuel Castro Gil ermordet. Er war für die Aufklärung der Ermordung von Lara Bonilla
zuständig.Am 17.November1986 wurde derOberstJaime RamírezGómez getötet.ErwarderLeiterderAntidrogenpolizeiKolumbiens.
Am 17.Dezember1986wurde derLeiterderZeitung ElEspectador,Don Guillermo Cano Isaza ermordet.
77 Gabriel M urillo Castaño. „Narcotráfico y política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo“, in: „Narcotráfico en
Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales“.CEREC,UNIANDES,CEI. Santafé de Bogotá, Kolumbien. 2
Aufl.1995.S.198-276.
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Schon inden Jahren 1984-85 wurde das Phänomen des Drogenhandelsund seine Gewalterscheinung

nichtnurin den Städten,durch den „Narcoterrorismo“ -Drogen-Terrorismus -beobachtet,sondern

auch aufdem Land,durch den „Narcoparamilitarismo“ -Drogen-Paramilitarismus -,derseit1983

von Bauern der Departements Santander, Boyaca y Cundinamarca beklagt wurde. Obwohl

inzwischen der „Plan Nacional de Rehabilitación“ in Kraft getreten war, mit dem die

Lebensbedingungen auf dem Land verbessert werden sollten und in Zusammenarbeit mit den

Vereinten Nationen das Projekt über den Ersatz des Anbaus von Koka in der Regionen Nariño,

Cauca y ValledelCauca begonnen werden sollte,istanzumerken,daß sich die Konsequenzen und

die negativen Auswirkungen des Drogenhandels durch den Paramilitarismus und sein ständiger

Druck aufdieBauernverschärften.Durch diese Situationentstand das Phänomen derVertriebenen -

„Desplazados“-und des Verlassens derländlichen Gegenden,was zu eineranderen Form derGewalt

führte, die zeigte sich in den neuen und prekären Lebensbedingungen in den städtischen

Ballungsgebieten,in denen die Vertriebenen zu der Zahl der Arbeitslosen hinzukamen und für den

Staatzu einem politischen Problem wurden.Dieser„zweiteKrieg gegen den Drogenhandel“,dervon

derRegierung Betancurbegonnen worden war,erweitertedieSpiralederGewaltim Land und wurde

trotz der Friedensbemühungen zu einem zerstörerischen und menschenrechtsverletzenden Element,

indem dieRückkehrdes M ilitärszum Kampfgegen die Drogen die Existenz der Todeschwadrone,

derparamilitärischen Gruppen und derAnarchiein den ablegenden Regionen des Landes,in denen

wenig staatliche Präsenz vorherrschte, verstärkte. Als Betancur zu der von den USA diktierten

Drogenpolitikzurückkehrte,wendetesich dieAntidrogen-PolitikKolumbiens vondersozialen ineine

repressive Richtung. Außerdem stellte die sogenannte Verbindung zwischen Drogenhandel und

Guerilla für die Regierung eine politische Konfrontation dar, als sogar in spekulativer W eise

behauptet wurde, daß im November 1985 die Guerilla-Gruppe M -19 in Allianz mit dem

DrogenhandeldieBesetzung und das M assakerim Justizpalastdurchführte.78

Im Januar 1986 wurde, unter den neuen repressiven und gewalttätigen Bedingungen der

Drogenbekämpfung, von der Regierung Betancur das zweite nationale Betäubungsmittelstatut

verabschiedet,das alsdas GesetzNr.30 von1986 bezeichnetund erstim Dezember1986 durch das

DekretNr. 3788 geregelt wurde. Dieses neue M ittel im Kampf gegen die illegalen Drogen besteht

aus neun Kapitelnund insgesamt101 Artikeln,in denen nichtnurdieHerstellung,sondern auch der

Konsum von Rauschgift,derImportvon Chemikalien u.a.geregeltwerden.79 Nach dem ehemaligen

78 Unterden vielen Spekulationen bezüglich derBesetzung des Justizpalastswurde gesagt,daß das ZielderGuerilla-Aktion dieZerstörung
dergerichtlichen Rechtssache war,indenen dieNamen derRädelsführerdes DrogenhandelsinKolumbien genanntwurden.Diese Hypothese
wurde jedoch vonden Forschungsinstitutionen des kolumbianischen Staates wederbestätigt,noch geleugnetoderdementiert.
79 Im ersten Kapiteldes nationalen Betäubungsmittelsstatutswurden bezüglich der„Grundprinzipien“ dieDefinitionen,diewissenschftliche
und ärztliche Anwendung der kontrollierten Pflanzen, die Kontrolle über den Anbau sowie über den Import und Herstellung von
Arzneimitteln festgestellt. Im Kapitel II über „Präventionskampangnen und Erziehungsprogramme“ wurden die Übertragung von
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Richter des obersten Gerichtshofes, Federico Estrada Vélez80, bedeutete das Gesetz Nr. 30 keinen

wesentlichen W echselinderDrogenpolitikKolumbiens,obwohleinige Änderungen im Vergleich mit

dersträfrechtlichen Behandlung derim DekretNr.1188 von 1974 erklärten Straftaten beschlossen

wurden.DiewichtigsteNeuerung dieses Gesetzes,lautdes Ex-Richters,liegtin derEnteignung des

Besitzes ihrer mit der Herstellung und der Lieferung in Verbindung gebrachten Güter durch eine

gesetzgebende Entscheidung zugunsten derRegierung.81 In nur zwölf Jahren Gültigkeit des Statuts

wurde scharfe Kritik von Seiten der Gesetzgebung an demselben über seine Schwäche, seine

M öglichkeiten und seine Doppeldeutigkeitgeübt.Aus diesem Grund schlug dieDirección Nacional

de Estupefacientes eine Aktualisierung, eine Harmonisierung und eine Reform der generellen

Regelung des Betäubungsmittelstatutsvor,um dieÄnderungen auf gesetzgebenderEbene,dieinden

letzten Jahren in Kolumbien zu finden sind, in das Statut aufzunehmen. Bisher wurden die Artikel

Nr.33,34,40,43 und 9082 modifiziert,während dieArtikeln Nr.14,41,44,68,71, 72 und 7483

abgeschafftwurden.Außerdem erklärtederVerfassungsgerichtshofdieArtikelNr.51 und 8784 per

Entscheidfürverfassungswidrig.

Informationen über illegale Drogen durch die M assenmedien, das Angebot an Poliklinik, sowie die Zerstörung der illegalen Plantagen
geregelt. Im Kapitel III über „Alkohol und Tabak Vorbeugungskampagnen“,  wurden die notwendigen Erklärungsmaßnahmen über die
Gefahrbeiihrem Konsum aufgezeigt,dieaufdieAlkoholflaschen oder Zigarettenschachtelngedrucktwerden müssen.Außerdem wurde das
Lebensalter, bis zu dem das Einkaufen oder Verkaufen untersagt ist, festgelegt. Im Kapitel IV über die „Kontrolle über den Import, die
Herstellung und die Lieferung von Substanzen, die die Abhängigkeit verursachen“, wurde die Aufgabe des Gesundheitsministeriums
angeführt;dieKontrolledurch dieGeschäfte,dieArzneimittelherstellen und verkaufen,festgelegt;über die Überwachung und Inspektion
berichtet und auf die Finanzierung des Programmes gegen den Betäubungsmittelkonsum hingewiesen. Im Kapitel V über die „Delikte“
wurden dieStraftaten aufgezähltund dieZeit-und Geldstrafe,Beschlagnahme und Verwendung des Vermögens derDrogenhändlersowiedie
Abschaffung des Bankgeheimnisses festgestellt. Im Kapitel VI über die „Verstöße“ gegen das Gesetz  wurden die Tatbestände und
Sanktionen gegenüber den Straftätern gezeigt. Im Kapitel VII über „das Verfahren der Zerstörung der beschlagnahmten Plantagen und
Substanzen“ wurden dieVerfahren,diediebestehenden Behörden durchführen sollen,um dieZerstörung derM aterialien fürdieHerstellung
von illegalen Drogen zu erreichen, sowie die Identifizierung der Substanzen, u.a. erklärt.  Im Kapitel VIII über „Behandlung und
Rehabilitation“,wirddieAufgabe des Gesundheitsministeriums indiesem Zusammenhang erläutert.Außerdem beziehtes sich aufden Ersatz
des illegalen Anbaus alseine Aufgabe derRegierung,um den Indianern und den Bauern, die sich mit illegalem Anbau beschäftigten, die
W ende zurLegalitätzu erleichtern.Im KapitelIX über„den Nationalen Betäubungsmittelrat“wurden dieAufgaben,dieinnereOrganisation
und dieZieledes Rates erklärt.M ittelsdieses Statutswurden dieRegionalen Betäubungsmittelräteerrichtet,diefürdieDurchführung der
Aufgabe aufregionalerEbene zuständigsind.
80 Federico, Estrada Vélez. „Comentarios generales a la ley 30 de 1986“, in: „Comentarios al Estatuto Nacional de Estupefacientes“.
TEM IS.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1987.S.17-29.
81 Indem Artikel47 des Originaltextes des Gesetzes Nr.30 von1986 wurde festgestellt,daß „das Vermögen,dieM obilien,dieAusrüstung
und die Geräte, mit denen in  unerlaubter W eise M arihuana, Kokain, Heroin oder irgendwelche Drogen, die Abhängigkeit hervorrufen,
gelagertaufbewahrt,hergestellt,verkauftodergeliefertwurden,sowiediewährend derAusübung des Verbrechens benutzten Fahrzeuge oder
andereFahrmittel,das Geldund aus dem illegalen Handelgewonnenen Güter,beschlagnahmtund zukünftigzurVerfügung des Nationalen
Betäubungsmittelrates gestellt werden. Der Rat kann durch eine Entscheidung dieses Vermögen den offiziellen Institutionen oder den
gerichtlich eingerichteten W ohltätigkeitinstitutionen zuweisen, vermieten oder als Kaution verwenden [...] Die erhaltenen Vorteile werden
fürdie Prävention und Repression des Handels mit illegalen Drogen und in der Rehabilitation der Drogensüchtigen verwendet, unter der
Kontrolle und derÜberwachung des Nationalen Betäubungsmittelrates.“
82 DerArtikelNr.33wurde durch das GesetzNr.365 von1997 modifiziert.Im diesem Artikelwirdüber„den Verkehr,dieHerstellung und
das Tragen von illegalen Betäubungsmitteln“  gesprochen. Es wird klar dargestellt, daß eine Erlaubnis für das Vorhalten von diesen
Substanzen notwendig ist. Die Artikel 34, 40 und 43 wurden durch das Gesetz Nr. 365 von 1997 modifiziert. Es geht um die illegale
Bestimmung vonM obilien und Immobilien,um dieBeschlagnahme vonVermögen,um mitdiesem dieGeldstrafezu bezahlen,und um den
BesitzvonfürdieHerstellung vonillegalen Drogen notwendigen Elemente.DerArtikelNr.90 wurde durch das DekretNr.2159 von 1992
modifiziertund es wirdklargestellt,wem derNationaleBetäubungsmittelratangehört.
83 DerArtikelNr.14 über„Verkaufvon Tabak und Alkohol“wurde durch das GesetzNr.124 von 1994 abgeschafft.DerArtikelNr.41
überdieVersteigerung des beschlagnahmten Vermögens wurde durch das GesetzNr.365 von 1997 aufgehoben.DerArtikelNr.44 wurde
durch das GesetzNr.365 von 1997 an andererStellegesetzt-Artikel 8 und 26 des Gesetzes-.DerArtikel68 überdieUntersuchung, den
Prozeß vorGerichtwegen derÜbertretung des Gesetzes wurde durch das GesetzNr.228 von 1995 abgeschafft.DieArtikel71,72,und 74
wurden durch das Gesetz Nr. 228 von 1995 aufgehoben. In diesen Artikel wurden Aspekte wie der Prozeß der Forschung und der
Übertretung,das Einlegen vonBerufungsverfahren und derEinsatzvonRechtsmittelndargestellt.
84 M ittelsderEntscheidung des Verfassungsgerichthofes am 5.5.1994,wurden  die Artikel 51 und 87 für verfassungswidrig erklärt. Der
Artikel51handeltevon „dem Tragen derpersönliche Dosis-geringe M enge-.InEinklang mitderEntscheidung des Verfassungsgerichthofes
istdieAufgabe des Staates,den Konsum zu kontrollieren ,d.h.ihnnichtzu bestrafen,was dieProgramme inRichtung Präventionverlangen.
DerArtikel87 des KapitelsNr.VIIIüberdieBehandlung und Rehabilitation derDrogensüchtigen wurde auch mittelsdieserEntscheidung
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Ein andererwichtigerAspektistdarin zu sehen,daß durch dieses neue Betäubungsmittelstatut der

NationaleBetäubungsmittelratvon einem Beratungsorgan -wiees im Jahre1973 geplantwar-zu

einerAbteilung des Justizministeriums umgewandeltwurde,dessen Aufgaben darin bestand:1.„die

Formulierung dervon derRegierung anzunehmenden Drogenpolitik,Pläne und Programme,diedie

offiziellen Einrichtungen und privaten Institutionen im Kampfgegen dieHerstellung,den Handelund

die Anwendung von illegalen Drogen durchführen können“85; 2. die Ergreifung von

Kontrollmaßnahmen gegen die Anwendung illegaler Drogen; 3. den Vorschlag von spezifischen

Kampagnen und Aktionen, die die offiziellen Einrichtungen durchführen dürfen; 4. die

Kontaktaufnahme mit anderen Regierungen und internationalen Institutionen, die sich mit der

Drogenproblematik befassen; 5. die Durchführung der Zerstörung der illegalen Plantagen und

Labors. M ittels dieses neuen Statuts wurden die Regionalen Betäubungsmittelräte eingerichtet, die

für die Abwicklung der nationalen Antidrogenpolitik auf regionaler und lokaler Ebene zuständig

sind. Der nationale und die regionalen Betäubungsmittelräte sind weder von der Verwaltung noch

von dem Haushaltunabhängig,was dieEntstehung von Konflikten während des Prozesses und der

Verwirklichung ihrerAufgabe zurFolge hat.DerRatwurde alsein „Superamt“ fürdie Kontrolle,

Koordination und Formulierung der Antidrogenpolitik eingerichtet, es handelt sich jedoch um ein

vom Justizministerium abhängiges Organ ohne eigenen Haushalt und ohne die Fähigkeit die

Antidrogenpolitik durchzusetzen, was ein Hindernis darstellt, da der Rat keinen

Entscheidungsspielraum und keine klareOrientierung in derDrogenpolitik hat. Trotz der schnellen

Entwicklung derAntidrogenpolitik Kolumbiens zu einer Priorität der Regierung in den letzten drei

Dekaden wird diese Politik durch ein abhängiges und einberufungsunfähiges Organ durchgeführt,

das sich nurim Notfallversammeltund keine beständige Arbeit leistet. López Restrepo86 zeigt die

Tatsache auf, daß die Angehörigen des nationalen Betäubungsmittelrates nicht kontinuierlich für

diesen arbeiten, sondern sich nur in Krisenzeiten treffen, um die von anderen im Rang niedrigeren

offiziellen Organen getroffenen Entscheidungen oder bearbeiteten Dokumente zu genehmigen.

Angesichts dieser Tatsache wird der Rat als eine „Sicherungsinstanz“ für die Formulierung der

Antidrogenpolitik und alsein „Phantomorgan“ derRegierung angesehen.In diesem Zusammenhang

stellt sich die formulierte Antidrogenpolitik, in Konsequenz, als eine kurzfristige M aßnahme und

ohne Verbindung mitden parallelbestehenden Problemen des kolumbianischen Staates dar.DerRat

abgeschafft. In diesem Artikel wurde dargelegt, daß die Drogensüchtigen in besonderen von der Regierung ausgewählten Einrichtungen
behandeltwurden.
85 „Estatuto Nacional de Estupefacientes“, in: „Código Penal Colombiano“. Grupo Editorial Leyer. Santafé de Bogotá, Kolumbien,
September,1997.S.195.
86 Andrés López Restrepo. „Costos del combate a la producción, comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el
narcotráfico“, in: „Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“. Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de
Bogotá,Kolumbien,1997.
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besteht aus Beamten87, die mit Ausnahme des Generalstaatsanwaltes und des

Prozeßbevollmächtigten, von dem Präsidenten der Republik ausgewählt werden, was eine zeitliche

Beschränkung jeglicher Entscheidungen und die Abhängigkeit von der derzeitigen Regierung

bedeutet.

Es wurde aufdergesetzgebenden Ebene überdas Fehlen von konkretstrafbarem Verhalten in dem

Betäubungsmittelstatut diskutiert, in dem das Schutzgut nicht ausreichend definiert wurde.88 In

Einklang mitdem Strafgesetzbuch wird erklärt, daß „ein strafbares Verhalten typisch rechtswidrig

sein muß,und man dieSchuld nachweisen kann.“.89 W enngleich in dem Betäubungmittelstatut das

„öffentliche und moralische W ohldes Volkes“ geschütztwerden soll,wird klargestellt,daß „dieim

Betäubungsmittelstatut beschriebenen verschiedenen Verhalten nicht als strafbare Taten oder

Verhalten in bezug auf die Definition des Strafgesetzbuches angesehen werden können.“90 Ein

anderer auf juristischer Ebene zu erwähnender Aspekt ist die falsche Anwendung von Verben, die

unklareSchreibweise sowiediegleiche Behandlung unterschiedlicherTaten,dieuntereinem einzigen

Aspektzusammengefaßtsind.Alldies hatzurFolge,daß Straftaten,diebezüglich derverursachten

Schäden unterschiedlich zu bewerten sind,in gleicherForm bestraftwerden.91 DamitistdieGefahr

verbunden,daß das Vertrauen in dieJustizverloren gehtund daß eine Unsicherheitbezüglich einer

korrekten Bestrafung entsteht, mit der Folge, daß die Bevölkerung nicht länger der Gesetzgebung

vertraut. Diese Unstimmigkeiten im Gesetz begannen, nach Aussagen des W issenschaftlers

Velásquez,mitdem ArtikelNr.101 des Statuts,derunterverwaltungstechnischen Fehlern leidet,da

das Dekret 1188 -erstes Betäubungsmittelstatut- von 1974 nicht abgeschafft wurde. Außerdem

kritisiertVelásquez,daß dieses Gesetzlediglich durch dieUnterschriftdes Präsidenten gültig wurde,

obwohl für das Strafgesetz zusätzlich die Verkündung und Vacatio Legis von zwei M onaten

erforderlich ist. Ferner beklagt er das bestehende Durcheinander zwischen Verstößen gegen das

87 Gemäß den Dekreten Nr. 494 von 1990 und Nr. 2159 von 1992 besteht der Rat aus dem Justizminister, dem Außenminister, dem
Erziehungsminister,dem Verteidigungsminister, dem Gesundheitsminister, dem Generalstaatsanwalt, dem Generalprozeßbevollmächtigten,
dem LeiterderNationalen Polizeiund dem LeiterderNationalen Betäubungsmitteldirektion.
88 AndereSchutzgutekönnten sein:dienationaleW irtschaft,dieExistenz und Sicherheitdes Staates,dieöffentliche Ordnung,dieöffentliche
wirtschaftliche Ordnung,das wirtschaftliche Eigentum,das Leben und diekörperliche Unversehrtheit,dieVerteidigung des Staates,u.a.
89 “Estatuto Nacional de Estupefacientes“, in: „Código penal Colombiano“. Grupo Editorial Leyer. Santafé de Bogotá, Kolumbien,
September1997.S.13-14. In dem Artikel3 des Strafgesetzbuches wird festgestellt,daß „das StrafgesetzdiestrafbareTataufeindeutige
W eise definieren wird“.DerArtikel4 des gleichen Buches handeltvon demsprechendem Verhalten:„Damitein demsprechendes Verhalten
strafbarsein kann, ist es notwendig, daß es das öffentliche Interesse, das durch das Gesetz geschützt werden soll, verletzt oder in Gefahr
gebrachthat.“
90 Carlos AlbertoJaramilloRestrepo.„Algunas consideraciones en tornoalos delitos consagrados porlaley 30 de 1986“,in:„Comentarios
alEstatutoNacionalde Estupefacientes“.EditorialTemis.Bogotá,Kolumbien,1987.S.1-15.
91 Carlos AlbertoJaramilloRestrepo.„Algunas consideraciones en tornoalos delitos consagrados porlaley 30 de 1986“,in:„Comentarios
alEstatuto Nacionalde Estupefacientes“.EditorialTemis.Bogotá,Kolumbien,1987.S.13.Jaramillo Restrepo zeigt über diesen Aspekt,
daß „Nach meiner Auffasung, ein Aspekt, der die Genauigkeit in der tyspischen Angemessenheit eines Verhaltens erschwert, ist die
M öglichkeit,daß beiderAnwendung einigerHauptverben dieAnwendung von anderen Verben notwendig ist. Zum Beispiel, in dem Fall
Drogen mitsich nehmen und Drogen transportieren,wirdvermutet,daß das erstedas Einkaufen vonDrogen impliziert.EinandererAspeckt
ist in diesen Zusammenhang der große Ermessensspielraum über die Höhe der Strafe, weil dies die Gleichstellung verschiedener
Strafsverhalten bezüglich derkriminellen Verhaltensweise bedeutet,was sich vonderRealitätentfernt,indem fraglich ist,ob das Verkaufen,
die Lieferung und die Herstellung von Drogen gefährlicher sind im Vergleich mit dem M itnehmen, Transportieren oder Einkaufen von
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Gesetz (strafbar in jeden Falle) und den Verwaltungsvergehen (Verstöße gegen das

Verwaltungsrecht).Seine Schlußfolgerung ist,daß das Dekretein „Flickenteppich“ sei,willheißen,

eine „Ansammlung von Fehlern, verwaltungstechnischen Nachläßigkeiten, gesetzgebenden Fehlern,

falschen Verweisen, ungenauen Definitionen, Schreib- und Zeichensetzungsfehlern und Leerstellen,

dieabsichtlich nichtausgefülltwurden.“92

Trotzdes Zeitdrucks und deroben beschriebenen Fehlerschafftees dieRegierung Betancurnichtnur

inden letzten zweiJahren derPräsidentschaft,dieses neue Betäubungsmittelstatutzu verabschieden,

sondernauch 10Kolumbianerund 3Ausländer,dievonden Vereinigten Staaten angefordertwurden,

auszuliefern.FernersetztesiedieBesprühungskampagne durch Flugzeuge gegen M arihuana und die

Ausrottung perHand von Koka fort sowie die Beschlagnahmung größer M engen illegaler Drogen.

W enngleich dieses Vorgehen dazu führte, die illegale Industrie zu destabilisieren, hatte es

verheerende und grausame AngriffeaufdieJudikative zurFolge,diezum ZielderDrogenhändlerin

ihrem Kampfgegen dieAuslieferung wurde.LautBruce Bagley in „Colombia y las guerras contra

las drogas“ „wurden zwischen 1981 und 1986 ungefähr50 Richterermordet,darunterein Dutzend

Angehörige des obersten Gerichtshofes,und jederRichter,dersich miteinerUntersuchung bezüglich

eines Drogendeliktes befaßte,wurde täglich mitTodesdrohungen konfrontiert,wenn ersich weigerte,

sich bestechen zu lassen.“93 Angesichts dieses neuen Prozesses des frontalen Kampfes gegen den

Drogenhandelunterstützten dieVereinigten Staaten Kolumbien immermehraufdertechnischen und

finanziellen Ebene.Diese Hilfeentwickeltesich zu einem subtilen diplomatischen Druckmittel,weil

diebilateralen Beziehungen und dieHilfevondereinseitigen Unbedenklichkeitsbescheinigung seitens

derVereinigten Staaten abhängen.

2.1.5.5.DieUnbedenklichkeitsbescheinigung:Bremse fürdienationalePolitikKolumbiens und

Forderung nach einem repressiven Kampf

Die Regierung von Virgilio Barco (1986-1990) „erbte“ eine totale, repressive und militärische

Konfrontationim Kampfgegen das Drogenproblem,dievon einerneuen Phase des „totalen von den

USA entwickelten Krieges gegen den Drogenhandel“ beeinflußt wurde. Durch die „Antidrogen-

Gesetzgebung inden Vereinigten Staaten von1986“94 wurde an den nordamerikanischen Präsidenten

Drogen,wenn auch diePerson in dem letzten Fallfüreigenen Bedarfgekaufthat,obwohlsiemehralsdieerlaubtegeringe M enge beisich
trägt.“
92 Fernando Velásquez. „Las contravenciones en el Estatuto Nacional de Estupefacientes“, in: „Comentarios al Estatuto Nacional de
Estupefacientes“.EditorialTemis.Bogotá,Kolumbien,1987.S.48.
93 Bruce M ichaelBagley.„Colombia y la guerra contra las drogas“,in:„ Economía y política delnarcotráfico“.CEI,Uniandes,CEREC.
Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.194.
94 RobertLessman.„Drogenökonomieund internationalePolitik“.VervuertVerlag.Frankfurtam M ain,1996. S. 40-43. Der Autor  fügt
hinzu: „Zum Beginn des Jahres 1986 erklärte Präsident Reagan in einer National Security Decision Directive den Drogen erneut Krieg.
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dieForderung gerichtet,jährlich am 1.M ärzvordem Kongreß eine Unbedenklichkeitsbescheinigung

auszugeben. Damit sollte bestätigt werden, daß die von der Herstellung, dem Handel und dem

VerkehrmitDrogen betroffenen 25 Ländermitdernordamerikanischen Regierung in bezug aufdie

repressiven M aßnahmen zusammengearbeitet haben, weil „jedes Land, das keine

Unbedenklichkeitsbescheinigung über diese Zusammenarbeit erhält, mit der Kürzung der

wirtschaftlichen und militärischen Hilfe der USA um 50%  sanktioniert wird, sowie ein negatives

nordamerikanisches Votum bei den multilateralen Organisationen - Internationaler W ährungsfond,

W eltbank, Interamerikanische Entwicklungsbank u.a. - während der Verhandlungen um ein neues

Darlehen für das jeweilige Land erhält.“95 Die Abhängigkeit Kolumbiens auf der Ebene der

Antidrogen-Politik verwandeltesich seitdem,in eine UnfähigkeitderRegierung,geeigneteLösungen

fürdienationalen Probleme zu finden,und außerdem scheiterten internationaleVerhandlungen,weil

Kolumbien nichtin derLage war,dieThemen für eine internationale Annäherung unabhängig von

dem Thema des Drogenhandels zu führen, da unter dem Druck einer

Unbedenklichkeitsbescheinigung96 das Glück der finanziellen Hilfe seitens der W eltorganisationen

schnellverspieltwurde sowieeine moralische Bestrafung vorderinternationalen W eltöffentlichkeit

stattfinden könnte.

Ein zweiter Aspekt, der die weitere Entwicklung einer „Narkotisierung“ - narcotización - der

nationalen Politik Kolumbiens beeinflußt, ist die verfassungswidrige Entscheidung über das

Auslieferungsabkommen seitens des obersten Gerichtshofes in Kolumbien.Diese am 12.Dezember

1986 getroffene Entscheidung basierte auf dem juristischen Argument, daß „das Gesetz keine

Gültigkeit hatte, weil es nicht von dem Präsidenten der Republik verfassungsgemäß verabschiedet

wurde.“97 Seitdem wares fürdiekolumbianische Regierung unmöglich,dieDrogenhändler mit der

Auslieferung zu bestrafen.Außerdem stieg derDruck seitens derVereinigten Staaten bezüglich des

Antidrogen-Kampfes, und es verstärkte sich die Gewalt seitens der Terroristen und der Guerilla-

Gruppen,wobeidieGuerilla den W affenstillstand und den Friedensprozeß unterbrochen hatte.Alle

Drogen seien zu einer Bedrohung der nationalen Sicherheit der Vereinigten Staaten geworden. Am 26.M ärz 1987 nahm dieser Krieg
institutionelleGestaltan [...]Das Antidrogen-Abuse Actvon 27 Oktober1986 warderbisdato umfassendstegesetzgeberische Versuch zur
KontrolleinderGeschichte[...]Darüberhinaus istvorallem dieUmsetzung des geopolitischen Diskurses neu (TitelII).W ichtigstes M ittel
dazu istdieKonditionierung derbilateralen Beziehungen und derHilfszuwendungen durch den Prozeß derCertificación [...]In Verbindung
mitentsprechenden Sanktionsmaßnahmen,diealsDamoklesschwertüberden betroffenen Nationen hängen, handelt es sich dabei um eine
flagranteForm des Interventionismus,derpolitisch dadurch gerechtfertigtwird,daß es überwiegend amerikanische Steuergeldersind,deren
Vergabe durch dieCertificaciónkonditioniertwird.“
95 Eduardo Sarmiento Palacio.„Economíadelnarcotráfico“,in:„Narcotráfico en Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas e
internacionales“ TM  Editores,Uniandes.Santaféde Bogotá,Kolumbien 2.Aufl.1995.S.67.
96 Es sollhinzugefügtwerden,daß fürdas Jahr1994 Kolumbien dieletzteUnbedenklichkeitsbescheinigung von den USA erhalten hat.Im
Jahre1995 bekam Kolumbien eine Bescheinigung mitZensur,während es in den Jahren 1996 und 1997 keine erhielt.Fürdas Jahr1998
wurde von der amerikanischen Regierung entschieden, daß Kolumbien eine zeitliche Unbedenklichkeistbescheinigung bekam, bis die
Ergebnisse des W ahlkampfes fürdiePräsidentschaftinKolumbien bekanntwurden.Im Jahre1999bekam Kolumbien dieBescheinigung.
97 CorteSuprema de Justicia de Colombia,Sala Penal.„Sentencia Nr.111“ Bogotá,Kolumbien,Dezember12,1986.Es istanzumerken,
daß im Jahre1979das Auslieferungsabkommen vondem Regierungsministerwegen derAbwesenheitdes Präsidenten Turbay unterschrieben
wurde.Durch dieEntscheidung des obersten Gerichthofes wurde behauptet,daß das GesetzinEinklang mitderVerfassung von1886 -gültig
bis 1991- nicht rechtskräftig war, weil der Präsident eine andere Person für die Erledigung politischer Pflichten für den Fall seiner
Abwesenheitnicht hätte ernennen können, indem diese politischen Pflichten nur von dem Präsidenten erfüllt werden müssen. Der oberste
Gerichtshofbehauptet,daß dieinternationalen Beziehungen eine Aufgabe mitpolitischen Eigenschaften waren.
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diese Aspektebildeten dieBedingungen füreine Politik des „totalen Krieges“ gegen dieKartelledes

Drogenhandels.InersterInstanz reagierteVirgilio Barco mitVerzweiflung und Beschleunigung und

versuchte,ein ähnliches aberunterandererNummergezeichnetes GesetzüberdieAuslieferung von

Drogenverbrechern zu verabschieden und zu verkünden, d.h. das Gesetz Nr. 27 von 1980 wurde

durch dieses Vorgehen vonBarco zum GesetzNr.68 von1986.Gegen dieses Verwaltungsverfahren

wendete der oberste Gerichtshof ein, daß in diesem Fall der Präsident ein nicht von dem Kongreß

verabschiedetes Gesetz, d.h. ein nicht existierendes Gesetz, unterschrieben hätte.98 Unter diesen

Bedingungen entschied derPräsidentdieDurchführung einerVerwaltungsauslieferung,durch diees

am 4.Februar1987 ermöglichtwurde,einen derwichtigsten Drogenhändlern des M edellin-Kartells

in die USA auszuliefern, was für die nordamerikanische Öffentlichkeit einen Sieg der Regierung

Barco im Kampfgegen den Drogenhandelbedeutete.

Die Administration-Barco, die als pragmatisch in der Politik angesehen wurde, versuchte auf

internationalerEbene,W ashington zu diesem frontalen Kampf zu verpflichten,und gleichzeitig die

Kooperation und Zusammenarbeit mit den europäischen Ländern zu verstärken. Auf regionaler

Ebene gelang es dieser Administration nicht, feste Abkommen abzuschließen oder eine einheitliche

Gruppe aufzubauen, die als gültiger Verhandlungspartner während der internationalen

Verhandlungen vermittelnkönnte.

Parallel zu der Bestätigung der W ichtigkeit einer internationalen Einstellung über das

Drogenproblem nahm dieRegierung Barco den Drogenhandelnichtmehralseine Angelegenheitdes

Gewohnheitsverbrechens und des öffentlichen W ohles wahr, sondern als eine Angelegenheit der

„nationalen Sicherheit des Staates“. Dies führte zu einer M ilitarisierung des zivilen Lebens und

bedeutete eine immer stärkere Verwicklung der Streitkräfte im Kampf gegen das illegale

Drogengeschäft. Es war mit der militärischen Unterstützung der Vereinigten Staaten von Amerika

bei der Durchführung von Beschlagnahmungsaktionen wie „Primavera“, „Puracé“, „Arcoiris“ u.a.

zu rechnen.In diesem „dritten Krieg gegen den Drogenhandel in Kolumbien“ wurden M aßnahmen

ergriffen,um diepolizeilichen Antidrogen-Einheiten zu verstärken,dieGeldmittel im Kampf gegen

dieorganisierteKriminalitätaufzustocken und den SchutzfürdieRichterund „Verräter“,diebeider

Untersuchung und Aufklärung der Drogenverbrechen helfen sollten, zu verschärfen. Trotz dieser

M aßnahmen nahmen die Ermordungen und die terroristischen Anschläge durch die organisierte

Drogenkriminalität zu, was die Entstehung von innerer Unruhe und Angst in der Bevölkerung zur

98 Es soll hervorgehoben werden, daß, obwohl dieses Gesetz laut des obersten Gerichthofes verfassungswidrig war, das internationale
Abkommen gültigist,weildas Abkommen ordnungsgemäß bezüglich derinternationalen Gesetzeratifiziertwurde -W iener-Konventionüber
das Rechtdes Abkommens von 1969, das Kolumbien ratifiziert hat. Aus diesem Grund kann behauptet werden, daß das Abkommen auf
internationalerEbene gültigwar,obwohles aufnationalerEbene nichtangewendetwerden konnte.
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Folge hatte.99 Dieser Zustand wurde von einigen W issenschaftlern erklärt als „ein Prozeß der

Abschwächung des Staates bei seiner Rolle als politisches, richtungsweisendes W esen der

Gesellschaft [...] M an nimmt angstvoll teil an dem Untergang des Rechtsstaats, dem Reich der

Drogen-M afia, der Einrichtung des launenhaften Privat-Justizsystems, der Eskalation der Gewalt

und des Gewohnheitsverbrechens,derW ertminderung derethischen Richtlinien fürdas Verhalten in

der Gesellschaft und dem Übergewicht eines chaotischen individuellen W ettbewerbs für das

Überleben in allen Aspekten des sozialen Lebens.“100 Unter diesen Bedingungen wurde das Dekret

Nr. 180 von 1988 für die „Verteidigung der Demokratie“ ,auch als „antiterroristisches Statut“

bezeichnet,verabschiedet,mitdem Ziel,dieStrafen bezüglich des Verbrechens gegen dieöffentliche

Sicherheitund Ruhe zu erhöhen. Das Dekret wurde nach Angaben von einigen Politologen für die

rechtmäßigen und verfassungsmäßigen Garantien derBevölkerung alsverletzbarangesehen,weildas

Volk verpflichtetwar,den Behörden „Hilfegewähren zu müssen“ und bestraftwird,wenn siediese

verweigert.

Unter dem Chaos der Angst, den militärischen M aßnahmen und einem zerstörerischen Krieg

zwischen den bewaffneten Akteuren in dem sozialen Kontextwurden von derRegierung Barco eine

große M enge vonDekreten erlassen,dienurfüreine schwereSituation und eine kurzfristige Lösung

geeignet sein konnten. Es wurde vorgeschlagen, eine notwendige Säuberung innerhalb der

Streitkräfteund derPolizeidurchzuführen,dieerstsechs Jahrespäterstattfand,alsdas neue M ilitär-

und Polizeistatutformuliertwurde.Unterden vielseitigen juristischen Lösungen,diespäterzu einer

dauernden Gesetzgebung wurden,istdas GesetzNr.1895 von 1989 überdie„illegaleBereicherung

einerPerson“ zu nennen,das im Jahre1991 als dauerndes Dekret Nr. 2266 gekennzeichnet wurde

und inseinem ArtikelNr.10 dieStrafefürHehlerei,Legalisierung und Verheimlichung des aus den

illegalen Geschäften stammenden Vermögens festlegte.

99 Nach der Ermordung des Obersts der Polizei, Jaime Ramírez, der als Leiter der Antidrogenpolizei gearbeitet hatte, am 17. November
1986,wurde derJournalist,Don Guillermo Cano,LeiterderZeitung ElEspectador,am 17.Dezember1986 getötet.Am 13.Januar1987
wurde in Budapest, Ungarn, das Attentat gegen den Ex-Justizminister Enrique Parejo González  verübt, der aufgrund von
Sicherheitsmaßnahmen Kolumbien verlassen hatteund alsBotschafterinUngarngearbeitethat.Durch dieses Attentatwurde klargestellt,daß
für die organisierte Kriminalität keine internationalen Grenzen existieren. Am 17. Oktober 1987 wurde der Ex-Justizbeamte und
Präsidentschaftskandidat der Unión Patriótica-Partei, Jaime Pardo Leal, ermordet. Am 25. Januar 1988 wurde der
Generalprozeßbevollmächtigte, Carlos M auro Hoyos Jiménez, getötet. Am 18. Januar 1989 wurde das M assaker an 2 Richtern und 10
Beamten derJudikative in La Rochela, Santander,  verübt. Die Justizbeamten haben Informationen gesammelt und eine Untersuchung in
bezug auf den Drogenhandel durchgeführt. Am 3. M ärz 1989 wurde der Führer der Unión Patriótica-Partei ermordet, während der
Gouverneurvon Antioquia,Antonio Roldán Betancur,mittelseines Dynamitsattentates getötetwurde.Am 22.November1988 wurde ein
Anschlag gegen den Verteidigungsminister, General M anuel Jaime Guerrero Paz, verübt, aber er blieb unverletzt. Am 18. August 1989
wurden inzweiverschiedenen Attentaten derPräsidentschaftskandidatfürdieNeue Liberalen-Partei,LuisCarlos Galán Sarmiento,und der
OberstFranklinQuintero,derdieDrogenhändlerscharfverfolgthatte,ermordet.Am 27.November1989wurden etwa 109 Personen getötet,
alseinFlugzeug derkolumbianischen FluggesellschaftAvianca inderLuftaufgrund einerim Flugzeug versteckten Bombe explodierte.Am
26.April1990 wurde derPolitikerund PräsidentschaftskandidatfürdieM -19 Gruppe,Carlos Pizarro,ermordet.Am 22.M ärz1990 wurde
derPräsidentschaftkandidatfürdieUniónPatriótica-Partei,BernardoJaramillo,getötet.
100 Gabriel M urillo Castaño. „Narcotráfico y política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo“, in: „Narcotráfico en
Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales“.TM  Editores,Uniandes.Santaféde Bogotá,Kolumbien.2.Aufl.
1995.S.245.
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Bezüglich des paramilitärischen Phänomens und derEinrichtung vonTodeschwadronen,dievordem

Kongreß angeklagtwurden,wurden am 19.April1989 durch dieBarco-Administration dreiDekrete

verabschiedet,mitdenen dievonden DrogenhändlernentwickelteGewaltbekämpftwerden sollte.So

kam es,daß mittelsdes Dekretes 813 eine Beratungskommission fürdieFormulierung einerPolitik

im Kampfgegen dieparamilitärischen Gruppen eingerichtetwurde.Bezüglich derEinrichtung einer

bewaffneten polizeilichen Einheit im Kampf gegen die Todesschwadrone, Killerbanden,

Selbstsverteidigungsgruppen oder Privatjustizgruppen wurde das Dekret Nr. 814 verabschiedet.

Außerdem wurden mittels des Dekretes Nr. 815 einige mit dem Ausnahmezustand unverträgliche

Gesetze abgeschafft. Im Juni gleichen Jahres wurde das Dekret Nr. 1194 eingebracht, in dem die

Strafefürdieindiesen Verbrechen einzubeziehenden Personen festgelegtwurden.Es istanzumerken,

daß erst nach der Ermordung des liberalen Kandidaten für das Amt des Präsidenten, Luis Carlos

Galán Sarmiento, die Barco-Administration mit einer Gruppe von schärferen Dekreten erneut

reagierte, deren Ziel die Kontrolle der aufgrund der von den Drogenhändlern ständig ausgeübten

terroristischen Attentate destabilisierten Situation war. In diesem Zusammenhang wurden am 18.

August1989 dieDekreteNr.1855 -1860 und 1863 verabschiedet101,mitdenen versuchtwurde:1.

das Ergreifen von M aßnahmen, die die öffentliche Ordnung erneut herzustellen ermöglichten, wie

zum Beispiel die M öglichkeit, die administrative Auslieferung von Drogenverbrechern ohne die

Genehmigung des obersten Gerichtshofes durchführen zu können;2.das Einleiten von M aßnahmen,

diedieBeschlagnahme von M obilien und Immobilien derDrogenhändlerdurch dieStreitkräfte,die

nationale Polizei und die Sicherheitsorgane des Staates erlaubten, um sie für den Nationalen

BetäubungsmittelratzurVerfügung zu stellen; 3. die Schaffung einer M öglichkeit, Freiheitsstrafen

über die Verschwörer zu verhängen; 4. die Erleichterung der juristischen M öglichkeiten, um

verdächtige Drogenhändlerin Untersuchungshaftzu nehmen;5.dieEinrichtung eines Fonds fürdie

Sicherheit der Richter; 6. die Erlassung von Hausdurchsuchungsmaßnahmen; und 7. die

Verabschiedung von M aßnahmen gegen die bewaffnete Proselytenmacherei. Die von den Ländern

derEuropäischen Union nach dem Besuch des Präsidenten Barco in England und Belgien gewährte

wirtschaftliche Unterstützung bildete die erste Annäherung und Partizipation der Europäischen

Union im Kampfgegen den Drogenhandel.M ittelsdieserökonomischen Hilfewurde im November

1989 das „Programa Especialde Cooperación“ (PEC)-spezielleProgramme fürdieKooperation -

gegründet, dessen Ziel der Aufbau einer von der Regierung unabhängigen nationalen

Antidrogenpolitik war, durch die in organisierter Form die wirtschaftlichen Fonds für die

Bekämpfung des Drogenhandelskontrolliertwerden konnten.Innerhalb dieses Programmes wurden

112 Projekteformuliert,diein neun Bereiche eingeteiltund füreine Dauervon fünfJahren geplant

101 Carlos M edina Gallego.„Autodefensas,Paramilitares ynarcotráfico en Colombia“.Documentos periodísticos,Santaféde Bogotá,
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wurden.W enngleich versuchtwurde,diekolumbianischen Geschäftsmännerzu unterstützen,wurden

Investitionen für die ländlichen Gegenden gefördert, um eine Substitution des illegalen Anbaus

durchzuführen sowie Investitionen für die Verstärkung der Justiz zu gewährleisten. Trotz dieser

Bemühungen,lautdes W issenschaftlersJ.G.Tokatlian,waren dieErgebnisse aufgrund des M angels

an institutioneller Unterstützung sehr gering. Der W issenschaftler erwähnt: „Jenseits der hohen

Kompetenz und des guten W illens der an diesen Projekten teilnehmenden Personen hatte die

Abwesenheit einer institutionellen Koordination, der M angel an einer von der Regierung

organisatorisch und einberufungsfähigen Institution, die niedrige Bedeutung dieser

Verwaltungsinstitutionen auf der Ebene des Amtsverrichtungshaushalts sowie das Fehlen von

Verbindungen zwischen der Exekutive, Legislative und Judikative bezüglich der Verhandlung und

derDiskussionüberdieses Drogenproblem mitsich gebracht,so daß dieKluftzwischen derRhetorik

über die illegalen Betäubungsmittel und die Erfahrung auf dieser Ebene sehr öffentlich und wenig

produktivfürdas Land seinwürde.“102

Vordem Ende derAmtszeitdes Präsidenten Barco wurde im Februar1990 mittelsdes DekretsNr.

494 gleichen Jahres die „Dirección Nacional de Estupefacientes“ - nationale Direktion des

Betäubungsmittels-eingerichtet,um den Kampfgegen den Drogenhandelzu unterstützen.Durch die

Direktion wurde das Büro für Betäubungsmittel des Justizministeriums ersetzt. In Kolumbien ist

dieses neue Organ für die Koordination der Entwicklung und Durchführung der Antidrogenpolitik

auf der Ebene der Kontrolle, der Prävention und der Repression von Suchtstoffen, für die

Aktualisierung der Bestandsaufnahme des eingezogenen und beschlagnahmten Vermögens der

Drogenhändler, für die Unterstützung bezüglich der polizeilichen Untersuchung sowie für die

Überwachung der Tätigkeiten und Aufgaben der Regierungsorgane und der privaten Institutionen,

die sich mit der Vorbeugung des Drogenkonsums befassen, zuständig. Auf internationaler Ebene

beschäftigt sich die Direktion mit der Kontaktaufnahme zu anderen Regierungen und

verantwortlichen internationalen Institutionen. W enngleich dieses neue Organ verwaltungs- und

haushaltsunabhängig ist,über Finanzmittel verfügen und administrative Vertragsabschlüsse tätigen

kann, leidet es unter mangelnder Überwachungs- und Koordinationsfähigkeit aufgrund der

strukturellen Zweideutigkeit, die bei seiner Gründung erkannt wurde: Die Direktion ist in der

hierarchischen Zuordnung von dem Justizministerium abhängig, aber gleichzeitig zuständig für die

Koordination der Aufgaben des nationalen Regierungswesens sowie für die Durchführung von

Aufgaben,wiederPräventionund Aus-und W eiterausbildung derDrogenproblematik,obwohldiese

Kolumbien,1990.S.349-365.
102 Juan GabrielTokatlian.„Política pública internacionalcontralas drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombiay
Estados Unidos“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social“ ,EditorialArielCiencia Política.Santaféde
Bogotá,Kolumbien,1997.S.461-536.
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Tätigkeiten nicht vom Justizministerium durchgeführt werden müssen. Der W issenschaftler López

Restrepo103 zeigt,daß „dieDirektion ein schwaches W esen ist,das nurzweiAufgaben hat:erstens,

eine zählbare Tätigkeit, d.h., die Aktualisierung der Bestandsaufnahme des eingezogenen und

beschlagnahmten Vermögens der Drogenhändler durchzuführen, und zweitens, eine Vertretung der

Regierung nichtnurwährend des internationalen Forums zu beauftragen,sondern auch während der

Kontaktaufnahme mitausländischen Institutionen und Regierungen.Dies bedeutet,daß dieDirektion

ein Organ ist, das die Antidrogenpolitik der kolumbianischen Regierung „erklärt, aber nicht

formuliert“. In diesem Zusammenhang wird klargestellt, daß die kolumbianische Regierung unter

Führungslosigkeitim Kampfgegen den Drogenhandelleidet,weildiefürdiese Aufgabe zuständigen

und eingerichteten Organe durch die mangelhafte Amtsverrichtungstruktur und Abhängigkeit

beeinträchtigt werden, obwohl klare Ziele festgelegt sind, d.h., sie sind entstanden, ohne

Eigeninitiative zu besitzen.

Es kann behauptet werden, daß die Barco-Administration sich  während der vier Jahren ihrer

Präsidentschaft mit dem Erlaß von M aßnahmen beschäftigt hatte, mit denen versucht wurde, die

öffentliche Ordnung zu erehalten,dieGroßdrogenhändlerfestzunehmen und auszuliefern104 sowieauf

die ständigen terroristischen Attentate zu antworten. Die von Barco durchgeführte Politik war vor

allem charakterisiertdurch dieReaktion aufdiedurch dieDrogenhändlerverursachteSituation.Sie

reagierte aber nicht auf die möglichen Entwicklungen und Erscheinungen des Drogenphänomens

bezüglich der Gewalt, der Entstehung von bewaffneten Gruppen, des Einkaufs von fruchtbarem

Grundbesitz, des Einflusses in der Politik und legalen W irtschaft oder der Kalkulation mit

Korruption; dementsprechend litt sie unter einem M angel an realistischen und langfristigen

Strategien.W ährend derAmtszeitwurden die strukturellen Probleme, wie Armut, Arbeitslosigkeit,

niedrige Ausbildung, Krise der M enschenrechte, usw. ignoriert und als Konsequenz des

Drogenhandels betrachtet. Auf dieser W eise entwickelte sich die „Narcotisierung“ des Lebens der

Gesellschaft. W ährend der Barco-Administration erlebte das Land eine stetige Bedrohung durch

einen Krieg gegen dieDrogenkartelle,was nichtnureine Schwächung des Staates,sondernauch den

ZerfallderZivilgesellschaft,aufgrund derdurch den Drogen-Terrorismus entstandenen Unordnung,

der Gewalttätitigkeit und Destabilisierung, zur Folge hatte. Die Erscheinungen dieser Unordnung

waren einerseits die gescheiterte Reform des Staates, die von dem Präsidenten Barco vor dem

103 Andrés López Restrepo.„Costos delcombatea la producción,comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el
narcotráfico“, in: „Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“, Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de
Bogotá,Kolumbien,1997.S.409-460.
104 Zwischen August1989 und August1990 wurden in die USA insgesamt 22 kolumbianische Drogenhändler ausgeliefert. W ährend der
Durchführung von polizeilichen Aktionen am 13.06.1990 in Kolumbien wurde der militärische Führer des M edellin-Kartells, Jhon Jairo
Arias getötet.M ittelsdersogenannten „Apocalipse-Operation“ derAntidrogenpolizeiKolumbiens im Juligleichen Jahres,an deretwa 2000
Polizisten der„Elite-Einheit“teilgenommen haben,wurden 25wichtige M ännerdes M edellin-Kartellsfestgenommen.Am 11.08.1990 wurde
Gustavo de Jesús Gaviaria,rechteHand vonPabloEscobarGaviria,festgenommen.
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Kongreß für die M odifizierung der nationalen Verfassung105 vorgelegt wurde, die allerdings als

fehlgeschlagenes Projekt galt, und andererseits die gescheiterte Durchführung des nationalen

Regierungsplanes „Economíasocial“,welcheraufderBekämpfung derArmut,aufderVerstärkung

der städtischen Autonomie und auf einer stärkeren Leistungsfähigkeit des Staates in der Erfüllung

seiner Aufgaben und auf der Unterstützung der sozialen Justiz106 basierte. W enngleich die

Administration mit dem Zwang für eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Staates seitens der

USA ihre Tätigkeiten aufgenommen hatte, wurde diese am Ende des Amtes erneut mittels des

sogenannten „Bennet-Planes“ ,derauch als„Plan Bush“ oder„Andeninitiative“ bezeichnet wurde,

erzwungen. Der „Bennet-Plan“ schlug eine Strategie vor, deren Ziel die M ilitarisierung des

Drogenkrieges und Erhöhung des Budgetsfürdietechnische,militärische und wirtschaftliche Hilfe

waren.107

2.1.5.6.Das freiwillige Stellen derVerbrecherinden Justizbehörden (Política de sometimiento):

LösungsmodellzurVerstärkung derLegitimitätdes Staates

Indem KontextderErklärung eines „totalen Krieges gegen den Drogenhandel“wurde in Kolumbien

der liberale Kandidat César Gaviria Trujillo zum Präsidenten der Republik für die Amtszeit von

1990 bis1994 gewählt.Von Anfang an versuchteer,dieAntidrogen-Politik nichtdurch militärische

Repression, sondern durch die Stärkung der Judikative und der Institutionen zu formulieren, ohne

dabei die Verfolgung der Kartelle zu beenden. Die Hauptziele waren 1. die „desnarcotización“ -

„Entnarkotisierung“ -des nationalen Lebens und derinternationalen Beziehungen Kolumbiens;2.die

Trennung zwischen dem „narcoterrorismo“ - Drogenterrorismus -, das zentrale Problem, das

Kolumbien selbst überwinden muß, und dem internationalen Problem des Drogenhandels, das als

105 GabrielM urillo Castaño.„Narcotráfico y política en ladécada de los ochenta.Entrelarepresión y eldiálogo“.TM  Editores,Uniandes,
Santaféde Bogotá,Kolumbien.2 Aufl.1995.S.257.DerAutorzeigt,daß „Am Ende des Jahres 1989 dieBarco-Administration vorschlug,
dieNotwendigkeiteinReferendum durchzuführen,um einige ArtikelderNationalen Verfassung zu modifizieren sowieum dieAuslieferung
einzuschließen. Aber  es wurde von der Administration aufgrund des Drucks entschieden, daß von der Regierung selbst die Reform
rückgängiggemachtwurde.“
106 DerRegierungsplan „Economía Social“ (1986-1990)S.15-17 wurde im Einklang mitdem ArtikelNr. 16 der Nationalen Verfassung
Kolumbiens formuliert.M ittelsdes ArtikelsNr.16derVerfassung von1886-1990wurde klargestellt:„DieAutoritäten derRepublik wurden
eingerichtet, um das Leben, das Vermögen und die Ehre der in Kolumbien wohnenden Personen zu schützen, und um die Erfüllung der
sozialen Pflichten seitens des Staates und derGesellschaftzu sichern“.Im Einklang mitdieserAufforderung wurde in dem Regierungsplan
von Barco vorgeschlagen, den Staat wirksamer zu machen bezüglich der „Erfüllung seiner Pflichten, insbesondere die Unterstützung der
sozialen Justizund dieFörderung derEntwicklung derPrivatinitiativen,um den Arbeitsmarktzu vergrößern,damitmehrStellen gewonnen
und diegrundlegenden Bedürfnisse derKolumbianergestilltwerden können,insbesonderediegrundlegenden Bedürfnisse derausgegrenzten
Bevölkerung.“
107 RobertLessmann.„Drogenökonomieund internationalePolitik“ Vervuert.Frankfurtam M ain,1996.S.55-56.DerAutorschematisiert
dieZieledernordamerikanischen Strategie,wiefolgt:„ 1.Die Stärkung des politischen W illens und der maßgeblichen Institutionen zum
Kampf gegen den Drogenhandel. 2. Stärkung der Effektivität von Polizei und M ilitär im Kampf gegen den Kokainhandel, der sich
konzentrieren sollauf:* dieIsolierung wichtigerKokaanbaugebiete;* DieZerstörung von LaborszurGewinnung von Kokain,und * die
Blockierung derZulieferung derdazu notwendigen Chemikalien;3.DieSchädigung und Zerschlagung derkriminellen Organisationen des
Drogenhandels durch Schwerpunktsetzung in der Fahndung und durch die Beschlagnahmung ihrer Einrichtungen und Vermögen; 4. Die
Stärkung der legalen W irtschaftssektoren der Andenländer, um der Destabilisierung durch den W egfall der Kokaineinnahmen
entgegenzuwirken.“
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solches eine internationale Verantwortung verlangt108; 3. die Abrüstung und die Auflösung der

Selbstverteidigungsgruppen,derKampfgegen dieparamilitärischen Gruppen und 4.dieFortsetzung

des Friedensdialogs mitderGuerilla,um eine W iedereingliederung derKämpferin dieGesellschaft

zu erreichen.Das HauptzieldieserPolitik wares,dieLegimitätderInstitutionen wiederzugewinnen

und einen andauernden Friedensprozeß zu ermöglichen,indem eine klareund definitive Partizipation

gewährleistet war.DerProzeß derEntwicklung dieserPolitik läßtsich in zweiStufen einteilen:1.

während derersten zweiJahre,dieSchaffung vonVertrauen indas System derJustiz,das freiwillige

Stellen der Drogenbosse in den Justizbehörden, die Unterstützung der USA und das Ende der

internen Streitigkeiten; 2. die Flucht von Escobar Gaviria, die Schwächung der Politik des

freiwilligen Stellens aufgrund derfalschen Anwendung des Gesetzes und des geringen Strafmaßes,

der Anstieg des subversiven Kampfes und die vermutliche Verbindung von Drogenhandel und

Guerilla,derwachsende Druck seitens derUSA und derdarauffolgende Anstieg derRepression als

einzigerAusweg angesichtsdieserSituation.109

In diesem Spiel der W idersprüche begann Gaviria seine Verhandlungen am 5. September 1990

mittels des Dekretes 2047, das ein Ausdruck von „Zuckerbrot und Peitsche“ war, indem die

Drogenhändler, die sich freiwillig den Justizbehörden stellten, mit einem Prozeß vor der

kolumbianischen Justiz, der Nichtauslieferung und einem milden Strafmaß rechnen konnten.110

Andererseits erlaubte man die Zusammenarbeit als Vermittler in Entführungsfällen, als eine

„humanitäre Geste“, obwohl auf Regierungsebene der von der „Comisión de los Notables“ -

Kommission der Prominenten- vorangetriebene Dialog mit den Vertretern des Drogenhandels nicht

akzeptiert wurde.111 Das Dekret 2047, eine M aßnahme der Exekutive über den Ausnahmezustand,

108 In seiner Antrittsrede am 7. August 1990 hob Gaviria Trujillo hervor, daß „der Drogenterrorismus unser Problem ist, während der
Drogenhandel ein internationales Problem ist“. Juan Gabriel, Tokatlian. „Política pública internacional contra las drogas de la
administraciónGaviriaylas relaciones entreColombiayEstados Unidos“,in„Drogas ilícitas en Colombia“.EditorialArielCienciaPolítica.
Santafé de Bogotá, Kolumbien 1997. S. 468-469, zeigt in diesem Zusammenhang, daß „ es abgelehnt wurde,  daß Kolumbien noch die
negativen und einseitigen disproportionierten Konsequenzen aus den Kriegen gegen den Drogenhandel ziehen würde. Im Gegensatz dazu
wurde gefordert,eine ausgeglichenereVerteilung derKosten und Vorteilezwischen den beiden von dem Drogenhandelbetroffenen Ländern
sowohlaufregionaleralsauch weltweiterEbene derBekämpfung des Drogenhandelszu führen.“
109 Durch diese Einteilung wurde nichtversucht,diezweiStufen dervon derRegierung Gaviriaformulierten nationalen Strategiegegen der
Gewaltzu vergleichen.Diese Administration formuliertedieerste Phase der Strategie im M ai 1991, in der „eine ausgestattete Justiz und
Streitkräfte wesentlich waren, um die Legitimität der Institutionen wiederzugewinnen und die störenden illegalen Kräften zu bekämpfen
sowieden Frieden zu ermöglichen“. Die zweite Phase der Strategie wurde im Jahre 1993 formuliert, als die Annäherung dieses illegalen
Drogenphänomens wieder definiert wurde, weil, laut des W issenschaftlers Tokatlian, „der Drogenhandel und die Guerilla sowie die
verschiedenen Erscheinungen derPrivatjustizHerausforderungen an dienationaleSicherheitstellten,indem nichtnureine Destabilisierung
des Staates,sondernauch eine Bedrohung gegen das Leben,dieArbeit,dieFamilieund dieZukunftderBevölkerung verursachtwurden.
110 Es ist anzumerken, daß das “Statut für die Verteidigung der Demokratie“ der Regierung Barco schon eine Strafmilderung für die
Drogenhändler,diesich den Behörden stellten, gewährte. Der neue Punkt des Vorschlages von Gaviria Trujillo war der Verzicht auf die
Auslieferung,wenn dieDrogenhändlersich freiwilligstellten und geständigwären.
111 DieKommissionderProminenten wurde im Januar1990 gegründet,mitdem Ziel,einen Dialogmitden Drogenhändlern,diemindestens
21 kolumbianischen Persönlichkeiten entführt hatten, zu führen. Der Kommission der Prominenten gehörten Alfonso López M ichelsen,
M isaelPastrana Borrero (beide Ex-Präsidenten) sowie Kardinal M ario Revollo Bravo und der frühere Abgeordnete der Unión Patriótica-
Partei,Diego M ontaña Cuellaran.Paralleldazu liefen Kontakteüberden AnwaltGuido Parra.Diese Kommission wurde noch am Anfang
derRegierung Gaviriaanerkannt.Im November1990 übergab dieKommission derRegierung ein Dokument,in dem die„extraditables“ -
Ausgelieferten- die fünf Forderungen bekannt machten, damit sie sich der Justiz  stellten. Die fünf Punkte waren: 1. Verzicht auf die
Forderung,sich schuldigzu bekennen,da dies gegen dieVerfassung verstöße.2.VerzichtaufdieVerpflichtung,sich gegenseitigzu verraten.
3. Garantierter Verzicht auf die Auslieferung. 4. Inhaftierung aller Betroffenen in einem Hochsicherheitsgefängnis unter Bewachung von



66

wurde durch eine Reihe von Dekreten, die als dauernde Gesetzgebung festgelegt waren, verändert.

Die darauffolgende Entwicklung der „Política de sometimiento“ - das freiwillige Stellen der

Drogenhändlerinden Justizbehörden -waren dieDekreteNr.3030 vom 14.Dezember1990 und Nr.

303 vom 29.Januar1991,mitdenen versuchtwurde,diesich freiwillig stellenden und geständigen

Drogenhändler, in das Reich der Justiz aufzunehmen. Unter dieser Bedingung wurde es für die

Beschuldigten möglich,eine Reihe vonVorteilen zu erhalten,wiezum BeispieldieNichtauslieferung

und eineinzigerProzeß fürallebegangenen Straftaten.So erreichteman,daß sich Jorge LuisOchoa,

derzweiteM ann des KartellsvonM edellin,und Juan DavidOchoa freiwilligstellten.

Obwohl am Anfang dieses Prozesses auf nationaler Ebene das Vertrauen in die Justiz aufgebaut

werden konnte,und eine Reform derVerfassung durch einReferendum und eine Verfassungsgebende

Versammlung möglich wurde, verlor die Regierung Gaviria die Führung des Kampfes, oder die

„Peitsche“ derVertrages,alsam 19.Juni1991 mitklarerM ehrheitdas VerbotderAuslieferung von

kolumbianischen Staatsbürgern von der verfassungsgebenden Versammlung entschieden wurde.112

DieEmpörung und derVertrauensverlust auf nationaler Ebene bezüglich dieses Prozesses begann,

als wenige Stunden nach Bekanntgabe dieser Entscheidung der oberste Chef des Kartells von

M edellin,PabloEscobarGaviria,sich den Autoritäten stellteund ineinem Hochsicherheitsgefängnis,

das erselbstausgewählthatte,eingesperrtwurde.113

Andererseits ermöglichte die neue Verfassung die Stärkung der Judikative, indem eine

Generalstaatsantwaltschaft(Fiscalía)und einobersterRatdes Richteramtes geschaffen wurden.Auf

diese W eise wurde der Untersuchungsprozeß von dem Anklageprozeß unterschieden sowie eine

schnelleBearbeitung derangehäuften Klagen in derkolumbianischen Justiz erreicht.114 Ein anderer

PolizeioderArmee und unterAufsichteinerinternationalen Organisation alsSicherheitsgarantie.5.DieM öglichkeitvon Racheakten sollte
ausgeschlossen sein.Es wurde auch versucht,dieses Phänomen als„politischen Charakter“ anzuerkennen und ihm eine Sonderbehandlung
zuzugestehen,derinnerhalbdes Friedensprozesses mitderGuerillaeinen festen Platzeinnehmen konnte.
112 „Constitución Nacional“. Editorial Temis. Santafé de Bogotá, Kolumbien 1991. Titel II über die „Rechte, Garantien und Pflichten“,
Artikel35,S.16-17 :„Es istdieAuslieferung von in Kolumbien geborenen Personen verboten.Es wird dieAuslieferung von Ausländern
bezüglich politischen oder M einungstätern untersagt. Die Kolumbianer, die Verbrechen im Ausland begangen hatten, und diese in der
Gesetzgebung Kolumbiens alsVerbrecheranerkanntwaren,werden inKolumbien bestraftund verurteilt“.Sehen Sieauch dieAnalysen des
Verfassungsgerichtshofes überdieNichtauslieferung von kolumbianischen Verbrechern.Sitzung derKommission,4.April(441).In diesem
Dokumentwurden dieverschiedenen ArgumentederJustizbehörde dieses Hofes fürden Artikel35 derneuen Verfassung geschrieben.Die
Nichtauslieferung,Artikel35derVerfassung,wurde am 19.06.1991mit45Stimmen dafürund 5Stimmen dagegen beschlossen.
113 DieZeitung „ElEspectador“,dieden Drogenhandelsehrscharfkritisierthatte,zeigtein derAusgabe vom 20.-24. Juni 1991, daß die
Entscheidung der verfassungsgebenden Versammlung eine Kapitulation der Regierung vor der organisierten Kriminalität darstellt. Zur
gleichen Zeitkündigtederkolumbianische Botschafterin der Schweiz, der Ex-Justizminister Enrique Parejo, an, der wie bereits erwähnt,
Opfer eines Attentats des Drogenhandels wurde. Der Anti-Drogen-Zar der Vereinigten Staaten, Bob M artínez, und der amerikanische
Botschafter in Kolumbien, M cNamara, äußerten am 21. und 25. Juni 1991 in der Zeitung „El Tiempo“, daß die nordamerikanische
Regierung erwarte, daß man mittels der neuen Verfassung den Drogenhandel hart bestrafen würde und versprachen der kolumbianischen
Justizzu helfen.Siezeigten,daß ihrLand daraufwartete,Escobarzu verurteilen.
114 „Documento Conpes 2744. Consejo Nacional de la Judicatura -Departamento Nacional de Planeación“. Santafé de Bogotá D.C.
Kolumbien,30.November1990.Thema :„Justiciaparalagente.Plan de desarrolloparalajusticia1994-1998“.Indiesem Dokumentwird
daraufhingewiesen,daß „dieJustizverwaltung inKolumbien eine große Anhäufung präsentiert,diesich ineinergroßen Zahlangesammelter
Prozesse zeigt, die im Jahre 1993 in allen Justizbereichen höher als vier M illionen war (Straf, Zivil, Arbeit, Familien, Agrar, gemischtes
Recht und Generalstaatsantwaltschaft -Fiscalía-). In der gewöhnlichen Rechtsprechung ist das Strafrecht der Bereich, in dem die größten
Probleme auftreten.Diedurchschnittliche Dauereines Strafverfahrens in derersten Instanz beträgtzweiJahreund diejährliche Anhäufung,
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Verdienst der neuen Verfassung auf gerichtlicher Ebene war der Artikel Nr. 34, nach dem die

Konfiskation von Gütern und aus illegalen Geschäften stammendem Vermögen115, durchgeführt

werden konnten. In Einklang mit diesem Artikel wurde es für die Regierung möglich, mehrere

Dekrete zu erlassen, mit dem Ziel, die verschiedenen Straftaten der organisierten Kriminalität zu

bündeln.DieGesetze deckten folgende Bereiche ab:dieBestimmung überdas Vermögen durch die

Dirección Nationalde Estupefacientes (Dekret2272 von 1991);dieBeschlagnahmung des Besitzes

durch dieUntersuchungsorgane oderdiegerichtliche Polizei,dieEnteignung zugunsten des Staates,

dies giltabernichtfürdas herrenlose Gut,sowiedieSituation fürDritte,diedieenteigneten Güter

beanspruchen,und das Vermögen,das nichtmehrzu verkaufen oderzu kaufen ist(Dekret2271 von

1991);diepräventive Beschlagnahmung und dieEnteignung (Dekret1874 von 1992).Paralleldazu

wurde begonnen,eine Finanzgesetzgebung zu entwickeln,in derM aßnahmen gegen dieGeldwäsche

durch Drogenhändlergetroffen wurden.In dieserSituation wurde das Dekret1872 verabschiedet,in

dem alle unter der Kontrolle und Überwachung der Superintendentur der Banken stehenden

Institutionen verpflichtet wurden, die wirtschaftlichen Aktivitäten ihrer Klienten, wesentliche

M erkmalederTransaktionen und ihreHäufigkeitzu kennen.Gleichermaßen wurden sieverpflichtet,

die nötigen Kontrollmaßnahmen zur Prävention der Geldwäsche zu treffen, alle baren

Geldbewegungen über 7,5 M io. Pesos bzw. über 10.000 US-Dollar zu registrieren.116 In diesem

Dekretwurden diePrinzipien des „Acuerdo Bancario“ -Bankenabkommens -von 1992 aufgeführt.

Außerdem wurde das Dekret Nr. 663 von 1993 verabschiedet mit dessen Hilfe das Statut des

Finanzsystems aktualisiertwurde,und das dieVerpflichtungen derBanken und Finanzinstitutionen

bezüglich des Anzeigens der als verdächtig erscheinenden und mit der Geldwäsche in

Zusammenhang stehenden Geldbewegungen präzisiert. Die Bundesbank Kolumbiens schaffte

außerdem andere Anforderungen, die als Resolution Nr. 21 am September 1993 veröffentlicht

wurden und die gleichzeitig das Glücksspiel und die Kasinos abdeckten. Ferner wurden unter der

Koordination des Sicherheitdienstes (Departamento Administrativo de Seguridad -DAS-)

Nachforschungen zu betrieben und Beweise für Delikte - wie illegale Bereicherung, die Gründung

nichtexistierenderGeschäfte–gesammelt.117 Das Deliktderillegalen Bereicherung wurde nichtnur

aufden Drogenhandelbegrenzt,sondern umfaßtnach dem GesetzNr.40 aus dem Jahre1993 auch

andere Straftaten wie die Entführung und Hehlerei mit daraus stammenden Geldern. Es soll

d.h. die Zahl der nicht in demselben Jahr abgeschlossenen Prozesse, erreicht 41% . Durch die neue Verfassung wurde das gemischte
Anklagesystem eingeführt, um eine größere Effizienz und Effektivität in dem Untersuchungsprozeß und speziell in der Sammlung, der
W ertung und derAnalyse derBeweise zu erreichen.
115 „Constitución Nacional“. Editorial Temis. Santafé de Bogotá, Kolumbien, 1991. Titel II über die „Rechte, Garantien und Pflichten“.
Artikel34,S.16. Es wird behauptet: daß „die gerichtliche Ausweisung, die lebenslängliche Haft und die Konfisierung verboten wurden.
Aber durch ein gerichtliches Urteil wird die Enteignung des aus illegaler Bereicherung stammenden Vermögens, das die Staatkasse stark
beeinträchtigtund diesozialeM oralsinken läßt,durchgeführt.“
116 Interne M itteilung derSuperintendenturderBanken vom 1.Dezember1992-und das Bankgeheimniszu lüften aufVerlangen der
Generalstaatsantwaltschaft(Fiscalía).
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hervorgehoben werden,daß in dieserPeriode das Gesetz Nr.67 aus dem Jahre1993 verabschiedet

wurde,mitdem dieRegierung diemitdem Prozeß derTypisierung derGeldwäsche verabschiedete

Konventionvon1988derVereinten Nationen unterzeichnete.

Gaviria wollte, daß Kolumbien in der internationalen Politik an der Globalisierung der M ärkte in

entscheidender Art und W eise teilnehmen konnte. Deshalb wurde - im Zusammenhang mit der

Öffnung derM ärktemittelsdes Gesetzes Nr.45 von 1990 -ein neuerRahmen fürdieOperationen

des Finanzsystems erstellt,mitdem Ziel,den neuen Teilnehmern einen leichteren Zugang zu diesem

System zu ermöglichen. Dies ermöglichte das Schema einer „Banca múltiple“ mit Unterstützung

durch Privatanleger, was die Entstehung neuer Finanzinstitutionen und Pensionsfonds vorantrieb.

Aus diesem Grund war es auf der wirtschaftlichen Ebene notwendig, das den Kapitalfluß

beschränkende und die Geldwechselvorgänge in der Banco de la República“ - Bundesbank -

zentralisierende Dekret Nr. 444 aus dem Jahre 1967 oder die W echselgeldordnung aufzuheben. In

diesem Zusammenhang wurden mittelsderResolutionen Nr.57 aus dem Jahre1991 und Nr.21 von

1993 des Vorstandes der Banco de la República -Bundesbank- die W echselgeldoperationen

dezentralisiert.AufderEbene des W elthandelswurden dieAnforderungen flexibelgestaltetund die

Hindernisse für die ausländischen Investitionen durch die Resolutionen Nr. 51 und Nr. 53 des

CONPES (nationaler Rat für die wirtschaftliche Politik) überwunden. In bezug auf die

Handelsöffnung wurde der durchschnittliche Zolltarifschutz zum einem Viertel verringert und die

Verwaltungskontrollefürden Importabgeschafft.Fernerwurde mittelsdes Dekretes Nr. 1750 aus

dem Jahre 1991 der Schmuggel entkriminalisiert und mit dem Dekret Nr. 1909 von 1992 das

verpflichteteEichmaß derW aren,was alsKonsequenz,mittelsdes Dekretes Nr.2117 von 1992,die

Fusionierung der Aufgaben des Zolls und des Steueramtes in der nationalen Direktion für Steuern

und Zöllemitsich brachte.118 Diese neue Finanz-und W irtschaftsordnung hattezurFolge,daß die

Drogenhändler neue W ege für die Legalisierung ihrer illegalen Gewinnen gefunden haben. Diese

Situationwirdalsdie„geduldeteIllegalität“bezeichnet.

AngesichtsdieserEntwicklungen aufderEbene derW irtschaftspolitik kann behauptetwerden,daß

um das Jahr 1992 Kolumbien in die neuen wirtschaftliche W eltordnung einbezogen wurde, da die

Öffnung des Finanz-, Handels- und Investitionssystems ermöglicht wurde, während auf der Ebene

der Legislative eine gesetzliche Ordnung geschaffen wurde, durch die die Gesetze über illegale

117 Die Finanzgruppe wurde durch die Präsidentsordnung Nr. 5 vom M ärz 1992 gegründet. Außerdem wurde sie für die DIAN und die
Generalstaatsanwaltschaft(Fiscalía)organisiert.
118 Über die Reformen des W echselgeldsystems vgl.: Rocha García, Ricardo „Aspectos económicos de las drogas ilegales“, in: „Drogas
ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social“.ArielCiencia Política.Santafé de Bogotá, Kolumbien, 1997. S. 136-278.
Außerdem sehen Siedas Buch:„PrimerSimposio Creditario sobrelaPrevención dellavado de activos“.Caja Agraria.Santaféde Bogotá,
Kolumbien,Januar1997.
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Bereicherung, kriminelle Organisationen, Hehlerei, Begünstigung und M ittäterschaft verabschiedet

werden konnten. Gleichzeitig wurde auf der Justizebene eine Politik des freiwilligen Stellens der

Täter bei den Justizbehörden - Gesetz Nr. 81 aus dem Jahre 1993 - im Einklang mit der neuen

Verfassung und mit der Reform des Strafgesetzbuches Kolumbiens verabschiedet. Obwohl, und

trotzdem widersprüchlich, alle diese Schritte fortgesetzt wurden, war es für die kriminellen

Organisationen in bezug auf das W irtschaftssystem möglich, die direkten Investitionen in das

Finanzsystem und den Übergang zu derformalen und legalen W irtschaftzu verwirklichen,was die

legale W irtschaft stark beeinträchtigte. Andererseits stellte die Anwendung der Politik des

freiwilligen Stellens,nach Angaben einigerW issenschaftler„dieProportionalitätderStrafeund den

Schutz des gerichtlichen Vermögens an zweite Stelle, während sie eine umfassendere Politik

verfolgte, in der alle M öglichkeiten genutzt wurden, Vorteile für die Verbrecher zu schaffen. Dies

brachte die grundlegenden Ziele dieser Politik durcheinander, da daraus eine systematische

Strafmilderung resultierte. Als Folge daraus war es notwendig, die Richter zu zwingen, überhaupt

eine Strafezu verhängen,weilbeiderDurchsetzung dervollständigen VorteilefürdieTäter,diese

dann ohne Strafe «verurteilt werden könnten».“119 Ferner behauptet der W issenschaftler Garzón

Saboya,in Einbeziehung seinerempirischen Untersuchung,daß „diePolitik des freiwilligen Stellens

aus folgenden Grunden nicht funktioniert: 1. „des Fehlens an einer ehrlichen und genauen

Anwendung und Deutung der Gesetze seitens der Behörden der Justiz120“, 2. „des lächerlichen

Strafmaßes.“121 Nach seiner Studie erreichte die durchschnittliche Strafe bezüglich des

DrogenhandelsnurdreiJahreaufgrund derungerechtfertigten Strafmilderung,die1/3 deranfänglich

verhängten Strafen überschritten. Als Garzón Saboyá die Verurteilungen bezüglich der illegalen

Bereicherung und derGeldwäsche analysierthatte,räumteerein,daß diese sehrgeringwaren.

Obwohl diese Politik des freiwilligen Stellens der Täter ein Versuch war, das Vertrauen in das

Gesetzzu gewinnen,das kolumbianischen Justizsystem zu stärken und einen Kompromiß des Landes

bezüglich des Kampfes gegen den Handelmitillegalen Drogen und gegen dieNetze derorganisierten

Drogenkriminalität auf internationaler Ebene zu schließen, verschlimmerte sich die Situation in

119 EdgarAlfredo Garzón Saboyá.„Aspectos legales y praxisdelnarcotráfico y ellavado de dinero“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su
impactoeconómico,político ysocial“.ArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.362.
120 EdgarAlfredo Garzón Saboyá.„Aspectos legales y praxisdelnarcotráfico y ellavado de dinero“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su
impactoeconómico,político ysocial“.ArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.362.
121 EdgarAlfredo Garzón Saboyá.„Aspectos legales y praxisdelnarcotráfico y ellavado de dinero“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su
impactoeconómico,político ysocial“.ArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.356-65.„Das erstedeutliche Problem
aufderEbene derStatistik ist,daß dieRichterdieleichteStrafegemeinhin fürdieentsprechenden Delikteverhängen,bevorsiedielegale
Strafmilderung und dieVorteilederPolitik des freiwilligen Stellens anwenden.Diese obwohlim Strafgesetzbuch festgestelltwurde,daß um
dieM inimalstrafzu verhängen,istes notwendig,erstens daß diestrafmildernden Umstände geschehen sindund zweitens daß derRichter,als
erdie Schwere und die Eigenart des Verbrechens erkannt hatte, die Strafe verhängt [...] Die durchschnittlichen Strafe für die wichtigsten
Arten vonVerbrechen sind:Drogenhandel36,06M onate; das Tragen vonW affen 52,36 M onate;derUmsturz39,6 M onate.Diese Delikten
stellen die89%  deruntersuchten Fälledar.
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Kolumbien, als am 22. Juli 1992 Escobar Gaviria aus dem Hochsicherheitsgefängnis flüchtete.122

Vorden staunenden Augen der internationalen Gemeinschaft und der Zivilgesellschaft Kolumbiens

wurde derSumpfderKorruptionauch inhöchsten Regierungskreisen aufgedeckt,und es offenbarten

sich die M öglichkeiten des Drogenhandels, die Politik zu beeinflussen, die Unfähigkeit der

Streitkräfteund derPolizeiwirksame Kontrollen durchzuführen sowiedas Scheitern derPolitik des

freiwilligen Stellens.

Angesichts dieser Krise führte die staatliche Lösung erneut in Richtung der Repression. Die

Regierung Gaviria wendete sich an die Vereinigten Staaten und begann auf diese W eise einen

„vierten Krieg gegen den Drogenhandel“ in Kolumbien. W ährend dieser Regierungszeit haben die

Netze derillegalen Drogenindustrieindem Land ihreProduktion mitdem Anbau von M ohn und der

Herstellung von Heroin erweitert. Der Anstieg der Zahl der mit Koka und M arihuana bebauten

Fläche machten eine Politik der Besprühung mit Pflanzenvernichtungsmitteln aus der Luft

erforderlich,diedurch Genehmigung des Nationalen Betäubungsmittelrates im Jahre1992 auch auf

den M ohnanbau erweitertwurde.BeiderPolizeiwurde eine „Bloque de Búsqueda“ - Sucheinheit-

geschaffen, die sich aus 2.500 M ännern zusammensetzte und die am 3. Dezember 1992 Pablo

Escobarstellteund tötete.W enngleich dieserTotin den Augen derinternationalen Öffentlichkeitals

einErfolggewertetwurde,bedeuteteer,ingleichem M aße,einScheiternderkolumbianischen Justiz,

da Escobardurch eine Kugelgetötet und nichtdurch einGerichtsprozeß verurteiltwurde.

Der kolumbianische Staat erreichte eine neue Ordnung auf der Basis kurzfristiger, repressiver

M aßnahmen und das Problem des Drogenhandels rückte erneut in den M ittelpunkt der nationalen

Problematikund wurde zum M otorderinternationalen Beziehungen,was eine neue „Narkotisierung“

sowohl der nationalen Realität als auch der internationalen Politik des Staates bedeutete. Die

fehlende Unterstützung für diese „Política de Sometimiento“ bezieht sich auf die mangelhafte

StrukturderalsResultateinerformellen Kampfstrategiegeschaffenen neuen Institutionen.In diesem

Zusammenhang wurde durch ein Urteildes Verfassungsgerichtshofes am 5.M ai1994 (C-221)auf

derEbene der Sozialpolitik der Artikel Nr. 51 des Nationalen Betäubungsmittelstatutes - über das

Tragen geringerM engen von illegalen Drogen -fürverfassungswidrig erklärt.Aufdiese W eise war

derStaatfürdieErgreifung vonKontrollmaßnahmen gegen den Drogenkonsum zuständig,was nicht

122 ÜberdieGründe derFluchtEscobarGavirias gibtes verschiedene Versionen,nach denen in den USA Bestrebungen im Gange waren,
Escobarin Kolumbien festzuhalten und in dieUSA auszuliefern,weildie neue nordamerikanische Politik es erlaubte, Drogenverbrechern
außerhalb derVereinigten Staaten festzunehmen und in den USA zu verurteilen,wiees derFalldes Generales Noriega in Panamá war.Es
wurde auch übereine Reihe von angeblichen Überflügen nichtangemeldeterUS-Flugzeuge überdas GefängnisbeiEnvigado berichtet,die
Escobarbeunruhigten.Im Buch „Drogenökonomieund internationalePolitik“ von RobertLessmann,VervuertVerlag,Frankfurtam M ain
1996.S.258,finden SiemehrInformationen überdiese Situation.Außerdem gibtes eine Reihe von Informationen derPresse zwischen den
20.biszum 30.Juli,1990,indenen dieÄußerungen derkolumbianischen LuftfahrtübernichterlaubteFlügen veröffentlichtwurden.
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unbedingt eine Legalisierung des Konsums, sondern einen neuen Aspekt im Kampf gegen den

Drogenhandel darstellte, auf den der Staat nicht vorbereitet war aufgrund des Fehlens von

wissenschaftlicher Forschung, aufgrund der geringen verfügbaren M ittel im Kampf gegen den

Konsum illegaler Drogen sowie aufgrund des Interesses der Regierung, den Forderungen der

internationalen Öffentlichkeit nach vorzeigbaren Resultaten im Kampf gegen den Drogenhandel

nachzukommen. Das letzte Jahr der Regierung Gaviria zeigte sich als ein vielseitiger und

unkoordinierter Kampf bei allen Schritten gegen den illegalen Kokainhandel, mit dem Ziel, der

internationalen Öffentlichkeit Ergebnisse vorzeigen zu können. Auf nationaler Ebene wuchs

währenddessen dieVerdrossenheitund das Desinteresse fürdiestaatliche Politik in dem M aße,wie

das Vertrauen in das Justizsystem aufs Neue verloren ging. Die Legislative wurde kritisiert wegen

fehlenderpolitischerPräventionen und Passivitätim Umgang mitdem Problem. Gleichzeitig zeigte

sich seitens der Bevölkerung eine totale Apathie vor der Exekutive wegen ihrer Unfähigkeit den

politischen W illen durchzusetzen, um den durch die neue Verfassung von 1991 eingetretenen

politischen W echseleinzuleiten.

Die„Revolución Pacífica“ -friedliche Revolution-,wiederRegierungsplan Gaviria genanntwurde,

verwandeltesich inW irklichkeitineinChaos des Krieges,bedingtdurch den Anstieg derGewaltder

verschiedenen bewaffneten illegalen Kräfte,durch eine totalungläubige Zivilgesellschaftund durch

eine kriechende Korruptioninden höchsten Sphären derLegislative und Judikative.Das Land erlebte

eine wirtschaftliche Öffnung, ohne wettbewerbsfähige industrielle und agrarische Strukturen

entwickelt zu haben, was den Eintritt von Geldern aus dem Drogenhandel in allen Sektoren der

W irtschaft ermöglichte und was aufgrund der niedrigen Produktion des legalen kolumbianischen

Sektors für den internationalen M arkt zu einem Anstieg der Armut führte.123. Die ländlichen

Gegenden erlebten einen ansteigenden Erwerb von Ländereien, die für die extensive Viehhaltung

vorgesehen waren. Die Konsequenz war eine weitere Eskalation der Gewalt im Kampf um

Grundbesitz. Große Teile der Landbewölkerung wurden in die städtischen Ballungszentren

vertrieben,wo siemitArbeitslosigkeitund dem Problem derillegalen Drogen konfrontiertwurden

2.1.5.7.VierJahredertotalen Repressionund kriechenden Korruption

123 Juan GabrielTokatlian.„Política pública internacionalcontralas drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombiay
Estados Unidos“, in:  „Drogas Ilícitas en Colombia“. Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá, Kolumbien, 1997. S. 536. Der Autor
behauptet,daß „dessen ungeachtet diese neoliberale Politik eine Geldaufwertung mit sich brachte, höhere Steuerraten förderte und einige
Finanz-und Zollkontrollen beseitigte,was alsein Katalysatorzugunsten eines Sektors,derdieM ittelhatte,an diesem neoliberalen System
teilzunehmen und die im Land gefundenen vergleichbaren Vorteilen nutzen zu können: der Drogenhandel. M ehr als das sogenannte
„ventanilla sinistra“ -dunkler M achenschaften“ in den 70er Jahren, führte die Offenmarktpolitik zur einer „puerta perversa“ - perversen
Verhältnisse,dieden EintrittillegalerDevisen inVerbindung mitderGeldwäsche des Drogenhandelsermöglichte.“
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Anfang 1994 wurde bereits die neue nordamerikanische Drogenpolitik bekannt, die unter der

Führung von BillClinton entwickeltworden war,und diesich in W irklichkeitnichtwesentlich von

der militaristischen Betrachtungsweise und dem Konzept des totalen Kampfes gegen die

Produktionszentren und diekriminellen Organisationen unterschied.In der„StrategiederNationalen

Sicherheit der USA“ aus dem Jahre 1993, zitiert nach Tokatlian, zeigte sich, daß ein Anliegen

W ashington war„to choke offsupply, our principal strategic goal is to identify, disrup, dismantle

and ultimatelydestroythe traffickingorganizations thatproduce orsmuggleillicitdrugs forthe U.S.

market“124.

Inzwischen erlebte Kolumbien zum ersten M al, und als Resultat der neuen Verfassung, einen

demokratischen Prozeß,in dem neue Spielregeln beiderW ahleingeführtwurden,wiezum Beispiel

geheime W ahlen, die Erweiterung des demokratischen Spektrums durch die Partizipation einer

großen Zahl politischer Parteien, die Figur des Vizepräsidenten und die Einführung des zweiten

W ahlgangs bei der Entscheidung zwischen den beiden Präsidentschaftskandidaten mit den meisten

Stimmen.Obwohles aufdem Papiergroße Änderungen gab,fand während des W ahlkampfsimmer

noch der traditionelle Kauf von Stimmen, die M obilisierung von M enschen und der Druck auf

sozialeGruppen durch Gewaltstatt,um dieBeteiligung an derW ahlzu verhindern.Außerdem zeigte

sich eine Entwicklung in derKorruptionsfähigkeitdes Drogenhandelsin Verbindung mitderPolitik

und dieVerwendung vonGeldernaus dem illegalen DrogenhandelfürdiePräsidentschaftskampagne.

Diese Tatsache bewies deutlich die Entwicklung von einer regionalen Korruption hin zu einer

nationalen Korruption mit den unheilvollen Auswirkungen auf die politische, soziale und

wirtschaftliche Entscheidungsebene des Landes.

Einen Tag nach der Bekanntgabe der Ergebnisse der Präsidentschaftswahl, bei der der Liberale

Ernesto Samper Pizano (1994-1998) als Sieger hervorgegangen war, kam es zu dem Skandal der

Drogengelder,alsdurch diePresse bekanntwurde,daß Tonbänderexistierten,diedem konservativen

Kandidaten,Andrés Pastrana,übergeben worden waren,und aufdenen dieVertreterdes Kartellsvon

CaliihreAbsichtäußerten,dieKampagne des liberalen Kandidaten finanziellzu unterstützen.125 Die

sogenannten „Narcocassettes“ wurden zurAchillesferse derneuen kolumbianischen Regierung,weil

von da an der gewählte Präsident enorme Geldmengen aufbringen mußte, um der internationalen

124 Juan Gabriel,Tokatlian.„Política pública internacionalcontralas drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombiay
Estados Unidos“,in: „Drogas Ilícitas en Colombia.Su impacto económico, político y social“. Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá,
Kolumbien,1997.S.526.
125 SamperPizano unterstüzteim Jahre1979 durch dieAsociación Nacionalde Instituciones Financieras -ANIF-einen beiden politischen,
religiösen und sozialen Sektoren der kolumbianischen Gesellschaft scharf  kritisierten Vorschlag für die Legalisierung des M arihuanas.
Außerdem wurde behauptet, daß er im Jahre 1982 während des Präsidentschaftswahlkampfes von López M ichelsen Geld von dem
Drogenkartellvon M edellín bekommen hat,um dem liberalen Kandidatzum Sieg zu verhelfen.Beidieserneuen Situation im Jahre1994
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Öffentlichkeitseinen entschiedenen Kampfgegen den Drogenhandel,insbesonderegegen das Kartell

vonCalizu zeigen.Trotzdem konntenichtverhindertwerden,daß das politische System Kolumbiens

in der internationalen Öffentlichkeit als eine „Narcodemocracia“ -Narkodemokratie- angesehen

wurde.Dieses Ereignishatteeinen Legitimitätsverlustsowohlfürden Präsidenten alsauch fürden

StaatzurFolge,was dieVerhandlungsfähigkeitderRegierung verringerte.Paralleldazu begann auf

nationaler Ebene eine als „Prozeß 8000“ bezeichnete Untersuchung, die nicht nur die in diese Tat

verwickelten politischen Akteure, sondern auch die M ittel, durch die das Verbrechen abgewickelt

wurde, aufklären sollte. Diese Untersuchung verspielte aber vor allem die Glaubwürdigkeit des

Staates und verhinderte eine normale Entwicklung der Sozialpolitik, weil die Umstände einen

vielseitigen und kontinuierlichen EinsatzrepressiverM aßnahmen erforderten.

Im Zusammenhang mit dem internationalen Druck und Legitimitätsverlusten auf nationaler Ebene

veröffentlichte Samper Pizano seinen Regierungsplan „El Salto Social“ -sozialer Sprung-, mit den

Zielen, die Vorteile der Politik der offenen M ärkte allen Kolumbianern zugänglich zu machen, die

W ettbewerbsfähigkeit der nationalen Industrie zu fördern, um eine solide Internationalisierung der

W irtschaftzu erreichen,sowie die Aufgaben der Institutionen für eine politische Dezentralisierung

zu konsolidieren, aber vor allem engagierte er sich im Kampf gegen den Drogenhandel mit Hilfe

eines nationalen Plans, der als „Plan Nacional: Compromiso de Colombia frente al problema

mundialde ladroga“ -nationalerPlan:Kompromiß Kolumbiens mitdem weltweiten Drogenproblem-

bezeichnetwurde.DieserPlan gegen den DrogenhandelumfaßtefünfHandlungsrichtlinien126:1.die

Stärkung der Justiz durch die „Política de Sometimiento“, Repression und Änderungen in der

Verwaltungsjustiz, um die organisierte Kriminalität zu zerschlagen und die Straflosigkeit zu

verringern. Die auf dieser Ebene angewandten M aßnahmen waren die geeignete Anwendung der

„Política de Sometimiento“,derEntwurfvon M echanismen,um eine schnelleAnwendung derJustiz

zu ermöglichen, sowie die Sicherheitsorgane zu stärken und den Informationsaustausch zu

verbessern.2.dieKontroll-und Verfolgungsrichtlinien,dieaus fünfPunkten bestanden,nämlich die

Ausrottung des illegalen Anbaus, die Kontrolle der illegalen industriellen Drogenherstellung, die

Zerschlagung der Verteilungs- und Lieferungsstrukturen der illegalen Drogen, die Typisierung der

Geldwäsche als Straftat und die Verfolgung der M itglieder der Kartelle. 3. Förderung einer

alternativen Entwicklung, die durch den „Alternativen Entwicklungsplan PLANTE“ eine

Legitimation erhielt.Es wurde mitdem alternativen Entwicklungsplan versucht,ausgehend von der

Zerstörung des illegalen Anbaus in den Zonen der bäuerlichen W irtschaft, eine Lebensalternative

wurde begeklagt,daß ereine Präsidentschaftswahlkampagne mitgroßen M engen von Geldern aus dem Drogenhandeldurchgeführthat,um
den Sieg zu sichern.
126 Plan Nacional:„Hechos contralaDroga.Compromiso de Colombiafrentealproblema mundialde ladroga 1995“.ImprentaNacionalde
Colombia.Santaféde Bogotá,Kolumbien,September,1995.
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innerhalb des gesetzlichen Rahmens anzubieten. 4. Prävention und Rehabilitation, durch die eine

Bekämpfungspolitik angesichts der Bedrohung durch den Drogenkonsum formuliert wurde. 5.

Verbesserung der internationalen Kooperation, die das Drogenproblem als multikausales und

transnationales Phänomen darlegte,und derzufolge eine Verantwortung allerNationen nötig ist,um

eine technische,gerichtliche und wirtschaftliche Zusammenarbeitzu ermöglichen und Kompromisse

zu schließen. Für die Verwirklichung dieses Plans war es erforderlich, sieben Strategien zu

formulieren und zu berücksichtigen127: 1. die Demokratisierung der politischen Strukturen, die

Stärkung derZivilgesellschaftund dieEntwicklung einerbeteiligten Demokratiezu begünstigen,die

das friedliche Zusammenleben fördert, 2. eine städtische Dezentralisierung, um die

Steuerungsmöglichkeiten sowiedieregionalen Entscheidungsrahmen zu sichern,3.dieFörderung der

wissenschaftlichen Forschung, 4. eine konzentrierte Aktion und institutionelle Koordination der

Zusammenarbeit, 5. eine wirksame Kommunikation, um die Übertragung der Informationen

bezüglich derErscheinungsformen des Drogenphänomens sowiederPräventionderDrogensüchtigen

und der Entwicklung des Planes zu sichern, 6. die Suche nach multinationaler Kooperation und

Zusammenarbeitim Kampfgegen den Drogenhandel.7,dieDurchführung einerjährlichen Analyse

mittelsderDirecciónNacionalde Estupefacientes -nationaleBetäubungsmitteldirektion-,beidereine

Auswertung, Nachfolge und Aktualisierung der Entwicklung des Planes sowie die Vorschläge im

Rahmen der Aufgaben der beteiligten Institutionen für die Bekämpfung des Drogenphänomens

dargestelltwerden sollen.

AngesichtsderTatsache,daß derinternationaleDruck starkdienationalePolitikbeeinflußte,wurden

während die Samper-Administration besonders die Kontroll- und Repressionsmaßnahmen

weiterentwickelt. Deshalb erklärte die Regierung parallel zu der Verkündigung eines alternativen

Entwicklungsprogrammes einentotalen Kompromiß inbezug aufeine Ausrottung derKokaplantagen

durch die Verwendung von Pflanzenvernichtungsmitteln -z.B. Glifosato- mit Sprühflugzeugen. Im

Plan wurde klargestellt,daß zweiillegaleAnbauarten innerhalb Kolumbiens erkennbar waren, ein

sogenannter Anbau zur Lebenserhaltung, Politikobjekt einer alternativen Entwicklung seitens der

Regierung und der Anbau aus kommerziellen Zielen, Politikobjekt der repressiven M aßnahmen.128

Nach statistischen Angaben des Planes für die alternative Entwicklung „PLANTE“ waren die

127 Plan Nacional:„Hechos contralaDroga.Compromiso de Colombiafrentealproblema mundialde ladroga 1995“.ImprentaNacionalde
Colombia.Santaféde Bogotá,Kolumbien,September,1995.
128 „Programa de Desarrollo Alternativo“. Documento Conpes 2734. Santafé de Bogotá, Kolumbien, Oktober 12. 1994. S. 5. In diesem
Dokument wurde der illegale Anbau definiert, wie folgt: „ Der lebenserhaltende Anbau [...], der von den Bauern (kleine Hersteller),
Indianernund neuen Siedlern aufgrund derArmutsbedingungen aufdem Land durchgeführtwurden. Diese Akteurebauen illegalPflanzen
an,alseinTeilihres Produktionssystems und alslebenserhaltendes M ittel,weilsieihrEinkommen durch diese Tätigkeitaufbessernmöchten.
DerAnbau wirdinkleinem M aßstab durchgeführt,mitwenigerals3 Hektar,dessen Produktion den Vermittlern verkauftwird.DerAnbau
mitkommerziellen Zielen wirddirektvonden Drogenhändlernfinanziert.DieserAnbau führteine unternehmerische Verwaltung und knüpft
an diekommerziellen Netzefürden Handel,dieVerteilung und dieLieferung an.DerAnbau wird in großem M aßstab durchgeführtund
stelltArbeitskräfteein.“
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Bauern und neuen Siedleraufdem Land für60%  derKokaplantagen,für20%  derM ohnplantagen

und für50%  des M arihuanaanbaus verantwortlich.129 In diesem KontexterklärtedieRegierung den

Krieg gegen den Anbau mit kommerziellen Zielen und bot den Bauern Kredite und Beratung an,

damit sie die illegale Herstellung und die illegalen Plantagen durch den Anbau und die

W eiterverarbeitung von legalen Produkten ersetzen konnten. Aber wegen der großen Zahl der an

diesem illegalen Geschäftbeteiligten Personen aufdem Land protestierten dieBauerninSan José del

Guaviare im Dezember 1995 gegen die Entscheidung der Regierung. Die Protestaktion hatte die

Unterschrift eines Vertrages am 15. Dezember gleichen Jahres zwischen der Regierung und den

Bauern der Guaviare-Region zur Folge, mit dem die Regierung durch das alternative

Entwicklungsprogramm M ittel zur Verfügung gestellt hätte und versprach, die illegalen Plantagen

nicht mit Pflanzvernichtungsmittel zu besprühen. Die Bauern waren aufgrund des Vertrages zur

Durchführung derAusrottung derillegalen Plantagen verpflichtet.Uribe Ramírez zeigt, daß „diese

Vereinbarung zu einerLegalisierung des Anbaus durch bäuerliche Familien führte.Außerdem stellte

er fest, daß andere Protestaktionen in weiteren Regionen des Landes den illegalen Anbau der

betroffenen Bauern fördern.“130 Sieben M onaten später fand im Zeitraum vom 27.07. bis 19.08.

1996 die zweite Protestaktion statt, als circa 57.000 Bauern des Putumayo-Departements zu den

wichtigsten Landgemeinden von M ocoa, Villagarzon, la Hormiga, Puerto Legizamon, Puerto Asis

und Orito marschierten,um dieNichterfüllung derPunktedes Vertrages seitens derRegierung und

gegen dierepressive AntidrogenpolitikKolumbiens aufregionalerEbene anzuklagen.Diese Situation

riefeinen gewalttätigen Konfliktzwischen den Streitkräften des Staates und den von dem illegalem

Anbau betroffenen Bauern sowieneuen Siedlern hervor.131 TrotzdieserAktion derBauern ging die

Kontrolle und Durchführung der Ausrottung illegaler Plantagen durch die Regierung weiter, weil

mittelsdieserPolitik dieRegierung Samperversuchte,derinternationalen ÖffentlichkeitErgebnisse

der Antidrogenpolitik zu zeigen. In der im Dezember 1997 vorgelegten jährlichen Analyse der

Dirección Nacional de Estupefacientes wurde gezeigt, daß die Verwendung von

129 Im Gegensatzzu den statistischen Daten der Regierung macht die von Sergio Uribe Ramírez durchgeführte empirische Untersuchung
deutlich, daß das Problem des illegalen Anbaus sich besonders auf den Anbau aus kommerziellen Zielen bezieht, da der von den
Drogenhändlern durchgeführteAnbau sich in einergroßen Zahlvon Hektaren erweitert,im Vergleich mit den M öglichkeiten der Bauern.
Nach seinen Angaben könntederillegaleKokaanbau aus kommerziellen Zielen zwischen 55.800 bis69.935 Hektarerreichen,was etwa 60-
65%  der gesamten nationalen Produktion bedeutet. Andererseits wurde der M arihuanaanbau am meisten von den Bauern durchgeführt,
indem erzeigt,daß von 6000 HektarM arihuana in Kolumbien 3500 den Bauern gehört.Überden M ohnanbau stelltederAutorfest,daß
85%  derangebauten Hektarfürden Anbau aus kommerziellen Zielen dient,d.h.etwa 13.394 Hektar,während dieTeilnahme derBauernan
diesem Anbau auf15%  -d.h.3.177anbauteHektar-begrenztwird.
130 SergioUribe Ramírez.„Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensión,técnicas y tecnologíaparalaproducción y rendimientos.M agnitud
de la industria“, in: „Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“. Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá,
Kolumbien,1997.S.35-135.
131 TeófiloVásquez Delgado.„Caminos Tortuosos“,in„RevistaAcciónAndina.Encuentroregionalporalternativas integrales ypacíficas al
problema de lasdrogas“.Cinep,Cedibund OroVerde.Nr.1.Santaféde Bogotá,Kolumbien,Juni1997.S.23-35.DerForscherdes Centro
de InvestigaciónPeriodística,Cinep,schildertdieEreignisse dieserTage,wiefolgt:„AlsResultatderwachsenden Anspannung aufgrund der
Protestaktion und der  ungeeigneten Reaktion auf die Situation der Streitkräfte des Staates bezüglich der Förderung der Bauern traten
M ißbrauch der M enschenrechte und  Ermessensmißbrauch ein, wie: außergerichtliche Hinrichtungen, gezwungenes Verschwinden von
Teilnehmern derProtestaktion,unmenschliche Behandlungen,willkürliche Festnahmen und Begebenheiten vom Raub.“ Erschließtdaraus,
daß „dieAnwendung derAntidrogenpolitikinRegionen miteinerhohen sozialen Abhängigkeitvonder illegalen W irtschaft,den M ißbrauch
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Pflanzenvernichtungsmitteln das höchste Niveau in der Geschichte Kolumbiens erreichte und daß

diese Aktion des Staates die totale Vernichtung des mit Pflanzenvernichtungsmitteln besprühten

Anbaus zurFolge hatte.132

Tabelle 3: Beschlagnahme von Drogen in Kolumbien nach Angaben der Antidrogenpolizei

Kolumbiens (inKilo,soweitnichtsanderes angegeben ist)

DROGENSORTEN 1994 1995 1996 ProzentualeÄnderung 95-96

Kokain 27.501 27.995 26.578 -5,1%

Koka-Paste 41.284 31.035 18.256 -41,2%

Basuko  807  1.380  945 -31,5%

Gesamtsumme Produkte
aus Koka

69.592 60.410 45.779 -24,2%

Kokablätter 491.270 394.216 686.018 74,0%

Opium-Paste 128.019 144.163 102.772 -28,7%

M orphin 85.745 290.240 94.120 -67,6%

Heroin 95.399 145.023  80.773 -44,3%

Kodein 2.000 - - -

Gesamtsumme Produkte
aus Opium

311.163 579.426 277.665 -52,1%

gebündeltes M arihuana 207.712 206.260 283.943 15,9%

Quelle: Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación. Dirección Nacional de Estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
SeguimientoalPlan Nacional“.Santaféde Bogoté,Kolumbien,1997.S.23.

M ittels dieser Richtlinie über die Kontrolle wurde versucht, die Produktions-, Verteilungs- und

Lieferungsstruktur der organisierten Kriminalität zu zerschlagen. Auf dieser Ebene konnte die

Regierung enorme Ergebnisse über beschlagnahmte Rohstoffe, Drogen, Immobilien auf dem Land

und in den Städten zeigen.133 Trotz der hohen Zahl der positiven Ergebnisse soll hervorgehoben

werden,daß dieGewalttaten inden vom illegalen Anbau betroffenen Regionen anstieg,da es scharfe

Zusammenstöße zwischen dem Heer, der Antidrogen-Polizei, den Guerilla-Gruppen und den

paramilitärischen Gruppen gab. Die Entstehung von neuen Siedlungsgebieten auf dem Land, die

der M enschenrechte der von der illegalen Produktion  von Rohstoffen für die Herstellung von Suchtstoffen betroffenen Bevölkerung zur
Folge hat[...]DerFallvonPutumayo stellteine Verschärfung des Konfliktes dar,was eine andereBehandlung fordert.“
132 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación. Dirección Nacional de estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
Seguimientoalplan nacional“Kolumbien,1997,S.18-28:„Im Zeitraum von1992-1996 wurden 55.121 Hektar Koka und 40.485 Hektar
M ohn, d.h. insgesamt 95.606 Hektar  besprüht. Im Jahre 1995 wurden die höchsten Ergebnisse im Rahmen der Besprühungsaktion des
illegalen Anbaus in Kolumbien festgestellt, indem 30.512 Hektar insgesamt besprüht wurden. Für das Jahr 1996 wurden 30.473 Hektar
besprüht.DerleichteRückgang istaufdiegeringe Verfügbarkeitvon Flugzeugen,dieschlechten klimatischen Bedingungen,dieständigen
Angriffe der Guerilla gegen die Streitkräfte und die Protestaktionen der Bauern zurückzuführen. Für das Jahr 1997 wurde das
Ausrottungsprogramm verstärkt und die totale Zerstörung der mit Pflanzvernichtungsmitteln besprühten illegalen Plantagen erreichten
durchschnittlich 80%  bis 90% “. Über die Aktionen, um die Labore für die Verarbeitung der Kokain-Paste und des Heroins zu zerstören,
wurden folgenden Daten ermittelt:„Im Zeitraum von 1990 bisAugust1997 wurden 3.418 LaborefürdieVerarbeitung derKoka und des
M ohns sowie739geheime Landebahn zerstört.“
133 Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación. Dirección Nacional de estupefacientes. „Política Antidrogas en Colombia.
Seguimientoalplan nacional“Kolumbien,1997,S.25-26

Jahren Auf dem Land / in den Städten
BeschlagnahmteImmobilien

Aufden Land /in den Städten
Zugewiesene Immobilien

Aufdem Land /In den Städten
Zurückgegebende Immobilien

1989 386 /246 374 /238 279 /119

1990 334 /319 333 /318 162 /149

1991 71 /61 69 /56 12 / 22

1992 75 /56 72 /54 6 / 5

1993 83 /78 79 /75 5 /17

1994 57 /55 75 /45 4 / 5

1995 111 /106 106 /84 54 /22

1996 187 /437 119 /148 46 /38

1997(Januar-August) 101 /414 40 /145 37 /46
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Vertreibung von M enschen in städtische Ballungsgebiete und der darauffolgende Anstieg der

Arbeitslosigkeitinden Städten sindaufdiewachsende Gewaltindiesen Regionen zurückzuführen.

In bezug auf die Politik der Stärkung der Justiz sollen sechs Aspekte hervorgehoben werden: Die

Entwicklung der „Política de Sometimiento“, die Reform des Gefängnis- und Anstaltssystems, die

Verabschiedung des „Estatuto Anticorrupción“ - Antikorruptionsstatut - oder Gesetz Nr. 190 aus

dem Jahre 1995, die Erlassung der Gesetze Nr. 333 von 1996 und 365 von 1997 sowie die

Auslieferung von kolumbianischen Drogenverbrechern aufgrund des Aufhebungserlasses des

Artikels Nr. 35 der nationalen Verfassung durch den Kongreß. Obwohl aufgrund der „Política de

Sometimiento“ sich die Rädelsführer des Kartells von Cali freiwillig gestellt haben - zum Beispiel

Rodríguez Orejuela-sowiein dem Zeitraum vom August1994 bisAugust1997 8724 mutmaßliche

kolumbianische Drogenhändlerund 412ausländische Komplizen festgenommen wurden134,waren die

verhängten Strafen mit weniger als drei Jahren Haft weiterhin niedrig. Es wurde nicht nur die

ungeeigneteAnwendung des Gesetzes,sondernauch derM angelan KenntnisüberdieGesetzgebung

bei den Justizbehörden angeklagt und scharf kritisiert. Parallel dazu erlebte die kolumbianische

Justizeine problematische Situation:Es gibtSchwierigkeiten in dergerichtlichen Untersuchung und

darauffolgende Verzögerung beiden gerichtlichen M aßnahmen,was zusammen mitden strukturellen

Schwächen des Gefängnis- und Anstaltssystems einen Teufelskreis für die Justiz bildete.135 Nach

einerStudieder„Corporación Excelenciaen laJusticia“„brachen im Zeitraum vom JanuarbisJuli

1997 50 M eutereien in den verschiedenen Gefängnisse des Landes aus, die eine hohe Zahl von

Opfern und hohe ökonomische Kosten zurFolge hatten.Nach Auffassung derGefangenen sind die

wichtigsten Probleme in den kolumbianischen Gefängnisse die Überbelegung, der M ißbrauch der

M enschenrechte, die späte Aufnahme der Verfahren, die mangelhaften Bedingungen (wie z.B.

Hygiene, Zuträglichkeit, Ernährung) der M angel an ärztlicher Hilfe, die nicht ausreichende

gerichtliche Beratung, die Verschlechterung der Infrastruktur und der Amtsmißbrauch durch die

134 In Kolumbien festgenommene vermutliche Drogenhändler nach Angaben der Dirección Nacional de estupefacientes. Analyse aus dem
Jahre1997

1994 1995 1996

Kolumbianische Drogenhändler 2.019 2.764 2.740

Ausländische Drogenhändler 133 121 126

Gesamtsumme 2.152 2.885 2.866

135 Nach Angaben der „Corporación Excelencia en la Justicia“ gibt es bei der kolumbianischen Justiz etwa drei M illionen angehäufte
gerichtliche Verfahren in den Gerichtsbüros und etwa 1,5 M illionen in derGeneralstaatsanwaltschaft.In derZeitschrift„Cambio 16“ vom
15.Dezember1997,Nr.235,Seite39,wurde gezeigt,daß „dieZahlder am Ende des Jahres 1994 angehäuften gerichtlichen Verfahren in
etwa neun Jahren gelöstwerden könnten,wenn dieErledigung derbisherexistierenden Verfahren schnellerfolgtund keinweiteres Verfahren
hinzukommen würde. Außerdem ist die Langsamkeit der Verwaltung der Justiz dafür verantwortlich, daß die Zahl der inhaftierten
Angeklagten im Vergleich mitden verurteilten Gefangenen sehrhoch ist.Ein Verfahren kann biszu derEntscheidung in derersten Instanz
zwischen drei bis vier Jahre dauern, was wirtschaftliche Kosten verursacht. In dem Dokument des CONPES über die Gefängnis- und
Anstaltspolitk vom 19. Juli 1995 -Version zur Dikussion- wurden die Gründe für die Gewalt innerhalb der Gefängnisse klargestellt. Es
wurde behauptet, daß die Korruption, die geringe Zahl der W ächter sowie die Belagerung durch die Guerilla und der kriminellen
Organisationen derGefängnisse nureinige Probleme innerhalbderKrise indem Gefängnissystem Kolumbiens sind.
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W ächter und Verwaltung.“136 Es kann behauptet werden, daß sich die kolumbianische Justiz

zwischen Straflosigkeit als Resultat des M ißtrauens der Bevölkerung gegenüber dem System, der

W irkungslosigkeitdes Justizsystems,derlangen W artezeiten beiden gerichtlichen Verfahren sowie

derKrise aufderEbene des Gefängnissystems bewegte.i(siehe Anhang am Ende des Kapitels).

Als eine Lösung für die Justizkrise unterstützte die Regierung Samper das Projekt über die

„Alternatividad penal“ - abwechselnde Strafe -, das am 17. Dezember 1997 als Gesetz von dem

Kongreß verabschiedetwurde,und mitdem dieGefangenen eine Verkürzung derStrafebekommen

können. Obwohl die heftige politische Debatte über die M öglichkeit, daß die Drogenhändler aus

dieser Gesetzgebung Nutzen ziehen könnten, geführt wurde, stellte der Kongreß klar, daß durch

dieses GesetzdieDrogenhändler,dieaufgrund illegalerBereicherung verurteilten Personen von den

Vorteilen der Gesetzgebung ausgeschlossen werden.137 W enngleich diese Ausnahmen das weitere

Interesse derRegierung an dem Kampfgegen das Drogenproblem bedeutete,übten Journalisten und

W issenschaftler Kritik an dem Gesetz, da es nur eine konjunkturelle Lösung ohne substantielle

Auswirkungen innerhalbderKrise des Gefängnis-und Anstaltssystems darstellt.138

AufderEbene dieBestrafung fürdieim direkten Zusammenhang mitdem Drogenhandelstehenden

Delikte verabschiedete die Regierung das Gesetz Nr. 190 aus dem Jahre 1995, auch als „Estatuto

Anticorrupción“ -Antikorruptionsstatut- bezeichnet, mit dem versucht wurde, die Korruption auf

Verwaltungsebene zu beenden, den Artikel Nr.177 des Strafgeseztbuches139 über die Hehlerei, die

Legalisierung und das Verstecken von aus illegalen Geschäften stammenden Gütern zu ändern,aber

vorallem,und wichtigerfürdieinternationale Öffentlichkeit, die Geldwäsche als ein strafrechtlich

relevantes Delikt einzustufen. Ferner wurden durch dieses Gesetz die Außenhandels- und

Börsenoperationen kontrolliert. In Einklang mit diesem Gesetz wurde die „Unidad Especial

Antilavado de Dinero“ -spezielleEinheitgegen dieGeldwäsche -mitdem DekretNr.1552von1995

eingerichtet, deren Aufgabe durch die Superintendentur der Banken durchgeführt wurde.140 Ein

136 „RevistaCambio16“.Nr.235,Kolumbien,Dezember1997.S.43.
137 Im ArtikelNr.1 des Gezetzes „Alternatividad penal“wurde dargelegt,daß im Strafgesetzbuch ein neuerArtikeleingeschlossen wurde,
nämlich derArtikelNr.72A,durch den erklärtwird,welche DelikteVorteileaus derVerkürzung derStrafeund derbedingten Entlassung aus
derHafthaben.
138 DerJournalistund W issenschaflerFabioCastilloschrieb in derZeitung „ElEspectador“am 19.Dezember1997,Seite2A,daß „was in
Kolumbien in den letzten zweiW ochen erlebtwurde [...],warderBeweisfürdieBestätigung,daß es in Kolumbien keine Kriminalpolitik
sonderneinen „Flickenteppich“ gibt,derunordentlich und aleatorisch inZusammenhang mitden Umständen oderderpersönlichen Neigung
derBeamten,diezurZeitmitdem Thema des Gefängnissystems beauftragtsind,verwoben wird.“
139 „Strafgesetzbuch“ EditorialLeyer,Santaféde Bogotá,Kolumbien,September1997.S.88.In dem ArtikelNr.31 des Gesetzes Nr.190
aus dem Jahre 1995 wird gezeigt: „Der Artikel Nr. 177 des Strafgesetzbuches wird, wie folgt, geändert: „Hehlerei, Legalisierung und
Verheimlichung des aus den illegalen Tätigkeiten stammenden Vermögens“:W eran einem Deliktnichtteilgenommen hat,aberdieM obilien
oderImmobilien erwirbt,besitzt,austauschtoderübergibt,dieaus illegalen Geschäftestammen oderirgendwelche Tätigkeiten durchführt,
um siezu verheimlichen bzw.zu decken,wirdmitFreiheitsstrafevonfünfJahren und vonfünfbis500monatlichen M indestlöhnen verurteilt,
immerwenn diese Aktionnichteinschwererwiegendes Deliktübersteigt.“
140 Es wurde in gleicherRichtung eine Vereinbarung zwischen derGeneralstaatsanwaltschaft(Procuraduría),und derAsobancaria -Bank-
und Finazintitutionenverein- überdiezentralisierteAbgabe vonInformationen und dietechnische Unterstützung fürdieUntersuchungsziele
der staatlichen Organe unterschrieben. Diese Vereinbarung gilt seit 1994. Die Grundprinzipien sind: 1. Die Zentralisierung der
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anderer Schritt war die Verabschiedung des Gesetzes Nr. 333 vom 19. Dezember 1996 über die

Enteignung von aus illegalen Geschäften gewonnenen Gütern. Neue normative und gesetzgebende

Elemente wurden in das kolumbianische Recht mit diesem Gesetz eingeschlossen, nämlich die

gesetzliche M öglichkeit, den auf illegaler W eise erworbenen Gewinn zu verfolgen, das Verbot

illegales Vermögen zu erben, weil durch den Tod der Drogenhändler die Vermögen durch die

Erbschaftlegalisiertwurden,dieVerfolgung von illegalem Vermögen, unabhängig davon, wem sie

gehören. Der Staat wurde zum einzigen Nutznießer des illegalen Vermögens bei dem

Enteignungsprozeß und aus diesem Grund sollderStaatkeinen wirtschaftlichen Ersatz leisten oder

Alternativen bieten, wenn die Vermögen aus illegalen Aktivitäten  stammen, wenn es eine

gerichtliche Erklärung gibt, wenn das illegale Vermögen auf Kosten des staatlichen Vermögens

erworben wurde,wenn es einen nichtgerechtfertigten Anstieg des persönlichen Vermögen bedeutet,

wenn auf dieses illegale Vermögen eine soziale und moralische Schädigung zurückzuführen ist.

Ferneristes mitderHilfedieses Gesetzes möglich,nichtnurdieverwendeten Güter,mitdenen ein

Verbrechen begangen worden ist, sondern auch die hergestellten Güter zu enteignen. Die

beschlagnahmten M ittelund Vermögen müßten fürdieFinanzierung von Programmen bezüglich der

alternativen Entwicklung,derAgrarreform,derW ohnungsreform und fürProgramme fürdieneuen

Siedler in den kolumbianischen Regionen der Amazonía und Orinoquía, u. a. eingesetzt werden.

W ährend des ersten Jahres der Gültigkeit dieses Gesetzes über die Enteignung hat die Dirección

Nacionalde Estupefacientes 29 Klagen und sechs Gesuche eingereicht.ii(siehe Anhang am Ende des

Kapitels) Inzwischen haben die Generalstaatsantwaltschaft und das nationale Heer 80%  des

Vermögens derDrogenhändlerbeschlagnahmt.141 Außerdem wurde im Jahr1997 das GesetzNr.365

auch als „Agravamiento de penas“ - Strafverschärfung - verabschiedet, um die Bekämpfung der

organisierten Kriminalitätweiterzuentwickelnund weiterzuführen sowiedieArtikelNr.247A,247B,

247C,247D des Strafgesetzbuches und dieArtikel340 des Strafverfahrenbuches zu ändern.142 M it

diesem Gesetzwurden substantielleStrafverschärfungen in diversen Deliktbereichen,in Verbindung

Informationen,d.h.daß dievonderGeneralstaatsantwaltschaft(Procuraduría)geforderten notwendigen Informationen durch dieAsobancaria
abgegeben wurden.2.DieVollständigkeitderInformationen.3.DieSchnelligkeit.Und 4.DieZuverlässigkeit.
141 DieJahresbilanz 1997 bezüglich dervon derNationalen Polizeidurchgeführten Enteignungen gab folgende Ergebnisse:1.286 von der
Polizei  beschlagnahmten M obilien, die von der Polizei besetzt wurden, von denen die Generalstaatsantwaltschaft Untersuchungen
durchführt, damit sie von dem Staat genutzt werden können. Der W ert des beschlagnahmten Vermögens im Zeitraum vom Januar bis
November1997erreichteUS-$2.000M io.
142 „Ley Incremento de penas paracombatirladelincuenciaorganizada“,in:„Código de Procedimiento penal“ EditorialLeyer.Santaféde
Bogotá,Kolumbien,September1997.S.410-416.DerArtikelNr.9 handeltvon „.DerTitelVIIdes Buches IIdes Strafgesetzbuches wird
eindrittes Kapitelüberdie„Geldwäsche“ haben mitfolgenden Artikeln:Nr.247A „Geldwäsche“;Nr.247B „Unterlassung derKontrolle“;
247C „spezifische Umstände fürdieStrafverschärfung“;247 D „Verhängung von Zusatzstrafen“. In dem Artikel Nr. 14 dieses Gesetzes
überdieStrafverschärfung,um dieorganisierteKriminalitätzu bekämpfen,wurde festgestellt:„DerArtikel340 des Strafgesetzbuches wird,
wie folgt, heißen: Énteignung̀ . M ittels eines gerichtlichen Urteils wird die Enteignung des aus illegaler Bereicherung stammenden
Vermögens erklärt,wenn dieses dieStaatskasse beeinträchtigtund diesozialeM oralstark beschädigt.Folgende Delikteschädigen diesoziale
M oral: die angesehenen Delikte des nationalen Betäubungsmittelstatutes sowie die Regelungen, die das Statut modifiziert oder erweitert
haben;dieDurchführung vonEntführungen,dieErpressungsentführung,dieErpressung,dieGeldwäsche und das Fungieren alsStrohmann;
die Delikte gegen die wirtschaftliche und soziale Ordnung; die Delikte gegen die Umwelt, Herstellung und Handel mit W affen und mit
M unitionen,dienuraufdieNutzung durch staatliche Streitkräftebeschränktwurden;dieübermäßige Gebührenerhebung,dieBestechung,
dieNutzung von Beziehungen,derAufstand,derAufruhr,derÜberfall.In allen Fällen wurden dieRechtedes Dritten mitgutem Glauben
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mit Vereinbarungen um eine Straftat zu begehen, Hehlerei und Geldwäsche, geschaffen. Die

Geldwäsche wurde zu einem eigenständigen Delikt erklärt, um mehr Deutlichkeit und Verständnis

bei den durchgeführten Aktionen der Generalstaatsanwaltschaft und den für die Anwendung der

Gesetzgebung beauftragten Richtern zu gewinnen. Es ist klar, daß mit dieser Gesetzgebung die

Judikative und dieExekutive ersuchtwurden,dieinstitutionelleRolledes Staates wiederaufzubauen,

indem der Staat gesetzgebende M ittel im Kampf gegen die organisierte Kriminalität bekommen

würde und indem wirtschaftliche M ittelfürdieFinanzierung und Entwicklung sozialerProgramme,

wie zum Beispiel eine Beschleunigung der Agrarreform und der Schutz der Vertriebenen zur

Verfügung stünden. Jedoch soll hervorgehoben werden, daß mit dieser Gesetzgebung weder die

Netze derorganisierten Kriminalitätzerschlagen noch dieEntstehung und Erweiterung neuerNetze

derDrogenkriminalitätvermieden wurden.Aufgesetzgebender Ebene wurde im Jahre 1997 an der

Änderung des Artikels Nr. 35 der nationalen Verfassung gearbeitet, um die Auslieferung von

kolumbianischen Drogenhändlern zu ermöglichen. Aus diesem Grund wurde ein Projekt vor dem

Kongreß vorgelegt, das nach acht M onaten ausführlicher Bearbeitung und Diskussion in beiden

Kammern am 25. November gleichen Jahres die Auslieferung erneut möglich machte. Trotz des

Erfolgs des Kongresses die Auslieferung durchsetzen zu können, war die M öglichkeit einer

rückwirkenden Bestrafung von früheren Drogenverbrechen nicht mehr möglich.143 Trotz der

Bestrebungen der Legislative wurden die Hindernisse für eine rückwirkende Bestrafung zum

Damoklesschwertfür die kolumbianische Regierung, da der nordamerikanische Vertreter des State

Departments, James Foley, die Entscheidung des kolumbianischen Kongresses als „bescheidenen

Beitrag der Abgeordnetenkammer im Kampf gegen den Drogenhandel“ kritisierte. Er machte klar,

daß „diese Bedingungen eine entscheidende Rolle für das Jahr 1998 im Hinblick auf die

Unbedenklichkeitsbescheinigung im Kampf gegen den Drogenhandel durch den US-amerikanischen

Präsidenten spielen könnten.“144 Auf nationaler Ebene wurde die Änderung des Artikels als ein

Erfolg der Straflosigkeit gesehen, da die Rädelsführer des Drogenhandels nach der kurzen Zeit im

Gefängnis frei gelassen wurden, um ihnen zu ermöglichen, die illegalen Geschäfte weiter

durchzuführen.

geschützt. Die enteigneten M obilien und Gelder werden ohne Ausnahme für den Fonds der Rehabilitation, soziale Investitionen und
Bekämpfung derorganisierten Kriminalitätnach Bewilligung des Nationalen Betäubungsmittelrates zurVerfügung gestellt.
143 Die von dem Kongreß zugestimmte Änderung des Textes des Artikels Nr. 35 der nationalen Verfassung ist: „Der Artikel 35 der
politischen kolumbianischen Verfassung wird wiefolgtbleiben:«DieAuslieferung kolumbianischerVerbrecherkann in Einklang mit den
öffentlichen internationalen Abkommen und mitdem Gesetzbeantragt,zugebilligtoderangeboten werden [...]FernerwirddieAuslieferung
von kolumbianischen Bürgern - aufgrund der im Ausland begangenen Delikte, die durch die kolumbianische Gesetzgebung bereits als
Deliktebetrachtetwurden,ermöglicht.Durch das kolumbianische Gesetzwird dieserAspektgeregelt[...]DieAuslieferung wird aufgrund
politischer Verbrechen nicht beantragt [...] Die Auslieferung wird für die vor der Erlassung dieser Regelung begangenen Delikte nicht
vollzogen.“Pressemitteilung des Kongresses derRepublik.
144 Zeitung „ElEspectador“.27.November1997,S.1,11A,2A und 3A.
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AlsFolge derDurchführung dero.g.politischen Richtlinien derRegierung Samper,diedas Land in

eine ständige Krise und repressive Situation gebracht haben, reagierte die nordamerikanische

Regierung im Jahre 1995 mit einer Unbedenklichkeitsbescheinigung „mit Vorbehalt“ und gab

Kolumbien keine Bescheinigung in den Jahren 1996-97, während es im Jahre 1998 eine „zeitliche

Bescheinigung“ aufgrund derPräsidentenwahlerhielt,dieinKolumbien zwischen M aiund Juni1998

stattgefunden hat. Die Konsequenzen des ständigen Entzuges der amerikanischen

Unbedenklichkeitsbescheinigung waren eine Verschlimmerung der wirtschaftlichen und der

Sicherheitslage des Staates,indem es aufnationalerEbene einen LegitimitätsverlustderInstitutionen

und aufinternationalerEbene eine Beeinträchtigung derSouveränitätdes Landes gab.Im Jahre1996

übte Europa durch das Europa-Parlament zum ersten M al Kritik an dem amerikanischen

Bescheinigungsprozeß, da behauptet wurde, daß diese Art von M aßnahmen die Entwicklung

Kolumbiens ernsthaftbeeinträchtigen würde und daß dieEuropäische Union gegen M aßnahmen sei,

die zum Nachteil der Entwicklung der Völker seien und das Völkerrecht beeinträchtigten. Ferner

erkanntedas Europa-ParlamentdieBestrebungen Kolumbiens im Kampfgegen den Drogenhandelan

und bat Kolumbien, den Kampf gegen das Drogenproblem und die Gewalt fortzuführen. Diese

politische und diplomatische Unterstützung hatte jedoch keine Folge auf der Ebene der

internationalen Politik, da der internationale Druck blieb, die Situation nicht modifiziert wurde, es

keine politischen oder wirtschaftlichen Annäherungen zwischen den von Drogenhandel betroffenen

Ländern Lateinamerikas und den Ländern der Europäischen Union gab, und außerdem der Dialog

zwischen den Vereinigten Staaten und Kolumbien über das Thema des Drogenhandels nicht

vorangetrieben wurde.

Anhand derRichtliniefürdiealternative Entwicklung durch den „PLANTE“  soll gezeigt werden,

daß der Plan große Hoffnungen im Land weckte, aber gleichzeitig zum M otor von sozialen

Vereitelungen aufgrund derwenig erfolgreichen Resultatein den ersten zweiJahren derAktivitäten

wurde,wenngleich dieserPlan nurfürvierJahren vorgesehen war(1995-1998).Um diesen Plan im

Land durchsetzen zu können, war die Durchführung einer Agrarreform notwendig, mit der die

Regierung versuchte, das Problem des Grundbesitzes im Land zu lösen und die Verteilung unter

einerimmergrößeren Zahlvon Bauern zu verwirklichen.145 Nach derDefinition derRegierung war

die PLANTE „ein Vorschlag für die Verbesserung der Produktions- und Einkommensbedingungen

145 Documento CONPES 2745 , über „Política de modernización rural y desarrollo empresarial campesino“ vom 7. Dezember 1994. Im
Dokumentwirdgezeigt:„DieAgrarreform,GesetzNr.160von1994,versuchteine gerechteVerteilung und eine zweckmäßige Verwendung
des Landes zu erreichen.Aus diesem Grund wird unter den Bauern, die das Land nicht besitzen oder  kleine Flächen besitzen, das Land
verteilt[...]Das Zielfürden Zeitraum von1995-1998 istdieVerteilung voneinerM illionHektarzum Vorteilvonden Familien ohne Land.
Es werden den Bauern 178.400 ländliche Grundstücke überschrieben [...]Es wird aufden Gebieten derGemeinschaftderSchwarzen eine
gemeinsame Verteilung des Landes inEinklang mitdem GesetzNr.70 von1993 durchgeführt[...]DerINCORA wirdalsVermittlerfürdie
Lösung der Konflikte zwischen den Indianern und den neuen Siedlern Programme bezüglich der Erweiterung und der Sanierung in dem
Indianerreservatdurchführen.“
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für die armen von dem Anbau illegaler Pflanzen oder von diesem Drogenphänomen betroffenen

Bauernsowieeine zentraleStrategieindergesamten Bekämpfungspolitik des Drogenhandelsseitens

derRegierung.“146 Das Zielpaketdes Planes schloß ein:technische Beratung,Kredite,W eiterbildung,

Vermarktung der Ernten, Verbesserung der W ohnverhältnisse, Erweiterung und Bau von

Verkehrswegen zwischen den Dörfern, Verbesserung der sozialen Einrichtungen und die

Durchführung einerAuswertung überdietechnischen Fähigkeiten derStadt-und Landgemeinden,in

denen illegalePlantagen angebautwerden und wurden.Diese Politik war eine kurzfristige Lösung,

da dieProjekteinkurzerZeitund ineinem begrenzten Rahmen durchgeführtwerden sollten.Füreine

erfolgreiche Durchführung von Programmen in bezug auf den Ersatz des illegalen Anbaus werden

jedoch langfristige Investitionen und eine ständige Beratung verlangt,um dieEntstehung starkerund

echter sozialer Strukturen in Regionen zu fördern, in denen die Kohäsion oder der innere

Zusammenhalt der sozialen Gruppen sehr gering ist und die Armut die Ursache für den illegalen

Anbau ist.W enngleich innerhalb des PLANTES formuliertwurde,daß etwa 200 Gemeinden in 17

Departements mit 3.276.000 Einwohnern, unter denen 2.010.000 Landbewohner leben, aus den

Projekten Nutzen ziehen würden, hatten im September 1997 nur 20.000 Familien an diesen

Programmen teilgenommen. Andererseits, obwohl der PLANTE seine Strategien auf die

Partizipation der Zivilgesellschaft bei derLeitung, Finanzierung und Durchführung der Programme

und Projekte für die alternative Entwicklung bezog, ist anzumerken, daß die Bauern- und

Eingeborenenorganisationen sowie die Nichtregierungsorganisationen behaupteten, an der

Formulierung und derSkizzierung derProjektenichtteilgenommen zu haben, da diese Programme

bereits innerhalb der Regierung formuliert worden waren. Ferner haben sie angeklagt, daß die

erhaltenen wirtschaftlichen M ittel nicht die Erwartungen der Einwohner und auch nicht die

existierenden Bedingungen in der Regionen erfüllten.147 Gilberto Yafué, Schatzmeister der

IndianerorganisationinCauca CRIC,sagte,daß „seitens des Staates dieHilfegrundsätzlich aufdas

Schenken einiger M aschinen reduziert wurde, die ohne die Leute zu fragen, ob sie diese

M aschinensorten brauchten odernicht, geschickt wurden und nicht benutzt wurden, angesichts der

146 „Así es el PLANTE. Plan de desarrollo alternativo. Presidencia de la República. ¿Qué es el PLANTE?. Zehn Elementarwerke mit
Informationen fürdieKolumbianern.Zeitung „ElEspectador“.Dienstag den 27.August1996,Nr.2.S.7.
147 Abadio, Green S. , Leiter der Organización Nacional Indígena Colombiana (ONIC), wurde von der Verfasserin dieser Arbeit am 28.
Oktober1997 in Bogotá,Kolumbien,interviewt.W ährend des Interviews zeigteer,daß „dieIndianerorganisation nichtin dieEntwicklung
und Formulierung der Projekte eingeschlossen wurde und deswegen wurden diese Projekte nicht als eigenes Projekt angesehen und sie
denken, daß die Programme nur W erbung für die Regierung sind. Außerdem sind die Indianer sehr skeptisch über diese
Entwicklungsprojekte,weildieFormulierung nureine SeitederM edaillezeigt,abernichtunbedingtdieSeitederBevölkerung.“Vgl.auch
Hernández M anuel.„Comportamientos y búsquedas alrededordelnarcotráfico“,in:„Drogas ilícitas en Colombia“.EditorialArielCiencia
Política. Santafé de Bogotá, Kolumbien, 1997. S. 560-562. Die Autorin interviewte  verschiedene soziale Akteure innerhalb der
Drogenproblematik, unter denen ein Siedler der Region von Guaviare war, der behauptete: „Der merkwürdige Aspekt des alternativen
Entwicklungsprojektes ist,daß es durchgeführtwird,ohne dieLeute zu fragen, welche Entwicklung und welche W irtschaft die Leute der
Region brauchen und wollen.DieBeamten derRegierung kommen hierher und setzen dieProjektedurch,diedurch das M usteranderer
Regionen (Inland)entwickeltwurden und diean den wirklichen Bedingungen und derLage im Land nicht angenähert sind, zum Beispiel
wissen sienicht,was dieroteFarbe des Landes und diezweiZentimeterdes Humusbodens bedeuten [...] M an kann in der Epidermis des
Bodens den Unterschiede bemerken (...)Ich nehme an,daß dieLeutesich entscheiden müssen und daß sieetwas zu sagen haben.Aufjeden
Fallglaube ich,daß pauschaleLösungen nichtmehrgetroffen werden müssen,weilzum Beispielin CalamardieBedingungen ganz andere
alsinGuayaberosind.“
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Tatsache,daß siein dieserRegion nichtanwendbarsind.Zum Beispiel,dieIndianerderRegion El

Cauca haben, monocultivadores, M aschinen für den Anbau bekommen, die erstens nicht der

Denkweise der Indianer entsprechen und zweitens aufgrund der Topographie der Region sehr

ungeeignetsind.Deswegen gibt es keine positiven Ergebnisse. Es ist klar, daß man Geschenke als

solche akzeptiert, aber diese Hilfe führt weder in kurz- noch auf langfristiger Sicht zu einem

Resultat. Ferner haben die Indianer diese M aschinen irgendwo verstaut.“148 Der PLANTE ersetzte

dieVerträge,dievorhergehende Regierungen mitden Indianernunterzeichnethatten und nichterfüllt

worden waren,wiees im Falldes „Vertrages vonJambaló1992“ mitden IndianerderRegionCauca

ist.149 Außerdem wurde das Geld für das Finanzjahr 1996-1997 für die mit der Regierung

zugestimmten Projekte noch nicht abgegeben.150 Es bleibt anzumerken, daß diese Unfähigkeit der

Regierung, konkrete Kompromisse einzugehen, Skepsis bei den betroffenen Gemeinden gegenüber

den Projekten derRegierung und des Staates zurFolge hatte.Diebetroffenen Gemeinden haben sich

entschieden, einerseits die finanziellen M ittel der Regierung zu benutzen, wenn sie diese erhalten,

aberandererseitskeinen echten Kompromiß mitdem Regierungsplan zu schließen.„Samperwarin

Guambia,wo M ohnplantagen im Hochgebirge registriertwurde.Erversprach finanzielleM ittel,um

den alternativen Entwicklungsplan zu unterstützen. Die bereits existierenden Projekte sind jedoch

heutzutage, das was die Regierung als PLANTE-Projekte vorzeigt. Aber wenn man das

Indianerreservatbesichtigt,findetman eine große M enge vonM ohnplantagen.Dies bedeutet,daß die

Guambianos,eine VerhandlungsstrategiemitdoppelterM oralführen,da siekeinen Kompromiß für

dieAusrottung derillegalen Plantagen schließen.Es gibtkeine Entwicklungsstrategien fürdas Land,

die ermöglichen, die legalen und alternativen Produkte der Bauern und Indianer auf dem M arkt

wettbewerbsfähig zu machen.“151 In diesem Zusammenhang wird klar, daß der zur Verfügung

stehende Haushalt der Gemeinde für Untersuchungen über erforderliche Entwicklungen und deren

Kosten und dieBedingungen,unterdenen dieUM ATAS -EinheitderGemeinde fürdietechnische

und agrarische Beratung -ihreAufgabe erfüllen muß,sehrbegrenztist.DieUM ATAS wurden von

148 GilbertoYafué,Schatzmeisterdes ConsejoRegionalIndígena delCauca,wurde vonderVerfasserindieserArbeitam 10.November1997
inPopayán,Cauca,Kolumbien interviewt.
149 Carlos Alberto Sánchez,Vertreterdes CRIC,beschrieb der Verfasserin dieser Arbeit die historische Entwicklung der Partizipation des
Indianerreservates in dem Prozeß im Kampf gegen den Drogenhandel. Er sagte, daß im Jahre 1990 durch die Programme des nationalen
Planes für die Rehabilitation seitens der Regierung Betancur und mit Unterstützung der UNO die Indianer an dem Ersatz von illegalen
Plantagen  teilgenommen haben. Im Jahre 1991 wurde mit der Regierung vereinbart, die Ausrottung per Hand der illegalen Plantagen
durchzuführen.AlsGegenleistung sollten von der Regierung 2.000 M io. Pesos in der Region investiert werden, von denen nur 700 M io.
Pesos zugesagt,abernur600 M io.dem Innenministerium Caucas gegeben wurden.Bisher(Dezember1997)hatdieRegierung noch kein
Geldgegeben.
150 Gemäß dem Dokumentdes Consejo RegionalIndígena delCauca,das von derAutorin dieserArbeitgelesen wurde,existierten vorder
Durchführung des PLANTE-Programmes bereitsin den Indianerorganisationen zehn Projekte,dievon diesem Plan eingeschlossen wurden,
um sie finanziell zu unterstützen. Für das Jahr 1997 waren die regionalen Projekte, wie folgt, organisiert: 1. Agrarentwicklung
$742.955.000;2.Vermarktung $ 230.000.000;und 3.Umwelt$ 287.000.000.DiegesamteSumme fürdiesen regionalen Bereich erreichte
$ 1.271.000.000. Die lokalen Projekte waren: Fortbildungszentrum in Tierradentro $70.000.000; Fortbildungszentrum für die W estzone
$21.900.000 und dieKartoffelorganisation $100.000.000,diegesamteSumme fürdiesen lokalen Bereich erreichte$ 241.900.000.Jedoch
wurde durch dieses Dokumentbestätigt,daß derPLANTE diese ProjektederIndianernurmit $ 348.800.000 finanzierte,d.h.27,38% ,von
den Erwartungen und Forderungen derIndianerentfernt.
151 Holmes Sierra,ArbeiterderCentralde Cooperativas Agrarias -CENCOA-,wurde von derVerfasserin dieserArbeitam 11.November,
1997inCali,ValledelCauca,Kolumbien,interviewt.
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der Regierung eingerichtet, um Beratung für die Kleinbauern über Kredite, technische Hilfe,

Vermarktung ihrer Produkte u.a. durchzuführen. In einer Studie des Agrarministeriums über die

TätigkeitdieserEinheiten wurde gezeigt,daß „in den Gemeinden,in denen Projektedes PLANTE-

Planes durchgeführt wurden, alle UM ATAS unter 50 Punkten (von 100) aufgrund ihrer niedrigen

Leistungen benotetwurden.IhreLeistungsfähigkeitverhindertdas Erreichen derstrategischen Ziele,

die von der Regierung durch die Nationale Politik für die technologische Entwicklung und

M odernisierung derAgrarproduktionformuliertwurden.Das istbesondersdeutlich,da jegrößerdie

Zahlderbäuerlichen Bevölkerung in einerGemeinde,desto größerund erforderlicherdieForderung

nach derLeistung und Tätigkeiten derUM ATAS wird.Aus diesem Grund kann behauptetwerden,

daß die Problematik, die in den Regionen PLANTE von den Gemeinderegierungen gelöst werden

soll,besondersvielschichtig ist.“152 DerfinanzielleAspektläßtaufderEbene derGemeinde ahnen,

daß dierealePartizipation und LeistungsfähigkeitderGemeinden in den Entwicklungsprogrammen

sehr begrenzt ist, weil aufgrund des Untersuchungsmangels die M aßnahmen oder formulierten

ProjektenichtdieBedingungen erfüllen,um dieProbleme inden Regionen zu lösen.

Nach Angaben der Dirección Nacional de Estupefacientes von 1997 erreichte die Investition des

PLANTE-Planes dieSumme von11,45 M io.US-$ fürdas Jahr1995,31,06 M io.US-$ fürdas Jahr

1996 und 62,25 M io.US-$ fürdas Jahr1997 einschließlich 18,30 M io.US-$ derCaja Agraria für

Kredite auf der Ebene der Produktion. Für das Jahr 1998 wurde das Darlehen der

interamerikanischen Entwicklungsbank über 90 M io. US-$ erwartet, um den Haushalt des

Programmes für1998durchzuführen.

In diesem Zusammenhang stehen die Gründe für das frustrierende Ergebnis dieses

Entwicklungsplanes: 1. Der M angel an Partizipation durch die beteiligte Landbevölkerung. Ein

Projektfürden Ersatzdes illegalen Anbaus darfalsein „Lebensprojekt“ angesehen werden,in dem

die Betroffenen klar ihre Partizipation und Erfüllung ihrer Erwartungen festlegen können. Ferner

bedeutetdies dieDurchführung einerPolitik,diedieVielseitigkeitderProblematikdifferenzieren und

aufjederEbene klareStrategien durchsetzen kann.153 2.Derknappe HaushaltderGemeinde,derdie

Durchführung ständiger Untersuchungen vermied. Angesichts dieser Tatsache, wird es immer

schwerer, gewisse Informationen über die Entwicklungsmöglichkeiten zu erhalten und langfristige

152 „Así es El Plante. Plan Nacional de desarrollo Alternativo. Presidencia de la República. Los M unicipios PLANTE“. Zehn
ElementarbüchermitInformationen fürdieKolumbianer.Zeitung „ElEspectador“.Dienstag den 15.Oktober1996,Nr.9.S.14-15.
153 M aríaVictoriaRivera.„Sustituciónde cultivos ilícitos:elementos ypropuestas paraeldesarrolloalternativo“,in:„Drogas,poderyregión
en Colombia“.CINEP.Nr.2,Santaféde Bogotá,Kolumbien,1995.S.253.DieAutorinbehauptet,daß „Obwohlim Plan fürden Ersatzvon
illegalen Anbau wirtschaftliche,soziale,kulturelleund Unwelt-AspektederRegionen betrachtetwurden,fehltes an vorgeschlagenen Zielen
und Zwecken derErsatzprojektesowiean Elementen,dieermöglichen, eine Region zu charakterisieren und von einer anderen Region zu
differenzieren,was zurFolge hat,daß Fehlerin dem Plan aufgetreten sind,diedieFormulierung einergeeigneten Einstellung zum Problem
und derZielbevölkerung vermeiden.“
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Pläne zu formulieren, die die soziale Kohäsion bilden und wettbewerbsfähige wirtschaftliche

Strukturen ermöglichen sowie die politische Teilnahme unterstützen. Der PLANTE vermied

aufgrund seinerkurzfristigen Vorstellung dieDurchführung vonStudien,diekonkreteInformationen

überden Umfang dermitillegalen Pflanzen angebauten Fläche beisteuernkönnten,wodurch auch die

Schätzung derpotentiellen vondem illegalen Anbau betroffenen Personen und dermöglichen Träger

derHilfevermieden wurde.Uribe Ramírez fügtin dem Buch „Drogas ilícitas en Colombia“ hinzu,

daß der PLANTE in einem statistischen Vakuum durchgeführt wurde. Der Plan formulierte eine

undifferenzierteStrategiebezüglich derAnbausorten,und derProzeß wurde nichtrationalisiert.Der

PLANTE zog vor,100 Gemeinden zu fördern,beidenen 30.000 ausgewählten Familien unterstützt

wurden. Das war nur eine statistische Annäherung ohne frühere Schätzungen und ohne

Koordination. Der Plan war eine politische Entscheidung, die die Durchführung von Investitionen

mit weniger positiven Konsequenzen zur Folge hatte. 3. Der „M ythos des Ersatzes vom illegalen

Anbau“,wieervonTokatlian beschrieben wurde.Es gehtum dieBeharrlichkeitsolcherProjekte,sie

inRegionen weiterdurchzuführen,in denen es keine Vermarktungsbedingungen,keine Infrastruktur,

keine sozialen Verbesserungsmöglichkeiten,keine Präsenz des Staates,keine Friedensmöglichkeiten

gibt, die es ermöglichen, einen Anbau nach Rentabilitätsgesichtspunkten durchzusetzen. Ein

Festhalten an dieser Politik ist zwangsläufig zum Scheitern verurteilt. Aber der M ythos ist, daß

irgendwann diese Politikpositive Resultateeinbringen wird.“154

Bisherwurden dreiRichtlinien des nationalen Drogenbekämpungsplanes derAdministration-Samper

erwähnt, die deutlich machen, daß insgesamt die von der Regierung formulierte Politik nur eine

kurzfristige,aberteureLösung war,diederinternationalen Öffentlichkeitbeeindruckende Ergebnisse

vorlegen sollte. Diese Politik bezieht sich nur auf schnelle und einseitige Vorschläge, die nicht

unbedingt für die komplexe und schwierige Problematik geeignet waren. Eine Lösung für das

Drogenproblem verlangt aber ständige Investitionen und die Durchführung von Projekten, die die

Entstehung realerEntwicklungsstrukturen ermöglichen.

AufderEbene derRehabilitationund Präventiongab es keine entscheidenden Bestrebungen,um den

Drogenkonsum einzudämmen oder zu kontrollieren. M ittels der von der Dirección Nacional de

Estupefacientes vorgelegten zweiten epidemiologischen Studieüberden „Konsum von psychotropen

Stoffen in Kolumbien 1996“ konnte festgestellt werden, daß es einen spürbaren Anstieg des

Drogenkonsums inKolumbien im Vergleich mitderStudievon 1992 gab.DieStudieaus dem Jahre

1992 wurde in weniger Gemeinden durchgeführt, die Fragen einer kleinen Gruppe gestellt und auf

154 Juan GabrielTokatlian wurde von derVerfasserin dieserArbeitam 4.November1997 beidem Centro Internacionalde la Universidad
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BasisderVolkszählung von1992 dieZahlderEinwohnerKolumbiens berechnet.Aus diesem Grund

dientsiejedoch nichtalsvergleichende Angabe in bezug aufdieAnwendung von illegalen Drogen.

Die Studie aus dem Jahre 1996 zeigt, daß die Zahl der Personen, die irgendwann im Leben

psychotrope Stoffekonsumierthaben,auf1.674.924 anstieg,d.h.6,5%  derBevölkerung,was einen

Anstieg um 0,6%  im Vergleich mitdem Jahr1992 bedeutet.DerKonsum von1996 wurde geschätzt

mitdem Ergebnis,daß 400.768 Personen irgendwelche Drogen verwendethaben,was einem Anteil

von 0,8%  der Bevölkerung entspricht. Im Jahre 1992 waren es nur 0,2%  der Bevölkerung. Die

wichtigsten Schlußfolgerungen waren, daß das M arihuana, das Basuko und das Kokain die am

häufigsten verwendeten Drogen in den Altersgruppen von 18-24 und 25-44 Jahren sind. Es soll

hervorgehoben,daß derKonsum von illegalen Drogen in derAltergruppe von 12-17 beginnen kann

und daß dieM ehrheitderKonsumenten Abiturgemachthat,keinen Arbeitsplatz besitzen odersich

gerade um eine Stelle bewerben und in den großen Städten wohnen, in denen nicht nur mehr

Einwohnerleben,sondern in denen auch eine höherewirtschaftliche Entwicklung zu verzeichnen ist

(z.B.Cali,M edellinund Bogotá).155 Aus diesen Informationen wirddeutlich,daß diePräventionzum

wesentlichen Teil des Drogenbekämpfungplanes erklärt werden soll und daß es an einer

Präventionspolitik fürJungendliche mangelt.ObwohldieRegierung Samper mit Unterstützung des

Programmes der Vereinten Nationen versuchte, 11 regionale Betäubungsmittelräte zu reaktivieren,

wurden die regionalen Programme und M aßnahmen durch die Nichtregierungsorganisationen und

andere Organisationen der Gemeinde entwickelt und eingesetzt.iii (siehe Anhang am Ende des

Kapitels) Als Resultat des entscheidenden Kompromisses der Nichtregierungsorganisationen, die

Untersuchungen und den Austausch von Informationen und Erfahrungen auf internationaler Ebene

zu fördern, fand im Oktober 1997 in M edellin, Kolumbien, die erste „internationale Gipfel-

Konferenz: die großen Städten und die Drogenbekämpfungspläne“ statt, in deren Folge die

„Deklaration derStadtvon M edellin“ unterzeichnetwurde,mitdem Zieldes ständigen Austausches

von Informationen, Erfahrungen sowie technische, wissenschaftliche und politische Unterstützung

bezüglich derDurchführung und Entwicklung des Drogenproblems inden großen Städten zu fördern,

um realeLösungen fürdas Drogenkonsumproblem zu finden.156

Die Regierung Samper, die am Anfang wegen ihrer verdächtigen Beziehungen mit den

Drogenhändlern des Cali-Kartellsangeklagtwurde,entwickelteeinen Drogenbekämpfungsplan, der

Nacionalde Colombia,inSantaféde Bogotá,Kolumbien,interviewt.
155 Edgar Rodríguez Ospina. „Consumo de sustancias psicotrópicas en Colombia 1996“. Dirección Nacional de Estupefacientes- CEIS-
FundaciónSantaFe,Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.
156 DieTeilnehmer-Länderan derinM edellínzwischen dem 6.bis8.Oktoberstattgefundenen ersten internationalen Gipfelkonferenz waren:
Regierungs-und Nichtregierungsorganisationen aus Deutschland,derSchweiz,Spanien,den Vereinigten Staaten,Kanada,Brasilien,Chile,
Argentinien,Paraguay,M exiko,Kuba und Kolumbien.
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als der „fünfte Krieg gegen den Drogenhandel“ in Kolumbien angesehen werden konnte. Der

Konfliktzwischen den Vereinigten Staaten und Kolumbien überdieDrogenbekämpfung wurde zu

inem persönlichen Konflikt mit dem Präsidenten Samper erklärt, da die nordamerikanische

Regierung M aßnahmen ergriffen hat, um nicht nur den Präsidenten, sondern auch das Land zu

bestrafen.Deswegen wurde ein Visum fürden Präsidenten Samperfüreine Reise in dieUSA durch

die nordamerikanische Regierung nicht erteilt. Auf der Ebene der internationalen Beziehungen

wurden Sanktionen gegen Kolumbien verhängt, wie z.B. durch den Entzug der

Unbedenklichkeitsbescheinigung seit1995 bisAnfang 1998.Fernerwurde das nationaleLeben vom

Drogenproblem beeinflußt, wobei über eine „Narkotisierung“ der nationalen Themen gesprochen

wurde und auch eine eigene Sprache entwickelt wurde, um die verschiedenen Tätigkeiten, in die

Geldaus dem Drogenhandelverwickeltwar,zu benennen.Folgende Begriffesind seitdem häufig im

Sprachgebrauch vorzufinden: „Narko-Geld“, „Narko-M inister“, „Narko-

Präsidentschaftskandidaten“,„Narko-Projekte“, „Narko-Senatoren“, „Narko-Demokratie“, „Narko-

Terrorismus“, „Narko-Bauern“, „Narko-Guerilla“, „Narko-Ökonomie“, „Narko-paramilitarische

Gruppen“, „Narko-Skandal“, und „Narko-Politik“. Dies hatte einen Legitimationsverlust bei den

Bestrebungen der Regierung im Kampf gegen das Drogenproblem sowie, auf gesellschaftlicher

Ebene, die Entwicklung eines politischen Konformismus und einer Anerkennung der Illegalität zur

Folge. Die soziale Unordnung und die schwache soziale Kohäsion waren ein Spiegel der

gegenwärtigen W erte, die die Entwicklung neuer Gewalterscheinungen sowohl in den Städten als

auch auf der regionalen und lokalen Ebene ermöglichte und die aufgrund des M angels an einer

geplanten regionalen Entwicklung verstärkt wurden. Die grundlegenden

Drogenbekämpfungsprioritäten, die zur Schwächung des Staates führten, vertieften die Krise

aufgrund des Fehlens von einem Kompromiß des Staates, von Programmen und vertiefenden

Reformen zurUnterstützung und Durchsetzung.Es kann behauptetwerden,daß dieJustiz in ihren

Aufgaben bezüglich derEntwicklung derPolítica de Sometimiento,derUntersuchungsmöglichkeiten,

der Aufnahme der gerichtlichen Verfahren und der Strukturierung des Gefängnissystems nicht

gestärktwurde und daß eine umfassende Agrarreform nichtdurchgeführt
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wurde. Auf der Ebene der inneren Sicherheit ist die totale Destabilisierung auf die häufigen und

heftigen Konfliktezwischen den Streitkräften,den von derRegierung durch das Projekt„Convivir“

unterstützten Selbstverteidigungsgruppen,den paramilitärischen Gruppen und den mitderRegierung

keinen Friedensprozeß unterzeichnenden Guerilla-Gruppen zurückzuführen, was die

Handlungsmöglichkeiten des Staates auf internationaler Ebene beeinträchtigt. Die Konsequenz der

inneren Instabilität war ein M ißtrauen gegen das W irtschaftssystem, was die Reduzierung der

ausländischen Investitionen zurFolge hatte.

2.2. DieDrogenbekäm pfung:SozialePolitik versus repressive Politik

Bezüglich des Drogenproblems in Kolumbien wird deutlich,daß das Phänomen von Anfang an als

ein „Krieg“ wahrgenommen wurde,was militärische Folgen mitsich brachte.In keinem Fallwurde

das Drogenphänomen als eine „Bekämpfung“ formuliert, bei der die Streitigkeiten in Einklang mit

der Lösung der bestehenden strukturellen Probleme beendet werden könnten. Aufgrund der

„Narkotisierung des nationalen Lebens“,d.h.dieVerwicklung derstaatlichen und gesellschaftlichen

Themen in der Drogenproblematik, entstand eine Kurzsichtigkeit in bezug auf die dringenden

sozialen Lösungen und aufden notwendigen EinsatzderStreitkräfte.Außerdem istanzumerken,daß

je größer das wirtschaftliche W achstum der Drogenhändler und je größer die Zahl der an diesem

illegalen Geschäft beteiligten nationalen Akteure ist, desto größer der potentielle Einflußbereich

seitens des Drogenhandels,was auch dieEntscheidungensunabhängigkeitdes Staates beeinträchtigte.

DerW issenschaftlerJuan Tokatlian zeigt,daß das Drogenthema ein „Interméstico-Thema“ ist,das

heißt,einThema,das aufprogressive und kritische Artund W eise inderinternationaleund nationale

Politik eindringt, und die Grenzen zwischen der einen und der anderen Seite verwischt, was den

Handlungsbereich beiderSeiten einschränkt.Aus diesem Grund sollen fürdas Verständnis und für

die Lösung dieses Phänomens Variablen sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene

formuliert werden, die die regionale Integration berücksichtigen. Die kolumbianische

Antidrogenpolitik wurde nurin Einklang mitden internationalen Forderungen, vor allem auf Basis

dernordamerikanischen Politik,formuliert,ohne dienationaleLage wahrzunehmen.AlsKonsequenz

wurden die repressiven M aßnahmen verstärkt, da für die nordamerikanische Politik das

Drogenproblem nurzu überwinden ist,indem dieProduktion bekämpftwürde,das heißt,daß es nur

so möglich ist,dieNachfrage zu reduzieren.Angesichtsdieses Paradigmas wurde derKampfgegen

den Drogenhandelzu einem Krieg gegen dieBauern,dieHersteller,dieHändlerund dieLieferanten,

während derDrogenkonsum vernachlässigtwurde.Kolumbien hat,in bezug aufdieinternationalen

Forderungen, die Bauern, die ländlichen Siedler, die Hersteller bekämpft und die kriminellen
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Organisationen zerschlagen, ohne weder die nationalen Gründe noch die nationalen Folgen zu

bedenken. Kolumbien hat die Entstehung und Anwendung von Gewalt geschichtlich erlebt, um

krisenhafteSituationen zu lösen,was dieSchwäche dersozialen Kohäsionmitsich bringt.Aufgrund

des Drogenkrieges verstärkt sich das Nomadenleben und wird der innere Zusammenhalt der

bestehenden sozialen Gruppen erschwert, weil in diesem Krieg die Landbevölkerung vertrieben

wurde.Diese Entwicklung hatdieSlumbildung am Rande derGroßstädteforciert,neue Siedlungen

im kolumbianischen Amazonasgebietentstehen lassen und den VerlustsozialerStrukturen zurFolge

gehabt. Parallel dazu entwickelte sich eine Denkweise, die auf kurzfristigen Lösungen, der

Zerstörung großer Gebiete und der Anerkennung der Illegalität als Lebensstil oder als einzige

M öglichkeit des Überlebens basiert. Die Regierung, die in Einklang mit der internationalen Politik

einen Krieg gegen dieBauern und dieHerstellergeführthat,hatdiekürzlich entstandenen sozialen

Strukturen geschwächt, weil unter dem Begriff „totaler Krieg“ jeder Einwohner Opfer der

potentiellen ergriffenen M aßnahmen sein kann. Andererseits kann unter Berücksichtigung der o.g.

These von Tokatlian behauptet werden, daß auf nationaler Ebene das Drogenphänomen die

strukturellen Probleme, wie Armut, M ißbrauch der M enschenrechte, gewalttätige Konflikte,

Feudalismus,Einschränkung des Kleingrundbesitzes,beeinflußthatund derStaatkeine konstruktive

PolitikzurLösung dieserProbleme entwickelthat.

Dieser Konflikt zwischen einer sozialen Politik auf der Basis einer Bekämpfung und einer

repressiven PolitikaufderBasisdes Krieges,läßtsich innerhalb derkolumbianischen Drogenpolitik

wiefolgterklären.
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Abbildung 1:Konfliktezwischen dersozialen Politikund Repressionspolitik

SozialePolitik versus Repressions-und

K ontrollpolitik

Präventionund Rehabilitation Ersatzvonillegalem Anbau Anwendung der Ausrottung illegalem

Justiz Anbau

Ausbildung,um Hilfeund Unterstützung,
dem möglichen um den Drogensüchtigen
Konsumenten mitdem Konsum
vondem Konsum aufhören zu helfen und
illegalerDrogen eine W iedereingliederung
abzuraten. inderGesellschaftzu

erleichtern.

Schließt eine repressive Durchführung
während des Prozesses der Zerstörung der
Produktion.AlsFolge wird dieReduktion der
Nachfrage erwartet.
Andererseits wird versucht, Unterstützung -
wirtschaftliche,technische,u.a.-fürdiekleinen
Kultivatoren durch eine alternative
Entwicklung zu ermöglichen.Diestrukturellen
Probleme, die die Schaffung der Ziele der
Projektein einerRegion verhindern,  werden
jedoch nichtgelöst.
AngesichtsderTatsache,daß durch den Anbau
mit kommerziellen Zielen soziale Konflikte
entstehen (z.B. Arbeitslosigkeit in ländlichen
Regionen), wird die soziale Kohäsion
beeinträchtigt.GleichzeitigentstehtdieGewalt
und dieDenkweise des Überlebendes,was eine
Kultur der zeitlichen Beschränktheit und der
Untergrabung bedeutet.

Obwohldie DieStreitkräfte
Sicherheitsorgane sindfürdie
verstärktwurden, Zerstörung der
gibtes jedoch illegalen Plantagen,
noch nichteine fürdieZerschlagung
institutionelle derkriminellen
Organisation,durch Organisationen
diedieLegitimation zuständig.
dergerichtlichen Es wirdversucht,
Institutionen dieillegale
verbessertwerden Produktionzu
kann. neutralisieren.Es
W enngleich die gibtKorruption
kriminellen beiden Streitkräften.
Organisationen
zerschlagen werden,
gibtes strukturelle
Probleme indem
Gefängnis-und
Justizsystem.Es
Existierteine kriechende
Korruptioninden
gerichtlichen Institutionen,
außerdem gibtes keine
Anwendung
derGesetze.

Quelle:Eigene Darstellung.

Bezüglich derSozialpolitik,der Rehabilitation und der Prävention soll hervorgehoben werden, daß

mittels der Entscheidung des Verfassungsgerichthofes am 5. M ai 1996 der Artikel 51 des

Betäubungsmittelstatutes fürverfassungswidrig erklärtwurde,was fürdieRegierung bedeutete,den

Drogenkonsum alsnichtstrafbarzu behandeln,sondern dieVerwendung von psychotropen Stoffen

zu regeln. Dies impliziert eine aktive Tätigkeit bei den Recherchen, bei dem Aufbau von

vertraulichen statistischen Daten,diedieDurchführung von Vergleichsstudien ermöglichen,um sich

an die Problematik besser anzunähern. Andererseits wurde dargestellt, daß die Formulierung einer

deutlichen Ausbildungs- und Gesundheitspolitik erforderlich ist, die auf der Basis der Bedürfnisse

jeder Region des Landes die pädagogische und präventive Aufgabe im Kampf gegen den

Drogenkonsum erfüllt. Das Ziel der Drogenpolitik auf der sozialen Ebene sollen die

Drogenabhängigen sein, aber ebenfalls soll versucht werden, die Nichtdrogenabhängigen vor der
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Gefahrdes Drogenkonsums zu schützen,indem dieRisiken und Bedingungen,unterdenen es leichter

zu Abhängigkeitkommen kann,vermieden werden sollen.In Kolumbien sind folgende Institutionen

fürdiePräventionund dieRehabilitationzuständig:

Abbildung 2:Zuständige Institutionen fürdiePräventionund Rehabilitation

PRÄVENTION  REHABILITATION

Erziehungsm inisterium

Es soll versucht werden, die Risiken
des Drogenkonsums zu erklären und
den Gefährdeten abzuraten, Drogen zu
konsumieren.

G esundheitsm inisterium

Es werden Aufgaben in bezug auf die
W iedereingliederung der
Drogenkonsumenten indieGesellschaft
durchgeführt,sowieTherapien,die den
Konsumenten helfen, mit der
Anwendung von illegalen Substanzen
aufzuhören.
Diese Tätigkeiten werden durch das
„Instituto Colombiano de Bienestar
Familiar - kolumbianisches Institut für
das familiäre W ohlbefinden, sowie
durch die
Nichtregierungsorganisationen, durch
die Rathäuser und durch das
Innenministerium jeder Gemeinde
durchgeführt.

K om m unikationsm inisterium

Durch dieses M inisterium werden die
Kampagnen sowohl für die Prävention,
als auch für die Rehabilitation
koordiniertunddurchgeführt.

Quelle:Eigene Darstellung

Nach Angaben des W issenschaftlersLópez Restrepo,wurde im Zeitraum von 1981 bis1991 in die

Prävention und Rehabilitation von Seiten der kolumbianischen Regierung sehr wenig investiert,

während dieAusgaben deröffentlichen Hand fürdas Jahr1994 eine bedeutende Investition an den

gesamten öffentlichen M ittelninHöhe von4%  fürdas Drogenproblem erreichte.Von 1993 bis1994

vervielfältigten sich dieInvestitionen derRegierung im Kampf gegen den Drogenkonsum um mehr

als das 10fache, das heißt von 426,3 auf 5959,2 M io.Pesos.i (siehe Anhang am Ende des

Kapitels)Trotz dieses Anstieges istdiese Investition sehrgering,im Vergleich mitdem Anstieg des

Drogenkonsums in den letzten fünf Jahren. Die Zuspitzung des Konsums macht klar, daß das

Problem existiertund effektive M aßnahmen seinerKontrollenotwendigsind.

Andererseits sind die für die Durchführung der repressiven Politik beauftragten Institutionen auf

nationalerEbene schwach und komplex organisiert,weilinnerhalb derdreiDekaden,in denen das

Drogenproblem bekämpftwurde,das einzige zuständige Organ fürdiese Bekämpfung dernationale
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Betäubungsmittelrat ist. Die von diesem Organ ergriffene Antidrogen-Politik antwortet auf

Krisenzeiten und vertritt die gegenwärtige Regierung, aber nicht eine nationale langfristige Politik.

Da von dem Betäubungsmittelrat die nationale Antidrogen-Politik formuliert wird, kann behauptet

werden,daß,wenn das Leitungsorgan schwach ist,dievon ihm entwickeltePolitik und dievon ihm

abhängigen Institutionen schwach, kurzfristig planend und ohne Koordination sind. Auf nationaler

Ebene sind mit der Bekämpfung des Drogenhandels vier Institutionen beauftragt: Die nationale

Betäubungsmitteldirektion, die Antidrogenpolizei, das Programm für die alternative Entwicklung -

entweder Plan Nacional de Rehabilitación Nacional oder PLANTE, die von jeder Regierung

abhängig sind – sowie der Betäubungmittelsfonds des Justizministeriums. Die M ehrheit dieser

Organe istneu.DienationaleBetäubungsmitteldirektionwurde im Jahre1990,dieAntidrogenpolizei

wurde im Jahre1981,das Programm fürdiealternative Entwicklung wurde erstmalszwischen 1985-

1993und dann 1995-1998eingerichtet.

Der Ersatz von illegalem Anbau157 schwebt zwischen einer sozialen Politik und einer repressiven

Politik, weil einerseits versucht wird, den Bauern, Indianern und den neuen Siedlern, alternative

Lösungen anzubieten, aber andererseits unter der Zerstörung des illegalen Anbaus die gesamte

Bevölkerung leidet. Das Programm PLANTE wurde, nach Angaben des W issenschaftlers López

Restrepo158,in Einklang miteinerethischen Orientierung formuliert,da dievon derArmutund den

schlechten Lebensbedingungen geplagte Landbevölkerung begnadigt und mit technischer und

finanziellerHilfe unterstützt wird, während der Anbau mit kommerziellen Zielen ohne Ersatz total

zerstörtwürde,weildieserAnbau alskriminelleHandlung angesehen wird.159 Diese Formulierung,

nach López Restrepo, bringt drei bedeutende Risiken mit sich: 1. daß die Bauern illegal Pflanzen

anbauen, um Hilfe von der Regierung zu bekommen, da der illegale Anbau als ein M echanismus

angesehen wurde, um überhaupt erst in den Genuß dieser Hilfe kommen zu können; 2. daß die

Großkultivatoren mit kommerziellen Zielen ihr Land teilen würden, um die Produktion nicht zu

157 Im Jahre1985 wurde inKolumbien dererstealternative Entwicklungsplan mitUnterstützung des „Fonds derVereinten Nationen fürdie
Kontrollederillegalen Drogenanwendung„ durchgeführt,derals„Plan Nacionalde Prevenciónyrehabilitación“ bezeichnetwurde.Innerhalb
dieses Planes wurden sechs Projekteentwickelt,unterdenen derErsatzderKokaplantagen im Süden des Cauca-Departementsund Norden
des Nariño-Departementsgeplantwurde.Im Jahre1993 wurden neue ProjektefürdieRegionen,indenen M ohnplantagen angebautwurden,
d.h.im Süden des Tolima-Departementsund in indianischen Regionen des Cauca-Departementssowiediein denen es Kokaplantagen gab,
d.h. M itte Caguan in Caquetá-Departement und Bota Caucana, durchgeführt. Diese Projekte wurden durch die Plan Nacional de
Rehabilitaciondurchgeführtund waren fürdiearmen Regionen des Landes gedacht,wobeikeinUnterschied zwischen Hersteller odernicht
Hersteller-Regionen gemachtwurde.1994 wurde derPlan von derneuen Regierung beendetund ein neues Programm formuliert. M it der
neuen Politik wurden nichtnurdieZahlderbeteiligten Institutionen,sondernauch dergewählten Regionen beschränkt.Seitdem wurden die
Projekte nur in Regionen, in denen illegale Plantagen angebaut wurden, durchgeführt. Durch diese Entscheidung entstanden Konflikte
zwischen den Regionen, da die ärmeren Regionen mit strukturellen Probleme keine Kredite oder technische Unterstützung erhielten und
ihnen nichtvonderRegierung geholfen wurde,weildortillegalerAnbau nichtdurchgeführtwurde.
158 Andrés López Restrepo.„Costos delcombatea la producción,comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el
narcotráfico“,in:„Drogas ilícitas en Colombia“.EditorialArielCienciaPolítica,Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.409-460.
159 W iegenannt,wurde durch das Programm PLANTE derillegaleAnbau in zweiTeilegespalten:DerAnbau durch bäuerliche Familien,
dereine Größe vonmaximal3 Hektarerreichtund nach Angaben derRegierung circa 60%  derangebauten Hektardes Landes bedeutete.In
Einklang mitdiesen Schätzungen derRegierung sollten 30.000Familien an diesem Plan direktteilnehmen und andere270 Tausend Familien
indirektdurch den Planteeingeschlossen werden.
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verlieren,da dieRegierung den Besitzvon Landstücken zwischen 1 bis3 HektarGröße nichtunter

Strafe stellt; 3. daß mit der Zerstörung des kommerziellen Anbaus neue soziale Probleme wie

Arbeitslosigkeitund Gewaltentstehen würden,und dieBauernund neuen SiedlerinandereRegionen

vertrieben würden.Andererseitswurde,nach dem alternativen Entwicklungsplan,mitdem Ersatzdes

illegalen Anbaus angenommen,daß dieBauern,Indianerund neuen Siedlermitdem illegalen Anbau

aufhören würden,weilsiean produktiven,rentablen und umweltschonenden Programmen teilnehmen

würden, durch die die schlechten Lebensbedingungen überwunden werden könnten.160 Die Realität

siehtandersaus,weil,dieam illegalen Anbau beteiligten Bauern,Indianerund neuen Siedlergelernt

haben,diewirtschaftliche Hilfedes Staates zu nutzen,abergleichzeitigdiePlantagen zu behalten,da

die Vermarktung von legalen Produkten wirtschaftlich ungewiß ist oder aufgrund der knappen

Anwesenheit der Institutionen des Staates oder weil in diesen Regionen solche alternativen

Aktivitäten nichtdurchführbarsind.161

DieRepressions-und Kontrollpolitikbestehtaus derJustizund derAusrottung des illegalen Anbaus.

Innerhalb der Justiz sind folgende Organe für die Durchführung dieser Politik zuständig: die

NationaleBetäubungsmitteldirektion,das NationaleGefängnis-und Anstaltsinstitut-INPEC -,das

nationale Generalstaatsanwaltschaft  (Procuraduría) und die Generalstaatsantwaltschaft (Fiscalía)

derNation.Erstim Jahre1990,alsdiePolitica de Sometimiento -Politik des freiwilligen Stellens -

formuliert wurde, konnte dies als eine Verbesserung des gerichtlichen Systems wahrgenommen

werden. W enngleich die Gesetze die Regelungen einer Gesellschaft zeichnen und für die Kontrolle

des sozialen Verhaltens gedachtwurden,istes ein W iderspruch,daß das kolumbianische Gerichts-

System auf der Ebene der Verurteilung, der Untersuchung und der Inhaftierung im Sinne des

Gesetzes Nr. 30 von 1986 von Verbrechern sehr schwach ist, was die begrenzte M öglichkeit

160 „Documento CONPES 2734“ überdas „Programa de Desarrollo Alternativo“.Santaféde Bogotá Kolumbien,12.Oktober, 1994. Im
Dokumentwird gezeigt,daß“ das Programm fürdiealternative Entwicklung dieKampagne fürdievorauseilende Ausrottung des illegalen
Anbaus durch Investitionen mitsozialen Eigenschaften ergänztwurde,um dieHerstellung derillegalen Plantagen zu vermeiden,zu stoppen
und zu zerstören [...] Die Aufgaben, ohne die Ausrottung zu beeinträgen, sind: 1. Partizipation und Organisation der Gemeinschaft. 2.
Stärkung der Institutionen. 3. Verbesserung der Infrastruktur, der Produktion, des Handels und der Verkehrswege. 4. W irtschaftliche
Unterstützung, durch Kredite und Ansporn. 5. Soziale Entwicklung. 6. Schutz, Handlung und Anwendung der Umwelt-Ressourcen. 7.
SozialeKommunikation.Vgl.auch das Elementarbuch des PLANTES Nr.3ElEspectador.Dienstag den 3.September1996,um das Thema
überdieBedingungen fürdieKrediten und wirtschaftliche Unterstützung zu vertiefen.
161 Im von der Verfasserin dieser Arbeit am 10. November 1997 in Popayán, Cauca, Kolumbien, mit dem Schatzmeister des Consejo
Regional Indígena del Cauca durchgeführten Interview, wurde klar gestellt, daß „innerhalb des Indianerreservats die Ausrottung von
illegalen Plantagen alsein Prozeß angesehen wurde.Dies bedeutet,daß wirmitdem Anbau,derHerstellung und dem Handelnichtsofort
aufhören können,weil  die Indianer durch diesen Anbau bessere Lebensbedingungen gewonnen haben. Deshalb haben wir keinen totalen
Krieg gegen den illegalen Anbau geführt. Aber es soll jedoch hervorgehoben, daß wir nicht erlauben, den Anbau, den Handel und die
Produktion innerhalb unserer Regionen durchzuführen“. Über dieses Thema Vgl. auch: Rivera, M aría Victoria „Sustitución de cultivos:
elementos ypropuestas paraeldesarrolloalternativo“ Cinep.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1995.S.253-254.DieAutorinbehauptet:„Die
an diesen Programmen beteiligten Bauernund neuen SiedlerderRegiondes PiedemontedelPutumayo-Departementshaben durchschnittlich
40 Hektar,vondenen siefünfHektarfürden Anbau vonYuca,Plátano,Reisund M aisanwenden.Aberwenn diese Produkte,diedurch die
alternativen Entwicklungsprogramme unterstütztwurden,aufgrund des Bodens nichtmehrangebautwerden können,benutzen siedas Land
für die Viehhaltung. Die kleinen Bauern und Siedler entscheiden sich, die Koka trotz der Preisschwankungen weiter anzubauen, weil sie
unterderUngewißheitderVermarktung derlegalen Produkte,dienichtwettbewerbsfähigsind,leiden.Siewissen,daß siemiteinem Hektar
Kokaanbau circa $1.500.000bis $1.800.000jährlich -inZeiträumen mitrelativerNachfrage-gewinnen können,d.h.das Jahreseinkommen
aus dem Kokaanbau istum das 4fache höheralsdas Jahreseinkommen aus dem Anbau vonM ais,Zuckerrohr,Reis.“
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bedeutet, dieses strafbare Verhalten bezüglich der Kontrolle des Drogenhandels.162 Ferner entstand

eine passive Genehmigung und Anerkennung des Drogenproblems innerhalb der Zivilgesellschaft,

was dieZerstörung dersozialen Strukturen mitsich brachte.DerHaushaltfürdas Gerichts-System

hängt von der Situation ab; das heißt, daß weniger Investitionen aufgrund eines M angels an

Gründen, dieses System zu stärken, getätigt werden, in Krisenzeiten und Zeiten des politischen

W echselsaberwirdderHaushaltingroßem M aße erweitert.163

Die Ausrottung ist die einzige Variable der Strategien der Antidrogen-Politik, der von Anfang an

mehr wirtschaftliche M ittel im Kampf gegen das Drogenproblem zur Verfügung gestellt wurden.

Parallelzu dem Anstieg derGewaltdes Narko-terrorismus sind dieBestrebungen derRegierung zur

Stärkung derAusrottungspolitikund dahereinständigerAnstieg des HaushaltsaufdieserEbene des

Kampfes zu beobachten. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, daß je mehr Ermordungen,

Autobomben und Attentate seitens der Drogenhändler durchgeführt wurden, desto größer war die

Zahlderbeteiligten StreitkräfteinnerhalbderPolizeiund dereingerichteten Einheiten derPolizeiund

derSicherheitsorgane,vorallem abermehrRepression.López Restrepo zeigt,daß im Jahre1989 für

dieKontroll-und Repressionsmaßnahmen 100%  derM ittelderAntidrogenpolitik investiertwurden,

während im Jahre1991 eine kleine Beschränkung zu beobachten war.Es gab jedoch nach derFlucht

von Escobar erneut mehr Investitionen auf dieser Ebene, und zwar wie folgt: 1991: 70,4% ; 1992:

78,4% ;und 1993:80,4%  des gesamten Haushaltes derAntidrogenpolitik.

W enn diese beiden Teile der Antidrogen-Politik auf die W aage gelegt würden, das heißt, auf der

einen Seite der Konsum und auf der anderen die Herstellung, könnte man beobachten, daß die

Verhalten bezüglich des Drogengeschäfts, zum Beispiel die Herstellung, der Handel und die

Lieferung,mehrGewichthätten,was eine Gleichgewichtsstörung derPolitikbewirkt,da diesozialen

AspektedieserSituationnichtberücksichtigtwerden.

162 Gonzalo Escobar y Olga Lucía Gaitán. „La política criminal, sus planteamientos, normas, prácticas y críticas. Perspectivas socio-
jurídicas“,in:„Narcotráfico en Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales“.TM  Editores Uniandes.Santafé
de Bogotá, Kolumbien, 2. Aufl. 1995. S. 105. Über die Narkotisierung der Realität und den M ißbrauch des Strafrechts bezüglich des
Drogenphänomens zeigen sie,daß der offizielleDiskursvonderRegierung im Gegensatzzu den Gründen fürdiestrukturellen Probleme zu
finden versucht wird, eine Erklärung der Lage auf der Basis des Drogenproblems festzustellen, „wenn der gerichtliche Diskurs die
Berücksichtigung des M ißbrauches derM enschenrechteeinführt,interpretiertdieRegierung dies alsZeichen und behauptet: Ín Kolumbien
werden dieM enschenrechtedurch den DrogenhandelinM ißkreditgebracht̀.W enn an derEinschränkung derDemokratieKritik geübtwird,
prophezeitdieRegierung dieZerstörung derDemokratiedurch den Drogenhandel.W enn an den durch den Krieg gegen den Drogenhandel
entstandenen hohen sozialen Kosten Kritik geübtwird,behauptetdieRegierung,daß sieihreÜberzeugung übereinen totalen Krieg gegen
den Drogenhandel aufgrund der sozialen Kosten nicht preisgeben kann. W enn das Schutzinteresse des Strafrechts als ein für das Land
fremdes wirtschaftliches Interesse in Frage gestelltwird,wird behauptet,daß dieRegierung,dieden Drogenhandelvertritt,eine Bedrohung
fürdas nationaleund internationaleökonomische und sozialeSystem ist.W enn argumentiertwird,daß es noch von dem Staatunterstützte
fürdieGesundheitderKonsumenten gefährlicherDrogen gibt,dieVertreterderKriegspolitik behaupten,dann,daß es mitden Drogen,die
wirhaben,bereitsausgereiztistund deshalbkeinRisiko mehreingegangen werden soll̀„.
163 Nach Angaben des W issenschaftlersLópez Restrepo,in:„Drogas ilícitas en Colombia“.Dieökonomischen M ittelfürdieJustizim Kampf
gegen den Drogenhandelsindfolgende:1989:0,2% ;1992:29,6%  und 1993:20% .
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2.3. DieErben der Doktrin der Nationalen Sicherheit-Doctrina de Seguridad Nacional-und

dieVerteidigung der Dem okratie

Nach dem Zweiten W eltkrieg und alsein ResultatderEntstehung zweier ideologischer Blöcke, die

zwei unterschiedliche politische, soziale und wirtschaftliche Systeme formten, wurden die Themen

der nationalen Sicherheit und der Verteidigung des Staates zu zentralen Diskussionspunkten der

internationalen Politik. In der Zeit, in der die beiden Seiten militärisch aufrüsteten, waren die

Hauptziele,eine totaleZerstörung zu vermeiden und einen Raum fürdas Zusammenleben zu sichern.

Die Bedrohung durch einen möglichen Angriff äußerte sich in dem ausgehandelten Frieden. Diese

Politik ermöglichte es, ein klares Feindbild zu schaffen, es auf einen geographischen Raum zu

begrenzen und seine Expansion zu kontrollieren. Nach der sogenannten „Kuba-Krise“ im Jahre

1962,fürchtetederPräsidentJohn F.Kennedy eine weitereExpansion des Kommunismus.Deshalb

unternahm er große Anstrengungen der M odernisierung, mit dem Ziel, das Eindringen des

Kommunismus in dieRegionen derDritten W eltzu verhindern.Ein Beispielfürdiese Politik istdie

„Alianza paraelProgreso“ -Allianz fürden Fortschritt-,diein Lateinamerika in Bewegung gesetzt

wurde. Es entstand damals eine „Doctrina de Seguridad Nacional“ - Doktrin der Nationalen

Sicherheit - mit dem Ziel, den Niedergang der Demokratie in den von wirtschaftlichen Problemen

und ihren sozialen Folgen betroffenen Ländern zu verhindern, in denen Volksbewegungen

auftauchten, die soziale Forderungen stellten und die Stabilität des Staates beeinträchtigten. Als

Folge hieraufwurden dieArmeen derlateinamerikanischen Länderverstärktund mitihnen ihreRolle

als Verbündete gegen den Kommunismus. So wurde zum Beispiel der kolumbianischen Armee

mittels des Gesetzes Nr. 48 aus dem Jahre 1968 erlaubt, Selbstverteidigungsgruppen in den

ländlichen Gegenden zu gründen mit dem Ziel, die staatsfeindlichen destabilisierenden Kräfte zu

bekämpfen. In diesem Zusammenhang spielte der Kampf gegen die Drogen zu Anfang keine

entscheidende Rolle,wenngleich siealsein soziales Phänomen angesehen wurde,das das öffentliche

W ohl gefährdete. Im Jahre 1971 wurde durch den Präsidenten der Vereinigten Staaten, Richard

Nixon, zum erstenmal in diesem Jahrhundert der „Krieg gegen die Drogen“ erklärt. Einige Jahre

später,1977,definiertederPräsidentJimmy Carterin seinerRede vordem Kongreß den Gebrauch

von Drogen als ein soziales Problem und forderte ein intensiveres Vorgehen gegen den

Drogenschmuggel, harte Strafen und die internationale Auslieferung von Drogenkriminellen.
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Trotzdem wares erstAnfang der80erJahre,alsdieUSA mitder Veröffentlichung des „Santa Fe

Dokumentes“ die Grundzüge ihrer Außenpolitik bezüglich Lateinamerika bekanntgab und zum

erstenmal ausdrücklich die Aktionen der Untergrundorganisationen mit dem Drogenhandel in

Verbindung gebrachtwurden.Indiesem Dokumentstehtgeschrieben:„In den letzten zehn Jahren ist

dieBedrohung durch den Terrorismus derUntergrundbewegung anstattzu sinken noch angestiegen.

Nicaragua und Kuba,Staaten,dieAnhängerderSowjetunion sind,beteiligen sich am Drogenhandel

und bauen inKooperationmitderM afiaderkolumbianischen DrogenhändlerVerbindungen auf.Die

umfangreichen aus dem Drogenhandel stammenden Geldmittel lassen die Handlungsfähigkeit der

Bedrohung derUntergrundbewegung weitaus höher erscheinen als zu Beginn vorausgesagt worden

war.“164

Es istwichtig,klarherauszustellen,daß das Phänomen des Drogenhandelsin Kolumbien wuchs und

stärkerwurde in den M omenten,in denen das Land seine erstepolitische Krise durch das Ende der

Nationalen Front durchlebte.165 Ferner erlebte das Land nach der bäuerlichen Abwanderung, die

durch die Periode „de la Violencia „ - der Gewalt - verursacht worden war einen ausgeprägten

Umsiedlungsprozeß. Die meisten der neuen Ansiedlungen in den ländlichen Gegenden hatten keine

Aufzeichnungen überdieVerteilung des Landbesitzes und befanden sich in Regionen, in denen die

Infrastruktur unzureichend und die staatliche Präsenz kaum vorhanden war. Dies erleichterte die

Bildung vonGuerilla-Gruppen,diedieAufgabe des Staates,dieBürgerzu beschützen,übernahm.In

der wissenschaftlichen Arbeit „Autodefensas, Paramilitares y Narcotráfico en Colombia“ schreibt

M edina Gallego überden FallvonPuertoBoyaca,daß „an derSeitederkommunistischen Parteidie

FARC -Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia,diebewaffneten revolutionären Streitkräfte

Kolumbiens - eher die Rolle einer ländlichen „Guardia Civil“ - Landpolizei - als die einer

Untergrundorganisation hätten.Ihrehauptsächliche Arbeitlag in derpolitischen Indoktrinierung der

bäuerlichen Bevölkerung und in der Kontrolle des Viehdiebstahls, dem sie in der Region praktisch

vollständigeinEnde bereiteten,was ihnen dieUnterstützung vielerViehzüchtereinbrachte,diediein

der Region unter dem Kommando von Ricardo Franco und M artin Villa stehende Frente IV der

Untergrundbewegung finanziellund logistisch zu fördernbegannen.“166

164 Gabriel M urillo Castaño. „Narcotráfico y Política en la década de los ochenta: Entre la represión y el diálogo“, in: „Narcotráfico en
Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales“ T.M Editores,Uniandes.Santaféde Bogotá,Kolumbien,2.Auflg.
1995.S.205.
165 DieNationaleFrontwareinBündnisaus zweiParteien,durch das diepolitischen Parteien dieFähigkeitInitiativen zu entwickelnverloren
und ihreVermittlungsrolleverspielthaben,und durch das sich das Fehlen einerkohäsiven Sozialstrukturzeigte,diedieEinrichtung von
zivilen Organisationen ermöglichte,mitdem Zielden Raum derPartizipationzu erweitern,derbisheraufdiezweitraditionellen Parteien
beschränktwar.
166 Carlos M edina Gallego. „Autodefensas, Paramilitares y Narcotráfico en Colombia“. Editorial Documentos Periodísticos. Santafé de
Bogotá,Kolumbien,1990.S.135.



96

Kolumbien verschrieb sich definitiv dem Kampfgegen den DrogenhandelaufinternationalerEbene

seit Ende der 70er, als ernsthafte Zweifel an der kolumbianischen Regierung aufkamen, an deren

Spitze derPräsidentTurbay Ayala stand,dervermutlich in dieM achenschaften derDrogenhändler

verwickeltwar.AlsKonsequenz hieraufwurde diedaraus entstandene repressive Politik alsZeichen

derBestrebungen des Staates,den EinflußdieserGeißelderGesellschaftzu verringern,aufderBasis

einernationalen Sicherheitsdoktrinformuliert,diemittelsdes „Sicherheitsstatus“ verwirklichtwurde,

mitdem Zieleinen direkten Kampfgegen dieGuerilla-Gruppen zu führen.In Einklang mitden o.g.

Aspekten ist es möglich, parallel zu der Stärkung der staatlichen Armee als grundlegendes

Instrument zur Bekämpfung der Guerilla, drei entscheidende Prozesse innerhalb der Thematik des

Drogenhandels zu erkennen: 1. die kämpferischen Zusammenstöße zwischen der Guerilla und den

Drogenhändlern und die darauffolgende Bildung von Selbstverteidigungsgruppen und

paramilitärischen Gruppen derDrogenkartelle,diean dem Kampf der staatlichen Armee gegen die

Guerilla teilgenommen haben; 2. die Vereinbarung zwischen den Drogenhändlern und der Guerilla

und ihr kämpferischer Zusammenstoß mit anderen sozialen Kräften; 3. der Bruch der Allianz

zwischen den Drogenhändlern und der Guerilla und zwischen den Selbstverteidigungsgruppen und

derstaatlichen Armee.

2.3.1. Ersteparamilitärische Versuche und ihreIdentifizierung mitden militärischen Zielen

derstaatlichen Streitkräfte

Aufgrund dervonderstaatlichen Armee durchgeführten Verfolgung derUntergrundbewegungen und

den gewalttätigen Zusammenstößen zwischen den Streitkräften des Staates und den Guerilla-

Gruppen des Landes wuchs derDruck seitens derGuerillaaufdieBauern und neuen Siedler.167 Von

derGuerilla wurde eine „Kriegssteuer“ -boleteo -eingeführtsowiedieEntführung und Erpressung

von W egegeldern nicht nur bei Großgrundbesitzern und Großviehzüchtern, sondern auch bei

Kleinbauern und Siedlern vorangetrieben. Diese Situation begünstigte die Entstehung von

bäuerlichen Selbstverteidigungsgruppen,dieam Anfang dielogistische Unterstützung derstaatlichen

Armee hatten, weil auf diese Art und W eise das M ilitär Informationen sammeln konnte, um die

Situation auf dem Land besser einschätzen zu können sowie diejenigen, die die

Untergrundorganisationen unterstützten,zu identifizieren und außerdem den Einfluß derGuerilla zu

reduzieren,was diePosition derArmee aufdem Land verstärkte.Diewachsende und entscheidende

167 Im Berichtdes „ConsejoNacionalAgrario“ -Nationalen Agrarrates-,CONA,vom 30.M ärz1979 über„M ilitarizaciónAgraria“,dervon
M urillo Castaño, S. 152, zitiert wurde, wird behauptet: „Die Vorwände einer M ilitarisierung der ländlichen Regionen sind sehr
verschiedenartig gewesen, aber den meisten wurde gesagt, daß sie notwendig ist, um die Untergrundbewegung von den W urzeln an zu
zerstören [...]Indiesen Regionen haben dieStreitkräftedes Staates ihreeigenen Gesetzeund brutaleM ethoden aufgezwungen.Fernerhaben
sie Kinder und Greise provoziert, mit dem Ziel, mit der Schmeichelei Verräter zu gewinnen, um die Bauern zu zwingen die Region zu
verlassen odersiezu töten.“
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Rollederstaatlichen Streitkräfteinden Regionen mitstarkerPräsenz vonUntergrundbewegungen ist

ein charakteristisches Element dieser Nationalen Sicherheitsdoktrin. Hier zu stellt M edina Gallego

fest,daß „ diese Doktrin alsein nichtkonventionellerund unerklärterKrieg angesehen wird,indem

die traditionelle militärische Denkweise überwunden wurde [...] Der Krieg ist grundsätzlich eine

Konfrontation zwischen zweipolitischen Systemen: D́emokratieversus Kommunismus̀, in der die

Zielscheibe dieZivilgesellschaftist,um dieZerstörung derpolitischen und sozialen Strukturen des

Feindes zu erreichen.Einanderes ElementdieserDoktrinistdieAnpassungsfähigkeitderstaatlichen

Streitkräfte an die neue Art der Kriegsführung, die die Entstehung einer eigenen Armee und einer

nichtkonventionellen Kraftvon Soldaten und Kriegsspezialisten mitsich brachte,dieallgemein als

paramilitärische Organe bezeichnet werden. Diese paramilitärischen Gruppen haben grundsätzlich

die Entwicklung einer systematischen Gewalt gegen Arbeiter, Bauern, Intellektuelle sowie die

politischen und gewerkschaftlichen Führerzum Ziel.“168 Durch dieVerwendung dieserStrategieder

nationalen Sicherheitsdoktrin entstand ein Zusammengehörigkeits- und Vertrauensgefühl gegenüber

den staatlichen Streitkräften.Dieländliche Gegend verwandeltesich in einen Kriegsschauplatz,auf

dem die Zivilgesellschaft zum Spielball der gegensätzlichen Interessen von M ilitär und Guerilla

wurde.

Parallel zu dieser Entwicklung können gleichzeitig große Landkäufe durch die Drogenhändler

beobachtetwerden,weilaufgrund derunsicheren Situationvieledertraditionellen Großgrundbesitzer

ihren Besitzverkaufen,bevorsiealles verlieren bzw.sieneuen Forderungen und Gewaltandrohungen

durch dieGuerillaausgesetztsind.Aufdiese Artund W eise begannen dieDrogenhändlerdiebereits

entstandenen Selbstverteidigungsgruppen finanziell zu unterstützen, mit dem Ziel, ihre eigenen

politischen Einflußmöglichkeiten auf die regionale Politik zu verstärken und den Besitz vor den

Untergrundbewegungen zu schützen.Im Jahre1981 fand ein Ereignis statt, durch das definitiv die

Beteiligung derDrogenhändleran den Aktionen gegen dieGuerillabewiesen werden konnte.Alsam

31. Dezember 1981 eine der Familienangehörigen des Ochoa-Clans durch die Guerilla entführt

wurde, trat in Cali eine von den Drogenhändlern gegründete Gruppe an die Öffentlichkeit, die die

Gewährleistung der eigenen Sicherheit und die Bekämpfung der Entführungen durch die Guerilla

gegen dieM itgliederderKartellezurAufgabe hatte.Die„M uertea Secuestradores“ ,M AS;-Tod

den Entführern -,genannteGruppe begann ihreTätigkeiten mit2.230 M ännern und einem Haushalt

von446M io.kolumbianischerPeso.Diese militärische Strategieder„Narko-Bourgeoisie“ wurde als

das erste Zeichen des Paramilitarismus angesehen, die sich in ihrem Kampf gegen die

Untergrundorganisationen beteiligte. Obwohl diese militärische Gruppe dafür bestimmt war,

168 Carlos M edina Gallego. „Autodefensas, Paramilitares y Narcotráfico en Colombia“. Editorial Documentos Periodísticos. Santafé de
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Entführungen zu verhindern und dieTätermitdem Tode zu bestrafen,verwandeltesiesich in eine

Gruppe vonM ördern,die„jeden M enschen“ mitdem Tode bedrohte,d.h.jeden,dersich ihnen inden

W eg stellteund dieZielederDrogenhändlerbehinderte.DerStaatakzeptiertedieZusammenarbeitin

dem Kampf gegen die Guerilla-Gruppen, obwohl diese Akteure keine politische Anerkennung

erhielten. Erst im Februar 1983, als die Generalstaatsanwaltschaft - Procuraduría - einen ersten

Berichtüberdiesogenannten paramilitärischen Gruppen veröffentlichte,zeigtesich,daß die„M AS“

alsein paramilitärisches und nicht als ein institutionelles Phänomen charakterisiert werden konnte,

dessen Entstehungsgrund „die verdorbene Gewohnheit des M ilitärs war, sich von den

paramilitärischen privaten Akteuren unterstützen zu lassen, um die Aktionen gegen die

Untergrundbewegungen durchzuführen. Auf diese W eise erreichten sie (die M ilitärs) eine

Handlungsfähigkeit,dienichtnuraufgrund ihrereigenen begrenzten M ittel,sondern auch aufgrund

der Komplexität der Bekämpfung auf einem weiten, dschungelartigen und gebirgigen Gebiet eine

endemische Kriminalitätnichtmöglich war. Diese endemische Kriminalität verlor ihren politischen

und das Gemeinwohl verbessernden Charakter und säte Zweifel und M ißtrauen in der

Bevölkerung.“169 Ferner wird betont, daß „es sich um militärische Führungskräfte handelt, die

angesichts der Versuchung, ihren Handlungsspielraum zu erweitern und Nutzen aus

paramilitärischen privaten Akteuren zu ziehen,weitergehen alses ihre Befugnisse erlauben. Diese

militärischen Führungskräfte benutzen die paramilitärischen privaten Akteure als Informanten, als

ortskundige Führer, als Kollaborateure, als allgemeine Hilfskräfte und als „geheimen bewaffneten

Arm“ fürdieDurchführung vonErmordungen,diesieoffiziellnichtdurchführen können.“170

Zur dieser Zeit traten die ersten Hindernisse für den von Präsidenten Betancur geförderten

Friedensprozeß mit der Guerilla auf, andererseits verstärkten die paramilitärischen Gruppen ihre

Tätigkeiten und Bestrebungen,um dieAnerkennung alspolitische Akteureinnerhalb des Staates zu

gewinnen. In diesem Zusammenhang wurde zum Beispiel in „El M agdalena M edio“ im Juli 1984

durch die durch das Departement von Boyaca 171 verliehene Rechtspersönlichkeit Nr. 00065 die

„Asociación Campesina de Agricultores y Ganaderos“ - ACDEGAM  - (bäuerlicher Verein der

Landarbeiter und Viehzüchter) gegründet, durch den die „politische und militärische Verteidigung

der Region unterstützt sowie soziale und wirtschaftliche Hilfe für die Bevölkerung des M agdalena

M edio-Departements angeboten wurde, die durch diese repressive Politik gegen die Guerilla

beeinträchtigtwurde und unterden schwierigen Lebensbedingungen litt.“172

Bogotá,Kolumbien,1990.S.166-167.
169.Carlos Jiménez Gómez.Berichtvordem Kongreß,„Una Procuraduríade Opinión“.Februar1983.S.116-117.
170 Carlos Jiménez Gómez.Berichtvordem Kongreß,„Una Procuraduríade Opinión“.Februar1983.S.116-117.
171 ACDEGAM  erhielteine neue RechtspersönlichkeitNr.0528im Dezember1986durch das Agrarministerium.
172 Carlos M edina Gallego. „Autodefensas, Paramilitares y Narcotráfico en Colombia“. Editorial Documentos Periodísticos. Santafé de
Bogotá,Kolumbien,1990.S.219.
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So kam es, daß sich die Selbstverteidigungsgruppen zu paramilitärischen Gruppen für den Dienst

privater und neuer Großgrundbesitzer wandelten. Seitdem haben diese paramilitärischen Gruppen

einen „schmutzigen Krieg“ geführt, in dem versucht wurde, die Stabilität der M achtverhältnisse

beizubehalten sowie ihre politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und moralischen W erte zu

verteidigen und zu bewahren. Im Zusammenhang mit einer empirischen Untersuchung in „El

M agdalena M edio“ behauptet M edina Gallego, daß „die paramilitärischen Gruppen durch den

Drogenhandelzu Todesschwadronen,zu privaten Armeen umgewandeltwurden,um Vorteilefürihre

eigene Sicherheit zu gewinnen. Die Drogenhändler haben diese Gruppen mit W affen, technischer

Beratung und Geldmitteln ausgerüstet, damit sie den schrecklichsten Terrorismus durchführen

könnten,indem dieganze Bevölkerung mitM ordaktionen eingeschüchtertwurde.“173 AlsKonsequenz

folgten neue Abwanderungen der Landbevölkerung in andere Regionen. Die verlassenen Regionen

wurden vonLeuten besiedelt,dieabhängigvonden Drogenhändlernwaren.

Trotzderständigen Anklagen derBauern seit1982 antwortetederStaatdaraufehermitPassivität,

um diese nicht-institutionelleGewaltzu kontrollieren. Ferner konnte die Stärkung der Struktur der

paramilitärischen Gruppen beobachtet werden. Andererseits wurde sogar durch juristisch

abgesicherteVerordnungen dieExistenz dieserGruppe gerechtfertigt,nämlich perGesetzNr.48 von

1968, durch das die Streitkräfte Hilfsgruppen für die Überwachung der ländlichen Regionen

einrichten konnten; per Artikel 29 des Strafgesetzbuches und per Artikel 44 der Nationalen

Verfassung von 1886-1991, in der festgelegt wurde, daß das Ziel der Selbstverteidigungsgruppen

ganz rechtmäßigsei,indem siemitihrernormalen Tätigkeit,mitihrerHilfedielegitim eingerichteten

Autoritäten unterstützten,um den Frieden und dieOrdnung zu sichern.Außerdem wurde derArtikel

Nr.49 des Strafgesetzbuches der Polizei für die Rechtfertigung der Selbstverteidigungsgruppen

angewendet,weildiePolizeidievon den Einwohnern einerRegion freiwillig eingerichteten Gruppen

fürdieÜberwachung und den Schutz derGemeinde unterstützen konnten.Diese Gruppe waren für

die Gewährleistung des Friedens und der Ruhe besonders in weniger geschützten Regionen

zuständig, wenngleich sie isoliert waren oder keine sofortige Unterstützung der Autoritäten des

Staates bekommen konnten.

Nach der Ermordung des Justizministers, Rodrigo Lara Bonilla, und dem W echsel in der von

Präsident Betancur formulierten Politik der Versöhnung zu einer Politik der Repression sowie der

Stärkung derThese überdieVerbindung zwischen derGuerilla und dem Drogenhandel,begann die
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Strukturierung anderer Beziehungen zwischen der Guerilla-Gruppen und den Drogenhändlern, die

nun vonderkolumbianischen Justizverfolgtwurden,erkennbarzu werden.

2.3.2. Dieideologische „Nuance“ derDrogenbekämpfung:PflanzenvernichtungsmittelalsM ittel

im Kampfgegen dieUntergrundbewegungen

Aufgrund des vom Staat erklärten Krieges gegen den Drogenhandel, änderte sich seit 1984 die

Strategiedes Drogenhandels,indem dieillegaleDrogenindustriesich in dieentfernten Regionen des

Landes zurückzog, in denen die Präsenz des Staates minimal war und die Guerilla-Gruppen eine

herrschende Positionhatten.Seitdem wurden von den Drogenhändlern keine weiteren großen Labore

eingerichtet, sondern mit Kleinbauern zusammengearbeitet. Deshalb wurden die Bauern in der

Herstellung von illegalen Drogen unterrichtet. Als Resultat dieser neuen Entscheidung verzweigte

sich das Netzderkriminellen Organisationen,beidem diegroße ZahlderBeteiligten in den beiden

Extremen zu finden sind,was Schwierigkeiten fürdieRegierung im Kampfgegen den Drogenhandel

bedeutete.

Im Zusamenhang mitdem „DokumentSantaFe II“überdieBeziehungen zwischen derGuerillaund

dem Drogenhandel,wurde von dem amerikanischen Botschafterin Kolumbien,LewisTambs,sowie

vondem VerteidigungsministerKolumbiens,M iguelM atamoros,eine mögliche Verbindung von den

Fronten derFARC mitdem illegalen Drogengeschäftangeklagt.In diesem Zusammenhang wurden

der Presse Informationen gegeben, nach denen bewaffnete M änner der FARC das Labor

Tranquilandiaund dieZonen mitdem illegalen Anbau überwachten.Im Buch „The FarcCartel“von

LuisAlbertoVillamarínwurde behauptet:„duringthe period1982-1990,the subversionfinanced the

irregularwarwith cocaine,kidnapping and different forms of blackmail, that is: protection money

and ́wartax̀ .Duringthisperiodthe Farcbecame financiallyself-sufficientand had littleornoneed

forsupportfrom the totalitarian states.Itmustbe rememberthatthe mostlucrative business today is

cocaine.“174 LautdieserThese bekam derKampfgegen den Drogenhandeleine ideologische Nuance,

indem erals„Narko-Guerilla“ angesehen wurde, was eine stärkere potentielle Destabilisierung mit

sich brachte,und vorallem derKampfgegen den Drogenhandelzum ZielderPolitik dernationalen

Sicherheitwurde.Nach Aussagen des kolumbianischen Präsidenten VirgilioBarco,„warderillegale

DrogenschmuggeleinDeliktgegen dieM enschheit“.Aufdiese W eise antwortetederPräsidentBarco

173 Carlos M edina Gallego. „Autodefensas, Paramilitares y Narcotráfico en Colombia“. Editorial Documentos Periodísticos. Santafé de
Bogotá,Kolumbien,1990.S.20.
174 LuisAlbertoVillamarínPulido.„The Farccartel“.Ediciones ElFaraon.AuflaufEnglisch,ErscheinungsortunbekanntAugust1996.S.
35-36.
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auf den von den nordamerikanischen Präsidenten Reagan und Bush erklärten Krieg gegen den

Drogenhandel.

Es zeigt sich, daß es eine Beziehung zwischen der Guerilla und dem Drogenhandel gab, mit Hilfe

dererversuchtwurde,dieVorteileaus dem Bestehen beiderGruppen zu ziehen.Tokatlian stelltfest:

„Heutzutage gibtes keine Zweifeldaran,daß in einigen geographischen Räumen derDrogenhandel

durch eine Kooptation der Streitkräfte des Staates, der Großgrundbesitzer und Großviehzüchter

sowie der politischen lokalen Gruppen geholfen haben, um in den Regionen eine ́Säuberung von

nicht akzeptierten sozialen Gruppeǹ  durchzuführen, um paramilitärische sowie parainstitutionelle

Gruppen einzurichten, um die bäuerlichen Bewegungen zu kontrollieren, um die Guerilla aus der

Region herauszuziehen und um Agrarreformen zu vermeiden.Abergleichzeitig istheutzutage auch

klar, daß es in einigen Regionen des Landes eine Vernunftehe zwischen der Guerilla und dem

Drogenhandelgegeben hat,um dieillegalen Drogen herzustellen,zu transportieren,zu liefern sowie

um Geld durch diesogenannte K̀riegssteuer̀ zu gewinnen“175.ÜberdieExistenz dieserVerbindung

behauptetderLeiterderAntidrogenpolizei,OberstGallego,„Diese Beziehung wurde bestätigt. Sie

ist sehr eng und mannigfaltig gestaltet. Die Fronten der Guerilla-Gruppen umgeben die illegalen

Plantagen und dieLaborevon Heroin und Kokain. Diese Gruppen wurden traditionell als Guerilla

bezeichnet,sindaberterroristische Gruppen.DieAntidrogenpolizeihatvieleBeweise dafürerbracht.

Die sogenannten Guerilleros haben sich verpflichtet, die Plantagen und die heimlichen Räume, in

denen Drogen hergestellt werden, zu überwachen. Für diese Leistung bekommen sie,

selbstverständlich,große Summen von Geld. Die Antidrogenpolizei hat auch Guerilleros gefunden,

die versteckte Landebahnen besitzen. Die Drogenhändler müssen bezahlen, um diese Landebahnen

zu benutzen, um Drogen einzuschiffen oder Chemikalien oder Drogen auszuladen in den von der

Guerrilla-Gruppen kontrollierten Regionen [...]W irhaben Zeugenaussagen gesammelt, nach denen

ineinigen Regionen diese terroristischen Gruppen Geldvonden Drogenhändlernkassieren,um ihnen

zu erlauben, die W asserwege für den Verkehr mit Chemikalien zu benutzen. Deshalb kann diese

Verbindung zwischen Guerilla und Drogenhandel nicht geleugnet werden, außerdem gibt es

heutzutage keinen Zweifeldaran,weilwirvieleBeweise dafürhaben.“176

W enngleich es an dieserBeziehung Guerilla-Drogenhandelkeinen Zweifelgibt,istanzumerken,daß

am Anfang die Guerilla einen Vermittlungsprozeß zwischen den Bauern und den Drogenhändlern

durchgeführthatund dadurch Ordnung in dieRegionen mitillegalen Plantagen gebrachthatte.Die

175 Juan GabrielTokatlian wurde vonderVerfasserindieserArbeitam 7.November1997inSantaféBogotá,Kolumbien interviewt.
176 Oberst José Leonardo Gallego wurde von der Verfasserin dieser Arbeit am 7. November 1997 in Santafé de Bogotá, Kolumbien
interviewt.
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Guerilla hatten die Preise für die Kokablätter, M ohn und hergestellte Produktion festgelegt, die

Bauern und Siedlerwährend des Handelsmitden Drogenhändlern unterstütztund vorden Händlern

geschützt und die Bauern gezwungen, parallel zu den illegalen Plantagen agrarische Lebensmittel

anzubauen. Durch diese Situation war es für die Guerilla möglich, W affen zu kaufen, um die

staatliche Armee zu bekämpfen sowie ihr Kapital mit Geldern des Drogenhandels zu erhöhen.

Bezüglich derProtestaktionen derBauerninden Regionen Guaviareund CaquetaKolumbiens wurde

gezeigt, daß „die Entstehung von bäuerlichen Bewegungen gegen die Ausrottung der Koka in der

Amazonas-Region als eine natürliche Antwort gesehen wurde, da die Bauern, Guerilleros,

Drogenhändlerund anderemehrals 15 Jahre von dieser illegalen Industrie in totaler Straflosigkeit

gelebthaben.AberdieProtestaktionen oderbäuerlichen Bewegungen in derRegion von Tolima und

Huila können erst innerhalb einer vereinbarten Aktion zwischen den Drogenhändlern und den

Guerilla-Gruppen gesehen werden,um dieAntidrogenpolitik des Präsidenten Samperzu sabotieren,

weil die M ohnplantagen seit 1992 kontinuierlich mit Pflanzenvernichtungsmittel besprüht

wurden.“177 In diesem Zusammenhang sollen zwei Punkte in der Verbindung zwischen

Drogenhandel-Guerillahervorgehoben werden:1.Ineinigen Regionen wardieTätigkeitderGuerrilla

nützlich, um die M acht des Drogenhandels zu kontrollieren, da die Kleinbauern am M arkt

teilgenommen hatten.Parallelzu dieserSituation wurden dieBauern durch dieGuerilla gezwungen,

Agrarprodukteanzubauen sowieden Konsum von illegalen Drogen zu vermeiden.178 2.In den neuen

M ohnplantagen wardieTeilnahme derGuerillaan dem Drogengeschäftdirekter,da sienichtnuram

Anbau, sondern auch an der Herstellung teilnahm. Nach Angaben einiger W issenschaftler gibt es

noch keine Beweise, daß die Guerilla an dem Export von illegalen Drogen teilgenommen hat. Aus

diesem Grund beziehen sich die Protestaktionen in Regionen mit M ohnplantagen besonders auf

wirtschaftliche Interessen und nicht auf den Schutz der von dem illegalen Anbau abhängigen

bäuerlichen W irtschaft. In diesem Kontext wird die kolumbianische Regierung auf der einen Seite

mit einer Guerilla konfrontiert, die gleichzeitig an dem Drogengeschäft und Friedensprozeß

teilnimmt, auf der anderen Seite mit dem Drogenhandel, der versucht, die Anerkennung als ein

politischerAkteurezu gewinnen,indem erdieProtestaktionen unterstützt,um alseinElementfürdie

sozialeEntspannung und Akteurfürden Dialogangesehen zu werden.W enngleich dieGuerillas von

dem Drogenhandel bezahlt wurden, um die illegalen Plantagen, die Labore und die Lieferung von

177 SergioUribe Ramírez.„Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensión,técnicas y tecnologías paralaproducción y rendimientos.M agnitud
de laindustria“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.35-135.
178 Alfredo M olano.„Violenciay Colonización“.Zeitschrift„Foro“ Nr.6,Juni1988.S.34,zeigt,daß „Fortschreitend haben dieGuerillas,
mindestens biszum Jahre1986,ihreeigenen Gesetzeaufdem Land mitKokaplantagen durchgesetzt.M itGewalt,d.h.mitBlutund Feuer,
durch Einschüchterung oderaus Überzeugung haben siedeutliche Regelnaufgestellt:Entfremdung derRäuber,derM örder,derVerräter,der
Spione; Verbot der Verwendung des Bazukos als M ittel für die Bezahlung oder für den Konsum, Lohnfestsetzung für die Sammler von
Kokablättern, das Ende des Geheimnisses über Verfahren in den Regionen sowie die Forderung nach dem Anbau von anderen
Agrarprodukten parallelzu dem Kokaanbau.Diefolgenden Regelungen wurden mitden bereitsexistierenden Regelninden Einflußgebieten
der Guerrilla hinzugefügt: Organisierung der Gemeinde, Schaffung von sozialen Einrichtungen, Gewaltmonopol und Anwendung der
eigenen Justiz.Aufdiese W eise entstanden dieoptimalen sozialen Bedingungen fürdieKokaherstellung.“
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Drogen zu schützen, wurden von den Drogenhändlern gleichzeitig Selbstverteidigungs- und

paramilitärische Gruppen in derRegionen gestärkt,um siefürdieeigene Armee des Drogenhandels

zu gewinnen, mit denen ein Krieg gegen die Guerilla durchgeführt werden könnte, was neue

Vertriebene, d.h. einen neuen Abwanderungsprozeß, und eine Vernichtungsgewalt  in einigen

Regionen des Landes zurFolge hätte.

Diese Verbindung zwischen Drogenhandel-Guerilla wurde zu einem Verzerrungselement, das die

Friedenspolitik mitden Guerilla-Gruppen beeinträchtigt, weil diese Untergrundorganisationen nicht

nur ihre Einberufungsfähigkeit verlieren sondern auch eine neue Rolle innerhalb der Politik der

Regierung spielen,indem sienichtmehralsein Problem deröffentlichen Ordnung, sondern als ein

Kriminalitätsproblem betrachtetwerden.Darinverwickeltsindauch dieSelbstverteidigungsgruppen,

diedurch dieBauern und Viehzüchterzunächsteingerichtetwurden,zu paramilitärischen Gruppen

konvertierten und schließlich zu Killerkommandos unter den Befehlen des Drogenhandels wurden.

Diese Entwicklung erfolgt in zwei Zyklen: 1. als Konsequenz zur Durchführung der

Sicherheitsdoktrin, indem die Selbstverteidigungsgruppen an einem schmutzigen Krieg gegen den

Kommunismus teilnahmen; und, 2. später die Entwicklung zu paramilitärischen Gruppen und

M örderkommandos des Drogenhandels.Siesind nichtmehrantikommunistisch,sondern versuchen,

dieAktionen zurSicherung des aus dem Drogenhandelstammenden Vermögens zu rechtfertigen.Der

Staatmuß sich entscheiden,welche Annäherungsmaßnahmen ergriffen werden sollen,um mitdiesen

zweiAkteuren zu verhandeln,denn als Alternative zum Frieden scheint es für die konkurrierenden

Gruppen nurdieEskalationderGewaltzu geben.

2.3.3.DerBruch derAllianzen:DerAnstieg derZahlderVertriebenen

Um das Jahr1989, nach Angaben einiger W issenschaftler, geht die unheilige Allianz von Guerilla

und Drogenhandel zu Ende. Reyes Posada schrieb im Buch „La Violencia y la expansión

territorial“179,daß einerderGründe dieses Bruches dievon derFARC in derRegion von San José

del Guaviare und El Yarí in Caqueta durchgeführte Beschlagnahme eines Flugzeuges des

Drogenhandels war, in dem eine große Geldsumme für den Kauf von Koka gelagert wurde. Ein

weiterer Grund war die Besteuerung des Vermögens des Drogenhändlers, Rodríguez Gacha,

aufgrund des Besitzes in der Region Caqueta. Es soll jedoch hervorgehoben werden, daß die

grundlegenden Aspekte dieses Bruches die direkte Teilnahme der Guerilla an dem Drogengeschäft

und dieStärkung aufmilitärischerEbene waren,da siemitmodernen W affen ausgerüstetwurde und
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sich ihre finanzielle Situation verbessert hatte. Außerdem haben die Drogenhändler ihre privaten

Armeen eingerichtet. Seit 1984 haben sie sich in der Region von Puerto Boyaca paramilitärische

Gruppen organisiert und eine starke Struktur für die Koordination und Logistik der Attentate und

M assaker aufgebaut. Im Puerto Boyaca wurden die M assaker von Uraba (Fälle wie die

Bananenplantagen „la Negra“, „Punta Coquitos“ y „Honduras“), von Cordoba (Fall des M ejor

Esquina) von Ariari (Fälle wie Piñalito und Granada) geplant und von den dort agierenden

paramilitärischen Gruppen dieserRegion durchgeführt.Gleichzeitig wurde Puerto Boyaca zu einem

Zentrum fürdieRekrutenausbildung und das Trainingneuerparamilitärischen Gruppen.180

DieGewaltspitztesich in diesen Regionen zu,da dieparamilitärischen Gruppen das Land von den

dieGuerilla-Gruppen unterstützenden Bauernzu säubernversuchten,um mitvondem Drogenhandel

abhängigen neuen Siedlern zu besetzen.FernerversuchtedieGuerilla gleichzeitig ihreHerrschaftin

diesen Regionen zu behalten und diegegen sieaufbegehrende Bevölkerung zu töten.W enngleich die

staatlichen Streitkräfte diesen Kampf benutzten, um die Bekämpfung der Guerilla fortzusetzen,

wurde im Land Kritik geübt an der nationalen Armee aufgrund des verdächtigen und nicht

verhältnismäßigen Einsatzes und Eindringens diesernichtinstitutionellen paramilitärischen Gruppen.

AufinternationalerEbene richtetesich dieKritikan dieTeilnahme derstaatlichen Streitkräftean den

organisierten M assakern an Bauern und an derHerstellung illegalerDrogen,alsim Jahre1988 vor

dem Kongreß die Existenz von circa 140 paramilitärischen Gruppen angeklagt wurde. Diese

Selbstverteidigungsgruppen wurden mittelsderDekreteaus dem Jahre1989 überdieAufhebung des

Gesetzes Nr.48 von 1968 verboten.Gleichzeitig wurde eine Polizei-EinheitfürdieVerfolgung der

paramilitärischen Gruppen eingerichtet. Von 1989 und bis 1994 blieben diese Gruppen in

Verborgenheit, obwohl sie nicht zerschlagen wurden. Als der Präsident der Republik, Ernesto

Samper,mittelseines Dekretes aus dem Jahre1995 erlaubte,bäuerliche Selbstverteidigungsgruppen

durch die sogenannten „Convivir“  einzurichten, begann eine Periode der Stärkung der

paramilitärischen Strukturen und der Durchführung von Aktionen unter dem Schutz des

kolumbianischen Gesetzes. Im Jahre 1997, als die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes

bekanntgemacht wurde, und diese Gruppe für verfassungswidrig erklärt wurden, hatte bereits auf

dem Land die Spirale der Gewalt zu Zerstörungen geführt und zu dem Anstieg der Zahl der

Vertriebenen in den Großstädten, die mehr als eine M io. M enschen erreichte.181 In einem für die

179 Alejandro Reyes Posada. „La violencia y la expansión territorial“, in: „Economía y política del narcotráfico“ Editorial CEI, CEREC.
Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.132.
180 Carlos M edina Gallego.„Autodefensas,Paramiliatares yNarcotráfico en Colombia“.Documentos Periodísticos.Santaféde Bogotá,
Kolumbien,1990.S.243-248.
181 Im Dokument des CONPES am 13. September 1995 über „Programa Nacional de atención integral a la población desplazada por la
violencia“ wurde behauptet, daß „ Der Vertriebenen sind die Personen, die innerhalb Kolumbiens ihren W ohnsitz und ihre gewöhnlichen
wirtschaftlichen Tätigkeiten verlassen müssen,weilsiesich dazu gezwungen sehen,da ihrLeben,ihreUnversehrtheit,ihreSicherheitoderihr
persönlicherFrieden bedrohtoderverletztwurde oderwird“.In diesem Dokument wird gezeigt, daß die am meisten von der Vertreibung
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Zeitschrift„Cambio 16“182 veröffentlichten Interview mitdem Führerder„Autodefensas Unidas de

Colombia“ -Vereinigten Selbstverteidigunsgruppen Kolumbiens-,Carlos Castaño wurde dargestellt,

daß durch dieverheerenden Aktionen der paramilitärischen Gruppe versucht wurde, die Regierung

zu zwingen,einen Dialogmitdiesen Akteuren zu führen,durch den sieeine politische Rolle,ähnlich

der Rolle der Guerilla, zu erlangen, versuchten. Carlos Castaño behauptet außerdem, daß sie

während des Dialoges mit der Regierung die „ausgewählten Ermordungen“ weiter durchführen

würden. Aus diesem Grund wurde für das Jahr 1998 die Durchführung neuer M assaker und

Gewaltaktionen durch den Paramilitarismus während eines Dialoges mit den bewaffneten Kräfte

nicht ausgeschlossen. Das Kalkül dieser paramilitärischen Gruppen ist die Durchführung eines

Dialoges mitden bewaffneten Akteuren oderein totalerKrieg aufdem Land,was zu einerweiteren

EskalationderGewaltführen könnte.183

Parallel zu diesen paramilitärischen Aktionen ist die Anzahl der Zusammenstöße zwischen der

Guerilla und den Streitkräften des Staates, mit katastrophalen Ergebnissen für die kolumbianische

Armee, gestiegen. In den letzten Jahren hat sich die Zahl der von der Guerilla getöteten und

entführten Soldaten erhöht, was klarmacht, daß es innerhalb der Armee große Probleme bezüglich

dermilitärischen Ausbildung und derVorbereitung von Aktionen gab.184 In diesem Zusammenhang

muß der kolumbianische Staat drei Kräfte bezüglich der Zerstörung der öffentlichen Ordnung

bekämpfen:Guerrilla,Paramilitärund dieDrogenkartelle,dieallein Verbindung mitdem illegalen

Drogengeschäftstehen.

2.4. Die illegale Drogenindustrie: Stärkung ihrer M acht in Einklang m it einem

sym biotischen Staat,der dieEntwicklung einer geduldeten Illegalitätzuläßt

betroffene Gruppe derBevölkerung Frauen und junge Leutesind.Es wird geschätzt,daß dieFrauen und diejungen Leuteetwa 58,2%  der
vertriebenen Bevölkerung ausmachen. Gleichzeitig wird behauptet, daß 72%  der Vertriebenen jünger als 25 Jahre sind. In der
kolumbianischen Zeitung „ElTiempo,vom 31.Dezember1997,S.6A wurde derBerichtderConferenciaEpiscopalColombiana und der
Consultoríaparalos derechos humanos yeldesplazamiento(Codhes)zitiert:„DiefürdieGewaltund das Vertreiben vonM enschen aufdem
Land verantwortlichen Kräftesind:Guerilla31,87% ;paramilitärische Gruppen 21,08% ;staatliche Streitkräfte19,56% ;dienationalePolizei
5,42% , Volksheer 3,84% , die Smaragd-Geschäftsmänner 2,25% ;  Sicherheitsdients -DAS- 1,58%  und andere 9,88% . Die gleiche Quelle
zeigt,daß derbewaffneteKonfliktder wesentliche Grund fürdieVertreibung derBevölkerung aufdem Land ist,was den M ißbrauch sowohl
derM enschenrechtealsauch des internationalen humanitären Rechtes mitsich bringt.Im Jahre1997 waren dieparamilitärischen Gruppen
der erste Vertreibunganstifter. In Bogotá, die Stadt, in die die meisten Vertriebenen gekommen sind, wurde durch die statistischen Daten
festgestellt, daß 42%  der gesamte Zahl der Vertriebenen sich dafür entschieden haben, ihr Land aufgrund des Druckes seitens der
paramilitärischen Gruppen zu verlassen; 34%  wegen der Guerilla; 10%  aufgrund der Aktionen der staatlichen Streitkräfte; 8%  wegen
anderer Gründe; 5%  aufgrund der Aktionen des Volksheers und 1%  wegen der Polizei.  In diesem Bericht wurde klargestellt, daß im
Zeitraum von 1985 bis 1997 etwa 1.171.000 Kolumbianer ihr Land verlassen mußten. Der Höhepunkt dieser Vertreibung findet sich
zwischen 1994 und 1997, als 571.000 Personen ihr Land verlassen mußten. Diese Informtionen sind bedeutend, weil festgestellt werden
kann,daß diegroße ZahlderVertriebenen in Einklang mitderErlassung des Gesetzes derRegierung Samperist,das dieEinrichtung von
Selbstverteidigungsgruppen durch das sogenannte„Convivir“erlaubte.DieGewaltaufdem Land und dieEntstehung dieses Phänomens der
Vertriebenen -desplazados-kennzeichnen Kolumbien alssiebtes Land aufderW eltmiteinem großen Vertreibungsproblem.
182 „EstaGuerranoda más:Carlos Castaño“ In„Cambio16“ Nr.235,Dezember1997.
183 „EstaGuerranoda más:Carlos Castaño“ In„Cambio16“ Nr.235,Dezember1997.
184 Im Zeitraum vom Januar1994bisM ärz1998wurden 151Soldaten,einKommandeurderIV Brigade des Heers,dreiM arineinfanteristen
und achtPolizisten getötet.Außerdem wurden 40 Soldaten,achtM arineinfanteristen und 83 Soldaten verletzt;85 Soldaten wurden entführt.
Es ist ferner anzumerken, daß im Jahre 1997, elf Arbeiter der Judikativen von einer paramilitärischen Gruppe getötet wurden. (Diese
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DerDrogenhandelin Kolumbien,alseine Industrie,welche dieM aximierung des Gewinnes und die

M inimierung der Risiken zum wirtschaftlichen Ziel hat, funktioniert nicht, nach Angabe einiger

W issenschaftler, als ein „Kartell“ in Einklang mit den ökonomischen Definitionen, weil „diese

illegalen Organisationen keine Kollusion,um diePreise zu kalkulieren und festzustellen, und keine

Vereinbarungen,um das Angebotan Kokain gemeinschaftlich zu reduzieren,beschließen.W enn die

illegalen Drogenorganisationen in W irklichkeit als Kartell arbeiteten, sollte es Beweise geben, daß

sie Bestandsaufnahmen gemacht hätten, in der sie eine künstliche und zeitliche Schrumpfung des

Angebotes fixierten, die es ihnen erlaubten, höhere Preise als die in der freien Konkurrenz zu

kalkulieren und festzulegen.Fernermangeltes an vertraulichen Informationen überden M arkt,weil

der kriminelle Charakter sowie die hohen Gewinne die Bedingungen der Vereinbarung über eine

Kollusion nicht erfüllen würden.“185 Andererseits ist die interne Organisation der illegalen

Drogenindustriesehrkompliziert,da eine strukturelleUnabhängigkeitinjedem Schrittdes Prozesses

existiert, was ihr eine Stabilität im Fall einer polizeilichen Verfolgung sowie eine große

Vielschichtigkeit im Fall der Durchführung einer Analyse über die internen Beziehungen und der

Organisation sichert. Die Entwicklung einer Abteilungsstruktur hat die Einschränkung der

Teilnahme aufderEbene derLeitung und dieErweiterung und Verzweigung derBeteiligten aufder

Ebene der Produktion und der Verteilung zum Ziel. Das heißt, in einer senkrechten Ordnung der

Strukturdes DrogenhandelsistdiebeschränkteFührungsgruppe indem hohen W inkeleines Dreiecks

zu finden, bei der die gesammelten Erfahrungen, das Vertrauen und der Kompromiß mit der

Organisationsehrwichtigsindund dieeinen großen Teildes Gewinns erhält.Diese Führungsgruppe

beschäftigt sich mit der Förderung des illegalen Anbaus, mit dem Einkauf der Kokabase, der

Herstellung, der gesamten Logistik, der Geldwäsche sowie mit der Sicherheit und den

Geschäftsbedingungen. Die illegale Drogenindustrie funktioniert als ein Pool von

„Handelsgeschäften“ aufderBasisvon Vertragsabschlüssen mitanderen Akteuren sowohlillegalen

als auch legalen Organisationen auf nationaler und internationaler Ebene, die den Prozeß der

Herstellung und Lieferung und fürdieEntstehung von Gewinnen zuständig sind.In derStudievon

Lupsha, die von Rocha García zitiert und modifiziert wurde, wird die M arktstruktur der illegalen

Drogenindustrie,wiefolgt,erklärt:

Abbildung 3:Teilnehmerund Teilnahme des Gewinnes inderillegalen Drogenindustrie

Angaben wurden im Einklang mit Informationen der kolumbianischen Presse wie z.B El Espectador, El Tiempo, El Heraldo aus der
entsprechenden Periode gesammelt).
185 Ricardo Rocha García.„Aspectos económicos de las drogas illegales“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Impacto económico,político y
social“. Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá, Kolumbien, 1997. S. 117. Außerdem Vgl: Nadelmann, Ethan A.
„Latinoamérica:economíapolítica delcomerciode cocaína“,in:„Economíaypolítica delNarcotráfico“.Ediciones CEI-CEREC.Santaféde
Bogotá,Kolumbien,1990.S.31-53.
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ILLEGALE DROGENORGANISATIONEN

Führungsgruppe Führungsgruppe Führungsgruppe

Diejenigen,dieKoka unddas Großhändler

M ohn bearbeiten. Geldwäsche Andere

Akteure

Bauern,Indianerundneue Siedler Straßen Drogenhändler

Teilnehmeran derHerstellung Teilnehmeran derLieferung Teilnahme des Gewinnes

Strukturdes Drogenhandels

Verteilung des Gewinnes

Quelle:Eigene Darstellung im Einklang mitderSkizzierung vonRicardoRocha in„Aspectos económicos de las drogas ilegales“.
EditorialArielCiendiaPolítica,Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.117.

Obwohl die illegale Drogenindustrie kein wirtschaftliches Kartell ist, hat sie sich jedoch zu einem

sehrproduktiven Industriezweigentwickelt,dernichtnurindienationaleÖkonomie,sondernauch in

dieexistierenden sozialen Strukturen eingedrungen ist. Um dieses Phänomen, d.h. die Realisierung

dieser W echselwirkung zwischen Drogenhandel und sozialen Strukturen, zu verstehen, haben die

W issenschaftler geäußert, daß diesem Zustand die Existenz eines durchlässigen Staates zugrunde

liegen muß,derdieEntwicklung einerillegalen Industrieodereinersich im Untergrund abspielenden

W irtschaft erlaubt, indem die wirtschaftlichen Vorteile dieser illegalen Ökonomie in der legalen

Ökonomie akzeptiert werden. Das will heißen, daß die Korruption und die soziale Apathie in den

Staateingedrungen sind.DerW issenschaftlerLupsha,zitiertvon Rocha,führtdieExistenz von drei

Staatstypen auf,beidenen dieEntwicklung einerillegalen Drogenindustriemöglich ist.

• ein räuberischer Staat, in dem die illegale Drogenindustrie sich in offener Konfrontation

mitderlokalen Gesellschaftbefindet;

•ein parasitärer Staat, bei dem die illegale Drogenindustrie ihre Interessen verteidigt und

Profitemacht,ohne dielokaleGesellschaftzu belasten;

• ein symbiotischer Staat, in dem die illegale Drogenindustrie mit der lokalen Gesellschaft

assoziiertwirdund eine gegenseitige Abhängigkeitbedingt.186

Diese Kategorien implizieren nichtunbedingteinen Entwicklungsprozeß indargestellterReihenfolge,

aber es soll hervorgehoben werden, daß die verschiedenen Akteure des Drogenhandels eine

unterschiedlich starke Annäherung an dieInstitutionen und an den Staat,aufgrund derDurchführung

186 RicardoRocha García.„Aspectos económicos de las drogas illegales“,in:„Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político
ysocial“.EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S 163-164.
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einer repressiven Politik oder der Erklärung eines totalen Krieges entwickelt haben. Die

Drogenkartellevon M edellin,Caliund derKüsteführten zu Beginn parasitäreBeziehungen mitden

regionalen Institutionen und der Gesellschaft, durch die die Stärkung der eigenen Interessen

ermöglicht wurde. Die sozialen, politischen und wirtschaftlichen Sektoren erhielten Vorteile durch

die Garantie des „schnellen Geldes“ der Drogenindustrie, was die gegenseitige Abhängigkeit

zwischen der illegalen und legalen Ökonomie verstärkte. Diese Situation war nur in einem

symbiotischen Staatmöglich.Alsderkolumbianische Staatden Krieg gegen das Drogenkartellvon

M edellin erklärte, brach die Verbindung ab und es entwickelte sich eine offene Konfrontation der

illegalen organisierten KriminalitätvonM edellinmitdem Staat.Im Gegensatzdazu hattedas Kartell

von Cali Konfrontationen weder auf der Ebene der lokalen Gesellschaft noch auf der Ebene der

Institutionen des Staates.DieserProzeß warzu beobachten in einem Kolumbien,das historisch auf

passive W eise die Anwendung von illegalen M echanismen außerhalb der Gesetzgebung akzeptiert

und die Nutzung von illegalen M itteln in der legalen Ökonomie erlaubt hat. Francisco Thoumi, in

seiner Analyse über die „Algunas implicaciones del crecimiento de la economía subterránea en

Colombia“, zeigt, daß „was «Schattenwirtschaft» ist, wenn dies mit Illegalität und Kriminalität

verbunden ist, spiegelt der Individualismus das Fehlen von Ehrlichkeit mit der Gesellschaft als

Ganzes sowie das Fehlen von sozialer Kohäsion der Gesellschaften, die diese Zustände erlauben,

wider.“187 Diese Behauptung wird in der Entwicklung der sozialen Strukturen in Kolumbien

reflektiert,beidenen aufgrund derexistierenden Gewaltund derständigen Vertreibungen vongroßen

Gruppen derGesellschaft,dieKohäsionderM enschengruppen starkgeschwächtwurde,da innerhalb

dieser Gruppen eine bedeutende Heterogenität und ein Desinteresse für das Sozialwesen bleibt. In

diesem Zusammenhang stelltesich derDrogenhandelalseine Gruppe dieserGesellschaftvor,diedas

existierende Verhalten wiederholtund eine repräsentative Haltung annimmt.Es wirdbeobachtet,daß

diesozialen W ertein bezug aufden Respektvorden Gesetzen eines Landes sich in Verbindung mit

den gemachten Erfahrungen der M enschen bezüglich des Respekts anderer M enschen vor dem

Gesetzverwirklichen.Das heißt,„was geschehen ist,ist,daß innerhalb einerGesellschaft,in deres

Korruption und Unehrlichkeitgibt,es immerschwierigererscheint,ehrlich zu sein.“188 W enngleich

die wirtschaftlichen Vorteile des Drogenhandels in verschiedenen Sektoren der nationalen und

privaten Ökonomie genutzt wurden, sind für die „Neureichen oder die entstehende Klasse“ der

Drogenhändler Hindernisse aufgetreten, die traditionelle und oligarchische Klasse des Landes zu

beeinflussen und in diese einzudringen sowiemitihraufderEbene derpolitischen Partizipation zu

187 Francisco Elías Thoumi.„Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia“,in:„Economíaypolítica del
narcotráfico“.EditorialCEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.88.
188 Francisco Elías Thoumi.„Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia“,in:„Economíaypolítica del
narcotráfico“.EditorialCEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Kolumbien ,1990.S.98.
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konkurrieren. Der Drogenhandel versuchte, die politische Ebene zu beeinflussen, mit dem Ziel, an

den wirtschaftlichen und politischen Entscheidungen teilzunehmen,um seinVermögen zu sichern.

DieEntwicklung einersich im Untergrund abspielenden W irtschaftistmitderdurchgeführten Politik

eines Landes verbunden, durch die die illegalen Aktivitäten innerhalb der legalen Ökonomie

begünstigtoderverstecktwerden können.InKolumbien wurde vondem Staateine W irtschaftspolitik

durchgeführt,durch diedas System fürdieLizenz des Importsund Exports,die W echselkontrolle,

dieVermögens-und Steueramnestiesowiedas System fürden Zuschuß des Exportszu Vorteilen für

dieillegalen Geschäfteführte,deren Verwendung nichtnurinteressantsondern auch nützlich waren.

So kam es zum Beispiel, daß in den 70er Jahren durch den Überfluß an Devisen auf dem

Schwarzmarkt die Banco de la República in die Geldwäsche verwickelt wurde, da die Bank die

Dollarsaufdem SchwarzmarktinoffenerForm kaufen sollte,um den Devisenkurssowiedas fürdie

nationale Ökonomie notwendige Abwertungstempo zu kontrollieren. M ittels des sogenannten

„Leistungsfensterchens“ oder „dunklerM achenschaften“ derBanco de laRepública -Bundesbank -,

wie von Child behauptet wurde, wurden „M illiarden Dollars gewaschen, durch die sich das

Finanzsystem in Kolumbien verstärkte, da Institutionen dieses Geld für die Kapitalisierung

verwendeten.189 DieFolgen fürdiekolumbianische Ökonomiewaren:1.Das Geldwurde ab 1970 zu

einem beschleunigenden Faktor für den Finanzaufschwung, der durch die maßlose Steigerung der

grundlegenden wirtschaftlichen und finanziellen Anzeigen charakterisiert ist. 2. Die Inflation stieg,

weil M illiarden Dollars von wirtschaftlichen Operationen nicht zum öffentlichen Zahlungsmittel

erklärtwurden,diesomitwederderEntstehung von produktivem Kapitalnoch derEntstehung von

Arbeitsplätzen dienten sowie von den Importeuren nicht absorbiert werden konnten. 3. Die Zinsen

stiegen, was eine Reduktion der Investitionen, eine Zunahme der Arbeitslosigkeit und der Inflation

implizierte, weil die Geldmenge im Vergleich zu der Nachfrage an Krediten größer war.“190 In

gleicherRichtung erklärtFrancisco Thoumi,daß „im Zeitraum von 1980 bis 1984 Kolumbien das

einzige Land inLateinamerika und derKaribikwar,beidessen Bruttoinlandsproduktkein Rückgang

zu verzeichnen war. Im Jahre 1985 war das Einkommen gleich dem im Jahre 1980, während es

durchschnittlich in Lateinamerika um 8,9%  sank.“191 In den 90er Jahren haben die Drogenhändler

einen neuen wirtschaftlichen Raum durch die Offenmarktpolitik gefunden, die es ihnen erlaubte,

wettbewerbsfähige Unternehmen auf nationaler und internationaler Ebene einzurichten sowie den

Dienstleistungssektor und den luxuriösen W ohnungsbau zu stärken, was eine „falsche“ Ökonomie

bedeutete,dieeine Preissteigerung derGrundstücke zurFolge hatte.

189 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacoca“.EditorialPercepción.M edellín,Kolumbien,1984.S.6-7.
190 Jorge Childund M arioArango.„Narcotráfico:imperiode lacocaína“,EditorialPercepción.M edellín,Kolumbien,1984.S.8.
191 Francisco Elías Thoumi.„Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia“,in:„Economíaypolítica del
narcotráfico“.Ediciones CEI-Cerec.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.89.
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W enngleich das aus dem Drogenhandelstammende Geldin dernationalen Ökonomiegenutztwurde,

um Lücken in der Staatskasse zu füllen, die auf Unregelmäßigkeiten der nationalen

W irtschaftspolitik zurückzuführen sind,wurden in der Sozialpolitik keine Verbesserungen erreicht.

Im Gegensatzdazu wurde einen Anstieg derUnsicherheitwahrgenommen,derGewalt,einen Zerfall

der sozialen Gruppen sowie einen Verlust der sozialen W erte zur Folge hatte. Zu dieser Situation

erklärt Thoumi, daß „obwohl mit dem Drogenhandel ein wesentlicher Anstieg des nationalen

Einkommens verbunden ist, hat er zu negativen Konsequenzen geführt, die die positiven

Konsequenzen überdeckten. Der Aufschwung der Drogen hat die Entwicklung anderer agrarischer

Aktivitäten verletzt,dieInstitutionen des Staates geschwächtund den öffentlichen Respekt für ihre

W irksamkeitstark beeinträchtigt,schließlich dieFähigkeitdes Landes,ein stabiles wirtschaftliches

W achstum zu verfolgen, untergraben. Kolumbien ist in eine von ihrer eigenen Gesellschaft

aufgestellten Falle der Unehrlichkeit geraten, aus der sich das Land nur sehr schwer befreien

kann.“192

Hernando Gómez definiertim Buch „La economíailegalen Colombia“193 vierPunkte,diedielokalen

und regionalen W irkungen des Drogenhandels messen: 1. Verhalten des realen Einkommens. 2.

Entwicklung und Bewegung derBankoperationen in den Finanzinstitutionen.3.dieEntwicklung des

W ohnungbausektors.4.dieArbeitslosenziffer.In Einklang mitdiesen Punkten räumtderAutorein,

daß „in den von dem Drogenhandel betroffenen ländlichen Gegenden im Vergleich mit anderen

Regionen des Landes dieKosten deragrarischen Aktivitäten höhersind.Es isteine Erweiterung des

Dienstleistungssektorssowieeine Reduzierung der eigenen Versorgungsmöglichkeit zu beobachten,

was zur Folge hat, daß diese Regionen unter höherer Inflation leiden [...] Alles dies zeigt, daß ein

großerTeilderaus dem Drogenhandelstammenden Einkünfte,dernach Kolumbien gekommen ist,

durch Investitionen insbesondere in Immobilien und Grundstücke legalisiert wurde, was eine

spekulative Nachfrage und den daraus folgenden schnelleren Anstieg der Preise auf dem

W ohnungsbausektorzurFolgen hat.“194

In diesem Prozeß der Integration in die Legalität hat die Ökonomie des Drogenhandels einen

geringeren Anteil am Bruttoinlandsprodukt, da die Partizipation nur  2,36%  erreicht. In Regionen

mit bäuerlicher Ökonomie wurde der M indestlohn erhöht, jedoch führte diese Situation zu einem

192 Francisco Elías Thoumi.„Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia“,in:„Economíaypolítica del
narcotráfico“.Ediciones CEI-Cerec.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.105.
193 Hernando José Gómez. „La economía ilegal en Colombia: tamaño, evolución, características e impacto económico“, in: „Economía y
política delnarcotráfico“.Ediciones CEI-Cerec.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.72.
194 Hernando José Gómez. „La economía ilegal en Colombia: tamaño, evolución, características e impacto económico“, in: „Economía y
política delnarcotráfico“.Ediciones CEI-Cerec.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.80.
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Anstieg derInflation,zu einem VerzichtderAgrarproduktion zum Zweck derSelbstversorgung,zu

derSteigerung vonimportierten Lebensmittelnund daraus folgend zu erhöhten Lebenshaltungskosten

indiesen Regionen.DieIndianerhaben gezeigt,daß mitdem Drogengeldinnerhalb ihrerGesellschaft

das traditionelle kulturelle und politische System stark destabilisiert wurde, weil Gewalt und der

Verlust von traditionellen Gemeinschafts- und Herrschaftsbeziehungen entstanden sind. In den

Ballungsgebieten istein W achstum derNachfrage im Dienstleistungssektoraufeine Steigerung des

Schmuggelsmitaus dem Drogenhandelstammenden Geld zurückzuführen,was alsKonsequenz die

Reduzierung der nationalen Produktion und der W ettbewerbsfähigkeit der nationalen Unternehmen

und ihrerProdukteaufdem BinnenmarktzurFolge hatte.Jedoch istes anzumerken,daß das illegale

Geldaus dem Drogenhandelneue Arbeitsplätze sowohlinländlichen alsauch instädtischen Räumen

schaffte. Aber als Konsequenz der Verfolgung und Zerschlagung der Drogenkartelle durch die

Streitkräftedes kolumbianischen Staates erlebtedas Land einen Anstieg der Arbeitslosigkeit sowie

eine Reduzierung der Reallöhne, da die Drogenkartelle kein Geld mehr investieren konnten.

Andererseits,da das Land den Überschuß derDevisenbilanz nichtmehrhalten konnte,da derExport

von Drogen eine Verringerung des Exportes legaler Produkte bedeutete, hatte dies eine

Verminderung der Konkurrenzfähigkeit des legalen kolumbianischen M arktes in den neuen

wirtschaftlichen Strukturen derGlobalisierung.

Es sollhervorgehoben werden,daß aufgrund derIllegalitätdes Drogengeschäftes und daraus folgend

aufgrund des Fehlens von genauen statistischen Informationen sich die realen Einkommen des

kolumbianischen Drogenhandels nach Schätzungen der von Salomon Kalmanovitz195 zitierten US-

amerikanischen Drogenkontrollorganisationen auf zwischen 3.000 M io. und 5.000 M io. Dollar

beliefen. Kalmanovitz behauptet außerdem, daß „die Konsequenzen des Drogenhandels für die

kolumbianische legale Ökonomie sehr groß sind. Die Beweise an Devisen, um nicht registrierte

Aktivitäten zu finanzieren,könnteeine Höhe um US-$ 4.000 M io.jedes Jahrerreichen.Unterdiesen

Aktivitäten sind die Unterbewertung von Importen, die Überbewertung von Exporten und

Kapitalfluchtzu finden.“196

Anzumerken ist, daß der Drogenhandel durch die Legalisierung des Vermögens nach sozialer

Anerkennung suchte und sich aus diesem Grund das Konsumverhalten veränderte, die

Urbanisierungsprozesse in den wichtigsten Städten Kolumbiens zerstört wurden, und sich als

Konsequenz das Gewaltpotentialerhöhteund derStaatbeidem Treffen von Entscheidungen in der

W irtschaftspolitikgeschwächtwurde.

195 Salamón Kalmanovitz. „Análisis macroeconómico del narcotráfico en la economía colombiana“, in: „Drogas, poder y región en
Colombia“Nr.1.CINEP.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1995.S.11-58.
196 Salamón Kalmanovitz. „Análisis macroeconómico del narcotráfico en la economía colombiana“, in: „Drogas, poder y región en
Colombia“Nr.1.CINEP.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1995.S.17.
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Diese sich im Untergrund abspielende illegale und kriminelle W irtschaft wurde durch eine

traditionelleHaltung innerhalb des Landes bedingt.Diese Haltung wurde als„geduldeteIllegalität“

bezeichnet,die,wenn sie von dem Drogenhandel eingesetzt wurde, mit der Absicht, in die soziale,

wirtschaftliche politische und militärische W irklichkeitdes Landes einzudringen,zurFata M organa

wurde.Die„geduldeteIllegalitätbildeteeinen günstigen Boden fürdieStärkung des Drogenhandels,

da dieses Phänomen keine Schwierigkeiten überwinden mußte, um die Gewinne und Vermögen

innerhalb Kolumbiens in den verschiedenen produktiven Sektoren zu investieren.DieDrogenbarone

hatten freie Hand, um eine Bestechungs- und Bedrohungsindustrie aufzubauen, mit dem Ziel, die

politischen und physischen Beschränkungen abzubauen. Diese geduldete Illegalität bedeutet eine

Legalisierung des Drogenhandels.“197 Es ist klar, daß die Stabilität der organisierten

Drogenkriminalität auf regionaler Ebene durch die Teilnahme an der Finanzierung der

W ahlkampfkampagnen und die Verbesserung und Erweiterung der öffentlichen Dienstleistungen

bedingt wurde. Die oben genannten Aktionen entwickelten sich in einem parasitären und

symbiotischen Staat, jedoch ist anzumerken, daß die Drogenhändler solche Verbindungen auf

regionaler Ebene problemlos beschließen konnten, aber es wurde auch beobachtet, daß je mehr

Drogenhändler sich auf nationaler Ebene bewegen, desto mehr Konfrontationen haben sie mit den

staatlichen Organisationen und derGesellschaft,was fürdieDrogenhändlerdieNotwendigkeiteiner

größeren Korruptionsfähigkeitbedeutet.

2.5. Dievon den Drogenhändlern durchgeführte„Agrarreform “

Nach Angaben des Conpes im Dokumentüberdieübergreifende bäuerliche Entwicklung198 wurde im

Jahre 1988 von der Regierung behauptet, daß 35%  der gesamten Bevölkerung auf dem Land

wohnten und daß diegrößten Defizitein bezug aufdieLebensqualitätund über54%  derArmen in

den ländlichen Regionen zu finden seien.W enngleich festgestelltwurde,daß einerderGründe dieses

Problems die Ungerechtigkeit in bezug auf den Grundbesitz war, weil die Bauern, 83%  der

Bevölkerung aufdem Land,gezwungen waren,aufkleinen Grundstücken mitwenigerals10 Hektar

zu wirtschaften. Die Situation verschlimmerte sich, weil diese Grundstücke sehr unwirtschaftlich

waren und sich Nachteile bei der Vermarktung ergaben, was sich in den Preisen der bäuerlichen

Produkteaufgrund derschwachen HandelsfähigkeitderBauern,der hohen Saisonabhängigkeit und

VerderblichkeitderAgrarproduktewährend derErntezeitniederschlug,.199 Sechs Jahrespäterwurde

197 Eduardo,SarmientoPalacio.„Economíadelnarcotráfico“,in:„Drogas ilícitas en Colombia“.EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde
Bogotá,Kolumbien ,1997.S.82-84.
198 DokumentCONPES DNP 2.362-UDA,„Programa de desarrollointegralcampesino“,Bogotá12.April1988.S.5.
199 DokumentCONPES DNP 2.362-UDA,„Programa de desarrollointegralcampesino“,Bogotá12.April1988.S.4.
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im Dokument über „ländliche M odernisierungspolitik und bäuerliche Unternehmensentwicklung“200

behauptet,daß dieArmutsbedingungen in den ländlichen Regionen weiterhin existieren,obwohldie

ZahlderBevölkerung durch dieVertreibung derbewaffneten Gruppe auf26%  reduziertwurde.

Die Ungleichheit und Ungerechtigkeit im Hinblick auf die Verteilung des Grundbesitzes ist ein

Phänomen,dessen Ursprung im Feudalsystem zu finden ist,das seitderspanischen Kolonisationund

auch seit dem Unabhängigkeitsprozeß bestanden hat. Schon seit 1866 wurde der Großgrundbesitz

füreine M inderheitvon privaten Teilnehmern durch dieEntscheidungen derRegierung Kolumbiens

bevorzugt und favorisiert.201 Die Bürgerkriege des 19. Jahrhunderts und die Bürgerkonflikte zu

Beginn des 20. Jahrhunderts erschwerten die Dauerhaftigkeit des Besitzes von Grundstücken, weil

diese ständigen Siedlungsprozessen unterlagen. Die politische Gewalt der 50er Jahre hatte einen

neuen Vertreibungsprozeß und einen labilen Siedlungsprozeß zur Folge, in denen die

Demarkationslinien zwischen den Grundstücken,das EigentumsrechtüberdieGrundstücke und die

reale agrarische Produktionsfähigkeit der neuen Kleinbauern wenig deutlich wurden. Im Zeitraum

von 1930 bis 1960 wurden die Prozesse für die Aneignung der Grundstücke auf spontane und

individuelle W eise durchgeführt, aufgrund des M angels an einer bäuerlichen und indianischen

Organisation, die diese Prozesse hätten aufhalten können. Die fehlende Interessenvertretung und

fehlende Geldmittelhaben dazu geführt,daß Kleinbauernihrelegitimen Eigentums-und Besitzrechte

gegen dieGroßgrundbesitzernichtdurchsetzen konnten. Die Kleinbauern fielen einem Teufelskreis

zum Opfer,beidem sieimmermehrGeldbenötigten,das sievon den Großgrundbesitzern ausliehen,

was schließlich zum Verlust der kleinen Grundstücke führte. Die Bauern wurden zu

GehaltsempfängernderGroßgrundbesitzer,vondenen ihreGrundstücke nun bewirtschaftetwurden.

Erstim Jahre1961 übernahm derStaatalsVermittlerim Rahmen einerallgemeinen Flurbereinigung

mitdem GesetzNr.35 dieVerantwortung füreine Agrarreform.Zum ersten M alwurde derBegriff

„soziale Verwendung des Eigentums“ entwickelt, und es begann eine Phase der Finanzierung von

Siedlungsprojekten in ländlichen Regionen und von Verbesserungsprogrammen bezüglich der

Bedingungen für Grundstücke, um Agrarfläche zu erweitern. Jedoch hat der Staat diese Politik

gefördert,ohne eine klareStrategiefürdiegewählten Siedlungsprojektein den ländlichen Regionen

auszuarbeiten,ohne dienotwendige Infrastrukturfürdieneuen Siedlungen aufzubauen und ohne die

200 DokumentCONPES 2745 über„Política de modernización ruraly desarrollo empresarialcampesino“,Santaféde Bogotá,Kolumbien,
Dezember7.1994.
201 Carlos M edina Gallego. „Autodefensas, paramilitares y narcotráfico en Colombia“. Editorial Documentos Periodísticos. Santafé de
Bogotá, Kolumbien, 1990. Der Autor zeigt, daß „ im Jahre 1866 die Regierung des Generals Tomás Cipriano de M osquera ein Dekret
erließ, um die Prozesse der Abgabe von ländlichen Grundstücken zu überprüfen. Diese Grundstücke wurden den religiösen Gemeinden
entzogen und rechtskräftig verteilt. Der Grund dieser Aktion war die Tilgung der öffentlichen Schuld des Staates. Die von
Großgrundbesitzern gekauften ländlichen Grundstücke wurden zu den Großgrundbesitz des 20. Jahrhunderts. Da Kolumbien zu Beginn
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Legalisierungsprozesse zu unterstützen.AlsResultathatsich dieAgrarfläche aufunkontrollierteArt

und W eise erweitert,die neuen Siedlungen wurden aufgrund des M angels an Infrastruktur isoliert,

und derStaathatdieFührungsfähigkeitin den entfernten Regionen verloren.Diese Aspektewurden

vonden Drogenhändlernausgenutzt,um sich Immobilien und Grundstücke anzueignen.

W ährend derletzten 37 JahreführtedieRegierung Kolumbiens achtAgrarreformen durch202,durch

dieversuchtwurde,aufgerechteArtund W eise Grundstücken und Immobilien zu verteilen sowiedie

zweckmäßige Nutzung des Bodens zu unterstützen.DieErgebnisse dieserAgrarreformen sindjedoch

wirkungslos für die Kleinbauern geblieben. W enn man die Aufgabe des Staates im Zuge der

Agrarreform, für eine gerechte Verteilung des Bodens mit den Bestrebungen des Drogenhandels,

Immobilien und Grundstücke zu erwerben, vergleicht, ist anzumerken, daß die Drogenhändler in

kurzer Zeit mehr als die Regierung die Struktur der ländlichen Regionen durch den Kauf von

Großgrundbesitz verändert haben. M urillo Castaño zeigt, daß „in den letzten zehn Jahren die

Drogenhändler eine M illion Hektar in den besten ländlichen Regionen gekauft haben, während der

Staatinden letzten 25Jahren 900.000Hektardurch dieINCORA unterden Kleinbauernverteilthat,

mitdem Ziel,eine Agrarreform durchführen zu können.“203

Auf diese W eise hat der kolumbianische Staat seine Unfähigkeit, die Besitzverhältnisse in den

ländlichen Regionen zu lösen, gezeigt. Als Konsequenz hat sich die Verarmung der ländlichen

Bevölkerung fortgesetzt.Diese Armutebnetedem Drogenhandelden W eg,dieBauern wurden durch

den Druck der Drogenhändler geschwächt, und die Suche nach dem schnellen Geld und einfacher

Bereicherung wurde gefördert. Da der Staat die Bedingungen für ein ständiges W achstum in den

ländlichen Regionen des Landes nicht geschaffen hat, akzeptierten die Bauern, Indianer und neuen

Siedler die Vermittlung durch die Guerilla-Gruppen, die paramilitärischen Gruppen oder die

Drogenhändler.

dieses Jahrhunderts keine richtigen Verwaltungsorgane und keine dauernden Grenzen zwischen den Departements hatte, führte diese
Situationzu einerVerwaltungsverwirrung überdieAusmaße derGrundstücke“.
202 Die von der kolumbianischen Regierung durchgeführten Agrarreform sind folgende: 1. Das Gesetz Nr. 35 aus dem Jahre 1961. M it
diesem Gesetzwurde derBegriff„sozialeVerwendung des Eigentums“ ausgearbeitetund alsBestandteilderAgrarreform entwickelt.2.Das
GesetzNr.1aus dem Jahre1968.M itdiesem Gesetzwurde versucht,dieProzesse derVerteilung vonGrundstücken inländlichen Regionen
voranzutreiben,um dieProbleme derkleinen BauerninRegionen mitsozialen Konflikten zu lösen.3.GesetzNr.4 von1973.M ittelsdieses
Gesetzes wurden die M echanismen für den Kauf von Grundstücken definiert. 4. Das Gesetz Nr. 35 von 1982 auch als Amnestie-Gesetz
bezeichnet.5.Das GesetzNr.30aus dem Jahre1988.M itdiesem Gesetzwares möglich,dieQualifikationderGrundstücke und Immobilien
zu beheben,dieEinführung einerspezifischen Einkommensteuerund dieRegionen,in denen eine Agrarreform durchgeführtwerden konnte,
zu bestimmen. 6. Gesetz Nr. 101 aus dem Jahre 1993. M it diesem Gesetz wurde die „Caja de Compensación Familiar Campesina“
eingerichtet,um soziale Sicherheit in ländlichen Gegenden bieten zu können. 7. Gesetz Nr.70 aus dem Jahre 1993 auch als gemeinsame
Abgabe vonGrundstücken fürdieGemeinde derSchwarzen des Landes und dieErweiterung des Indianerreservates bezeichnet.8.GesetzNr.
160 von 1994. Das Ziel dieses Gesetzes war, die Bauern, die nicht Großgrundbesitzer waren, mit Immobilien und Grundstücken zu
versorgen.DafürwardieErleichterung derKreditvergaben und dieBeihilfefürdieBauernnotwendig.Das Zieldes Gesetzes fürdiePeriode
1995-1998war,1M io.Hektarunter70.000 Familien zu verteilen,sowie178.400 ländlichen Grundstücke abzugeben,um dieses Vermögen
sinnvollzu regeln.
203 GabrielM urillo Castaño.„Narcotráfico y política en la década de los ochenta.Entrela represión y eldiálogo“,in: „Drogas ilícitas en
Colombia“,EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997.S.262.
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Im Jahre1988 wurden von dem Leitervon Fedelonjas,OscarBorrero,dievon den Drogenhändlern

durchgeführten Investitionen sowohl für ländlichen als auch für städtische Immobilien und

Grundstücke bekanntgegeben.In dem Berichtwurde festgestellt,daß „in der Periode von 1979 bis

1988 dieDrogenhändlercirca 5,5 M illionen Dollarfürden Immobilien-und Grundstückskaufinden

Departementsvon Cordoba,Sucre,Antioquia,M etaund M agdalena M edio investierthatten.Ferner

spitzte sich die paramilitärische Gewalt in diesen Regionen zu.“204 Die Gründe für die Entstehung

dieser Situation sind folgende Aspekte: 1. die Verstärkung der Bekämpfung der

Untergrundbewegungen durch den Staatund dieDurchführung dieses Kampfes seit1978 durch die

nationaleArmee;2.derDruck derGuerilla-Gruppe aufdieGroßgrundbesitzerund Großviehzüchter,

um Geldmittel durch Entführung, „Kriegsbesteuerung“ und Erpressung zu erhalten; 3. die

Entscheidung der Großgrundbesitzer, ihre Immobilien aufgrund der Unsicherheit im Land an den

M eistbietenden zu verkaufen. In Einklang mit den drei oben genannten Punkten, die für die 80er

Jahren gelten,verstärktesich dieRolledes Drogenhandelsaufdem Land,da dieDrogenhändlerzu

Großgrundbesitzern in Regionen mit Gewalt- und Unsicherheitsproblemen wurden. Auf diese Art

und W eise haben die Drogenhändler das aus dem illegalen Drogengeschäft stammende Geld

investiert und gewaschen, was eine wirtschaftliche Anerkennung dieser Akteure bewirkte. Die

Drogenhändler ersetzten den traditionellen Großgrundbesitzer und begannen die sogenannten

Selbstverteidigungsgruppen derBauern zu unterstützen,was zu ihrersozialen Anerkennung führte.

Siewurden alsneue ElitedieserRegionen legitimiertund somitwurde ihreHerrschaftdurchgesetzt.

Ferner gewannen sie militärische Anerkennung, weil sie den Kampf des Staates gegen die

Untergrundorganisationen unterstützten,indem das staatliche Heeraufdem Land nichtnurdurch die

bäuerlichen Selbstverteidigungsgruppen,sondernauch durch Informationen vonden Drogenhändlern

gefördert wurden. Später wurden diese Aktionen der Drogenhändler nicht nur gegen die

Untergrundorganisationen, sondern gegen alle Gruppen durchgeführt, die von den Drogenhändlern

alsBedrohung gesehen wurden,was zurEinrichtung von eigenen Armeen führte.Fernerwurden die

gekauften Immobilien und Grundstücke in derNähe von Urwäldern und agrarischen Grenzzonen zu

Schutzgebieten für die Drogenhändler, zu Orten für die Einrichtung von Laboren zur

Kokaherstellung und fürden Bau vonLandebahnen.Diese vonden Drogenhändlerninden entfernten

Regionen Kolumbiens durchgeführten Investitionen führten zu keinem Entwicklungsprozeß aufdem

Land.Es gab keinen agrarischen M odernisierungsprozeß,da dieDrogenhändlerihrInteresse fürdie

extensive Viehzucht gezeigt haben, und diese Aktivitäten weniger Arbeitskräfte, weniger

Investitionen und direkte wirtschaftliche Vorteile bedeuteten. Diese Entwicklung brachte auf dem
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Land Arbeitslosigkeit,den Anstieg derZahlderBauern ohne Grundbesitzund den Verzichtaufden

Anbau von legalen Grundnahrungsmitteln mit sich, was eine Reduktion der nationalen

Exportfähigkeit und den Anstieg des Schmuggels und des Imports bedeutete. Die Präsenz der

Drogenhändleraufdem Land führteauch nichtzu einersozialen KohäsionderBauern,da durch den

Drogenhandel eine unternehmerische Besiedlung in diesen Regionen durchgeführt wurde, die die

Einstellung vonArbeitskräften aus anderen Regionen fürdieDurchführung des illegalen Anbaus,die

Herstellung von illegalen Drogen förderteund damitden Bruch derexistierenden gesellschaftlichen

Strukturen zur Folge hatte. Auf diese W iese verstärkte sich der Drogenhandel, weil die neue

Besiedlung völlig von der Illegalität abhängig war und deshalb als soziale Unterstützung für die

Drogenhändlerangesehen wurde.205 W enngleich in derVergangenheitderBesitz von Grundstücken

alsein Elementfürden sozialen Respektund dieM enschenwürde angesehen wurde,weilderBesitz

als ein Resultat der legalen und harten Arbeit galt, wurden durch den Drogenhandel diese W erte

geändert,weilderBesitznuralseine Anhäufung von aus kriminellen M achenschaften stammenden

Geldernund Immobilien angesehen wurde.DieserW andelderW erteläßtsich wiefolgtskizzieren:

Vor dem  Drogenhandelphänom en Nach dem  Drogenhandelphänom en

• Soziale Anerkennung und M enschenwürde als Resultat
derharten undlebenslangen Arbeit.

• Dieprivaten Investitionen waren langfristigangelegt.

• Die wirtschaftlichen Aktivitäten waren vor allem die
M anufakturunddieLandwirtschaft.

• DieAktivitäten wurden inderLegalitätdurchgeführt.

• Die bäuerlichen sozialen Strukturen wurden auf diese
W eise verstärkt, was die Verringerung des sozialen
Konfliktes undderGewaltmitsich brachte.

• In Einklang mit den W erten von harter und legaler
Arbeit wurden andere Aktivitäten gefördert, wie zum
Beispiel  die Förderung von W eiterbildung, um die
Teilnahme aufdem M arktzu stärken.

• Das Grundstuck wurde alsM ittelangesehen,um soziale
Anerkennung zu gewinnen. Der Besitz von
Grundstücken und Immobilien wurde als eine Art von
individueller Anhäufung aufgrund illegaler Tätigkeiten
möglich.

• Als Resultat dieser Anhäufung von Grundstücken und
Immobilien stiegen die Zinsen, und die Investitionen
verloren an Bedeutung.

• Die extensive Viehzucht und Dienstleistungen wurden
besondersentwickelt.

• Es wurde der Individualismus unterstützt und somit
wurden diesozialen Strukturen unddiesozialeKohäsion
auf dem Land stark beeinträchtigt. Es wurden ständig
bäuerliche Gruppen vertrieben, was die Stärkung der
existierenden sozialen Strukturen verhinderte.

• Das schnelle und einfache Geld wurde gesucht. Es ist
nichtmehrwichtig,eine W eiterbildung zu machen,weil
die Tätigkeiten miteiner Kultur der Unmittelbarkeit zu
tun haben.  M an verliert die Fähigkeit, auf den legalen
M ärkten wettbewerbsfähigzu sein.

• Die informellen Institutionen, die den Staat ersetzen,

204 Carlos M edina Gallego.„Autodefensas,paramilitares ynarcotráfico en Colombia“.Documentos Periodísticos.Bogotá,Kolumbien,1990.
S.260.
205 Alejandro Reyes Posada. „Compra de tierras por parte de los narcotraficantes“, in „Drogas Ilícitas en Colombia“ Santafé de Bogotá,
Kolumbien,1997.DerAutorzeigtbezüglich des KaufsvonImmobilien und Grundstücken seitens derDrogenhändler,im Hinblick aufseine
empirische Untersuchung,daß es zweiPhänomene zu beobachten gibt:„1.DieGroßdrogenhändler,diedas M onopoldes Drogengeschäfts
haben,entschieden,Immobilien und Grundstücke besondersinAntioquia,M agdalena,Boyacá und ValledelCauca,Regionen,dievonihrem
W ohnort und ihrer Herkunft weit entfernt waren, zu kaufen. 2. Die Kleindrogenhändler oder Kleinvermittler haben mit aus dem
Drogenhandelstammenden GeldernImmobilien und Grundstücke gekauft,dieinderNähe ihres W ohnsitzes liegen.Das erstePhänomen hat
mit einer unternehmerischen Besiedlungsinitiative zu tun. Die neuen Haziendas wurden von Spezialisten bei der Herstellung und
Vermarktung verwaltet, ohne mit der lokalen Gesellschaft Kontakt aufzunehmen. Diese Situation bringt einen Bruch innerhalb der
regionalen Gesellschaften mitsich,da dieneuen Großgrundbesitzerdas Land gekaufthaben,aberkeine Führungsrolleübernahmen,obwohl
siedietraditionellen und führenden Großgrundbesitzerersetzten.Das zweitePhänomen,bezüglich derKleindrogenhändler,stelltdieSuche
nach sozialer Anerkennung in den Regionen dar. Auf diese W eise wird die Struktur zwischen den Besitzern, den Unternehmern und der
bäuerlichen Bevölkerung gewandelt,da dieneuen Investoren dieGrundentscheidungen fürdieInvestitionen treffen“.
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wurden gefördert.

Das Problem des Grundbesitzes wird immer konfliktreicher aufgrund des Anstiegs des

Großgrundbesitzes in den Händen der Drogenhändler, die sich nicht für die Aktivitäten in der

Landwirtschaft interessieren. Nach Angaben des kolumbianischen Institutes INCORA, zitiert von

Reyes Posada,gehören 1,3%  derGroßgrundbesitzer48%  des besten Bodens im Land,während 68%

der Kleingrundbesitzer (Bauern) nur 5,2%  des genutzten Bodens in Kolumbien besitzen. Ferner

werden für die extensive Viehzucht wertvolle Zonen benutzt, die für die Landwirtschaft gedacht

waren.206

Im Jahre1992 wurde,nach Angaben des INCORA überdiealternative Entwicklung,geschätzt,daß

212 Gemeinden in Kolumbien von dem Koka-,M ohn-und M arihuananbau betroffen waren, in die

mittelbar oder unmittelbar circa 300.000 Bauern verwickelt waren, die für 50%  bis 60%  des

gesamten Kokaanbaus,fürdie15%  bis20%  des gesamten M ohnanbaus und für45%  bis50%  des

gesamten M arihuanaanbaus des Landes zuständig waren.Im gleichen JahrberichtetedieINCORA

über den Grundstückskauf durch die Drogenhändler in 242 Gemeinden. In Einklang mit der

empirischen Untersuchung von Reyes Posada kann festgestelltwerden,daß fürdas Jahr1995,drei

Jahrenach dem Berichtdes INCORAS,dieDrogenhändlerin 409 Gemeinden Grundstücke gekauft

hatten,was einem Anstieg von69%  entspricht.Außerdem sind42%  derinsgesamt1039

Gemeinden vondem Drogenproblem und GrundstückkaufderDrogenhändlerbetroffen,

In Einklang mit der von Reyes Posada durchgeführten Umfragen können die Regionen, in denen

Grundstücken seitens derDrogenhändlergekauftwerden,wiefolgtcharakterisiertwerden:

• Atlantische Küste:Departementsvon Guajira,M agdalena,Cesar,Atlantico,Bolivar,Sucreund

Cordoba.

• Nordwest:Antioquia,Caldas,Risaralda,Quindiound Choco.

• Nordost:Santanderund Nortede Santander.

• Zentrum:Boyaca und Cundinamarca,

• Südwest:ValledelCauca,Tolima,Huila,Cauca und Nariño.

• Orinocozone:Arauca,Casanare,M eta,Vichada.

• Amazone:Caqueta,Guaviare,Vaupes,Amazonas und Putumayo.

206 Alejandro Reyes Posada. „Compra de tierras por parte de los narcotraficantes“, in „Drogas Ilícitas en Colombia“ Santafé de Bogotá,
Kolumbien,1997.DerAutoräußerte,daß dieFläche Kolumbiens 114 M io.Hektarerreicht.DiepotentielleNutzfläche läßtsich,wiefolgt,
verteilen:18,78 M io.fürlandwirtschaftliche Nutzung,vondenen nur1,77 M io.mitmodernen Agrarmethoden genutztwerden können,3,80
M io.benötigen fürdieNutzung eine Verbesserung derInfrastruktur,z.B.Zufahrtswege,Bewässerungsmöglichkeiten und Bodenbearbeitung,
und 13,21 M io.Hektarkönnen fürsaisonabhängigen Anbau und eingeschobenen Anbau eingesetztwerden.Dieübrigen 95,22 M io.sindfür
natürliche W eide,verbesserteW eide,W ald und nicht-landwirtschaftsfähige Zonen vorgesehen.DerAutorsagte,daß dierealeVerwendung
des Bodens sich wesentlich unterscheidet von der potentiellen Verwendung des Bodens zugunsten der Viehzucht und zum Schaden des
W aldes und derLandwirtschaft.
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DerGrundbesitz und diesozialen Beziehungen in jederRegion unterscheiden sich in bezug aufdie

agrarische und feudale Tradition, die Präsenz von Untergrundorganisationen, die industrielle

Entwicklung und die Präsenz des Staates. Es ist anzumerken, daß die Regionen, in denen die

Drogenhändler viele Grundstücke gekauft haben, in den folgenden Departements liegen: Valle del

Cauca,wo dieDrogenhändlercirca 85,7%  derFläche kauften.Cordoba (84,6% ),Quindio (75,0% ),

Risaralda (71,0% ), Antioquia (70,9% ) Cundinamarca (70,0% ), M agdalena (66,0% ), Guajira

(66,0% )und Tolima (66,0% ).207

Es wird deutlich, daß die Drogenhändler eine mögliche Agrarreform in Kolumbien behindert und

gleichzeitig den Prozeß des Großgrundbesitzes forcierthaben.DieFolge eines derartigen Prozesses

könnte die Unfähigkeit des Landes sein, die nationalen M ärkte mit Nahrungsmitteln zu versorgen.

Außerdem verliert der Staat auf internationaler Ebene die W ettbewersfähigkeit mit legalen

Produkten, da viele produktive Landwirtschaftsregionen bereits von dem Drogenproblem betroffen

sind. Die Drogenhändler haben große Flächen gekauft, wie zum Beispiel die Regionen, in denen

Kaffeeangebautwird,Regionen derKüstengebieteam Pazifik,im Südwesten und im Zentrum des

Landes,in denen sich die Viehzucht entwickelt hat. W enn der Staat sich nicht zu einer wirklichen

Agrarreform verpflichtet, d.h. eine Agrarreform, bei der die von den Drogenhändlern gekauften

Grundstücke verteilt werden könnten, bei der eine M odernisierung des Landes ermöglicht und die

Infrastrukturerweitertwerden kann,wirddieBesiedlungsstrategieund dieAgrarreform scheitern,da

das größteHindernisfürdielegalen ProduktedieVermarktung ist.AndererseitsverliertderStaatdie

M öglichkeit,dieProzesse füreine nachhaltige sozialeKohäsion und dieEntwicklung einersozialen

Struktureinzuleiten.DieKonsequenz aus dieserEntwicklung istderweitereAnstieg derGewaltin

ländlichen Regionen des Landes, die Vertreibung immer größerer Gruppen von Bauern, die nicht

geordneteErweiterung derAgrarflächen sowiederVerlustvonNaturschutzgebieten inden Anden.In

diesem Zusammenhang kann festgestellt werden, daß der einzige Verlierer der Investitionen des

Drogenhandelsaufdem Land derAgrarsektordes Landes ist.

W ährend die Armut und die schlechten Lebensbedingungen der Bauern und der Indianer bleiben,

wirddas Land nichtnureingünstigerBoden fürdieillegalen Aktivitäten des Drogenhandels,sondern

auch ein Raum für die Gewalt bleiben. Der Friedensprozeß auf dem Land verlangt eine aktive

Teilnahme allerbetroffenen Akteure,d.h.derFriedensprozeß forderteinen offenen Dialog zwischen

den Bauern, die illegale Anbau betreiben, den neuen Siedlern, die abhängig von der illegalen

Herstellung der Drogen sind, den paramilitärischen Gruppen, die eine terroristische Gewalt in den

207 Subdirecciónde AnálisisEstratégico eInvestigación.DirecciónNacionalde Estupefacientes.„Política Antidrogas en Colombia.
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Anbauregionen praktizieren, den Guerilla-Gruppen, die wirtschaftliche Vorteile aus dem illegalen

Drogengeschäftziehen,dem Staatund seine Institutionen,dieversuchen,ihreEntscheidungsfähigkeit

und die Legitimität zu verstärken. Dies bedeutet nicht eine Legalisierung der Akteure des

Drogenproblems, sondern die Suche nach Lösungen für eine Situation, die über jeden Zweifel

erhaben ist. W enn die Grundlagen eines ehrlichen Dialogs nicht aufgebaut werden, wird die

Illegalitätweitertoleriert,alsM ittelfürdas Überleben einerBevölkerung,diesich in völligerArmut

befindet. Die Protestaktionen der Bauern gegen die Besprühung des illegalen Anbaus mit

PflanzvernichtungsmittelnsindeinM erkmalderDestabilisierung derbäuerlichen W irtschaft,dievon

der Illegalität  aufgrund der schlechten Lebensbedingungen auf dem Land abhängig ist. Aber die

Nutzung dieserProtestaktionen von den Guerilla-Gruppen und dem Drogenhandelwurden alseinen

Versuch angesehen, durch den diese Gruppen die öffentliche Ordnung destabilisieren wollen und

durch den die Entscheidungsfähigkeit des Staates bezüglich der Erlassung von notwendigen

M aßnahmen im Kampfgegen den Drogenhandelreduziertwerden könnte.DerM angelan Initiativen

und diegeringe Präsenz des Staates in den neuen Besiedlungen begünstigen den Drogenhandel,der

die institutionellen Lücken gefüllt hat, da dort die Illegalität soziale Sicherheit, d.h. hohe

Einkommensmöglichkeiten, völlige Sicherheit für den Transport der illegalen Produkte und gute

Preise fürdieProduktemitsich brachte,Aspekte,dievondem Staatniegewährleistetwurden.

2.6. Zwischenfazit

DerNarkotisierungsprozeß derkolumbianischen Realitätbeschränktsich nichtnurdarauf,daß das

Präfix „Narko“ voreine Reihe von Aktivitäten,diemitdem illegalen Drogenhandel in Verbindung

stehen,hinzugefügtwurde.Erzeigtdarüberhinaus,dieUnfähigkeitdes Staates langfristige soziale,

politische und wirtschaftliche Lösungen zu finden. Außerdem zeigt er das Fehlen eines politischen

W illens,eine kohäsive Gesellschaftzu schaffen,zu fördern und diezweifelhaftevon W idersprüchen

geprägteEntwicklung des Antidrogenkampfes zu beseitigen.DieserNarkotisierungsprozeß bedeutete

für den Staat einen Perspektivenwechsel bezüglich der strukturellen, sozialen und wirtschaftlichen

Probleme, die den Drogenhandel ursprünglich verursacht hatten: Der Drogenhandel wurde zum

strukturellen Problem, das verantwortlich gemacht wird für Gewalt, Straflosigkeit der Täter,

Unsicherheit,Armutund Terror.Diese Kurzsichtigkeitund generalisierende Sichtweise erlaubtdem

Drogenhandelnicht,sich alsein BestandteilderGewaltspiralezu sehen,dieKolumbien seitAnfang

Seguimientoalplan nacional“.Kolumbien,1997.S.24.
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des 20. Jahrhunderts beherrscht, und läßt ihn zum einzigen Element der Gewalt gegen Staat und

Gesellschaftwerden.

Die Gewalt als Resultat einer Politik, die von kurzfristigen und widersprüchlichen Lösungen

bestimmtistund dieeine Zentralisierung derRegierung und eine Vernachlässigung dergeographisch

ablegenen, sozialpolitisch instabilen Regionen betreibt, steht in Zusammenhang mit einer

gescheiterten Agrarreform. Anstatt eine gerechte, die bäuerlichen und indianischen Strukturen und

Organisationen stärkende Verteilung des Bodens vorzunehmen und dem Land die M öglichkeit zu

eröffnen, sich am internationalen M arkt zu beteiligen, schlägt die Regierung mit ihrer Politik eine

tiefeSchneise zwischen Arm und Reich,treibtdieökologische Zerstörung voran und ermöglichteine

unkontrollierte Entwicklung hin zu einer Nutzung des Bodens durch extensive Viehhaltung in für

landwirtschaftlichen Anbau geeigneten Gebieten. Es ist eine Gewalt, die verbunden ist mit der

Akzeptanz einerillegalen,geheimen und sich im Untergrund abspielenden W irtschaft,durch diedas

Illegale legalisiert wird und durch die die M ittel und W ege über die eben diese illegale W irtschaft

abläuft, legitimiert werden, damit diese W ege genutzt werden können und Gewinne abwerfen. Es

handelt sich um eine Gewalt, die bedingt ist durch die Schwäche der staatlichen Institutionen, die

ohne eine gemeinsame Handlungsrichtlinie vorgehen und aus diesem Grund bestechlich sind und

somitzum Zentrum derKorruptionwerden.Eine Gewalt,dieinEinklang stehtmiteinerJustizvoller

Lücken und M ißbräuche bezüglich derStrafrechtsprechung,diealles bestraftaberzurgleichen Zeit

OpfervonKorruption,Straflosigkeitund M ißbrauch ist.Eine Gewalt,durch diedieZivilgesellschaft

dieM öglichkeitverloren hat,sich zu organisieren.Diese Gesellschaftversucht,dieM enschenwürde

wiederzufinden und diedabeimitdem Grundsatz„dieZielerechtfertigen dieM ittel“ vorgeht.Es ist

eine Gewalt,dieaus derArmutund den schlechten Lebensbedingungen entstanden ist,diezu einer

Beteiligung am Drogenhandel führen, sowie aus dem Verlust der sozialen W erte, was zu einer

Akzeptanz deraus derIllegalitätvorangetriebenen W erteführt.DieEntwicklung dieses Phänomens

des DrogenhandelsistsomitdieAntwortaufeine angehäufteSozialschulddes Staates gegenüberder

Zivilgesellschaft, die nicht überwunden wurde und die deswegen der Legalisierung der Illegalität

einen W eg bereitet hat, als einziges M ittel, um M enschenwürde wiederherzustellen sowie die

Bedürfnisse derBevölkerung zu erfüllen.DieFrage nach den sozialen Kosten im Kampfgegen die

illegalen Drogen wirft unweigerlich die Problematik der Kostenübernahme auf.208 Der Ersatz des

illegalen Anbaus ist nur dann von bleibendem Erfolg, wenn die internationale Gemeinschaft einen

Kompromiß schließtund aufnationalerEbene eine Politik mitlangfristigen Lösungswegen verfolgt

208 Guillermo León Escobar, Leiter der „Fundación Simón Bolívar“  wurde von der Verfasserin dieser Arbeit am 22. Dezember 1997 in
Santaféde Bogotá,Kolumbien,interviewt.Erzeigt,daß derKampfgegen den Drogenhandelnichtnurein großes Spektrum von Akteuren,
sondern auch ein großes Spektrum von Bezeichnungen einschließt.DieKosten derBekämpfung implizieren einen Kompromiß unter  den
Staaten,dienichtgezeigthaben,daß siekompromißbereitsind.
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wird.DieAusrottung von illegalen Plantagen istein durchführbares Instrument,wenn dieHandels-

und Vermarktungsfähigkeit der Bauern sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene

gefördert wird. Die Zerschlagung der sogenannten Drogenkartelle ist nur möglich, wenn die

internationale Gemeinschaft Kompromisse bezüglich des Finanz- und Bankwesens unterzeichnet,

durch dieBankoperationen mitaus derillegalen Drogenkriminalitätstammenden Geldern vermieden

werden können. Der Konsum ist nur dann kontrollierbar, wenn der politische W ille und die

finanziellen M ittelvorhanden sind,um Kampagnen derPräventionund Rehabilitationdurchzuführen

und wenn die sozialen und wirtschaftlichen Ursachen des Konsums in den betroffenen Ländern

überwunden werden. So wird das Verbrechen zum M ittel für die wirtschaftliche und soziale

Partizipationund zum M itteldes politischen Einflusses aufregionaler,lokalerund nationalerEbene.

In gleicher W eise wird der Drogenhandel zu einer Art Protest gegen die Unfähigkeit des Staates,

sozialeund politische Strategien zu fördern und durchzuführen,diegeeignetsind,dieses Problem zu

lösen,abervorallem konvertiertdas Verbrechen zu einem neuen W erteschema derZivilgesellschaft.

Der illegale Drogenhandel hat sich als ein zerstörerisches Phänomen in jeder Beziehung erwiesen,

ihre Geschäftsbeziehungen entsprechen ihren Interessen als illegale Industrie, innerhalb derer das

Spektrum derAkteureimmergrößerwird.

Alszerstörerisches Phänomen hatderDrogenhandelaufdersozialen Ebene dieAnomieverursacht,

d.h. die systematische M ißachtung der sozialen Normen, die ein friedliches Zusammenleben

ermöglichen; d.h. der Zustand mangelhafter gesellschaftlicher Integration innerhalb eines sozialen

Gebildes, der besonders durch Devianz und Nichtbeachtung bisher gültiger Verhaltensweisen

gekennzeichnet ist. Diese Anomie wird verstärkt durch den von dem Drogenhandel ausgeübten

Terrorismus, durch die von dem Drogenhandel durchgeführte Korruption, durch die von dem

Drogenhandelerfüllten grundlegenden Bedürfnisse des Volkes und durch das Fehlen derJustiz,weil

die Drogenhändler gleichzeitig als Richter und Kriminelle agieren. Auf diese W eise wurde das

Unakzeptiertbare akzeptiert und die Illegalität wurde legitimiert als ein Lebensstil und als ein

Zusammenleben in derGesellschaft,diestrukturiertist,durch dievon dem Drogenhandelgeprägten

W erteund dem Streben nach sozialerAnerkennung,es willheißen:derKonsum,dieUnmittelbarkeit,

derfehlende sozialeKompromiß,derIndividualismus und dieZurückweisung des Staates aufgrund

seiner Unfähigkeit soziale Lösungen zu finden. In dieser zerstörerischen Kette des Drogenhandels

wurden diezivilen politischen und militärischen Akteuredes Landes ausgebeutet.Dies bedeutet,daß

der Drogenhandel die bäuerlichen Selbstverteidigungsgruppen unterstützt hat, um sie in Bataillone

zu verwandeln, die in seinem Dienst stehen. Der Drogenhandel hat die Guerilla benutzt, mit dem
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Ziel, Sicherheit und Schutz zu gewinnen, er hat die Guerilla zu einer weiteren Organisation des

Drogenhandelsgemachtund derGuerillaaufdiese W eise ihreOrientierung und ihrepolitische Rolle

genommen.Indiesem Zusammenhang muß jederFriedensprozeß entwederallean dem Drogenhandel

und an dem Kampfgegen dieDrogen beteiligten Akteurelegitimieren oderderFriedensprozeß muß

gegen alle kämpfen, indem alle Beteiligten selbst zum Element der sozialen Unruhe und der

Destabilisierung des Systems werden. Diese Zweideutigkeit im Kampf hat die Regierungen

Kolumbiens geschwächt und obwohl Friedensverhandlungen mit den Guerilla-Gruppen begonnen

wurden, haben die Regierungen ihre Verhandlungen, aufgrund der Zuspitzung der Aktionen durch

die Guerilla, aufgrund der kämpferischen Zusammenstöße mit anderen bewaffneten Gruppen,

aufgrund dersozialen Unruhen,dieentstanden sind durch dieVertreibung derBauern und durch die

ungeordneteBesiedlung neuerländlicher Gebiete, in denen die Gewalt zum Alltag gehört, beendet.

Der Drogenhandel hat auch die Bauern instrumentalisiert, indem er sie als Hilfskräfte für den

illegalen Anbau aufden Haziendas benutzte,was dieBildung einerSozialstrukturaufdem Land und

dieVerwendung des Bodens füragrarische Nutzung verhinderte.Aufdiese W eise wurden dieBauern

nichtnurzu Abhängigen des schnellverdienten Geldes,sondernauch zu Abhängigen des Schmuggels

von Grundnahrungsmitteln, die nicht mehr in ihren Regionen angebaut wurden. Der Drogenhandel

hat außerdem die militärischen Kräfte benutzt, um seinen Antiguerilla-Kampf zu stärken, mit dem

Ziel das M ilitär zu korrumpieren und ihre Fähigkeit, die Bevölkerung zu mobilisieren, zu

vermindern,indem erZweifelan dem Heersäte.FernerhatderDrogenhandeldiepolitischen Parteien

benutzt,indem erdieKandidaten finanziellunterstützteund eigene Kandidaten aufstellte,um seinen

Besitzzu sichern und aufden Prozeß derpolitischen Entscheidungsfindung Einfluß zu nehmen.Der

Drogenhandel hat außerdem die von der Regierung getroffenen Reformen genutzt, um durch die

Steueramnestien das Vermögen zu legalisieren. Gleichzeitig hat er die Reform der Agrar- und

Besiedlungspolitikbenutzt,um inNaturschutzgebieten seine Laboreund Plantagen einzurichten,was

ihm ermöglichte, das Drogengeschäft im Untergrund abzuwickeln, aber vor allem seine eigenen

Sicherheitszonen aufzubauen, in denen er einen eigenen „Drogenstaat“ und eine eigene

„Drogenregierung“ entwickelte. Die Drogenhändler entwickelten sich zur gleichen Zeit in neue

feudale Großgrundbesitzer, und verstärkten die soziale Ungerechtigkeit auf dem Land, die

Arbeitslosigkeit, die Gewalt und verringerten die Produktion legaler Güter. Ferner benutzte der

Drogenhandelden Staat,derdieEntstehung einerillegalen W irtschafterlaubte,dieihnabhängigund

aufinternationalerEbene unglaubwürdigund damitwenigersouverän machte.DerDrogenhandelals

zerstörerisches Element verbreitet Gewalt bei seiner Suche nach sozialer, wirtschaftlicher und

politischerPartizipation.
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In W irklichkeit muß das Ausmaß des Problems des Drogenkampfes anders gemessen werden als

durch dieZahlderentdeckten Labore,dieZahlderFestnahmen,dieZahlderkonfeszierten Tonnen

und der mit Koka bebauten Fläche. Dies bedeutet, daß damit begonnen werden muß, die vom

Drogenhandel ausgehende Gewalt und die Bedeutung der illegalen W irtschaft in der legalen

W irtschaftzu beachten.DerStaatläßtsich charakterisieren durch seine Kurzsichtigkeit,da es ihm

an der Fähigkeit mangelt, eine vorausschauende Politik zu führen. Seine Aktionen wurden durch

Improvisationen bestimmt, die sich durch das Fehlen einer ständigen Selbstreflexion der

Regierungsarbeit zeigt. Es gibt keine Forschungskultur und auch keine zuverlässige Statistik, die

ermöglichen könnten, die Entwicklung des Problems und die Höhepunkte des Prozesses zu

registrieren, zu analysieren und zu schätzen. Als Konsequenz dieser Situation ist jede politische

Entscheidung der Regierung falsch, da sie nicht auf die existierende Realität antwortet. Es kann

daraus geschlossen werden, daß diese politischen Entscheidungen scheitern werden. W enn die

politischen Entscheidungen falsch sind,ziehtdas eine Reihe von negativen Konsequenzen mit sich,

was zurFolge hat,daß derStaatdieGelegenheitverliert,seine Entscheidungen zu legitimieren und

somitnichtmehralsVermittleragiert.Das Resultatkönnteein totalerIrrtum in derJustiz-,Agrar-

und Ernährungspolitik sein,derdieExistenz des Staates und Entwicklung des Landes in dieHände

des Drogenhandels gibt. Andererseits waren, sind und werden die Vereinigten Staaten der

geopolitische Raum des DrogenhandelsfürLateinamerika sein,nichtnurweildortverstärktillegale

Drogen konsumiert werden, sondern auch weil dort die „Peitsche“ für die Formulierung der

W irtschaftspolitik Lateinamerikas ist, indem die bilateralen Beziehungen in Einklang mit dem

Drogenproblem durchgeführt werden, wie es der Fall der Unbedenklichkeitsbescheinigung ist, und

weil außerdem Europa keine politische Alternative für Lateinamerika darstellt. Nur wenn Europa

bereitist,bezüglich dieses Themas ein Gegengewichtzu den Vereinigten Staaten zu bilden,können

neue Perspektiven im Kampf gegen den Drogenhandel nicht nur durch repressive M aßnahmen

gefunden werden.W enngleich Europa den W eg derPräventionund Rehabilitationgezeigthat,zeigte

es nichtden W illen,dieamerikanische repressive Liniezu stoppen.

Andererseits hat der Staat den Konflikt auf der Basis einer gewaltorientierten M entalität

durchgeführt,dieaus derDoktrin dernationalen Sicherheitentstanden ist,durch diedieBeteiligung

des M ilitärsund dieAnwendung des Strafrechtsverstärktwurde.AlsFolge hieraufwurde das zivile

Leben militarisiert und daraus folgend kam es zu einem Anstieg der Verletzungen der

M enschenrechte,diein dernationalen Verfassung festgelegtworden sind.AlsFolge derrepressiven

M aßnahmen wurden Dekreteund Gesetze erlassen,diedieRechteund dieFreiheitdes Individuums

immer mehr einschränkten. Die Justiz war am meisten betroffen von dem Kampf gegen den

Drogenhandel,was deutlich wird,durch dieAnzahlderOpferund dieUnfähigkeiteinen Rechtsstaat
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zurDurchsetzung zu verhelfen,wiees dieVerfassung vorsieht.Es istnichtnurein großerHaushalt,

sondern auch eine ständige Verbesserung des Profils der Justiz notwendig, um die Schwächung

derselben zu verhindern, was zu einer größeren Straflosigkeit und einem Vertrauensverlust

gegenüberdem Gesetzführen könnte.So wird erneutdeutlich,daß derDrogenhandel,obwohlerdie

Regierung zu seinem eigenen Nutzen unterstützt, nicht die Demokratie verteidigt, sondern, im

Gegenteil,einen diktatorischen und repressiven Staatfördert,in dem das Individuum immermehrin

seinerpersönlichen Entfaltung eingeschränktwird.

Kolumbien hat sich in den letzten Jahren von einem Kokablätter importierenden und Kokain

herstellenden Land in ein Land verwandelt, das nun selbst Koka, M ohn und M arihuana anbaut,

Kokain und Heroin herstellt sowie vermarktet. Diese Entwicklung führt zu dem Ergebnis, daß die

Politik derRepression nach dem Vorgaben derAusrottung und Kontrolle,nichtdieeinzige Lösung

für ein Phänomen sein kann, dessen Ursachen in der fehlenden staatlichen Präsenz und in der

wachsenden ArmutderBevölkerung liegen.DerStaatmuß inderLage sein,seine Legitimitäterneut

zu gewinnen,mitdem Ziel,dieIllegalitätnichtzu akzeptieren.

Ferneristes deutlich,daß derKonsum angestiegen ist.Dies machteine NeudefinitionderPolitik der

Prävention und derRehabilitation notwendig,diesich vorallem aufdiejugendliche Bevölkerung in

den großen Städten bezieht, in denen sich der Konsum als eine besorgniserregende Entwicklung

zeigt. Dies impliziert, daß man die sozialen Probleme nicht nur als einen Bestandteil einer

repressiven Politik sehen kann, sondern als eigene Sozialpolitik gesehen werden muß, die auch

notwendig für den gesamten Kampf gegen den Drogenhandel ist. In dieser Sozialpolitik muß auch

der Ersatz des illegalen Anbaus verstärkt werden, um eine wirkliche und langfristige Lösung zu

finden und nichtmehrein kurzfristigerM ythos und ein Resultateinerzeitlich begrenzten Regierung

zu sein. Solange es keine Infrastruktur und keine Vermarktungsmöglichkeiten für die legalen

Produktegibt,wird es auch nichtmöglich sein,diePolitik des Ersatzes in dieRealitätumzusetzen.

DieBauern zu bestrafen,d.h.das schwächsteGlied derKetteim Kampfgegen den Drogenhandel,

löst nicht dieses Problem, da die wirtschaftlich vergleichbaren Vorteile in der Verteilung, dem

Transportund der Vermarktung liegen. Solange man weiterhin repressive M aßnahmen unterstützt,

verliert Kolumbien lediglich seine W ettbewerbsfähigkeit in der Kokaproduktion und seine

bedeutende Rolle in der Drogenproblematik, aber es wird keine wirkliche Lösung der sozialen,

wirtschaftlichen und politischen Probleme gefunden werden.Im Gegenteil,Kolumbien wird sich am

Ende in einem totalen Krieg,jenseitsdes Drogenkampfes, finden, mit einer zerstörten Struktur auf

sozialer,produktiverund partizipativerEbene.
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Auf lateinamerikanischer Ebene waren die Bestrebungen des Kontinentes nach einer aktiven

Teilnahme an derFormulierung einerinternationalen Politiksehrgering,weiles an Zusammenarbeit

fehlte. Obwohl Anfang der 90er Jahre wirtschaftlich vergleichbare Vorteile für die Andenländer

sowohl von Europa als auch von den Vereinigten Staaten geschaffen wurden, wurden diese

Bestrebungen nicht aufrechterhalten, was eine unidirektionale Politik im Kampf gegen den

DrogenhandelzurFolge hatte,diean einerfehlenden gemeinsamen Verantwortung leidet.DerLeiter

der kolumbianischen Antidrogen-Polizei, Oberst José Leonardo Gallego, äußerte in diesem

Zusammenhang:„wirdenken,daß man die Länder bezüglich des Drogenhandels nicht mehr in der

Form klassifizieren sollte, wie man es bisher auf traditionelle W eise getan hat. Im Ausland glaubt

man, daß die Länder, die Drogen produzieren, nur die sind, die unter diesem Problem leiden. W ir

sind der Überzeugung, daß diese Einstellung von Grund auf verändert werden muß. Der

Drogenhandelistauch ein Problem derLänder,diedieChemikalien herstellen,derLänder,in denen

das Geld gewaschen wird.“209 Ferner stellt er fest, daß die internationale wirtschaftliche

Unterstützung nicht der eigentlichen Größe des Problems entspricht, was die Entwicklung der

Programme im Kampf gegen den Drogenhandel beeinträchtigt und die Handlungsfähigkeit des

Staates schwächt. Gleichzeitig bedeutet dies eine große Abhängigkeit von der US-amerikanischen

Politik,weildiefinanziellen M ittelzum Großteilvonden Vereinigten Staaten stammen.

Zusammenfassend kann,wievon einigen W issenschaftlern,gesagtwerden, daß die Bevölkerung in

die„Falle“ derUnehrlichkeitgegangen ist,indem sieden illegalen Handel als ein M ittel akzeptiert

hat,um das zu bekommen,was der Staat und seine Institutionen nicht gewährleisten konnten. Der

Staat seinerseits hat die Illegalität benutzt, um seine wirtschaftliche Position zu stärken, ohne zu

merken, daß er seine Entscheidungsfähigkeit und seine politische Position im Kampf gegen das

Verbrechen verloren hat. Die internationale Gemeinschaft hat das Phänomen des Drogenhandels

benutztalsein DruckmittelfürdieKontrollederDrogenhändler,ohne dabeizu bedenken,daß eine

Abhängigkeitsbeziehung zwischen den verschiedenen Elementen des Prozesses besteht.Dazu gehören

dieKontrollederChemikalien,des Konsums,des Finanz-und Bankwesens und derPrävention.Auf

nationalerEbene verstärktsich dieGewaltspirale,weildiese Gewaltzum M otorderVertreibung und

daraus folgend neuer Besiedlung in dem Land wird. Diese Situation führt zu dem Verlust

ausländischer Investitionen und ist außerdem ein Hindernis für die Rückführung des im Ausland

angelegten Kapitals sowie sie letztendlich die wirtschaftliche Stabilität des Landes und seine

effektive Partizipationan dem Internationalen M arktbeeinträchtigt.
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i
Diestatistischen Daten der kolum bianischen Justiz:

209 José Leonardo Gallego, Leiter der Antidrogen-Polizei Kolumbien, wurde von der Verfasserin dieser Arbeit am 7. November 1997 in
Santaféde Bogotá,Kolumbien interviewt.
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M ißtrauen gegen dieJustiz Krise aufderEbene des

Gefängnissystems

Versöhnungszentren FinanzielleAusstattung der

Justiz

Dezem ber 1995

31%  die Hilfe und M ittel
der Justiz in Anspruch
genommen haben.

62%  machten nichts.

1% verhandelten

5% führten eigene Justiz

Realität:

170 Gefängnisse für 28.000
Gefangene.

AktuelleSituation:
40.000 Inhaftierte, was eine
Überbelegung von 40%
bedeutet

Nach Angaben derINPEC im
Zeitraum von 1991 und 1997
stieg die inhaftierte
Bevölkerung um 38% , d.h.
von 29.356 Gefangenen auf
40.617 Gefangene, obwohl
nur  28.332 Plätze zur
Verfügung stehen.
W egen Stöße gegen das

G esetzNr.30oder

nationales

Betäubungsm ittelsstatut

gab es 6.504Inhaftierte

140Versöhnungs-und
Schiedsgerichtszentren.

1500Fällewurden in
Gerechtigkeitversöhnt.

1980-1990: 0,6 %  des

Bruttoinlandsproduktes

1995: 1,17%  des

Bruttoinlandsproduktes

Von 26.352 Behörden in der
Justiz im Jahre 1990 stieg
die Zahl  auf 40.932 im
Jahre1995.

i
Von der Dirección Nacionalde EstupefacienteeingereichteK lagen bezüglich der Enteignung von Verm ögen der Drogenhändler

DATUM NAM E W ERT (kolum bianische Peso)*

21.Februar1997 JairoCorrea Alzate $ 1.000.000.000,oo

21.Februar1997 Sociedad Correa Alzate $ 3.000.000.000,oo

14.M ärz1997 Iván UrdinolaGrajales $ 1.000.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 100.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 20.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 80.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 100.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 80.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 100.000.000,oo

02.April1997 PabloEscobarGaviria $ 500.000.000,oo

22.April1997 Otonielde Jesús González $ 600.000.000,oo

22.April1997 Otonielde Jesús González $ 50.000.000,oo

22.April1997 Juan Carlos Ramírez $ 100.000.000,oo

20.M ai1997 Erben de PabloEscobar $ 5.000.000.000,oo

23.M ai1997 BrüderOchoa Vásquez $ 500.000.000,oo

05.Juni1997 Erben Gustavo Gaviria $ 1.000.000.000,oo

05.Juni1997 M aríaEugeniaVásquez $ 10.000.000,oo

24.Juni1997 Juan PabloEscobarHenao $ 2.500.000.000,oo

26.Juni1997 BrüderOchoa Vásquez $ 1.000.000.000,oo

26.Juni1997 BrüderOchoa Vásquez $ 1.000.000.000,oo

29Juni1997 PabloEscobarGaviria $ 5.000.000.000,oo

01.August1997 PabloEscobarGaviria $ 2.000.000.000,oo

12.August1997 Erben GonzaloRodríguez Gacha $ 417.700.000,oo

12.August1997 EduardoDávilaArmenta $ 500.000.000,oo

19.August1997 M iguelRodríguez Orejuela $ 627.200.000,oo

26.August1997 M arleny Gasca Castro $ 500.000.000,oo

16.September1997 Iván UrdinolaGrajales $ 100.000.000,oo

16.September1997 Erben Gustavo Gaviria $ 900.000.000,oo

16.September1997 EduardoDávilaArmenta $ 800.000.000,oo

*Es liegtkeine aktuellerKurszugrunde

Von der Dirección Nacionalde EstupefacienteeingereichteGesuche bezüglich der Enteignung von Verm ögen der Drogenhändler
DATUM GESUCH W ERT (kolum bianische Peso)

13.Februar1997 PastorPerafán Homen $ 1.000.000.000,oo
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14.M ärz1997 PastorPerafán Homen $ 100.000.000,oo

29.April1997 Guillermo OrtizGaitán $ 150.000.000,oo

05.M ai1997 PastorPerafán Homen $ 5.000.000,oo

10.Juni1997 SheilaAranna de Nasser $10.000.000.000,oo

29.Juli1997 Guillermo OrtízGaitán $ 100.000.000,oo

Die35Aktionen haben einen W ertvon39.939.900.000,ooinkolumbianischer W ährung.

i
VerwendeteDrogen in K olum bien gem äß der Studievon 1996nach sozialerBevölkerungskunde-Variable

BASUK O M ARIH UANA K O K AIN

Geschlecht:
M ännlich
W eiblich

Gesamt:385.625(1,5% )
310.125(2,5% )
75.501(0,6% )

Gesamt:1.368.952(5,4% )
1.074.543(8,6% )
312.409(2,4% )

Gesamt:400.473(1,6% )
332.303(2,7% )
68.171(0,5% )

Alter:
12-17Jahre
18-24Jahre
25-44Jahre
45-60Jahre

26.854(0,5% )
64.664(1,3% )
274.259(2,6% )
19.848(0,4% )

159.285(2,9% )
315.562(6,6% )
755.259(7,2% )
156.846(3,2% )

24.993(0,5% )
53.241(1,1% )
255.778(2,5% )
66.462(1,3% )

Ausbildung:
Keine
Grundschulenichtbeendet
Grundschule
Abiturnichtbeendet
Abitur
Universität

10.599(0,7% )
57.322(1,2% )
62.358(1,4% )
118.368(1,5% )
64.782(1,6% )
72.197(2,6% )

40.841(2,8% )
231.797(4,7% )
142.399(3,1% )
449.39(5,7% )
251.163(6,2% )
271.713(9,7% )

77(0,0% )
54.435(1,1% )
32.625(0,7% )
114.837(1,5% )
89.853(2,2% )
108.646(3,9% )

W ichtige Tätigkeit
Sich um eine Stellebewerben
Arbeit
Arbeitslose
Rentner
Hausarbeit
Ausbildung
Invalide

67.548(6,0% )
254.353(2,2% )
5.448(1,6% )
2.666(0,7% )
34.883(0,5% )
20.298(0,4% )
429(0,2% )

154.292(13,7% )
809.481(7,0% )
27.718(8,0% )
23.019(6,2% )
143.524(2,2% )
221.282(3,9% )
7.638(4,4% )

64.989(5,7% )
244.985(2,1% )
14.262(4,1% )
8.588(2,3% )

41.749(0,7% )

Region:
Pacífica
Antioquia
Central
BogotáD.C.
Antiguos Territorios
Atlántica
Oriental

115.465(2,5% )
84.560(2,4% )
63.989(2,0% )
73.760(1,8% )
3.402(1,2% )
28.274(0,5% )
16.175(0,4% )

295.802(6,3% )
405.265(11,7% )
172.831(5,4% )
275.955(6,7% )
6.996(2,5% )
126.508(2,4% )
103.596(2,3% )

88.661(1,9% )
82.814(2,4% )
62.205(1,9% )
96.905(2,3% )
2.157(0,8% )
34.193(0,6% )
33.538(0,7% )

DerKonsum von Heroin war sehr gering. Insgesamt werden etwa 12.566 Personen, die irgendwann im Leben Heroin konsumiert haben,
geschätzt. Für das M orphin wurden 54.739 Konsumenten geschätzt. Diese Fälle entsprechen den Personen, die M orphin mit und ohne
ärztlichen Rezeptkonsumierthaben.
Der Konsum von Alkohol von Personen, die irgendwann aber nicht oft Alkohol konsumieren, erreichte 35,5%  der Bevölkerung und der
Tabakkonsum 18,5% .
Quellen:Rodríguez Ospina,Edgar.„Consumo de sustancias psicoactivas en Colombia1996“.DirecciónNacionalde Estupefacientes-CEIS-
FundaciónSantaFe Hrsg.Santaféde Bogotá,Kolumbien 1997.

i
M ittelfür dieDrogenbekäm pfung aufder Ebene der Prävention und Rehabilitation zwischen 1981-1994(M io.kolum bianische

Peso)

Institutionen der Regierung,diedas

Geld bekom m en haben

1981 1992 1993 1994



129

I.ZentraleRegierung
a. Erziehungsministerium
b. Gesundheitsministerium
c. Kommunikationsministerium
d. Präsidentschaftsrat für die jungen

Leute,dieFrauen und dieFamilie
Zwischensum m e der zentralen

Regierung

25,0

25,0

98,5

98,5

20,5
405,8

426,3

670,8
1.557,6
235,6
1.024,6

3.488,7

II. Departements
a. Atlántico
b. Caldas
c. Santander
Zwischensum m e der Departem ents

45,8
980,0
688,6
1.714,3

III. Gemeinde
a. Bogotá
b. M edellín
Zwischensum m e der Gem einden

531,8
224,3
756,1

GESAM T SUM M E 25,0 98,5 426,3 5.959,2

Quelle:López Restrepo,Andrés.„Costos delcombatealaproducción,comercialización y consumo de drogas y alaviolenciagenerada por
elnarcotráfico“ In:„Drogas ilícitas en Colombia“.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1997,Seite443.
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3. DIE BEKÄM PFUNG DES RAUSCHGIFTHANDELS IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:

INTERESSENKONFLIKT ZW ISCHEN DER NATIONALEN O RIENTIERUNG UND

DER LOKALEN POLITIK

3.1.  Deutschland:Einwichtiger M arktdes Drogenhandels

"Hohe Kriminalitätsrate plus unzulängliche Strafverfolgung haben sich im Bewußtsein weiter

Bevölkerungsteilezu dem Bildverfestigt,daß das Verbrechen überhandnimmtund derStaatnichtin der

Lage ist,seine Bürgerdavorzu schützen."
1
In einerbestimmten W eise reflektiert diese Anmerkung das

Gefühldes BürgersinderBundesrepublik,fürden dieSicherheitslage einProblem geworden ist,an dem

viele verschiedene Akteure der organisierten Kriminalität teilnehmen. 50 Prozent der Bürger in ganz

Deutschland,im Osten 76 Prozentsindmitdem Schutzdurch diePolizeinichtzufrieden.36 Prozentder

Befragten im W esten und 52Prozentim Osten meinen,daß inihrem StaateinStraftäterbessergeschützt

werde alsdernormaleBürger.
2
Diese Empfindung des M ißtrauens istin derBundesrepublik aufGrund

derhohen Kriminalitätaufallen Ebenen derGesellschaftzu finden.Nach derÖffnung derBerlinerM auer

am 9.November1989und derseitherdrastischen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung inOsteuropa

hatderRauschgifthandelseine Netze und sein M odus operandiausgeweitet,wobeinichtnurdieM enge

illegalerDrogen in Europa angestiegen ist,sondern auch immerneue Routen durch dieosteuropäischen

Länderentdecktwurden.Neue FällederKriminalitätsindaufden vergrößerten Drogenmarktund aufden

erhöhten Konsum vonRauschgiftzurückzuführen.

Der Konsum von Rauschgift in Deutschland - besonders von Kokain, Amphetamin - ist in den letzten

Jahren unaufhaltsam angestiegen. Die von der Polizei registrierte Zahl der erstauffälligen Konsumenten

harter Drogen ist offenkundig gestiegen. Gemäß des Beauftragten des Innenministerium, Norbert Seitz,

stieg dieZahldererstauffälligen Konsumenten harterDrogen inderZeitvonJanuarbisOktober1996um

13,7%  an.W ährend es vonJanuarbisOktober199510.678Fällegab,wurden im Jahr1996,im gleichen

Zeitraum,12.144 Fälleregistriert.
3
DieaktuelleTendenz zeigt,daß immermehrharteDrogen konsumiert

werden.„Im Jahr1998erhöhtesich dieZahlderErstauffälligen Konsumenten harterDrogen (EkhD)auf

20.943 Personen. Dies entspricht einer Steigerung von 1,7%  gegenüber dem Vorjahr. Die Entwicklung

verlief bei den einzelnen Rauschgiftarten äußerst unterschiedlich. W ährend hohe Zuwächse bei

Amphetamin (+20,2% ) und Kokain (+10,6% ) registriert wurde, waren die Zahlen der EkhD im

1
RudolfW assermann.„Kriminalitätund Sicherheitsbedürfnis.ZurBedrohung durch Gewaltund KriminalitätinDeutschland".,in:"AusPolitik und

Zeitgeschichte",Beilage zurW ochenzeitung „DasParlament“.B 23/95.2.Juni1995.S.6.
2
Vgl.ElisabethNoelle-Neumann."KeinSchutz,keine Gleichheit,keine Gerechtigkeit",in:FrankfurterAllgemeine Zeitung vom 8.M ärz1995,S.5.

3
NorbertSeitz,LeiterderGeschäftsstelledes Beauftragten derBundesregierung fürDrogenfragen des Innerenministeriums wurde von der

VerfasserindieserArbeitam 19.November1996im Bundesministerium des Inneren inBonn interviewt.
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Zusammenhang mitHeroin(-1,3% ),Ecstasy (-25,5)und LSD (-19,6% )rückläufig“
4

Tabelle4:Erstauffällige Konsumenten harterDrogen

Drogen

Jahr
Heroin Kokain Amphetamin LSD Sonstige Ecstasy

1991 67,5% 17,8% 11,4% 1,8% 1,4% 0%

1993 59,8% 23,1% 13,5% 1,2% 2,4% 0%

1995 39,6% 24,1% 17,7% 4,4% 0,7% 13,5%

1997 35,4% 20,8% 22,3% 5,5% 0,6% 15,3%

1998 34,5% 22,7% 26,5% 4,3% 0,7% 11,3%

Bundeskriminalamt(Hrsg.)„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland“.,W iesbaden,1995.S.57,und 1998Seite8.

Nach Aussagen vonNorbertSeitz"sinddiegesundheitlichen Folgen des Drogenkonsums enorm.Alleinin

derBundesrepublik Deutschland sind etwa 120.000 abhängig von sogenannten Haschisch-Drogen,ganz

deutlich aber von Heroin. Es sind M enschen, die weder selbständig arbeiten können, noch sonst ein

vernünftiges Auskommen haben,sondern ganz von derSozialhilfeleben.Sieleben im Drogenelend,und

sie kommen entweder durch eine Überdosis von Heroin zu Tode oder aber sterben irgendwann an den

Folgen ihrerSucht."
5

AberDeutschland istnichtnureinLand fürKonsumenten,daneben hates sich zu einem Transitland nach

Zentral- und W esteuropa entwickelt, „ Deutschland ist nicht nur Bestimmungs-, sondern auch

Transitstaat.In69 Fällen sollten 138.973 Konsumeinheiten (KE)Ecstasy,in45 Fällen insgesamt9,3 kg

Amphetamin und in 15 Fällen insgesamt6.404 Trips aus bzw.überdieBundesrepublik Deutschland in

andereStaaten geschmuggeltwerden“
6
.

4
Bundeskriminalamt(Hrsg.).„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland –Kurzdarstellung-“,1998.Seite3.

5
NorbertSeitzam 19.November1996im Bundesministerium des Inneren inBonn..

6
Bundeskriminalamt(Hrsg.).„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland –Kurzdarstellung-“,W iesbaden,1998.Seite6.
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Tabelle5:Sicherstellungsmengen illegalerDrogen inderBundesrepublikDeutschland

Sicherstellung inder
BundesrepublikDeutschland

1994 1995 1997 1998

Heroin 1.591kg 993 kg 722,2kg 685,9kg

Kokain 767 kg 1.846kg 1.721,2kg 1.133,2kg

Cannabis(Haschisch) 4.033kg 3.809kg 4.167,3kg 14.897,2kg

M arihuana 21.660kg 10.436kg 7.327,6kg 6.109,5kg

Amphetamin 120 kg 138 k 233,6kg 309,6kg

Synthetische Betäubungsmittel 239.051Tabletten 380.858Tabletten 694.281KE 419.329KE

LSD 29.627Trips 71.069Trips 78.430Trips 32.250Trips

StatistikdesBundesministeriumsdesInnern,Bonn,1995.,und Bundeskriminalamt(Hrsg.)„Rauschgiftjahresbericht Bundesrepublik Deutschland –

Kurzdarstellung-“,W iesbaden,1998Seite9.

M ittlerweilehatsich Deutschland auch zu einem drogenproduzierenden Land entwickelt.DieEntdeckung

von Rauschgiftlaboren ist ein Zeichen für diesen neuen Aspekt der Drogenproblematik innerhalb

Deutschlands.Bemerkenswertist,daß dieHerstellung dersynthetischen Drogen bzw.Ecstasy gestiegen

ist.Informationen des Innenministeriums zeigten daß,inderZeitvonJanuar-Oktober1996 dieZahlder

Rauschgiftlabore auf 13 im Vergleich mit der Zahl der sichergestellten Rauschgiftlabore im gleichen

Zeitraum im Jahr1995stieg -es gibtzweimehr-.Im Berichtsjahr1998des Bundeskriminalamtes wurde

geschrieben,daß „Im Jahre1998 15 Rauschgiftlabore(1997:16)entdecktwurden.DieRauschgiftlabore

waren fürdieHerstellung stimulierenderund halluzinogen wirkenderDrogen eingerichtet.Inzehn Laboren

erfolgte die Produktion von Amphetamin und in zwei Laboren die Synthese von Amphetaminderivaten

(Ecstasy).“
7

3.2. DieProblematikinDeutschland und verantwortliche Institutionen für das Problem

1957wurde vonderW eltgesundheitsorganisationdieSuchtalseinZustand periodischeroderchronischer

Vergiftung,hervorgerufen durch den wiederholten Gebrauch einernatürlichen odersynthetischen Droge,

definiert.InDeutschland gibtes vierKriterien,um dieSuchtzu bestimmen:

1.einunbezwingbares Verlangen zurEinnahme und Beschaffung des M ittels,

2.eine Tendenz zurDosissteigerung (Toleranzerhöhung),

3.diepsychische und meistens auch physische AbhängigkeitvonderW irkung derDroge,

4.dieSchädlichkeitfürden einzelnen und/oderdieGesellschaft.
8

Diese Definition führtezu einer Annäherung an die Drogenproblematik in Deutschland. Die allgemeine

7
Bundeskriminalamt(Hrsg.).„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland –Kurzdarstellung-“,W iesbaden,1998.Seite6.
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Definition der W eltgesundheitsorganisation erlaubte ein breites Feld für den Konsum illegaler Drogen,

wobeiinden 60erJahren dieSuchtnichtalseinProblem wahrgenommen wurde,sondern den Charakter

einerM odeerscheinung hatte.Diese verbreitete"M ode des Konsums illegalerDrogen" warbesondersin

intellektuellen Kreisen zu finden. Nach Aussagen der Parlamentarischen Staatssekretärin, Sabine

Bergmann-Pohl, "wurde Cannabis mit der Studentenbewegung ab 1967/68 in Deutschland bekannt.

ObwohlCannabiseine deram häufigsten gebrauchten psychotropen Substanzen in derW eltist,gibtes

über seine gesundheitlichen Auswirkung immer noch Verwirrung. Eben aufgrund dieses M angels an

genauem W issen gibtes überCannabisund seine W irkung vielfältige M ythen."
9

Anfang der 70er Jahre ist der M ißbrauch von Rauschgift in der Bundesrepublik als eine Protestaktion

gegen die tief eingeprägte Strukturen der Gesellschaft angestiegen. Seitdem wurde die Entstehung von

Institutionen aufpolizeilicherEbene notwendig,diedieKontrolleund dieEntwicklungen dieses Verhaltens

registrieren sollen. Das Bundeskriminalamt (BKA) legt seit 1971 einen Rauschgiftjahresbericht vor, im

dem sowohl die Tendenzen des Rauschgiftkonsums als auch die jährlichen Statistiken über die

zahlenmäßige Entwicklung der Fälle, die direkte Beschaffungskriminalität, die Straftaten von

Konsumenten harterDrogen,dieSicherstellungen beschlagnahmterDrogen aufgezeichnetwerden.

Obwohl sich in den 60er und 70er Jahren eine wachsende Tendenz zum Drogenkonsum und

Rauschgifthandel abzeichnete, hat die deutsche Regierung diese Problematik innerhalb ihrer politischen

Prioritäten nichtfestgelegt.LänderwiedieNiederlande,England und Schweden hatten Anfang der70er

Jahre nicht nur Substitutionsbehandlungen durchgeführt, sondern auch flexible Regelungen für das

Drogenproblem aufgestellt. Deutschland schien sich im Vergleich zu den anderen Ländern von der

Problematik nicht betroffen zu fühlen. Das im Jahre 1981 in Kraft getretene Betäubungsmittelgesetz

bestimmteeine neue Phase fürdas Interesse und dieW ahrnehmung des Drogenphänomens.Zu Anfang der

Dekade der90erJahrehatDeutschland erschreckende Zahlen im Bezug aufden Drogenkonsum registriert.

DieStatistiken überden M ißbrauch und HandelvonRauschgiftwaren alarmierend.Es warklar,daß man

das Problem möglicherweise unterschätzthatte.NorbertSeitzbehauptet:„W irhatten inden 68erninder

Bundesrepublik Deutschland unsereProbleme mitdem Cannabiskonsum.W irhaben das alsdie H́ippy

Flower Power Zeit̀ beschrieben. Dieses Phänomen gab es nicht nur in Deutschland. W ir hatten auch

unsere unterschiedlichen Phasen beim Heroinkonsum, beim Kokainkonsum, aber das waren eigentlich

Probleme,dienichternstgenommen wurden,da dieZahlderKonsumenten vongeringerBedeutung war.

Kokain wurde beiuns lange Zeitals Ćity meeting Drogè bezeichnet.Das betrafdas Establishmentder

Künstlerund ähnliche.BisherkonntederKreisderBetroffenen eingeschränktwerden.Inzwischen greift

derDrogenkonsum aufandereSchichten derGesellschaftüber,besondersaufdiejüngereGeneration.M an

8
Bundeskriminalamt(Hrsg.).„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland“.,W iesbaden,1995.S.5.
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sagt uns immer, daß die Bilder der Entwicklung im Drogenbereich in gewisser W eise ein Spiegel der

Gesellschaftsind.So gibtes etwas Krankes inunsererGesellschaft.“
10

Angesichts der Recherchen des Bundesministeriums für Gesundheit und des Instituts für

Therapieforschung inM ünchen istdieZahlderDrogenkonsumenten,diezwischen 10bis14Jahrealtsind,

noch sehrgering.DieProblematikbeginntbeiKonsumenten im Alterzwischen 14 bis18 Jahren,und sie

verschärftsich beiErwachsenen,diezwischen 18 bis24 Jahrealtsind,und an Cannabis,synthetischer

oderharterDrogensuchtleiden.DerKonsum von harten Drogen istfürErwachsene zwischen 24 bis35

Jahren nicht nur gefährlicher, sondern auch häufiger, weil ihre Sucht nach Rauschgiftmitteln zur

Gewohnheit geworden ist, und als ein Lebensstil angesehen wird. Cannabis ist das am häufigsten in

Deutschland gebrauchteRauschmittel.Nach Schätzungen des Innenministeriums konsumieren etwa vier

M illionen Deutsche gelegentlich Cannabis. Aus verschiedenen Studien zum Konsumverhalten in

Deutschland wurde u.a.errechnet,"daß mindestens 1.000.000 M enschen in der Bundesrepublik illegale

Drogen konsumieren. Die Zahl der Personen, die häufiger harte Drogen bzw. Heroin, Kokain und

synthetische Betäubungsmittelgebrauchen,wird auf200.000 bis 300.000 geschätzt. Darin enthalten ist

ein harter Kern von Drogenabhängigen, insbesondere mit intravenösem Gebrauch, der etwa 70.000 bis

100.000Personen umfaßt."
11
Inden letzten Jahren wurde eine wachsende ZahlvonKonsumenten harter

Drogen in der Polizeistatistik verzeichnet. Es ist anzumerken, daß es über den Ecstasykonsum keine

genaue Statistik aus den Vorjahren gibt, da der Konsum dieses synthetischen M ittels relativ neu in

Deutschland ist.

Tabelle6:AltersstrukturderKokainkonsumenten

AlterFälle
Kokainkonsum

14-18Jahrealt 18-21Jahrealt 21-25Jahrealt 25-30Jahrealt 30-40Jahrealt

1991 30 259 703 765 593

1992 46 307 663 790 671

1993 66 356 879 953 825

1994 94 494 1.081 1.316 1.092

1995 105 484 970 1.227 1.201

Quelle: Bundeskriminalamt (Hrsg.). „Erstauffällige Konsumenten harter Drogen. Altersstruktur der Kokakonsumenten“. „Rauschgiftjahresbericht

1995" W iesbaden,1995.Tabelle23desAnhangsdesBerichts

Tabelle7:Ecstasykonsumenten nach Alter

9
Sabine,Bergmann-Pohlbeim Drogenratdesdeutschen Parlaments:„Statt«W undermittel»W eiterentwicklung derDrogenhilfe.05.Dezember1995.

10
NorbertSeitzam 19.November1996im Bundesministerium des Inneren inBonn.

11
 Klaus Herbst. "Umfang des gesamten M ißbrauchsverhaltens in der Bevölkerung", in: Politische Studien, Heft 344, Nov./Dez .1995, Zitiert in:

„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland“.Bundeskriminalamt(Hrsg.),W iesbaden,1995.S.58.
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AlterFälleEcstasykonsum
14-18 18-21 21-25 25-30 30-40

1995 285 890 765 340 120

Bundeskriminalamt(Hrsg.).„Erstauffällige Konsumenten harterDrogen.AltersstrukturderEcstasykonsumenten“.RauschgiftjahresberichtBKA 1995.
Tabelle25desAnhangsdesBerichts.

Im Jahr 1995 wurden in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 162.854 Delikte der

Rauschgiftkriminalitätregistriert,beidenen es sich in158.477 (97,3% )derFälleum Verstöße gegen das

Betäubungsmittelgesetzhandelte.Im Vergleich mitden Zahlen von 1994 zeigtesich eine Steigerungsrate

von 19,7% . „Insbesondere im Zusammenhang mit Amphetamin (+102,3% ), LSD (+62,5% ), Kokain

(+25,9% )und Cannabis(+19,9% )wareinstarkerAnstieg derDeliktzahlen festzustellen.DieDelikteim

Zusammenhang mitHeroinsindum 5,2%  gestiegen,dieinVerbindung mitsonstigen Betäubungsmitteln,

zu denen auch Ecstasy zählt,erhöhten sich um 40,9% .DieGesamtzahldererstauffälligen Konsumenten

harter Drogen hat mit einem Anstieg um 4,9%  auf 15.230 eine neue Rekordhöhe erreicht, die

ausschließlich aufdieEntwicklung im Bereich dersynthetischen Betäubungsmittelzurückzuführen ist.“
12

Es istauffällig,daß inDeutschland im Vergleich zu anderen LändernEuropas mehrM enschen aufgrund

des Konsums vonRauschgiftmittelnsterben.1995wurden 4.566DrogentoteinEuropa
13
registriert,1.565

(34,27% ) von ihnen in Deutschland. Nach der Bundesrepublik Deutschland sind Italien (1.132) und

Spanien (573) die am stärksten betroffenen Länder. 1998 verstarben bundesweit 1.674 M enschen im

Zusammenhang mit dem M ißbrauch von Betäubungsmitteln. „Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies

einen Anstieg um 173 Fälle(+11,5% ).In den einzelnen Bundesländern sind unterschiedliche Tendenzen

feststellbar. W ährend in Bremen, Hessen, Bayern, Brandenburg und Thüringen eine Steigerung zu

verzeichnen war,sanken dieRauschgifttodesfällein Rheinland-Pfalz und Nordrhein-W estfalen.“
14
 Nach

Angaben derRegierung bedeutetdieZahlderDrogentoten nicht,daß das Drogenproblem inDeutschland

stärkerwurde,sonderndaß dieForschung überdieTodesursache inDeutschland im allgemeinen genauer

geworden ist. „Das Bundesgesundheitsministerium hat versucht, die Todesumstände der Drogenopfer

näherzu beleuchten:Eine Überdosiswarmit72%  diehäufigsteTodesursache.An Krankheiten wieAIDS

und anderen Infektionen starben fünfProzentderDrogenopfer.“
15
Gemäß Aussagen des Beauftragten des

Innenministeriums,NorbertSeitz,werden inDeutschland alleFällevonDrogentoten registriert.Das heißt,

es werden in einerStatistik nichtnurdieTodesfällevon Konsumenten harterDrogen,sondern auch von

gelegentlichen Drogenkonsumenten erfaßt.Aufgrund dieser Ermittlungsweise werden, so die Regierung,

mehr Tote zu der Zahl der Drogentoten gezählt, weil man die Ursachen für den Tod genau erforschen

kann. Diese Informationen könnten für die Formulierung der M aßnahmen über Vorbeugung des

12
Bundeskriminalamt(Hrsg.)."RauschgiftjahrberichtBundesrepublikDeutschland“,W iesbaden,1995.S.11.

13
Hierzu gehören Belgien,Dänemark,Deutschland,Großbritannien,Frankreich,Griechenland,Irland,Italien,Luxemburg,dieNiederlande,Norwegen,

Österreich,Portugal,dieSchweizund Spanien.NationaleStatistik/IPLyon SG.
14
Bundeskriminalamt(Hrsg.)„Rauschgiftjahrbericht.BundesrepublikDeutschland“,W iesbaden,1998.Seite3.
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Drogenkonsums vonBedeutung sein.

Auf der politischen Ebene erregte das Thema der Drogenproblematik Anfang der 90er Jahre die

AufmerksamkeitderParteien.DerDiskussionund dem Interesse überdas Drogenproblem wurde Priorität

eingeräumt. Dementsprechend konnte man in einem Bericht aus dieser Zeit lesen, daß "schließlich das

Thema ́Krieg gegen dieDrogeǹ inden politischen Reden derKonservativen und extremen Rechten mehr

und mehr Raum einnimmt, und dementsprechend wird auch das Thema innere Sicherheit diverse

W ahlkämpfe,insbesonderederCDU,im Jahr1994 bestimmen."
16
Jedoch wurde dieDrogenproblematik

kein Thema des Bundestagswahlkampfes im Jahre 1998 aufgrund des Scheiterns der existierenden

Drogenpolitik.
17

Bezüglich der verantwortlichen öffentlichen Körperschaften für die verschiedenen Formen der

Drogenbekämpfung istfolgendes zu nennen:Im Rahmen dernationalen und internationalen Drogenpolitik

sind dieBundesministerien des Innern und derFinanzen fürdieBekämpfung der Rauschgiftkriminalität

verantwortlich. Das Innenministerium bearbeitet die M aßnahmen sowie die Informationen vom

Bundeskriminalamt.

AufderEbene des Präventionsbereichs wiezum BeispieldieNachfragereduzierung,dieTherapieund die

Rehabilitationsowiediewissenschaftliche Forschung istdas Bundesministerium fürGesundheitzuständig.

Die internationale Arbeit wird vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und dem

Auswärtigen Amt durchgeführt. M it Hilfe der wirtschaftlichen Zusammenarbeit wird nach alternativen

Entwicklungen inden LändernderDritten W elt,dievondem Anbau und derHerstellung vonRauschgift

betroffen sind,gesucht.Das Auswärtige Amtistfürdieaußenpolitische Koordinierung verantwortlich.

3.3. Der nationaleRauschgiftbekämpfungsplan und seine Struktur

Am 13. Juni 1990 wurde unter Vorsitz von Bundeskanzler Helmut Kohl der Nationale

15
Gesundheitsministerium.„Politikgegen Drogen".Bonn,M ärz1996.

16
 Ein Jahresbericht vom Observatoire géopolitique des drogues (ODG). (Hrsg.) "Der W elt-Drogen-Bericht". M ünchen, Deutsche Erstausgabe

Dezember1993.S.118.
17
 Günter Amendt, in: „Die Zeit“, 10. September 1998. S. 69, schrieb: „Einzig die Grünen heben wenigstens einen Aspekt des

Drogenproblems aufihreW ahlplakate.M itderForderung,Cannabiszu legalisieren,bleiben sieaberaufsicherem Terrain,schließlich hat

selbstdas Bundesverfassungsgerichtden Gesetzgeberaufgefordert,eine M indestmenge fürden straffreien Konsum vonCannabisfestzulegen

[...] Von den Regierungsparteien ist zum Thema Drogen im W ahlkampf gar nichts zu hören. Da sind sie gut beraten, denn die

Rauschgiftbilanz der Ära Kohl ist so niederschmetternd, daß ihre öffentliche Erörterung politisch nur schaden kann. In Kohls

sechzehnjährigerAmtszeitistnichtnurdieZahlderErstkonsumenten harterDrogen kontinuierlich gestiegen,auch dieZahlderDrogentoten

istvonJahrzu Jahrgewachsen und hatsich aufeinem hohen Niveau eingependelt.“
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Rauschgiftbekämpfungsplan in Bonn verabschiedet. Der Plan war das Ergebnis der Zusammenarbeit

wichtiger gesellschaftlicher Organisationen und Gruppen sowie Vertretern der Bundesländer. In seiner

Erklärung betonte der Bundeskanzler: „Der Kampf gegen den Drogenmißbrauch ist eine gewaltige

Herausforderung für alle freiheitlichen Gesellschaftsordnungen. W enn es uns nicht gelingt, alle Kräfte

zusammenzufassen,laufen wirGefahr,daß auch beiuns dieEntwicklung aus dem Ruderläuft[...].Auf

dem GebietderVorbeugung istes unserevordringliche Aufgabe,alles zu tun,damitdiejunge Generation

füreinLeben ohne Suchtstoffegewonnen und derKonsum geächtetwird.“
18
Noch einmalwurde eine enge

internationaleZusammenarbeitgegen den Drogenhandelals Schwerpunkt eines erfolgreichen Konzeptes

für den Kampf gegen das Rauschgiftgeschäft gefordert. Diese Zusammenarbeit könnte nicht nur eine

Verringerung des Drogenangebotes, sondern auch eine stärkere Kontrolle des Handels und des

M ißbrauchs ermöglichen.Das Erkennen derSchwierigkeiten inden Erzeugerländernund derVersuch,die

wirtschaftlichen und sozialen Ursachen fürden Anbau von Rauschgiftpflanzen zu überwinden,könnten,

nach Aussagen des Kanzlers, zur Lösung des Drogenproblems beitragen. Deshalb entwickelt das

Bundesministerium fürwirtschaftliche ZusammenarbeitStrategien und HilfsmittelfürdieEntwicklung in

diesen Ländern.DerPlan ist,wiefolgt,indreiEbene strukturiert:

Abbildung 4:Strukturdes nationalen Rauschgiftbekämpfungsplans

M AßNAHM EN ZUR VERRINGERUNG DER NACHFRAGE
NACH RAUSCHGIFTEN

BEKÄM PFUNG DER RAUSCHGIFTKRIM INALITÄT AUF
NATIONALER EBENE

INTERNATIONALE ZUSAM M ENARBEIT

Quelle:Eigene Darstellung.

Der Plan läßt erkennen, daß die Drogenpolitik sich mehr an der Prävention statt an der Repression

orientieren müßte.ErrechtfertigtsowohldieAnwendung des Strafrechtes als auch die Verstärkung der

M aßnahmen gegen den Handel und gegen Straftaten der organisierten Rauschgiftkriminalität, um das

Drogenangebotzu kontrollieren.DieSäulen derDrogenpolitikaufnationalerEbene und dieStrukturdes

Planes können infolgendem Schema dargestelltwerden:

Abbildung 5:Säulen derDrogenpolitikund Strukturdes nationalen Rauschgiftbekämpfungsplans

Nationaler
Rauschgiftbekämpfungsplan

Säulen dernationalen

NationaleM aßnahmen zur
Verringerung derNachfrage nach
Rauschgift

Bekämpfung der
Rauschgift-
Kriminalitätaufder

Zusammenarbeitauf

internationalerEbene

18
 Bundesministerium für Gesundheit und Bundesministerium des Innern (Hrsg.). Erklärung des Bundeskanzlers am 13.Juni 1990 in Bonn.,

in:„NationalerRauschgiftbekämpfungsplan“.Bonn 1992.S.3.
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Drogenpolitik nationalen Ebene.

Verringerung derNachfrage
durch dieverstärkte
Erweiterung derPrävention

-Definition derProblematikund
Zielederpräventiven
M aßnahmen:
-strukturelleund
organisatorische
Voraussetzungen,
-Zielgruppe,
-allgemeine Öffentlichkeit,
M edienvertreter,M ultiplikatoren
alsVermittlerund
Ansprechpartner,Personalin
Schulen,Jugendlichen,Eltern
usw.
-Beratung,Behandlung,
Nachsorge,Rehabilitation sowie
berufliche undsoziale
Eingliederung.Angebotfür
Frauen,Substitutionsbehandlung,
Verstärkung ambulanter
Therapieangebotesowiedie
Verstärkung derInstrumentedes
Arbeitsförderungsgesetzes.
-wissenschaftliche Forschung
undEntwicklung.

-Bekämpfung des
Rauschgifthandelsdurch
Verbesserung der
Informationsgewinnung
zurRauschgift-
bekämpfung,Verstärkung
derRauschgiftkontrollen
an den Außengrenzen und
Verbesserung der
Betäubungsmitteldetektion
.
-Gesetzgeberische
M aßnahmen.Das heißt,
Änderung des
Betäubungsmittelgesetzes,
Verschärfung des
gesetzlichen Strafrahmens
fürillegalen
Drogenhandel,
Strafvorschriften für
Rauschgifthandelauf
öffentlichen Plätzen,
Schulen,sowiefür
Rauschgiftkleinhandel.

-Internationale

Zusammenarbeitaufder

Ebene derPräventionund

Therapie,z.B.durch Städte-

Studien im Bereich der

Pompidou-Gruppe des

Europa-rates,dasPilot-

ProjektzurPrimärprävention

desDrogenmißbrauchssowie

internationale

Zusammenarbeitbeider

Nachfragereduzierung.

-Zusammenarbeitmitden

Vereinten Nationen.

-Konkretisierung der

Zusammenarbeitmitder

Europäischen Union.

DifferentielleHilfen fürdie
Drogenabhängigen

-M aßnahmenschwerpunkteder
föderativen Länder.Das heißt,
M odellvorhaben des Bundes auf
derEbene derSozialarbeitfür
langjährige Abhängige,die
stationäreKrisenintervention,das
betreuteW ohnen,dieBetreuung
undBeratung,die
Substitutionsbehandlung,die
Förderung von Kurzzeit-und
Intervalltherapien zur
Krisenintervention und
Rückfallprophylaxe.
-wissenschaftliche Forschung
undEntwicklung.

-Verstärkung der

wissenschaftlichen

Forschungen überden

Drogenkonsum inden

Erzeugerländern,um dieZahl

derBetroffenen zu schätzen,

damitdasRauschgiftproblem

sicherbestimmtwerden kann.

-Ausbildung fürdie

Verantwortlichen der

Therapieund Rehabilitation

vonDrogenabhängigen.

-Unterstützung vonNicht-

Regierungsorganisationen,die

aufderPräventionsebene

arbeiten.

Verringerung des Angebotes
durch dieZusammenarbeit
aufnationalerund
internationalerEbene

-Verstärkung derKontrollen bei
sogenannten "Disco-Parties",bei
denen inden letzten Jahren das
Angebotan synthetischen Drogen
sehrstarkgestiegen ist.

-gesetzgeberische
M aßnahmen,z.B.
Änderungen des
Betäubungsmittelsaufder
Ebene derVerschärfung
des gesetzlichen
Strafrahmens fürillegalen
Drogenhandel,der
Ergänzung von Haft-und
Geldstrafen,der
gesetzlichen Erfassung und
Kontrollevon
Designerdrogen,der
Vorschriften gegen den
M ißbrauch von
Chemikalien,Geräten und
sonstigen Hilfsmitteln.
-Verbesserung der
Ermittlungsinstrumente.

-InternationaleM aßnahmen

zurBekämpfung der

Rauschgiftkriminalität.Das

heißt,Koordinierungsstelle

fürinternationale

ZusammenarbeitbeiInterpol,

Verbesserung des

internationalen polizeilichen

Informationsaustausches,

Verbesserung derAusbildung

und Ausstattung der

Rauschgiftbekämpfungsbehör

de inden Erzeuger-und

Transitländern.

-Angebotsreduzierung durch

wirtschaftliche

Zusammenarbeitmitden

Anbau-und Erzeugerländern,

stärkereEinbeziehung der

Rauschgiftbekämpfung indie

Entwicklungspolitikder

Bundesregierung.
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-Schaffung wirksamer
Rechtsvorschriften zum
Entzug finanzieller
Ressourcen,das heißt,
Einführung einer
Vermögensstrafe,Entzug
des illegalen Vermögens
durch Erweiterung der
Verfallsvorschriften,
vorläufige
Vermögensbeschlagnahme
-verbesserter
Informationsaustausch
-Zusammenarbeitmit
Finanzinstituten und
Finanzbehörden-.
- Verstärkung der

Rauschgiftkontrollen
an den Außengrenzen
undVerbesserung der
Betäubungsmitteldete
ktion.

-Verbesserung der
organisatorischen und
personellen Strukturder
Rauschgiftbekämpfungs-
behörden.

-Ausbildung für
Spezialdienststellen,
Kooperation.

-Unterstützung derInitiativen

im Rahmen derVereinten

Nationen und der

Europäischen Union,

Erleichterung des

M arktzugangsfür

Ersatzprodukte.

Quelle:Eigene Darstellung.

3.4. M aßnahmen aufder nationalen Ebene zur Verringerung der Rauschgiftnachfrage

Indem nationalen Plan zurBekämpfung des Rauschgiftswirdbetont,daß mitden Präventionsmaßnahmen

nicht nur die Sucht nach illegalen Drogen, sondern auch nach anderen gefährdenden Suchtmitteln

berücksichtigtwerden muß.DerPräventionkommtdemnach beiderSuchtmittelbekämpfung eine zentrale

Bedeutung zu. Es wird deutlich, daß Prävention nicht nur das Anbieten von Informationen bedeutet,

sondern auch das Erkennen von konfliktreichen Situationen, die eine Person zu einer Sucht verleiten

können. Deshalb sollte sich die Prävention auf verschiedene soziale Gruppen beziehen. Angesichts der

Entwicklungen des M ißbrauchverhaltens wirdindem Plan vorgeschlagen,daß präventive M aßnahmen auf

Gruppen, die bisher noch nicht von der Drogenproblematik betroffen sind, ausgerichtet werden. Diese

sogenanntePrimärpräventionversuchtKinderund Jugendliche ingefährlichen Lebenssituationen,indenen

sie zu möglichen Konsumenten werden könnten, zu schützen. Gleichzeitig richtet der Plan große

AufmerksamkeitaufdieGruppen von Erwachsenen,dievorallem Kokain-oderHeroinkonsum alsTeil

ihres Lebensstil betrachten, um zu verhindern, daß aus Drogengefährdeten Abhängige werden. Diese

Richtung wirdalsSekundärpräventionbezeichnet.
19

19
Bundesministerium fürGesundheitund Bundesministerium des Innern(Hrsg.).„NationalerRauschgiftbekämpfungsplan“.Bonn,1992.S.



139

Laut dem Plan können diese Präventivmaßnahmen nur erfolgreich sein, wenn sie langfristig und

kontinuierlich durchgeführt werden. Es wird hervorgehoben, daß für diese Aktionen nicht nur die

staatlichen Organe (Bundesregierung und Landesregierung),sondern auch dieTrägerderPrävention wie

kommunaleBehörden,Kirchen,Verbände derfreien W ohlfahrtspflege,Arbeitgeberund Gewerkschaften,

verschiedene private Organisationen und Vereine verantwortlich sind, da sie eine aktive Kooperation

gewährleisten.

Die präventiven M aßnahmen werden an die allgemeine Öffentlichkeit, die M edienvertreter, die

M ultiplikatoren, das Personal in den Schulen und an Jugendorganisationen gerichtet, um ein breites

Spektrum derBevölkerung fürdas Drogenproblem zu sensibilisieren und zu einerverstärkten M itarbeit

beiderPräventionaufzurufen.

M it Prävention ist auch Beratung, Behandlung, Nachsorge, Rehabilitation sowie berufliche und soziale

Eingliederung gemeint.Da dieSuchtalseine Krankheitbetrachtetwerden kann und dieAbhängigkeitaus

mehreren Phasen besteht,das heißt,daß dieSuchtsich alsein Prozeß entwickelt,istdas Angeboteiner

spezifischen Hilfeund Begleitung fürdieKranken notwendig.DieDrogenkranken leiden unterderSucht

und können nicht allein aus ihrer Krankheit aussteigen, weshalb sie ein Recht auf Hilfe, medizinische

Behandlung und Rehabilitationhaben.DerPlan betont:„DieDrogenabhängigen haben auch Anspruch auf

mitmenschliche Solidaritätund dürfen wederausgegrenztnoch stigmatisiertwerden.Siekönnen behandelt

werden.“
20
 Die Prävention ermöglicht ein besseres Verständnis für die Krankheit sowie für die

Bedingungen,unterdenen siesich entwickelt,und eine bessereFormulierung derHilfe.

Nach Aussagen des Beauftragten des Bundesministerium des Inneren, Norbert Seitz, investierte die

Bundesregierung im Jahre1989 1,8 M io.DM  indiePrävention.Diese Summe erhöhtesich erheblich im

Jahr1990,als12,8M io.DM  im Bereich derPräventioninvestiertwurden.DerHaushaltim Rahmen der

Präventionstieg im Jahr1996von20auf22M io.DM ,während dieSumme fürdieTherapieim gleichen

Jahrvon22auf25M io.DM  erreichte.Letzterewirdinverschiedene Projekteinvestiert:„Diese Beiträge

sindimmernurfürProjekte,diewiralsM odellprojektebetrachten.Das heißt,wirmachen einProjektfür

etwa dreiJahre,von dem wir gemeinsam mit den Ländern glauben, daß es in dem Drogenbereich sehr

hilfreich ist. Jetzt gibt es zum Beispiel ein Programm, das „chronische Abhängige“ heißt, das ganz

spezielleAnsätze entwickelthat,um an diese Leuteleichterheranzukommen,und siemitderZeitfüreine

Therapiezu gewinnen.Dieses Projektwirdvondem Bund inAbstimmung mitden LändernfürdreiJahre

17
20
Bundesministerium fürGesundheitund Bundesministerium des Innern(Hrsg.).„NationalerRauschgiftbekämpfungsplan“.Bonn,1992.S.

23.
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finanziert,und dann bleibtdieEntscheidung beiden Ländern,ob siedieses Projektweiterführen oder,ob

sie aussteigen, weil sie sagen, daß das nichts gebracht hat. Für solche M aßnahmen hat der Bund im

Gesundheitsbereich etwa 50bis55M io.DM  veranschlagt.“
21

3.5. Das K onzeptder Rauschgiftbekäm pfung zwischen Lateinam erika und Deutschland

In Lateinamerika befinden sich die Hauptproduktionsländer für Kokain. Peru und Bolivien sind

weltweitdieHauptanbauländervonKoka,während Kolumbien alsdergrößteHerstellervon Kokain

gilt.Gleichzeitig stelltKolumbien in zunehmendem M aße auch Opium-und Cannabisprodukteher.

In M ittelamerika und der Karibik liegt der Schwerpunkt auf dem Drogentransit aus den

südamerikanischen Produktionsländern aufdienordamerikanischen,afrikanischen und europäischen

M ärkte. Aber auch andere lateinamerikanische Staaten, wie Brasilien, Argentinien und Venezuela,

sindzu Transitländerngeworden.

W eltweit werden die negativen W irkungen dieses illegalen Geschäfts in der Gesellschaft

Lateinamerikas anerkannt:Gewalt,Korruption,sozialeund wirtschaftliche Destabilisierung,dieauf

die Geldwäsche zurückzuführen ist, da dieses Geld einen bedeutenden Devisenzufluß für alle

betroffenen Volkswirtschaften darstellt.DieLändererleben auch einen zunehmenden Drogenkonsum

in derBevölkerung.Nach Aussage des deutschen Außenministeriums,„dürften in Peru,Kolumbien

und Bolivien die Erlöse aus dem Kokaingeschäft bereits 20-30%  des jährlichen

Bruttoinlandsproduktserreichen.“
22

Anbau, Herstellung und Verarbeitung, die Beschaffung der dazu notwendigen Chemikalien,

Vermarktung und Transit sind weltweit organisiert und vernetzt. Aus diesem Grund kann nicht

Lateinamerika im Alleingang das Problem bewältigen. Die Bundesregierung äußerte die

Notwendigkeit einer internationalen Zusammenarbeit, die durch die international geschlossenen

Kompromisse verwirklicht werden kann. Für Deutschland kann das Drogenproblem nur in

internationaler Zusammenarbeit wirksam bekämpft werden. Dies geschieht mit Hilfe einer

multilateralen und bereichsübergreifenden Bekämpfungsstrategie, die durch nichtstaatliche

Organisationen,wiez.B.dieUNO,koordiniertwerden kann.

21
NorbertSeitz19.November1996im Bundesministerium des Inneren inBonn.

22
 Auswärtiges Amt, Bundesministerium für W irtschaft und Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

(Hrsg.).„Lateinamerika-KonzeptderBundesregierung“.M ai,1995.S.26.
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Die Bundesregierung fördert nicht nur bilaterale, sondern auch multilaterale Abkommen, um die

weltweite Aufgabe zur Drogenbekämpfung zu unterstützen. Das Bundesministerium für

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung arbeitete ein Konzept für die gemeinsamen

Bestrebungen gegen dieDrogenkriminalitätaus.Dieses Konzeptschließtdie Schwellenländer nicht

nur Lateinamerikas, sondern auch der restlichen Dritten W elt ein, die von dem Anbau illegaler

Pflanzen, der Herstellung von Rauschgift sowie von einem zunehmenden Drogenkonsum betroffen

sind. Die drei Schwerpunkte der Zusammenarbeit mit Lateinamerika sind: die Eindämmung des

Drogenpflanzenanbaus durch die Alternative Entwicklung, die Eindämmung des Drogenkonsums

durch Präventionsmaßnahmen und die Verringerung der Drogenherstellung und des Drogenhandels

durch Unterstützung derDrogenkontrolle.

Das ZielderDrogenbekämpfung istinersterLiniedieVerminderung des Anbaus vonKoka.Deshalb

sind Bolivien,Peru und Kolumbien diewichtigsten Partnerderdeutschen Zusammenarbeit,wenn es

um dieDrogenbekämpfung geht.Nach derdeutschen Erfahrung konzentriertsich derDrogenanbau

in Peru und Bolivien auf einzelne Regionen, während sich in Kolumbien der Anbau dezentralisiert

aufverschiedene Gebieteverteilt.

BeiderVielschichtigkeiteinernachhaltig wirksamen Rauschgiftbekämpfung siehtsich diedeutsche

Entwicklungspolitik vor eine schwierige Aufgabe gestellt. Deshalb konzentriert sich die

Rauschgiftpolitik auf die kleinbäuerlichen Erzeuger. Anbaualternativen im Rahmen von

breitgefächerten ländlichen Entwicklungsvorhaben,dieneben einerIdentifikation von wirtschaftlich

attraktiven Alternativkulturen auch eine infrastrukturelleErschließung,den Auf-und Ausbau eines

funktionstüchtigen Vermarktungswesens, Saat- und Pflanzguterzeugung usw. einschließen, sind

entwicklungspolitische Strategien zur Eindämmung der Koka-Produktion und zur Steigerung des

Interesses für die legalen M ärkte. Eine wichtige Voraussetzung, um die deutsche Hilfe zu

bekommen, ist deswegen der Kompromiß der nationalen Regierungen zur Entwicklung von

regionalen Plänen,dieeinTeileinerStrategiefürdieM odernisierung und dieDezentralisierung sind.

Deutschland hat kaum Erfahrung auf der Ebene der Alternativen Entwicklung, da die meisten

Vorhaben kurzfristigsindodersich noch immerinProbezeitbefinden.

Bezüglich derHilfeim Polizeibereich investiertedieBundesregierung Deutschland zwischen 1990-

199516,5M io.DM .DieSumme wurde nichtnurinPeru,Bolivien und Kolumbien,sondernauch in

Venezuela und Panama investiert, da diese Länder sich in Transitregionen gewandelt haben. Die

Hilfe für Ausstattung und Ausbildung ist besonders an die technische Struktur auf der Ebene der

Kommunikation und der M obilität gerichtet. Nach Schätzungen der Bundesregierung fehlt es
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insbesondere an Kraftfahrzeugen und M otorrädern. Ferner ist die Kommunikationsstruktur nicht

ausreichend,um einen schnellen polizeilichen Informationsaustausch zu gewährleisten.Deutschland

entsendet Rauschgiftverbindungsbeamte nach Kolumbien, Brasilien, Argentinien, Venezuela,

Bolivien,Panama und CostaRica,um aktivam Kampfgegen das Drogenproblem teilzunehmen.
23

3.5.1. Beziehungen zwischen Deutschland und Kolumbien

Im Jahre1984 während des Besuchs des deutschen Staatsminister,AloisM ertes in Bogotá,wurden

diezukünftigen wirtschaftlichen Perspektiven dieses Land aufinternationalerEbene anerkannt.Der

M inister hob hervor, daß „Kolumbien heute schon einen Entwicklungsstand erreicht hat, der es

erlaubt,vom KonzeptfremderHilfestärkerzu eineraufprivatwirtschaftliche Initiative abgestützten

Entwicklungspolitik überzugehen.UnseretraditionelleFreundschaftgründetsich nichtnuraufgute

bilaterale Beziehungen; sie ist entscheidend geprägt durch gemeinsame W ertvorstellungen und

gemeinsame politische Grundziele.Fürunserebeiden Ländergilt:AußenpolitikistFriedenspolitik.“
24

Aus diesem Grund rief er zur Lösung der bewaffneten Konflikte in den verschieden Regionen

Kolumbiens mitfriedlichen M ittelnauf.DerVertreterDeutschlands beglückwünschteKolumbien zu

seinen internationalen Friedensverhandlungen in der Region der Karibik, seinem Interesse für die

südamerikanische Integration, aber besonders dazu, daß Kolumbien die W iege der Organisation

AmerikanischerStaaten sei.

Inbezug aufdieDiplomatiesinddieinternationalen Beziehungen zwischen den beiden Ländern„eher

kalt“ gewesen.Im Jahre1995 besuchte der kolumbianische Präsident, Ernesto Samper Pizano, die

Bundesrepublik Deutschland nach 30 Jahren, in denen kein derartiger Kontakt bestanden hatte.

Kolumbien hatniemalsden Besuch eines deutschen Kanzlerserlebt.

Folgende bilateralen Abkommen sindzwischen Deutschland und Kolumbien unterzeichnetworden:

• Freundschafts-,Handels-und Schiffahrtsvertrag vom 23.07.1892,

• Handelsabkommen vom 09.11.1957,

23
 Auswärtiges Amt, Bundesministerium für W irtschaft und Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

(Hrsg.).„Lateinamerika-KonzeptderBundesregierung“.Bonn,M ai1995.S.27-32.
24
Rede vonStaatsministerAloisM ertes inBogotá,Kolumbien,am 4.Februar1984.In„DieBundesrepublikDeutschland und

Lateinamerika“.Dokumentation.HerausgeberAuswärtiges Amt.Februar1987.Seite124.
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• Kulturabkommen vom 11.10.1960,

• Abkommen vom 02.03.1965übertechnische Zusammenarbeit,

• Abkommen vom 10.09.1965 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der Schiffahrts- und

Luftfahrtunternehmen aufdem GebietderSteuernvonEinkommen und Vermögen,

• Abkommen vom 25.11.1968überden Luftverkehr,

• mehrereAbkommen überKapitalhilfevon1965,1970,1972,1974,1975und 1976.

• Das Abkommen für technische Hilfe wurde am 04.12.1996 unterzeichnet. Die Hilfe erreichte

15,95M io.DM ,dienichtzurückgezahltwerden muß.DieZusammenarbeitkonzentriertesich auf

die Gebiete Drogenbekämpfung, M odernisierung der Verwaltung und des Rechtssystems sowie

die Armutsbekämpfung. Die Entscheidung ist von der deutschen Regierung nach Analyse der

konfliktreichen SituationinKolumbien getroffen worden.

Nach Angaben der Bundesstelle für Außenhandelsinformation (BfAI) könnte das

Bruttoinlandsprodukt(BIP)Kolumbiens nach Jahren eines fürLateinamerika überdurchschnittlichen

W achstum 1996 deutlich langsamer ansteigen. Die W irtschaftsforscher erwarteten nur noch 3,1%

anstelle des offiziell behaupteten 3,8%  Zuwachses. Die Erwartungen für die wirtschaftliche

Verbesserung sind in den kommenden Jahren nach Schätzungen der Experten optimistisch. Der

Bericht von der Bundesstelle für Außenhandelsinformation bestätigt, daß die politische Krise

W irkungen auf die ausländischen Investitionen hatte. Die Reformierung des Investitionsgesetzes

verbreitertdieInvestitionspaletteund erleichtertden Verfahrensweg.
25

3.5.2. Deutschland und seine Beziehung zu Kolumbien im Rahmen der

Drogenbekämpfungspolitik

Deutschland hatdieZusammenarbeitgegen den Drogenhandelund dieDrogenkartellein Kolumbien

intensiv unterstützt. Die Bundesregierung erkannte seit Anfang der 90er Jahre an, daß „der Krieg

25
BundesstellefürAußenhandelsinformation(Hrsg.).„Lateinamerika-Konferenz derdeutschen W irtschaft“.Köln,Oktober1996.S.19.
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gegen die Drogenkartelle“ in Kolumbien eine hohe Zahl von Opfern forderte sowie zu einer

Unterbrechung der wirtschaftlichen Entwicklung führte. Aus diesem Grund erhielt Kolumbien von

der Bundesregierung Deutschland eine dreijährige Hilfe von 80 M io. DM . Diese Hilfe wurde als

zusätzliche Leistung zu der von der Bundesregierung für diese Periode versprochene Summe

gegeben.DiegesamteHilfederBundesregierung indieserZeiterreichte186M io.DM .

Die Zusammenarbeit mit Kolumbien folgt den Richtlinien des nationalen

Rauschgiftbekämpfungsplans derBundesregierung,dessen Konzeptvon dem Bundesministerium für

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung entwickelt wird. Die zuvor genannten drei

Schwerpunkte der Drogenpolitik auf der Ebene der Zusammenarbeit werden durch die laufenden

ProjekteinKolumbien durch Beispielevonbisherigen Erfahrungen indiesem Land erläutert.

3.5.2.1. ProjekteaufderEbene derAlternativen Entwicklung

Obwohl sich kein bilaterales deutsches Vorhaben in dieser Phase befindet, kann hier das Projekt

Alternative Entwicklung im südlichen Cauca-Talund NordNariñoinKolumbien vorgestelltwerden,

da es sich um ein multilaterales Vorhaben handelt, welches vom Internationalen

Drogenkontrollprogramm der Vereinten Nationen (UNDCP) mit deutschen Treuhandmitteln

durchgeführtwird.

Das Projektwurde im Jahre1985 ineinerRegiondurchgeführt,in derillegalKoka angebautwurde.

DieKokaerzeugung wies damalseine hohe Rentabilitätauf.Darüberhinaus littdas südliche Cauca-

Tal unter einem hohen Gewaltpotential, sozialen Konflikten, an einer defizitären physischen und

sozialen Infrastruktur sowie unter einer unzureichenden Präsenz staatlicher Einrichtungen. Das

Projekt
26
zielteaufeine freiwillige Verringerung derKokaanbauflächen von etwa 4000 Familien in

220 Dörfern durch Schaffung von alternativen Einkommensmöglichkeiten im Rahmen der

Alternativen Entwicklung. Dabei wurde in erster Linie die Produktionssteigerung alternativer

Produkte und deren Vermarktung gefördert. Nahezu sämtliche Aktivitäten wurden über

Kooperativen abgewickelt, die meist auf Projektinitiativen hin gegründet wurden. Neben der vom

Projekt angebotenen Fortbildung und technischen Beratung wurden Initiativfinanzierungen für

Investitionen derKooperativen geleistet.Im Projektwurde dieArbeitmitFrauen,dieVerbesserung

und Verbreitung landwirtschaftlicher Kulturen sowie die Diversifizierung der landwirtschaftlichen

Produkte sehr unterstützt. Nach zehn Jahren Arbeit konnte das Projekt um über 3.000 Hektar auf

26
 „Lateinamerika-Konzept der Bundesregierung“. M aterialienband. Herausgegeben vom Auswärtigen Amt, Bundesministerium für
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30%  des ursprünglichen Kokaanbaus verringert werden. Heutzutage arbeitet man daran, die

erreichten Ergebnisse zu konsolidieren und dieeingeleiteten Entwicklungen in einen selbsttragenden

Prozeß zu überführen.
27

3.5.2.2. ProjekteaufderEbene derPrävention

Die deutsche Zusammenarbeit für die Entwicklung unterstützt im Bereich der Prävention des

Drogenkonsums verschiedene Nichtregierungsorganisationen (NRO), die sich mit

Aufklärungskampagnen sowiemitSozialprogrammen in marginalen Stadtbezirken mitverbreitetem

Drogenkonsum beschäftigen.

Seit1994 wurde in M edellin ein deutsch-kolumbianisches Projektdurchgeführt.Zu dieserZeitwar

M ord diehäufigsteTodesursache in derStadt,es herrschteständige Gewaltund dieEntstehung von

kriminellen Jugendbanden, die „Sicarios“ genannt werden. Als ein möglicher Ansatz wurde der

Umstand erkannt, daß das private Umfeld von Jugendlichen die Anfälligkeit für den

Rauschgiftkonsum erheblich beeinflußt. Ein anderer Ansatz war die Berücksichtigung der

„protektiven Faktoren“, zu denen beispielsweise Konflikt- und Streßfähigkeit, Selbstverantwortung

usw. zählen. Hier setzte das M edellin-Projekt an und versuchte in der geplanten Förderung der

Jugendarbeit insbesondere diese beiden Ansätze zur Verminderung der Suchtgefährdung zu

berücksichtigen. Übergeordnetes Ziel der Jugendarbeitsförderung in M edellin ist es, das friedliche

Zusammenleben und dieBürgerbeteiligung inden Stadtteilen zu stärken.
28

3.5.2.3. ProjekteaufderEbene derDrogenkontrolle(Law Enforcement)

Die extrem hohe Zahl der Gewaltverbrechen kann mit den Aktivitäten der Drogenkartelle in

Kolumbien in Verbindung gebracht werden. Der Bedarf an verbesserten M öglichkeiten der

Beweisführung, die nicht erreichten Indizien, die Unkenntnis der M aßnahmen oder der M angel an

sicheren Informationen verlangt Unterstützung im Rahmen der gerichtsmedizinischen

W irtschaftund Bundesministerium fürwirtschaftliche Zusammenarbeitund Entwicklung.M ai1995
27
 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Hrsg.). „Konzept: Rauschgiftbekämpfung im Rahmen der

Entwicklungszusammenarbeit“.Nr.057,Bonn,April1995.S.16-17.
28
 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Hrsg.). „Konzept: Rauschgiftbekämpfung im Rahmen der
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Untersuchungen,sowieeine ständige Ausbildung im polizeilichen Bereich.Deutschland schlug eine

Verbesserung der Hilfe im polizeilichen Rahmen vor, um die M anagementfähigkeit der

verantwortlichen Institutionen, die die kriminalistische Untersuchung durchführen, zu erreichen. In

diesem Zusammenhang ist die Erhöhung der Qualifikation des Personals der Justiz und des

Kriminalamtes notwendig.
29

3.6. Zwischenfazit

Diedeutsche Drogenpolitikistsich derNotwendigkeiteinerinternationalen Zusammenarbeitbewußt,

die das Ziel verfolgt, beide Seiten der M edaille in dem Kampf gegen den Rauschgifthandel zu

berücksichtigen.DieTatsache,daß dieweitgefächerten Verbrechen,diein Zusammenhang mit den

illegalen Drogen stehen, in einem Land wie Deutschland ständig ansteigen, zeigt, daß nicht nur

polizeiliche M aßnahmen notwendig sind, sondern vor allem auch das Anwachsen der sozialen

Probleme in diesem Zusammenhang beachtet werden müssen. Die veränderten Lebensumstände im

wiedervereinigten Deutschland hatdiezunehmende Arbeitslosigkeitin den neuen Bundesländern mit

sich gebracht.
30
Durch diese Situationentstehteine sozialeM ißstimmung,dieSpannungen zurFolge

hat.

Die internationalen Drogenkartelle haben verstanden, daß in Osteuropa die Bedürftigkeit der

Bevölkerung wächst, deshalb wird diese Region als Umschlagplatz benutzt. In diesem

Zusammenhang läuft Deutschland Gefahr, sich in eine Transitregion für den Drogenhandel nach

W esteuropa zu verwandeln und infolgedessen muß ein Anwachsen der Kriminalität befürchtet

werden. Ein Grund mehr die Verhandlungen und Annäherungen mit den osteuropäischen Ländern

voranzutreiben,um so den illegalen Drogenhandelzu kontrollieren.

Die Entstehung von Banden, die den Straßenhandel mit Drogen in Städten wie Hamburg, Bremen

und Hannoveranführen,zeigen ein neues Phänomen der Drogenproblematik in Deutschland. Nach

Angaben der Landeskriminalämter der Großstädte besteht die M ehrheit dieser Banden und

kriminellen Vereinigungen aus ausländischen Straftätern.Häufig kommtes zu Rivalitäten zwischen

den einzelnen Banden,was oftGewaltund Tod an den Drogenumschlagplätzen derStädtezurFolge

hat.

Entwicklungszusammenarbeit“.Nr.057,Bonn,April1995.S.18.
29
 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Hrsg.). „Konzept: Rauschgiftbekämpfung im Rahmen der

Entwicklungszusammenarbeit“.Nr.057,Bonn,April1995.S.18-19
30
 Statistisches Bundesamt. „Statistisches Jahrbuch 1998 für die Bundesrepublik Deutschland“., Bonn, 1998 S.1 24-126. Aus den

statistischen Informationen läßtsich entnehmen,daß dieZahlderArbeitslosen inden letzten Jahren rasantangestiegen ist.DieArbeitslosen-

Quotederletzten Jahren lag 1995bei10,4% ;1996bei11,5%  und 1997bei12,7.



147

Parallelzu dieserEntwicklung istdieZahldersogenannten „Disco-Parties“ gestiegen,in denen sich

der Verkauf von synthetischen Drogen vervielfacht hat. Diese Situation erfordert Kampagnen zur

Prävention und ständigen Information mitdem Ziel,dieJugendlichen zu bestärken, Drogenkonsum

abzulehnen.

Nach Angaben des Bundeskriminalamtes, „ Die Rauschgiftsituation in der Bundesrepublik

Deutschland stellteauch im Jahre1998aus polizeilicherSichteinernstzunehmendes Problem dar.In

vielen Bereichen weisen diestatistischen Daten Zuwachsraten aus,während rückläufige Zahlen nicht

unbedingtAnzeichen füreine Entspannung darstellen,da dieStatistik nureinen Teildes Hellfeldes

wiedergibt.Nach wie vor dominieren Rauschgiftdelikte im Zusammenhang mit Cannabisprodukten

die Gesamtstatistik. Die Versorgung des illegalen M arktes erfolgte auch 1998 überwiegend mit

Betäubungsmitteln, die außerhalb von Europa hergestellt worden waren. Demzufolge stellen

Kontrollen an den Außengrenzen, aber auch M aßnahmen in den Grenzbereichen innerhalb der

Europäischen Union, noch immer die effektivsten Strafverfolgungsmittel dar. Allerdings ist auch

festzustellen, daß die Bedeutung in Europa und teilweise auch in Deutschland produzierter

Rauschgifte(synthetische Betäubungsmittel,M arihuana,biogene Drogen wiez.B.psilocybinhaltige

Pilze)zunimmt.“
31

ObwohleinnationalerRauschgiftbekämpfungsplan verabschiedetwurde,derverschiedene Praktiken

im Umgang mitM ethadon gestattet,können dieunterschiedlichen Praktiken zu Problemen zwischen

den betroffenen Bundesländern führen - mit der Folge, daß ein „Drogentourismus“ innerhalb

Deutschlands entsteht. M an kann immer noch nicht mit Gewißheit sagen, welche Ergebnisse die

liberale Abgabe von M ethadon im Vergleich zu einer eher restriktiven Drogenpolitik erreicht. Die

politische Auseinandersetzung wird noch in der Diskussion über die M odifizierung des

Betäubungsmittelgesetzes, mit dem Ziel der Legalisierung bestimmter Stoffe unter staatlicher

Kontrolle fortgesetzt. Der Kampf der Städte, die mehr als 500.000 Einwohner haben, für das

Vorhaben, den legalisierten Haschischkonsum zu erproben, ist ein Streitpunkt mit der nationalen

Drogenpolitik,dienoch immerzögert,ob derKampfgegen dieDrogen sich gegen dieKonsumenten

odergegen dieorganisierteRauschgiftkriminalitätrichten soll.

Die Diskussion über die Legalisierung des Drogenkonsums sowie über die Fortsetzung der

31
Bundeskriminalamt(Hrsg.)„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland“-Kurzdarstellung-,W iesbaden 1998.Seite10.
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Behandlungen mit M ethadon schließt verschiedene Aspekte ein, so zum Beispiel ob sie ein

wirksames M ittel gegen den Drogenmißbrauch sind, ob sie eine W iedereingliederung des

Individuums in die Gesellschaft ermöglichen und ob die Behandlungen nur als eine Begleitung der

Sucht als ein M ittel gegen die Abhängigkeit angesehen wird. Diese Punkte stellen W idersprüche

bezüglich des nationalen Rauschgiftbekämpfungsplans dar, da eine totale Abstinenz als zentrales

Ziel des Plans formuliert wurde. Außerdem ist anzumerken, daß es bei der Durchführung von

Projekten und Forschungen im Rahmen der Prävention und Rehabilitation an Bereitschaft und

Kompromiß nicht nur der Bundesregierung, sondern auch der Bundesländer fehlt, ökonomische

M ittelzurVerfügung zu stellen.DieOrientierung derDrogenpolitik Deutschlands istin den letzten

Jahren repressiver geworden, obwohl die politischen Grundlagen an die sozialen Aspekte der

Problematik gerichtet wurde. Diese Situation bedeutet eine unschlüssige Orientierung in der

Drogenbekämpfung und zeigt,daß diegetroffenen M aßnahmen keine Konsequenz gehabthaben,da

sowohldieDrogenkriminalitätalsauch derDrogenkonsum gestiegen sind.

Innerhalb des eigenen Landes muß Deutschland widersprüchliche Situationen bewältigen,diedurch

dieschnelleEntwicklung des Handelsmitillegalen Suchtmittelnund derwachsenden Herstellung von

synthetischen Drogen entstanden sind.Ebenfallsentstehen Herausforderungen aufderinternationalen

Sicherheitsebene bezüglich des W andelsDeutschlands ineine TransitregionfürillegaleDrogen.

Deutschland muß sich mit der internationalen Gemeinschaft auseinandersetzen, mit der die

Bundesregierung Abkommen fürdieBekämpfung gegen das Drogenphänomen -wiez.B.dieW iener

Konvention -unterzeichnethat,nach denen diese Substitutionsbehandlung und dererlaubteVerkauf

von Suchtmitteln in Apotheken nicht akzeptiert sind. Aus dieser Tatsache ergibt sich der Konflikt

zwischen derinternationalen,nationalen und föderativen Politik.

Parallelhierzu entwickeltsich eine internationale Debatte über die Drogen und ihre Konsequenzen

bezüglich derKorruption,derorganisierten Kriminalitätund derAuswirkungen derGeldwäsche auf

die legale W irtschaft. Dieses Thema erzielt besonderes Interesse in Zeiten, in denen die

wirtschaftlichen Kosten des Drogengeldes fürden legalen Handelersichtlich werden.

DieKonventionen derUNO sindElementederZusammenarbeit,dieangewendetwerden müssen,um

einen wirklichen Kampf gegen die Drogen zu unternehmen. Instanzen wie Europol, Interpol, das

Schengener Abkommen und das Bundeskriminalamt müssen ihre Arbeit koordinieren, um einen
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wirksamen Austausch von Informationen zu ermöglichen,diekonkreteErgebnisse bewirken sollen.

Deutschland muß dieBereitschaftzeigen,dieZusammenarbeitnichtnurdurch dieRatifizierung der

internationalen Abkommen, sondern auch durch die Ergreifung von nationalen M aßnahmen zu

verwirklichen,dieden Kampfgegen dieorganisierteKriminalitätverstärken,dieabergleichzeitigdie

sozialen Ursachen des Drogenkonsums überwinden.

AufderEbene der internationalen Kooperation wurde gezeigt, daß - obwohl es ein neues Konzept

eineralternativen Entwicklung gibt,um das Drogenangebotzu bekämpfen -noch keine Bedingungen

füreinerfolgreiches Programm existieren,da dieInfrastrukturderAnbau-und Erzeugerländernoch

immer gering sind. Ein stärkerer Impuls für diese internationale Zusammenarbeit sowie ein

weitreichendererKompromiß könnteeine wirkliche Veränderung im Bereich derLandwirtschaftund

insbesondere der Situation der Bauern ermöglichen. Außerdem ist der Haushalt des

Bundesministeriums fürdiewirtschaftliche Zusammenarbeitund Entwicklung nichtausreichend für

die erforderlichen M aßnahmen, was eine Einschränkung bei der Entwicklung dieser Programme

bedeutet. Die Bundesregierung stellte ein Konzept für die Entwicklungszusammenarbeit vor, das

zwaralsidealeOrientierung zu beurteilen ist,aberdas noch nichtverwirklichtwurde.DieTeilnahme

Deutschlands an Projekten für Alternative Entwicklung, Prävention oder Drogenkontrolle in den

Ländern Lateinamerikas bzw. Kolumbien ist sehr begrenzt. Außerdem sind die ökonomischen

Investitionen fürdieDurchführung dieserProjektenoch sehrgering im Verhältniszu derGröße der

Problematik.

DerImpulsfürdiewissenschaftliche Forschung aufnationalerund internationalerEbene istalssehr

positiv alsM ittelgegen dieUrsachen des Drogenmißbrauchs zu bewerten,dennoch fehltes noch an

derBereitschaftdiese Forschung weiterfortzusetzen.

Lateinamerika stellt sich dar als ein sicherer Handels- und Investitionspartner. Jedoch wird das

sogenannte „Atlantische Dreieck“ keine Existenzmöglichkeit erlangen, wenn die Strukturen der

regionalen Integration nicht verstärkt werden. Die Bundesregierung hat deutlich gemacht, daß die

W ettbewerbsfähigkeit der Länder, die in die geöffneten M ärkte integriert sind, ein bedeutendes

ElementfürdieAnnäherung an dieBundesrepublikist.

Deutschland hatkulturelleund historische Verbindungen zu Lateinamerika,dieeine wirtschaftliche

Annäherung ermöglichen können. W enn jedoch die wirtschaftlichen, politischen und sozialen
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Strukturen nichtgefestigtwerden,könnten siesich alsein HindernisderIntegration erweisen.Diese

IntegrationbrauchtsowohlLateinamerika wieauch Europa.

Abbildung 6:Bereiche des politischen Dialogs zwischen Deutschland und Lateinamerika.

SCHW ERPUNKTE DER ZUSAM M ENARBEIT UND INTERESSEN

W irtschaft * Liberalisierung von Handel und Investitionen, da Lateinamerika ein potentielles und bedeutendstes

W achstum erwarten läßt;

*günstige Rahmenbedingungen desEuropäischen M arktesfürlateinamerikanische Produkte;

*Vereinbarungen im Rahmen derUruguay-Runde zum Schutzgeistigen Eigentumssollten umgesetztwerden.

Deshalbwirdsich dieBundesrepublikinden bilateralen Kontakten miteinzelnen lateinamerikanischen Länder

fürden erforderlichen Schutz,insbesondereeinen befriedigenden Patent-und W arenzeichenschutz,einsetzen;

*Schaffung einernachhaltigen,dauerhaften Entwicklung,um diewirtschaftliche sowiediesozialeLage der

Bevölkerung zu verbessern. Deutschland versteht unter wirtschaftlicher Entwicklung die Entstehung von

geöffneten M ärkte, die sich gleichzeitig um eine verantwortliche Nutzung der Umwelt bemühen sowie die

sozialeBasisverstärken;

*Unterstützung derprivatwirtschaftlichen Investitionen;

*Anwendung dersogenannten Verbundfinanzierung,einneuesInstrumentfürdiefortgeschrittenen Länder

Lateinamerikas, das mit der M obilisierung größerer Finanzvolumen durch die M ischung von öffentlicher

KapitalhilfemitM arktmittelnderKreditanstaltfürW iederaufbau (KfW )rechnen kann;

* Deutschland wird als M itglied des Pariser Clubs, Aktionen unterstützen, die eine Lösung für die

Verschuldungsprobleme viele Länder der Region beibringen. Es werden die Voraussetzungen für eine

wirtschaftliche Gesundung und für die beginnende Normalisierung internationaler Finanzbeziehungen

geschaffen;

* Unterstützung der Klein- und M ittelunternehmen, damit die Länder Lateinamerikas eine Steigerung der

Produktivität erleben. Die Bereiche, die vor allem gefördert werden, sind M anagement, Technologie,
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Organisation,Qualitätskontrolleund Export;

*Unterstützung für eine Agrarreform, um wirksame Strukturen auf dem Agrarsektor zu schaffen, die eine

höhere Leistung durch eine weitere Ausweitung des Agrarhandels ermöglicht, sowie die wissenschaftliche

Forschung indiesem Sektorfördert;

*Garantien fürExportkredite;

* Verstärkung der Präsenz der deutschen W irtschaft in Lateinamerika durch die Entsendung von

W irtschaftsdelegationen und durch die Lateinamerika-Konferenz. Das Ziel ist ein ständiges Forum für

Unternehmerkontakte.

Umwelt * Begleitung derwissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeitund dabeiumweltrelevante Themen wie

zum Beispiel erneuerbare Energien, Biotechnologie, Tropenökologie, Klima-, M eeres - und

Antarktisforschung.

*Bezüglich derErgebnisse der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de

Janeiro im Jahr 1992 wird Deutschland mit lateinamerikanischen Partnern die Ansätze für eine

Umweltzusammenarbeitausbauen.SchwerpunktwirdderSchutzderTropenwäldersein.

*M ulti-bilateraleBestrebungen füreine Entwicklung ohne dieZerstörung derUmweltund dieKonservierung

derArtenvielfaltderTiere.DieBundesregierung unterstütztund fördertden TransfervonUmwelttechnologie,

um die Lebensbedingungen der Bewohner großer, städtischer Ballungsgebiete zu verbessern, bestehende

Industriegebietezu sanieren und neue zu schaffen.

Ausbildung und Kultur * Kulturelle Präsenz und Austausch zwischen beiden Regionen. Zum Beispiel durch die Präsentation

lateinamerikanischer Kunst und Künstler in Deutschland und umgekehrt  sowie durch Erhaltung wichtiger

Kulturdenkmäler.

*Etwa dieHälftederAusgaben im Bereich derauswärtigen Kulturpolitik fürLateinamerika wurde für die

deutschen Schulen in dieser Region aufgewendet. Zur Zeit werden 38 Schulen (bikulturelle Schulen sowie

Schulen mit verstärktem Deutschunterricht) besonders intensiv aus Bundesmitteln durch

Betriebskostenzuschüsse sowie durch die Entsendung von Auslandsdientstlehrkräften gefördert. Die

Bundesregierung plantdieseArbeitzu verstärken.

*HäufigerW issenschaftsaustausch alswichtigerBereich derkulturellen Beziehungen zwischen den Regionen.

InJahr1994wurden vonderDAAD inseinen verschiedenen Programmen mitLateinamerika insgesamt1.580

Lateinamerikaner unterstützt, die an graduierten oder postgraduierten Programmen an den deutschen

Universitäten teilnahmen. Im Jahr 1995 waren mindestens 4.100 lateinamerikanischen Studenten an

verschieden Universitäten inDeutschland.ObwohlesKürzungen desHaushaltsindiesem Bereich gibt,istdie

Bundesregierung derAuffassung,daß esnotwendigist,den wissenschaftlichen Austausch zu unterstützen.

*Durchführung vonKursen,diehelfen,diedeutsche Sprache zu verbreiten.DasGoethe-Institutunterstütztaus

seinem HaushaltdieKultur-und Spracharbeitvon34Kulturgesellschaften inLateinamerika.

M assenmedien * VerstärkteVerbreitung der"Deutschen W elle" (Radiound Fernsehen)inden lateinamerikanischen Ländern

sowiedieVerbreitung deutsch-lateinamerikanischerNachrichten in den Regionen. Eine bessere Anwendung

derTechnologieistaufdieseVerbreitung derM assenmedien zurückzuführen.

*Journalistenaustauschprogramme,dessen zukünftige Folgen dieZunahme vonM ultiplikatoren ermöglichen.

Sie werden ein Netz von Kontakten bilden, die die verschiedenen kulturellen, politischen, wirtschaftlichen

Interessen derRegionen leiten können.

Bekämpfung desRauschgifthande * Verstärkung der Bekämpfung der organisierten Kriminalität des Rauschgifts. Deutschland ist bereit, die

Sicherheitskräfteinden Dritten Ländernzu unterstützen,und mitmodernerTechnologiedieBekämpfung des

Drogenhandelszu fördern.

*DieÜberwindung derwirtschaftlichen und sozialen Ursachen,dieden illegalen Anbau,dieHerstellung und

den Handel mit Rauschgift verursachen, d.h. die Bekämpfung der Armut durch alternative und legale

Einkommensmöglichkeiten inForm einerUnterstützung derM ittel-und Kleinindustrie,sowiegeöffneteM ärkte

inderEuropäischen UnionfürdieAgrarproduktederbetroffenen Länderntragen zu ermöglichen Lösungen 

bei.

*Unterstützung derPräventioninden betroffenen Ländern.

*Verstärkung derM aßnahmen im Bereich Law Enforcement,um dieillegalen Koka-oderM ohnflächen zu

vernichten, die W eiterverarbeitungsstätten (Labore) zu zerstören, die illegalen Rauschgifttransporte

sicherzustellen und diedirekten oderindirekten Beteiligten festzunehmen.

Sicherheits-und M ilitärpolitik * Zusammenarbeitim Bereich derRüstungspolitik,um dieinternationaleStabilitätund Friedenssicherung im

Sinne derChartaderVereinten Nationen zu sichern.Um dieseZielezu erreichen,schlägtdieBundesregierung

vor,dieKontaktemitden betroffenen Ländernzu intensivieren.

* Einführung bewährter europäischer M odelle in rüstungskontrollpolitischer Zusammenarbeit leisten einen

Beitrag zurweiteren Stabilisierung derlateinamerikanischen Staaten.

*Unterstützung beiderDurchsetzung derBemühungen um globaleNichtverbreitung und weitererAbrüstung

im Bereich derM assenvernichtungswaffen und ihrerTrägermittel.

*regelmäßigerM einungsaustausch überallesicherheitspolitisch relevanten Fragen,diedieInteressen besonders

derlateinamerikanischen Staaten berühren,sowiegegenseitige Unterrichtung übersicherheits-/militärpolitische

Ziele/Vorstellungen und Streitkräftestrukturen /Transparenz fördernund Vertrauen bilden.

* Information über aktuelle Erkenntnisse und Erfahrungen aus der Reorganisation von Streitkräften, die

Anpassung vonStreitkräftestrukturen an dasgeändertesicherheitspolitische Umfeldzu unterstützen.

* militärische Ausbildungshilfe und militärische Zusammenarbeit, die W eiterentwicklung zeitgemäßer
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M enschenführung inden Streitkräften zu fördernsowieeinen Beitrag zurIntegrationvon Streitkräften in die

demokratische Gesellschaftzu leisten.

*Austausch vonPersonalsowiedurch gegenseitige Truppen-/Schiffsbesuche,daswechselseitige Verständnis

fürBesonderheiten,ErfordernisseoderVorstellung vonsicherheits-militärpolitischerBedeutung zu vertiefen

und zu verbessern.

*Austausch vonErfahrungen im Bereich derVertrauens-und Sicherheitsbildung,um regionaleGrenzkonflikte

zu vermeiden,damitdie Zahl der Beteiligten der Sicherheitskräfte reduziert werden kann, um eine sicherer

Umgebung zu bilden.Deshalb werden SeminareüberdieBestrebungen und Koordination derEuropäischen

Uniongeplant.

Justiz * Reformen desJustizwesens(juristische Sicherheit),

*Fortschrittebeim Ausbau und SchutzderM enschenrechte,

*Teilnahme und RespektfürdieM inderheiten.Zum Beispiel:Verbesserung fürdieindianische Bevölkerung,

*Verstärkung derdemokratischen W erte,

*Austausch zurVertiefung derBegriffeRechtsstaatund Demokratieund ihreEntwicklung inderGesellschaft,

*Unterstützung derzunehmenden Integrationsprozessen inLateinamerika.Deutschland bietetseine Erfahrung

indiesem Bereich an.

M odernisierung desStaates * Dezentralisierung und regionaleEntwicklung unterstützen.

*Technische Beratung aufderEbene derpolitischen Führung.

Quelle:Eigene Darstellung.
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4. DIE DROGENPROBLEM ATIK VOR DEM  H INTERGRUND DES INTEGRATIONSPROZESSES DER

EUROPÄISCHEN UNION

4.1. Einblick in das Drogenproblem in der Europäischen Union: Entwicklung und

Herausforderung

Seit Beginn des 20. Jahrhunderts existiert die Einsicht über die Notwendigkeit der Zusammenarbeit im

Kampf gegen den Drogenhandel. Die erste internationale Konferenz gegen Rauschgift, die 1909 in

Schanghaistattfand und diedarauffolgende „Opiumkommission“ im Jahre1912 inDen Haag,waren die

ersten Initiativen auf der Ebene der internationalen Beziehungen, welche mit dem Ziel und der

Notwendigkeit, den internationalen Drogenmarkt in Zusammenarbeit der Staaten zu kontrollieren,

stattgefunden haben. Diese beiden Ansätze waren der Grundstein für die weitere Entwicklung

internationaler Abkommen bezüglich der Rauschgiftkontrolle, und zwar in Zeiten, in denen der

Rauschgiftkonsum stillschweigend akzeptiertwurde und ineinigen Ländernsogarerlaubtwar.

Das Thema wurde inderEuropäischen W irtschaftsgemeinschaft(EW G)wederaufden M ärkten,noch in

der Gesellschaft als ein Instabilitäts- oder Unsicherheitsfaktor wahrgenommen. M an könnte behaupten,

daß das Interesse für das Rauschgiftproblem seitens der EU erst in den neunziger Jahren Bedeutung

erlangt. Erst mit dem „Vertrag über die Europäische Union“ von M aastricht erkannte man, daß der

Drogenkonsum eine wirkliche Herausforderung fürdieheutige W eltan derSchwelledes 21.Jahrhunderts

bedeutet.DieEuropäische Union manifestiertheuteein entschiedenes Interesse,dieses Problem aufallen

Ebenen zu bekämpfen und zu kontrollieren, das heißt, die Produktion, den illegalen Handel und die

Nachfrage nach Drogen zu reduzieren. Diese Entscheidung deutet auf die Notwendigkeit eines

internationalen Kompromisses und damitaufdieErfordernisse einerZusammenarbeitgegen diese Geißel

derGesellschafthin.
1

M an darf nicht übersehen, daß das Problem in Europa erst seit den sechziger Jahren an Bedeutung

gewonnen hat. „Seit Ende der sechziger Jahre (M ai 1968) hat diese Entwicklung zu einer W elle der

Ablehnung derentstehenden post-industriellen Kulturgeführt.Dieaus den USA übernommene M ode des

Drogenkonsums breitetesich zunehmend inEuropa aus,und verwandeltesich schnellineinernstes sozial-

pathologisches Phänomen.“
2
„Den Verhältnissen entsprechend istdieEuropäische Gemeinschafterstin

jüngster Zeit ein wichtiger Partner in der internationalen Drogenbekämpfung geworden. Bis dahin

1
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas(IRELA)."La Cooperaciónen lalucha contraladroga:iniciativaseuropeasylatinoamericanas".-

DossierNr.55,M adrid,1995.S.33.
2
GeorgesEstievenart."DieEuropäische Gemeinschaftund dieDrogenbekämpfung inden neunzigerJahren" ,in:"DerPlanetderDrogen.Analyse

einerkriminellen W eltmacht",FischerVerlag,Frankfurtam M ain,Februar1996.S.166.
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herrschte weder Desinteresse, noch wurde ein in Europa seit den sechziger Jahren akut gewordenes

Problem unterschätzt.AberdieGründerväterdes gemeinsamen Europa konnten sich Ende derfünfziger

Jahre, als sie die Grundzüge der Römischen Verträge entwarfen, die explosionsartige Ausweitung der

Drogensuchtund insbesonderedes Heroinkonsums nichtvorstellen,derunsereGesellschaftseitEnde der

sechziger Jahre schwer treffen sollte. Außerdem wurde die EW G zu dieser Zeit nicht als ein Bollwerk

gegen abweichendes Verhalten und sozialeFunktionsstörungen derindustriellen Entwicklung begriffen.“
3

Aus diesen Gründen wurde im Jahre1971 diePompidou-Gruppe (Kooperationsgruppe gegen M ißbrauch

und Handelvon Drogen)des Europaratsgebildet. Diese Institution wurde auf Initiative des ehemaligen

französischen Präsidenten Georges Pompidou als Diskussionsforum in W esteuropa aufgrund des

wachsenden Drogenproblems gegründet.IhreAufgabe bestand in der Forschung und Vorbeugung ohne

direkten Entscheidungseinflußdes Europarates.DieGruppe legteBerichteüberdieSituationvor,aberihre

Entscheidungskompetenz in bezug aufM aßnahmenkataloge warunbedeutend.Sieverstand sich alseine

Konsultations-und ratgebende Gruppe ohne Entscheidungsbefugnis.

Im gleichen Zeitraum sind weltweitverschiedene M aßnahmen in dieserRichtung eingeleitet worden. So

gab inden USA im Jahre1971Nixon seinen Plan „Krieg gegen dieDrogen“ bekannt.Gleichzeitighaben

dieM itgliedstaaten derEW G jederfürsich ihreStrategieim Kampfgegen dieDrogen entwickelt.Diese

nationalen Strategien variierten in Abhängigkeit von der kulturellen Situation, Tradition und

Interessenlage.Das bedeutet,daß siegrundsätzlich „repressiv“ odergrundsätzlich „gesundheitsbezogen“

waren. Die Resultate waren und sind ebenfalls unterschiedlich. Damit wird klar, daß eine langfristige

DrogenpolitiknurfürdieSicherheitsbehörden oderdas Gesundheitswesen reserviertwar.

Im Jahre1975wurde dieTREVI-Gruppe (Terrorism,Racism,Extremism,Violence,InternationalGroup

-später auch CELAD, ein europäisches Komitee zur Drogenbekämpfung -) als eine Antwort des

Europäischen Rates aufdieallgemeinen Probleme derKriminalität,darunterauch derDrogenhandel,die

organisierteKriminalitätund dieGeldwäsche,gegründet.

Hinzuzufügen ist,daß dieNiederlande seit1976eine klardifferenzierteDrogenpolitikim Vergleich zu den

Vertragspartnernverfolgt.Inden Niederlanden istderKonsum vonweichen Drogen keinVergehen,aber

gleichzeitigwirdderBesitzbestimmterkontrollpflichtigerSubstanzen verboten.Das bedeutet,daß einzig

ihr Verkauf strafbar ist. Diese Politik erzeugt Spannungen zu den anderen M itgliedstaaten der

Europäischen Union.Es sindsogarDruckausübung und Drohungen zwischen den Ländern festzustellen.

Die französische Regierung sah seinerzeit in der Blockade des Schengener Abkommens eine mögliche

3
GeorgesEstievenart."DieEuropäische Gemeinschaftund dieDrogenbekämpfung inden neunzigerJahren" ,in:"DerPlanetderDrogen.Analyseeiner
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M aßnahme gegen die diesbezügliche Politik der Niederlande. Das Schengener-Abkommen war von den

neun Staaten Deutschland,Belgien,Spanien,Frankreich,Griechenland,Italien,Luxemburg,Niederlande

und Portugal mit dem Ziel unterzeichnet worden, die Grenzen und damit die Kontrollen zwischen den

unterzeichnenden Ländern überflüssig zu machen.Dieniederländische Haltung wurde als„tolerant“,als

„internationaleKonventionen überschreitend“ und als„folgenschwerfürdieNachbarn“ bezeichnet.
4

DieDekade derachtzigerJahrebrachtealsFolge derZunahme des Drogenkonsums in W esteuropa eine

bessere Zusammenarbeit mit sich. So wurde am 27.03.1980 durch ein partielles Abkommen die

Pompidou-Gruppe zum Europarathinzugezogen,wobeiden M itgliedstaaten dieOptionfreigestelltwurde,

sich anzuschließen.Biszu jenem Datum konnten dieM itgliedsländerkeine Erfolge fürsich zu verbuchen.

Die im Rat versammelten Gesundheitsminister bemühten sich 1984, gemeinsam einen Standpunkt zum

Problem des Rauschgiftmißbrauchs zu fassen,um dieVoraussetzungen füreine realistische Einschätzung

der Situation vorzubereiten. In den Jahren 1985/86, als man über Änderungen im Prozeß des

Zusammenschlusses derEW G diskutierteund man eine neue Etappe der wirtschaftlichen Integration in

Europa einleitete, trat die „Einheitliche Europäische Akte“ in Kraft, die auf eine verstärkte

Zusammenarbeit in Fragen der Umwelt, des Binnenmarktes und des Drogenproblems, was bedrohende

Ausmaße für die Sicherheit, Stabilität und Demokratie in der W elt angenommen hatte, setzte. Die

Produktion,derHandelund Konsum von Drogen überschritten dieGrenzen und bildeten eine explosive

M ischung aus kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren. In einem Bericht des Europäischen

Parlamentsvon1986schätzteman,daß dieZahlderDrogenkonsumenten inden M itgliedstaaten mehrals

eine halbe M illion beträgt(Frankreich und Italien:150.000;Spanien:102.000; Großbritannien: 80.000;

Deutschland:80.000).Zugleich wurde daraufhingewiesen,daß 50%  derVerhaftungen inZusammenhang

mitderDrogenkriminalitätstehen.
5
Dies deutetdaraufhin,daß dieLänder,diesich derEU angeschlossen

haben, ein begehrtes Objekt für den Drogenhandel, und zum Teil sogar zur Herstellung synthetischer

Drogen geworden sind.Im Jahre1987bestätigtederEuropäische Rateinen vorläufigen Beschluß,dereine

umfassende und detaillierteDrogenpolitikinderZusammenarbeitmitDrittländern(dieals"Produzenten"

oder"Transitländer"bekanntsind)festlegt.

In W ien fand eine internationale Konferenz unter Vorsitz der Vereinten Nationen über den

Drogenmißbrauch und Drogenhandelstatt,dieaufinternationalerEbene große Bedeutung erlangte,denn

es wardas ersteM al,daß dieEuropäische Union(EU)alssolche sich an derArbeitderUNO zu diesem

Thema beteiligte.Es läßtsich feststellen,daß erstdurch diese Konferenz das Drogenproblem nichtnurin

kriminellen W eltmacht",FischerVerlag,Frankfurtam M ain,Februar1996.S.167.
4
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Fragen des Handelsund derProduktion,sondernauch des Konsums wirklich internationalerkanntwurde.

Im Jahre1988 wurde inderUNO einÜbereinkommen zurVerfolgung des illegalen HandelsmitDrogen

und psychotropen Substanzen,als„W ienerÜbereinkommen“ bekannt,ausgehandelt,welches ersteinige

Jahre später in vollem Umfang in Kraft getreten ist. Die Europäische Gemeinschaft- die heutige

Europäische Union-tratdem W ienerÜbereinkommen am 22.10.1990bei.
6

Die Anstrengungen zur Kontrolle des Drogenkonsums nahmen stetig zu. In diesem Zusammenhang

fordertederfranzösische StaatspräsidentFrançoisM itterrand im Jahre1989 „eingemeinsames Vorgehen

derM itgliedstaaten zu einereinheitlichen Drogenpolitik. Gleichzeitig schlug er vor, die Schaffung eines

M echanismus für die Koordinierung der nationalen Politiken und eine Beobachtungsstelle zur

europaweiten Erfassung des Drogenphänomens einzurichten.“
7
 Der Vorschlag wurde zur Realität. Auf

einer Tagung des Europäischen Rates am 08. und 09. Dezember des gleichen Jahres wurde der

Europäische Ausschuß zur Drogenbekämpfung (CELAD) gegründet. Er hatte die Aufgabe, einen

europäischen Drogenbekämpfungsplan auszuarbeiten.

Auf einer Tagung des Europäischen Rates am 13. und 14. 12.1990 erklärten die M inister, daß „die

Produktion,derillegaleHandelund derKonsum von Drogen ein globales Thema ist,das nurdurch eine

weltweiteZusammenarbeitim Geisteeinergemeinsamen Verantwortung zu lösen ist.“
8
Diese Erkenntnis,

die zum ersten M al den globalen Charakter des Drogenproblems ins Rampenlicht rückte, hat im

internationalen Rahmen dazu geführt,daß dieM itgliedsländerderRio-Gruppe (Südamerika und M exiko)

institutionell ihren Dialog zur Verständigung und Kooperation in der Drogenbekämpfung mit der EU

aufnahmen.

Der europäische Ausschuß für Drogenbekämpfung übergab dem Europäischen Rat den ersten

Drogenbekämpfungsplan ineinem AktvongroßerBedeutung.DieserAnsatzwirdvom Europäischen Rat

bestätigt. Somit wird er zum konzeptionellen Rahmen der Tätigkeit der Gemeinschaft in Fragen der

Drogenpolitik.Ergliedertsich infünfAbschnitte,diegrundlegende Aspektedes Planes beinhalten.
9

1.Koordinierung aufderEbene derM itgliedstaaten,

2.Gründung einerDrogenbeobachtungsstelle,

6
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.43.
7
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DossierNr.55,M adrid,1995.S.57.
8
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). „La Union Europea y el Grupo de Río. Agenda binacional 1990-1995“.

AbschlußdokumentderVI.M inisterkonferenz derEuropäischen Unionund derRio-Gruppe am 15./16.April1996inCochabamba,1996.
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3.M aßnahmen zurReduzierung derDrogennachfrage,

4.M aßnahmen zurStrafverfolgung des illegalen Drogenhandels,

5.M aßnahmen aufinternationalerEbene.

Die Dekade der neunziger Jahre ist dadurch gekennzeichnet, daß neue und deutliche Impulse in der

Drogenbekämpfung und ihrer globalen W irkung zu verzeichnen sind. In den Bemühungen,

AufmerksamkeitaufdieDimensionen des Drogenphänomens zu lenken,fand am 09.und 10.05.1991 in

Oslo(Norwegen)dieerstegesamteuropäische M inisterkonferenz statt,dieunterderÄgide derPompidou-

Gruppe des Europarates veranstaltet wurde. Auf dieser Konferenz erkannte man die Prioritäten einer

Zusammenarbeitmitden mittel-und osteuropäischen Ländern(M OEL)zurBekämpfung des M ißbrauchs

von illegalen Drogen. Im selben Jahr hat der Europäische Rat in Luxemburg unterstrichen, daß „das

Drogenproblem mehrdenn jeeine ernsteBedrohung fürdiemoderne Gesellschaftdarstellt.“
10
Gleichzeitig

bemerkt er die Notwendigkeit von Informations- und Forschungseinrichtungen. Deshalb hat der

Europäische Rat die Schaffung einer Europäischen Beobachtungsstelle für Drogenfund/Drogensucht

beschlossen. Zur Verstärkung der Drogenbekämpfung in allen Bereichen ihres Aktionsradius wird eine

Kontrollpolitik im Finanzsystem mit dem Ziel, Geldwäsche über legale Geschäfte zu verhindern,

notwendig. Deshalb ist 1991 eine Richtlinie zur Prävention der Benutzung des Finanzsytems für die

Geldwäsche durch den Europäischen Ratverabschiedetworden.

Aberderwirkliche Anstoß und Beitrag zurinternationalen Arbeitfand seinen konkreten Niederschlag in

dem „Vertrag über die Europäische Union“, der im Februar 1992 von allen M itgliedstaaten ratifiziert

wurde. Dieser Vertrag nimmt ausdrücklich Stellung zum Drogenproblem im Zusammenhang mit der

engen Verflechtung der europäischen Politik und der internationalen Zusammenarbeit bei der

Drogenbekämpfung. Die M aßnahmen zur Drogenbekämpfung sind inzwischen wesentlich klarer und

präziserund somitinihrerDurchsetzung effektiver.

„M itdem M aastricht-Vertrag hatsich dieDrogenpolitikzu einem vorrangigen Bereich entwickelt,indem

dieEuropäische Union ihrepolitische M achtunterBeweisstellen kann.In derDrei-Säulen-Strukturdes

Vertrages über die Europäische Union (EUV) findet man Übereinstimmung an allen möglichen

Schnittpunkten überdiewirksame Form des Vorgehens zurBekämpfung des Drogenproblems.“
11

Die erste Säule beinhaltet eine Reihe von Vorschriften über die Kompetenz der EU in Fragen der

10
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). „La Union Europea y el Grupo de Río. Agenda binacional 1990-1995“.

AbschlußdokumentderVI.M inisterkonferenz derEuropäischen Unionund derRio-Gruppe am 15./16.April1996inCochabamba,1996.
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Drogenbekämpfung.InArtikel129isteindeutigfestgelegt,daß diePrioritäten derTätigkeitim Sektordes

Gesundheitswesens aufdieVerhütung derAbhängigkeitgerichtetsind.
12
EbenfallswirdinArtikel129(3)

daraufhingewiesen,daß dieGemeinschaftund dieM itgliedstaaten dieZusammenarbeitmitDrittländern

und den fürdas Gesundheitswesens zuständigen internationalen Organisationen fördern.
13

Obwohl in der zweiten Säule (die Außen- und Sicherheitspolitik betreffend) das Drogenproblem im

Zusammenhang mit einem gemeinsamen  Vorgehen der M itgliedstaaten in der Außenpolitik namentlich

nichtgenanntwurde,läßtman,wiederEuroparatinLissabon im Jahre1992 zum Ausdruck brachte,die

M öglichkeitzurVerstärkung derZusammenarbeitinFragen derDrogenbekämpfung offen.

Die dritte Säule (Titel III) des EU-Vertrages (über die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und

Inneres) behandelt ausführlich das Thema Drogen in bezug auf die polizeiliche Zusammenarbeit im

Rahmen eines Europäischen Polizeiamtes (EUROPOL). Die M itgliedstaaten verpflichten sich, die

Zusammenarbeitim Justiz-,Zollwesen und derPolizei„zurVerhütung und Bekämpfung des Terrorismus,

des illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender Formen der internationalen organisierten

Kriminalität voranzutreiben.“
14
 „Dadurch berücksichtigt der M aastrichter Vertrag die enge Beziehung

nichtnurzwischen den dreiAspekten des Drogenphänomens und den anderen Politiken derGemeinschaft

und derzukünftigen Union(Sozial-,Außen-und Innenpolitik).“
15

Das Jahr1992wardas Jahrdes zweiten Europäischen Planes zurDrogenbekämpfung,welcherdurch den

Europäischen Ratin Edinburgh am 11.und 12.Dezembergebilligtwurde.Erverfolgtedievorrangigen

Empfehlungen des Rom-Planes und aktualisierte ihn unter Berücksichtigung der Ergebnisse. Der

Europäische Rat errichtete in Den Haag die Zentralstelle für die zukünftige Kriminalpolizei und

Sicherheitsbehörde (EUROPOL)alsSymbolderpolizeilichen Zusammenarbeit.IhrezentraleAufgabe ist

dieKoordinierung derErmittlungen und derAustausch vonInformationen zwischen den M itgliedsländern

inFragen des Drogenproblems.

12
Presse-und InformationsamtderBundesregierung.„Europäische Union.Europäische Gemeinschaft.DieVertragstextevonM aastrichtmit

den deutschen Begleitgesetzen“.Europa UnionVerlag GmbH,Bonn,1995.Artikel129S.206.
13
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den deutschen Begleitgesetzen“.Europa UnionVerlag GmbH,Bonn,1995.
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den deutschen Begleitgesetzen“.Europa Union Verlag GmbH,Bonn,1995.M aastricht-Vertrag.TitelVI,ArtikelK 1:„ZurVerwirklichung der

ZielederUnion,insbesonderederFreizügigkeit,betrachten dieM itgliedstaaten unbeschadetderZuständigkeitderEuropäischen Gemeinschaftfolgende

Bereiche alsAngelegenheiten vongemeinschaftlichen Interesse:

4.dieBekämpfung derDrogenabhängigkeit,soweitdieserBereich nichtdurch dieZiffern7,8und 9erfaßtist;

5.dieBekämpfung derBetrügereien im internationalen M aßstab,soweitdieserBereich nichtdurch dieZiffern7,8und 9erfaßtist;

6.diejustitielleZusammenarbeitinZivilsachen;

7.diejustitielleZusammenarbeitinStrafsachen;

8.dieZusammenarbeitim Zollwesen;

9. die polizeiliche Zusammenarbeit zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus, des illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender

Formen derinternationalen Kriminalität.“
15
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Im gleichen Jahr fand in Europa auf Anraten des Europarates die erste europäische W oche zur

Vorbeugung des Drogenkonsums statt.Es wurden mehrals2000 Veranstaltungen zurAufklärung inden

verschiedenen M itgliedsländern durchgeführt. Schließlich trat die Europäische Beobachtungsstelle für

Drogen und Drogensuchtim Sinne ihrerSatzung am 10. Oktober 1993 in Kraft, nachdem als Sitz der

BeobachtungsstelleLissabon festgelegtworden war.

Auf internationaler Ebene waren auch Bemühungen vorhanden, einen Kontrollmechanismus gegen die

organisierteKriminalitätdieindirekterBeziehung zum Drogenhandelsteht,zu schaffen.So beschloß am

23. Dezember 1994 die Generalversammlung der UNO ein globales Aktionsprogramm gegen die

internationaleorganisierteKriminalität.Neben Aktionen gegen die Geldwäsche werden darin präventive

und gesetzgebende M aßnahmen sowievorschriftsmäßige Kontrollen empfohlen.Indiesem Zusammenhang

brachte das Jahr 1995 zum einen auf Beschluß des Europäischen Rates einen fünfjährigen

Gesamtaktionsplan derUnion zur Drogenbekämpfung, zum anderen das Inkrafttreten der Europäischen

Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht in Lissabon (September 1995) sowie der EUROPOL

(Oktober1995)mitsich.

4.1.2. DerAktionsplan derEuropäischen Unionim Bereich derDrogenbekämpfung (1995-1999)

Bei der Übergabe des Planes an das Europaparlament und den Europarat hat die Kommission ein

besonderes Gewichtaufdiekomplexe Naturund Entwicklung des Drogenproblems gelegt.Sieweistauf

dieBedeutung derPrinzipien derGlobalitätund SubsidiaritätsowieaufdieNotwendigkeitzurwirksamen

Koordinierung derAktionen hin,um somitdievorhandene Zeitund dievorhandenen M ittelauszuschöpfen.

„SeitM itteder80erJahreistderglobaleCharakterdes Drogenphänomens inwachsendem M aße vonder

internationalen Gemeinschaftwahrgenommen worden.Diese Erkenntnishatdazu geführt,daß man sich

einerseits zunehmend der weltweiten Dimension des Problems und andererseits des engen

Zusammenhanges zwischen seinen verschiedenen Komponenten [ Herstellung, Handel und Konsum]

bewußt wurde. Folge dieser Feststellung war ebenfalls die Erkenntnis, daß es notwendig ist, auf die

verschiedenen Aspekte des Drogenphänomens sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene

eine integrierteund koordinierteAntwortzu geben und dabeiverstärktaufdiePräventionzu setzen.“
16

Im Zuge der Verwirklichung präventiver M aßnahmen wies die Europäische Gemeinschaft auf die

Notwendigkeit hin, eine verbesserte Sozialpolitik zu schaffen, dabei die Arbeitslosigkeit abzubauen, die

16
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Armutund sozialeAusgrenzung zu bekämpfen,das Ausbildungsniveau anzuheben,den Umweltschutzzu

verbessernund zurErhöhung dersozialen Stabilitätbeizutragen.

Nach Ansichtdes Europäischen Rates istes auch notwendig,dieZusammenarbeitmitden internationalen

Gremien, die sich mit dem Drogenproblem befassen, weiterzuführen, um damit die verfügbaren

Gemeinschaftsinstrumentevollauszuschöpfen.Erunterstrich dieBedeutung derDurchführung gemeinsam

koordinierterM aßnahmen mitinternationalen Gremien,diesich diesem Thema widmen.

Zu diesen internationalen Gremien zählen die Vereinten Nationen mit ihren Foren, die Arbeitsgruppe

Chemie, die Arbeitsgruppe Geldwäschebekämpfung der G7-Staaten sowie die Pompidou-Gruppe des

Europarates.

Dies unterstreicht die Bedeutung, die notwendigen M aßnahmen für den Bereich Geldwäsche

durchzuführen,soweitdabeiderM ißbrauch legalerW irtschaftssektoren angestrebtwird;zugleich wardies

einAppellfüreinen legislativen Rahmen innerhalb derGemeinschaft.EbenfallsenthältdieserVorschlag

M aßnahmen gegen die Produktion und den illegalen Handel von bestimmten Substanzen, die zur

Herstellung vonSuchtstoffen verwendetwerden.

Bei der Übermittlung der M itteilungen über die Drogenproblematik an die Regierungskonferenz im

Dezember1996wurde aufinternationalerEbene empfohlen,dieDrogenbekämpfung inden Rahmen einer

Gemeinschaftspolitikzu stellen,diedurch dieDrei-Säulen-Strukturund dieZuständigkeiten aus derdritten

Säule nicht blockiert werden kann. W eiterhin wurde empfohlen, die internationale Zusammenarbeit im

Bereich des Informationsaustausches zu verbessern.

4.1.2.1. DieStrukturdes Plans

Auf der Grundlage der Drei-Säulen-Struktur des M aastricht-Vertrages umfaßt der Aktionsplan eine

horizontale und vertikale Struktur, die sich in drei Bestandteile unter den folgenden Gesichtspunkten

zusammensetzt.
17
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a.M aßnahmen zurReduzierung derNachfrage,

b.M aßnahmen zurBekämpfung des illegalen Handels,

c.M aßnahmen aufinternationalerEbene.

Bemerkenswertist,daß,wenn auch auf die Frage der Finanzierung der M aßnahmen nicht eingegangen

wurde,diefinanziellen M ittelfürdiesen Zweck von 5,5 M ill. ECU (1987) auf 22,6 M ill. ECU (1994)

angewachsen sind.Im Jahre1995waren dafürsogar25M ill.ECU zurVerfügung gestelltworden.

DieHorizontal-und Vertikalstrukturdes Aktionsplanes basiertaufden dreiSäulen und läßtsich graphisch

wiefolgtdarstellen

Abbildung 7:DieStrukturdes Rauschgiftbekämpfungsplans derEU bezüglich derSäulen des EU-

Vertrages.
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den Gebieten derInformation,
Forschung undAusbildung

Gesundheitswesen
(Gesundheitsrat)

ERSTE SÄULE DES EU-VERTRAGES:GEM EINSCHAFTSSEKTOR
(TITEL II,ARTIKEL 129)

JustizundInneres
(RatJustizundInneres)

ZW EITE SÄULE DES EU-VERTRAGES: ZUSAM M ENARBEIT IN DEN BEREICHEN
JUSTIZ UND INNERES (TITEL VI)

internationaleM aßnahmen
(Rat,allgemeines)

DRITTE SÄULE DES VERTRAGES:AußEN-UND SICHERHEITSPOLITIK
(TITEL V)

Quelle:Eigene Darstellung.

Diese M aßnahmen erfordernden kohärenten und koordinierten Einsatzderverschiedenen Instrumenteund

Aktionsmittel des EU-Vertrages unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips zwischen den

M itgliedstaaten.Folglich istdieNotwendigkeitderAusbildung und Forschung in allen horizontalen und

vertikalen Aspekten zurUmsetzung dieses Planes zu unterstreichen.

Diese Struktur zeigt gleichzeitig den multidisziplinären und länderübergreifenden Charakter dieses

Problems und verlangt aufgrund der Zahl und W echselwirkungen der Angriffspunkte und der Akteure

einen optimalen Einsatz der vorhandenen M ittel. Ebenfalls wird das Drogenproblem als ein globales

Phänomen erkannt,welches eine gemeinschaftliche Strategieerfordert.

4.1.2.2. Reduzierung derNachfrage

Auf der Grundlage des Art. 129, in dem die Drogensucht als ein vorrangiger Bereich von
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Gemeinschaftsaktionen deklariertwird,sinddieBemühungen daraufzu richten,sich an den Beschlüssen

des Europäischen Parlaments(EP),den Beschlüssen und Schlußfolgerungen des Europäischen Rates und

derGesundheitsministerund dem Aspekt„Reduzierung derNachfrage“ aus den vorangegangenen Plänen

zu orientieren.

Der Plan charakterisiert die Drogensucht als ein vielschichtiges Problem, das mit den schlimmsten

gesellschaftlichen Geißeln wie soziale Ausgrenzung und Arbeitslosigkeit in Zusammenhang steht.

Aufgrund dessen messen das EP und derEuropäische Ratdiesem Problem eine große Bedeutung beiund

halten gemeinschaftsweite Aktionen für notwendig, um zu einer Lösung beizutragen. Die Drogensucht

wirdalseine dergrößten Geißelnbezeichnet.

Die M aßnahmen, die aus diesem Plan hervorgehen, sind direkt in Zusammenhang mit der Prävention,

welche absolutePrioritätbesitzt,zu sehen.JederM itgliedstaatentwickeltein eigenes Programm,istaber

gleichzeitig bestrebt, Unterstützung und Zusammenarbeit mit anderen Staaten zu erreichen. Die

Gemeinschaftsaktionen,diedaraus resultieren,sollen nach außen hindieZusammenarbeitmitDrittländern

und mit den für Drogenfragen kompetenten internationalen Organisationen, wie z.B. der

W eltgesundheitsorganisation (W HO), dem Programm der Vereinten Nationen für die internationale

Zusammenarbeitzum Drogenproblem und derPompidou-Gruppe,im Bereich derDrogensuchtvertiefen.

M itderDrogenpräventionalszentralerAchse versuchtderPlan indiesem Zusammenhang eine Reihe von

Zielen zu erreichen,wiez.B.dieBegrenzung derSterblichkeit,dieBegrenzung derRisiken derInfektion

mit dem HIV-Virus oder anderen Krankheitserregern und die Verringerung der Ausgrenzung von

Süchtigen.Im Rahmen dieses Programms werden folgende Aktionslinien vorgeschlagen:

a. Förderung und Erleichterung der Handlungsfähigkeit gegenüber Risikogruppen in spezifischen

Situationen,

b. Förderung der Identifizierung, Entwicklung, Erprobung und Umsetzung der besten Praktiken zur

Informationund Beratung derZielgruppen,

c. Förderung von Initiativen im Erziehungs- und Bildungsbereich zur Entwicklung von Strategien zur

Drogenprävention,

d. Unterstützung derArbeiten zurFrüherkennung und Beratung vonDrogenabhängigen,
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e. Förderung derRehabilitationund sozialerW iedereingliederung vonDrogensüchtigen 
18
.

Dieses Programm stehtindirekterund stetigerVerbindung mitderEuropäischen Beobachtungsstellefür

Drogen und Drogensucht, vor allem hinsichtlich der Benutzung und Vermittlung von Informationen,

Studien und Erhebungen sowie der Forschung. Das Programm enthält ebenfalls Vorschläge für

Anhörungs- und Beteiligungsmechanismen, inklusive der Schaffung eines beratenden Ausschusses aus

Vertretern der M itgliedsländer unter dem Vorsitz der EU-Kommission. Die Informationen über die

Durchführung des Programmes umfaßtdieBerichterstattung an das EP,den Rat, den W irtschafts- und

Sozialausschuß und den Ausschuß derRegionen.

Das sich herausbildende Bewußtsein über die Größe des Drogenproblems und der entschieden

kompromißlose EinsatzzurBekämpfung aus derPerspektive derPrävention und aufderGrundlage des

Artikels 129 sind auf dem Gebiet der Drogenbekämpfung die wesentlichen Voraussetzungen für eine

erfolgreiche Arbeit.Das EP hataus diesen Gründen empfohlen,50%  des HaushaltszurBekämpfung der

Drogensucht innerhalb der Union und auf nationaler Ebene für Gesundheits-, Bildungs- und

Rehabilitationsprogramme bereitzustellen.

4.1.2.3. M aßnahmen zurVerfolgung des illegalen HandelsmitDrogen und psychotropen

Substanzen

M itdem Ziel,diekünftige ArbeitderUnionaufdem GebietderZurückdrängung des illegalen Handelsmit

Drogen zu strukturieren, hält der Plan es für unerläßlich, einen Rückblick auf regionale bzw.

landesbezogene Erfahrungen und Erkenntnisse sowie die Fortschritte auf Regierungsebene zu erstellen.

EbenfallswirdfürdieUmsetzung des TitelVIdes EU-Vertrages plädiert.

Die M aßnahmen, die bezüglich des Besitzs von kontrollierten Substanzen in Zusammenhang mit der

Rechtsprechung „Schumacher“
19
vorgeschlagen werden und dieRichtlinie92/109/EW G vom 14.12.1992,

betreffend dieHerstellung und Inverkehrbringung bestimmterSubstanzen,diefürdieillegaleHerstellung

vonSuchtstoffen verwendetwerden,haben grundsätzlich mitfolgenden Einzelmaßnahmen zu tun:

a. Ausbau bestimmterNetze derelektronischen Post,damitderInformationsaustausch aufdiesem Gebiet

18
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.8-10.
19
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejo y alParlamento Europeo sobreun plan de acción de

la Unión Europea en materia de lucha contra la droga (1995-1999). COM  (94) 234 Final, Brussel, 23. 06. 1994. S. 13.  Das Urteil-

Schumacher215/87vom 07.03.1989zeigt,daß dieBürgerderEuropäischen UniondasRechthaben,einige kontrolliertepharmazeutische Produkte,die

siefürihren persönlichen Bedarfbrauchen,zu kaufen und zu nutzen,wenn siesich ineinem anderen Land derEU befinden,ohne bestraftzu werden.
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beschleunigtwird.

b.Ausbildung derbetreffenden Personen und Stellen,um dieordnungsgemäße Durchsetzung derGesetze

zu ermöglichen und den internationalen Anforderungen zu entsprechen.Diese M aßnahme umfaßtu.a.die

Veranstaltung vonSeminaren,dieErarbeitung vonAusbildungsmodulen usw.

c. Vertiefung derKooperationsbeziehungen mitden Vertreterverbänden des Chemikalienhandelsund der

chemischen Industrie,um diebetroffenen Kreise zu sensibilisieren und deren aktive M itarbeitzu erreichen.

d.Beseitigung derHemmnisse beiderHandelskontrolle(Handels-und statistisches Geheimnis,u.a.).
20

Es wirdklar,daß fürdieEuropäische UnioneinSchwerpunktinderZusammenarbeitliegt,dievorallem

dieM öglichkeitdes Austausches von Informationen und Analysen zum Inhalt hat, um die angestrebten

Ziele zu erreichen. Hierbei ist die W ichtigkeit der stetig in ihrer Bedeutung wachsenden Aufgabe der

Beobachtungsstellezu erwähnen.

Auf internationaler Ebene ist es erforderlich, Anstrengungen zur Ausprägung eines Bewußtseins für

Kompromiß-Bereitschaft und Kooperationsbereitschaft zu unternehmen, um Aspekte wie z.B. die

Abzweigung von Vorprodukten kontrollieren zu können.Das Dialogfeld mitanderen Staaten muß offen

und prioritätsbewußt gestaltet sein. Ein bedeutendes Projekt ist diesbezüglich die Vertiefung des

Regionalprogrammes PHARE
21
zu Drogen;es betrifftdieEntwicklung geeigneterRechtsvorschriften und

Verwaltungsstrukturen insechs Ländern.

DerAktionsplan orientiertsich an Ländernoderspezifischen Regionen mitspeziellem Interesse fürdieEU

inderDrogenbekämpfung,diesich wegen ihrerNähe zurUnionzu einem Transitland entwickelnkönnten.

Im Fünf-Jahres-Plan der Union wird in keiner W eise den lateinamerikanischen Staaten Priorität

eingeräumt. Es ist aber trotzdem das Interesse seitens der EU zu erwähnen, eine Erneuerung der

Handelsbeziehungen mitden LändernderAnden-Gruppe und mitM ittelamerika zu erarbeiten.Übereine

Erweiterung aufandereLändermitden gleichen Problemen wirddiskutiert.

DieDrogenpolitikzurVerfolgung des illegalen Handelsistgrundsätzlich daraufausgerichtet,das Problem

20
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.14.
21
Das PHARE-Programm istein regionales Projektder Europäischen Union mit sechs Ländern Zentraleuropas, zwar Bulgarien, Ungarn,

Polen,Rumänien,Slowakeiund dieTschechische Republik,mitderM öglichkeitderAusdehnung aufdiedreibaltischen Länder.
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aufderGrundlage derStärkung des justitiellen und gesetzlichen Systems zu bekämpfen. Dafür ist sehr

hohe Bildung, Forschung und Informationsaustausch erforderlich. In bezug auf die Empfehlung zur

Anwendung des TitelsVIdes EU-Vertrages wirdaufdieZusammenarbeitim justitiellen,polizeilichen und

im Rahmen des Zollwesens mit Nachdruck hingewiesen. Nach Titel VI sind die Regierungen der

M itgliedstaaten zu umfassender justitieller Zusammenarbeit verpflichtet, um vollständig zu kooperieren.

Im Plan wurden folgende M aßnahmen vereinbart:

a.dieVerstärkung derAnti-Drogen-Kontrollen an den Außengrenzen,

b. die Zusammenarbeit bei der Überwachung innerhalb der Gemeinschaft und der technischen

Infrastruktur,

c.Bekämpfung derillegalen Drogenherstellung durch M aßnahmen zur Prävention der Abzweigung von

Vorprodukten und anderen wesentlichen chemischen Erzeugnissen für die Zwecke der illegalen

Herstellung,

d.M aßnahmen gegen dieGeldwäsche aus dem illegalen Drogenhandel,

e.Stärkung des Justizsystems,

f.statistische Informationen.
22

Beiderpraktischen Umsetzung derBestimmungen zurDrogenbekämpfung spieltEUROPOL eine aktive

Rolle, während die europäische Beobachtungsstelle sich mit der Forschung und Informationserfassung

befaßt.

Im Hinblick aufdieBekämpfung derDrogensuchtkönnteArtikelK.1.4alsGrundlage fürM aßnahmen im

Rahmen der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres definiert sein. Folglich erhalten die

nationalen Politiken beiKoordinierung derAktionen eine wachsende Bedeutung.

Bezüglich der Umsetzung von Bestimmungen im Zusammenhang mit Artikel K.1.4 wird die

Notwendigkeit des interdisziplinären Austausches auf dem Gebiet des Drogenproblems zwischen den

Akteuren und den für die Reduzierung der Nachfrage und des Drogenangebots zuständigen

Berufsorganisationen unterstrichen.DieserSchrittregtauch dieSchaffung eines Europäischen Forums an,

22
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la
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das alsOrtdes Austausches und derZusammenarbeitdientund auch dieZusammenarbeitaufdem Gebiet

derVerbindungen zwischen Drogenkonsum und Kriminalitätfördert.

Der Plan unterstreicht in besonderem M aße „die Notwendigkeit einer wirklich multidisziplinären

Grundhaltung. Ein interdisziplinärer Austausch in Drogenfragen zwischen den verschiedenen Akteuren

und Fachorganisationen,dieim Drogenbereich tätig sind,könntezugleich dieZusammenarbeitzwischen

den einzelnen Akteuren fördern.“
23
Diegrundlegende Idee isthierbei,durch den Austausch gemeinsame

Aktionen zu erreichen,welche spezielleFormen derZusammenarbeitzwischen den fürdieAnwendung der

Gesetze zuständigen Stellen und den fürdieReduzierung derNachfrage verantwortlichen Organisationen

fördern.

DiePompidou-Gruppe arbeitetseit1982an einerumfangreichen Studieaufdem GebietderEpidemiologie

und derStatistikmitdem Zweck,gemeinsame Indikatoren zu suchen und einM ehrstädtenetzaufzubauen.

Es giltindiesem Zusammenhang,diemöglichen GebieteeinerZusammenarbeitzwischen derPompidou-

Gruppe und der europäischen Beobachtungsstelle abzustecken. Für das Jahr 1996 ist als gemeinsame

M aßnahme dieErstellung einerersten europaweiten Erhebung überdieDrogensuchtin derBevölkerung

sowie die Schaffung eines Systems zur Aufklärung und Koordinierung der nationalen Erhebungen

vorgesehen.

4.1.2.4. M aßnahmen aufinternationalerEbene

In dem M aße, in welchem die EU den globalen Charakter des Drogenproblems erkannt hat, mußte sie

ihren inneren Aktionsplan fürihre15M itgliedstaaten zurDrogenbekämpfung mitM aßnahmen nach außen

ergänzen: „Der EU-Vertrag bietet die M öglichkeit einer stärkeren, globalen Ausrichtung der externen

Aktion zurDrogenbekämpfung,indem im Rahmen dergemeinsamen Außen-und Sicherheitspolitik eine

gemeinsame Aktion in einem Bereich eingeleitet wird, in dem wichtige gemeinsame Interessen der

M itgliedsstaaten bestehen und indem eine regelmäßige Zusammenarbeitzwischen den M itgliedstaaten in

Bereichen vonallgemeinem Interesse entwickeltwird.“
24

Das heißt,derPlan schlägtvor,diplomatischen Druck auszuüben,um in den Außenbeziehungen derEU

ihreAusrichtung inderDrogenpolitikden anderen Nationen zu verdeutlichen.Derpolitische Dialogkönnte

aufderBasisderErfahrungen inden Bereichen Demokratisierung und M enschenrechtegeführtwerden.

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.18-19.
23
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.23.
24
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.24.
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DieKooperations-und Handelsvereinbarungen derEU sollen durch eine Klauselgeregeltwerden,in der

dieDrittländersich zurDrogenbekämpfung verpflichten und siealsPrioritätfürgemeinsame Aktionen mit

der EU anerkennen. In bezug auf die schon vorhandenen Abkommen schlägt die Kommission die

Beibehaltung einer Sonderregelung im Drogenbereich vor, unter der Bedingung, daß die betreffenden

Länderden Kampfgegen dieDrogen weiterführen.Dafüristes erforderlich,mitHilfevon Bewertungen

und Dialogen dieFortschrittezu kontrollieren.

Aufgrund der entsprechenden Empfehlung des Europäischen Rates muß die gegenwärtig geltende

Regelung zugunsten der Anden-Staaten und der mittelamerikanischen Länder laut Plan weitergeführt

werden,um weiterhin auffruchtbarem Boden zu säen, obwohl die Haushaltslinie (B7-5080) unter dem

Namen "Nord-Süd-Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Drogenbekämpfung" für 1994 M ittel von 10

M io. ECU gegenüber den 13 M ill. ECU im Jahre 1993 vorsieht.
25
 Auch wenn das Gesamtbudget

innerhalbdieses Fünf-Jahres-Planes noch nichtfestgelegtist,istdavon auszugehen,daß es konstantbleibt.

W as diemittel-und osteuropäischen Länderbetrifft,so sollten die M öglichkeiten einer Ausweitung der

Aktions-und Kooperationsmittelgeprüftwerden.

Im Rahmen des nach außen gerichteten Aktionsprogrammes derEU verfolgtderPlan eine Sensibilisierung

der politischen Stellen in den Zielländern der EU und bietet technische Hilfe bei der Erarbeitung von

nationalen Strategien zur Drogenbekämpfung sowie bei der Durchführung von Pilotprojekten und der

Ausarbeitung von Vorprojekten an. Ebenfalls unterstreicht der Plan die Notwendigkeit einer direkteren

Beteiligung an dem Programm derVereinten Nationen zurDrogensuchtkontrolle,was zurFolge hat,daß

dieUNO damitauch alsFürsprecherderUnionfungieren könnte.

Der Plan nimmt folglich die gemeinsame Verantwortung aller internationalen Akteure in Fragen der

Drogenbekämpfung zurKenntnis.Im Rahmen dergemeinsamen Außen-und Sicherheitspolitikerkenntdie

EU ihreAufgabe in derM itwirkung beiderPrävention derAbzweigung von chemischen Vorprodukten

und ihrerillegalen Vermarktung,bringtaberauch ihreForderung nach aktiverM itwirkung der anderen

Staaten zum Ausdruck;das bedeutet,„daß dieM itgliedstaaten derEuropäischen Unionerwarten,daß die

betreffenden LänderihreVerantwortung entsprechend ihres Entwicklungsniveaus und derBeteiligung ihrer

BürgerinFragen derProduktionund des Handelswahrnehmen.“
26
GleichzeitigwirddiebesonderePflicht

derIndustrieländerim Bereich derReduzierung derNachfrage erwähnt.

25
 Ingeborg Lohner, Beauftragte für das Projekt „Drogen und Eingeborene“ der Europäischen Union, Generaldirektion I- W irtschaftliche

Außenbeziehungen,wurde am 14.M ai1996inBrüsselvonderVerfasserindieserArbeitinterviewt.
26
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.25.



168

4.1.2.5. Koordinierung derZusammenarbeit

Nach realistischerEinschätzung weistderPlan aufdieGefahrderDoppelgleisigkeitderAufgaben hin,das

heißt,daß es beieinermangelhaften Koordinierung zu Reibungsverlusten kommt.

Inden ersten beiden europäischen Plänen hatman diePrioritäten aufdienationaleKoordinierung gelegt.

Dieserneue Plan unterbreitet einen Erfahrungsaustausch, um sinnvollerweise über die W irksamkeit der

verschiedenen Aktionsmechanismen der einzelnen M itgliedstaaten zu entscheiden. In bezug auf die

Koordinierung im Bereich der Außenpolitik soll nach diesem Plan die Orientierung an der

Generalversammlung und derDrogenkommissionderVereinten Nationen,den M inisterkonferenzen sowie

den Zusammenkünften der ständigen Korrespondenten der Pompidou-Gruppe des Europarates, den

Tagungen derDublin-Gruppe usw.erfolgen.

Dieeuropäische Beobachtungsstelle,dieim September1995ihreTätigkeitbegann,hatdiegrundsätzliche

Aufgabe, Informationen zu erfassen und Daten auszuwerten, mit dem Ziel, ein Verständnis für das

komplexe Drogenproblem zu ermitteln,damiteine Entscheidungsfindung inderUnionermöglichtwird.Ihr

zentrales Zielist,umfassende Informationen zu bearbeiten.DiePrioritäten ihrerArbeitumfassen Aspekte

der Reduzierung der Drogennachfrage sowie Gemeinschaftsstrategien und Politiken der internationalen

und geopolitischen Zusammenarbeit gegen das Drogenangebot, der Kontrolle des Handels mit

Rauschgiften, psychotropen Substanzen und Vorprodukten sowie der Auswirkungen des

Drogenphänomens aufHersteller-,Konsum-und Transitländer.Damiterhofftman,die"Globalität"des

Problems zu erfassen. Die Beobachtungsstelle hat allerdings nur eine Empfehlungsbefugnis, jedoch

keinerlei Entscheidungskompetenzen. Zusammen mit dem interaktiven Netz einzelstaatlicher

Drogeninformationszentren (REITOX) bildet sie eine Struktur und gestaltet den Informationsfluß. Sie

konzipiert einen Raum für Forschung und Ausbildung, in dem die Ursachen und Folgen strukturiert

werden.Indiesem Zusammenhang erstattetdieEuropäische Beobachtungsstelleeinen Jahresberichtüber

den Stand des Drogenphänomens und diedamitverbundenen kriminellen Aktivitäten.

4.1.2.6. Information,Forschung und Ausbildung

Es ist hervorzuheben, daß der Forschung im Plan eine große Bedeutung beigemessen wird. Dies wird

deutlich herausgestellt, indem man sie als „Schlüsselelement“ bezeichnet. Deswegen ist es zwingend

notwendig, der Drogenforschung eine flexible Koordinierung zu geben. Nach Artikel 129 des EU-

Vertrages wird die Notwendigkeit dieses Forschungsvorhabens begründet, indem man innerhalb der

„Tätigkeit der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Gesundheitswesens ausdrücklich die Erforschung der
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Ursachen und der ́Übertragung̀  der Drogenabhängigkeit fördern muß und daß die Erfordernisse im

Bereich des Gesundheitsschutzes einschließlich der Forschung Bestandteil der übrigen Politiken der

Gemeinschaftsind.“
27

In bezug auf die Notwendigkeit einer koordinierten, globalen Forschungsaktion zu Drogen und

DrogensuchtbeziehtderPlan eine klareStellung.ErunterstreichtdamitdieBedeutung derUnterstützung

zur Erstellung von Studien durch Institute und Forschungszentren. Die allgemeinen Leitlinien in der

Forschung lassen sich wiefolgtzusammenfassen:

a. Studien und Forschungen zu technologischen und telematischen Anwendungen von gemeinsamen

Interessen;

b. Drogenrelevante Umwelt- sowie W eltraumuntersuchungen und Forschungen, insbesondere auf dem

GebietderErdbeobachtung und derRaumtechnologien;

c.Sozioökonomische Studien und Forschungen insbesonderezurErforschung der Ursachen und Folgen

der Drogensucht, insbesondere der sozialen Ausgrenzung, der M echanismen der Schattenwirtschaft

einschließlich derGeldwäsche;

d. Forschung und Entwicklung verschiedener Aktivitäten der gemeinsamen Vorhaben zu sämtlichen

Drogenthemen in Zusammenarbeit mit bestimmten Entwicklungsländern, den Ländern M ittel- und

Osteuropas und einigen anderen entwickelten Ländern;

e. Veranstaltung von Seminaren und Konferenzen, die vor allem in Aktionsvorschläge und

Entscheidungen, die der Kommission und den M itgliedstaaten zur Berücksichtigung empfohlen werden,

einmünden, um so für eine bessere Komplementarität zwischen Forschung und politischer

Entscheidungsfindung zu sorgen.
28

Die Ausbildung und der Austausch von Fachkräften ist ein vorrangiges Ziel des Aktionsplanes. Diese

Orientierung ermöglicht eine neue Herangehensweise in bezug auf die globale Handhabung des

Drogenproblems, da sie sich als Bewertungsmechanismus für politische Aktionen an

Entscheidungsfindung,Erfassung und Forschung beteiligt.Dies wirdmitNachdruck inallen Kapitelndes

Aktionsplanes unterstrichen,was den multidisziplinären Charakterdes Problems und dessen Handhabung

27
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S34.
28
Comisiónde las Comunidades Europeas.„Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999).COM  (94)234Final,Brussel,23.06.1994.S.35-36.
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inallen Prozeßabschnitten vergegenwärtigt.

4.1.2.7. Änderungsvorschläge zum Plan von1995-1999

Inderendgültigen M itteilung (95)579vom 23.11.1995an das Parlamentund den Europaratunterbreitet

die Kommission einen Änderungsvorschlag zu einigen strategischen Punkten zur Konzeption und

Handhabung des Drogenbekämpfungsprogramms. Der Vorschlag beinhaltet ein sechsjähriges

Arbeitsprogramm,das von1996-2001geplantist.

DerVorschlag bezwecktdieStärkung derGemeinschaftsaktionen im Bereich derDrogenpräventionsowie

dieErweiterung des KonzeptsfürdieArbeitderZielgruppen,wiees vom Parlamentvorgeschlagen wurde.

Bei der Abstimmung vom 20.09.1995 empfahl das EP, 26 Punkte des Planes abzuändern. Die

Kommissionhattrotzdem nur20dieserPunkteaufgegriffen und Veränderungen fürdiese vorgeschlagen.

In den geänderten 20 Punkten wurde empfohlen, den „Drogenabhängigen“ als Person mit einem

gesundheitlichen Problem zu bezeichnen und somit dessen Rehabilitation nicht nur als Problem der

Drogensucht, sondern auch als ein Problem einzustufen, das dem Bereich der Gesundheitspolitik

zuzuordnen ist. Es wird mit Nachdruck darauf hingewiesen, bei Präventionsstrategien bezüglich der

Drogenabhängigkeit die Gemeinsamkeiten aller Aspekte in Betracht zu ziehen. Daher soll die

Drogenproblematik als ein Phänomen mit verschiedenen Blickfeldern verstanden werden, das eine

integrierteund interdisziplinäreLösung erfordert.Demzufolge muß das Programm auch dieKoordinierung

vonM aßnahmen,dieinZusammenhang mitdem Gesundheitswesen stehen,zum Inhalthaben.

Auch wird die M öglichkeit der M iteinbeziehung der Tätigkeit nichtstaatlicher und freiwilliger

Hilfsorganisationen sowie sozialer Hilfsdienste als Informations- und dem Aktionsunterstützung in das

Programm auf den verschiedenen Ebenen des Problems erwähnt. Die Frage der Sensibilisierung der

öffentlichen M einung bezüglich des Phänomens derDrogensuchtwirdalsessentiellerFaktoreingeschätzt.

DamitwirdüberdieRisiken direktaufgeklärtund Aktionen auftransnationalerEbene lassen sich folglich

besserkoordinieren.

Diese Vorschläge verlangen eine verbesserte Kohärenz zwischen den Aktionsprogrammen der einzelnen

M itgliedstaaten.Dies wird im Rahmen derDurchführung des Planes und der vorgesehenen Programme

erreicht.

Zusammenfassend bedeutetdies,daß mitdiesen Vorschlägen dieVerbesserung derSensibilisierungs-und
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Koordinierungsarbeit des vorhandenen Planes angestrebt wird, ohne seine grundlegende Zielsetzung zu

modifizieren.
29

4.2. Der Dialog zwischen der Europäischen Union und Lateinamerika auf dem Gebiet der

Drogenbekämpfung

„Comission figures released last year suggested there were anything from 450.000 to one million drug

addictsinthe 12membersStates Union.The new emphasisoninternationalcooperationwillgosome way

todefusingAmerican criticism that,partlydue tothe delay indevelopingcloserlinks withthe U.S.inthe

fightagainstdrugs and crime.AnitaGradin,Justice and home affairscomissioner,said:we willalso see

drugs being systematically added to the agenda of issues we discuss with our international partners,

stessingthe need tocomplywithU.N.conventions and standards.“
30

Auch wenn die EU erst durch den internationalen Druck das Drogenproblem als eine globale

Herausforderung erkannthat,muß erwähntwerden,daß es innerhalb derGemeinschaftschon vorherdas

Interesse gegeben hat, effektiv der Drogensucht entgegenzuwirken. Seit der Institutionalisierung des

politischen Dialogs zwischen der EU und der Río-Gruppe haben die Außenminister der EU ihre

Bereitschaftbekundet,im Kampfgegen dieses weltweiteProblem einen wesentlich Beitrag zu leisten.

InderRom-Deklarationhaben dieM inisterzum Ausdruck gebracht,daß Herstellung,Handelund illegaler

Drogenkonsum internationaleProbleme sind,dienurdurch eine internationaleKooperationim Geisteeiner

gemeinsamen Verantwortung gelöst werden können. Ebenfalls wird in der Deklaration von Luxemburg

1991 unterstrichen, daß „die Droge eine der ernsten Bedrohungen ist, welchen die modernen

Gesellschaften gegenüberstehen.“
31
Im Jahre1993 lernteman eine andereFacettedes Problems kennen:

DieGewalt,gepaartmitdem Drogenhandel,entwickeltesich nämlich,bedingtdurch dieenge Beziehung

zwischen Terroristen und Drogenhändlern, zu einem Thema von besorgniserregender Brisanz. 1995

zeigten sich die versammelten M inister bei einem Treffen mit den, wie es hieß, „gemeinsamen

Anstrengungen der Länder beider Regionen im Kampf gegen die Drogen und die damit verbundenen

Verbrechen“
32
zufrieden und erneuerten gleichzeitigihreZusage zurUnterstützung derLänderdes Anden-

Paktes beiihren diesbezüglichen Bemühungen.

29
 Amt für amtliche Veröffentlichung der europäischen Gemeinschaften. „Geänderter Vorschlag für einen Beschluss des europäischen

Parlamentsuns des Rates,übereinAktionsprogrammdergemeinschaftzurPräventionderDrogenabhängigkeitim Zuge des Aktionsrahmens

im Bereich deröffentlichen Gesundheit“.KOM  (95)579endg.Brüssel,den 23.11.1995.S.1-16.
30
Zeitung "European Voice" derEuropäischen Union.Vol.1,Nummer9.30.November1995.S.1.

31
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ReuniónM inisterialInstitucionalizada entrelaUniónEuropea yelGrupo de Río.Cochabamba 15/16April.1996.
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4.2.1. DieZunahme des Terrorismus inLateinamerika:EinHoffnungsschimmerdurch dieHilfederEU

Im Jahre1989 hatsich derKampfgegen dieM afiakartelleverschärft,was einen Krisenzustand und eine

ständige Konfrontation zwischen den Staaten Lateinamerikas und den etablierten Gruppen der

DrogenmafiazurFolge hatte.In besondererW eise erlebteKolumbien eine derschmerzlichsten Epochen

im Zusammenhang mitdem Terrorismus.W ieim KapitelüberKolumbien erwähntwurde,wardieAnzahl

der Opfer bei den Explosionen in öffentlichen Einrichtungen erschreckend hoch. Der Staat zeigte seine

Unfähigkeit, einen starken und mächtigen Feind zu bekämpfen, und mußte erkennen, daß der eigene

damalige M achtapparat korrupt war. Unter den Opfern befanden sich Arbeiter, Hausfrauen, Kinder,

Verkäufer,Geschäftsleute,derJustizministerund anderePolitiker.

Am 18. September 1989 ist der Präsidentschaftskandidat Galán Sarmiento, laut Informationen der

Sicherheitsorgane,durch eine Gruppe bezahlterM örder(des M edellin-Kartells)getötetworden.Es begann

somitein neues Kapitelderblutigsten Epoche Kolumbiens.Der„erklärteKrieg“ des Präsidenten Barco

gegen die Drogenmafia forderte Geld, Unterstützung und Kompromisse. So reiste der kolumbianische

Präsident nach Europa, um ökonomische Unterstützung zu erbitten. Im April 1990 hörte sich die

Europäische GemeinschaftdieAusführungen des Präsidenten vonKolumbien an.Einige Tage späterfand

der„ersteinternationaleministerialeGipfelzurReduzierung derNachfrage vonDrogen und psychotropen

Substanzen und gegen dieKokaingefahr“inLondon (09.-11.04.1990)statt.Es wardas Jahrdes „Ersten

Europäischen Plans gegen dieDroge.“
33

Der europäische Kompromiß zur Zusammenarbeit mit den Andenländern, angeführt von Kolumbien,

wurde W irklichkeit.LänderwieBolivien,Ecuador,Peruund Kolumbien erhielten Sonderzugang zum EU-

M arktdurch das Allgemeine Präferenzsystem (APS)füreinen Zeitraum vonvierJahren.Diese politische

Aktionwurde am 24.Oktoberbzw.am 20.Dezember1990bestätigt,tratabererst1991inKraft.

Das System bieteteinen besseren Zugang zum europäischen M arktfürlandwirtschaftliche Produkte(mit

Ausnahme vonZucker,Erdbeeren,Zitronen,Bananen,Rindfleisch),industrielleErzeugnisse wieTextilien,

Glas, Konfektionen, Schuhwerk und Lederartikel. Diese Produkte fallen unter minimale

Zollbestimmungen;es istauch erwähnenswert,daß beiderRubrik Bergbau diese Bestimmungen ebenso

niedrig,teilweise sogaralszollfrei,festgelegtsind.Im Jahre1995 wurde eine zweiteImportverlängerung

für industrielle, 1996 für landwirtschaftliche Erzeugnisse unterschrieben. Fischereiprodukte können bis

zum Jahre2004eingeführtwerden.Paralleldazu hatdieEU ihrInteresse bekundet,weitereAktivitäten im

Rahmen derwissenschaftlichen Zusammenarbeitund der W irtschaftsentwicklung zu fördern. Bei dieser

33
Institutode Relaciones Europeo-Latinoamericanas.„La cooperaciónen lalucha contraladroga:iniciativas europeas ylatinoamericanas“.
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M aßnahme wurde Kolumbien füreinen Zeitraum vonvierJahren favorisiert(d.h.im Zeitraum von1991-

1995). Danach mußte sich Kolumbien ohne Begünstigungen gegenüber den anderen Ländern um eine

weitereTeilnahme an diesem Programm bemühen.InnerhalbderProgramme zurKooperationderDritten

Generation sind zwei Schwerpunkte zu erkennen: das Programm der EU und Lateinamerikas „AL-

INVEST“ und das Programm ECIP (European Community Investment Partners). Diese Instrumente

sollen zu einem klaren BildüberdieregionaleZusammenarbeitzwischen Europa und Lateinamerika auf

Unternehmensebene führen.Das AL-INVEST-Programm,an dem 1.500 Firmen aus Lateinamerika und

1.400 aus derEU teilnehmen,existiertseitdem 13.M ärz1994 und hatwährend derersten zweiJahren

seines Bestehens (derPilotphase)mehrals40 bilateraleUnternehmensberatungen durchgeführt.DerRat

für allgemeine Angelegenheiten bewilligte 1996 einen Vorschlag der Kommission zur Erweiterung und

Konsolidierung dieses Programmes.

4.2.2. DieBedeutung des Allgemeinen Präferenzsysstems fürdieökonomische Entwicklung:Eine

politische Entscheidung mitökonomischen Folgen

Das Präferenzsystem isteine im Jahr1971 inGang gesetzteIdee,welche industrielleErzeugnisse,Halb-

oderFertigwaren sowielandwirtschaftliche Produkteumrahmt.Es istanzumerken,daß das System nicht

nur an Länder adressiert ist, die mit dem Drogenproblem konfrontiert sind. Geboren ist diese Idee im

Rahmen derKonferenz derVereinten Nationen überHandelund Entwicklung (UNCTAD).Sieschließt

eine große Anzahlvon Ländern,diedurch soziale,ökonomische und politische Probleme betroffen sind,

ein,mitdem Ziel,ihnen den Zutrittzum europäischen M arktzu erleichtern.Dieses Präferenzsystem istseit

seinem Bestehen fürdieM ehrzahlderLänderverlängertworden.

Am Anfang begünstigtees nureinige Länderfüreinen Zehnjahreszeitraum bis1980.Es wurde dann für

zehn weitere Jahre bis 1990 verlängert. In diesem Zeitraum sind die Andenländer dazugekommen,

zunächstabernurfüreine DauervonvierJahren.Im Jahre1995 wurde fürdieindustriellen Erzeugnisse

und für landwirtschaftliche Produkte ein neuer zehnjähriger Anwendungszeitraum festgelegt. Die

günstigste Regelung wurde weiterhin Venezuela zugunsten der Drogenpolitik gewährt, da es sich zum

Transitland fürDrogen und Geldwäsche entwickelthat.Inbezug auflandwirtschaftliche Erzeugnisse und

Fischereiprodukte gab es eine ausführliche Diskussion darüber, welche W aren unter welcher

W arenbezeichnung im Katalogzu finden seien sollten.

Im Zusammenhang mitden Ländern,dievom Drogenproblem betroffen sind,wird in der Vereinbarung

über ein M ehrjahresschema allgemeiner Zollpräferenzen (APS) behauptet: „W hereas countries

DossierNr.55,M adrid,Oktober1995.S.57-58.
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undertaking effective programmes to combat drug production and trafficking should, however, remain

entitled to the more favourable arrangements granted them under the previous scheme; whereas the

countries concerned,plus Venezuela,willthereforecontinue to enjoy duty-freeaccess provided thatthey

continue theireffortstocombatdrugs.“
34

DieW aren,die zu diesem Zollpräferenzen-System gehören, sind in verschiedenen Gruppen nach einem

W arenempfindlichkeitskatalog von „sehr empfindlich“, „empfindlich“, „halbempfindlich“ bis

„unempfindlich“ eingestuft. Je nach Gruppenzugehörigkeit wird eine Zollbefreiung festgelegt. So haben

W aren wie Baumwolle, Teppiche, Bekleidungszubehör, Seide usw. einen Präferenzzoll von 85% . Für

Artikel wie Zinkoxid, Aluminiumoxid, Zitronensäure, mineralische oder chemische Düngemittel,

Polyester,Keramiku.ä.ergibtsich durch ihreZuordnung im TeilIIdes Amtsblattes 70%  des Zolltarifs.

Für W aren, die unter Teil III bezeichnet werden, wie Natriumhydroxid, Chloride des Aluminiums,

keramische W aren,Phantasieschmuck,Goldund Glaswaren,Druckmaschinen,M usikintrumente,um nur

einige zu nennen,ergibtsich einAnteilvon35% .Schließlich giltZollfreiheitfürdieinTeilIV genannten

Produktgruppen, wie z.B. pharmazeutische Produkte, M agnesiumoxyd, Zement, anorganische

Chemikalien,Seife,künstliches W achs usw.M itdieserRegelung erhalten dieAndenländerden Status von

„Entwicklungsländern“ und somiteinen besseren Zugang zum europäischen M arkt.

Als Rechtfertigung dieser Auslegung des APS für die durch den Drogenhandel betroffenen Länder

Lateinamerikas wird in der Verordnung darauf hingewiesen, daß der Kokainanbau Einbußen im

traditionellen landwirtschaftlichen Anbau derAndenländerhervorgebrachthatund der Gewinn aus dem

Kokainhandel den Verfall der Ökonomie in diesen Ländern beschleunigt hat. Die massive Flut des

D́rogendollars̀ steht in Verbindung mit einem überbewerteten Kurs, der die W ettbewerbsfähigkeit des

legalen Exports beeinträchtigt. Ebenfalls wird in dieser Verordnung mit Nachdruck auf die M acht der

Drogenmafia hingewiesen, welche die soziale Integration der Andenländer derart zerstört, daß sie eine

Bedrohung fürihreEntwicklung darstellt.

Ineinem Gespräch mitderAutorindieserArbeithatsich nach Auffassung des BotschaftersKolumbiens

beiderEU,Carlos M arulanda,„diepolitische Entscheidung des Präferenzsystems alseinAktivistfürdie

Ökonomien der Andenregion entwickelt. Dadurch ermöglicht sie den Dialog mit einem Partner wie der

Europäischen Union, hat aber auch einen ökonomischen W iderhall in dem M aße, daß sich die

europäischen M ärkte für Lateinamerika öffnen. Kolumbien hat als W egbereiter dieses Prozesses die

Notwendigkeiterkannt,dieW irtschaftsvorteileweiterhin zu erhalten,um aus dieserM aßnahme meßbare

Ergebnisse zu erzielen. Bis zum heutigen Tag hat sich der Export Lateinamerikas in die EU um 26%

34
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gesteigert.ObwohldieserProzentsatzinsgesamtgering erscheint,istervergleichsweise hoch,wenn man

bedenkt, daß Europa zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des APS-Systems mit den Andenländern eine

ökonomische Krise -Inflationund Arbeitslosigkeit-durchlebte.“
35

Kolumbien ist das am stärksten begünstigte Land aus diesen wirtschaftlichen M aßnahmen. M indestens

zweiDrittelseines ExportsindieEU beruhten aufdiesem Programm.„Im ersten Halbjahr1995 sah der

Export Kolumbiens in die EU prozentuell folgendermaßen aus: 68,4%  der W aren fielen unter die

Präferenz und 19,5%  waren vom Zoll befreit. Das heißt, daß insgesamt 87,9%  der W aren durch

Zollpräferenzen begünstigtwurden.“
36

Innerhalb eines Symposiums über die Beziehungen zwischen Europa und Kolumbien stellte M arulanda

fest:„Im Jahre1992,das letzteJahr,indem man übervollständige Statistiken des DANE 
37
verfügte,stieg

der Export in die USA auf 2.769 M io. US-Dollar; darunter circa 905 M io. US-Dollar aus dem

Erdölexport.Dies bedeutet,daß sich dieAusfuhren ohne Erdölaufeine Gesamtsumme von 1,864 M io.

beliefen.Aufderanderen Seitebetrug derExportohne ErdölindieEU im gleichen Jahr1,822 M io.US-

Dollar, was die Schlußfolgerung zuläßt, daß der Nettoexport, vom Erdöl abgesehen, für beide

Handelspartnerinetwa gleich war.“
38

Anzumerken istallerdings,daß derImportaus den Ländern des Anden-Paktes in den Jahren 1991 und

1992aufgrund derwirtschaftlicherRezession,diesich im Jahre1992noch verschärfte,nurmäßigwar.Im

Zeitraum von 1993-1995 stieg der Import jedoch, auch wenn der Anstieg noch nicht den Erwartungen

entsprach,dieman sich vondiesen Aktivitäten erhoffthatte.

4.2.3. DiePolitikvonZuckerbrotund Peitsche

Das Allgemeine Präferenzsystem war als ein Hilfs- und Anerkennungsmechanismus für die Länder des

Anden-Paktes im Kampfgegen dieDroge gedacht.Öffentliche Geldermußten fürdieSicherheitund den

Schutz der Bürger investiert werden, denn Peru, Bolivien und Kolumbien waren Opfer eines

Drogenkrieges,dervieletausend M enschen das Leben gekostethat.DerDrogenkrieg hatteeine Instabilität

in der W irtschaft verursacht, die gerade im Begriff war, die Phase der Krise und Stagnation zu

überwinden. So kam es, daß die EU diese Präferenzregelung als M echanismus für eine nachhaltige

37,Brüssel31.Dezember1994.S.L348/2.
35
CarlosM arulanda,BotschafterKolumbiensbeiderEuropäischen Union,wurde am 14. M ai 1998 in Brüssel von der Verfasserin dieser Arbeit
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36
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wirtschaftliche Entwicklung festlegte und damit einen Ausgleich für die von der Drogenbekämpfung

verursachten Ausgaben schaffte.

DieEU bekundeteihrInteresse,weiterhin diese Regelung beizubehalten,sofern diebetreffenden Staaten

ihre Anstrengungen zum Erhalt eines demokratischen Systems und der M enschenrechte, aber auch die

Verpflichtung zurDrogenbekämpfung konsequentweiterverfolgten.

Diedurch dieEU eingeleiteteZusammenarbeitunterÖffnung des M arktes wirdnach den W orten Therry

Rommels, Kommissar der Generaldirektion für iberoamerikanische Angelegenheiten, mit dem Begriff

„M utual Benefits“ bezeichnet.
39
 Dafür sollen die beteiligten Seiten, die EU und der Anden-Pakt, ihre

partnerschaftlichen Beziehungen entwickeln, ohne lediglich die eigenen politischen Interessen

durchzusetzen zu wollen,und zu einem Dialog zu kommen, der M echanismen, Ziele und Erfordernisse

bestimmt,d.h.durch ein„M utualUnderstanding“.

Aus diesem Blickwinkel ist der Drogenhandel ein Problem, für das die Beteiligten eine Lösung suchen

müssen, die für die unterschiedlichen Interessen von Nutzen ist. Dafür benötigt man ein politisches

Diskussions-und Beschlußforum sowiespezifische Aktionen,diedieSituation positiv beeinflussen. Die

Drogenpolitikmuß daheralseingemeinsames Problem angesehen werden.

Nach Aussagen vonKenrick Ghosch,BeauftragterderEU fürKolumbien,„istdiegeführtePolitikderEU

in Zusammenhang mit der Drogenproblematik gegenüber Lateinamerika eher eine Annäherung, welche

sich grundsätzlich von der Politik der USA insofern unterscheidet, daß in der USA-Politik mehr die

Peitsche als das Zuckerbrot dominiert. M it anderen W orten kann man über das Thema Drogen im

allgemeinen sagen,daß diePolitikmitderAnerkennung des Problems das gemeinsame Anliegen zwischen

Hersteller- und Konsumländern darstellt. Verglichen mit Zuckerbrot und Peitsche, hat die Politik der

Europäischen Unionetwas vonbeiden,betontabereherdas Zuckerbrot.Das Zuckerbrotistdieoffene Tür

fürdieW irtschafts-und Handelsbeziehungen,verdeutlichtdurch das Allgemeine Präferenzsystem,ähnlich

ist die direkt an Kolumbien ökonomische Hilfe für den Zeitraum von vier Jahre zur Überwindung der

durch den Kartellkrieg entstandenen Krise zu betrachten.DiePeitsche bedeutetnichtBedrohung,sondern

eher Kontrolle über die Intensität der Aktionen, aber nicht über zählbare Erfolge im Kampf gegen die

Droge.DieAndenländermüssen jährlich überdiegeführten Aktionen im Rahmen derDrogenbekämpfung

Berichterstatten,welcherdann internvonderEU diskutiertwird.“
40

39
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DieEuropäische Unionunterstütztkeine polizeilichen odermilitärischen Aktionen,diein diesen Ländern

unternommen werden könnten. Sie weiß aber, daß die M itgliedstaaten bilaterale Abkommen im

Zusammenhang mit militärischen Kooperationen, Truppenübungen sowie Forschungsangelegenheiten

vereinbaren. W ie beschrieben, weist der M aastrichter Vertrag mit Nachdruck auf die justizielle

Zusammenarbeit im Bereich des Informationsaustausches auf Foren von Spezialisten, ohne jedoch

Aktionen irgendwelcherArtzu beschließen.

Gemäß der Beauftragten Ingeborg Lohner, die für das Projekt „Drogas e indígenas“ („Drogen und

Eingeborene“) zuständig ist, gibt es seit 1995 einen ernstgemeinten Dialog zwischen den Ländern

Lateinamerikas und der Europäischen Union, dessen Zweck der Aufbau eines gegenseitigen

Verständnisses fürdieProbleme dereinzelnen Gesprächspartnerist.Eine gemeinsame Erfahrung istz.B.,

daß dieVernichtung von illegalen Kokainanbauten keinen Sinn hat, wenn es weiterhin in Europa dafür

eine Nachfrage gibt.DieBesonderheitan diesem politischen Dialogist,daß ereine Lösung fürdiebeiden

betroffenen Parteien sucht,und nichtnur,wiehäufig,füreine einzige Partei.Das Drogenproblem istheute

größeralsjezuvor,da es vorherüberhauptkeine Zusammenarbeitgab:DieEuropäerarbeiteten nuran der

Bekämpfung der Nachfrage von Drogen, während sich die Erzeugerländern ausschließlich mit der

Zerstörung des illegalen Anbaus beschäftigthaben.Aberjetztbildeteine gemeinsame politische Strategie

die Brücke zwischen den Kontinenten. M it Hilfe einer neuen Politik soll die Zusammenarbeit gefördert

werden.

Die derzeitige Zusammenarbeit ist mehr als gegenseitige Hilfe, denn mittlerweile kooperieren auch die

verschiedenen Gesellschaftsbereiche miteinander. Dies findet grundsätzlich in den Bereichen der

Ausbildung und Justiz statt, so daß die Verwaltungsorgane auf der regionalen, öffentlichen und

demokratischen Ebene unterstütztwerden und sich ihrHandlungsspielraum vergrößert.
41

4.2.4. Anderepolitische M öglichkeiten derZusammenarbeitim Rahmen derDrogenbekämpfung

ObwohldieZusammenarbeitzwischen der Europäischen Union und den Ländern des Andenpaktes das

Allgemeine Präferenzsystem alszentralen Punkthat,gibtes noch andereEntwicklungen im Dialog,diefür

dieregionaleZusammenarbeitnotwendigsind.

M an muß hervorheben,daß diegezielten Hilfen zurFörderung des Ersatzanbaus aufgrund des Scheiterns

des Programms nicht mehr zur Verfügung stehen. In den 80er Jahren wurden diese Substitutions- und

Ersatzanbauprogramme in Gebieten mitdem illegalen Anbau von Drogenpflanzen durchgeführt.Daraus

41
 Ingeborg Lohner, Beauftragte für das Projekt "Drogen und Eingeborene" der Europäischen Union, Generaldirektion I - wirtschaftliche
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resultierte allerdings entweder eine starke Abwanderung der betroffenen Bauern in Gebiete ohne

Drogenpflanzenanbau, um dort den illegalen Anbau weiterzuführen, oder die W iederaufnahme der

Anpflanzung vonM ohn oderKoka durch dieverbleibenden Bauernnach einerbestimmten Zeitindiesen

Regionen. Die Ergebnisse machen deutlich, daß der M echanismus des Substitutionsprogramms ohne

nennenswerten Erfolg blieb, da der Koka- oder M ohnanbau immer noch wesentlich rentabler für die

Bauern blieb,alsderAnbau legalerKulturen.Aus diesem Grund hat die Europäische Union eine neue

Richtung in ihrer Drogenpolitik eingeschlagen, deren Ansatzpunkt und Ziel nun die Rehabilitation und

Prävention der Drogensüchtigen ist. Diese Zusammenarbeit wird von der Abteilung für „Drogen und

Eingeborene“ derGeneraldirektionI/wirtschaftliche Außenbeziehungen geleitet.
42

Nach Aussage derBeauftragten derAbteilung,IngeborgLohner,muß man verstehen,daß diesem Projekt

zurZusammenarbeitinsgesamt nur 10 M io. ECU für Lateinamerika, Asien und Afrika zur Verfügung

stehen, so daß man große Programme nicht unterstützen, sondern nur das Präventionsprogramm

durchführen kann. Nur in ganz besonderen Fällen können noch alternative Entwicklungsprogramme

gefördert werden. Das zur Bekämpfung des Drogenproblems zur Verfügung stehende Budget der

Zusammenarbeitdes Nord-bzw.Südprogramms nenntsich B7-5080.DieZieledieses Budgetprogramms

sind die technische und finanzielle Unterstützung und Verstärkung der regionalen Verwaltungen, denen

damiteinalternatives ökonomisches Handelnermöglichtwird.Diese M aßnahme trägtauch zurKontrolle

des illegalen Anbaus,derHerstellung und des Handelsund zurEinschränkung des Drogenkonsums bei.

Zusammengefaßt läßt sich feststellen, daß die Europäische Union die Verminderung der

Drogenherstellung, die Programme zur Prävention des Drogenkonsums, die Behandlung und die

W iedereingliederung der Drogensüchtigen in die Gesellschaft sowie die Kontrolle von Chemikalien und

Geldwäsche unterstützt.

Da es inderDritten W eltbisherkeine ernsthafteForschung zum Drogenproblem gibt,wirdinnerhalb des

Dialogs versucht,aufderEbene derSuchtforschung einzuschätzen,welchen Umfang das Drogenproblem

tatsächlich einnimmt. M it Hilfe umfangreicher Informationen sollen integrale Strategien gegen das

Drogenproblem entwickeltwerden.Gleichzeitig solldieEntstehung von Institutionen unterstütztwerden,

diedann fürdiese Zusammenarbeitverantwortlich sind.Diewissenschaftliche Forschung spielteine sehr

wichtige Rolle,da man z.B.durch epidemiologische Untersuchungen dieentscheidenden Faktoren fürdie

Häufigkeitdes Drogenkonsums identifizieren kann.
43

DieEuropäische Union hatsich fürNicht-Regierungsorganisationen alsInstitutionen auf der Ebene der

Außenbeziehungen.,wurde am 14.M ai1996inBrüsselvonderVerfasserindieserArbeitinterviewt.
42
IngeborgLohneram 14.M ai1996inBrüssel.

43
IngeborgLohneram 14.M ai1996inBrüssel.
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Bekämpfung des Drogenanbaus, der Drogenherstellung und des Drogenhandels entschieden, da diese

besonderen Freiraum zurErarbeitung spezifischerZielegenießen. Die interessierten Staaten müssen ein

eigenes Konzeptvorstellen,um finanzielleHilfezu erhalten und indas Projektintegriertzu werden.

Lohnerbetonte,daß durch dieZusammenarbeitderEuropäischen Unionmitden betroffenen Ländernden

M enschen vor Ort geholfen werden soll, aus diesem Grunde unterstützt die EU die verschiedenen

organisierten Gruppen.M itdieserHilfehofftman aufLösungen,diediesozialeund ökonomische Lage

der Bevölkerung verbessern. Das ist das Hauptziel der Zusammenarbeit. „W ir suchen eine

Źusammenarbeit der Teilnahm è. Deshalb benutzen wir nicht mehr dieses M uster des

Ẃ eihnachtsmannes̀.W irwollen dieInfrastrukturaufbauen,damitdas Volkdas ProjektinderZukunft

übernehmen kann, ohne die Notwendigkeit der Unterstützung der Europäischen Union. Das nennt man

Źusammenarbeitdes Partnership .̀DieserPunktzeigtden gültigen Unterschied zwischen ́Hilfefür die

Entwicklung̀  - die schwächeren Länder erhalten finanzielle Unterstützung, ohne daß jedoch die

Entstehung derInfrastrukturgefördertwird-und ́Zusammenarbeitfür dieEntwicklung̀ -wirfördern

dieZusammenarbeit,das heißt,daß sowohldas Volkwieauch dieEuropäische Unionfürden Erfolgdes

Projektes verantwortlich sind.“
44

Die Erfahrungen mit den Nicht-Regierungsorganisationen  Lateinamerikas haben positive Ergebnisse

gezeigt,weshalbeine große ZahlderInitiativen seitens dieserOrganisationen vonderEuropäischen Union

unterstützt wird. Um die Verbindungen mit den Staaten der Dritten W elt zu verstärken, hat die

Europäische Union Vertreterbüros in jedem Land eröffnet, damit der direkte Kontakt mit den Partnern

wirkungsvollaufgenommen werden kann.

4.3. Intensivierung der Zusammenarbeit auf der regionalen Ebene: Gespräche zwischen der

Europäischen Union und Lateinamerika

W ie schon erwähnt, wird der institutionalisierte Dialog zwischen der Europäischen Union und

Lateinamerika durch die ́Gruppe von Ríò  (Südamerika und M exiko
45
) durchgeführt. Die gesetzliche

Basisbildetdas Rahmenabkommen zwischen derEuropäischen Kommissionund derJuntade Acuerdode

Cartagena.Letzteredientdem Schutze des Andenpaktes.

Feststehende M erkmale dieser ministerialen Deklarationen sind zum einen die klare und entschlossene

44
IngeborgLohneram 14.M ai1996inBrüssel.
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1986 wurde dieGruppe vonRíodurch die"DeklarationvonRío" gegründet.DieseGruppe istdaswichtigstelateinamerikanische Forum beider

Koordinierung regionalerGespräche sowiealsVerhandlungspartner außerhalb Lateinamerikas. Dieses Forum gründete durch die "Deklaration von

Rom" am 20.12.1990den DialogmitderEuropäischen Unionab dem Jahr1990.
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Unterstützung derDemokratiesowiederSchutzderM enschenrechte.Im Jahre1990wurde z.B.durch die

Deklaration von Rom der Kompromiß zum Aufbau, zur Konsolidierung sowie zur Verstärkung der

demokratischen Institutionen, die den Rechtsstaat stärken, geschlossen. 1991 wurde deklariert, daß das

Hauptziel der Demokratie die Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit ist. In diesem Zusammenhang

wurde das Drogenproblem alseine GeißelderGesellschaftbegriffen,dessen Folgen dieDestabilisierung

derDemokratieund dieVerletzung derM enschenrechtesind.

Außer des Dialogs zwischen der Europäischen Union und der Gruppe von Río haben sich auch neue

Annäherungen zwischen derEuropäischen Unionund den entstandenen,regionalen Integrationsprojekten,

z.B. M ercosur, Andenpakt, Caricom, Nafta usw., ergeben. Am 25.11.1992 wurde der erste Kontakt

zwischen derEuropäischen Unionund dem Andenpaktaufgenommen.W ährend dieses Zusammentreffens

konnteeinVertrag überdieZusammenarbeitzwischen derEU und den Andenländern,diedas Abkommen

von Cartagena unterzeichnet haben, d.h. Bolivien, Kolumbien, Ecuador, Peru und Venezuela,

ausgearbeitetund abgeschlossen werden.Dieses Rahmenabkommen stütztseine gesamten Bestimmungen

aufdiedemokratischen GrundregelnsowieaufdieM enschenrechte.Es bestehtaus 39 Artikeln,in denen

das Interesse zur gemeinschaftlichen Zusammenarbeit in den Bereichen W irtschaft, Handel, Industrie,

W issenschaftund Technologiedargestelltwird.Außerdem wurde derwirtschaftliche Sektorzusätzlich in

Bergbau,Verkehr,Fernmeldewesen,Tourismus und Umweltschutzuntergliedert.

Artikel25 erwähntdieZusammenarbeitbeiderBekämpfung gegen dieDrogen.Darin istfestgelegt,daß

dievertragschließenden TeilezurKoordinierung und Intensivierung derPrävention derDrogensüchtigen,

zurVerminderung derHerstellung und des HandelssowiezurVermeidung des Konsums verpflichtetsind.

„Die Zusammenarbeit schließt Vorhaben für die Ausbildung, Forschung, den ständigen Austausch von

Informationen, die Überwachung von Chemikalien, Programme für die Drogenprävention und

Bestrebungen, die eine alternative Entwicklung mit sich bringen können, ein“.
46
 Der Vertrag macht

deutlich,daß dieEntwicklung und Zusammenarbeitim Bereich des Umweltschutzes wichtig ist,um den

Handelregionalund internationalzu unterstützen.

Die Impulse dieses Dialoges führten zu der Einsicht bei den Ländern Lateinamerikas, daß nur eine

gemeinschaftliche Einheit mit festlegten Zielen und Richtlinien die gewünschten Erfolge bringen würde.

M it diesem Ziel vor Augen, haben die Länder des Andenpaktes gemeinsam und unterstützend an der

Verstärkung und Verbesserung des Allgemeinen Präferenzsystems gearbeitet.Vom 29.bis30.September

1994 fand in Quito, Ecuador, die dritte Sitzung der Kommission aus Europäischer Union und

Andenpaktländern statt. Es wurde über die Einschränkung der allgemeinen Ausfuhr in die Europäische

46
Amtfüramtliche Veröffentlichungen derEuropäischen Gemeinschaften.“Rahmenabkommen zurZusammenarbeitzwischen derEuropäische Union
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Union,trotzdes Allgemeinen Präferenzsystems,gesprochen.
47

Die Länder des Andenpaktes haben die Institutionalisierung der Zusammenarbeit mit der Europäischen

Unionalserforderlich angesehen,daherwurde eine Sitzung mitden M inisternvonJustizund Inneres der

Europäischen Union und den Verantwortlichen des AndenpaktsfürdieBekämpfung des Drogenhandels

vorbereitet.

Zum ersten M al haben die Länder des Andenpakts zusammengearbeitet, um gemeinsame Ziele zu

verfolgen. Es gab heftige Diskussionen innerhalb der Arbeitsgruppe, insbesondere über die zu

präsentierenden Vorschläge. Obwohl jedes Land des Andenpakts Vorteile aus dem Allgemeinen

Präferenzsystem erhalten hat,haben sich diese LänderniealsEinheitpräsentiert,was zu W idersprüchen

führte,wenn dieLänder neue Ziele vorschlugen. M an muß erkennen, daß jedes Land in Lateinamerika

einen andersartigen Schwerpunktinnerhalb des Drogenproblems setzt,da injedem Land unterschiedliche

Phasen im Veredelungsprozeß stattfinden. Trotz dieser selbstorientierten W ahrnehmung des Problems

müssen die Länder des Andenpakts einen Kompromiß schließen, wenn sie den Dialog mit der

Europäischen Union langfristig institutionalisieren möchten, sie müssen sozusagen eine "Einheit in der

Verschiedenheit"finden.Beispielsweise verdienen etwa 200.000Personen sowohlinBolivien wieauch in

Peru ihren Lebensunterhalt durch den Kokaanbau, das sind 6%  der arbeitenden Bevölkerung. Die

ökonomische HilfezurBekämpfung des Drogenproblems wirdvonden LändernalsM öglichkeitfüreine

wirtschaftliche Entwicklung empfunden. Ecuador und Venezuela haben sich in Transit- und

Geldwäscheländer für die Rauschgiftwaren gewandelt, dort versteht man die Bekämpfung gegen das

Drogenproblem als ökonomische Stabilisierung, während Kolumbien unter der Gewalteskalation des

M afiaterrors, der paramilitärischen Gruppen und der Guerilla leidet. Dort werden nur vollständig

geöffnete,internationaleM ärktebzw.bessereAbsatzchancen fürkolumbianische Landwirtschaftsprodukte

aufdem M arktderEuropäischen Union alseine LösungsmöglichkeitzurBekämpfung derGeißelDroge

angesehen.
48

DieBestrebungen zum Aufbau eines einheitlichen ArbeitspapiersderM inisterLateinamerikas wurden von

den Vertreternderkolumbianischen Regierung koordiniert.Nach einem JahrkonntederAndenpakteinen

Entwurf für den Annäherungsprozeß und die Institutionalisierung des Dialogs den M inistern der

Europäischen Union vorlegen. Es soll hier angemerkt werden, daß Bolivien und Kolumbien zu einer

ǵemeinsamen Verantwortung̀  für das Drogenproblem, und folgerichtig für die Suche nach

wirkungsvollen Lösungen, die nicht mehr zur Repression als M ittel greifen, auf internationaler Ebene

und den unterzeichneten LänderdesVertragsvonCartagena -Bolivien,Ecuador,Kolumbien,Peruund Venezuela“.Brüssel,/AC/es1,1992.S.27.
47
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas.„La UniónEuropea yelGrupo de Río.Agenda birregional1990-1995“.Documentode laVI

ReuniónM inisterialInstitucionalizada entrelaUniónEuropea yelGrupo de Río.Cochabamba 15/16April.1996.
48
 Carlos M arulanda, Botschafter Kolumbiens bei der Europäischen Union, wurde am 14. M ai 1998 in Brüssel von der Verfasserin dieser Arbeit

interviewt.
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aufgerufen haben.
49

Nach Beurteilung des Botschafters Kolumbiens in der Europäischen Union, Carlos M arulanda, besteht

„dieStrategiederLänderdes Andenpaktsaus zweiBestandteilen:Einerseitsaus derFormulierung einer

Strategie innerhalb des Andenpakts, deren Ziele, die Bekämpfung des Konsums, des Handels und der

illegalen Herstellung des Rauschgifts, eine der wichtigsten Herausforderungen für die Staaten der W elt

darstellen; andererseits aus der Einbeziehung der Europäischen Union. Die Länder Lateinamerikas

versuchen vom neuen politischen Kompromiß der Staaten der Europäischen Union, der in M aastricht

gefordertwurde,zu profitieren,d.h.einen Platzindieserneuen Ordnung zu finden.“
50

4.3.1. SpezialisierteDialog-Gruppe derEuropäischen Unionund des Andenpakts.ErsteSitzung

mitden Justiz-und Innenministern.

Der Verhandlungsprozeß zwischen der EU und den Ländern des Andenpakts dauerte etwa ein Jahr.

W ährend dieser Zeit haben die Botschafter der lateinamerikanischen Staaten mit Sitz in Brüssel

Arbeitsgruppen gestaltet, die sich mit Informationsaustausch, Diskussionen über zukünftige

Herausforderungen des Drogenproblems sowie dazugehörigen Entscheidungen beschäftigten. Auch

besondersproblematische Punktewurden bearbeitetund ineinem Plan,den dieM inisterderEU erhalten

haben,festgeschrieben.DamalshatteSpanien den VorsitzderEU inne,eine Konstellation,dieaufgrund

derengen Beziehungen Spaniens zu Lateinamerika fürdieAndenländersehrgünstigwar,so daß sich die

Aktivitäten fürdas M inistertreffen intensivierthatten.Am Ende wurde ein Abkommen zur Erweiterung

des Allgemeinen Präferenzsysstems beschlossen, das im September 1996 von der EU und den Staaten

Lateinamerikas unterzeichnetwurde.

M itdieserSitzung am 26.September1996 wurde derpolitische Dialog zwischen den beiden Regionen

Europa und Andenländern institutionalisiert.DerJustizministerKolumbiens,Humberto M artínez Neira,

begrüßte,daß zum ersten M albeieinem Treffen derEuropäischen Unionmitden Länderdes Andenpakts

das Drogenproblem das zentraleGesprächsthema war.Dieses Treffen seieintranszendentalerpolitischer

Dialog. Er fügte hinzu, daß „der Beitritt zu einer internationalen Zusammenarbeit, die wirkungsvoll,

wechselseitigund unabhängigist,sich fürKolumbien alsbesonderswichtigdarstellt,da das Problem eine

globale Verantwortung erfordert. Die Verantwortung hat zwingend mit dieser Zusammenarbeit zu tun.

Diese ZusammenarbeitdarfnichtnureinLippenbekenntnissein,sondernisteine akuteNotwendigkeit,um

die gemeinsamen Interesse zu verteidigen. Die Verstärkung der M echanismen der Zusammenarbeit und

49
CarlosM arulanda am 14.M ai1998inBrüssel.

50
CarlosM arulanda .“DiálogosobreDroga con laUniónEuropea“.Hauptdokumentzum Treffen zwischen den M inisternderEuropäischen Unionund

den VertreterndesAndenpaktes.,Brüssel,26.04.1995.
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des Dialogs ist unbedingt notwendig, um gemeinsame politische Entscheidungen, die den ehrlichen,

politischen W illen derGesprächspartnervoraussetzen,gegen das Rauschgiftproblem durchzusetzen.“
51

Im VerlaufderSitzung hattejedes Land Lateinamerikas einen Berichtüberdas aktuelleDrogenproblem

innerhalb seines Landes, über die eigene Arbeit zur Bekämpfung des Anbaus, der Herstellung und des

Handels abzugeben. Nach eingehender Analyse wurde eine gemeinsame Deklaration am 26.09.1995

unterzeichnet, in der nachdrücklich betont wurde, daß der mutuelle Dialog, die Zusammenarbeit und

Teilnahme an der Verantwortung eine Aufgabe beider Kontinente seien. Die Institutionalisierung des

Dialogs gestattete die Unterzeichnung mehrerer Abkommen im Rahmen der

Rechtsordnungszusammenarbeit, darunter fallen der Austausch von Beweisen, die Kontrolle von

Chemikalien,dieVerschärfung derM aßnahmen gegen Geldwäsche und Delikteinsbesondereinbezug auf

dieorganisierteKriminalitätim Rauschgiftbereich.
52

Diegemeinsame DeklarationderEU und derLänderdes Andenpaktshattefolgende Schwerpunkte:

a.DieM inisteranerkannten und bewerteten den politischen W illen derGesprächspartner,diebisherigen

Bestrebungen zurBekämpfung der internationalen organisierten Kriminalität und die Ausgaben, die für

diese Bekämpfung erforderlich sind, nicht nur unter dem Kostenaspekt, sondern auch im Sinne der

M enschenrechte.

b.DieM inisterhaben anerkannt,daß neue Strategien der Bekämpfung gegen die Nachfrage sowie den

illegalen Handeldes Rauschgiftes aufeinerkoordinierten und globalen Einstellung basieren sollten.

c.DieM inisterhaben sich fürregelmäßige Sitzungen zwischen ihren verantwortlichen,hochqualifizierten

Spezialisten und Technikern entschieden, um ständig Informationen auszutauschen, die

Arbeitsmechanismen zu intensivieren und die Koordinierung der Justiz und Polizei in den betroffenen

Staaten zu verbessern. Die M inister der Troika der Europäischen Union haben den Vertretern

Lateinamerikas die M öglichkeit zum Entschluß zu bilateralen Handlungen und zur Einrichtung einer

Verbindungsbehörde zur Verstärkung der Zusammenarbeit angeboten. Gleichzeitig wurde auch  die

Fortführung und Intensivierung der Zusammenarbeit auf der Ausbildungsebene in der Justizverwaltung

sowie die Verschärfung der Abkommen über die Repression und Kontrolle des illegalen

Rauschgiftshandels offeriert. Das Programm "Alternative Entwicklung" wurde als eine Ergänzungshilfe

51
NestorHumbertoM artínez Neira,JustizministervonKolumbien,Rede inderSitzung mitderTroika derM inisterderEuropäischen Union.Am 26.

September1995inBrüssel.
52
Kolumbianische Botschaft.Offizielles DokumentüberdieersteSitzung mitden Justiz-und InnernministerderEuropäischen Union und

des Andenpaktes.Brüssel,September25.-26.1995.S.1-6.
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betrachtet, die eine Strategie für den Umweltschutz und gleichzeitig gegen die Bedrohung durch den

illegalen Anbau bildet.
53

Das Allgemeine Präferenzsystem istvon den Vertretern Lateinamerikas alsein Vorteilbeurteiltworden,

der die politische Handlung des Dialogs eröffnete, aber insbesondere ökonomische Vorteile bewirken

würde. Deswegen wurde die langfristige Aufrechterhaltung des Allgemeinen Präferenzsystems von den

Länderndes Andenpaktsempfohlen,damitdielangfristigen,positiven Konsequenzen dieserVerlängerung

im Rahmen derLandwirtschafts-und Industrieproduktesichtbarwürden.Es wurde noch hinzugefügt,daß

dieses System als Hilfe zur Stabilisierung des ökonomischen W achstums Lateinamerikas betrachtet

werden könnte.Diewichtigen Ergebnisse,diediese Institutionalisierung des Dialogs mitsich gebrachthat,

wardieEntwicklung des Konzeptes der„geteilten Verantwortung“ am globalen Rauschgiftproblem.
54

Einige Zeit nach der ersten Sitzung wurde die Verlängerung des Allgemeinen Präferenzsystems für

industrielleW aren vonderEU akzeptiert,aberes gab noch Diskussionen überdieAufrechterhaltung der

ökonomischen Vorteile im Bereich der Landwirtschafts- und Fischereiprodukte aus den Ländern des

Andenpakts.

DerDialogzeigte,daß es doch gemeinsame Interessen sowieeinen Bedarfan direkten Kontakten gibt,um

Lösungen aufgemeinsamerEbene zu finden.Überdas Thema derKontrollevonChemikalien wurde heftig

diskutiert, aber es kam zu keinem Abkommen. Nur durch die kontinuierliche Arbeit der Länder

Lateinamerikas wurde es möglich, am 04.12.1995 das Abkommen zur Kontrolle von Chemikalien

zwischen derEU und den Länderndes Andenpaktszu schließen.

4.3.2. DieersteoffizielleSitzung zu Fragen dertechnologischen Ausstattung

Die erste Sitzung hochqualifizierter Techniker der EU und der Länder des Andenpakts zielte auf das

Thema derGeldwäsche ab,da sich dieLänderLateinamerikas an dieAbkommen zurGeldwäsche derEU

anschließen wollten. Die gewählten Themen für die erste Sitzung erstreckten sich über ein breites

Spektrum vonrichterlicherZusammenarbeit,Austausch vonBeweisen,Identifizierung derStrukturen der

organisierten Kriminalität bis zum Austausch von Erfahrungen über die Einschränkung der

Drogennachfrage.

53
Kolumbianische Botschaft.Internes und offizielles DokumentüberdieErgebnisse derersten Sitzung mitden Justiz-und Innenministerder

Europäischen Unionund den Länderndes Andenpaktes,EM  No.2232.Brüssel,26.September1995.S.1-5.
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Am 11.03.1996fand dieSitzung hochqualifizierterTechnikerim Rom statt.Dieses Treffen wurde alseine

Verwirklichung des institutionalisierten Dialogs vom September1995angesehen.

Angesprochen wurde dieNotwendigkeiteinerverbesserten ZusammenarbeitaufderEbene derJustiz.Es

wurde betont,daß der Anbau, die Herstellung und der Handel von Drogen ein weltweites Problem sei,

dessen Bekämpfung einerglobalerZusammenarbeitverlange.Deswegen wurden diefolgenden Aufgaben

formuliert:

a. Austausch von Informationen: Die Aktualisierung der Informationen über die Bedrohung der

organisierten Kriminalität und den Handel des Rauschgiftes ist eine Notwendigkeit auf der Ebene der

polizeilichen und repressiven Kontrolle;

b.dieEinsetzung von direkten und wirkungsvollen Kontakten,W ahrnehmung dieserAufgabe durch die

Verbindungsbehörden derbeiden Regionen;

c. in der Ausbildungsebene werden Kurse durchgeführt, in denen M aterialien über Geldwäsche,

Konfiszierung,Beschlagnahme von illegalen Vermögen und allgemein überdieorganisierte Kriminalität

zurVerfügung gestelltwerden.

Es wurde eine neue Sitzung fürdas Jahr1997 vorgeschlagen,um dieZusammenarbeitauszuwerten und

zu modifizieren,aberinsbesondereum diese Zusammenarbeitweiterzu fördern.

4.4. DieZusammenarbeitzwischen der Europäischen Union und Kolumbien

Da die Europäische Union sich in ihrer Strategie zur Annäherung an andere Länder in Form der

Zusammenarbeit auf Blöcke oder Regionen festgelegt hat, folgt daraus, daß es im Rahmen der

Drogenbekämpfung keine direkten Abkommen zwischen der EU und Kolumbien gibt. Die

Zusammenarbeit wird durch den Andenpakt formuliert. Nach Auffassung des Beauftragten der EU für

Kolumbien, Therry Rommel, ist Kolumbien ein interessantes Ziel für Investitionen der Europäischen

Union.„Argentinien,Chile,Brasilien und Kolumbien sind dieLänderin Südamerika,in dieein Großteil

derInvestitionen derEU fließt.“
55

Trotz der von den internationalen M assenmedien gegen Kolumbien vorgebrachten Anklagen über die

Existenz einer „Rauschgiftdemokratie“, die eine Bedrohung für die wirtschaftlichen und politischen

55
TherryRommel,BeauftragterderEU fürKolumbien,wurde am 14.05.1996inBrüsselvonderVerfasserindieserArbeitinterviewt.
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Reformen sei,sowiedieEinstufung des Phänomens als„Colombianización“,das heißt,dieUntergrabung

des W irtschaftssystem durch dieDrogen
56
,zeigtdieEuropäische UnionweiterhinInteresse an Kolumbien.

InnerhalbderEU gibtes Stimmen dafür,Kolumbien weiterhininderDrogenbekämpfung zu unterstützen,

da die Ergebnisse der Bekämpfung gegen die „Drogenkartelle“ bisher befriedigend waren. Kenrick

Ghosch,BeauftragterderEU fürKolumbien,bezeichnetdieBeziehung zwischen Kolumbien und derEU

als„Business as usual“.
57

In bezug auf die Drogenpolitik der USA hat die Europäische Union eine andere M einung über den

Unbedenklichkeitsbescheinigungsprozeß, dessen Ziel eine Bewertung der Drogenbekämpfung in den

LändernLateinamerikas ist.1996 erhieltKolumbien vom Europa-Parlamenteine derbesten Beweise für

dieinternationaleAnerkennung im Kampfgegen den Drogenhandel.DieEuropäische Unionkritisiertedie

Entscheidung derUSA überden Entzug derUnbedenklichkeitsbescheinigung fürKolumbien.Das Europa-

Parlament übte scharfe Kritik an den USA, infolgedessen hat die Vollversammlung des Europa-

Parlaments am 14.03.1996 folgende Resolution beschlossen: „Das Europa-Parlament, unter

Berücksichtigung des Umstandes, daß die Regierung der Vereinten Staaten Kolumbien keine

Unbedenklichkeitsbescheinigung alsResultatdes Kampfes gegen den Drogenhandelausgestellthat,unter

Berücksichtigung des Umstandes,daß diese Artvon M aßnahmen dieEntwicklung Kolumbiens ernsthaft

behindernwürde,unterBerücksichtigung des Umstandes,daß das kolumbianische Volkim Kampfgegen

den Drogenhandel gelitten hat und nicht zusätzliche Schläge erhalten sollte, A). in Anbetracht, daß die

Europäische Union gegen M aßnahmen ist, die zum Nachteil der Entwicklung der Völker sind und das

Völkerrechtbeeinträchtigen,B).inAnbetracht,daß sich diese einseitige M aßnahme nuraufeinen Aspekt

des Drogenproblems,dieEinschränkung des Angebots,beziehtund das Problem des Drogenkonsums nicht

angeht,beschließt:1.seine Besorgnisauszudrücken,da diese Aktionen nachteilige Auswirkung auf das

kolumbianische Volk haben würden.,2.dieRegierung von Kolumbien zu bitten,den Kampfgegen den

Drogenhandelund dieGewaltinihrem Land fortzuführen.“
58

DieVerhandlungsfähigkeitdereinzelnen Ländermit der EU ist sehr gering, deswegen heißt die einzige

Devise,dieZusammenarbeitmitden organisierten Regionen oderBlöcken des Kontinentsdurchzuführen.

DieAusnahme sindChileund M exiko,LänderdieentwederzurNAFTA gehören wieM exiko,oderdie,

wieChile,bemühtsindum eine Eingliederung indieNAFTA.DieEuropäische Unionhatdiese bilaterale

Arbeitalseine M öglichkeitbetrachtet,dieM ärktederNAFTA zu erreichen.

W ie beschrieben, ist die Drogenbekämpfung der Schwerpunkt der Handlung des Allgemeinen

56
Newsweek.„Drug and Democracy“.22.01.1996.

57
Kenrick Ghosch ,BeauftragterderEU fürkolumbianische Angelegenheiten.GeneraldirektionI-W irtschafts-und Außenbeziehungen,wurde am am

14.05.1996inBrüsselvonderVerfasserindieserArbeitinterviewt.
58
Pressemitteilung derkolumbianischen BotschaftinBonn überdieResolutionderVollversammlung desParlamentsvon14.M ärz1996.Straßburg.
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Präferenzsystems,das fürdieLänderdes Andenpaktsgilt.

Einige bilateraleAbkommen wurden jedoch zwischen derEU und Kolumbien abgeschlossen.Hierwerden

nureinige Fälleangesprochen,um diese Bemühungen anzuerkennen.
59

a.Das W iederaufbauprogramm vonPopayan nach dem Erdbeben im Jahre1985.

b. Finanzielles Abkommen zwischen der EU und der Republik Kolumbien über die

Seidenzuchtentwicklung. Das Abkommen wurde im Juli 1992 unterzeichnet. Das Ziel des Abkommens

war es, eine Unabhängigkeit von der Kaffeekultur in Kolumbien zu schaffen, während gleichzeitig ein

neuerM arktfürSeide geöffnetwurde.Das Projektwurde im südlichen Teildes Landes,im Cauca-Tal,

durchgeführt.

c.Abkommen dieW asserversorgung und Sanierung inderRegionderpazifischen KüsteKolumbiens.Es

wurde im Juni 1993 unterzeichnet. Das Projekt schließt die technische Unterstützung für den

W asserversorgungs-und städtischen Kanalisationsbau ein.

d. Abkommen für den Amazonas-Fonds unterzeichnet im Januar 1993, dessen Ziel die Verwirklichung

dauerhafttragfähigerEntwicklung ist,u.a.Verbesserung derLebensqualitätdes Volkes dieserRegionund

Erhaltung derTäler.

e. Das Projekt für die Entwicklung in Tumaco, eine Region im W esten Kolumbiens, die von

Überschwemmungsproblemen und Seebeben sehr häufig betroffen ist. Es wurde im M ai 1994

unterzeichnet.

f.Abkommen fürden Sierra-Plan.Füreine bessereBenutzung des Naturschutzgebiets„SierraNevada de

Santa M arta“ hat die Europäische Union 5 M io. ECU investiert. Das Projekt wurde durch das

M inisterium fürUmweltinKolumbien durchgeführt.Es wurde im Jahre1995unterzeichnet.

g.Das Abkommen fürTextilien,unterzeichnetim Februar1996.Dieses Abkommen wurde vondem AL-

INVEST Programm unterstützt.

4.5. Zwischenfazit

59
Presemitteilung des Büros derEuropäische UnioninKolumbien,Bogotá,1996.
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Eine neue politische Ära,diedurch dieinternationalen Organisationen,regionalen Integrationsprojektewie

z.B.dieEU und derAndenpakt,usw.charakterisiertist,bestimmtden Prozeß derAnnäherung und des

HandelsderLänderaufderSchwellezum XXI.Jahrhundert.DieStaaten Lateinamerikas,dieunterdem

Druck ihrerGläubigerdieGlobalisierung erreichthaben,wurden Zeugen derwachsenden Notwendigkeit

einer internationalen, politischen Zusammenarbeit, die durch die Schaffung von Regionalorganisationen

die inneren M ärkte stärken und die Konkurrenzfähigkeit zu den M arktstrukturen anderer Länder

gewährleisten sollte.

Der Dialog mit Europa wurde ermöglicht durch die zunehmenden Demokratisierungsprozesse in

Lateinamerika, durch die Veränderungen der Verfassung und der Rechtssprechung in den einzelnen

Ländern,diedas Zieleinerrechtsstaatlichen Grundordnung verwirklichen sollten.DieÜbereinstimmung

bezüglich derZiele,deren Grundlage dieM enschenrechteund diedemokratischen Prozesse sind,wardie

Basis für das W irtschaftswachstum und ermöglichte den Einstieg in den von der Europäischen Union

geforderten „offenen Regionalismus“.

Nach den Erfahrungen in der„verlorenen Dekade“ suchtLateinamerika nach M öglichkeiten,dieM ärkte

zu öffnen und an ihnen dauerhaft teilzuhaben. Die noch immer existierende Instabilität und die

unterentwickelteTechnologieinderProduktionbewirken,daß Lateinamerika eine mitProblemen behaftete

Position innerhalb der internationalen W irtschaftsbeziehungen einnimmt. Die in Lateinamerika

geschaffenen Regionalorganisationen, die bereits seit einigen Jahren bestehen, können noch nicht als

Entscheidungsinstanzen oder als offizielle Vertretung von Interessen angesehen werden. Die meisten

lateinamerikanischen Länder bemühten sich, die Konventionen der UNO von 1961, 1971 und 1988 zu

unterzeichnen,um so wirtschaftliche und finanzielleUnterstützung zu erhalten.
60

Sowohl in Lateinamerika als auch in Europa haben im Verlauf des letzten Jahrzehnts große

Veränderungen auf kultureller, politischer und wirtschaftlicher Ebene stattgefunden. W ährend

Lateinamerika den Prozeß der Redemokratisierung fortsetzte und die wirtschaftliche Krise überwand,

erlebteEuropa den Einigungsprozeß,eine wirtschaftliche Rezessionund dieÖffnung nach Osteuropa.Die

Regierungen indiesen Regionen erkannten dieNotwendigkeit,einen politischen Dialog zu führen,derim

wirtschaftlichen und sozialen Bereich einEcho haben sollte.

Eingemeinsames Problem -eine neue Herausforderung fürdas 21.Jahrhundert-verlangtejedoch vonden

beiden Kontinenten innerhalbderinternationalen Beziehungen einen Annäherungsprozeß.AlsReaktionauf

60
AlleLänderSüdamerikas,außerGuayana,sindM itgliederderKonventionvon1961.InM ittelamerika unterzeichneten alleLändermitAusnahme

vonBelizeund ElSalvador,dieKonventionvon1961.AlledieseLänderunterschrieben ebenfallsdieKonventionvon1971.Uruguay istdaseinzige

südamerikanische Land, das die Konvention von W ien nicht ratifizierte. In M ittelamerika waren die nicht unterzeichnenden Länder Belize und

Nicaragua.Im karibischen Raum haben bereits22 von 29 Ländern dieKonvention von W ien unterschrieben.DieLage in Europa ist folgende: 38

Staaten nehmen teilan derKonventionvon1961und 34Staaten haben dieKonventionvonW ien unterzeichnet.
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den Anstieg der Produktion, des Handels und des Konsumes von Rauschgift entstand eine politische

Bewegung
61
,diedieKonsequenzen dieserillegalen M ärktefürdieeinzelnen Länderuntersucht.

DerAnstieg des Handelsund des Konsums vonKokaininEuropa istaufden zunehmenden militärischen

Druck derUSA aufLateinamerika und aufdieneue internationaleW irtschaftsordnung -dieÖffnung der

Grenzen -zurückzuführen.DieDrogenhändlerhaben dortneue M ärktegesucht,wo Armut, M angel an

Lebensmitteln,fehlenderW ohlstand und steigende Arbeitslosigkeitden Alltag bestimmen.DieW ege des

illegalen Drogenhandels sind zahlreicher geworden und führen durch viele verschiedene Länder. Die

international agierenden kriminellen Organisationen haben sich verzweigt und kooperieren mittlerweile

miteinander.Nach den Angaben derzuständigen Behörden istin den letzten Jahren das Handelsvolumen

vonKokaininEuropa zwei-bisdreimalso groß wiederUmfang des Heroinhandelsgeworden.

Je mehrman sich überdieKomplexitätund dieAusweitung des Drogenhandelsbewußtwird,destogrößer

erscheint die Herausforderung beim Kampf gegen die Droge. Das legale Handels-, Finanz- und

W irtschaftssystem ist durchlässig geworden für die finanziellen Transaktionen der Drogenhändler, weil

durch die "Geldwäsche" große Gewinne zu erwarten sind. Das Eindringen des Geldes aus dem

Drogenhandelin die legalen geschäftlichen und finanziellen Aktivitäten ist ein sehr beunruhigendes und

erschreckendes Problem fürdieStabilitätderW irtschaftssysteme derIndustriestaaten.

Nach Informationen der Financial Action Task Force - FATF - aus dem Jahre 1990 erreichten die

GeldwaschgeschäftealleininderEuropäischen Unionund inden USA eine Summe von85.000M illionen

Dollarjährlich.Das "Drug ControlProgramm derVereinten Nationen" (UNDCP)schätztden weltweiten

Kokainkonsum aufüber1.100 Tonnen,diejährlich inLateinamerika hergestelltwerden,von denen 80%

aus Kolumbien,10%  aus Bolivien und weitere10%  aus Perustammen.

DieDroge hatabernichtnurdieFähigkeitgezeigt,ingeöffneteund kapitalistische M ärkteeinzudringen,

sondernsich auch alsdestabilisierende und Korruption erzeugende M achterwiesen.In Lateinamerika ist

die Droge dank ihrer M acht, die Institutionen zu korrumpieren, zu einem entscheidenden

Destabilisationsfaktor der Demokratien sowie zum Katalysator der sozialen Probleme geworden. Die

großen Drogeninvestitionen hatten die Erosion der institutionellen Integrität der Staaten zur Folge.

Besondersanfällig fürKorruption sind das M ilitär,diePolizei,dieJustizund sogardas Parlament.Die

aktive Einmischung derDroge in dieGesellschafthatzurFolge,daß dieRegierungen ihreLegitimation

61
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas.„La UniónEuropea yelGrupo de Río.Agenda birregional1990-1995“.Documentode laVI

Reunión M inisterialInstitucionalizada entrelaUnión Europea y elGrupo de Río.Cochabamba 15/16 April. 1996.Nach Schätzungen von IRELA

schwanktderJahresumsatzdesillegalen HandelsmitBetäubungsmitteln zwischen 300.000 und 500.000 M illionen Dollar,dasheißtmehralszehn

Prozentdeslegalen internationalen Handels.DasDrogengeschäftistgewinnbringenderalsdieErdölindustrieund wirdnurvonderRüstungsindustrie

übertroffen.
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verlieren und die neuen vom Staat zur Bekämpfung der Drogengeschäfte geschaffenen Institutionen

diskreditiert werden. W ährenddessen hat Europa die destabilisierenden Kräfte der Droge auf dem

Finanzmarkt und die sozialen Probleme erlebt. In dem M aße wie das Netz, die Lieferrouten und

kriminellen Verbindungen komplexer werden, wachsen die Probleme, die im Zusammenhang mit dem

Drogenhandel entstehen. Angesichts der weltweiten Bedrohung durch den Drogenhandel, der als eine

„multinationale Industrie“ charakterisiert werden kann, wurde die Zusammenarbeit zwischen

Lateinamerika und Europa alsnotwendige Konsequenz angesehen.

Aus diesem Grund beinhaltet die Drogenpolitik der Europäischen Union, die vom Grundsatz „mit

Zuckerbrotund Peitsche“ bestimmtist,einneues KonzeptzurZusammenarbeit,dessen Basisdas Prinzip

der M itverantwortung ist, demzufolge sowohl die Erzeuger- als auch Konsumentenländer gemeinsam

handeln und Bestrebungen für eine integrale, weltweite Politik gegen den Drogenhandel unternehmen

müssen.

Diesen W eg einerintegrierten Drogenpolitik muß Lateinamerika ebenfallsverfolgen Dies beinhalteteine

internationalePolitik,dieaufdem Prinzip dergemeinsamen Solidaritätbasiert,und deren Bestrebungen

aufeinanderabgestimmtsind und zurgleichen Zeitstattfinden müssen.So wird vorallem versucht, den

Interessen derbeiden Seiten entgegenzukommen,daß heißteine gegenseitige Leistung, in der die beiden

Parteien einige ihrerForderungen verwirklichen können.

In diesem Zusammenhang findet man das Allgemeine Präferenzsystem, ein System der gegenseitigen

Leistung, demzufolge die Lieferungen von W aren in die Europäische Union erleichtert wird. Die

lateinamerikanische W irtschaftkann vondiesem M arktprofitieren,indem siesowohlaus derÖffnung der

neuen M ärktealsauch aus derZollfreiheitNutzen zieht.Damitwurden dieehemaligen Hindernisse fürden

lateinamerikanischen Handel überwunden. Es ist jedoch anzumerken, daß die Beschränkungen für

Agrarproduktein derEuropäischen Union ein HindernisfürdieW eiterentwicklung eines legalen M arkts

fürdievom illegalen Anbau betroffenen lateinamerikanischen Länderist.

Diese von SolidaritätbestimmteArtderZusammenarbeitmitden fünfLändern des Andenpakts-heute

Andengemeinschaft-wandeltesich zu einerneuen Form internationalerPolitik gegen den Drogenhandel.

Dieses Prinziperscheinterfolgversprechenderalsdieinden letzten Jahrzehnten vorherrschende repressive

internationalePolitikderUSA.

Einige Studien der Kommissionen der Europäischen Union haben die wirtschaftlichen Folgen des

Allgemeinen Präferenzsystems ausgewertet.AlserstedieserFolgen istderpositive Einfluß aufderEbene
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des Exports zu nennen, den die fünf Andenländer und einige der Länder M ittelamerikas erlebten. Am

deutlichsten zeigten sich dieAuswirkungen derneuen PolitikinKolumbien,wo zuersteine M arktöffnung

fürden internationalen Handeldurchgeführtwurde.

Dieses System konntedauerhaftnurdurch einen langen Prozeß vonVerhandlungen bestehen,durch diedie

Andenländerdas Interesse Europas aufihreRegion zu richten versuchen.Deshalb istes nötig,daß sich

Lateinamerika alseine stabileRegionpräsentiert,dievielewirtschaftliche M öglichkeiten insich birgt.Dies

giltauch bezüglich des W ettbewerbes mitosteuropäischen Ländern.Diese RegionistfürEuropa durch die

geographische Nähe nichtnurinwirtschaftlicherHinsichtvongroßerBedeutung,sondernauch bezüglich

derSicherheit.DerSinnderEuropäischen Unionliegtinderwirtschaftlichen Stabilitätund derErhaltung

des Friedens aufdem Kontinent.

Die internationalen Organisationen wie die UNO werden zu Foren, wo Diskussionen geführt und

Entscheidungen überdieM aßnahmen gegen den Handel,den Konsum und die Erzeugung von illegalen

Betäubungsmitteln getroffen werden. Durch diese neue Tendenz internationaler Foren entsteht ein

politischerDiskussionsrahmen,indem dieLändersichereund beständige Kompromisse schließen können.

Die Europäische Union hat deutlich gesagt, daß die wirtschaftliche und soziale Lage in den einzelnen

Ländern die Entwicklung des Drogenproblems bestimmt. Das heißt, daß zwischen der „Entwicklung“

dieser Länder und dem Drogenproblem ein direkter Zusammenhang besteht. Aus diesem Grunde muß

jedes der beteiligten Länder entsprechend seines Entwicklungsniveaus Verantwortung bei den

gemeinsamen Herausforderungen übernehmen.Entwicklung bedeutet Vorbereitung für eine gemeinsame

Zusammenarbeit.DieBestrebungen,dieeine alternative Entwicklung fördern,werden unterstützt, damit

stabiledemokratische Strukturen inLateinamerika aufgebautwerden können.

DieEuropäische Union legteeinen Fünfjahresplan fürdieBekämpfung gegen den Drogenhandelvor,in

dem die möglichen Beziehungen zwischen den betroffenen Ländern aufgezeigt werden. Es muß aber

hervorgehoben werden, daß Lateinamerika nicht als das ausdrückliche Ziel dieser Zusammenarbeit

erwähntwird.DieZusammenarbeitmitLateinamerika beschränktsich ausschließlich aufdas Allgemeine

Präferenzsystem.Aus diesem Grund wird dieZusammenarbeitnursehrhalbherzig verfolgtund nur als

eine symbolische Funktion gedacht, weil die ökonomischen Ressourcen für langfristige Projekte in den

LändernLateinamerikas nichtnurgering,sondernauch unbedeutend fürdieGröße des Problems sind.Das

bedeutet, daß die Länder Lateinamerikas die Verbindungen mit Europa intensivieren sollten.

Herausforderung hierbeiistes,einen Kompromißfüreine biregionaleDrogenpolitikalseinen elementaren

Bestandteildes Dialogs zu garantieren.
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Das Europäische Parlamenthatam 12.M ärz1997einen Verordnungsvorschlag vorgelegt,durch den „die

Überwachung des Handels mit den Drogen-Vorläufersubstanzen Kokain und M ohn sowie die

Bekämpfung derDrogengeldwäsche im Einvernehmen mitdem United Nations InternationalDrug Control

Programme (UNDCP)verstärktwerden.[...]M aßnahmen zurBekämpfung derArmut im Süden sollen

den M enschen eine legaleAlternative zum Anbau illegalerErzeugnisse geben.[...]DieUnion wird aber

nurVorhaben unterstützen,beidenen dieEinhaltung derM enschenrechtegewährleistetist.“
62

Abbildung 8:EinVergleich derPrinzipien derDrogenpolitikderUSA und derEU

Akteure USA Europäische Union

Stellung derDrogenproblematik Droge:Bedrohung,Feindbild. Droge:Problem,Kooperation,

gemeinsame Verantwortung für

das Problem.

Handlungsebene unilaterales Handeln

(Verteidigung)

bilaterales Handeln(Solidarität),

gleichberechtigtePartner

Vertragsebene Abkommen miteinzelnen Ländern Abkommen zwischen regionalen

Integrationsprojekten

Lösungsstrategien Repressionstehtim Zentrum der

gesamten Politik.„M ehrPeitsche“

Fortführung derRepression.

Präventiondes Konsums,

Substitutiondes Anbaus.

„M ehrZuckerbrot“.

Quelle:Eigene Darstellung.

Zusammenfassend kann man sagen, daß die Annäherungspolitik der Europäischen Union bezüglich des

Drogenproblems eine innovative Form des Kampfes gegen die Droge darstellt, nach der durch die

Kooperation, die als Solidarität und gemeinsame Verantwortung verstanden wird, regionale oder

biregionale Abkommen geschlossen werden konnten. Diese Abkommen finden innerhalb der neuen

politischen Ära statt, in der die Beziehungen nicht zwischen den Staaten, sondern zwischen regionalen

Integrationsprojekten, internationalen Organisationen usw. aufgenommen werden. Diese Politik verlangt

bilaterales Handelnund keine wirtschaftlichen und politischen Auflagen,obwohldiese dennoch immerein

Bestandteilderinternationalen Verhandlungen sein werden.Diese neue politische Richtung unterscheidet

sich vondernordamerikanischen Politik,inderdieillegalen Drogen alsmassive Bedrohung und Feindbild

empfunden werden,gegen dieman sich nurmitRepression und durch unilaterales Vorgehen verteidigen

kann. Diese Drogenpolitik versucht Abkommen mit Einzelstaaten abzuschließen, nicht aber mit

62
DasParlament.„Drogenbekämpfung und Bevölkerungspolitik“.Ausgabe vom 4./11.April1997.S.13.
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Zusammenschlüssen mehrererLänder.Dies isteine Strategie,diedas Zielverfolgt,dieM öglichkeiten des

Dialoges und derVerhandlungen zu neutralisieren.
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5. DIE RO LLE DER VEREINTEN NATIO NEN IN DER INTERNATIO NALEN DRO G ENPO LITIK

5.1. DieVereinten Nationen und ihre Teilnahm e an der Bekäm pfung des Drogenproblem s

5.1.1. Entstehung und StrukturderArbeitderVereinten Nationen

Ursprünglich wurde dieBezeichnung „VereinteNationen“ fürdieAlliierten des Zweiten W eltkrieges

inihrem Kampfgegen dieAchsenmächteDeutschland,Japan und Italien verwendet.Dennoch waren

biszurSchaffung derOrganisation derVereinten Nationen politische Verhandlungen zwischen den

mächtigen Ländern erforderlich, um ein stabiles System einzurichten, das wirkungsvoller als der

Völkerbund sein sollte, aber die gleichen Ziele zur Erhaltung der Sicherheit und des Friedens der

W eltverfolgen sollte.Aus diesem Grund wurde am 12.Juni1941 die„DeklarationderAlliierten“ in

London unterzeichnet,diealsZiel„dieZusammenarbeitmitanderen freien Völkern,im Krieg und im

Frieden“1 hatte.„DieErklärung besagte,daß dieeinzige wahreBasisfüreinen dauernden Frieden die

Zusammenarbeitderfreien VölkerineinerW eltsei,dievonderDrohung einerAggressionbefreitsei

und wirtschaftliche und soziale Sicherheit genieße. Es ist die Absicht der Unterzeichner der

Erklärung,mitanderen freien Völkern sowohlim Krieg wieim Frieden zurErreichung dieses Zieles

zusammenzuwirken.“2

Am 14. August 1941 schlugen der Präsident der Vereinigten Staaten Amerikas, Franklin Delano

Roosevelt,und derPremierministervon Großbritannien,W inston Churchill,diePrinzipien für eine

Zusammenarbeit im Rahmen der Erhaltung des Friedens und der Sicherheit der W elt vor. Das an

Borddes britischen Schlachtschiffes „Prince ofW ales“ vorderKüsteNeufundlands im atlantischen

Ozean unterzeichneteDokumentwurde als„dieAtlantik-Charta“ bekannt.In diesem Papierwurden

diewesentlichen Elementederzukünftigen Charta derVereinten Nationen umrissen.„DieAtlantik-

Charta“ wurde am 1. Januar 1942 von 26 Staaten, die gegen Deutschland, Italien und Japan

gekämpft hatten unterschrieben. Dieses neue Dokument wurde als „Deklaration der Vereinten

Nationen“ bezeichnet und bedeutete die erste offizielle Anwendung des Ausdrucks „Vereinte

Nationen“,dervondem amerikanischen PräsidentRooseveltvorgeschlagen worden war.In eineram

30. Oktober 1943 unterzeichneten Deklaration äußerten die Regierungen von China, der

Sowjetunion, Großbritannien und den Vereinigten Staaten die Absicht der Errichtung einer

internationalen Organisation,diefürden weltweiten Frieden und dieSicherheitarbeiten sollte.Diese

1 Departamentode InformaciónPública de las Naciones Unidas (Hrsg.).„50 años de las Naciones Unidas“.Programa de las Naciones Unidas
paraelDesarrollo.New Yorkund Genf,1995.S.20.
2 Reclamud UniversalBibliotek.„ChartaderVereinten Nationen.Status des Internationalen Gerichtshof“.Auflage 1995.S.15.
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Gründungsabsichtwurde beiderKonferenz von Teheran am 1.Dezember1943 von den politischen

M achthabernwiederholt.

Das M odell, nach dem die Vereinten Nationen entstanden, wurde in W ashington während der

Konferenz von Dumbarton Oaks,vom 21.Septemberbiszum 7.Oktober1944,ausgearbeitet.Die

Vertreter der Sowjetunion, der Vereinigten Staaten, Chinas und Großbritanniens bestimmten die

Ziele, Struktur und Arbeitsweise der weltweiten Organisation. In Einklang mit diesem Dokument

äußerten der Präsident Roosevelt sowie die Premierminister Churchill und Stalin während der

Konferenz von Jalta am 11. Februar 1945, daß sie mit der Schaffung einer internationalen

Organisation einverstanden waren, wodurch sie eine internationale Legitimation erhielt. „Nach der

Konferenz vonJaltaließen dievierM ächte(Großbritannien,USA,Sowjetunion,China)Einladungen

an die Länder zu einer Konferenz in San Francisco ergehen, welche die Erklärung der Vereinten

Nationen vom 1. Januar 1942 unterzeichnet hatten oder ihr bis zum 8. Februar 1945 beigetreten

waren,sowiean alleStaaten,dieDeutschland vordem 1.M ärz1945 den Krieg erklärthatten.“3 Die

Konferenz von San Francisco (25. - 26. April 1945), die offiziell als „Konferenz der Vereinten

Nationen über eine internationale Organisation“ genannt wurde, versammelte die Vertreter von 50

Staaten,diedieSatzung derentstehenden Organisation unterzeichneten.DieDelegierten redigierten

die Charta, die am 25. Juni 1945 aus 111 einstimmig beschlossenen Artikeln bestand. Die Charta

tratam 24. Oktober 1945 in Kraft, als die fünf ständigen M itglieder4 des Sicherheitsrates und die

M ehrheitderunterzeichnenden Staaten sieratifizierten.

In der Präambel der Charta der Vereinten Nationen wurde nachdrücklich betont, daß die neue

Organisation die Voraussetzungen für den Frieden und die Sicherheit durch Verbesserung der

wirtschaftlichen und sozialen Lage sowiedurch den RespektfürdieM enschenrechteund dieFreiheit

schaffen sollte. Deshalb lautet die Präambel: „W ir, die Völker der Vereinten Nationen sind fest

entschlossen:-künftige GeschlechtervorderGeißeldes Krieges zu bewahren,diezweimalwährend

unseres Lebens der M enschheit unaussprechliche Leiden beibrachte; - unseren Glauben an die

Grundrechte des M enschen, an W ürde und W ert der menschlichen Persönlichkeit, an die

Gleichberechtigung von M ann und Frau sowie von allen Nationen, ob groß oder klein, erneut zu

bekräftigen; - die Bedingungen, unter denen die Erhaltung der Justiz und der Respekt für die

ausgegangenen Pflichten von den internationalen Abkommen zu errichten [...]und fürdiese Zwecke

internationale Einrichtungen in Anspruch zu nehmen, um den wirtschaftlichen und den sozialen

Fortschritt aller Völker zu fördern. Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele: den

3 „ChartaderVereinten Nationen.Status des Internationalen Gerichtshofs“.Reclamud UniversalBibliothek.Auflage 1995.Seite20.
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W eltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren, und zu diesem Zweck wirksame

Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu beseitigen,

Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale Streitigkeiten

oder Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könnten, durch friedliche M ittel nach den

Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen. Eine

internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher,

sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den M enschenrechten und

Grundfreiheiten füralleohne Unterschied derRasse,des Geschlechts,derSprache oderderReligion

zu fördern und zu festigen [...]W ir haben uns entschieden,ein M ittelpunktzu sein, in dem  die

Bem ühungen der Nationen zur Verwirklichung dieser gem einsam e Ziele aufeinander

abgestim m twerden.“5 (Hervorhebung durch dieVerfasserin)

In Einklang mitdem Artikel sieben der Charta wurden sechs Hauptorgane der Vereinten Nationen

eingerichtet:die Vollversammlung (Kapitel IV der Charta, Artikel 9-22); der Sicherheitsrat - auch

W eltsicherheitsrat-(KapitelV ,Artikel23-32);derW irtschafts-und Sozialrat(KapitelX,Artikel

61-72); der Treuhandrat (Kapitel XIII, Artikel 86-91); der Internationale Gerichtshof (anerkannt

durch das KapitelXIV derCharta,Artikel92-96)und das Sekretariat(gegründetdurch das Kapitel

XV, Artikel 97-101). Die Vereinten Nationen übernahmen im Jahre 1946 die Aufgaben und

Zuständigkeiten des Völkerbundes über die Kontrolle von Suchtmitteln. Deshalb wurden die

Funktionen des beratenden Ausschusses des Völkerbundes (gegründet im Jahre 1920) auf die

Suchtstoff-Kommission der Vereinten Nationen übertragen, welche im Jahre 1946 als Organ des

W irtschafts- und Sozialrates eingerichtet wurde. Die zuständigen Organe für die Kontrolle der

SuchtstoffeinderStrukturderVereinten Nationen sindfolgende:

Abbildung 9:StrukturderVereinten Nationen bis1989

Vollversammlung

W irtschafts-und Sozialrat

InternationalerRatfürdie Suchtstoff-

Kontrollevon Suchtstoffen Kommission

Fonds derUNO fürdieKon-

Sekretariatdes Rates Abteilung fürdieSuchtstoffe trolledes Drogenmißbrauchs

4 Diefünfständigen M itgliederwaren:China,USA,Frankreich,Großbritannien und dieSowjetunion(heuteRußland).
5 „ChartaderVereinten Nationen.Status des Internationalen Gerichtshofs“.Reclamud UniversalBibliothek.Auflage 1995.Präambel.
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Quelle:United Nations,DivisionofNarcoticDrugs (Hrsg.).„The United Nations and drug control“.W ien,1982.S.33

Abbildung 10:StrukturderVereinten Nationen ab 1990

Vollversammlung

W irtschafts-und Sozialrat

InternationalerRatfürdie Suchtstoff-

Kontrollevon Suchtstoffen Kommission

Drogenkontrollprogramm

derVereinten Nationen

Quelle:Eigene Darstellung
= direkteVerbindung (Verwaltung oderVerfassung)
= ZusammenarbeitoderVerbindung mitRatund Bericht

5.1.1.1. DieVollversammlung (auch Generalversammlung)

Das oberste Beschlußorgan der Vereinten Nationen, welches die Entschlüsse, Konventionen und

Protokolle verfaßt, besteht aus den Delegierten aller M itgliedstaaten (185 Staaten im Jahre 1997),

diebeiEntscheidungen jeweilsdas Rechtaufeine Stimme haben.Aufgrund des großen Spektrums

der Themen, die während der Plenarsitzungen diskutiert werden, hat die Vollversammlung sieben

Hauptkommissionen eingerichtet, die wichtige Entscheidungen vorbereiten, die dann in der

Vollversammlung abgestimmtwerden.DieersteKommission beschäftigtsich mitdem Themen der

Abrüstung und derinternationalen Sicherheit.DiezweiteKommission befaßtsich mit W irtschafts-

und Finanzaspekten. Die dritte Kommission ist für die sozialen, humanitären und kulturellen

Gesichtspunktezuständig.DievierteKommission arbeitetan derDekolonisationspolitik.Diefünfte

Kommission beschäftigt sich mit Verwaltung und Haushalt. Die sechste Kommission ist für

Rechtsthemen zuständig,während diesiebtealsbesonderepolitische Kommissionbezeichnetwird.

DieM itgliedstaaten erhalten einen jährlichen Berichtdurch den W irtschafts-und Sozialrat,welcher

vonderSuchtstoff-Kommissionund dem internationalen RatfürdieKontrollevonSuchtmittelnüber

die Entwicklung und neuen Tendenzen des weltweiten Drogenproblems informiert wird. W enn es

notwendigist,analysieren dieM itgliedstaaten dieEmpfehlungen dersogenannten Kontrollorgane.
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Die Vollversammlung rief zum Beispiel zur einer Drogenkonferenz gegen den unerlaubten Handel

mitSuchtstoffen und psychotropen Stoffen im Jahre1987 auf,um einM ittelfürdieVerstärkung der

internationalen Zusammenarbeit auf der Ebene der Kontrolle zur Herstellung von Drogen zu

schaffen.

5.1.1.2. DerW irtschafts-und Sozialrat

Dieser Rat, der sich um die Koordinierung im Rahmen der wirtschaftlichen und sozialen Arbeit

zwischen den Vereinten Nationen und den spezialisierten Institutionen,diedas sogenannte„System

derVereinten Nationen“ formen,bemüht,bestehtaus 54 M itgliedern.DieForderung nach besserem

Lebensstandard, verbesserter Lebensqualität, ständigem Fortschritt auf der Ebene der

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, der Respektierung der M enschenrechte ohne

Unterscheidung von Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion sind die Hauptziele dieses

Hauptkoordinierungsorgans derVereinten Nationen.

Zu Beginneines jeden Jahres werden 18neue M itgliederfüreine AmtszeitvondreiJahren inden Rat

gewählt.DieEntscheidungen werden durch eine einfache M ehrheitgetroffen,da jedes M itglied das

Rechtaufeine Stimme hat.

Für die Drogenkontrolle ist der Rat „für die Formulierung der allgemeinen Politik der Vereinten

Nationen im Rahmen derKontrollefürden M ißbrauch vonSuchtstoffen sowiefürdieKoordinierung

der Kontrollaktionen von allen wirtschaftlichen und sozialen Programme der Vereinten Nationen

zuständig.DerRatsolldieRegierungen mittelsEmpfehlungen beraten.“6

Dem Ratgehören diefolgenden subsidiarischen Kommissionen an7:

• Sechs organische Kommissionen:jeeine fürdieStatistiken,fürdieBevölkerung,fürdiesoziale

Entwicklung,fürdieM enschenrechte,fürdiejuristische und sozialeLage derFrauen,und fürdie

Suchtstoffe.

• FünfregionaleKommissionen:wirtschaftliche Kommission fürAfrika (mitSitzin AddisAbeba,

Äthiopien), wirtschaftliche und soziale Kommission für Asien und den Pazifik (mit Sitz in

6 DepartmentofPublicInformation and the United Nations InternationalDrug ControlProgramme.„The United Nation and Drug Abuse
Control“.W ien,1992.S.79.Vglauch:United Nation(http//:www.un.org).„ChapterX:The Economicand socialcouncil(Articles 61-72)“.
W ien,1996.
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Bangkok, Thailand), wirtschaftliche Kommission für Europa (mit Sitz in Genf, Schweiz),

wirtschaftliche Kommission für Lateinamerika (mit Sitz in Santiago de Chile, Chile),

wirtschaftliche und soziale Kommission für W estasien (mit derzeitigem Sitz in Amman,

Jordanien).

• Sechs ständige Ausschüsse oderKommissionen:jeweilsein Ausschuß fürdas Programm und für

die Koordinierung der natürlichen Ressourcen, Nichtregierungsorganisationen, Verhandlungen

mit den Regierungsorganisationen, multinationalen Unternehmen und eine Kommission für die

Siedlungspolitik.

Gemäß Artikel 62 der Charta der Vereinten Nationen, in dem die Tätigkeiten und

Entscheidungsbefugnisse des Rates erklärt sind, heißt es, daß der Rat Studien oder Berichte über

gesundheitliche,kulturelle,soziale,wirtschaftliche odererzieherische Aspektedurchführen kann,um

Vorschläge und Empfehlungen über besondere Situationen in der Vollversammlung abzugeben.

Gleichzeitig wird in Artikel64 gezeigt,daß derW irtschafts-und Sozialratvon einerspezialisierten

Agentur regelmäßige Berichte verlangen kann, um zu sensibilisieren und Empfehlungen

auszusprechen.

5.1.1.3. DieSuchtstoff-Kommission

Diese Kommission,diedieTätigkeiten des beratenden Ausschusses des Völkerbundes im Jahre1946

übernommen hat,wurde von dem W irtschafts-und Sozialratgemäß des Entschlusses 9 (I)errichtet.

Diese Kommission ist ein funktionelles Organ dieses Rates und das wichtigste Element in dem

zentralen normativen System der Vereinten Nationen, das für die Kontrolle des M ißbrauchs von

illegalen Drogen zuständig ist.53 M itgliedstaaten sind an dieserKommission beteiligt.Das oberste

ZielderKommission istes,dieweltweiteLage beiderKontrollevon illegalen Drogen zum Zweck

derFormulierung von Empfehlungen,diedieZusammenarbeitstärken,zu untersuchen.Gleichzeitig

kann die Kommission die Durchführung von neuen Konventionen oder internationalen Abkommen

vorschlagen. Darüber hinaus beaufsichtigt die Kommission die Anwendung des von den Ländern

unterzeichneten internationalen Abkommens überdieSuchtstoffeund psychotropen Stoffeund trifft

Entscheidungen über die neuen Substanzen, die angesichts der Vorschläge der W elt-

GesundheitsorganisationunterdieinternationaleKontrollefallen.8

7 United Nation(http//:www.un.org).„ChapterX:The Economicand socialcouncil(Articles 61-72)“.W ien,1996.
8 DepartmentofPublicInformation and the United Nations InternationalDrug ControlProgramme.„The United Nation and Drug Abuse
Control“.W ien,1992.S.79.Auch Vgl:United Nation(http//:www.un.org).
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DieAufträge derSuchtstoff-Kommission wurden im Jahre1991 durch den Entschluß 1991/38 des

Rates sowieEntschluß 46/185C derVollversammlung erweitert.Dieneun Aufträge derKommission

sindfolgendermaßen formuliert:

1. Auftrag I:Dem RatinderBeaufsichtigung derAnwendung derinternationalen Konventionen und

Abkommen im Rahmen derDrogenkontrollezu helfen.„Forexamplethe Commission assiststhe

Councilby reviewing and analysing the globaldrug controlsituation,using abalanced approach

to deal with the interlinked problems of illicit drug demand, supply and trafficking; by making

recommendations to strengthen international drug control activities when necessary, to provide

orientation for scientific research and to organize exchange of information. To those ends, the

Commissionguides activities ofUnited Nations Drug ControlProgramme ans reportsannuallyto

the Councilonactiontaken ortobe taken.“9

2. Auftrag II: Provisorische M aßnahmen zur internationalen Drogenkontrolle einzuleiten. Diese

Aufgabe übernahm dieKommission von dem beratenden Ausschuß gegen den illegalen Verkehr

vonOpium und anderen Drogen.

3. Auftrag III: Den Rat bei der Kontrolle von illegalen Drogen zu beraten und die Projekte für

kommende Konventionen vorzubereiten.

4. Auftrag IV: Auf notwendige Veränderungen in der existierenden M aschinerie für die

Drogenkontrollezu achten.„The Commissionalso regularlyreviews itsown functioning and that

ofitssubsidiarybodies.“10

5. Auftrag V:Andere Tätigkeiten in bezug auf die internationale Drogenkontrolle zu übernehmen,

wenn derRatdies entschieden hat.

6. Auftrag VI:DieEinführung des „weltweiten Aktionsprogramms“,das von derVollversammlung

während dersiebzehnten außerordentlichen Sitzung verabschiedetwurde,nachzuprüfen. „It is a

workplan calling for action by Governments in numerous sectors with a view to attacking the

drug abuse problem at the national, regional and international levels. M onitoring of the

implementationofthe GlobalProgramme ofActionwas assigned tothe Commissionin1991.“11

7. Auftrag VII:DieEntwicklung und die Einführung des Aktionsplanes für das breite System der

Vereinten Nationen zur Kontrolle gegen den M ißbrauch von illegalen Drogen zu überwachen.

„The Sytem-W ide Action Plan was established by the GeneralAssembly atthe end of1989 just

before it agreed on the Global Programme of Action. The Commission was entrusted with its

9 Bibliothek derVereinten Nationen.„The United Nation“.W ien,1992.S.3.
10 „The United Nation“.Bibliothek derVereinten Nationen,W ien,1992.Seite3.
11.„The United Nation“.Bibliothek derVereinten Nationen,W ien,1992.Seite3.
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annualmonitoringfunctions in1991 and now rewiews and commentsannuallyonactiontaken or

scheduled.“12

8. Auftrag VIII: Bei der politischen Orientierung und Überwachung der Aktivitäten des

Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen zu helfen.

9. Auftrag IX:Sowohlden Haushaltdes Programms alsauch dieKosten zurUnterstützung fürdas

Programm und die Verwaltung, ausgenommen der Kosten, die von dem regelmäßigen Haushalt

der Vereinten Nationen bezahlt werden, in Einklang mit den Vorschlägen des Leiters des

Drogenkontrollprogrammes derVereinten Nationen zu verabschieden.

DieKommission hatzurÜberwachung des Drogenproblems fünf Hilfsausschüsse eingerichtet: den

Unterausschuß für den illegalen Verkehr und die damit verbundenen Aspekte im Nahen und

M ittleren Osten, sowie jeweils die regionalen Sitzungen der Leiter der nationalen Organisationen

(HONLEA),diefürdieRepression gegen den M ißbrauch von illegalen Drogen zuständig sind,aus

Asien und dem Pazifik,Afrika,Lateinamerika und derKaribiksowieaus Europa.

Die „Drogenkonvention über Suchtstoffe von 1961“ spezifiziert im Artikel 8 die Tätigkeiten der

Kommission hinsichtlich dieses Abkommens. Die Kommission wurde als ein Organismus

beschrieben,deralleAutoritäthat,um alleAspektein bezug aufdieillegalen Drogen und dieZiele

dieserKonventionzu recherchieren.DieAufgaben derKommissionumfaßtnach derKonventionvon

1961folgende Punkte:

a)Veränderung derListederkontrollierten Drogen,fallserforderlich.

b)Anrufdes Internationalen Rates fürdieKontrollevon Suchtstoffen,im Fallevon Kommentaren,

Empfehlungen oderKritikan seinerTätigkeit.

c) Empfehlung von Programmen für die wissenschaftliche Recherche und für den Austausch von

wissenschaftlichen und technischen Informationen zwischen den M itgliedstaaten, den

Nichtregierungsorganisationen und anderen Organisationen,diegegen den M ißbrauch von illegalen

Drogen kämpfen.“13

Inder„Drogenkonventionüberpsychotrope Stoffevon1971“ wirdim Artikel17festgestellt,daß die

wesentlichen Funktionen derKommission die„Beaufsichtigung allerAspektein Verbindung mitden

12 „The United Nation“.Bibliothek derVereinten Nationen,W ien,1992.Seite3.
13 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConvenciónUnica de 1961 sobreEstupefacientes“.Buch nurfüroffizielleAnwendung.W ien,Ohne
Jahr.S.20.
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Zielen dieses Abkommens sowiedieVerwendung von den Bestimmungen des Abkommens und die

Empfehlungen und Vorschläge darüber“14sind.

Die„DrogenkonventionderVereinten Nationen gegen den unerlaubten VerkehrmitSuchtstoffen und

psychotropen Stoffen von 1988“ bestätigt sowohl die Autorität der Kommission in ihrer Tätigkeit

der Recherche aller Aspekte in Verbindung mit den Zielen der Konvention von 1988 als auch die

M öglichkeitdieserKommission,Empfehlungen abzugeben und inEinklang mitderNachprüfung von

Informationen, die die M itgliedstaaten abgegeben haben, allgemeine Aufgaben vorzuschlagen. Es

wird gleichzeitig hinzugefügt, daß „die Kommission den Internationalen Rat für die Kontrolle von

Suchtstoffen auf seine allgemeinen Funktionen hinweisen kann [...], daß sie die Listen I oder II

verbessern soll [...] und daß sie den M itgliedstaaten empfehlen kann, die Verabschiedung von

M aßnahmen vorzunehmen,diebeiderKontrollevonillegalen Drogen helfen können.“15

5.1.1.4. DerinternationaleRatfürdieKontrollevonSuchtstoffen

DerInternationaleRat, gegründet im Jahre 1968 aufgrund der Drogenkonvention über Suchtstoffe

von 1961, ist ein unabhängiges und quasi richterliches Organ, das für die Anwendung der

Konventionzuständig ist.Seine Zielesind dieÜberwachung derinternationalen Zusammenarbeitim

Rahmen der Beschränkung des illegalen Anbaus, der Vermeidung der illegalen Herstellung von

Drogen sowie der Verringerung der Verwendung illegaler Suchtstoffe. Gleichzeitig soll dieser

Internationale Rat die Lieferung und Verfügbarkeit dieser Drogen für medizinische und

wissenschaftliche Verwendung sichern.

Kraft der Konvention hat der Internationale Rat die Aufgabe, das statistische System für die

Kontrolle von Suchtstoffen sowie das verpflichtende System für die jährlichen Vorausschätzungen

des Bezugs notwendiger,legalerDroge weltweit zu verwalten.M itdiesen beiden Systemen versucht

der Rat, den internationalen Handel mit legalen Drogen zu kontrollieren. Hinzuzufügen ist, daß

dieses M uster schon im Jahre 1931 von einem Kontrollorgan des Völkerbundes verwendet wurde.

M it dieser Konvention von 1961 erhielt der Internationale Rat mehr repressive Aufgaben, um den

illegalen HandelmitDrogen wirkungsvollzu beschränken.

14 Bibliothek derVereinten Nationen.„Convenio sobreSustancias Sicotrópicas 1971“.,W ien.Buch fürnur offizielle Verwendung. W ien,
Ohne Jahr.S.22.
15 Bibliothek der Vereinten Nationen. „ Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico ilícito de estupefacientes y sustancias
sicotrópicas 1988“.Buch nurfüroffizielleVerwendung,W ien,ohne Jahr.S.33-34.
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Das statistische System für die Kontrolle, das auf den jährlichen, verpflichtenden Berichten der

M itgliedstaaten beruht, und das Vorausschätzungssystem dienen sowohl als Barometer für die

erforderliche legale Drogenmenge pro Jahr, als auch als M ittel zur Feststellung neuer Tendenzen

beim illegalen Drogenkonsum. Die Drogenkonvention gegen den unerlaubten Verkehr mit

Suchtstoffen und psychotropen Stoffen von 1988 erweiterte das W irkungsfeld des Internationalen

Rates fürdieKontrollevon Chemikalien, die für die Herstellung von illegalen Drogen erforderlich

sind.Gemäß derKonventionvon1988,Artikel12betiteltsie„Substanzen,diehäufiginderillegalen

Fabrikation von Suchtstoffen und psychotropen Stoffebenutztwerden“,alseine neue Variante der

Anwendung von Chemikalien in der Herstellung illegaler Drogen.16 Aus diesem Grund wird in

diesem Artikelbetont,daß derInternationaleRatund dieM itgliedstaaten bereitsein sollten, dieses

neue,internationalauftretende Problem zu kontrollieren.ÜberdieZuständigkeitderM itgliedstaaten

heißt es: „Die M itglieder müssen rechtzeitig M aßnahmen ergreifen, um die Herstellung und

Lieferung von Substanzen von den Listen Iund IIzu überwachen,dieinnerhalb ihres Territoriums

produziert werden.“17 Inzwischen soll der Internationale Rat, „wenn er Informationen erhalten hat,

mit denen, nach seiner M einung, eine Substanz in der Liste I oder II beigefügt werden muß, den

Generalsekretärdarüberunterrichten und ihm diese Informationzuschicken.“18

Der Internationale Rat für die Kontrolle von Suchtstoffen besteht aus 13 M itgliedern, die vom

W irtschafts- und Sozialrat ausgewählt sind und ihre Tätigkeiten in eigener Person, das heißt ohne

Diplomatentitel, ausüben. Drei von diesen M itgliedern werden aus einer von der W elt-

Gesundheitsorganisation abgegebenen Liste gewählt, während die anderen zehn aus einer

vorgeschlagenen ListeverschiedenerRegierungen ausgewähltwerden.19 Gemäß derKonvention von

1961 sollten „die M itglieder des Internationalen Rates Personen sein, die aufgrund ihrer Befugnis

und UnparteilichkeitVertrauen genießen.W ährend ihrerTätigkeitkönnen siewederandereArbeiten

noch andereTätigkeiten ausüben,dieihreUnparteilichkeitund Zuständigkeitbeidem Ratbelasten.

Personen, die die Situation des Drogenproblems in den Produzenten- sowie in den

Konsumentenländern kennen, nehmen an diesem Rat teil. Diese Anforderungen werden von dem

16 Bibliothek der Vereinten Nationen. „ Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico ilícito de estupefacientes y sustancias
sicotrópicas 1988“.Buch nurfüroffizielleVerwendung,W ien,ohne Jahr.S.25.
17 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas 1988“,Artikel12.Paragraph 8,Buch nurfür offizielleVerwendung,W ien.,ohne Jahr.S.25.
18 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas 1988“,Artikel12,Paragraph 2.Buch nurfür offizielleVerwendung,W ien.,ohne Jahr.S.25.
19 Im Jahr 1997 bestand der Internationale Rat aus den folgenden M itgliedern (am 1. M ärz des Jahres in Klammern beenden sie ihre
Tätigkeit): Edouard Armenakovich Babayan, Rußland (2000); Chinmay Chakrabarty,unabhängig (2002); Nelia Cortes-M aramba,
Philippinen (2002);Jacques Franquet,Frankreich-(2002);Hamid Ghodse,Iran-(2002);Alfonso Góm ez M éndez, K olum bien- (2002);
Dil Jan Khan, Pakistan (2002); M ohamed M ansour, Ägypten (2000); António Lourenço M artins, Portugal (2000); Herbert Okun,
Vereinigten Staaten von Amerika (2002);Alfredo Pemjean,Chile(2000);O skar Schroeder,Deutschland (2000);Elba Torres Graterol,
Venezuela(2000).
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Internationalen Rat in Einklang mit den Prinzipien einer gerechten geographischen Verteilung

überprüft.“20.

DieHauptzieleund Aufträge des Internationalen Rates sindfolgende:

1. Im Hinblick auf die Herstellung, den Handel und Verkauf von legalen Drogen soll der Rat

einerseits die notwendige M enge für die wissenschaftlichen und medizinischen Anwendungen

sichern sowie die Ablenkung von legalen Drogen zum illegalen Handel vermeiden. Aus diesem

Grund verwaltet der Rat ein Vorausschätzungssystem, das über die notwendige M enge von

illegalen Drogen für wissenschaftliche Forschung und medizinische Behandlung in jedem Staat

informiert, sowie ein freiwilliges Vorausschätzungssystem, das die notwendigen psychotropen

Stoffefürmedizinische Behandlung in jedem Land feststellt.Gleichzeitig wird derinternationale

Handel mit Drogen durch ein statistisches Informationssystem überwacht. Andererseits

beaufsichtigtderRatdieKontrolle,diedieRegierungen überdiefürdieHerstellung von legalen

Drogen erforderlichen Chemikalien ausüben und hilft so den Regierungen, daß die Chemikalien

nichtinden illegalen Handelgelangen.

2. In bezug auf die Herstellung und den Handel von illegalen Drogen versucht der Rat die

Schwächen der nationalen sowie internationalen Kontrollsysteme zu finden und wirkt bei der

Fehlervermeidung mit.DerRatklassifiziertdiechemischen Substanzen, die bei der Herstellung

illegaler Suchtmittel verwendet werden, um auf dieser Basis die internationale Kontrolle über

diese Chemikalien zu gewährleisten.“21

AufEmpfehlung des Internationalen Rates in den Jahren 1981,1991 und 1993 batderW irtschafts-

und SozialratdieM itgliedstaaten um Vorausschätzungen derfür medizinische und wissenschaftliche

Zwecke erforderlichen M enge an psychotropen Substanzen, die der internationalen Kontrolle

unterstehen, um die illegale Produktion einzuschränken. Obwohl im Jahre 1996 170 Staaten diese

Informationen an den Ratweitergeleitethaben,hatderInternationaleRatinseinem Berichtvon1996

betont, daß aus M angel an Informationen der Transfer von der legalen zu der illegalen

Drogenherstellung immer stärker wird. “Unlikely the situation with narcotic drugs, diversion of

psychotropic substances fron the licitmanufactures and trade stilloccursas a result of inadequate

controlmechanisms in some countries [...]The Board isconcerned aboutthe factthatthe requisite

datahave notbeen received forthreeormoreyearsfrom the following States:Afghanistan,Bosnia

and Herzegovina, Chad, Gabon, Gambia, M alawi, M auritania, Rwanda, Somalia, the former

20 Bibliothek derVereinten Nationen.„Convención Unica de 1961 sobreEstupefaciente“.Buch nurfüroffizielleVerwendung.W ien,ohne
Jahr.Artikel9,Paragraphen 2-3.S.20.
21 Bibliothek derVereinten Nationen.United Nations InternationalDrug Programme.„Papelde la Junta International de Fiscalización de
Estupefacientes“.Buch nurfüroffizielleVerwendung,W ien,ohne Jahr.S.2.
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Yugoslav RepublicofM acedoniaand Zambia[...]A few parties to the 1971 Convention,including

Belgium, Canada, Luxembourg and New Zealand do not yet control international trade in all

substances inschedules IIIans IV ofthatConvention and do notreportto the Board on exportsand

imports of some of those substances. This situation has led to a serious gap in the control of the

internationaltrade inpsychotropicsubstances,agap thatcouldbe exploited by drug traffickers.“22

DerRatversucht,den internationalen Dialog mitden Vertretern derRegierungen zu fördern.Dieser

Dialogentwickeltsich durch regelmäßige Konsultationen oderdurch organisierteM issionen,diemit

derEinwilligung derinteressierten Staaten stattfinden.„DieFolgen der śchweigsamen Diplomatiè

des Internationalen Rates sind erkennbar: Einige Länder haben ihre Gesetzgebung besonders in

bezug auf psychotrope Substanzen verstärkt oder verändert, andere Länder haben erkannt, daß es

notwendig ist,dienationalen Bestrebungen fürdieKontrollegegen den M ißbrauch und den Handel

mitillegalen Substanzen zu koordinieren.“23

Die Programme des Rates für die Fortbildung von Fachpersonal zur Bekämpfung von illegalen

Drogen inden „Schwellenländern“ sindbekannt.

DerInternationaleRat für die Kontrolle von Suchtstoffen hat in jedem Jahr dem W irtschafts- und

Sozialrat einen Bericht durch die Suchtstoff-Kommission abzugeben, in dem er eine Analyse der

SituationinderBekämpfung des Drogenhandelsund des Drogenmißbrauchs weltweitredigiert.1990

entschied der Rat, zusätzlich einen jährlichen Bericht über einen besonderen Aspekt des

Drogenproblems beizufügen.

5.1.2. DieDrogenkontrollprogramme derVereinten Nationen

Im Jahr 1991 wurde gemäß Entschluß 45/179 der Vollversammlung am 20. Dezember 1990 das

Drogenkontrollprogramm eingesetzt.Es handeltsich um dieErrichtung eines einzigen Programms,in

dem alleStrukturen und Tätigkeiten dervorherigen Organe fürdieKontrollegegen den M ißbrauch

vonillegalen Drogen derVereinten Nationen zusammengefaßtwerden,nämlich dieAbteilung fürdie

Suchtstoffe, der Fonds der UNO zur Kontrolle des Drogenmißbrauchs (FNUFUID, gegründet im

Jahre1971)und das Sekretariatdes Rates.

22.InternationalNarcotics Board.United Nations.„Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoard for1996“.W ien,.New York 1997.
S.12.
23 Departamento de Información Pública y el Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de las Drogas. „Las
Naciones Unidas ylaFiscalizacióndeluso indebidode drogas“.W ien,1992.S.93.
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Dieses Programm galt als der Grundstein in der Bekämpfung des Drogenhandels in der letzten

Dekade des 20. Jahrhunderts. „In response to these disturbing developments, the United Nations

strengthened itscapacity to counteractdrug abuse and illicittrafficking and in 1991 established the

United Nations International Drug Control Programme (UNDCP), which coordinates all United

Nations drug control activities, promotes the implementation of the relevant treaties and provides

effective leadership in international drug control. The Programme serves as the focal point for the

United Nations Decade against Drug Abuse (1991-2000), proclaimed by the General Assembly in

1990,withthe objective ofpromotingthe implementationofthe GlobalProgramme ofAction.“24

Offiziellen Dokumenten der UNO zufolge deckt das Ziel dieses Programmes ein breites Spektrum

von Aktivitäten ab: so zum Beispiel, auf die Bedrohung des Drogenkonsums in den Familien,

Gemeinden und Institutionen hinzuweisen; Unterstützung, Leitung  und Schaffung einer lokalen,

regionalen, nationalen und internationalen Zusammenarbeit für den Kampf gegen die Drogen;

Erweiterung und Förderung derBestrebungen einerEinschränkung des Drogenmißbrauchs besonders

bei der Jugend und der anfälligen Bevölkerung; Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit

gegen dieHerstellung,den Handelund gegen diemitdem Drogenkonsum verbundenen Verbrechen;

Lieferung von Informationen und Analysen, um die notwendige M enge von legalen Drogen für

medizinische und wissenschaftliche Anwendungen zu sichern.

Die innere Struktur dieses Programm besteht aus drei Abteilungen: die Abteilung für das

Unterstützungs- und Planungsprogramm, die Abteilung für die Implementation des internationalen

Abkommens und dieEntwicklung derPolitiken und dieAbteilung fürAußenbeziehungen.

Da dieses Programm der zentrale Punkt für die Koordination und für die wirksame Leitung der

Aktivitäten der UNO im Rahmen der Drogenkontrolle ist, entwirft es Aktionen gegen das

Drogenproblem aufallen Ebenen wiezum BeispieldieintegrierteLandentwicklung,dieAlternative

Entwicklung, der Ersatz von Drogenpflanzen, die Anwendung von Gesetzen über die

Drogenkontrolle, die Prävention, die Behandlung und Rehabilitation von Süchtigen, die legislative

und institutionelle Reform, die zum Ziel haben, durch die Erweiterung der Leistungsfähigkeit der

Regierungen Probleme wie den illegalen Drogenmißbrauch und den Handel mit Suchtstoffen und

psychotropen Stoffen zu bekämpfen.DieHauptaufgaben dieses Programms sind nach Angaben der

offiziellen DokumentederUNO:

24 Boutros,Boutros-Ghali.„M essage onthe InternationalDay againstDrug Abuse and IllicitTrafficking“.W ien,.am 26.Juni1992.
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1. DieBildung eines weltweiten Zentrums fürtechnische Hilfeund ein Informationszentrum durch

die Archivierung von Informationen, Analysen, Programmübertragungen und Erfahrungen im

Rahmen derDrogenkontrolle.

2. Die Funktionen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen im Rahmen des internationalen

Abkommens auszuüben sowie der Suchtstoff-Kommission und dem Internationalen Rat für die

Kontrolle von Suchtstoffen Unterstützung anzubieten, damit diese Organe ihre Tätigkeiten

erfüllen können.

3. Das Programm spielt eine wichtige Rolle bei der Abschätzung von Phänomenen, die die

Herstellung,den Verkehrund dieAnwendung von Suchtmitteln erleichtern können. Gleichzeitig

hilftes beiderBeratung und Unterstützung im Rahmen derAnwendung und Verabschiedung der

notwendigen M aßnahmen.

4. Den betroffenen Ländern rechtzeitige technische Hilfe anzubieten. Gemeint sind spezialisierte

Kenntnisse und Fortbildungen,damitdiese Länderwirksame Drogenkontrollstrukturen errichten

sowienationaleund regionalePläne formulieren können.

5. Technische Kooperationaufallen Ebenen des Drogenproblems anzubieten,damitneue M ethoden

und Einstellungen durch eine Zusammenarbeitzwischen den Ländernund den Teilnehmerndieses

Programmes vorgeschlagen und diese dann angewendetwerden können.

6. Den Regierungen Unterstützung anzubieten,damitsieregionaleund interregionaleAktionspläne

und Initiativen unter dem M otto der Zusammenarbeit zwischen den interessierten Ländern

ergreifen können.

LautEntschluß45/179derVollversammlung „solldas Drogenkontrollprogramm dieVerantwortung,

für die Koordination übernehmen und für die wirksame Leitung aller Tätigkeiten der Vereinten

Nationen im Rahmen derDrogenkontrollezuständigsein.“25

Das Drogenkontrollprogramm arbeitet einhellig mit verschiedenen Organen des Systems der

Vereinten Nationen zusammen, inklusive der spezialisierten Organe sowie der internationalen

25 Departamento de Información Pública de las Naciones Unidas y Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internationalde
Drogas.„Las Naciones Unidas ylaFiscalizacióndeluso indebidode drogas“.W ien,1992.S.96-97.
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Institutionen im Rahmen der Drogenkontrolle.26 Die Zusammenarbeit, gedacht als M ittel, die

Ergebnisse inderBekämpfung des Drogenproblems zu maximieren,istimmernoch unzulänglich,da

dieKoordinationskosten sehrhoch sind.Nach Angaben des Drogenexperten derVereinten Nationen,

Dave PaulZervaas hatderM angelan menschlichen,technischen und finanziellen Ressourcen dem

Verlauf des Programms geschadet. „Die Vereinten Staaten haben mit INTERPOL und anderen

Institutionen,diegegen dieGeißelderillegalen Drogen kämpfen,wiezum BeispielEUROPOL der

Europäischen Union, Kontakt aufgenommen und ihre Zusammenarbeit gefördert. Es gibt Kontakt

mit EUROPOL, jedoch ist die Zusammenarbeit noch nicht perfekt. W ir arbeiten sehr gut mit der

Zollpolizei zusammen. Es gibt ebenfalls verschiedene Gruppen der Vereinten Nationen, die diesen

internationalen Kontaktvertiefen und wirksam gestalten.AufderEbene derbilateralen Kontaktegibt

es immer Verbindungen mit den nationalen Drogenausschüssen jedes einzelnen Landes. Die UNO

gewinnt durchaus eine Vorstellung, die als realistisch bezeichnet  werden kann. Aber gleichzeitig

kann ich sagen, daß diese Kooperation partiell ist, einerseits deshalb, weil jede Institution ihre

eigenen Interessen hat,und daherdieVereinten Nationen nichtimmerdiestatistischen Informationen

oder den M odus operandi der organisierten Verbrechen bekommen. Andererseits kostet diese

Kooperation viel Geld, wie ich bereits gesagt habe, so daß einige Schwellenländer nicht in diese

Zusammenarbeit investieren können. Es mangelt an Geld sowohl bei den Vereinten Nationen als

auch bei den M inisterien und nationalen Institutionen, die die Drogenbekämpfung durchführen.

W enn ich dieZusammenarbeitbenoten sollte,würde ich eine 5 geben (1 dieschlechtesteund 10 die

besteBenotung),weilwiruns inderM ittebefinden.Das heißt,daß es Kooperationgibt,aberes uns

an mehr Zusammenarbeit fehlt. Die Probleme sind: finanzielle M ittel, politisches Engagement und

M angelan Arbeitern fürdiesen internationalen KontaktderZusammenarbeit.Ich bin,zum Beispiel,

für15 Länderzuständig.Dieses Beispielmachtdeutlich,daß dieArbeitfüreine Person enorm ist,

und aufgrund dieser Überforderung die ganze Zusammenarbeit darunter leidet. Ein kleines

Programm, wie das Drogenkontrollprogramm hat begrenzte Geldmittel und deshalb müssen wir

Prioritäten setzen.“27

Heutzutage sind267M itarbeiterindem Drogenkontrollprogramm beschäftigt,vondenen 145 sich in

W ien befinden, während sich 122 auf 19 für bestimmte Regionen verantwortliche internationale

Büros wiefolgtverteilen:

26 Unter den spezialisierten Organen der Vereinten Nationen werden genannt: die weltweite Organisation der Arbeit, die
W eltgesundheitsorganisation,dieUNESCO,dieinternationaleSeeschaft,dieinternationaleFluggesellschaft,dieW eltpostorganisation,FAO,
das Programm für die industrielle Entwicklung. Die Programme der Vereinten Nationen, die bei der Drogenkontrolle helfen, sind: das
Programm der Vereinten Nationen für die Entwicklung, UNICEF, das weltweite Nahrungsprogramm. Andere internationale
Hilfeorganisationen sindderAusschuß fürdieZollzusammenarbeit,INTERPOL.
27 Dave Paul Zervaas, Drogenexpert des Drogenkontrollprogrammes der  Vereinten Nationen, wurde am 16. M ai 1997 in W ien von der
VerfasserindieserArbeitinterviewt.
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Es gibt Büros für die folgenden Länder: Afghanistan, Bolivien, Brasilien, Kolumbien, Lao RDP,

Libyen,M yanmar,Nigeriaund Peru.

Dieregionalen Büros befinden sich:in Barbados (fürden Karibik);in Ägypten (fürNordafrika);in

Kenia(fürOst-und Südafrika);inLettland (fürdieBaltischen Staaten);inM exikoD.F.(fürM exiko

und M ittelamerika);inUsbekistan (fürSüdwestasien);inThailand (fürSüdostasien).

Die erforderlichen und realen Geldmittel, die für die Durchführung von Projekten des

Drogenkontrollprogramms weltweitzu Verfügung stehen,stammen aus zweiverschiedenen Quellen:

erstens aus dem gewöhnlichen Haushalt der Vereinten Nationen, und zweitens aus freiwilligen

Beiträgen,diemehrals90%  derGeldmitteldes Drogenkontrollprogramms bilden:

GewöhnlicherHaushaltderVereinten Nationen 1996-1997: US $16.540.200

Freiwillige Beiträge fürden Haushaltim Jahre1996-1997: US $141.235.100

GewöhnlicherHaushaltderUNO (vorgeschlagen)1998-1999: US $16.372.000

Freiwillige Beiträge fürden Haushalt1998-1999(vorgeschlagen):US $162.298.00028

Zu den Arbeitsgebieten des Drogenkontrollprogramms im Rahmen des verfügbaren Haushalts

gehören:

1. Verringerung der Nachfrage von Sucht- und psychotropen Stoffen: Prävention, Behandlung,

Rehabilitationund sozialeW iedereingliederung derSüchtigen;

2. Kontrollmaßnahmen: M aßnahmen für die Beachtung der Gesetze, M aßnahmen gegen die

Geldwäsche,Kontrolledes HandelsmitChemikalien;

3. Einschränkung des Angebotes: Alternative Entwicklung, Schaffung von

Unterstützungsinstitutionen;

4. M ultisektor:Verstärkung derInstitutionen,Planungspolitik.

Die Zahl der Programme und Projekte, die von regionalen Büros im Zeitraum 1996-1997

durchgeführtwurden,sindfolgende:

Tabelle8:FinanzielleAusstattungen,Programmen und Projekten (in1.000US-Dollar)
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Zeitraum
1996-1997

Afrika Asien undder
Pazifik

Europa und
Nahost

Lateinamerika
unddie
Karibik

W eltweite
Projekte

Gesamt

US $ Nr. US $ Nr. US $ Nr. US $ Nr. US $ Nr. US $ Nr.

Verringerung
derNachfrage

1.523,5 12 6.877,2 17 1.007,5 5 22.193,1 32 2.678,3 18 34.279,7 84

Verringerung
des Angebotes

0 - 15.853,3 7 740,1 1 10.224,1 19 251,4 3 27.068,9 27

Kontrollmaß-
nahmen

2.969,5 14 5.411,5 20 5.716,4 13 6.483,4 15 5.595,4 9 26.176,2 71

M ultisektor 4.089,6 7 8.675,1 12 3.195,4 14 2.228,3 6 3.344,5 8 21.587,6 47

GESAM T 8.582,7 33 36.817,1 56 10.659,4 33 41.183,6 69 11.769,6 38 109.112,4 229

Quelle:Interne offizielleDokumentederVereinten Nationen,1997.

Die Prioritäten, auf deren Basis Projekte in einer Region oder in einem Staat entwickelt werden,

werden mit Hilfe eines als „Country Conference Board“ bezeichneten Grunddokuments der

Vereinten Nationen erarbeitet. In diesem Dokument werden die allgemeinen Informationen aller

Organe derUNO-Länderzusammengefaßt,in denen dieinternationaleOrganisation präsentist.Da

diefinanziellen Ressourcen des Drogenkontrollprogramms begrenztsind,dienen diese Informationen

des „Country Conference Board“-Dokumentsals Entscheidungsgrundlage für den Einsatz und die

Durchführung derverschiedenen Projekte.„Erstversuchtman,dievorherigen Projekteund Arbeiten

der Organisation in einem Staat zu inventarisieren, damit man erfährt, was in der Vergangenheit

gemacht wurde. M it diesen Informationen ist es möglich, die Entwicklung und die institutionelle

sowie politische Stabilität der zuständigen Strukturen der Drogenbekämpfung sowie die

wirtschaftliche, soziale und politische Lage eines Landes einzuschätzen. M it den knappen

Geldressourcen, die wir haben, sollen wir herausfinden und präzisieren, wo Projekte mit geringem

Aufwand abergleichzeitig füreine langfristige Zeitund wirkungsvolldurchgeführtwerden können,

um den Drogenmißbrauch sowieden Drogenhandelzu bekämpfen. Obwohl die Drogenproblematik

eingroßes Ausmaß hat,stehtden Vereinten Nationen nureingeringerHaushaltfürdieses Programm

zur Verfügung. Deshalb ist es wichtig, die allgemeinen Probleme der Länder zu erkennen, damit

Strategien fürdieÜberwindung des Drogenproblems entwickeltwerden können.“29

5.1.3. Aktionen derVereinten Nationen zurBekämpfung des M ißbrauchs illegalerDrogen

Da derHandelund derM ißbrauch vonillegalen Drogen zurInstabilitätderpolitischen Regime sowie

dersozialen und wirtschaftlichen Strukturen geführthat,istdieDrogenproblematik in bezug aufdie

internationale Zusammenarbeit zur Erhaltung der weltweiten Sicherheit und des Friedens eine

28 Informationen abgegeben vom Drogenkontrollprogramm in W ien,während des Interviews und derRecherche,dieim Zeitraum vom 12.
biszum 16.M ai1997vonderVerfasserindieserArbeitdurchgeführtwurden.
29 Dave Paul Zervaas, Drogenexperte des Drogenkontrollprogramms der Vereinten Nationen in W ien, wurde am 16. M ai 1997 von der
VerfasserindieserArbeitinterviewt.
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Aufgabe der Vereinten Nationen geworden. Laut der Charta der Organisation heißt es: „W e the

peopleofthe United Nations determined [...]to establish conditions underwhich justice and respect

forthe obligations arising from treaties and othersources ofinternationallaw can be manteined [...]

Chapter I: The purposes of the United Nations are [...] To achieve international cooperation in

solvinginternationalproblems ofan economic,social,culturalorhumanitarian character.“30

Nach Angaben der Vollversammlung Entschluß 34/177 im Jahre 1979 und der Abteilung für die

Suchtstoffeim Jahre1982 hatsich derM ißbrauch von illegalen Drogen in den letzten Dekaden des

20. Jahrhunderts aufgrund der technologischen Fortschritte verstärkt. Diese Situation stellt das

Erfordernis einer verbesserten Zusammenarbeit dar, um dieses Phänomen zu kontrollieren und zu

beschränken. „Drug Development was made easier by the rapid expansion of communications,

transport,and internationaltrade.Accodingly, in the twenty century, society has become seriously

concerned with the question of drug, their actions and effects and their rational use.“31 In gleicher

Richtung ist im Jahre 1979 argumentiert worden: „the General Assembly urges, Inter alia, greater

action by the specialized agencies and programmes of the United Nations most activ in this field

(UNESCO,FAO,ILO,W HO,and UNDP)and developingand implementing,withintheirmandates,

programmes aimed at the reduction of illicit productions ans demand for drugs, and specifically

requested these agencies tomake thisactivity aregularitem on the agenda oftheirgoverning bodies

[...]because drugs areacrime againsthumanity.“32

DerillegaleHandelmitDrogen hatsich in eine illegaleinternationaleIndustrieumgewandelt,in der

verschiedene Faktoren zusammenwirken.DerBegriff„IllicitDrug Industry“ wurde im Buch „W orld

Drug Report“derVereinten Nationen,zum ersten M alverwendetund erklärt:„The justification for

calling illicit drugs an industry is firstly, that there is a great demand for the product in question,

thereforamarketforillicitdrugs exists,and secondly,meetingthisdemand involves an extensive ans

complex process of production, manufacture, distribution and investment.“33 Diese Illegalität des

Drogenmarktes hat die Entstehung verschiedener Probleme in den betroffenen Ländern zur Folge.

Aus diesem Grund wurde dieinternationaleZusammenarbeitseitdem Jahre1946,alsdieVereinten

Nationen dieBekämpfung des illegalen Drogen übernahmen,verstärktund ausgeweitet.

30 Bibliothek derVereinten Nationen.„Charta derVereinten Nationen“,in:„The United Nations and Drug Control Division of Narcotics
Drugs“.W ien,1982.S.4.
31 Bibliothek derVereinten Nationen.„Charta derVereinten Nationen“,in:„The United Nations and Drug Control Division of Narcotics
Drugs“.W ien,1982.S.4.
32 Bibliothek derVereinten Nationen.„Entschluß34/177vom 17.Dezember1979derVollversammlung derVereinten Nationen“,in:„Drug
Abuse ControlActivities inthe United Nations System“,Genf,Oktober1984.S.5.
33 OxfordUniversityPress (Hrsg.).“W orldDrug Report“derVereinten Nationen“.Oxford,1997.S.123.
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5.1.3.1.Das Protokollvon1946

M it Hilfe dieses am 10. Oktober 1947 in Kraft getretenen Protokolls wurden die Funktionen und

Tätigkeiten des Völkerbundes im Rahmen der Drogenbekämpfung per Gesetz auf die Vereinten

Nationen übertragen. Gleichzeitig hat die internationale Gemeinschaft zum ersten M al nach dem

Krieg ihreAbsichtgeäußert,beiderKontrollederSuchtstoffezusammenzuarbeiten.

5.1.3.2.Das Protokollvon1948

Zwischen 1930 und 1940 hattedieEntwicklung derpharmazeutischen IndustriedieHerstellung von

synthetischen Substanzen zurFolge,deren Produktion im Laboratorium durchgeführtwurde und die

Konsumenten völlig abhängig von Suchtmitteln machte. Bis 1947 war die Zahl der kontrollierten

Suchtstoffeaufden Schlafmohn,den Kokabusch und dieHanfpflanze beschränkt.Aus diesem Grund

wurde der internationalen Gemeinschaft vorgeschlagen, die Kontrolle bedingt durch die akute

Notwendigkeitaufdieneuen Substanzen auszuweiten.

Das Hauptzieldes Protokollsvon 1948 war,dieGesellschaftvorderGefahrdieser Substanzen zu

schützen sowiesieunterinternationaleKontrollezu stellen.Am 1.Dezember1949 tratdas Protokoll

in Kraft.Aufdiese W eise wurden alle,auch die nicht durch das Protokoll von 1931 kontrollierten

Substanzen,überwachtund aufdiemedizinische oderwissenschaftliche Anwendung beschränkt.34

5.1.3.3.Das Opium-Protokollvon1953

Das am 8.M ärz1953inNew Yorkunterschriebene Protokollversuchte,den Anbau,dieHerstellung

und den Handel des Schlafmohns auf den internationalen M ärkten zu beschränken sowie seine

medizinische und wissenschaftliche Anwendung zu regulieren. Die Absicht war, die legale

Überproduktiondurch dieKontrolleüberdieeingelagerteM enge inallen Staaten zu vermeiden.

Aufgrund dieses Protokollswurden sieben LänderzurHerstellung und fürdieAusfuhrdes Opiums

ermächtigt:Bulgarien,Griechenland,Indien,Iran,dieTürkei,dieSowjetunionund Jugoslawien.Zur

Kontrolledes Handelswurde derim Jahre1925 gegründeten Ständigen Kommission fürSuchtstoffe

die Befähigung zur stärkeren Überwachung der legalen Produktion und zur Repression für neue

Kontrollen gegeben.Trotzderneuen Aufgaben derStändigen Kommission konnten dieM aßnahmen
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nurmitEinwilligung derinteressierten Regierungen durchgeführtwerden.In Ausnahmefällen konnte

dieKommissioneinEmbargofürdieEinfuhroderAusfuhrvonOpium verhängen .35

5.1.3.4.DieDrogenkonventionüberSuchtstoffevon1961

Im Jahre 1960 ist die Kontrolle von Suchtstoffen, nach Angaben von Dokumenten der Vereinten

Nationen, „sehr kompliziert geworden“36; aus diesem Grund entschied sich der W irtschafts- und

Sozialrat,nach Entschluß 689 J(XXVI)vom 28.Juli1958,und in Einklang mitdem Paragraph 4,

Artikel62 derCharta derVereinten Nationen37,eine Konferenz von Bevollmächtigten im Zeitraum

vom 24.Januarbiszum 25.M ärz1961einzuberufen.Das geplanteHauptzielderKonferenz wardie

Verabschiedung einer Konvention über Suchtstoffe, die m it einem  einzigen Instrum ent die

bisherigen m ultilateralen Abkom m en ersetzte, die Zahl der geschaffenen internationalen

O rgane beschränkte, die M aßnahm en zur K ontrolle des Rohstoffes von Drogen ergriff, die

Verwendung von Suchtstoffen für m edizinische und wissenschaftliche Zwecke und die Bilanz

zwischen Angebotund Nachfrage der Suchtm ittelbeschränkte.

Diese Konvention,an der73 Staaten38 teilgenommen hatten, trat am 13. Dezember 1964 in Kraft.

Siewurde durch das Protokollvon1972verbessertsowieüberprüftund wirdalseine derwichtigsten

internationalen Bestrebungen fürdieSuchtstoffkontrolleangesehen.

In der Präambel der Konvention wurde ausgeführt, daß diese internationale Arbeitskontrolle eine

Antwortaufdieständige BesorgnisderStaaten ist,da „sieerkennen,daß dieSuchtnach Rauschgift

eine große Bedrohung fürdas Individuum istund gleichzeitigeine sozialeund wirtschaftliche Gefahr

für die M enschheit mit sich bringt.“39 Nach Angaben der Konvention sei das „physische und

moralische W ohl der M enschheit“ durch den Drogenmißbrauch bedroht, und deshalb sei die

34 United Nations DepartmentofPublicInformation.„The United Nations and Drug Abuse Control“.New York und Genf1992,Kanada
1993.S.65.
35 United Nations DepartmentofPublicInformation.„The United Nations and Drug Abuse Control“.New York und Genf1992,Kanada
1993.S.65-66.
36 Departamentode InformaciónPública de las Naciones Unidas yelPrograma de las Naciones Unidas paralaFiscalizaciónInternacionalde
Drogas.„Las Naciones Unidas ylaFiscalizacióndelUso Indebidode Drogas“.W ien,1992.S.75.
37 In der Charta de Vereinten Nationen werden die Funktionen und Tätigkeiten des W irtschafts- und Sozialrates, wie folgt, beschrieben:
„Artikel:62,Paragraph 4:Itmay call,in accordance with the rules prescribed by the United Nations,internationalconferences on matters
fallingwithinitscompetence.“
38 DieStaaten,diean dieserKonferenz teilnahmen,waren:Afghanistan,Albanien,Argentinien,Australien,Bolivien,Brasilien,Bulgarien,
Birma,Kambodscha,Kanada,derKongo,CostaRica,Tschad,Tschechoslowake,Chile,China,Dahomey,Dänemark,ElSalvador,Spanien,
die Vereinigten Staaten von Amerika, die Philippinen, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guatemala, Haiti, Ungarn, Indien,
Indonesien, der Irak, der Iran, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Libanon, Liberia, M adagaskar, M arokko, M exiko, M onaco, Nicaragua,
Nigeria, Norwegen, Neuseeland, die Niederlande, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Großbritannien und Nordirland,
Saudi-Arabien, Korea, Dominikanische Republik, Bundesrepublik Deutschland, W eißrußland, die Ukraine, Rumänien, Vatikanstadt,
Senegal,Schweden,dieSchweiz,Thailand,Tunesien,dieTürkei,Rußland,Uruguay,Venezuelaund Jugoslawien.
39 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Preámbulo de la Convención Unica de 1961 sobre Estupefacientes“. Dokument nur für offizielle
Anwendung,W ien,ohne Jahr.S.IV.
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Einberufung einer internationalen Zusammenarbeit, die sich durch identische Prinzipien und

gemeinsame Zieleauszeichnet,vonfundamentalerBedeutung.

DieVereinten Nationen verfolgten beiderAusarbeitung derKonventionvon1961dreiAbsichten.40

1. DieGesetze und Regelungen dernoch existierenden multilateralen Abkommen zu kodifizieren.

2. Die Kontrollmechanismen für Suchtstoffe zu vereinfachen, um die Folgen der internationalen

Zusammenarbeit zu verstärken. Deshalb wurden die Ständige Kommission für Suchtstoffe und

der Kontrollorganismus für Suchtstoffe, errichtet durch den Völkerbund, zu einem Organ

vereiningt,das als„InternationalerRatfürdieKontrollevonSuchtstoffe“ bezeichnetwurde.41

3. DieErweiterung dernoch gültigen Kontrollsysteme fürSuchtstoffeauch aufdiePflanzen,dieals

Rohstofffürdienatürlichen Suchtstoffeverwendetwerden.Aufgrund dieserEntscheidung wurde

dieGewohnheit,Opium oderCannabiszu rauchen, Kokablätter zu kauen bzw. die Anwendung

vonHanfpflanzen fürmedizinische Verwendung verboten.Um diese Zielezu erreichen,wurde die

Schaffung eines nationalen M onopols vorgeschlagen, das von einem nationalen

Verwaltungsorgan verwaltetwurde.LautArtikel23 derKonvention von 1961 istes erforderlich,

eine spezielle nationale Institution zu schaffen, um die Anordnungen der Konvention

voranzutreiben: „Nationale Institution für die Opiumkontrolle: i. Die M itgliedstaaten, die den

Anbau von Schlafmohn fürdieHerstellung von Opium erlauben,müssen offizielle Institutionen

einrichten, die die hier angeführten Funktionen erfüllen können. ii. Die eingerichtete Institution

wird dieRegionen oderdieParzellen festlegen,in denen Schlafmohn angebautwerden kann.iii.

Nur die Bauern, die eine Genehmigung von der staatlichen Institution erhalten, werden

Schlafmohn anbauen können. iv. In jeder Genehmigung wird die erlaubte Schlafmohn-

Anbaufläche spezifiziert.vi.AlleBauern,dieSchlafmohn anbauen,sindverpflichtet,diegesamte

Opium-Ernte an den staatlichen Organismus abzugeben. vi. Die staatliche Institution hat das

Exklusivrecht auf Opiumausfuhr, Opiumeinfuhr, Opiumhandel in bezug auf die Großabnahme

und Erhaltung derOpiumbestände fürdiemedizinische Verwendung und Opiumpräparate.“42

Gemäß Artikel 26 der Konvention wird eine staatliche Institution für die Kontrolle des Koka-

Busches eingerichtet,deren Aufgaben sind,so schnellwiemöglich in den BesitzderKoka-Erntezu

gelangen,dieKoka-Büsche,diewildwachsen,auszureißen,und den illegalen Anbau zu zerstören.In

40 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Preámbulo de la Convención Unica de 1961 sobre Estupefacientes“. Dokument nur für offizielle
Anwendung,W ien,ohne Jahr.S.IV.
41 Artikel9 derKonvention erklärtdieTätigkeiten und dieZusammensetzung des Rates.Artikel10 erläutertdieDauerdes M andates der
M itgliederdes Rates und ihrEinkommen,Artikel11stelltdieVerordnung des Rates auf.
42 „Convención Unica de 1961 sobreEstupefacientes“.Bibliothek derVereinten Nationen,W ien.DokumentfürnuroffizielleAnwendung,
ohne Auflagedatum.Seite30-31.
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bezug aufdieKontrolledes Cannabiswird in Artikel 28 erläutert, daß das gleiche Kontrollsystem

wie für den Schlafmohn durchgeführt wird, jedoch wird bezüglich des Handels eine Ausfuhr- und

Einfuhrgenehmigung erteilt,da diese Aktivitäten nichtnurdem staatlichen Organismus vorbehalten

sind,sondernauch durch privateUnternehmen erfolgen können.

Innerhalbdieses Zieles fürdieKontrolledernatürlichen SuchtstoffesinddieStaaten verpflichtet,den

Anbau vonSuchtstoffpflanzen aufdieerforderlichen M engen fürmedizinische und wissenschaftliche

Verwendung zu beschränken.

Entscheidend für die Beschränkung einer Abzweigung von legalen Drogenmengen für die illegale

Suchtstoffproduktionistdas eingeführteVorausschätzungssystem (Artikel12 und 19),nach dem die

Staaten den Internationalen Rat über die erforderlichen M engen im Zusammenhang mit den

jährlichen statistischen Informationen in Kenntnis setzen müssen und die M itgliedstaaten diese

Vorausschätzungen nachweisen. Anzumerken ist, daß es heutzutage noch Fehler und operative

Lücken im System gibt, weil nicht alle Staaten den jährlichen statistischen Bericht an den

Internationalen Rat abgeben. „No annual estimates of narcotic drugs requirements have been

received forthe lastthreeconsecutive yearsfrom following21 States:Afghanistan,Albania,Angola,

Bosnia and Herzegovina, Camerum, Camoros, Djibouti, El Salvador, Gabon, Kenya, Liberia,

M alawi,M arshallIslands,M auritania,RepublicofM aldova,Rwanda,Somalia,Sudan,the former

Yugoslav RepublicofM acedonia,Tuvaluand Zambia.“43

DieZusammenarbeitzwischen den M itgliedstaaten und den Vereinten Nationen istdas entscheidende

Element in der Entwicklung von Kontrollpolitiken gegen den M ißbrauch von Suchtstoffen. Die

verpflichtenden jährlichen Informationen (Artikel 15, 18, 20 der Konvention) ermöglichen die

Entscheidungsphase derVereinten Nationen inbezug aufdieDrogenkontrollpolitik.

Die Substanzen, die der Kontrolle durch diese Konvention unterliegen, wurden in vier Listen

klassifiziert,wobeizu jederSubstanz bestimmteEinzelheiten zu ihrerKontrolleangegeben wurden.

Indem zweiten ArtikeldieserKonventionwirderwähnt:

43 InternationalNarcotics ControlBoard.„Reportofthe internationalNarcotics ControlBoardfor1966“.W ien,New York1997.S.14-18.
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1. „Die Suchtmittel in der Liste I werden durch alle möglichen M aßnahmen kraft dieses

internationalen Abkommens kontrolliert,insbesonderesind dievorgesehenen M aßnahmen in den

Artikeln4c,19-21,29-34und 3744 derKonventionvon1961zu finden.

2. Die Suchtmittel der Liste II werden wie die in der Liste I aufgeführten kontrolliert. Eine

Ausnahme istdieim Artikel30,Paragraph 2und 5erwähnteM aßnahme überden Kleinhandel.

3. DieDrogen derListe III werden genauso wie die in der Liste II kontrolliert, ausgenommen der

M aßnahmen in Artikel31,Paragraphen 1b,3a,in bezug aufdieAnschaffung und dieLieferung

kleiner M engen. Außerdem wird in Artikel 34 über dieZiele der Vorausschätzungen und

statistischen Daten von den M itgliedstaaten verlangt,dieInformationen überdieQuantitäten von

Suchtstoffen,diefürdieProduktionbenutztwurden,abzugeben.

4. Die Suchtstoffe der Liste IV werden nicht nur, wie die in der Liste I genannten, mit allen

möglichen M aßnahmen kontrolliert, sondern auch mit den folgenden: „i. Die M itgliedstaaten

werden die erforderlichen M aßnahmen ergreifen, und ii. Die M itgliedstaaten werden die

Herstellung, die Fabrikation, die Ausfuhr und Einfuhr, den Handel und den Besitz von

Suchtmittelnverbieten.“45

In der Auswertung des Dokumentes die „W irksamkeit der Drogenkontrolle des internationalen

Abkommens“, verfaßt vom Internationalen Rat im Jahre 1994, wurde vorgeschlagen, die

synthetischen Suchtmittel in die Liste für die Kontrolle aufzunehmen und mit einem vereinfachten

Vorausschätzungssystem ähnlich wie das System für die psychotropen Stoffen zu versehen. Diese

Empfehlung ist auf die neuen Konsumtendenzen zurückzuführen, da Konsum, Herstellung und

Handel mit synthetischen Drogen in den letzten Jahren angestiegen ist. Gleichzeitig wurde in dem

DokumentdieNotwendigkeiteinerKontrolledes Schlafmohn-Strohs betont,weildieOpiumkontrolle

diesen Teil der Pflanze nicht einschließt und in den letzten Dekaden gezeigt wurde, daß es in der

illegalen Herstellung von Suchtmitteln Verwendung findet.In bezug aufCannabisund Koka wurde

in dieser Analyse deutlich, daß es noch Unklarheiten gibt, die gelöst werden müssen. Einerseits

wurde empfohlen, die abgeleiteten Kokaprodukte nach ihrem Inhalt Tetrahydrocannabinöl

einzustufen, und andererseits die Abkehr von der Tradition des Kokakauens einzuschätzen, wobei

„eine glaubwürdige Schätzung derTradition vom Kokakauen und die Durchführung einer Analyse

44 DerArtikel4c „Allgemeine Verpflichtungen (erforderliche Legislativ-und Verwaltungs-M aßnahmen ergreifen)“;Artikel19 inbezug auf
dieVorausschätzungen dernotwendige Suchtstoffmenge;Artikel20 überstatistische Daten,diedem Internationalen Ratzugeschicktwerden
müssen;Artikel21 bezüglich derVerringerung derProduktion und Einfuhrvon Suchtmitteln;Artikeln 29,30,31,32 überdieDurchführung
vom Verzeichnis, besondere M aßnahmen über Suchtmittelverkehr, Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigung; Artikel 33 über Besitz von
Suchtmitteln; Artikel 34 in bezug auf die Kontrolle- und Beaufsichtigungsmaßnahmen; Artikel 37 über Festnahme von Händlern und
Sicherstellung oderBeschlagnahmung.
45 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConvenciónUnica de 1961 sobreEstupefacientes“.DokumentnurfüroffizielleVerwendung.W ien,
ohne Jahr.S.3.
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bezüglich der wissenschaftlichen W ertung und Risiken der „Koka-M ate“ von der

W eltgesundheitsorganisationnotwendigsind.“46

Zwei Aspekte in den Artikeln 36 und 14 der Konvention stehen noch heute im M ittelpunkt einer

heftigen Kontroverse. Einerseits erläutert Artikel 36 die „Strafbestimmungen“, d.h. daß

„vorbehaltlich der nationalen Verfassung jeder M itgliedstaat dazu gezwungen wird, die

erforderlichen M aßnahmen gegen den Pflanzenanbau fürdieSuchtmittelherstellung,dieFabrikation,

die Gewinnung, die Zubereitung und den Besitz von Suchtstoffe zu ergreifen. Die folgenden

Tätigkeiten werden als Delikte eingestuft, wenn sie absichtlich begangen worden sind, wobei die

schweren Deliktemitbesondershohem Freiheitsentzug bestraftwerden.Zu den Delikten gehören das

allgemeine Angebot von Suchtmitteln, Verkaufsangebote durch Zwischenhändler, Lieferung, Kauf,

M aklergebühr, Sendung, Transport, Einfuhr oder Ausfuhr von Suchtmitteln. Gleichzeitig wird im

Paragraph 2 iv. gezeigt, daß die M öglichkeit einer Auslieferung der Straftäter als ein Element des

internationalen Rechtes vorgeschlagen wird,um diese Straftaten derDrogenhändlerweltweitstrafbar

zu machen. Die Diskussion in bezug auf diesen Artikel dreht sich vor allem um zwei Aspekte:

einerseits wird festgestellt, daß die Bestrafung des Konsums und des Anbaus einiger Pflanzen die

Zerstörung von in der Kultur verwurzelten Traditionen bedeutet, wodurch die inneren nationalen

Entscheidungen eines Staates bedrohtwerden.Andererseitswird von einigen Politikern betont, daß

diese KonventioneinEingriffindas nationaleRechtund diegerichtliche Verfolgung vonKriminellen

ist.47 DerDrogenexpertedes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,Dave PaulZervaas,

fügtzu diesem Aspekthinzu,daß „hervorgehoben werden soll,daß dieGemeinschaftvonStaaten die

Vereinten Nationen bilden und daß deshalb diese Konventionen mit Hilfe der internationalen

Gemeinschaft ausgearbeitet wurden. D.h., daß die Konventionen eine langfristige Zusammenarbeit

bedeuten. Die Konventionen zwingen die M itgliedstaaten weder zur Durchführung von Aktionen

noch dazu, in ihre nationale Politik zu intervenieren. Es handelt sich um die Verbesserung der

Kontrollmaßnahmen gegen die illegalen Drogen. Jeder einzelne Staat kann die Konventionen nur

teilweise nutzen, denn er muß darauf achten, daß seine eigene Gesetzgebung nicht belastet oder

bedrohtwird.Jedes Land hatdas RechtaufReserven.Ich glaube,daß dieKonventionen allgemeine

Instrumente für diese Kontrolle sind. Aus diesem Grund gilt die Auslieferung von nationalen

Verbrechernalseinnützliches,hilfreiches ElementfürdieweltweiteStrafverfolgung.“48

46 Vereinten Nationen. „Eficacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas“, in: „Informe de la Junta International de
Fiscalizaciónde Estupefacientes 1994“,W ien,1994.S.15-18.
47 Pedro Pablo Camargo. „Las Convenciones de las Naciones Unidas contra el Narcotráfico. Reservas de Colombia“. Juridica Radar
Ediciones,Bogotá1995.DerAutoranalysiertdiedreiKonventionen derVereinten Nationen bezüglich derDrogenkontrolleund übtKritik
an den gerichtlichen Verfolgungen,unterdenen dieStaaten leiden,indem siedieinternationalen Abkommen unterzeichnethaben.
48 Dave Paul Zervaas, Drogenexperte des Drogenkontrollprogrammes der Vereinten Nationen in W ien, wurde von der Verfasserin dieser
Arbeitam 16.M ai1996inW ien interviewt.
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Der zweite Aspekt in der Kontroverse betrifft die M aßnahmen des Internationalen Rates zur

Sicherung derEinhaltung derBestimmungen derKonvention.Artikel14 zeigt,daß „nur, wenn der

Ratobjektive Gründe darstellt,diezeigen,daß Gefahrbesteht,dieZieledieserKonvention nichtzu

erreichen,weilgegen dieBestimmungen dieserKonvention durch ein Land verstoßen wurde,hatder

Internationale Rat das Recht, der Regierung des betreffenden Staates vorzuschlagen, ein

Beratungsgespräch durchzuführen oder von diesem Land Erklärungen einzufordern [...] Der

Internationale Rat kann von der betreffenden Regierung nach Feststellung verlangen, daß ein

Vorgehen notwendig ist, und M aßnahmen zur M ilderung sowie Verbesserung der M ißstände

ergriffen werden müssen [...]W enn derRatderAnsichtist,daß dieRegierung keine befriedigende

Erläuterung abgegeben oderdieerforderlichen M aßnahmen nichtergriffen hat,kann derRatan die

HilfederM itgliedstaaten,des W irtschaft-und Sozialrates und derSuchtkommission appellieren [...]

Der Internationale Rat kann, wenn er konstatiert hat, daß ein Vorgehen notwendig ist, den

M itgliedstaaten vorschlagen,dieEinfuhrvon Drogen aus dem betreffenden Staat oder die Ausfuhr

von Drogen füreine bestimmteZeitoderbiszurAbgabe einerbefriedigenden Erklärung seitens des

Landes und einerNormalisierung derLage in bezug aufdieDrogenkontrollezu unterlassen.“49 Da

nichtalleStaaten gleichzeitig einen Berichtan dieSuchtstoff-Kommission abgegeben haben,gibtes

aufgrund des M angels an statistischen Informationen sowie an erforderlichen oder existierenden

Vorausschätzungen von Suchtstoffmengen Diskussionen und Zweifel an der Erfüllung dieser

Aufgabe des Rates.Auch diepolitische,sozialeund wirtschaftliche Lage in einem Land  kann die

W eitergabe von Informationen belasten oderverzögern und aus diesem Grund istes unmöglich,das

Drogenproblem einzuschätzen oderwirksam zu kontrollieren.

EinwesentlicherAspektdieserKonventionistdieZusammenarbeitund direkteKooperationinbezug

aufdietechnische und finanzielleHilfe,diedurch den RatzurVerfügung steht,wenn diebetroffenen

Ländersich ineinerbesonderen Lage befinden,inderdas Ergreifen erforderlicherM aßnahmen nicht

adäquat durchführbar und die Lösung des Drogenproblems nicht abzusehen ist (Artikel 14).

Gleichzeitig unterstütztdieUNO dieAbkommen,aufgrund dererdieregionalen Zentren eingerichtet

werden können, deren Aufgaben die wissenschaftliche Recherche, die Fortbildung und Ausbildung

von Fachleuten sind, damit die Probleme des M ißbrauchs und Handels mit illegalen Suchtstoffen

bekämpftwerden können.

49 Bibliothek derVereinten Nationen.„Convención Unica de 1961 sobreEstupefacientes“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,
ohne Jahr.S.23-24.
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Im Rahmen der Hilfe für die Süchtigen und den medizinischen Behandlungen ließ die Konvention

durchblicken,daß den Personen Hilfe geleistet wird, die mit der Drogenkriminalität in Verbindung

gebrachtworden sind und schon wegen eines Drogendeliktes verurteilt wurden. Das heißt, daß die

Konvention den Betroffenen hilft,abernichtdiePrävention vorsieht.M itdem Protokoll von 1972,

das diese Konvention verbessert,wurde dieserAspektderPrävention verschärft.Gleichzeitig wurde

unterstrichen, daß eine Erleichterung der Behandlung und der Rehabilitation für die Süchtigen

erforderlich ist, und hinzugefügt, daß die Behandlung, Ausbildung, Nachbehandlung, soziale

W iedereingliederung und Rehabilitation alsmögliche Alternative oderalsZusatzfürdieinhaftierten

Süchtigen sowie für andere mit der Drogenkriminalität in Zusammenhang stehenden Betroffenen

vorsehen sollte.

In bezug auf die Bekämpfung gegen den unerlaubten Drogenverkehr (Artikel 35) sind nach der

Konvention nationale politische Entscheidungen zu treffen, um repressive und präventive

M aßnahmen gegen den illegalen Verkehrzu ergreifen.Trotzihrernationalen Orientierung unterstützt

dieKonventiondieinternationaleZusammenarbeitaufdieserEbene.

Im November 1996 haben 158 M itgliedstaaten dieser Drogenkonvention über Suchtstoffe

zugestimmt.DieLänder,dienoch nichteingeschlossen sind,befinden sich in Afrika (10 Staaten);in

Amerika (5 Staaten); in Asien (5 Staaten); in Europa (3 Staaten) und in Ozeanien (6 Staaten).

Gleichzeitig haben sich die ehemaligen Staaten der Sowjetunion noch nicht entschieden bzw. noch

nicht die Absicht gezeigt, dieser Konvention zuzustimmen. Länder wie Aserbaidschan, Belize,

Bhutan, El Salvador, Grenada, Guyana, Saint Vicent, Tadschikistan werden dem internationalen

Abkommen zustimmen, indem sie die Schaffung von M echanismen, die das Inkrafttreten der

Konvention ermöglichen,ausarbeiten und vorbereiten.Die folgenden Länder haben die Konvention

unterzeichnet,abernoch nichtdas fürdieinternationaleZusammenarbeiterforderliche Protokollvon

1972 ratifiziert: Afghanistan, Algerien, W eißrußland, der Tschad, Libanon, M arokko, M yanmar,

Nicaragua,Pakistan,Saudi-Arabien,dieTürkei,Ukraine,Sambia.

5.1.3.5.DieDrogenkonventionüberpsychotrope Stoffevon1971

In der Dekade der 70er Jahre wurden die schädlichen Folgen des M ißbrauchs von psychotropen

Stoffen erkannt. Drogen wie Amphetamine, Barbiturate und Halluzinogene, alle durch chemische

Herstellung gewonnen, können Verhaltensstörungen, psychische Veränderungen sowie schwere

Abhängigkeit hervorrufen. Da bis 1971 die einzigen kontrollierten Drogen die durch die
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Drogenkonvention von 1961 festgelegten Suchtstoffe waren, wurde eine internationale Konferenz

vondem W irtschafts-und SozialratderUNO einberufen,um einneues Abkommen überpsychotrope

Stoffe zu unterzeichnen. Nach Beschluß 1474 (XLVIII) und in Einklang mit dem Paragraph 4,

Artikel62derChartade Vereinten Nationen wurden dieM itgliedstaaten zu einerKonferenz vom 11.

Januarbiszum 21.Februar1971 inW ien,Österreich,eingeladen.Es nahmen 71 Staaten50 an dieser

Konferenz teil und erwogen, das von der Suchtstoff-Kommission ausgearbeitete Protokoll-Projekt

sowieanderevondem GeneralsekretärvorbereiteteDokumentezu ratifizieren.Diese Konventiontrat

erstam 16.August1976inKraftund erlaubtedieErweiterung derKontrolleüberdieHalluzinogene

wiedieLysergsäure-diäthylamid(LSD)und dieM eskaline,Amphetamine und Barbiturate.

Durch dieses internationale Abkommen von 1971 wurde nicht nur bestätigt, daß die psychotropen

Stoffediephysische bzw.moralische GesundheitderM enschheitangreifen,sondern es wurde auch

erkannt, daß die Verwendung dieser psychotropen Substanzen für medizinische und

wissenschaftliche Zwecke unerläßlich istund aus diesem Grund kontrolliertwerden muß.Um diese

Aufgabe zu erfüllen, wurde im Jahre 1971 der Fond der UNO für die Kontrolle des

Drogenmißbrauchs eingerichtet,dessen ZielderKampfgegen dieHerstellung,den Verkehrund den

M ißbrauch von illegalen Suchtstoffen war.DieZieledes Fonds wurden durch dieEntwicklung und

Durchführung von langfristigen und kurzfristigen Projekten in den betroffenen Ländern erreicht,die

auf der Analyse von Ergebnissen und auf der Überwachung der Aktivitäten beruhten, welche

wiederum durch freiwillige finanzielle Unterstützung anderer Länder möglich waren. W ährend der

Zeit, in der der Fonds existierte, wurde er durch freiwillige Beiträge der verschiedenen

M itgliedstaaten sowievonNichtregierungsquellen finanziert.51

Aufgrund der großen Zahl der kontrollierten psychotropen Substanzen, die in der Konvention

erwähnt wurden, war es notwendig, die Substanzen in vier Listen einzustufen, in denen das

M ißbrauchsrisiko,dietoxikologischen Eigenschaften sowiedieVeränderlichkeitdertherapeutischen

W ertefürdieEinstufung eine wichtige Rollespielten.

In derListeIerscheinen dieverbotenen Substanzen,dienurfürbeschränktewissenschaftliche und

medizinische Verwendung zur Verfügung stehen. Diese Substanzen müssen von Fachleuten, die

50 Die teilnehmenden Länder an der Drogenkonferenz von 1971 waren folgende: Algerien, Argentinien, Australien, Österreich, Belgien,
Birma, Brasilien, Bulgarien, Kamerun, Kanada, K olum bien, der Kongo, Costa Rica, Chile, China, Dänemark, Ecuador, El Salvador,
Spanien,dieVereinigteStaaten, Finnland, Frankreich, Gabon, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guyana, Honduras, Ungarn, Indien, der
Irak, der Iran, Irland, Israel, Italien, Japan, Libanon, Liberia, Luxemburg, M exiko, M onaco, Nicaragua, Norwegen, Neuseeland, die
Niederlande, Pakistan, Panama, Paraguay, Polen, Portugal, Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Arabische Republik, Korea,
Dominikanische Republik, Bundesrepublik Deutschland, W eißrußland, Ukraine, Rwanda, San M arino, Vatikanstadt, Südafrika,
Schweden,dieSchweiz,Thailand,Togo,Trinidad und Tobago,Tunesien,dieTürkei,Rußland,Venezuela,Jugoslawien.



222

ordnungsgemäß ermächtigt sind, in medizinischen oder wissenschaftlichen Institutionen unter der

direkten Kontrolle der Regierungen verwendet werden. In dem Artikel 7 der Konvention von 1971

wurde geäußert, daß es die Notwendigkeit gibt, ein besonderes Genehmigungs- oder vorheriges

Ermächtigungsregime einzurichten, das seinerseits auch streng überwacht wird. In bezug auf die

medizinische oder wissenschaftliche Verwendung wird die Errichtung eines

Anschaffungsverzeichnisses gefordert sowie eine detaillierte Erklärung für die Benutzung, die für

mehr als zwei Jahren archiviert werden muß. Die Ein- oder Ausfuhr dieser Substanzen ist nicht

erlaubt. Nur unter besonderen Bedingungen werden diese Aktivitäten genehmigt. „Die

M itgliedstaaten [...] werden die Ausfuhr und Einfuhr dieser Substanzen verbieten, außer wenn der

ExporteursowiederImporteureine zuständige Behörde,eine Institutiondes Staates,eine Region,die

als Exporteur- oder Importeur gilt, sowie Personen oder direkt ermächtigte Unternehmen sind, die

diese Aktivitätdurchführen dürfen.“52

Bezüglich derListen II,IIIund IV siehtdieses internationaleAbkommen vor,daß jederM itgliedstaat

die spezifischen  Kontrollmaßnahmen ergreift, das heißt, nicht nur die in der Konvention

vorgeschlagenen M aßnahmen,sondernauch dieadäquaten und erforderlichen M aßnahmen,um diese

Substanzen zur medizinischen und wissenschaftlichen Verwendung sowie Herstellung, Ausfuhr,

Einfuhr,Verteilung,Lagerung,Handel,Verwendung und Besitzeinzuschränken.LautArtikel4 der

Konvention gibtes dieM öglichkeit,daß Personen kleine M engen derSubstanzen aus den Listen II,

IIIoderIV mitsich führen dürfen, wenn sie sie nur für den persönlichen Gebrauch gekauft haben

und die Behörde feststellen kann, daß sie die Substanzen auf legale W eise gekauft oder erhalten

haben.DerArtikel 5, Paragraph 3, betont wieder die Notwendigkeit, eine legale Genehmigung für

den Besitz von einer dieser Substanzen zu erteilen. Im Artikel 5 wird auch die Schaffung eines

Lizenzvertrages oder anderer ähnlicher Kontrollinstanzen erläutert, damit die Personen,

Unternehmen, die sich mit der Fabrikation, dem Handel (Einfuhr, Ausfuhr), der Lieferung von

psychotropen Substanzen beschäftigen, überwacht werden können. Gleichzeitig machten die

Regierungen aufdieerforderliche W eiterbildung derFachleute,dieebenfallseine Genehmigung oder

Lizenz erhalten müssen,aufmerksam.„DieM itgliedstaaten müssen verlangen,daß diePersonen,die

eine Lizenz fürden Handel,dieHerstellung oderdieVerwendung dieserSubstanzen derListen II,III

oder IV  aufgrund dieser Konvention erhalten, eine geeignete Qualifizierung erfüllen, um wirksam

und genau die Gesetze, Regelungen oder M aßnahmen, die für die Zwecke dieses internationalen

51 M ark E. Allen und Earl D. Sohm. „Drug abuse control activities in the United Nations System“. Dokument der Joint Inspection Unit
GE.84-03269.Genf,Oktober1984.S.6.
52 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne
Jahr.S.14-15.
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Abkommens erforderlich sind, zu beachten“53. Ebenfalls wird in Artikel 9 gefordert, daß die

Substanzen der Listen II, III und IV verabreicht werden, wenn sie für den persönlichen Gebrauch

durch ein Rezept ausgestellt wurden, was mit der Forderung nach einer verantwortlichen

Verschreibung durch die Ärzte verbunden war. Verboten wurde die W erbung von psychotropen

Stoffe durch die M assenmedien oder ähnliche M ittel, die für eine große Zahl von Zuhörern,

Zuschauern oder Lesern zur Verfügung stehen, da die Gefahr besteht, den M ißbrauch dieser

Substanzen fördern.Gleichzeitig wird von derW elt-Gesundheitsorganisation verlangt,Etiketten auf

dieSubstanzen aufzukleben sowieBroschüren oderProspektederVerpackung beizulegen,in denen

bei der Verwendung mit erforderlichen Bemerkungen und W arnungen auf die Sicherheit der

Benutzerhingewiesen wird (Artikel10).Gemäß Artikel11 werden Anschaffungsverzeichnisse nicht

nurfürdieSubstanzen derListe I, sondern auch für die der Listen II, III und IV gefordert. Diese

Verzeichnisse müssen füretwa zweiJahreerhalten bleiben.

In bezug aufdie M aßnahmen und Regelungen auf der Ebene des internationalen Handels versucht

die Konvention auf eine Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Ländern hinzuwirken. Zum

BeispielwirdinArtikel12erwähnt,daß es fürdieEinfuhrsowieAusfuhrvonSubstanzen derListen

I und II notwendig ist, eine getrennte Genehmigung durch ein besonderes Formular, das von der

Suchtstoff-Kommission verteilt wird, auszufüllen, damit diese Aktivitäten mindestens zwei M al

kontrolliert werden können. Aus diesem Grund  wird der Verkauf an das Ausland an

Postfachadressen,an Zollagersowiedas W echselnvonVerpackung ohne Genehmigung verboten.

Für diese Kontrolle ist, wie im Artikel 6 der Konvention skizziert wurde, die Schaffung einer

besonderen Verwaltung erforderlich, deren Grundziele die Überwachung der Substanzen, die

Kontrolledes Verzeichnisses und dieVerteilung derEinfuhr-und Ausfuhrgenehmigungen sowiedie

Feststellung derW irksamkeitderKontrollesind.54

Trotz der spezifischen Kontrollmaßnahmen über die psychotropen Stoffe (Suchtmittel der Listen

I,II,III und IV), die in der Drogenkonvention erwähnt wurden, muß hervorgehoben werden, daß in

dem Bericht des Internationalen Rates von 1996 bestätigt wurde, daß viele Länder noch keine

M aßnahmen füreine wirksame und wirkliche Kontrolle ergriffen haben und aus diesem Grund die

organisierten Drogenkartelledavon profitieren.„Approximately 170 States and Territories annually

provide the Board with statistical reports on psychotropic substances. Unlikely the situation with

53 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne
Jahr.S.15.
54 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne
Jahr.S.14.
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narcoticdrugs,diversionofpsychotropicsubstances from the licitmanufactureand trade stilloccurs

as a result of inadequate control mechanismus in some countries [...] A Few Parties to the 1971

Convention, including Belgium, Canada, Luxembourg and New Zealand do not yet control

internationaltrade in allsubstances in schedules 3 and 4 ofthatconvention and do notreportto the

Boardonexportsand importsofsome ofthose substances.Thissituationhas led toaserious gap in

the control of the international trade in psychotropic substances, a gab that could be exploited by

drug traffickers.“55 Folglich wurde in den Berichten von 1994 und 1996 vom Internationalen Rat

vorgeschlagen,dieerforderlichen M aßnahmen fürdieEinfuhr-und AusfuhrkontrollederSubstanzen

in den Listen III und IV zu ergreifen, damit eine Abzweigung dieser Substanzen von dem legalen

M arktaufden illegalen M arktvermieden werden kann.DieserVorschlag wurde gemacht,da gemäß

der Drogenkonvention von 1971, Artikel 16, die Regierungen nicht gezwungen sind, dem

internationalen RatdetaillierteInformationen überEinfuhroderAusfuhrabzugeben.56

M it Hilfe dieser Konvention spielt die W eltgesundheitsorganisation eine wichtige Rolle auf der

Ebene derDrogenkontrolle,nichtnurweilsieRechercheaufgaben übernimmt,sondernauch,weilsie

dieeinzige Institutionist,diedieSuchtstoff-KommissionderUNO informiert,wenn es notwendigist,

eine Liste zu verändern, oder wenn ein Arzneimittel als Suchtmittel oder psychotropes M ittel

eingestuft werden soll, das nach vorherigen Recherchen und wissenschaftlichen Kenntnissen ein

deutliches Risiko fürdieGesundheitderBenutzerdarstellt.„DieW eltgesundheitsorganisation wird

derSuchtstoff-Kommission ein UrteilüberdieSubstanz abgeben, in dem der mögliche M ißbrauch

der Substanz, der Ernst des sozialen und gesundheitlichen Problems, der therapeutische und

medizinische Verwendungsgrad sowie die Empfehlungen über die nach ihrer M einung geeigneten

Kontrollmaßnahmen klar ausgedrückt werden müssen.“57 Im Jahre 1994 wurde im Bericht des

Internationalen Rates vorgeschlagen,dieHandlungsweise fürdieVeränderung und das Einfügen von

Substanzen in die Listen zu modifizieren, weil „der Schätzungsmechanismus sehr kompliziert war

und dies Zeitverluste für die W eltgesundheitsorganisation bedeutete [...] Die Verspätung der

Entscheidung über die Einfügung einer Substanz in die Liste der kontrollierten Suchtstoffe und

psychotropen Stoffeistaufdiesen heutigen Prozeß zurückzuführen.Folgen sindderVerkaufund der

Handelmitneuen Stoffen,diemißbrauchtwerden können.“58

55 Vereinten Nationen.„Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996“.W ien 1996,New York1997.S.22.
56 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne
Jahr.S.21-22.
57 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne
Jahr.Artikel2,Paragraph 4.S.8-12.
58 Vereinten Nationen. „Eficacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas“, in: „Informe de la Junta International de
Fiscalizaciónde Estupefacientes 1994“.W ien,1994.S.15.



225

In Einklang mit dieser Konvention sind die M itgliedstaaten verpflichtet, dem Internationalen Rat

jährlich statistische Informationen abzugeben,mitdenen dem Ratdiewichtigsten Veränderungen im

Rahmen der Justiz sowie das Ergreifen von erforderlichen M aßnahmen über die entscheidenden

Fakten inbezug aufden illegalen VerkehrmitSuchtstoffen,Beschlagnahmung,M odus Operandider

organisierten Drogenkriminalitätsowieüberdieneuen Tendenzen mitgeteiltwird.AufdieserEbene

der verpflichtenden Informationen hat der Internationale Rat in seinem jährlichen Bericht auf die

M itgliedstaaten Druck und Kritik ausgeübt, weil ein M angel an Informationen besteht, der auf

fehlende oderverspäteteBerichtederStaaten an den Ratzurückzuführen ist.59

InderDrogenkonventionüberpsychotrope Stoffevon1971 wirdinArtikel22 nachdrücklich betont,

daß durch die juristischen M aßnahmen und Gesetze jegliches Verbrechen im Rahmen der

kontrollierten Drogen und deren Zubereitung bestraftwerden muß,wenn das Deliktabsichtlich gegen

die Richtlinien und Pflichten der unterzeichneten M itgliedstaaten der Konvention verstößt. In der

Konvention wurde die Auslieferung von Straftätern unterstützt, wenn ein bilaterales oder

multilaterales Abkommen unterzeichnetworden war.Gleichzeitig wird gefordert, daß alle verübten

Delikteinbezug aufillegaleDrogen dieAuslieferung vonStraftäternnach sich ziehen müssen.

Fernerwirdempfohlen,aufden M ißbrauch von illegalen Drogen aufmerksam zu machen sowieeine

ständige Prävention des Drogenkonsums durchzuführen.In dieser Konvention wurde, im Vergleich

zu der Drogenkonvention von 1961, die Einschätzung der Drogenmißbrauchsproblematik klarer

dargestellt, indem die Unterstützung für M aßnahmen gegen den Konsum sowie für die Aus- und

Fortbildung von Fachleuten, die sich mit der Behandlung, Rehabilitation, sozialen

W iedereingliederung und Nachbehandlung von Süchtigen beschäftigen,verstärktwird.LautArtikel

20 der Drogenkonvention ist es erforderlich, nicht nur die Herstellung von Substanzen zu

kontrollieren, um ein Abzweigen auf illegale M ärkte zu vermeiden, sondern auch das Angebot der

HilfefürdieSüchtigen zu erweitern.60

Im Jahre 1996 haben nach Angaben des Internationalen Rates 146 Staaten die Drogenkonvention

ratifiziert. Im Bericht des Rates von 1996 wird hervorgehoben, daß Österreich das einzige

hochindustrialisierteLand ist,das dieKonvention von 1971 noch nicht unterzeichnet hat, trotz der

59 Vereinten Nationen. „Report of the International Narcotics Control Board for 1996“. W ien 1996, New York 1997, S. 21- 22. Im
Dokument wird über diese Kooperation gesagt: „W hile most Parties to the 1971 Convention have regularly submitted annual statistical
reports, the Board is concerned about the fact that the requisite daten have not been received for three or more years from the following
States:Afghanistan,Bosniaand Herzegovina,Chad,Gabon,Gambia,M alawi,M auritania,Rwanda,Somalia,the formerYugoslav Republic
ofM acedoniaand Zambia“.
60 Bibliothek derVereinten Nationen.„ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne
Jahr.S.24.
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mehrfach geäußerten Absicht der Regierung, dieses Abkommen zu unterschreiben. Der Rat bat

Österreich im oben genannten Bericht eine Entscheidung für oder gegen eine Unterzeichnung zu

treffen,damitein wirksames Kontrollsystem gegen dieHerstellung,den M ißbrauch und den Handel

mitpsychotropen Stoffeeingerichtetwerden konnte.AndereStaaten,dienoch nichtdiese Konvention

unterschrieben haben sind:Aserbaidschan,Belice,Bhutan,ElSalvador, Haiti, Honduras, der Iran,

Kenia,Nepal,Oman,SantaLucia,SaintVicentund Grenada,Tadschikistan und Tansania.Obwohl

einige vondiesen LänderndieKonventionvon1988 bereitsunterzeichnethaben,istdieRatifizierung

der Konvention von 1971 eine Voraussetzung für die internationale Zusammenarbeit und die

KooperationderUNO.61

5.1.3.6.DieinternationaleStrategiefürdieKontrolledes illegalen Drogenmißbrauchs von1981

Dieses von der Suchtstoff-Kommission der Vereinten Nationen geförderte Fünfjahresprogramm

(1982-1986) versuchte, in Einklang mit den Vorschlägen der M itgliedstaaten, eine Stärkung des

Kampfes gegen den M ißbrauch und gegen den Verkehr mit illegalen Drogen sowie eine

Verbesserung derverschiedenen AspektederÜberwachung,derBehandlung von Süchtigen und des

Ersatzes vonillegalen Anbaupflanzen alsdringliche Aktionen gegen den wachsenden Konsum in der

W eltzu erreichen.

Die Strategie, die die internationale Kooperation in dem Kampf gegen den M ißbrauch und den

illegalen HandelmitDrogen forderte,hattedabeidiefolgenden Ziele.62

• dieVerbesserung derDrogenkontrollsysteme,

• dieBilanz zwischen Angebotund Nachfrage vonlegalen Drogen,

• dieVerminderung des illegalen AngebotsvonDrogen,

• dieEinschränkung des Verkehrsmitillegalen Drogen,

• dieVerringerung derillegalen Nachfrage,

• dieVerbesserung derPräventiondes Drogenkonsums,

• die Förderung des Angebots an Rehabilitation und sozialer W iedereingliederung der

Süchtigen.

61 Vereinten Nationen.„Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996“.W ien 1996,New York1997,S.21.
62 United Nations DepartmentofPublicInformation.„The United Nations and Drug Abuse Control“.New York und Genf1992,Kanada
1993.S.70-71.
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Aufgabe derSuchtstoff-Kommission,um dieZielederStrategiezu erreichen,waren dieVerstärkung

derinternationalen Zusammenarbeitdurch die enge Verbindung mit den M itgliedstaaten, damit die

Konventionen ratifiziertwurden,dieFörderung derNichtregierungsorganisationen beiderPrävention

und Behandlung vonSüchtigen sowiedieVertiefung derKooperationmitden Regierungen.

In bezug auf die Auswertung dieser Strategie wurde in den Berichten des W irtschafts- und

Sozialrates derUNO gezeigt,daß „eine schnelleZunahme derKomplexitätdermassiven weltweiten

Vernetzung der Drogenhändler sowie die Verbreitung des Konsums in allen sozialen und

wirtschaftlichen Schichten inden meisten M itgliedstaaten beobachtetwerden konnte.“63

Diese Strategie öffnete die Tür zu einem Kampf gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen,

eine Idee,dieeinige Jahrespäterdurch dieDrogenkonventionvon1988verwirklichtwurde.

5.1.3.7.Deklarationvon1984überden Kampfgegen dieDrogenhändlerund den M ißbrauch von

illegalen Drogen

Diese erste und direkte internationale Deklaration gegen den Handel und den illegalen

Drogenmißbrauch wurde am 14. Dezember 1984 verabschiedet und betonte, daß „die illegale

Herstellung,dieNachfrage,derKonsum und derVerkehrmitillegalen Drogen diewirtschaftlichen

und sozialen Fortschritte in vielen Länder verhindert, eine akute Bedrohung der Sicherheit und

Entwicklung der Länder und Völker darstellt und deshalb mit allen möglichen moralischen,

juristischen,institutionellen M itteln sowieaufderregionalen, nationalen und internationalen Ebene

bekämpftwerden muß.“64

M itHilfedieserDeklarationversuchten dieVereinten Nationen,dieBemühungen derM itgliedstaaten

in dem Kampf gegen das Drogenproblem zu intensivieren sowie die Strategien nicht nur auf der

repressiven Ebene, sondern auch auf der Ebene der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen

Alternativen zu koordinieren.

Parallel dazu soll hervorgehoben werden, daß die nordamerikanische Drogenpolitik am Ende der

70erJahreintensiviertwurde.Bereitsim Jahre1976 wurde derAusschuß fürdieKontrolleüberden

Drogenmißbrauch eingerichtet.ObwohldieReagan-Administration das Drogenproblem am Anfang

63 Departamentode InformaciónPública de las Naciones Unidas yelPrograma de las Naciones Unidas paralafiscalizaciónInternacionalde
Drogas.„Las Naciones Unidas ylaFiscalizacióndeluso indebidode drogas“.W ien,1992.S.80-81.
64 Departamentode InformaciónPública de las Naciones Unidas yelPrograma de las Naciones Unidas paralafiscalizaciónInternacionalde
Drogas.„Las Naciones Unidas ylaFiscalizacióndeluso indebidode drogas“.W ien,1992.S.81.
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derPräsidentschaftalsflexibelangesehen hat,weiles noch andereVerteidigungsprioritäten zu lösen

gab, wechselte es zur einer Sicherheitspriorität in der M itte der 80er Jahre. „The Reagan

administratioǹ s Department of Defense (DOD) viewed the matter in an altogether different light.

Fightingthe drug warwas notseen as partofthe DOD s̀mission,essentiallybecause itcouldnotbe

won in any acceptabledefinition ofthe term.Further,the ongoing cold war with the Soviet Union

ans its allies still commanded the natioǹ s defense priorities.“65 Am 8. April 1986 erklärte jedoch

PräsidentReagan,lautderDirektive derEntscheidung dernationalen SicherheitNr.221,daß „drug

productionand traffickingcomprised athreattothe securityofamericas.“66

Aufgrund dieserbeiden Initiativen, einerseits durch die UNO, andererseits durch die USA, begann

einneues KapitelinderDrogenpolitik,indem dieRepressiondes illegalen VerkehrsmitSuchtstoffen

und psychotropen Stoffen noch einmal mit Nachdruck als Schwerpunkt dieses Kampfes betrachtet

wurde.

DieFünfjahresstrategieund dieDeklaration von 1984 dienten dazu,diekommende Konvention von

1988 zu skizzieren,indem derKampfgegen den unerlaubten VerkehrmitDrogen repressiverwurde.

Gleichzeitig wurden von den Vereinten Nationen verschiedene wissenschaftliche Gruppen für die

Recherche und Ausarbeitung eines Dokumentes eingerichtet.

5.1.3.8.InternationaleKonferenz von1987überden M ißbrauch und den Verkehrmitillegalen

Drogen

Dieses von dem ehemaligen Generalsekretär, Javier Peréz de Cuéllar, einberufene internationale

Treffen war die erste Konferenz der Vereinten Nationen auf M inisterialebene, die sich mit dem

M ißbrauch und den Verkehrvonillegalen Drogen beschäftigte.

65 Bruce M .Bagley and W illiam O. W alker III. „Drug Trafficking in the Americas“. Transaction Pubischer. New Brunswick USA. und
London 1994.North-SouthCenter,UniversityofM iami.S.7-8.
66 Bruce M .Bagley and W illiam O. W alker III. „Drug Trafficking in the Americas“. Transaction Pubischer. New Brunswick USA. und
London 1994.North-SouthCenter,UniversityofM iami.S.7-8.
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Die Konferenz, bei der sich die Vertreter, grundsätzlich M inister, von 138 Staaten versammelten,

fand vom 17. bis zum 26. Juni 1987 in W ien, Österreich, statt. Dieses Treffen führte zur

Verabschiedung des „breiten und interdisziplinären Planes für die zukünftigen Aktivitäten in

Verbindung mit den Problemen des M ißbrauchs und Verkehrs von illegalen Drogen“, indem 35

Ziele,zusammengefaßtinvierKapitel,festgelegtwurden.67

Das ersteKapitelüberPrävention und Verringerung derNachfrage nach illegalen Drogen stelltedie

Notwendigkeit intensiver wissenschaftlicher Recherche über den M ißbrauch von Drogen fest, um

systematische Informationen anzubieten, die in der Vorbereitung von nationalen

Bildungsprogrammen über die Prävention, besonders bei Jugendlichen, helfen sollten. In diesem

Kapitelwurde unterstrichen,daß diekulturellen und sportlichen Aktivitäten eine wichtige Rolle im

Kampfgegen den Drogenmißbrauch spielen und Alternativen darstellen.DieM assenmedien wurden

aufgefordert,an diesem Programm teilzunehmen,indem sieInformationssendungen ausstrahlten.Die

Intension war, die Süchtigen und die Gefährdeten von Drogen positiv zu beeinflussen. Das zweite

KapitelsetztebeiderVerstärkung und Erweiterung derKontrollmaßnahmen gegen das Angebotvon

illegalen Drogen an, um eine rationale Verwendung von pharmazeutischen Produkten, in deren

Inhaltsstoffen psychotrope Stoffeenthalten sind,zu bewirken sowieden illegalen Pflanzenanbau von

Suchtstoffen durch Vernichtung zu unterbinden.68

Zum ersten M al wurde die Notwendigkeit erwähnt, die Chemikalien und erforderlichen Geräte für

dieHerstellung vonillegalen Drogen zu kontrollieren.

Gemäß KapitelIIIistes unerläßlich,repressive M aßnahmen gegen den Verkehrmitillegalen Drogen

zu ergreifen, eine Kontrolle der Verkehrsunternehmen sowie die Überwachung der Kreditinstitute

durchzuführen, um die Geldwäsche aus den Drogengeschäften zu vermeiden. Die Erweiterung der

Befugnisse zurAuslieferung vonDrogenhändlern wurde von den Befürwortern dieserIdee vehement

verteidigt.Gleichzeitigwurde dieSchaffung eineradäquaten Gesetzgebung,diegegen Drogenhändler

angemessene Strafen verhängt, vorgeschlagen. Auf der Ebene der internationalen Zusammenarbeit

wurde empfohlen,eine wirksame Kooperationan den Grenzen und mitderZollpolizeizu fördern,um

die legale Regelung der Postleistungen sicherzustellen und die Kontrolle von Schiffen auf dem

offenen M eersowievonFlugzeugen zu verstärken.

67 United nations Department of Public Information. „The United Nations and Drug abuse control“. New York und Genf 1992, Kanada
1993.S.72-74.
68 United nations Department of Public Information. „The United Nations and Drug abuse control“. New York und Genf 1992, Kanada
1993.S.72-74.
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Die soziale Rehabilitation der Süchtigen wurde im Kapitel IV diskutiert. Diese Behandlung wurde

als notwendig angesehen, um eine Ansteckung durch andere Krankheiten wie zum Beispiel AIDS

und Hepatitiszu vermeiden.

5.1.3.9.DieDrogenkonventionderVereinten Nationen gegen den unerlaubten Verkehrmit

Suchtstoffen und Psychotropen Stoffen von1988

Da dieHaupttriebfederdes illegalen Drogenhandelsdieenormen Profitesind,wurde dieKonvention

von 1988 zur Bestrafung der Drogenhändler eingerichtet. Danach sind entscheidende Ansätze zur

Bekämpfung des Rauschgifthandels, der Zugriff auf das Vermögen der Händler und ihrer Helfer

sowiedieAufhebung ihrerfreien BeweglichkeitüberLandesgrenzen hinaus erforderlich.DerProzeß

für die Schaffung einer solchen Konvention dauerte vier Jahre bis zu ihrer Verwirklichung im

Zeitraum vom 25.Novemberbiszum 20.Dezember1988 in Neue Hofburg,W ien.Schon seit1984

bat die Vollversammlung, durch Entschluß 39/141 vom 14. Dezember, den W irtschafts- und

Sozialrat der UNO die Suchstoff-Kommission um die Skizzierung eines Projektes für eine

Konvention gegen den Rauschgifthandel zu ersuchen. 1987 und 1988 wurden von Drogenexperten

verschiedener Regierungen Dokumente ausgearbeitet, die als Grundstein für die Entscheidung des

W irtschafts- und Sozialrates dienten, um eine Konvention von Bevollmächtigten, laut Entschluß

1988/8 vom 25. M ai 1988, gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen

Stoffen einzuberufen.69

10670 Staaten beschlossen in der Präambel der am 11. November 1990 in Kraft getretenen

Konvention, daß „ die M itgliedstaaten sehr betroffen aufgrund des Ausmaßes und wachsenden

Tendenz der Herstellung, der Nachfrage und des Verkehrs mit illegalen Suchtstoffen und

psychotropen Stoffen waren, weil diese Situation eine akute Bedrohung der Gesundheit und des

W ohlstands der M enschheit ist und eine Beeinträchtigung der wirtschaftlichen, kulturellen und

69 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico ilícito de estupefacientes y sustancias
sicotrópicas 1988“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.1.
70 Die Länder, die an dieser Konvention teilgenommen haben, sind folgende: Afghanistan, Albanien,Bundesrepublik Deutschland,
Bundesrepublik Saudi-Arabien, Algerien, Argentinien, Österreich, Australien, Bahamas, Bahrein, Bangladesh, Barbados, Belgien, Birma,
Bolivien, Botswana, Brasilien, Bulgarien, Kapverden, Kamerun, Kanada, K olum bien, Costa Rica, Côte d̀ Ivoire, Kuba, die
Tschechoslowakei, Chile, China, Zypern, Dänemark, Ecuador, Ägypten, Vereinigte Arabische Emirate, Spanien, Vereinigten Staaten
Nordamerikas,Äthiopien,diePhilippinen,Finnland,Frankreich,Ghana,Griechenland,Guatemala,Guinea,Honduras,Ungarn,Indonesien,
Indien,derIran,derIrak,Israel,Italien,Jamahiriya Arabische Libyen,Jamaika,Japan,Jordanien,Kenia,Kuwait,Luxemburg,M adagaskar,
M alaysia, M alta, M arokko, M auricio, M auritania, M exiko, M onaco, Nepal, Nicaragua, Nigeria, Norwegen, Neuseeland, Oman, die
Niederlande, Pakistan, Panama, Papua Neue Guinea, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Qatar, Großbritannien und Nordirland, Korea,
Deutsche Demokratische Republik,Sozialistische W eißrußland Republik,Sozialistische Republik Ukraine,Tansania,Vatikanstadt,Senegal,
SriLanka,Sudan,Schweden,dieSchweiz,Suriname,Thailand,Tunesien,dieTürkei,Sowjetunion,Uruguay,Venezuela,Vietnam,Jemen,
Jugoslawia,Saire.
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politischen Basis der Gesellschaft bedeutet.“71 Drei Aspekte werden deutlich in der Präambel

ausgedrückt.Erstens wurde erkannt,daß dieses Phänomen inallesozialen Gruppen derGesellschaft,

besonderszu Kindern,dieimmermehran dem Prozeß des Drogenhandelsteilnehmen,vorgedrungen

ist.Zweitens wurde festgestellt,daß es Verbindungen zwischen dem illegalen Rauschgifthandelund

anderen Formen organisierterKriminalitätgibt,was dieInstabilitätdes politischen Zustands und die

SouveränitätderStaaten zurFolge hat.Aufgrund dieserBasiswurde derRauschgifthandelalseine

internationale verbrecherische Aktivität beurteilt, deren Einfluß nur durch eine enge und geplante

internationale Zusammenarbeit zu bekämpfen ist. Drittens wurde erkannt, daß der illegale

Drogenhandel unbegrenzte Geldmittel und hohe Kapitalerträge abwirft. Außerdem verwenden die

Rauschgifthändler dieses illegale Geld dazu, Politik, Justiz, Polizei und M edien zu korrumpieren.

Diese multinationale,illegale,organisierteDrogenkriminalität„überfällt,steckt an, korrumpiert die

öffentlichen Verwaltungsstrukturen,diewirtschaftlichen und finanziellen legalen Aktivitäten und die

ganze Gesellschaft.“72

Diese drei dargelegten Aspekte zeigen die neue politische Orientierung der 90er Jahre in der

Bekämpfung des Rauschgifthandels, weil dieses Phänomen als ein wirtschaftliches Problem, das

Instabilität und Korruption mit sich bringt, angesehen wurde. Ferner wurde festgestellt, daß

aufgrund des Kampfes gegen die Rauschgiftkriminalität viele M enschen ums Leben gekommen

waren.

Zwei innovative Betrachtungsweisen dieser Konvention sind einerseits die entscheidende

Entschlossenheit mit Hilfe von Kontrollmaßnahmen gegen die Abzweigung von Chemikalien und

Verdünnungsmittel, die in der Herstellung von illegalen psychotropen Stoffen benutzt werden, zu

bekämpfen sowie die Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit auf dieser Ebene zu

erhalten;andererseitsdas Ergreifen vonfinanziellen M aßnahmen,wiediepräventive Beschlagnahme

und derEntzug von Profiten und Vermögen,das durch den Rauschgifthandelgewonnen wurde.Um

diese Zielezu erreichen,wurde versucht,dieGerichtshöfezu ermächtigen,von den Kreditinstituten

dieentsprechenden finanziellen oderkommerziellen Dokumentezu fordern und zu beschlagnahmen,

um das Bankgeheimniszu überwinden.

Gemäß Artikel12 über„Substanzen,diehäufigerfürdieHerstellung von illegalen Suchtstoffen und

psychotropen Stoffen benutzt werden“ wurde gefordert, daß die M itgliedstaaten weitere

Kontrollmaßnahmen gegen das Abzweigen für die Herstellung von illegalen Drogen verwendeten

71 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.9.
72 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.9-10.
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Substanzen der Listen I und II ergreifen sollten.73 Gleichzeitig wurden in Artikel 13 die

Kontrollmaßnahmen für die Geräte und M aterialien, die für die illegale Herstellung von Drogen

benötigt werden, erweitert. Es soll hervorgehoben werden, daß durch diese Konvention nur

allgemeine Kontrollmaßnahmen erwähnt wurden, damit die M itgliedstaaten spezifische Regelungen

und M aßnahmen verabschieden und ergreifen können,dieden Grundlinien und den Anordnungen der

Konvention folgen.LautderParagraphen 8 und 9 des Artikels12,„werden dieM itgliedstaaten die

M aßnahmen, die sie geeignet finden, ergreifen, um die Produktion und Lieferung von illegalen

Substanzen zu vermeiden und zu überwachen.Siewerden folgende Aufgaben ausführen:

• Die Kontrolle der Personen oder Unternehmen, die sich mit der Herstellung dieser

Substanzen befassen;

• Überwachung der Anlage für die Herstellung durch eine Genehmigung der offiziellen

Institutionen;

• Forderung nach derEtikettierung derSubstanzen fürdieAusfuhr.74

Diese genannten Beispielelassen deutlich erkennen,daß dieM itgliedstaaten fürdieBekämpfung des

Rauschgifthandels zuständig sind und die Konvention nur als ein M ittel für die internationale

Zusammenarbeitund alseine Unterstützung dernationalen Drogenpolitikangesehen werden kann.In

dem jährlichen Berichtdes Rates von 1994 wurde die W irksamkeit der internationalen Abkommen

ausgewertet, woraus sich ableiten ließ, daß „eines der akutesten Probleme in der allgemeinen

Überwachung des legalen Verkehrs mit Chemikalien, besonders die in der Liste II eingestuften

Substanzen, darin besteht, daß viele Länder noch nicht die M echanismen zur Gewinnung von

Informationen über die notwendigen M engen, die allgemeine Verfügbarkeit und Verwendung von

legalen psychotropen Substanzen,geschaffen haben.Es bleibtunbekannt,werderHerstellerist,wer

für eine Lieferung zuständig ist, wer einführt oder ausführt. Dieser M angel an erforderlichen

Informationen hat zur Folge, daß adäquate Kontrollmaßnahmen nicht ergriffen werden können.“75

Ein anderes Problem ist dazu das Fehlen des Interesses einiger Länder, Kontrollmaßnahmen zu

ergreifen oderVeränderungen in derGesetzgebung einzuführen,diein Einklang mitdem Artikel12

der Konvention stehen. „Einige Regierungen widersetzen sich aus Furcht vor der Entwicklung

innerer Konflikte mit der chemischen und pharmazeutischen Industrie, breite nationale

Kontrollmechanismen einzuführen. Die Regierungen sind der Auffassung, daß die von der

73 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.25.
74 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.Artikel12.Seite25-28.
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Konventiongeforderten M aßnahmen dienationalechemische Industrieschädige und sindoftüberdie

Folgen einerKontrolledes legalen HandelsmitChemikalien besorgt.“76 Im Berichtvon 1996 teilte

der Rat den M itgliedstaaten mit, daß es eine juristische Gleichgewichtsstörung im Rahmen der

Ergreifung von Kontrollmaßnahmen aufinternationalerEbene gibt,da nichtalleStaaten versuchen,

die notwendige Anordnung, gemäß Artikel 12, zu erlassen. „The Board has also noted a lack of

uniform actionby certainGovernments.W hilesome Governmentsexercise strictvigilance overtheir

exports,often as aresultoffullcooperation with the industrie,othersdo not.Legitimateindustry in

countries with tightcontrolsmay sufferifand when certain other countries do not apply the same

level of vigilance, as the industry of countries with lax controls may consequently take undue

advantage ofthe situationwhileallowingdrug traffickersto benefitas well.“77 Im Jahre1996 haben

nur117 Staaten dem Internationalen Ratden BerichtüberdieM aßnahmen und Ergebnisse,gemäß

Artikel 12 der Konvention, im Kampf gegen den unerlaubten Verkehr mit illegalen Drogen

abgegeben.

Bezüglich der Geldwäsche und Benutzung von Geräten und M aterialien für die illegale

Drogenherstellung werden dieStraftaten,dieim Artikel3 -überdieDelikteund ihreStrafe-und im

Artikel 5 erklärt wurden, als Strafdelikte angesehen, d.h. „die Herstellung, der Verkehr oder die

Lieferung von Geräten,M aterialien oderSubstanzen derListen Iund II,mitdem Bewußtsein,daß

diese fürden Anbau oderdieHerstellung von illegalen Drogen benutztwerden.[...]DerUmtausch

von Vermögen oder die Überweisung von Geld, mit der Kenntnis, daß dieses seinen Ursprung in

Drogengeschäften hat.“78 Die Aufzählung der Straftaten ist ausführlich und deckt sich mit den

Aspekten derKonventionen von 1961 und 1971.DieStraftaten bilden das Spektrum von Delikten,

die die M itgliedstaaten als Straftdelikte nach ihrem Recht typisieren müssen, wenn sie auf

internationaler Ebene begangen worden sind. Die Konvention verstärkt, laut Artikel 6, die

Bestrebungen der vorherigen Konventionen in bezug auf die Auslieferung von Straftäter zur

Vermeidung derStraffreiheitderDrogenhändlerinanderen Ländern.

DieBeschlagnahme vonEigentum derDrogenhändlerfindetaufgrund derStrafdeliktedes Artikels3

Anwendung. Aus diesem Grund werden die Staaten motiviert, die erforderlichen M aßnahmen zu

ergreifen, um den Gerichtshöfen und anderen Behörden die Beschaffung oder Beschlagnahme von

75 Vereinten Nationen. „Eficacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas“, in: „Informe de la Junta International de
Fiscalizaciónde Estupefacientes 1994“,W ien,1994.S.18.
76 Vereinten Nationen. „Eficacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas“, in: „Informe de la Junta International de
Fiscalizaciónde Estupefacientes 1994“.W ien,1994.S.18.
77 InternationalNarcotics Board.„Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996“.W ien 1996,New York1997.S.32-33.
78 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y de sustancias
Sicotrópicas de 1988“.DokumentnurnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.Artikel3,S.12-15.
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bankmäßigen, finanziellen oder kommerziellen Dokumenten oder die Forderung von Beweisen zu

erleichtern. Ferner wurde betont, daß „die M itgliedstaaten aufgrund des Bankgeheimnisses die

Anordnung dieses Paragraphen verweigern können.“79 Hierhandeltes sich um dieAbschaffung des

sogenannten „Bankparadieses“, durch das der internationalen organisierten Drogenkriminalität die

Geldwäsche geradezu angeboten wird und das Vermögen in legaleW irtschaftssektoren fließt.Schon

seit1990 haben dieRegierungen verschiedene Gesetze gegen dieGeldwäsche verabschiedet,z.B.in

Einklang mitdem Entschluß91/308/ECC des Rates derEuropäischen Unionvon10.Juni1990 über

diePräventionderVerwendung des Banksystems fürdieGeldwäsche oderauch dieEntwicklung von

Projekten mitdem Interamerikanischen Ausschuß gegen den Drogenmißbrauch zurVermeidung der

Geldwäsche des Rauschgifthandelsund ähnliche Delikte.AufinternationalerEbene istin bezug auf

die Ergreifung von Kontrollmaßnahmen zu erkennen, daß einige Staaten von anderen Regierungen

ähnliche Aktionen fordern, um den Kampf auf nationaler Ebene wirksam weiterführen zu können.

„Two trends have characterized money launderinginrecentyears.The firstofthese isthe increasing

professionalizationofthe function.The internationalizationofmoney launderingisthe second major

trend, and has been brought about two factors- first, the integration of finantial markets into a

complex, global entity; and second, the effort by traffickers to avoid detection by concentrating

operations incountries whereenforcementisweak and legislationabsentorembryonic.“80

Die Programme für Rehabilitation, Prävention und W iedereingliederung der Süchtigen spielen bei

dieserKonvention eine wichtige Rolle,weilsieeine Verringerung des illegalen Drogenangebotsauf

dem M arktzurFolge hätten.DieVertreterderM itgliedstaaten stellen während derVerhandlung zu

der Konvention fest, daß „ohne die Kontrolle über die Nachfrage nach illegalen Drogen, die

Verringerung des illegalen Drogenproblems nur eine zeitliche oder teilweise Lösung wäre“81. In

bezug auf die richterliche Entscheidung über die Drogenkriminellen wurde in der Konvention

hervorgehoben, daß „sich die M itgliedstaaten nach einem Urteil gegen einen Drogenhändler

entscheiden können, ob er der jeweiligen Behandlung, W eiterbildung, Nachbehandlung,

Rehabilitation oder W iedereingliederung unterworfen wird oder nicht, wenn es sich um einen

„leichten“ Verstoß handelt. Ferner können die M itgliedstaaten das Strafurteil mit anderen

M aßnahmen,wieW eiterbildung,RehabilitationodersozialeW iedereingliederung ersetzen.Im Falle,

daß der Verbrecher ein Drogensüchtiger ist, fördern sie zusätzlich Behandlung und

79 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y de sustancias
Sicotrópicas de 1988“.DokumentnurnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.Artikel3,S.16-17.
80 Oxford University Press (Hrsg.).„W orld Drug Report1997 InternationalDrug ControlProgramme.United Nations“.Oxford,1997.S.
141.
81 Vereinten Nationen. „Eficacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas“, in: „Informe de la Junta International de
Fiscalizaciónde Estupefacientes 1994“.W ien und New York1995.S.5.
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Nachbehandlung.“82 Ferner wurde in der Konvention die Aufmerksamkeit auf die Situationen

gelenkt,in denen eine Straftatverübtwurde.Das heißt,es findetin den Urteilen Berücksichtigung,

ob jemand M itglied einerkriminellen Gruppe oderderinternationalen organisierten Kriminalitätwar,

wo die Straftat verübt wurde und welche sozialen Gruppen davon betroffen waren und ob Gewalt

angewendetwurde.83

Beiverschiedenen Gelegenheiten hatder Internationale Rat die Notwendigkeit geäußert, daß neben

der richterlichen Entscheidung über einen Drogenkriminellen eine Behandlung und Rehabilitation

angeboten werden sollte, um möglicherweise eine  Strafe zu ersetzen. Das bedeutet nicht, daß der

RatmitderLegalisierung des nichttherapeutischen Drogenkonsums einverstanden ist,sondern daß

erdas AngebotderRehabilitation fürdieDrogensüchtigen alsnotwendig erachtet.Im Gegenteilzu

der Liberalisierungstendenz glauben die M itglieder des Rates, daß „die Legalisierung der

Drogenverwendung nicht nur ein akutes Risiko für die öffentliche Gesundheit und für die

Gesellschaftmitsich bringt,sondern auch nichthelfen würde,wederdieStraftaten im Bereich des

Drogenkonsums und desDrogenhandelszu vermeiden,noch dieNetze derRauschgiftkriminalitätzu

zerstören.“84 Nach Aussagen des Drogenexperten derVereinten Nationen,Dave PaulZervaas,istdie

UNO überzeugt, daß mit der Legalisierung des Drogenkonsums keine Lösung für das

Rauschgiftproblem zu finden ist,obwohlsich dieDiskussion überdieLegalisierung ausgeweitethat

und viele europäische Länder verschiedene M einungen über diese Tendenz während der

internationalen Foren der Vereinten Nationen geäußert haben. „Die UNO unterstützt, daß die

Drogensüchtigen nichtalsKriminelleangesehen und behandeltwerden,daß heißt,sienichtunbedingt

hinter Gittern gebracht, sondern daß die Rehabilitations- und W iedereingliederungsprogramme für

die Drogensüchtigen gefördert werden. W ährend internationaler Foren haben sich die Länder der

Europäischen Unionzum Beispielgegen dieEntkriminalisierung geäußert,ihrVerhalten jedoch nicht

geändert. Aus diesem Grund läßt sich auf W idersprüche innerhalb der nationalen Politiken

schließen.“85

M it der Einstufung des Rauschgifthandels als internationales Verbrechen wurde durch diese

Konventionversucht,dieinternationaleZusammenarbeitin Einklang mitden vorherigen Abkommen

und dem von 1988 zu verstärken. Nach Artikel 2 über die Zwecke der Konvention „wird die

82 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas de 1971“.Dokumentnurfür offizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.14.
83 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas de 1971“.Dokumentnurfür offizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.14.
84 Vereinten Nationen. „Eifacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas“, in: „Informe de la Junta International de
Fiscalizaciónde Estupefacientes 1994“.W ien und New York1995.S.5.
85 Dave PaulZervaas,Drogenexpertdes Dogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde von derVerfasserin dieserArbeitam 16.
M ai1997inW ien interviewt.



236

Kooperationzwischen den M itgliedstaaten unterstützt,damitdieverschiedenen Aspektedes illegalen

Drogenverkehrs mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen auf internationaler Ebene wirksamer

bekämpftwerden können.“86 W ichtigan dieserStelleistdieerklärteFeststellung überdieterritoriale

Souveränitätund IntegritätderStaaten:„Ein M itgliedstaatkann nichtim Territorium eines anderen

Staates Tätigkeiten oder Aufgaben ausführen, die ausschließlich durch die Behörde des anderen

Staates aufgrund seines Gesetzes ausgeübt werden müssen.“87 Um die Verbesserung der

internationalen Zusammenarbeit sowie die Vermeidung von Konflikten zu fördern, wurde in dieser

Konvention vorgeschlagen, daß neben den erforderlichen M aßnahmen für eine Erweiterung der

internationalen Kooperationdiejuristische Hilfeim Rahmen des Strafrechtszwischen den Staaten zu

entwickeln ist,damitdieinneren M echanismen des StrafrechtssowiedieinternationaleKooperation

verstärktwerden.InArtikel7wurden dieGründe fürdiese juristische Hilfeerwähnt:„Diejuristische

Hilfekann fürdiefolgenden Zwecke vonden Staaten ersuchtwerden:

a) Übermittlung vonZeugenaussagen;

b) Ausstellung vonUrkunden;

c) Durchführung vonBeschlagnahmung oder\und Besichtigung;

d) KontrollevonBeweismittelnund Tatorten;

e) Abgabe vonInformationen sowieLieferung vonBeweisen;

f) Überlieferung des Originals oder der Kopien von Urkunden oder Rechtssachen, die in

Verbindung mitderVerurteilung ineinem Drogenprozeß stehen;

g) Identifizierung von Produkten, Vermögen oder sonstigen M itteln für die

Beweisaufnahme.“88

InArtikel9 wurden weitereKooperationsweisen und W eiterbildungen genannt,wiezum Beispieldie

Vernetzung zwischen den fürdieBekämpfung des Rauschgifthandelszuständigen Institutionen zum

Zweck einer Erleichterung des schnellen und sicheren Austausches von Informationen. Die

Schaffung von Arbeitsgruppen für den Kampf gegen das Drogenproblem wird sehr unterstützt,

indem dieSouveränitätdes M itgliedstaates,in dem dieOperationen durchgeführtwerden soll,nicht

bedrohtwird.Gleichzeitig wird derAustausch von Fachleuten und Experten gefördert,damitsiein

bezug auf besondere Themen wie das Auffinden von Substanzen, der verwendeten Handelsrouten

und Verarbeitungstechniken und Techniken und der Anhäufung von Beweisen und Planung von

86 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas de 1988“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.Artikel2,Paragraph 1.S.12.
87 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas de 1988“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.Artikel2,Paragraph 3.S.12.
88 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas de 1988“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.Artikel7,Paragraph 2.S.20-22.
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Aktivitäten ausgebildetwerden.Dies wurde inForm vonSeminaren und Konferenzen durchgeführt.

Dieses internationale Abkommen von 1988 betonte die Kooperation mit den Drogentransitländern,

diemitfinanziellerHilfefürdieVerstärkung ihrerInfrastrukturunterstütztwerden.

Bezüglich des Ersatzes von Pflanzen wurde die „übergreifende ländliche Entwicklung“ empfohlen,

mit der wirtschaftliche und machbare Lösungen als Ersatz für den illegalen Anbau angeboten

werden. Diese Bekämpfungsweise durch den Ersatz von illegalem Anbau fordert gleichzeitig die

Öffnung der internationalen M ärkte für diese Ersatzprodukte, sowie die Verfügbarkeit von

Geldmitteln und die Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Lage. Es wurde ausdrücklich

betont, daß die M enschenrechte und die gewöhnliche, traditionelle und geschichtliche Anwendung

vonSuchtstoffen respektiert und dieUmweltgeschütztwerden müssen.89

Bis zum 1. November 1996 haben 72%  der Staaten der W elt, daß heißt 137 Staaten und die

Europäische Union, die Konvention von 1988 ratifiziert. Es muß hervorgehoben, daß alle Länder

Amerikas M itgliedstaaten derKonvention sind,während 17 Staaten in Afrika,15 Staaten in Asien,

11Staaten inEuropa und 11Staaten inOzeanien diese Konventionnichtratifizierthaben.90

5.1.3.10. Dekade derVereinten Nationen gegen den M ißbrauch vonDrogen 1991-2000und

das weltweiteAktionsprogramm

Eine internationale Gesellschaft frei von Drogenmißbrauch war das zentrale Thema der

Vollversammlung der UNO am 23. Februar 1990. Gemäß der UNO war es notwendig, die

internationaleKooperation auszuweiten,um den Bereich zu erweitern und dieW irksamkeitaufder

Ebene des Drogenkampfes im Rahmen derHerstellung,derNachfrage,des Angebots,des Verkehrs,

derLieferung vonillegalen Suchtstoffen und psychotropen Stoffen zu verstärken.

Um diese Ziele zu erreichen, wurde das Drogenkontrollprogramm der Vereinten Nationen

eingerichtet, dessen Hauptzweck die Zusammenfassung aller verschiedenen Strukturen und

Tätigkeiten dervorherigen Organe fürdieKontrollegegen den M ißbrauch von illegalen Drogen der

UNO war.Das Programm begann seine Tätigkeitim M ärz1991,mitderexklusiven Verantwortung,

alleAktivitäten derUNO im Rahmen derDrogenkontrollezu leiten.

89 Bibliothek der Vereinten Nationen. „Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias
Sicotrópicas de 1988“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.29-30.
90 InternationalNarcotics Board.„Reportofthe InternationalNarcotics Boardfor1996“.New York1997.S.29.
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Diepolitische Deklaration,diedas weltweiteAktionsprogramm begleitet,isteine Zusammenfassung

derAbsichten,eine festeEinstellung im Kampfgegen das Drogenproblem,das ein Gefahrund eine

Bedrohung für alle Länder bedeutet, zu haben. Erneut wurde dort betont, daß „sich die illegalen

Drogen als eine ständige und akute Bedrohung für die Gesundheit und den W ohlstand der

M enschheit, für die Stabilität der Länder, für die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und

kulturellen Strukturen aller Gesellschaften sowie für die W ürde von M illiarden von M enschen,

besondersfürdieJugendlichen,zeigen.“91

Ein innovativer Aspekt dieses Programmes war die Anerkennung der Verbindungen zwischen der

Nachfrage,derHerstellung,des Verkehrs,des Konsums und derLieferung vonillegalen Drogen und

derwirtschaftlichen,sozialen und kulturellen Lage eines betroffenen Landes.Deshalb istbesonders

dieinternationaleKooperation mitden Schwellenländern erforderlich. Es wurde vorgeschlagen, die

Strategien füreine Alternative Entwicklung anzuwenden,durch diederErsatzvonillegalen Pflanzen

mit Hilfe der Erleichterung einer wirksameren Vermarktung der ersatzweise angebauten Produkte

verstärktwurde.

Ganz offen wurde überdieKorruptionim Zusammenhang mitdem Rauschgifthandelgesprochen,da

erkannt wurde, daß die großen Profite der illegalen Geschäfte den Drogenhändlern und der

organisierten Drogenkriminalitäterlauben,in dieRegierungsstrukturen,dielegalen wirtschaftlichen

Sektoren und die Gesellschaft im allgemeinen einzudringen und diese zu korrumpieren. Diese

Korruption behindertdieSchaffung einerkonkreten juristischen Ordnung und verfälschtdiesoziale

und wirtschaftliche Entwicklung. Aus diesem Grund wurde in dem weltweiten Aktionsprogramm

vorgeschlagen,unverzüglich M aßnahmen fürdieÜberwachung derfinanziellen und Bank-Systeme

zu ergreifen.

Die politische Deklaration ist ein direktes M ittel des weltweiten Aktionprogramms, das versucht,

„dieM enschheitvorderGeißeldes Drogenmißbrauchs und des unerlaubten Verkehrs mit illegalen

Suchtstoffen und psychotropen Stoffen durch die Steigerung der W irksamkeit der internationalen

Zusammenarbeitund derKooperation zu schützen.“92 Hier wurde das Prinzip der „gem einsam en

Verantwortung“93 eingeführt,um dieZuständigkeitallerStaaten fürdiesen Kampfaufzuzeigen.

91 Bibliothek derVereinten Nationen.„DeclaraciónPolítica y Programa M undialde Acción. Década de las Naciones Unidas contraelUso
Indebidode Drogas 1991-2000“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.1.
92 Bibliothek derVereinten Nationen.„DeclaraciónPolítica y Programa M undialde Acción. Década de las Naciones Unidas contraelUso
Indebidode Drogas 1991-2000“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S 4.
93 Von mirhervorgehoben,um nachdrücklich den an derpolitischen Deklarationverwendeten Begriffder„gemeinsamen Verantwortung“ zu
betonen, weil das Konzept nur durch die Verstärkung der Kooperation der Länder, besonders die Kooperation der Schwellen- und
Transitländer,zu verwirklichen ist.



239

DieVerstärkung derfürdieDrogenkontrollezuständigen Strukturen der Vereinten Nationen sowie

die Steigerung der finanziellen M ittel und Human Ressources der UNO für die Tätigkeiten im

Kampf gegen die illegalen Drogen waren durch diese Deklaration notwendige Bedingungen, unter

denen eine wirksame Kampagne gegen dieDrogen erfolgreich seinkönnte.

DieZwecke des weltweiten Aktionsprogramms werden inachtwesentlichen Aspekten aufgezeigt94:

1. Prävention und Verringerung des Drogenmißbrauchs mit dem Ziel der Beseitigung der illegalen

Nachfrage von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen: Aufgrund der wichtigen Rolle dieses

Aspekts appellierte die UNO an die M itgliedstaaten, für normative und juristisch erforderliche

Veränderungen einzutreten, Geldmittel bereitzustellen und die geeigneten Leistungen für die

Erfüllung dieser Ziele zu schaffen. Es wurde die notwendige Durchführung von

wissenschaftlichen Recherchen und Studien vorgeschlagen,diediesozialen,wirtschaftlichen und

politischen Gründe für den Drogenmißbrauch erklären und wirksame Informationen über die

Drogenproblematik enthalten, um das Selbstbewußtsein unter den Betroffenen und Gefährdeten

zu stärken. Die Vereinten Nationen gewinnen an Bedeutung als Beratungszentrum für die

Sammlung,Analyse und Sendung von Informationen und Erfahrungen sowiealsein wesentliches

ElementfürdieZusammenarbeitmitden Nichtregierungsorganisationen,den M assenmedien und

anderen Organen derVereinten Nationen,wiezum BeispielUNICEF.

2. Behandlung, Rehabilitation und W iedereingliederung der Drogensüchtigen: Auf dieser Ebene

wurde die W eltgesundheitsorganisation aufgefordert, die Richtlinien für die Hilfe aufzuzeigen.

Gleichzeitig wurde von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) die Skizzierung von

Berufsprogrammen fürdieW iedereingliederung verlangt.

3. Überwachung derNachfrage vonSuchtstoffen und psychotropen Stoffen:DieserAspektbedeutet,

einschnelles Auffinden und einen wirksamen Ersatzdes illegalen Anbaus zu ermöglichen,um die

Umwelt zu schützen. Gleichzeitig wurde die M otivation für den Ersatz von Suchtstoffpflanzen

durch die Erweiterung des M arktes, des Handels und der Investition in der internationale

Zusammenarbeitalswichtigerachtet.Trotzdieserengen KontrollederDrogen wares notwendig,

dieVerfügbarkeitdes Angebotsan Rohstoffen fürlegaleProdukte,diefürwissenschaftliche oder

medizinische Zwecke verwendetwerden,zu sichern.

4. Beseitigung des illegalen VerkehrsmitSuchtstoffen und psychotropen Stoffen:Um dieses Zielzu

erreichen, wurde die Ratifizierung der Konventionen und ihre Implementation sowie die
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Entwicklung und Durchführung der Zusammenarbeit der Zollpolizei und die Überwachung der

Lieferung vonChemikalien,Suchtstoffen und psychotropen Stoffen erforderlich.

5. Das Ergreifen vonM aßnahmen gegen dieGeldwäsche und ihreFolgen fürdas finanzielleSystem

sowie gegen die illegale Benutzung der Kreditinstitutionen: Das Aktionsprogramm schlägt vor,

den Zugang zu Bankenverzeichnissen zu erlauben und den Austausch von Informationen unter

den zuständigen Kontrollorganen jedes Landes zu verstärken. Es wurde gleichzeitig unterstützt,

daß dieRegierungen einGesetzverabschieden,indem dieBeschlagnahme und Sicherstellung des

aus dem Rauschgifthandelresultierenden Vermögens sowiedieAnwendung dieserM ittelin dem

Kampfgegen den M ißbrauch und Verkehrmitillegalen Drogen ermöglichtwird.

6. Verstärkung des juristischen Systems und derKontrollorgane fürdieEinhaltung derGesetze:Das

Aktionsprogramm forderteine aktivereRollederKontrollorgane derVereinten Nationen inbezug

aufden Austausch vonjuristischen Erfahrungen indem Kampfgegen das Drogenproblem.

7. Das Ergreifen vonM aßnahmen gegen das illegaleUmlenken von W affen und explosiven Stoffen:

Zum ersten M al in der Geschichte der Drogenkontrolle wurde die Verbindung zwischen dem

Rüstungsmarkt und dem Rauschgifthandel erkannt. Es zeigte sich deutlich die Anwendung von

Gewaltund Zwangsmitteln durch dieinternationalorganisierteRauschgiftkriminalität,um damit

eine Ausweitung des illegalen M arktes durch das Recht des Stärkeren zu erreichen. Die

M itgliedstaaten registrierten „die alarmierende Steigerung der Verbindungen zwischen dem

illegalen Drogenverkehr und den Aktivitäten der illegalen Söldner, der Guerilla und den

Terroristengruppen.“95

8. Die Beschaffung der außerordentlichen finanziellen M ittel für die Organe der UNO, zur

Sicherung der W irksamkeit und Kontinuität der langfristigen und kurzfristigen Projekte des

Drogenkontrollprogramms.

Es wurde festgestellt, daß die Kompromißbereitschaft der Länder bezüglich einer Steigerung der

Beiträge erforderlich ist,um dieProjektefüreine technische Hilfezu erweitern.

5.2. Die Vereinten Nationen: Ihr Standpunkt in Bezug auf Südam erika und die

Zusam m enarbeitm itden Ländern dieses K ontinents

94 Bibliothek derVereinten Nationen.„Declaración Política y Programa M undialde Acción.Decenio de las Naciones Unidas contraeluso
Indebidode Drogas 1991-2000“.DokumentnurfüroffizielleAnwendung,W ien,ohne Jahr.
95 “.Bibliothek derVereinten Nationen.„DeclaraciónPolítica yPrograma M undialde Acción.Deceniode las Naciones Unidas contraeluso
Indebidode Drogas 1991-2000.DokumentnurfüroffizielleAnwendung.W ien,ohne Jahr.S.22.
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ObwohldieHerstellung von illegalen Suchtstoffen und derVerkehrmitunerlaubten Drogen bereits

in den 70erund 80erJahren in Lateinamerika besonderswachsende illegaleIndustrien96 waren,und

die Länder dieses Kontinents die Konventionen der UNO nicht nur ratifiziert, sondern auch

unterstützthaben -miteinigen Ausnahmen fürBolivien bezüglich des Kauens der Koka -, wurden

die Projekte der Vereinten Nationen im Kampf gegen den Rauschgifthandel und die illegale

Drogenherstellung den Staaten Lateinamerikas erst in Jahre 1985 angeboten. Da der Koka- und

Kokainkonsum in den 60erJahren im Vergleich mit dem Cannabis- oder Opiumkonsum nicht sehr

verbreitet war, wurde das Drogenproblem in diesen Ländern unterschätzt. Im Jahre 1986 hat der

Internationale Rat bezüglich des Beginns der Zusammenarbeit und den neuen Projekten in

Lateinamerika in seinem jährlichen Bericht geschrieben: „In fact the tremendous danger posed by

cocaine was not fully perceived in all quarters, and the dimension of the problem as well as the

complexity of the social, economic and political situations of affected countries discouraged some

members of the international community.“97 Trotz der verstärkten Unterstützung durch die

Drogenkontrollorgane derUNO in den Koka erzeugenden Ländern Südamerikas im Jahre1986 war

dieHilfeim Vergleich zu derGröße des Drogenproblems immernoch sehrgering.Zu Beginn wurde

durch dieProjekteversucht,beiden Bauerneine bestimmteEinstellung zu derDrogenproblematikzu

erreichen,um Unterstützung zurVernichtung des illegalen Kokaanbaus zu finden.Ebenfallswurde

den Kultivatoren eine juristische Kontrolleund dieFormulierung andererAgrarprojekteangeboten.

Nach Angaben des Internationalen Rates im Jahre 1996 zeigte eine Ausweitung über die

DrogenproblematikinLateinamerika folgende Aspekte:

M ittelamerika und Karibik:

*.AlleLänderdieserRegion haben dieKonvention von 1988 ratifiziert.DieKonvention von 1961

haben folgende Ländernoch nichtunterzeichnet:Belize,ElSalvador,Grenada,SaintVicentund die

Grenadinen. Die Konvention von 1971 wurde von Haiti, Honduras, Santa Lucia, Belize, El

Salvador,Grenada,SaintVicentund den Grenadinen noch nichtunterschrieben.

*. Die Länder in M ittelamerika und der Karibik sind von der Zunahme des Verkehrs mit illegalen

Suchtstoffen betroffen.Diese LändersindTransitländerfürden TransportvoninEuropa oderinden

USA hergestellten Chemikalien,diefürdieProduktionvonillegalen Drogen erforderlich sind.

96 Bruce M . Bagley and W illiam O. W alker III. „Drug Trafficking in the Americas“. Transaction Publisher New Brunswick USA und
London (UK),1994.InderPräambelwurde bestätigt,daß diegeschätzten Barwertedieserillegalen IndustrienurinLateinamerika etwa 100
bn.amerikanische DollarproJahrerreicht.
97 United Nations Fund forDrug Abuse control.„ActionRelated tothe internationalDrug Controltaken atthe internationallevel“.Reportof
the 1986.32Sitzung derSuchstoffe-Kommission,W ien vom 2.biszum 11.Februar1986.
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*. Aufgrund des wachsenden Verkehrs mit illegalen Chemikalien und Drogen hat sich der

Drogenkonsum in diesen Transitländern stark ausgeweitet. Nach Cannabis ist Kokain die von den

Süchtigen am häufigsten konsumierteDroge.

*. Die Länder M ittelamerikas haben ihre internationale Zusammenarbeit innerhalb dieser Region

verstärkt. Im M ai 1996 haben Belize, Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, M exiko,

Nicaragua und Panama ein M emorandum unterzeichnet,das „Zentroamerikanisches Abkommen zur

Prävention und Repression der Delikte im Zusammenhang mit der Geldwäsche und anderen

Vermögensdelikten“ genannt wurde, unterzeichnet. Das Hauptziel des Abkommens ist die

Angleichung derEntwicklung dernationalen Gesetzgebung inbezug aufdieGeldwäsche.98

Südamerika :

*.DieLänderSüdamerikas haben diedreiKonventionen derVereinten Nationen unterschrieben:die

Drogenkonvention gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen von

1988,dieKonvention überpsychotrope Stoffevon 1971 und die Konvention über Suchtstoffe von

1961.Guyana istdas einzige Land,das dieKonventionvon1961nichtratifizierthat.

*.NichtnurKokain wird in diesen Ländern hergestellt.Seitden 80erJahrewird in Kolumbien und

seinen Nachbarländern illegal Schlafmohn angebaut, dessen Herstellung der Verbreitung auf dem

illegalen internationalen Drogenmarktdient.

*.Das Drogenkonsumproblem konzentriertsich grundsätzlich aufCannabis.

*.DieLänderSüdamerikas haben gezeigt,daß sieweiterenotwendige Schritteim Kampfgegen den

Rauschgifthandel einleiten werden. Im M ärz 1996 haben die Länder, mit Unterstützung der

Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), ein „Interamerikanisches Abkommen gegen die

Korruption“ unterzeichnet.Im Junides gleichen Jahres waren diebolivianischen, kolumbianischen,

ecuadorianischen, peruanischen und venezolanischen Drogenkontrollbehörden mit der Schaffung

einer nachrichtendienstlichen „Anti-Drogen- Gruppe“ einverstanden, um Informationen über den

Handel mit Chemikalien auszutauschen sowie die Fortsetzung der Projekte zur Alternativen

Entwicklung zu unterstützen.

Aufgrund des intensiven Kampfes gegen den Rauschgifthandelhaben dieVereinten Nationen in den

letzten Jahren große Summen fürProjekteinLateinamerika und derKaribikinvestiert.InderTabelle

10 wird deutlich,daß im Zeitraum vom 1996 bis 1997 etwa 30,2%  der Projekte in Lateinamerika

und derKaribik (69)durchgeführtwurden,was bedeutet,daß diese Region eine wichtige Rolle im

98 InternationalNarcotics ControlBoard.„Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996“.New York,1997.S.37-40.
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Kampf gegen das Drogenproblem spielt. Es folgen Asien und der Pazifik (24,4% ), weltweite

Projekte(16,6% ),Europa und derM ittelosten (14,4% )und Afrika (14,4% ).99

M itderHilfederangebotenen technischen Unterstützung durch dieUNO sollen dieRegierungen und

Drogenexperten Lateinamerikas intensiver an der Fortsetzung und der Durchführung der Projekte

teilnehmen.Gleichzeitig wird durch dieZusammenarbeitdieserLändermitden Vereinten Nationen

dieVerstärkung derlokalen Institutionen sowiediehumanitäreEntwicklung in derRegion gefördert.

Nach Aussagen des Drogenexperten derUNO,Dave PaulZervaas,„hatsich dieOrganisation dafür

entschieden, die Länder Lateinamerikas mit Beratungen, der Schaffung bzw. Leitung der

Drogenkontrollinstitutionen oderderen Verstärkung zu unterstützen,damitdieStaaten M echanismen

für den Kampf gegen den Rauschgifthandel entwickeln können. Unter diesen Bedingungen werden

dieLänderkünftigvonderfinanziellen Unterstützung derOrganisationunabhängig.“100

M it Hilfe des als „M asterplan“ bezeichneten Systems des Drogenkontrollprogramms der UNO

werden die Projekte in Lateinamerika und der Karibik entwickelt. Da in diesem Dokument eine

Analyse des Drogenproblems in der jeweiligen Region sowie eine Auswertung der nationalen

Bestrebungen im Rahmen der Drogenkontrolle dargestellt wird, kann sich die Organisation auf

besondere Aspekte des Rauschgiftproblems konzentrieren. Der „M asterplan“ dient im Rahmen der

internationalen Zusammenarbeit der Festsetzung der multilateralen sowie bilateralen Abkommen,

indem dieSchwerpunktefürdieKooperationidentifiziertwerden können.

DerFonds derVereinten Nationen warim Rahmen derKontrolledes Drogenmißbrauchs seit1985

dafürzuständig,daß diePräsenz derOrganisation in Lateinamerika aufderEbene derBekämpfung

des Rauschgifthandels verstärkt wurde, indem der Fonds an die Länder appellierte, die

Drogenkontrolle an der internationalen Zusammenarbeit zu orientieren. Im Jahre 1986 wurden

weltweit92 ProjektezurBekämpfung des Drogenproblems von dem Fonds durchgeführt,von denen

im folgenden dieinLateinamerika durchgeführten Projektgenanntwerden sollen101:

*.Präventionund Behandlung derDrogensüchtigen inArgentinien;

99 Vereinten Nationen.„Interne offizielleDokumentederVereinten Nationen“.W ien,1997.
100 PaulDave Zervaas,Expertedes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde am 16.M ai1997 inW ien vonderVerfasserin
dieserArbeitinterviewt.
101 United Nation.Internes Dokument über „Regional Section for LatinAmerica and the Caribbean. Status of Budget and Expenditure -
OngoingProjekts-„.Nr.14/5/1997.W ien,1997.
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*.Verringerung derFläche des Kokaanbaus,übergreifende ländliche Entwicklung sowieAlternative

Entwicklung102 , Drogenkontrolle (Law Enforcement), Prävention und Programme für die

Behandlung und RehabilitationinBolivien;

*.Ausarbeitung eines M asterplans fürdieBekämpfung des Drogenproblems inBrasilien;

*.Prävention durch Ausbildung,übergreifende ländliche Entwicklung,Ersatz des illegalen Anbaus,

Drogenkontrolle(Law Enforcement)inKolumbien;

*.Vernichtung des Kokaanbaus inEcuador;

*. Ersatz von Kokaanbau und übergreifende ländliche Entwicklung in der Region Quillabamba in

Peru.

Seit 1991 hat dem Fonds die Tätigkeiten und Aufgaben des Drogenkontrollprogrammes Fonds

übertragen.Gemäß des Drogenexperten derVereinten Nationen,Dave PaulZervaas,„wird dieHilfe

sich besondersaufdieEntwicklung derGesetzgebung  und parallel dazu auf die Verringerung der

Nachfrage nach Rauschgift und des Angebots von illegalen Drogen konzentrieren. Die Alternative

Entwicklung ist nur eine Priorität, unter anderem im Zusammenhang mit dem Kampf gegen das

Drogenproblem. W ichtig ist heutzutage der legislative Aspekt, da dieser Punkt die Basis für eine

ständige und wirksame Kontrolledes Rauschgifthandelsaufnationalerund lokalerEbene bildet.In

bezug aufdieProjekteüberdieKontrollmaßnahmen istdas Spektrum sehrbreit,weildiegerichtliche

Verfolgung von Straftätern,dieBeschlagnahme von Geld und Vermögen des Rauschgifthandelsund

andereDeliktehiergedecktwerden.“103

W ie zuvor erwähnt wurde, stammen 90%  und mehr des Haushalts des Drogenkontrollprogramms

aus freiwilligen Beiträgen und nur ein geringer Teil aus dem gewöhnlichen Haushalt der

Organisation. Die wichtigsten Förderer der Projekte in Lateinamerika sind: Italien, Spanien und

Deutschland. Andere finanzielle Hilfe kommt von der Europäischen Union, Großbritannien,

Dänemark, Belgien, Luxemburg, den Niederlanden, Australien und Schweden. Im Zeitraum von

1997- 1998 wurden 40 Projekte des Drogenkontrollprogramms in Lateinamerika in die folgenden

Schwerpunkteinvestiert.104

102 Das Hauptziel der übergreifenden ländlichen Entwicklung ist, die Bedingungen und den Lebensstandard der von dem Drogenproblem
betroffenen Bevölkerung zu verbessern.Das HauptzielderAlternativen Entwicklung ist,den Anbau von illegalen Rohstoffen zu vermeiden
und zu durch eine Kampagne das Ausreißen derPflanzen vernichten.Diese Alternative Entwicklung beziehtsich aufInvestitionen insozialen
und wirtschaftlichen Bereichen,das heißt,technische Hilfe,Beratung,Fort-und Ausbildung,Einsatzund M odernisierung vonTechnologien,
Investitionen fürproduktive und sozialeInfrastruktur,usw.
103 PaulDave Zervaas,Expertedes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde am 16.M ai1997 von derVerfasserin dieser
ArbeitinW ien interviewt.
104 Informationen des Büros fürLateinamerika des Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen in W ien.Dieoffiziellen Dokumente
ohne Auflagedatum (Briefe,innereProjekte,u.a.)wurden vom 12.bis16.M ai1997 im LaufederRecherche von derAutorin dieserArbeit
ermittelt.
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Tabelle9:Investitionen des Drogenkontrollprogramms inLateinamerika
Gesamter
Haushalt

Ausgabe bis
zum 31.12.96

Geldbezüge für
1997

Haushaltfür
1998

Bilanz des
Projektes

Kontrollmaßnahme
nAnteilin%

6.395.600
12%

1.658.070
8%

2.060.586
17%

521.714
9%

2.155.230
14%

Verringerung der
Nachfrage
Anteilin%

21.156.814

39%

5.705.474

27%

6.663.400

54%

3.537.700

63%

5.250.240

35%

Verringerung des
Angebots.
Anteilin%

26.749.000

49%

14.109.750

66%

3.655.500

30%

1.524.290

27%

7.459.460

50%

Gesamtsumme 54.301.414 21.473.294 12.379.486 5.583.704 14.864.930

Dieoben genannten Projektewerden inden folgenden LänderLateinamerikas durchgeführt.105

*.11 Projektein Bolivien:2 fürdas Ergreifen und dieEntwicklung von Kontrollmaßnahmen,4 für

die Verringerung der Nachfrage nach illegalen Rauschmitteln und 5 für die Verringerung des

AngebotsvonDrogen;

*. 7 Projekte in Brasilien: 2 zur Ergreifung von Kontrollmaßnahmen, 5 zur Verringerung der

Nachfrage nach Suchtmittel;

*.1ProjektinChilezurErgreifung vonKontrollmaßnahmen;

*. 7 Projekte in Kolumbien: 1 zur Ergreifung von Kontrollmaßnahmen, 4 zur Verringerung der

Nachfrage nach illegalen Drogen,2zurVerringerung des Angebots;

*. 2 Projekte in Ecuador: 1 zur Ergreifung von Kontrollmaßnahmen, 1 zur Verringerung der

Nachfrage;

*.4ProjekteinPeru:3zurVerringerung des AngebotsvonSuchtmittelnund 1 zurVerringerung der

Nachfrage;

*.1ProjektinUruguay zurVerringerung derNachfrage;

*. 14 Projekte auf regionaler Ebene: 7 Projekte zur Ergreifung der erforderlichen

Kontrollmaßnahmen,6zurVerringerung derNachfrage und 1zurVerringerung des Angebots;

Im Jahre 1998 fand eine internationale Konferenz im Rahmen der Drogenpolitik der Vereinten

Nationen in New York statt. Die Länder Lateinamerikas gaben ein Dokument ab, in dem die

Aktionen dieses Kontinents im Kampf gegen den Rauschgifthandel und M ißbrauch von illegalen

Drogen zu Beginn des 21.Jahrhundertsskizziertwurde.Das Dokumentstelltefest,daß dieLänder

Lateinamerikas die internationalen Bestrebungen und den Kampf gegen das Rauschgiftproblem in

derRegiondurch dieEntwicklung vonStrategien und Pläne erkannten und eine weitereBekämpfung

im Zusammenhang mitderVerringerung sowohlderNachfrage alsauch des Angebotsvorschlugen.

105 Informationen des Büros fürLateinamerika des Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen in W ien.Dieoffiziellen Dokumente
ohne Auflagedatum (Briefe,innereProjekte,u.a.)wurden vom 12.bis16.M ai1997 im LaufederRecherche von derAutorin dieserArbeit
ermittelt.
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Gleichzeitig verdeutlichten sie die W ichtigkeit der internationalen Zusammenarbeit und der

gemeinsamen Verantwortung auf der Ebene der Bekämpfung des Drogenproblems. Der Präsident

den USA, Bill Clinton, engagierte sich, die illegale Verwendung und Einfuhr von Drogen in die

Vereinigten Staaten um 50%  in den nächsten zehn Jahren zu beschränken, während der

GeneralsekretärderUNO,KofiAnnan,den Drogenkonsum alseine „tragische Realität“bezeichnete

und aus diesem Grund dieLänderaufrief,eine wirksame Lösung zu finden.Obwohldiese Konferenz

die Tür für Kompromisse öffnete, änderten sich die Richtlinien der bereits existierenden

Drogenpolitiknicht.106

5.3. Die Vereinten Nationen und der K am pf gegen den Rauschgifthandel und den

M ißbrauch illegalerDrogen in K olum bien

Die Drogenkontrollorgane der Vereinten Nationen nahmen ihre Tätigkeit in Kolumbien im Jahre

1984 auf,alsein nationalerPlan fürdiePrävention derDrogenabhängigkeitmitfinanziellen M itteln

der Organisation unterstützt wurde. Diese erste Annäherung der Organisation an die

Drogenproblematik in Kolumbien wurde durch sieben Projekte in Rahmen der Ausbildung und

Fortbildung für Drogensüchtige, Behandlung, Rehabilitation, Kommunikation und Ersatz des

Kokaanbaus verwirklicht.

AufderEbene des Ersatzes des Kokaanbaus begann im Jahre1985 eininden Archiven derUNO als

COL/85/426 kodifiziertes Versuchsvorhaben, dessen Ziel es war, die Schaffung von alternativen

Einkommensmöglichkeiten im Rahmen der „Alternativen Entwicklung“ als eine Strategie für die

Verringerung des Kokaanbaus und Vermeidung der Verbreitung dieser illegalen Aktivitäten der

Landbevölkerung Kolumbiens zu motivieren. M it Hilfe dieses im Jahre 1995 beendeten Projektes

konnten die Kokaanbauflächen um 30%  im südlichen Cauca-Tal und Nord-Nariño, wo mehr als

4000 Familien in etwa 220 Dörfern lebten,verringertwerden. Im Jahre 1991 wurde die Region in

Nord Nariño in dieses Vorhaben eingeschlossen, was eine neue Finanzierung notwendig machte.

1997 haben die Drogenexperten der UNO und Experten aus Kolumbien an den Projektwirkungen

und Ergebnissen gearbeitet, um die weitere Entwicklung in einen selbsttragenden Prozeß zu

überführen. Eine wichtige Folge dieser Arbeit war die Einführung des Begriffes „Alternative

Entwicklung“ im Kampfgegen den illegalen Kokaanbau.107

106 Zeitung ElTiempo.„BillClintonfelicitóaColombiaporlogros en erradicaciónaérea de cultivos de coca.ONU lanza frenteUnidocontra
las drogas“ S.1-6.„La ONU inicia cumbreantidrogas“ S.11.Juni1998.Auch Vgl:Zeitung ElEspectador.„Cumbremundialcontra El
narcotráfico en laONU.La Unión de estrategias contraingenio de narcos“ S.1-7.„Desarrollo alternativo,programa bandera de Colombia
antelaONU“.S.6A.Juni1998.
107 PaulDave Zervaas,Expertedes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde am 16.M ai1997 von derVerfasserin dieser
ArbeitinW ien interviewt.
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1988 wurde im Rahmen des M asterplans für die Überwindung des Drogenproblems ein

bezeichnenderPlan fürden Ersatzdes illegalen Anbaus formuliert,derdiefinanzielleUnterstützung

seitens der UNO beinhaltete. M it den Projekten wurde versucht, das Angebot an illegalen

Suchtstoffen in derRegionen vonelCaqueta,elGuaviareund elPutumayo zu verringern.108

DerSchlafmohnanbau,derin den 90erJahrein Kolumbien begann,wurde mitdreiProjekten sowie

mit finanziellen M itteln der UNO in den Regionen von Cauca, Süd-Tolima und M ittel-Caguan

bekämpft.

1994 wurden vier Projekte im Rahmen der Alternativen Entwicklung in Regionen mit dem Anbau

von Koka, Schlafmohn und M arihuana durchgeführt. Im Jahre 1995 hat sich die politische

Orientierung in derDrogenbekämpfung verändert. Seitdem sind die Stärkung der Institutionen und

derLegislative durch dieÄnderungen dernationalen Gesetzgebung,dietechnische Beratung und die

Intensivierung der Kampagne gegen die Drogennachfrage die wichtigsten Prioritäten des

Drogenkontrollprogramms der Vereinten Nationen. Aus diesem Grund waren für 1996-1997 vier

Projekte zur Verringerung der Nachfrage nach Suchtmitteln, ein Projekt zur Ergreifung der

erforderlichen Drogenkontrollmaßnahmen und zwei Projekte auf der Ebene der Verringerung des

Angebotsvonillegalen Drogen inKolumbien vorgesehen.

Tabelle10:Durchführung vonmultilateralen Projekten von1990-1994inKolumbien
Projekte FinanzielleQuelle Zuständige

Institution
Finanzielle
internationale

Unterstützung (in
1.000US Dollar)

Finanziellenationale
Unterstützung (in
kolumbianischer
W ährung -Peso-)

B. Beendet
D:Nichtbeendet

AD/COL/89/426
Ersatz des illegalen
Anbaus in Nord
Nariño.Phase II

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien,
Deutschland,
Kolumbien)

Solidarische soziale
Vernetzung -
(PNDA)

10.908,8 408.230 D

AD/COL/89/627
Ersatz des illegalen
Anbaus inCaqueta

Drogenkontrollpro
gramm der UNO
(Italien,
Kolumbien)

Solidarische soziale
Vernetzung -
(PNDA)

3.850,7 89.600 D

AD/COL89/629
Ersatz des illegalen
Anbaus inPutumayo

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Belgien,
Norwegen,
Kolumbien)

Solidarische soziale
Vernetzung -
(PNDA)

4.550,8 36.314 D

AD/COL/89/630
Ersatz  des illegalen
Anbaus inGuaviare

Drogenkontroll-
programm der
UNO (die
Europäische
Union, Italien,
Luxemburg,
Kolumbien)

Solidarische soziale
Vernetzung -
(PNDA)

4.447,2 166.812 D

AD/COL/90/620
Präventive
Behandlung in der

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien,

Kolumbianisches
Institut für die
Familie(ICBF)

1.428,5 1.483,462 D

108 Sehen Sie bitte die Tabelle mit der beendeten Projekten, die im Zeitraum zwischen 1990 bis 1994 durchgeführt wurden, sowie die
Projektefür1997und 1998aufdernächsten Seite.
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Gemeinde (nationales
Vorhaben)

Norwegen)

AD/COL/90/621
Förderung der
Jugendlichen und
übergreifende
Prävention

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Vizeministerum für
dieJugendlichen

2.097,5 4.810 D

AD/COL/90/622
Übergreifende
Prävention durch die
M assenmedien

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Kommunikations-
ministerium

1.052,8 1.384,772 D

AD/COL/93/623
Verstärkung des
Programmes gegen
die
Drogenabhängigkeit

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Gesundheits-
ministerium

1.205,0 1.753,000 D

AD/COL/89/624
Prävention für die
Drogenabhägigkeit
und fürAIDS

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Schweden)

Gesundheits-
M inisterium

42,5 5.383 B

AD/COL/89/631
Plan gegen die
Drogenabhängigkeit
in dem Bezirk von
Bogotá

Drogenkontroll-
programm der
UNO (die
Niederlande)

Bürgermeisteramt
vonBogotá

850.0 11.868,262 B

AD/COL/89/632
Übergreifende
Prävention für die
Gemeinde in
Atlantico

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Statthalterschaft
vonAtlantico

292,0 195,446 B

AD/COL/90/633
Übergreifende
Prävention für die
Gemeinde in
Santander

Drogenkontroll-
programm der
UNO (die
Niederlande)

Statthalterschaft
vonSantander

445,6 B

AD/COL/90/635
Übergreifende
Prävention für die
Gemeinde inCaldas

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien,
Kolumbien)

Statthalterschaft
vonCaldas

554,5 282,561 D

AD/COL/89/636
Plan für die
Prävention im Bezirk
vonM edellin

Drogenkontroll-
programm der
UNO (die
Niederlande,
Kolumbien)

Bürgermeisteramt
vonM edellin

732,0 200,000 D

AD/COL/91/665
Verstärkung der
Strategien für die
Prävention für die
Gefährdeten von
Drogen

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Vizeministerium für
dieJugendlichen

4.000,0 3.990.061 D

AD/COL/92/666
Übergreifende
Prävention gegen die
Drogenabhängigkeit
im Strafvollzug

Drogenkontroll-
programm  der
UNO

Kolumbianisches
Institut für das
Strafsystem

812,0 2.862,623 D

AD/COL/94/926
Stadtprogramm gegen
die
Drogenabhängigkeit
und für die Stärkung
derFamilien inCali

Drogenkontroll-
programm  der
UNO

Bürgermeisteramt
vonCali

429,2 172.750 D

AD/COL/92/569
Alternativen für die
Behandlung und
Rehabilitation
(national)

Drogenkontroll-
programm der
UNO

Gesundheits-
ministerium

231,6 893.000 B

AD/COL/91/570
Schaffung von sieben
Laboratorien für die
technische Gruppe der
Staatsanwaltschaft

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Staatsanwaltschaft 888,0 839.303 D

AD/COL/90/637
Informations- und

Drogenkontroll-
programm der

Nationale Direktion
für Suchstoffe

546,7 72.300 B
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Dokumentvernetzung
der regionalen
Suchstoffe-
Ausschüsse

UNO (Australien,
Italien)

(DNE)

AD/COL/91/638
Unterstützung für das
übergreifende,
nationale
Informationssystem
von Strafrecht in
Kolumbien

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Italien)

Staatsanwaltschaft 1.000,0 325.380 D

AD/COL/93/824
Analyse über die
Verwendung von
Chemikalien für die
Herstellung von
illegalen Drogen in
Kolumbien und über
die Kontrollorgane
(national)

Drogenkontroll-
programm der
UNO

Nationale Direktion
für Suchstoffe
(DNE)

140,0 38.820 D

AD/COL/709
Technische Beratung
für die Verbesserung
der Teilnahme der
Nichtregierungsorgan
isationen

Drogenkontroll-
programm der
UNO (Schweden)

OSP 207,7 184.851 B

GESAM T 42.789,5 17.257,739

Quelle:Internes Dokumentdes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen Nr.COLANX1.CPF

Tabelle11:Investitionund ProjekteinKolumbien von1996-1997
KOLUM BIEN Zahl der

Projekte/Name
Zeitraum der
Projekte

Diefürdie
Durchführung der
Projektezuständige

Institution

Finanzielle
Quelle

Gesamter
Haushalt in
Tausend US-
Dollar

Kontrollmaßnahmen COL/91/570
Laboratorien für
diePolizei

Januar 1992-
Juli1997

Drogenkontroll-
programm /TSB

Italien 994.400

Verringerung der
Nachfrage

COL/92/623
Verstärkung des
Programms gegen
die
Drogenabhängig-
keit

COL/91/665
Verstärkung der
Strategien zur
Prävention für die
Gefährdeten von
Drogen.

COL/92/666
Übergreifende
Vorbeugung  der
Drogenabhängig-
keit im
Strafvollzug.

COL/94/926
Vorbeugung der
Drogenabhängig
keitinCali.

Januar 1993-
Dezember1997

Oktober1991-
Dezember1997

November1992-
Juli1997

April1995-
Dezember1998

Kolumbianische
Regierung

Kolumbianische
Regierung

Kolumbianische
Regierung

Kolumbianische
Regierung

Italien

Italien

Italien und
allgemeine
Beiträge.

Spanien,
Kolumbien
und
allgemeine
Beiträge

1.205.100

4.000.100

812.000

498.800

Verringerung des
Angebots

COL/96/B91
Alternative
Entwicklung.

September1996-
Juni2000

Kolumbianische
Regierung

Großbritannien
Italien,
Frankreich,
Kolumbien

5.000.000
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COL/96/B94
M ission für das
Auffinden des
Schlafmohn-
Anbaus

Januar1997-
Februar1997

FAO

und
allgemeine
Beiträge.

GESAM TSUM M E 12.529.900
Quelle:Internes Dokumentdes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen Nr.COLANX1.CPF.

Am 20. November 1995 haben der Leiter des nationalen Plans für die Alternative Entwicklung in

Kolumbien „PLANTE“ und der Leiter des Drogenkontrollprogramms der Vereinten Nationen ein

Abkommen für die Zusammenarbeit unterzeichnet, um den Prozeß der Alternativen Entwicklung

voranzubringen, der die familiären Einkommensmöglichkeiten durch die Produktionssteigerung

alternativerProdukteund deren Vermarktung fördert.Das Programm derUNO verpflichtetsich,zur

Erreichung der finanziellen Hilfe durch multilaterale oder bilaterale Abkommen, der Beratung

während der Durchführung von spezifischen und produktiven Projekten in dem W irtschaftssektor

und bei der Verwaltung des Planes im Rahmen der Formulierung von Unterstützungsaufgaben

mitzuwirken. Es ist anzumerken, daß die Alternative Entwicklung durch dieses Abkommen die

höchstePrioritätaufderEbene derinternationalen Zusammenarbeitbildet.

5.3.1. InternationaleSanktionen versus internationaleUnterstützung

Aus dem Projekt PLANTE, das den Auftrag der Verstärkung der für die Alternative Entwicklung

zuständigen nationalen, regionalen und lokalen Instanzen wahrnimmt, wurde ersichtlich, daß

Kolumbien trotz des existierenden Drucks auf internationaler Ebene infolge des zweijährigen

Entzugs der Unbedenklichkeitsbescheinigung durch die USA (1996-1997) weiterhin durch das

Drogenkontrollprogramm der Vereinten Nationen unterstützt wurde und wird, da die bisherigen

Anstrengungen Kolumbiens zurBekämpfung der Drogenproblematik durch die Vereinten Nationen

anerkannt werden. Ein Arbeitsdokument des Drogenkontrollprogramms der Vereinten Nationen

zeigt:„Therehas been verysignificantdevelopmentsinthe drug controlsituationinColombiaduring

1995.Following concerted United States pressureand the threatofnon-certification,the colombian

Governmentlaunched are-invigorated drive againstillicitnarcotics withinthe country.“109

DerDrogenexpertedes Programms derVereinten Nationen,Dave PaulZervaas,gab an,daß dieses

Programm keine direkten Sanktionen gegen Ländervorsieht,welche sich nichtdem Kampfgegen den

109 Bibliothek derVereinten Nationen.„Colombia1996-1997.United Nations InternationalDrug ControlProgramme.Country Programme
Framework“.OffizielleDokument.W ien,1997.S.4.
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M ißbrauch vonSuchtstoffen und psychotropen Substanzen anschließen.Allerdings kann derBeweis

der fehlenden Zusammenarbeit eines Landes im jährlich veröffentlichten Bericht des

Drogenkontrollprogramms negative Auswirkungen auf die Entwicklung der internationalen

politischen und wirtschaftlichen Beziehungen haben, insbesondere deshalb, weil der Bericht der

Vereinten Nationen eine Einschränkung des Importsbzw.Exportsvon Substanzen mitLändern,die

sich einerZusammenarbeit enthalten, bis zur Klärung der Situation vorschlägt. Jedoch ist es nicht

der Auftrag des Programms, Sanktionen auf anderen Ebenen zu ergreifen. Diese werden in

Extremfällen durch den W irtschafts-und Sozialraterlassen.

Die fehlenden Sanktionen bewirken die Nicht-Kooperation von finanziellen Einrichtungen für die

Projektein den betroffenen Staaten.In diesem Zusammenhang wird das Projekt PLANTE, das die

Unterstützung der Interamerikanischen Entwicklungsbank für das alternative Entwicklungsprojekt

gewann,alseinErfolgfürdieinternationalePolitik angesehen.„DieSanktionen sind nurindirekt,in

dem Sinne,daß dieM einung derVereinten Nationen überdas Verhalten eines Landes dieweltweite

öffentliche M einung beeinflußt, welches sich indirekt auf andere Aspekte, beispielsweise die

internationale Kreditvergabe, auswirkt. Im Gegensatz dazu gilt Kolumbien als ein Beispiel für

positive Auswirkungen der Berichte der Vereinten Nationen, so gewährte die Interamerikanische

Entwicklungsbank noch vor kurzem ein Darlehen über 100 M illionen US-Dollar für das

kolumbianische Programm PLANTE.DieBesonderheitliegtdarin,daß bisherkein Kreditinstitutin

alternative Entwicklungsprojekte investiert hatte, da diese als zu risikoreich bewertet wurden. Die

Unterstützung der institutionellen Organisationen durch die Vereinten Nationen hat das Vertrauen

derInteramerikanischen Entwicklungsbank indas kolumbianische ProjektPLANTE gestärkt.“110

ObwohlderInternationaleRat1997einen BeobachterfürM enschenrechtenach Kolumbien schickte,

bedeutete dieses keine Einstellung oder Reduktion der Unterstützung durch das

Drogenkontrollprogramm. Die Beobachtungen hinsichtlich der M enschenrechte können Aufschluß

darüber geben, ob und inwiefern die Programme sich neu orientieren müssen, um die

Lebensbedingungen inden betroffenen Bereichen zu verbessern.

Bezüglich der Position der Vereinten Nationen zur Haltung der nordamerikanischen Regierung

hinsichtlich des Entzuges der Unbedenklichkeitsbescheinigung und der möglichen Folgen für die

Orientierung des Drogenkontrollprogramms bestätigtederDrogenexperteZervaas,daß dieProjekte

der Vereinten Nationen langfristig angelegt seien und die Auswertungen der Projekte auf der
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Grundlage der eigenen Erfahrungen durchgeführt werden, so daß Entscheidungen anderer Ebenen

keinen Einfluß aufdieUnterstützung eines Landes hätten.„DieUNO hatihreeigene M einung über

die kolumbianischen Aktivitäten zur Drogenbekämpfung. Ihre Anschauung ist sehr realistisch und

sieziehteine positive Bilanz.Das Gutean Kolumbien ist der starke W iderstand des Volkes gegen

den Rauschgifthandel. Das Drogenkontrollprogramm kennt die kolumbianische Lage und läßt sich

daher nicht von der M einung irgendeines Landes über die Drogenbekämpfung in Kolumbien

beeinflussen.W irsind uns im klaren darüber,daß dieUSA ihreeigenen Gründe fürden Entzug der

Unbedenklichkeitsbescheinigung hat,dieteilweise rationalsein mögen,aberwohlauch den eigenen

Interessen dienen. Letztlich sind die USA aber nicht die W eltpolizei, und das Programm läßt sich

nichtvonderM einung eines Landes leiten,sondernbenutztseine eigenen Kriterien.“111

5.3.2. Bewertung derbisherigen Projekteund Zieledes Drogenkontrollprogramms inKolumbien

Aus derAuswertung derProjektesowohlzurVerringerung des Anbaus alsauch zurPräventiongeht

hervor, daß auf Regierungsebene bereits ein Konzept zur Alternativen Entwicklung als Teil der

Bekämpfung des illegalen Anbaus in Zonen ländlicher W irtschaft existiert. Die durchgeführten

Projekte wurden von der Bevölkerung positiv aufgenommen und haben diese zu einem Umdenken

bezüglich der Einstellung zum Drogenproblem bewegt, gleichzeitig entwickelte sich daraus eine

stärkere gemeinschaftliche Organisation. Infolge der Unterstützung durch Projekte, die bisher nur

den ländlichen Regionen zuteil kamen, in denen ständige soziale Konflikte vorherrschen, hat sich

zum ersten M al eine Präsenz des Staates in diesen Regionen entwickelt. Jedoch hat sich die

Notwendigkeit gezeigt, daß auch andere Regionen in die Unterstützung durch alternative

Entwicklungsprogramme einbezogen werden müssen, insbesondere die Randzonen, in denen die

ökologischen Schäden verheerend sein können. In einem Bericht der Vereinten Nationen über die

alternativen Entwicklungen in Kolumbien wurden bestimmtebetroffene Zonen bereitserwähnt,zum

Beispieldas Amazonasgebiet,diesüdliche Region derVichada,dieEinflußzone von Puerto Inirida,

dieUmgebung von M itu,dieKolonien im M acarena-Park und der Sierra Nevada de Santa M arta,

die Gebirgslandschaft von San Lucas und von Perija so wie die im ewigen Nebel liegenden

AndenwälderTolima,Huilaund Cauca.112

110 Dave PaulZervaas,Dogenexpertdes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde am 16.M ai1997 von der Verfasserin
dieserArbeitinW ien interviewt.
111 Dave PaulZervaas,Dogenexpertdes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde am 16.M ai1997 von der Verfasserin
dieserArbeitinW ien interviewt.
112 Sergio Uribe und SaraM estre.„ElDesarrollo Alternativo en Colombia.Informe y Recomendaciones sobrela política,los proyectos en
ejecuciónylas solicitudes de financiaciónpresentadas porelgobiernocolombiano alGrupo Dublin“.Santaféde Bogotá,Oktober1994.S.2.
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Das Drogenkontrollprogramm derVereinten Nationen orientiertseinen Tätigkeitsschwerpunktan der

technischen Zusammenarbeit und Unterstützung zur Drogenkontrolle, wobei es verstärkt auf die

Beratung durch Experten vorOrtin den betroffenen Regionen setzt, während die kapitalintensiven

Projekte reduziert wurden. Damit wird bezweckt, daß die Regierungen, zum Beispiel die

kolumbianische, andere Quellen zur Finanzierung ihrer Projekte erschließen. Das Hauptziel des

Drogenkontrollprogramms liegt in der Beratung der Regierungen hinsichtlich der technischen

Koordination und Kooperation in der Drogenkontrolle auf bilateraler und multilateraler Ebene.

Damit soll gewährleistet bleiben, daß die Regierungen ihre ständige Verantwortung und

Zuständigkeit für die Projekte zur Verringerung der Nachfrage und des Angebots sowie zur

Prävention erkennen und wahrnehmen. Gleichzeitig hofft man, die institutionelle Entwicklung

voranzutreiben, um nationale, regionale und lokale Entscheidungen flexibler und effizienter zu

gestalten.Diepolitische Zielsetzung liegtvorallem in derHilfezurSelbsthilfe unter Einbeziehung

derinternationalen Politik.113

5.4. Zwischenfazit

Aus derhistorischen Entwicklung derRegulierung und KontrollevonSuchtmittelnund psychotropen

Substanzen läßt sich die internationale politische Orientierung bezüglich des Drogenphänomens

deutlich nachvollziehen.Die Drogenkontrolle ist ein Resultat von W irtschaftskriegen zwischen den

mächtigen Ländern am Anfang des 20. Jahrhunderts, wobei es sich primär um die Erhaltung der

Hegemonie in Asien bzw. ihre Zerstörung zur Erschließung neuer M ärkte handelte. Die Kontrolle

bleibt weiterhin ein Phänomen tiefgreifender Konsequenzen und wirtschaftlicher Gründe für die

betroffenen Länder.DerRauschgifthandelmanifestiertsich in den jüngsten sozialen Problemen,die

vonneuen M igrationen innerhalb eines Landes biszurSteigerung derArbeitslosigkeitaufweltweiter

Ebene reichen. Gleichzeitig trägt er nicht nur zum wirtschaftlichen W andel, in dem die M ärkte

vollkommen offen und Qualität, Effizienz, Schnelligkeit und Service die Determinanten des

W ettbewerbs zwischen den Anbietern sind, sondern auch zur politischen Restrukturierung der

Regierungen und der Staaten bei, deren neue Herausforderung eine W elt ohne Grenzen ist. Der

Rauschgifthandel findet Zugang zu politischen Entscheidungen durch korrupte M ächte und macht

auch vor wirtschaftlichen Bereichen nicht halt, indem er die legalen M ärkte über das Finanz- und

Kreditsystem durchdringt.Aufdersozialen Ebene verbleibtdas Rauschgiftproblem beiden sozialen

Randgruppen, in denen die Droge als ein Gesundheits-, Gewalt- und Kriminalitätsproblem auftritt

113 Dave PaulZervaas,Dogenexpertdes Drogenkontrollprogramms derVereinten Nationen,wurde am 16.M ai1997 von der Verfasserin
dieserArbeitinW ien interviewt.
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und dieZerstörung des Individuums aufgrund derRisiken des illegalen Drogenmißbrauchs zurFolge

hat.

Der illegale Rauschgifthandel hat die Form einer eigenen Industrie angenommen, daß heißt, er

präsentiert ausgeprägte wirtschaftliche Organisationsstrukturen, mit denen M ärkte erschlossen und

Gewinne gesteigert werden. Statistiken schätzen den Rauschgifthandel als die rentabelste Aktivität

nach dem illegalen W affenhandel und dem legalen Ölhandel ein. Daher läßt sich der illegale

Rauschgifthandelals ein durchaus ökonomisches Phänomen verstehen. In wirtschaftlicher Hinsicht

ist der Kampf gegen illegale Industrien also auf internationale Zusammenarbeit und gemeinsame

Verantwortung angewiesen, ähnlich der Anforderungen, die heute bezüglich der internationalen

Kooperationsfähigkeitund des globalen Denkens an Unternehmen gestelltwerden.

Ganz deutlich tritt die Notwendigkeit zur internationalen gemeinsamen Zusammenarbeit in den

M ittelpunkt, um die Folgen des Drogenmißbrauchs im wirtschaftlichen, politischen, sozialen und

kulturellen Umfeld zu kontrollieren. Da sich das Phänomen des Drogenmißbrauchs als ein

dynamisches und sich schnell wandelndes Problem darstellt, werden auch für die Bekämpfung

dynamische Elemente benötigt. Die Konventionen in diesem Bereich müssen daher ein flexibles

Instrument für sofort notwendige Entscheidungen sein. Auf dieser Ebene wurde mehrfach Kritik

geübt, zum Beispiel an der langen Zeitspanne, die vergeht, bevor eine neue psychotrope Substanz

vonderW HO bezüglich ihres Risikos klassifiziertwird.Innerhalb dieserlangen Zeitspannen können

diegefährlichen Substanzen legalvertrieben werden.DieOrgane derVereinten Nationen sowiedie

nationalen Kontrollinstanzen müssen die M öglichkeit bekommen, unterstützende Elemente einer

schnellen Entscheidungsfindung zu sein, um die M ärkte vor der noch legalen, aber gefährlichen

Substanzen zu schützen. Die Vereinten Nationen sollten eine Leitbildfunktion bei der Bekämpfung

dersogenannten „GeißelderM enschheit“erhalten,daß heißt,ihreArbeitsolltedieKoordinationund

Orientierung innerhalb des allgemeinen Konzeptes des Friedens und der weltweiten Sicherheit

umfassen. Die Arbeit auf der Ebene einer juristischen Reform zur einheitlichen Verurteilung von

Drogenhändlern ist ein weiteres unverzichtbares Element innerhalb der Führungs- und

LeitungsfunktionderVereinten Nationen beim schnellebigen Problem des Drogenmißbrauchs.

Obgleich die Regierungen der M itgliedstaaten durch die Ratifizierung der Drogenkonventionen der

Vereinten Nationen deutlich gemacht haben, daß sie die bedrohliche M acht der Drogen erkannt

haben und bekämpfen wollen, können Erfolge langfristig nur durch eine erhöhte

Kompromißbereitschaft der M itgliedstaaten sowie der Nichtmitglieder internationaler Organisation
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erzielt werden. Dieser Aspekt ist das schwächste Glied in der Kette innerhalb der internationalen

Zusammenarbeit. Die Tatsache, daß einige Länder die Konventionen der Vereinten Nationen nur

teilweise ratifizierthaben,schadetdem gesamten System,da dadurch Lücken innerhalbderKontrolle

entstehen, die Schlupflöcher für Drogenhändler sind. Da die Konventionen keine verpflichtenden

Elemente darstellen, muß zumindest die reale Basis für eine erfolgreiche internationale

Zusammenarbeit geschaffen werden. Auf der anderen Seite haben einige Länder die

Kontrollmöglichkeiten noch nicht zufriedenstellend in ihr nationales Rechtssystem implementiert,

womites weiterhinmöglich ist,illegaleDrogen überden „Umweg“ legalerBestandteileherzustellen.

Hervorzuheben ist,daß dieW eltseitca.1980 voneinerW elledes M ißbrauchs synthetischerDrogen

geradezu überrollt wird. Nach Angaben des „W orld Drug Report“ verneunfachte sich die Anzahl

sichergestellter synthetischer Rauschmittel zwischen 1978 und 1993. Dieses entspricht einem

durchschnittlichen jährlichen Anstieg der sogenannten Amphetamine von 16% . Diese synthetischen

Drogen werden heutzutage praktisch injedem TeilderErde konsumiert.

DieVerwendung von Drogen aufillegalen M ärkten hatim letzten Jahrhundert,insbesondereaberin

den letzten vier Dekaden, trotz aller Anstrengungen auf nationaler und internationaler Ebene ein

großes Entwicklungsvermögen und eine enorme Hartnäckigkeit gezeigt. Zum Beispiel hat sich die

Opiumherstellung seit 1985 verdreifacht, so daß heutzutage mehr als 280.000 Hektar für den

illegalen Anbau verwendet werden, während sich gleichzeitig die M enge an beschlagnahmten

Opiaten weltweit verfünffacht hat. Auch die Produktion von Kokablättern hat sich zwischen 1985

und 1994 verdoppelt. Statistische Berechnungen des „W orld Drug Report“ zeigen eine Produktion

von ca. 100 Tonnen illegalen Kokains aus der dreifachen M enge an Kokablättern im Jahre 1996.

Innerhalbderletzten zehn Jahreverzehnfachtesich diebeschlagnahmteM enge an illegalem Kokain.

Dieser ewige Kampf zwischen illegaler Produktion und Beschlagnahme zeigt die wachsende

Bedeutung und Entwicklung dieserillegalen Industrie.

Obwohl das Hauptziel der Konventionen die Beschränkung der Verwendung von Drogen für

medizinische und wissenschaftliche Zwecke ist,um den M ißbrauch zu reduzieren,ergeben sich zwei

grundsätzliche Probleme:Einerseitskonzentriertsich dieinternationalePolitik aufdieKontrolledes

Angebots, ohne jedoch die wichtige Rolle der Nachfrage zu berücksichtigen. Dieses ist eine

kurzsichtige Herangehensweise an das Drogenproblem, welches damit nur teilweise gelöst werden

kann, „international policy has consistently favored supply control over demand reduction. The

fundamental realities of consumption underlying drug abuse remain unremedied and largely
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unstudied.“114 Andererseits hat die starke Kontrolle dazu geführt, daß die Versorgung mit Opiaten

zur schmerztherapeutischen Behandlung teilweise nicht gesichert war. Nach Angaben der W HO

handeltes sich beiden betroffenen Ländern hauptsächlich um Entwicklungs-und Schwellenländer.

Gleichzeitigsinddieses dieLändermitden höchsten Krebsraten,dennoch wurden z.B.im Jahre1993

weniger als 20%  der jährlichen Gesamtmenge an legalem M orphium in diesen Ländern für

Schmerztherapien eingesetzt.

Für eine zufriedenstellende Arbeit des Drogenkontrollprogramms fehlen immer noch ausreichende

finanzielleM ittel.DerDrogenexpertederVereinten Nationen,Zervaas,bestätigte,daß derHaushalt

der Organisation verhältnismäßig klein ist, da er auf freiwillige Beiträgen und Spenden basiert.

Damit ist sowohl die Flexibilität des Programms als auch die Durchführung langfristiger Projekte

begrenzt, die zur Erreichung einer Kontinuität und respektabler Ergebnisse im Bereich des

Drogenproblems nötig sind. Aufgrund mangelnder Geldmittel wurde entschieden, daß sich das

Programm zukünftig auf die weniger kapitalintensive technische Beratung konzentriert. Je weniger

dieRegierungen Verantwortung übernehmen,destogrößergestaltetsich das finanzielleProblem.Der

Rauschgifthandelhingegen isteinBereich,indem immense Geldsummen umgeschlagen werden.

Auf breiter Basis wurde die Einstufung von Substanzen in Risikobereiche kritisiert, da in den

verschiedenen Konventionen nicht nur das System an sich widersprüchlich ist, sondern teilweise

nicht berücksichtigt, daß aus weniger risikoreichen Substanzen andere  risikoreichere hergestellt

werden können. Andererseits werden Substanzen, die wirklich für medizinische und

wissenschaftliche Anwendungen benötigtwerden,aus politischen M otiven striktkontrolliert.W illiam

B. M cAllistar115 erläutert den Tatbestand, daß die schwächeren Länder strikte Kontrollen für

traditionelle,aus eigenen Regionen stammende Substanzen einführen sollten,während diemächtigen

LänderdieKontrolleüberdiefürsielukrativen bzw.akzeptablen Suchtmittelvermeiden wollen,mit

dem M achtgefälle zwischen verschiedenen Ländern. Im folgenden Schema werden einige

W idersprüche des Systems derEinstufungen derVereinten Nationen aufgezeigt.

Abbildung 11:Diehierarchische Ordnung derinternationalen Kontrolle

Organische Suchtstoffe A

Synthetische Stoffe B D Lösungsmittel

114W illiam B.M c.Allister.„The internationalnexus:whereworlds collide“,in:„Drug Trafficking in the Americas“.Bruce M .Bagley and
W illiam O.W alkerIII(Hrsg.).TransactionPublisherNew Brunswick USA und London (UK),1994,Kapitel27.S.527.
115 W illiam B.M c.Allister.„The internationalnexus:whereworlds collide“ ,in:„Drug Trafficking in the Americas“.Bruce M .Bagley and
W illiam O.W alkerIII(Hrsg.).TransactionPublisherNew Brunswick USA und London (UK),1994.Kapitel27.S.522-523
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Alkoholund Tabak C

DieDrogenpyramide zeigtdiehierarchische Ordnung derinternationalen Kontrolle.DiebreiteBasis

setzt sich aus den am geringsten kontrollierten Stoffen zusammen. Die Spitze beinhaltet die am

stärksten kontrollierten Suchtmittel. Die Kritik basiert darauf, daß die am wenigsten kontrollierten

Substanzen wieAlkoholund Tabak jedoch im Vergleich diehöchsteRatean durch sieverursachte

Todesfälleund Krankheiten aufweist.GleichzeitigwirdderZugang zu psychotropen Substanzen,mit

denen am häufigsten M ißbrauch getrieben wird, nicht ausreichend kontrolliert, sondern sie sind

weiterhinaufdem legalen wieillegalen M arkterhältlich.InderSpitze derPyramide befinden sich die

als am wenigsten gesundheitsschädlichen organischen Suchtmittel wie zum Beispiel Cannabis,

welches als weniger gefährlich als einige Suchtmittel der Kategorien B und C angesehen wird.

Schädliche Lösungsmittel,die besonders in den Schwellenländern ein besonderes M ißbrauchs- und

damitGesundheitsrisikodarstellen,sindbishernichtinden Einstufungen enthalten und werden daher

nichtkontrolliert.

W ährend die Verabschiedung neuer Konventionen nicht notwendig erscheint, da diese die

Instrumentezu einersinnvollen Bekämpfung des Drogenproblems bereitsenthalten sind,istman von

einer vollständigen Implementierung dieser Instrumente jedoch noch weit entfernt. Dieses stellt die

wichtige Arbeit des beginnenden 21. Jahrhunderts dar. Gleichzeitig stellt die Verstärkung des

Angebots zur Rehabilitation, Prävention und Resozialisation nicht nur für drogenabhängige

Straftäter,sondern auch für die allgemeine Bevölkerung, welche einen Aufklärungsbedarf über die

Risiken des Drogenkonsums hat, eine wichtige Herausforderung dar. Seit dem Anbeginn des

Völkerbunds biszu den Vereinten Nationen wurde dieKontrolledes AngebotsalsPrioritätgesehen.

Dieses Ziel stellt weiterhin das Hauptziel dar, wobei wichtige alternative Zielsetzungen ignoriert

werden,darunterzum BeispieldieAusbildung,die Behandlung und die Problemlösung im Bereich

dersozialen Risikofaktoren,welche den Konsum und dieProduktionvonDrogen beeinflussen.

Die Instrumente existieren, was jedoch fehlt, ist der Kompromiß der M itgliedstaaten zu einer

einheitlichen Leitlinieund Führung.DieZahlderKonsumenten hatsich in den letzten zweiDekaden

des 20. Jahrhunderts vervielfacht, gleichzeitig stieg das Interesse an illegalen Aktivitäten aufgrund

hoher Profite. Deshalb ist ein wirklicher Kompromiß, wie in der Konvention von 1988 verankert,

zwischen den Ländern notwendig, um die Geldwäsche  einzuschränken und die Konfiszierung des

durch den illegalen Handel gebildeten Vermögens zu ermöglichen. Solange sich kein wirklicher
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Kompromiß auf breiter Basis findet, der von allen Ländern mitgetragen wird, wird der illegale

Handelnichtan Bedeutung verlieren.
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6. ANALYSE EINER NEUEN W ELTO RDNUNG SPO LITIK  (G LO BAL G O VERNANCE): EINE

PO LITISCH E STRATEG IE ZUR BEK ÄM PFUNG  DES DRO G ENH ANDELS IM  ZEITALTER DER

G LO BALISIERUNG?

6.1. Interessenkonflikteund W idersprüche zwischen der lokalen und der

nationalen Politik und den internationalen K om prom issen

6.1.1. Das Drogenproblem inKolumbien:Eine politische Problematik,dieeine soziale

und ökonomische Orientierung verlangt.

Die Entwicklung der „Narkokratie“1 in bestimmten kolumbianischen Gebieten und ihre

offensichtliche Präsenz aufdernationalen Ebene zeigtdieSchwierigkeiteinernationalen Regierung

auf,einPhänomen zu kontrollieren,welches aufdergeringen staatlichen Präsenz,aufderschwachen

Struktur der politischen Parteien, die keine legitimen Vertreter der M ehrheit sind, und auf der

begrenzten oder minimalen Organisation der Zivilgesellschaft, die durch die politischen und

wirtschaftlichen Gewaltprozesse historisch fragmentiertist,basiert.

Die Analyse des Drogenhandels umfaßt drei Aspekte: ein gesundheitliches Problem, ein allgemein

kriminalistisches Problem und ein Problem der nationalen und internationalen Sicherheit. Es

erscheint wichtig, die sozialen Hintergründe zu identifizieren, die die Ausbreitung der

DrogenkriminalitätinKolumbien begünstigen.

Es hatsich gezeigt,daß repressive M aßnahmen nichtzu einerLösung derexistierenden strukturellen

Probleme in den Anbaugebieten beitragen konnten. Ganz im Gegenteil, sie haben Gewalt und

Verletzung derM enschenrechtein Kolumbien massiv verstärkt. In diesen Gebieten veränderte sich

dieProblematikfürdieM enschen vonderSorge um dieBefriedigung derGrundbedürfnisse zu einer

Form des illegalen W iderstandes gegen den Staat. In den Städten entstand aufgrund dieser

Problematik eine äußerstprofessionellorganisierteKriminalität,dieFolge derVerschlechterung der

Lebensbedingungen fastallerGruppen war,d.h.nichtnurfürdiegutausgebildeten M ittelschichten,

sondernauch fürdieArbeiterklasse.

1 Juan Gabriel Tokatlian. „Seguridad y Drogas: una cruzada militar prohibicionista“ in „Orden mundial y seguridad“. TM  Editores.
Kolumbien, 1994. Das Konzept „Narkokratie“ bezeichnet die aufgrund des Drogenproblems in Kolumbien entstandenen Phänomene und
schließtnichtnurAspektebezüglich des Anbaus,derHerstellung und des Verkehrsmitillegalen Drogen,sondern auch diePräsenz dieser
Problematikinden sozialen,ökonomischen und politischen Strukturen auflokalerund nationalerEbene inKolumbien ein.Narkokratiewird
als die M acht des Drogenhandels auf politischer Ebene aufgrund seiner ökonomischen Gewinne, verstärkt durch soziale Unterstützung
resultierend aus dem Druck derBedrohung und dereigenen W ertedieserM achtverstanden.
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Der kolumbianische Staat ist dadurch in eine fast aussichtslose Lage geraten: er ist unfähig,

Entscheidungen zu fällen,diedersozialen und ökonomischen Realitätdes Landes angemessen sind.

Eine langfristige Lösung inbezug aufdas Problem des Anbaus und derHerstellung illegalerDrogen

ist nicht in Sicht. Auf internationaler Ebene kann Kolumbien keine Erfolge vorweisen: Das Land

verliert aufgrund der fortgeschrittenen repressiven M aßnahmen die relativen „Vorteile“ aus dem

Drogengeschäft, da die Drogenhändler es vorziehen, ihre Gewinne im Ausland zu investieren und

ihre Drogengeschäfte in weniger kontrollierten Regionen aufnehmen. Auch bei Befolgung

rechtsstaatlicher Grundsätze verliert das Land, da sich die internationale Hilfe an politischen

Auflagen wie der Respektierung der M enschenrechte sowie der Verteidigung der Demokratie und

anderer W ertvorstellungen orientiert. Der kolumbianische Staat kann diese Forderungen aufgrund

seinerRepressionspolitik,dieimmerwiederzu schweren M enschenrechtsverletzungen führt,jedoch

nichterfüllen.Aufdiese W eise erlebtdas Land eine Isolierung inderinternationalen Gemeinschaft.

DieFührung eines Dialogs mitallen an derProblematik beteiligten Gruppen wäreerforderlich.Die

Guerilla und paramilitärische Gruppen, die durch ihre Gewalt die Bevölkerung im ganzen Land

drangsalieren,sindeinentscheidendes Elementim Friedensprozeß.Solange derkolumbianische Staat

nichtdieBereitschaftzeigt,mitdiesen Gruppen ernsthaftzu verhandeln,istjede Drogenbekämpfung

inKolumbien zum Scheiternverurteilt.

Obwohl eine Ureinwohner- und eine Bauernorganisation existieren, spielten diese bisher keine

entscheidende Rolle in der Formulierung einer Friedenspolitik, da diese Interessenvertretungen

Defizite in bezug auf eine gemeinsame Arbeit bei der Durchführung von alternativen Projekten

gezeigthaben.Diewenigen existierenden Nichtregierungsorganisationen streiten um Zuschüsse vom

Staat oder von internationalen Hilfsorganisationen, da ihnen nur begrenzte finanzielle Ressourcen

zur Verfügung stehen. Diese Aspekte weisen auf das Handlungsdefizit sowie das Fehlen einer

Orientierung bezüglich der Ziele und Interessen der Beteiligten in der Drogenproblematik hin. Die

Situation erfordert die Durchsetzung einer klaren Annäherungsregelung, um einen erfolgreichen

Dialog mit den Beteiligten durchführen zu können. Es geht um die Entstehung einer

Organisationsfähigkeit sowohl in den staatlichen Institutionen als auch in den nichtstaatlichen

Organisationen, um eine Interessenkonvergenz zwischen den Beteiligten zu ermöglichen. Die

Institutionalisierung eines Dialogs wäre ein Prozeß, der beteiligten Akteuren eine Teilhabe an der

M acht ermöglicht, was die Kosten einer Verhandlung verringert und die Erwartung möglicher

gemeinsamer Lösungen bestätigt. „Regelung ist dann wünschenswert, wenn das ungeregelte

Verhalten von Akteuren Auswirkungen hat,dieentwederderen eigene Interessen oderdieInteressen
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von Dritten beeinträchtigen (oder weniger als möglich und wünschenswert fördern). Auch die

gesellschaftliche Selbstregulierung erfordert deshalb die Fähigkeit zur Formulierung und

Implementation von M aßnahmen, die erwünschtes Verhalten der Anbieter und Nachfrager

wahrscheinlicher und unerwünschtes weniger wahrscheinlich machen. Dies setzt

Organisationsfähigkeit voraus.“2 Der kolumbianische Staat verfügt über die M öglichkeit, eine

führende RollebeiVerhandlungen zu übernehmen.Diekolumbianische Lage verlangteine doppelte

Annäherung, das heißt, einerseits den Dialog, andererseits eine glaubwürdige Sozialpolitik,

umfangreiche Investitionen im Sozialbereich und in der Infrastruktur. Vor allem geht es um die

Realisierung derSubstitutiondes illegalen Anbaus.

Solange derkolumbianische StaatdieKorruption nichtdirektbekämpftund ernsthafteM aßnahmen

dagegen ergreift, die es ihm erlauben, auf internationaler Ebene als seriöser Gesprächspartner

aufzutreten, werden die Eingangstüren zum legalen M arkt geschlossen bleiben. Auf diese W eise

führtdie„W irtschaftderoffenen Türen“ zu einer Ökonomie der geschlossenen Türen, das gilt für

alle Staaten, die Korruption, Verletzung der M enschenrechte und wachsende soziale

Ungleichgewichtpolitisch nichternsthaftbekämpfen wollen oderkönnen.

Nach 20 Jahren erfolglosem Kampf gegen den Drogenhandel muß der kolumbianische Staat die

Antidrogenpolitik neu formulieren, da das ständige Scheitern der existierenden Drogenpolitik zur

Schwächung derLegitimitätdes Staates und damitzum VerlustseinerRollealsaktiverAkteurinder

internationalen Arena führt.

Das Korruptionsproblem wird auflegislativerEbene durch ein schwaches Parlamentverstärkt,das

sich mit den illegalen ökonomischen M achtstrukturen des Landes arrangiert hat. Außerdem ist die

Korruption durch die Exekutive aufgrund ihrer Akzeptanz und Teilnahme an illegalen Aktivitäten

des Drogenhandels, ihrer M anipulation durch das Parlament sowie aufgrund ihrer

Entscheidungsunfähigkeit verstärkt in alle gesellschaftlichen Bereiche vorgedrungen. Eine weitere

Intensität hat die Korruption durch die Judikative erfahren, die aufgrund der Verwahrlosung des

Staates und der dauernden Bedrohungen seitens des Drogenhandels bestechlich und ängstlich

geworden ist. Die Korruption korrespondiert aber auch mit dem M ißbrauch der M enschenrechte

seitens der staatlichen Streitkräfte, da diese die Kooperation der paramilitärischen Gruppen

akzeptieren konnten, um den Krieg gegen die Guerillagruppen durchzuführen, mit der Folge des

M ißtrauens und der Schwächung der Institutionen. Das Korruptionsphänomen eskalierte aufgrund

2 RenateM ayntz;FritzW .Scharpf,(Hrsg.).Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung“.Frankfurtam M ain;New York.
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des Fehlens einereinsatzfähigen und einsatzbereiten Polizei,da es dieser Institution an finanziellen

Ressourcen mangelt, und sie kontinuierlich von den Drogenhändlern sowie von den staatlichen

Streitkräften ausgenutzt wird. Schließlich hat sich die Korruption aufgrund der Schwäche einer

organisierten Zivilgesellschaft zugespitzt. Die bestehenden Organisationen sind vom staatlichen

Repressionsapparat,dersich noch immeran derDoktrindernationalen Sicherheitorientiert,wonach

sozialeBewegungen zu sozialerUnordnung führen und dafürunterdrücktwerden müssen.

Aufdiese W eise hatsich in derDenkweise des Bürgerseine Akzeptanz derIllegalitätetabliert,was

die Apathie und Anomie der Gesellschaft zur Folge hat und die Illegalität als Überlebensweise

toleriert. Dies zeigt der Individualismus, das Fehlen an Ehrlichkeit in der Gesellschaft und der

M angel an sozialer Kohäsion unter den Gruppen, die diesen Zustand akzeptieren. W ie im Kapitel

über Kolumbien erwähnt, „ist die kolumbianische Gesellschaft in die Falle der Unehrlichkeit

gegangen.“3

Aufgrund derTatsache,daß diekolumbianische Antidrogenpolitik dem internationalen Druck folgt

und nicht auf einer detaillierten Untersuchung über die Lage des Landes beruht, sind breite

Informationslücken entstanden.Ebenso wurden M aßnahmen ergriffen,diedieländliche Bevölkerung

starkbeeinträchtigen.DieBauernund Ureinwohnerhaben im illegalen Anbau einen rentablen M arkt

gefunden, der ihnen im Gegensatz zu dem kolumbianischen Staat für legale Produkte die Existenz

sichernkonnte.

Allerdings haben die internen Kämpfe um den Drogenmarkt zwischen den Drogenhändlerkartellen,

den Guerillagruppen, den Zwischenhändlern und den paramilitärischen Gruppen zu Unsicherheit,

Gewalt und sozialen Problemen im Land geführt, wie z.B. zur Vertreibung von Personen, die vor

dem Terror fliehen. Diese Gruppen von Emigranten aus den kleinen Dörfern werden zum sozialen

Zündstoff in den großen Ballungsgebieten, in denen sie sich in die M asse bereits Arbeitsloser

einreihen und Ghettos bilden,indenen dieIllegalitätdereinzige W eg fürdas Überleben ist.

Das Drogenproblem,betrachtetalsein Phänomen,das stabilesozialeStrukturen einerGesellschaft

zerstört,hatfolgende Konsequenzen:AufökologischerEbene hates dieUmweltverschmutzung und

dieZerstörung vonNaturschutzgebieten mitsich gebracht.DieVerwendung vonChemikalien beider

Verarbeitung der Koka und des M ohns hat das ökologische System des Amazonas und der

Campus Verlag,1995.S.20.
3 Francisco Elias Thoumi.„Algunas implicaciones delcrecimiento de laeconomíasubterránea en Colombia“,in:„Economía y política del
narcotráfico“.Cei-Cerec.Santaféde Bogotá,Kolumbien,1990.S.105.
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Andenregion verändert.AufsozialerEbene hatdas Drogenproblem dieVertreibung von Tausenden

von Personen in die Ballungsgebiete bewirkt, wo sie als Arbeitslose enden und deshalb die

Elendsviertelam Stadtrand vergrößern,in denen Gewaltvorherrschtund dieaußerhalb dersozialen

Ordnung stehen. Auf politischer Ebene hat der Drogenhandel die neuen lokalen Einrichtungen

korrumpiert,was den Verlusteinerpartizipativen DemokratiesowiedieZermürbung des Staates zur

Folge hat.Aufdiese W eise verliertderStaatseine Entscheidungsfähigkeitund seine Legitimitätals

Akteurin derinternationalen Gemeinschaft.AufwirtschaftlicherEbene hatdas Drogengeschäftnur

scheinbare Aufschwünge bewirkt und W achstum im Bausektor sowie im Dienstleistungssektor

produziert,d.h.in wirtschaftlichen Sektoren,in denen illegaleGewinne erzieltwerden konnten.Dies

führte zu inflationären Prozessen, die wiederum die von der Regierung ergriffenen M aßnahmen

bremsten. Auf militärischer Ebene hat das Drogenproblem die Bildung von paramilitärischen

Gruppen zur Folge gehabt, die die legalen Strukturen der Streitkräfte für sich nutzten und durch

Korruption zum Verlust der realen Ziele ihrer Einrichtung führten. Im Hinblick auf die

gesellschaftlichen W ertvorstellungen hat das Drogengeschäft die Bedeutung und den W ert der

legalen Arbeit,derGemeinschaftund des Respektes vordem Gesetzzerstört,indem es leichtes und

schnelles Geld bot.IllegaleM öglichkeiten zurErreichung eines hohen materiellen Standards haben

das ethische Gefüge derGesellschaftverändert.

Das Drogenproblem Kolumbiens führt den Staat an den Rand seiner Funktionsfähigkeit. Der

kolumbianische Staat handelt nicht notwendigerweise als grundsätzlicher Akteur in dieser

Problematik, da er von der Drogenstruktur absorbiert wurde und gleichzeitig die Kräfte der

Zivilgesellschaft durch die organisierte Gewalt und Desartikulation der gegründeten Gruppen

reduziert hat. Der Staat als juristisches und politisches Organ wird von Institutionen gebildet, die

interagieren, um das Gemeinwohl der Gesellschaft zu ermöglichen. Außerdem ist er Gründer von

Verhalten, Einstellungen und Prozessen , die die M öglichkeit der Koordination von Kräften und

verschiedenen Instanzen verlangen. „Das Fehlen eines staatlichen Gewaltmonopols wirkt sich

unmittelbaraufdieFriedensarbeitvorOrt aus: Praktische Konfliktvermittlung und Nothilfe laufen

ins Leere, wenn es in zerrütteten Gesellschaften keine Ansprechpartner mehr gibt. Die Frage, wie

Staatszerfall zu verhindern ist, regionale Institutionen gestärkt werden können und globale

Rechtsstaatlichkeit umgesetzt werden sollte, lassen sich insofern als zentrale Problemstellung

kristallisieren.“4

4 Stiftung Entwicklung und Frieden (Hrsg.). „Regionale Friedenspolitik... Scharnier zwischen globalen und lokalen Akteuren“ in: „SEF
News.Globalisierung,Nr.3,Bonn,Juni1998.S.6.
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Ein aktiverund lernfähigerStaat,derden W eg fürdas Erreichen des Gemeinwohlssichert,erlaubt

die Entstehung einer teilnehmenden Zivilgesellschaft mit klaren Zielen. In der Phase der

Globalisierung istdieaktive Teilnahme des Staates und derZivilgesellschaftan derBewältigung der

neuen Herausforderungen notwendig.„In den Bemühungen um eine W eltordnungspolitik gehtes um

dieArchitekturund das Innenleben einerW eltfriedensordnung vonderunteren Ebene des befriedeten

Einzelstaates über dessen Integration in Regionalverbünde bis hin zur obersten Ebene, wo

internationale Organisationen und internationale Regime dauerhafte institutionelle, auch rechtlich

verfaßte Rahmenbedingungen für einen zivilisierten Umgang mit unvermeidbaren Konflikten

schaffen.“5 Dies zeigtdieW ichtigkeitderStaaten alsentscheidende Akteurein derEntstehung und

Erreichung einer neuen internationalen Ordnung.6 Die Drogenproblematik zeigt sich als ein

Phänomen mit großen Rückwirkungen auf sozialer, politischer und wirtschaftlicher Ebene. Aus

diesem Grund verlangt ihre Bekämpfung nicht nur eine Zusammenarbeit zwischen den Staaten,

sondern auch und als Grundelement dieser Entwicklung einen stärkeren Staat mit aktiven

Institutionen und einer organisierten Zivilgesellschaft. Diese Theorie läßt sich durch das

Pyramidenschema von Senghaas7 wie folgt skizzieren. Die Basis des Dreiecks wird durch die

einzelnen Staaten gebildet.

Abbildung 12:Neue W eltordnungspolitik

Internationale

Organisationen

undinternationaleRegime

RegionaleIntegrationsprojekte(wiez.B.

M ercosur,Andengemeinschaft,Europäische Union)

Ebene einzelnerStaaten

W enn der kolumbianische Staat an der neuen W eltordnungspolitik als entscheidender Akteur

teilnehmen und die auf internationaler Ebene getroffenen Entscheidungen, um die Herstellung und

5 DieterSenghaas.„Von Internationalismus zurW eltordnungspolitik“,in:„SEF News.Globalisierung“.Stiftung Entwicklung und Frieden.
Nr.3,Bonn,Juni1998.S.7-9.
6 Dirk M essner;Franz Nuscheler.„GlobalGovernance.Organisationselementeund Säulen einerW eltordnungspolitik“.S.19.DieAutoren
zeigen,daß „DieNationalstaaten zwarHauptakteurederinternationalen Politikbleiben und eine unverzichtbareScharnierfunktionzwischen
den verschiedenen Handlungsebenen der Global Governance-Architektur behalten, aber sie nicht mehr die einzigen Akteure sind. Die
„geteilte Souveränität“ nimmt ihnen nicht das Gewaltmonopol nach innen, fordert ihnen Souveränitätsverzicht ab, um die kollektive
Bearbeitung vonglobalen Probleme zu ermöglichen.“
7 Stiftung Entwicklung und Frieden (Hrsg.).„Globalisierung.W ege zurpolitischen Gestaltung“,in:.SEF News.Globalisierung.Nr.3,Juni
1998.S.9.
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Verwendung illegalerSubstanzen zu kontrollieren,beeinflussen will,muß ersich selbststrukturieren

und seine Institutionen verstärken, um eine entscheidende Bekämpfung der Korruption und der

Gruppen,diesoziale,politische und wirtschaftliche Instabilitäthervorrufen,durchführen zu können.

Dies meint, ein sich der Sanierung seiner Strukturen und zur Verstärkung der sozialen Kräfte

verpflichtenderStaat.

Unterdiesen Bedingungen isteine M arginalisierung Kolumbiens aufinternationalem Niveau weder

zweckmäßig, noch wünschbar, weil das Land die internationale W ettbewerbsfähigkeit und die

politische Akzeptanz verlieren wird. Außerdem sind es die Sicherheits-, W irtschafts- und

Umweltaspekte, die internationale Verhandlungen verlangen, da diese Bereiche die nationalen

Grenzen überschreiten und das Einflußfeld sich in den verschiedenen von derIllegalitätbetroffenen

Staaten erstreckt. Aus diesem Grund ist die Umsetzung einer internationalen Kooperation und

ZusammenarbeitalseinAktionsmechanismus fürden Kampfund gegen dieorganisierteKriminalität

notwendig. Auf regionaler Ebene zeigte sich, daß immer dann, wenn sich die Länder der

Andengemeinschaft trafen, um die M öglichkeit zur Bekämpfung des Drogenhandels vorzuschlagen

und zu besprechen, sie sowohl auf politischer Ebene internationale Anerkennung als auch auf

wirtschaftlicher Ebene Investitionen und Darlehen für die betroffenen Bereiche erreichten. Die

Stärkung der regionalen Abkommen und der Zusammenarbeit können den Subkontinent zu einem

strategischen Entwicklungspunkt werden lassen, wenn das Bestehen eines dynamischen M arktes in

Südamerika,wiees derFallin bezug aufden M ercosurist,bedachtwird.Obwohlsich Südamerika

im internationalen Kontext als ein für ausländische Investitionen offener Subkontinent mit großen

Kapazitäten im Außenhandel darstellt, bestehen Probleme in bezug auf die politische, soziale und

ökonomische Stabilität,diezu einem HindernisfürdieKonsortien und transnationalen Unternehmen

werden,weilsieindiesen Problemfeldernökonomische Risiken sehen.

Die Drogenpolitik in Kolumbien in der Phase der Globalisierung ist im Zusammenhang mit den

folgenden sechs Aspekten zu sehen:

• Stärkung der Arbeit und Handlungsfähigkeit des Staates als grundsätzlicher Akteur bei der

Formulierung der Antidrogenpolitik, die als Grundlage die reale soziale, politische und

ökonomische ProblematikderBeteiligten einbezieht.

• Stärkung derInstitutionen des Staates,damitsieeine kohärentenationalePolitikvorantreiben,um

aufdiese W eise den VerlustderKräfteund M ittel im Kampf zu vermeiden. „Die Existenz von
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geeigneten Institutionen kann dieVerläßlichkeitwechselseitigerErwartungen erhöhen und so die

Transaktionskosten senken.“8

• Sanierung der öffentlichen Institutionen, damit diese in ein „bürgernahes M odell“ umgesetzt

werden.DieserProzeß derBekämpfung derKorruption forderteinen tragbaren Kompromiß der

politischen Akteure.

• Stärkung der sozialen Gruppen und Nichtregierungsorganisationen, die Projekte in Verbindung

mit der sozialen und politischen Formation der Bevölkerung durchführen, mit dem Ziel, die

Anomieund Akzeptanz derIllegalitätalsLebensform zu bekämpfen.

• Stärkung derregionalen Integrationsprojekte,um dieAndengemeinschaftin einen internationalen

Akteurmiteinerkohärenten Politikzu konvertieren,diediebetroffenen Ländernbegünstigt.

• Ausweitung des internationalen Rahmens beiderSuche nach internationalen Akteuren,dieneue

M odelle der Bekämpfung und der Annäherung an die Drogenproblematik vorschlagen, aber

gleichzeitig die Verhandlungsmöglichkeiten für andere Bereiche wie z.B. wirtschaftliche,

kulturelleund politische Bereiche öffnen.

Die neue W eltordnungspolitik, die auch eine Steuerung der Antidrogenpolitk umfassen müßte,

benötigtentscheidungsfähige Staaten,um eine internationaleArbeitsleistung zu erreichen.In diesem

Zusammenhang gibt es in Kolumbien noch umfangreiche Vorleistungen zu erbringen, um als

nationalerAkteurineinem weltweiten NetzvonAktionen eine zuverlässige Rollespielen zu können.

6.1.2. Deutschland:Eine nationaleOrientierung,dieden Konsum alsgesundheitliches Problem

und den Handelmitillegalen Substanzen alsSicherheitsproblem fürdieBevölkerung

einstuft

Auch in den Gesellschaften,in denen Drogen konsumiertwerden,bestehtHandlungsbedarf.Aus der

Sicht der Drogenkonsumländer stellt Deutschland einen besonderen Fall dar, weil sich hier für die

Formulierung einerDrogenpolitikKonfliktezwischen den wirtschaftlichen und politischen Interessen

ergeben haben. Das Ergreifen von Gesetzen und Regelungen im Zusammenhang mit den

internationalen Abkommen zurDrogenkontrollezu Beginndieses Jahrhundertswaren inDeutschland

nach dem Ersten W eltkrieg möglich,alsdas Land durch den VersaillerVertrag gezwungen wurde,

die existierenden Konventionen zu unterzeichnen. Diese Situation deckte W idersprüche und

Konfliktezwischen derEntscheidungsfähigkeitdes Staates,den internationalen Verpflichtungen und

den ökonomischen Interessen während dieser Zeit auf. Die Entwicklung der Drogenproblematik in

8 RenateM ayntz;Fritz W . Scharpf W . (Hrsg.). „Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung“. Frankfurt am M ain, New
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Deutschland,d.h.,diePräsenz von Aspekten in Verbindung mit der Herstellung, dem Verkehr und

Konsum illegaler Substanzen, der Ausnutzung des Finanzsektors für die Geldwäsche aus dem

Drogenhandelparallelzu derEntwicklung einerlegalen und einflußreichen Pharmaindustrie,macht

das Land zu einem entscheidenden Akteur für die Formulierung und Durchführung einer neuen

internationalen Antidrogenpolitik.

Deutschland reagierteerstzu Beginnder80erJahremitverstärkten Repressionsmaßnahmen aufdas

Drogenproblem, als der Konsum illegaler Substanzen stieg und als gesundheitliches Problem

eingestuftwurde.DieBekämpfung hattedas Ziel,dieAnsteckungsgefahrdurch andereKrankheiten

mittels Verwendung von Spritzen unter den Abhängigen zu vermeiden. Die Orientierung in der

Drogenpolitik war zwar repressiv ausgerichtet, hatte aber bei weitem nicht die Intension wie in

Kolumbien. Erst in den 90er Jahren, als der Drogenkonsum durch eine Fehleinschätzung der

Regierung massiv stieg, wurde das Land offensichtlich mit dem Drogenproblem konfrontiert.

Außerdem fordertedieinternationaleGemeinschaft,stärkereKontrollen fürdiezurVerarbeitung der

illegalen Pflanzen erforderlichen Chemikalien, für den Finanzsektor und gegen den M ißbrauch des

Bankssytems auszuüben.Aus diesem Grund entwickeltesich eine repressive Politik in Deutschland,

die die soziale Drogenpolitik beeinträchtigte und die zu einer nationalen Diskussion über eine

mögliche Legalisierung des Drogenkonsums führte.

Aufinternationalerund nationalerEbene traten konfliktreiche Situationen auf,diedieEntscheidung

für eine deutsche Orientierung in der internationalen Drogenpolitik erschwerten. Es wurden strikte

interne Kontrollen gegen die organisierte internationale Kriminalität gefordert, da diese ihr

Einflußfeld insbesonderein den südlichen und östlichen Regionen Europas ausdehnten.Deutschland

spielte im diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle aufgrund seiner geographischen Lage. Es

wurde nichtnureine Neuformulierung derBekämpfung derorganisierten Kriminalität,sondern auch

eine Neuformulierung des Drogenproblems bezüglich der Prävention und Rehabilitation der

Abhängigen gefordert.

Es isthervorzuheben,daß das föderalistische politische System Deutschlands beiderFormulierung

der Drogenpolitik eine wichtige Rolle spielt, weil es einerseits eine größere Entscheidungsfähigkeit

fürdieStädtebedeutet,aberandererseitszu Konflikten und W idersprüchen mitderBundesregierung

führte,eine einheitliche und konsequenteDrogenpolitikzu gestalten.

York.Campus Verlag,1995.S.41.
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DernationaleRauschgiftbekämpfungsplan istein Hybrid derverschiedenen Ansichten derM inister

der16 Bundesländer,mitdem versuchtwurde,den Anbau, die Herstellung, die Lieferung und den

Verkauf illegaler Substanzen zu bestrafen. Obwohl sich die Säulen des nationalen

Bekämpfungsplans an derEinschränkung derNachfrage durch Präventionund unterschiedliche Hilfe

für die Drogenabhängigen sowie an der Kontrolle des Handels mit Drogen orientierten, um das

nationale und internationale Angebot zu verringern, sind die Ergebnisse unbefriedigend und

enttäuschend. In den letzten Jahren hat sich die Zahl der Drogenkonsumenten harter Drogen stark

erhöht, und das Drogengeschäft hat sich in Deutschland deutlich ausgebreitet.9 Die

Drogenherstellung ist nicht mehr ein isoliertes Problem ohne weitere negative W irkungen für das

Land.Nach Angaben des Bundeskriminalamtes hatsich dieZahlderVerbrechen in Verbindung mit

Drogen zugespitzt. Aus diesem Grund wandelte sich die Drogenproblematik von einem

gesundheitlichen Problem zu einem nationalen Sicherheitsproblem und zu einer Problematik gegen

die internationale Stabilität. Deutschland wurde zum Transitland illegaler Substanzen nach

W esteuropa.AlsKonsequenz hatsich dieGewaltund M achtderDrogenbanden erhöhtund dieZahl

derin diese illegalen Aktivitäten verwickelten Personen multipliziert.Paralleldazu ist die Zahl der

Erstkonsumenten sowie der Konsumenten harter Drogen gestiegen. Die Ausbeutung des

Finanzsektorsdurch dieorganisierteKriminalitätistnach wievorin den Berichten derPolizeiund

der W issenschaftler zu finden, obwohl neue Gesetze und Regelungen zur Unterbindung

verabschiedet wurden. Die Drogenpolitik hinsichtlich der Prävention ist sowohl in den liberalen

Bundesländern, in denen Substitutionsprogramme durchgeführt wurden, als auch in den stärker

kontrollierten Bundesländern unbefriedigend. Dieses Bild zeigt, daß die Repressionspolitik, aber

auch dieSozialpolitik in bezug aufRehabilitations-und Präventionsprogramme in Deutschland mit

negativen Ergebnissen zu rechnen hat.

Die Antidrogenpolitik hat hinsichtlich der Prävention und Rehabilitation Defizite bei der

Durchführung der Projekte und Programme, insbesondere aufgrund des begrenzten Budgets, der

begrenzten Zahlvon Therapieplätzen und des limitierten Interesses an Forschungen im Bereich der

Drogenabhängigkeit zu verzeichnen. Die von dem Innenministerium durchgeführten Projekte sind

ohne die M öglichkeit einer Fortsetzung nach kurzer Zeit ausgelaufen, da die Bundesländer kein

langfristiges Interesse an den Projekten zu haben scheinen oderweiles innerhalb derBundesländer

finanzielleund organisatorische Defizitegibt.Dies meint,daß eine Antidrogenpolitikhinsichtlich der

Rehabilitation aufgrund des Fehlens am politischen W illen, die Projekte und Forschungsbereiche

9 Presse-und InformationsamtderBundesregierung.„Politik gegen Drogen.AktuelleBilanz 1997“.Bonn 1997.S.4-6.Es wurde im diesen
Zusammenhang geschrieben:„Seit1994 haben sich dieZahlen derErstkonsumenten wiedererhöht.DieZahlstieg 1995 um 4,9%  und 1996
um 12,9%  im Vergleich zum Vorjahr [...] 1712 M enschen sind in Deutschland im Jahre 1996 an den Folgen ihres Drogenkonsums
gestorben.Dies sind9,4%  mehralsim Vorjahr.“
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fortzusetzen,zum Scheitern verurteiltist.Dierepressiven M aßnahmen im Zusammenhang mitdem

Konsum haben gezeigt,daß dieses Konzeptkein erfolgreiches M odellist,um den Drogenkonsum zu

vermeiden.DieGründe dieses Scheiterns liegen einerseitsin derOhnmachtderJustiz,da verhaftete

Drogenabhängige oder Drogenhändler gewöhnlich nur geringe M engen bei sich tragen und aus

diesem Grund nicht bestraft werden können; andererseits in dem M angel an Plätzen für die

Rehabilitation der Drogenabhängigen. Außerdem ist es nach der deutschen Verfassung nicht

möglich, eine Person zu der Teilnahme an einer Entziehungskur zu zwingen. Ein weiterer Aspekt

dieser Problematik ist die Debatte über die Legalisierung des Konsums, da es nicht genügend

Information darüber gibt, wie eine derartige Drogenpolitik gestaltet sein könnte. Diese Situation

führtzurVerwirrung in derBevölkerung.Da dieDrogenpolitik in den einzelnen Bundesländern auf

verschiedene Art und W eise durchgeführt wird, kann dies in der Zukunft die Entstehung und

Ausweitung problematischer und konfliktreicher Situationen zur Folge haben. Alle diese Aspekte

sind durch eine Herangehensweise gekennzeichnet, die durch die lokalen Interessen, die nationale

Antidrogenpolitik und dieinternationaleVerpflichtungen geteiltist.Es kann festgestelltwerden,daß

diestaatliche Steuerung und dielokaleSelbstorganisationbezüglich derPräventionund Kontrolleein

konfliktreiches Verhältnis haben, da die Dynamik der Bekämpfung des Drogenkonsums und -

verkehrs mit illegalen Substanzen unterschiedliche Orientierungen aufweist. Das Ergreifen von

lokalen Initiativen,wiees derFallin Schleswig-Holstein war,nämlich eine ärztliche Verschreibung

von Haschisch und dessen Verkaufin privaten Apotheken an Konsumenten harterDrogen,stieß auf

starke W idersprüche beiderBundesregierung.

Diese Situation zeigt,daß dieInstitutionen alsOrganisationen im politischen System kein neutrales

Szenariosindund daß sieentwederRestriktionen setzen oderOptionen in den Verhandlungen stellen

können.10 Es wird deutlich, daß die Interessenkonflikte zwischen den beteiligten Akteuren

Hindernisse für die Problemlösung bzw. für Annäherungen darstellen können. „W ahrscheinlicher

sind jedenfallsInteraktionskonstellationen zwischen eigenständigen staatlichen und nichtstaatlichen

Akteuren, die unter unterschiedlichen normativen Anforderungen stehen, sich in ihren

Eigeninteressen und Identitäten unterscheiden, und die auch von unterschiedlichen

Situationsdeutungen ausgehen. Auch damit sind jedoch effektive Problemlösungen in

Politiknetzwerken nicht ausgeschlossen. Selbst die egoistisch-rationale Verfolgung von

Partialinteressen kann zu gemeinwohlverträglichen Lösungen führen, wenn in Verhandlungen

10 RenateM ayntz;FritzW .Scharpf.(Hrsg.).„Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung“.Frankfurtam M ain;New York.
Campus Verlag,1995.S.43.
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Ausgleichszahlungen vereinbart oder mehrere Entscheidungen zu Paketlösungen gebündelt werden

können.“11

Die internationale Rolle Deutschlands in bezug auf die Formulierung einer internationalen

Drogenpolitik erscheint für Deutschland nachrangig. Die internationalen Konventionen der UNO

wurden in den letzten Jahren durch das Parlament ratifiziert, jedoch sind die M aßnahmen für die

Bekämpfung des Drogenphänomens noch zu ergreifen.Deutschland hatsich nichtmitüberzeugenden

Initiativen in den internationalen Foren hervorgetan. Auf internationaler Ebene hat es sich

entschlossen,derrepressiven Orientierung zu folgen,während es sich aufnationalerEbene füreine

sozialeund präventive Entwicklung sowiefürdieRehabilitation eingesetzthat.DieserW iderspruch

hat zur Folge, daß die Investition in Projekte für die Rehabilitation, Prävention und Forschung

bezüglich der Ursachen des Drogenkonsums möglicherweise stark beeinträchtigt wird, wenn die

Bundesregierung eine repressive Politikverfolgt.

Obwohl die internationale Zusammenarbeit eine der Säulen des Rauschgiftbekämpfungsplans ist,

muß klargestellt werden, daß sich die Kooperation Deutschlands auf die Ausbildung der Polizei

anderer Länder beschränkt hat. Es gibt keine Investitionen im Bereich der Gesundheit oder

Forschung in bezug auf die sozialen Konflikte in den von der Drogenherstellung betroffenen

Ländern. Obwohl sich die von Deutschland aufgestellten Kriterien für die internationale Hilfe an

politischen W erten, wie die Verteidigung der Demokratie, der Respekt der M enschenrechte, die

Reformen der Justiz, orientieren, ist eine aktive Partizipation für die Realisierung dieser Kriterien

sehrbegrenzt.Dies meint,daß Deutschland sich,obwohlein wichtigerinternationalerAkteur,nicht

als entscheidendes und initiatives Element vorgestellt hat. Die Partizipation in regionalen

Integrationsprojekten, wie die Europäische Union, in internationalen Regimen, wie die

W elthandelsorganisation (W TO), oder in internationalen Organisationen, wie die Vereinten

Nationen, hat sich nicht nur darauf beschränkt, einen ständigen Sitz in diesen Instanzen zu

bekommen.Diese Partizipation bedeutetvorallem dieÜbernahme dergemeinsamen Verantwortung

aufinternationalem Niveau und dieAusweitung seinerKooperationsfähigkeitdurch die Entstehung

und den Vorschlag neuer Problemlösungsmodelle bezüglich internationaler Konflikte, die die

nationalen Interessen beeinträchtigen und umgekehrt. Diese Forderung nach Kompromißfähigkeit

und BereitschaftsollteaufinternationalerEbene gezeigtwerden.„Diedeutsche Außenpolitikbraucht

- über ihren Auftrag der Friedensbewahrung und W ohlstandsmehrung hinaus - ein neues Leitbild.

Nationale Interessen können in vielen Bereichen nur noch auf der Grundlage internationaler

11 RenateM ayntz;FritzW .Scharpf.(Hrsg.).„Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung“.Frankfurtam M ain;New York.
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Kooperationund gemeinsamerProblemlösung im KontextderW eltgesellschaftgesichertwerden [...]

Bisher fehlt es an einer überzeugenden deutschen UN-Politik. Die Übernahme «globaler

Verantwortung» darf sich nicht auf das Bestreben, einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat zu

bekommen, und auf die Bereitschaft, sich an internationalen M ilitäreinsätzen zu beteiligen,

beschränken. Den sich wiederholenden Absichtserklärungen, die UNO stärken zu wollen, müssen

überzeugende Taten folgen.“12

Auf diese W eise verlangt eine zukünftige Partizipation Deutschlands bei der Formulierung und

Steuerung einer Antidrogenpolitik in der Globalisierung eine bessere Strukturierung der nationalen

Drogenpolitik, um die Projekte und Programme zur Bekämpfung des Drogenkonsums und der

Rehabilitation der Bundesländer zu fördern, mit dem Ziel, mit innovativen Vorschlägen an der

Problemlösung internationaler Konflikte teilzunehmen. Die Kompromißfähigkeit und Bereitschaft

mit anderen internationalen Instanzen zusammenzuarbeiten, bedeutet die Fähigkeit, zum Teil auf

Souveränitätzu verzichten,um eine multilateralePartizipation zu ermöglichen.Dies meint,daß die

W ahrnehmung der nationalen Interessen und die Orientierung an den Imperativen für eine

W eltordnungspolitik bestimmt und aufeinander bezogen werden müssen. Andererseits wird es

aufgrund der Tatsache möglich, daß Deutschland das Land ist, das die dritthöchsten

Direktinvestitionen in Lateinamerika tätigt, einen wirksamen Dialog zwischen den Ländern dieses

Subkontinents und Deutschlands zu führen, der den Beteiligten bessere Handlungsbedingungen

ermöglicht.Das Konzeptdes „Partnership“,d.h.derwirtschaftlichen „Partnerschaft“und politischen

Verhandlungspartnerschaft in der Drogenbekämpfung, kann den W echsel des existierenden

politischen M odells bedeuten, damit die Hilfe für die betroffenen Länder nicht mehr als einfaches

„Geben“, sondern als „Entstehung der Voraussetzungen“ für die Lösung des Problems verstanden

wird, um die regionalen und lokalen Strukturen der Drogenbekämpfung und der Prävention zu

stärken.Ein stärkererKompromiß sowieeine stärkereZusammenarbeitin den o.g.Bereichen durch

die internationalen Organisationen oder regionalen Integrationsprojekte würde die Perspektive für

eine neue Annäherung öffnen.

Derbestehende Konfliktzwischen einernationalen und einerinternationalen Drogenpolitik,wieerin

Deutschland zu beobachten ist, zeigt die unterschiedlichen Interessen, die einer Formulierung und

Steuerung einer Drogenpolitik gegenwärtig im W ege stehen. Die wichtigste Herausforderung der

Campus Verlag,1995.S.32.
12 Stiftung Entwicklung und Frieden (Hrsg.).„Deutsche Verantwortlichkeit“,in:„GlobalGovernance.Policy paper2“.,Bonn,1998.S.9-10.
Dieses Dokument schlägt vor, daß die Rolle Deutschlands auf internationaler  Ebene nach folgenden Kriterien betrachtet wird: „* die
prinzipielleBereitschaft zeigen, durch partielle Souveränitätsverzichte die M andate der UN-Organisationen zu erweitern;  * durch höhere
Finanzleistungen die Handlungsfähigkeit des UN-Systems stärken; * sich aktiv in den Reformdiskussionen um die UNO beteiligen und
konstruktivaufdieVorschläge,diederUN-Generalsekretärinder«Agenda fürdieEntwicklung» vorgelegthat,eingehen [...].„
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neuen politischen Ordnung für die Formulierung der Drogenbekämpfung besteht darin, die

nationalen Interessen mit den internationalen Kompromissen abzustimmen, damit die Sozialpolitik

sowohl für die Drogenabhängigen als auch für die beteiligten Akteure in den Produktionsländern

verstärktwerden könnte.Außerdem ermöglichteininternationalerKompromiß,den Kampfgegen die

organisierteKriminalitätzu intensivieren.

6.1.3. DieEuropäische Union:Eine offene Optionaufsozialem Niveau,die

miteinerPolitikderinternationalen Sicherheitund des Respekts

derDemokratieformuliertwurde.

Regionale Integration wird zu einem stets wichtiger werdenden Element in der internationalen

Zusammenarbeit. Die Europäische Union, nach den Vereinbarungen des M aastrichter Vertrages,

räumtden M itgliedsländerneine freieOptionaufderEbene derDurchführung einerSozialpolitikfür

dieDrogenabhängigen ein,wobeidieKonsumenten alsKranke angesehen werden.AufderEbene der

Sicherheit,beiderAspektewiedieorganisierteKriminalität,darunterderDrogenhandel, bekämpft

werden,wurde strukturiert,um eine stärkereKooperationzwischen den M itgliedstaaten zu forcieren.

Diepolitische Entwicklung der Integration in Europa wird zum M odell eines regionalen Projektes,

sie stellt aber auch einen neuen politischen Akteur in der W eltordnungspolitik vor, weil die

Europäische Unionalseine Instanz multilateralerEntscheidungen angesehen wird.13

Im Kontext der Europäischen Union ist die traditionelle Teilung zwischen einer Sozialpolitik, die

sich an derPrävention und derUnterstützung von Projekten in derDritten W eltorientiert,und einer

Repressionspolitik,dieden illegalen VerkehrmitDrogen durch dieStärkung des juristischen System

unterbinden will, zu betrachten. Auf der Ebene des juristischen Systems skizziert die Europäische

Union ein neues Paradigma, weil mehr Investitionen für die Formation und gerichtliche Forschung

(TitelVIdes Vertrages)gefordertwerden.Aufdiese W eise wird eine direkteKooperation in Zoll-,

Justiz- und Polizeibehörden begründet. Diese Orientierung kann als eine neue Annäherung an die

Bekämpfung eines gemeinsamen Problems verstanden werden. In den verschiedenen

Zusammenkünften derM inisterund derM itgliederdes Rates derEU wurde dieDrogenproblematik

alseine globaleHerausforderung erkannt.Aus diesem Grund formuliertedieEU eine Strategie für

die Bekämpfung, die als „diplomatischer Druck“ angesehen wurde, weil als Voraussetzung für

offene M ärkte in der Europäischen Union nachdrücklich betont wurde, daß als sine qua non

13 Dirk M essner;Franz Nuscheler.„GlobalGovernance.Organisationselementeund Säulen einerW eltordnungspolitik“.S.27.DieAutoren
zeigen bezüglich der Rolle der Europäischen Union in der W eltordnungspolitik, daß „Die EU als fortgeschrittenes Laboratorium für die
Fähigkeitzu GlobalGovernance verstanden werden kann:IhreM itgliedstaaten treten Teilsouveränitäten ab,um durch gemeinsames Handeln
eine größereProblemlösungsfähigkeitgewinnen und sich im globalen W ettbewerbbesserbehaupten zu können“.
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Bedingung füreine Annäherung,dieVerteidigung derpolitischen W erte,und zwarder Demokratie

und des Respektes der M enschenrechte, vorgesehen ist. Der Rat der EU erkannte, daß eine

gemeinsame Verantwortung in der Bekämpfung des Drogenproblems, aber vor allem ein stärkerer

internationalerKompromißund eine Zusammenarbeiterforderlich wären.

Es ist jedoch die Durchführung dieser gegenseitigen Hilfe und des W unsches einer gemeinsamen

Verantwortung schwerzu realisieren,weildas BudgetfürdieProjektederZusammenarbeit,dieals

Nord-Süd-Zusammenarbeit bezeichnet wird, ständig abnimmt und unter mehreren betroffenen

Ländernaufzuteilen ist.DieserAspektzeigteinDefizitinbezug aufden internationalen Kompromiß

auf,da eine internationaleKooperation mitBlick aufdierealen Arbeitsbedingungen entstehen muß,

damit die EU als ein aktiver und entscheidender Akteur in der W eltpolitik auftreten kann.

Andererseits wurde z.B. in dem von der Europäischen Union gegen das Rauschgift formulierten

Fünfjahresplan (1995-1999) Lateinamerika nicht eine Priorität bei der Annäherung auf der

Handelsebene oderim Rahmen einerDrogenbekämpfung eingeräumt,obwohlInteresse besteht,das

Allgemeine Präferenzsystem mit dem Andengemeinschaft, M ittelamerika und anderen Ländern der

W elt,beidenen das Drogenproblem auftritt,erneutabzuschließen.Aufgrund derTatsache,daß die

geopolitischen Interessen im Rahmen des östlichen Europas, Nahen Ostens und M ittelmeers

eingeschränktwurden,wirdeine ZusammenarbeitaufderEbene einerW eltpolitikebenso begrenzt.

Inbezug aufdieSituationinKolumbien übtedas Europa-Parlamentim Jahre1994 scharfeKritikan

den USA aufgrund des Unbedenklichkeitsbescheinigungsprozesses, da dieses M odell als ein

Hindernis für die Entwicklung in den von dem Drogenproblem betroffenen Ländern angesehen

wurde. Jedoch hat sich die Europäische Union nicht zu einem wirklichen Verhandlungspartner für

die politische Diskussion im Rahmen einer internationalen Drogenpolitik entwickelt und auch kein

Interesse gezeigt,ein Gegengewicht zu der von den Vereinigten Staaten durchgeführten politischen

Orientierung zu entwickeln. Nur wenn die Europäische Union zu einer Alternative und zu einem

entscheidenden Akteur in der Drogenproblematik wird, ist das Diskussionsfeld und eine

Neuformulierung einer Drogenpolitik möglich, die das Paradigma eines frontalen Krieges und

ständiger Repression ändert. Das Fehlen an verpflichteten Verhandlungspartnern in Europa stärkt

das repressive M odellderUSA.Eine sozialeund wenigerrepressive Politik derEuropäischen Union

könnte als eine neue Perspektive bei der Bekämpfung des Drogenhandels angesehen werden. Der

M angel an Kompromissen schwächt jedoch ihre Position im internationalen Kontext. Obwohl die

Außenhandelsminister der Europäischen Union ihr Interesse äußerten, ein interozeanisches

Handelsdreieck zu bilden, bei dem die Länder des Kontinentes Amerika die Basis des Dreiecks

darstellen würden und derspitze W inkeldieEuropäische Union wäre,istes klar,daß hauptsächlich



272

ökonomische Bestrebungen zusammen mit der W ettbewerbsfähigkeit der Beteiligten als

entscheidende Elemente gelten. Ein derartiger Vorschlag verlangt die Öffnung der M ärkte, einen

Kompromiß in bezug auf die soziale Problematik und vor allem ein Interesse an der Lösung des

Drogenproblems im Einklang mit einem neuen Bekämpfungsparadigma, das nicht einen frontalen

Krieg vorzieht.DiesogenanntePolitik von „Zuckerbrotund Peitsche“,d.h.derHilfeund Kontrolle,

istbishernichtexplizitgewesen,weildas „Zuckerbrot“ nichtausreichend fürdieM arktbedürfnisse

derLänderndes Andengemeinschaftist.

Andererseits, obwohl die Länder der Europäischen Union ihr Handelsinteresse an dem

amerikanischen Subkontinent zeigen, haben sie die wesentlichen Schritte noch nicht unternommen,

um eine größere Integration der legalen M ärkte die von dem Drogenhandel betroffenen Länder

Lateinamerikas zu ermöglichen. Die von der Europäischen Union durch das Allgemeine

Präferenzsystem ermöglichten wirtschaftlichen Vorteile sind mit Klauseln zu verstärken, die nicht

von dem Drogenproblem abhängig sein sollten.Dies meinteine Öffnung des europäischen M arktes

auf langfristige Sicht, um die Entwicklung der legalen M ärkte der Länder Lateinamerikas zu

ermöglichen und zu stärken. Auf diese W eise könnten soziale und politische Reformen in den

betroffenen Ländern des Andenpaktes durchgeführt werden, da ein großer Teil der

Drogenproblematik in Lateinamerika in Zusammenhang mit dem M angel an der Vermarktung der

legalen Produkte und an Finanzressourcen für die Verbesserung der Infrastruktur, mit der

Unterstützung derVermarktung und mitderSteigerung derW ettbewerbsfähigkeitsteht.

Eine koordinierte Zusammenarbeit zwischen den M itgliedstaaten, der Europäischen Union und

anderen internationalen Institutionen oder Organisationen auf der Ebene der Drogenbekämpfung

befindetsich noch im Anfangsstadium.Die polizeilichen Bestrebungen sind bisher sehr gering und

die Konflikte bezüglich des Austausches von Informationen sind tiefliegend. Diese Situationen

begrenzen eine gemeinsame Bekämpfungsaktion gegen dieorganisierteKriminalitätund zeigen eine

Handlungsunfähigkeit der verschiedenen Akteure aufgrund der Bestrebungen, eigene Interessen in

bezug aufdieinternationalen Normen und Abkommen durchzusetzen.„Nichtjederinteraktionsfähige

Akteurin einem sozialen Feld kommuniziert,kooperiertodertauschtRessourcen mitallen anderen,

nicht jeder Akteur ist von jedem anderen gleich abhängig und nicht jeder hat auf jeden anderen

gleichen Einfluß.“14 Da auf internationalem Niveau diese Konflikte verschiedenartig sein können,

bestimmen sieden Grad der Leistungsfähigkeit der Aktionen, die unternommen werden sollen, wie

z.B. zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des Drogenhandels und des Drogenkonsums.

Aufgrund dieses Aktionskonfliktes entschieden sich die M itgliedstaaten der Europäischen Union,
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militärische und polizeiliche Aktionen inbestimmten LändernderDritten W elt,abhängigjeweilsvon

ihren eigenen Interessen, zu unterstützen, was die gemeinsame Kompromißfähigkeit erschwert und

die Ablenkung von M itteln und Ressourcen zur Folge hat. Diese Verschwendung von Ressourcen

schränken dieProjekteaufsozialerEbene z.B.eine alternative Entwicklung ein,da diese langfristig

geplantwerden müssen.

Einbesonderes M erkmalderSozialpolitikderEuropäischen Unionbezüglich des Drogenkonsums ist

das Interesse an den sozialen Komponenten, die zum Konsum führen. Nach der Formulierung des

Fünfjahresplans bedeutetdies,daß diePrävention und Rehabilitation in Verbindung mitderPolitik

zurVerringerung derArbeitslosigkeit,derArmut,dersozialen Isolation sowiezurVerbesserung der

Bildungsbedingungen, der Umwelt und der Stärkung des Familienlebens beizutragen hat. Diese

Annäherung an die soziale Problematik des Konsums zeigt sich als ein neues M odell für eine

umfassende Bekämpfung derDrogenproblematik.

Eine umfassende Drogenbekämpfungspolitik, die auf die sozialen Aspekte Rücksicht nimmt, kann

einen klaren Kompromißbezüglich derKonsolidierung derstaatlichen Institutionen,derStärkung der

Demokratieund des Respektsdes Rechtsstaatsermöglichen.Jedoch hat dieser Vorschlag aufgrund

des M angels an Ressourcen seinen Schwachpunkt in der Unfähigkeit, Projekte und Programme

langfristigzu unterstützen.

Da diefürdieAußenpolitikund Regelung derZusammenarbeitaufderEbene derJustizund Inneres

beauftragten Institutionen der Europäischen Union nicht genügend strukturiert sind, laufen die

Aktionen und Entscheidungen dieses regionalen Integrationsprojektes ins Leere, da das

Drogenproblem aufgrund seiner Dynamik stark die soziale Ebene beeinträchtigt und sich die für

seine Kontrolleergriffenen M aßnahmen immereinen SchritthinterderProblematik befinden.Diese

Institutionen befassen sich mitAspekten wiez.B.M igrations-,Asyl-,organisierteKriminalitäts-und

Drogenhandelspolitik. Es kann festgestellt werden, daß handlungsunfähige Institutionen nicht zu

einerLösung derProblematikbeitragen und einHindernisfürdieKontrolledes Problems darstellen.

Außerdem bremst der M angel an ausreichenden finanziellen Ressourcen die Aktionen gegen die

organisierteKriminalität,deren Eindringen inpolitische,ökonomische und sozialeBereiche aufgrund

ihrerKorruptionsmachtdurch Geldinvestitionen nahezu unbegrenztist.

14 RenateM ayntz;FritzW .Scharpf.(Hrsg.).„Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung“.Frankfurtam M ain;New York.
Campus Verlag,1995.S.62-63.
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DieBekämpfung des Drogenkonsums und der organisierten Kriminalität wurde erst zu Beginn der

90er Jahre zu einer Herausforderung für die Europäische Union. Obwohl ihr Plan einen ersten

Fortschrittdarstellt,erfordertdieProblematikweitereGegenmaßnahmen.

Die Europäische Union schlug vor, daß die für das Drogenproblem zuständigen Institutionen der

Vereinten Nationen ein Diskussionsforum bilden, um gemeinsame Aktionen bezüglich einer

Drogenpolitikunternehmen zu können.Jedoch istanzumerken,daß aufdiesem Niveau dieDefizitein

derKoordinierung,derGeldressourcen und inderEntscheidungsfähigkeitzunehmen können,solange

dieNationalstaaten nichtbereitssind,einen Souveränitätsverzichtzu akzeptieren.

6.1.4. DieUNO:Steuerungsunfähigkeitbeieinerinternationalen DrogenpolitikalsResultatdes

schwachen Kompromisses derunterzeichnenden Staaten

Obwohl die Vereinten Nationen die für die Drogenbekämpfung beauftragten Institutionen und

inneren Strukturen zu Beginn der90erJahreaufgrund derwachsenden und ständigen terroristischen

Aktionen der Drogenbanden, des Anstiegs des Konsums harter und synthetischer Drogen und der

Ausnutzung des FinanzssektorsfürdieillegaleGeldwäsche durch den Drogenhandelstrukturiertund

die 90er Jahre als die „Dekade der Vereinten Nationen gegen den Drogenkonsum 1991-2000“

bezeichnet haben, sind die Ergebnisse unbefriedigend. Die Drogenproblematik hat sich zugespitzt

und dieZahlderbeteiligten Akteurewächstständig.

Seit ihrer Entstehung übernahm die UNO nicht nur die Institutionen, sondern auch die

unterzeichneten Konventionen zur Drogenbekämpfung, die von dem Völkerbund eingerichtet bzw.

formuliertworden waren.Aufgrund dieserTatsache istderDrogenkampfcharakterisiertdurch seine

repressive Orientierung,d.h.durch einen direkten Krieg gegen die beteiligten Akteure des Anbaus,

der Herstellung, des Verkehrs und des Handels und weniger durch das Interesse an den sozialen

Ursachen derAnbau-,Herstellungs-und Konsumprobleme.M itden Konventionen von 1961,1971

und 1988 wurde versucht, eine harmonische und weniger komplizierte Struktur einzurichten sowie

dieSäulen des Kampfes zu bilden.DieDrogen wurden eingestuftund dieverschiedenen Bereiche des

Drogenproblems klassifiziert. Das Drogenbekämpfungskonzept wurde neuformuliert, da die

internationale Sicherheit und die wirtschaftliche, soziale und politische Stabilität durch das

Drogenproblem bedrohtsein könnten.Aus diesem Grund wurde eine internationaleZusammenarbeit

erforderlich und die Arbeit der UNO als internationale Organisation, die für den Frieden und

SicherheitinderW eltbeauftragtwurde,gerechtfertigt.
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Die„Achillesferse“ deraufsozialerEbene durchgeführten ArbeitdieserOrganisationistderM angel

an technischen, ökonomischen und Humanressourcen, um den Anbau illegaler Pflanzen und die

Herstellung illegalerSubstanzen zu beschränken.Besondersproblematisch istdieUnfähigkeiteiner

Zusammenarbeit mit anderen internationalen Institutionen und Organisationen, die sich mit der

Drogenbekämpfung beschäftigen.Es istanzumerken,daß aufinternationalem Niveau derAustausch

von Informationen über das Drogenproblem und seine Bekämpfung durch internationale Instanzen

behindert wird, da es weder eine direkte Kommunikation, noch Interesse an einem erforderlichen

Informationsaustausch gibt, um eine wirksame Zusammenarbeit mit koordinierten und

überzeugenden Aktionen durchführen zu können. Das Fehlen an internationaler Kooperation

schwächt die Koordinationsfähigkeit der UNO und macht diese Organisation höchstens zu einem

SpielballfürandereInstitutionen,dieauch zu einem VerlustderFührungsfähigkeitführt.

Als Konsequenz wird die Bekämpfung der organisierten Kriminalität sowie die Unterstützung von

Projekten für eine alternative Entwicklung, Prävention und Rehabilitation der Drogenabhängigen

aufgrund des M angelsan Informationen nichtgewährleistetoderaufgrund des M angelsan Finanz-

und Humanressourcen stark eingeschränkt.Es zeigtsich aufinternationalem Niveau derM angelan

politischem W illen als ein grundlegendes Problem, um einen erfolgreichen Kampf gegen diese

Kriminalität durchzuführen und die entstandenen sozialen Probleme aufgrund des Drogenkonsums

und der Armut zu lösen. Auf der Ebene der internationalen Organisationen ist das entscheidende

Hindernisindem Fehlen eines Kompromisses unterBerücksichtigung gemeinsamerInteressen sowie

einerZusammenarbeitzu sehen.DieSchwäche derUNO bestehtin derUnfähigkeitderStaaten,den

Souveränitätsverzicht zu akzeptieren, und in der fehlenden Unterstützung der Organisation als

Diskussionsforum und Entscheidungsinstanz. Die unterzeichnenden Staaten verursachen auf diese

W eise das ScheiternderUNO.15

Der Status des Drogenhandels als international agierender illegaler Industriezweig zeigt, daß das

Problem ein mächtiger Akteur auf internationaler Ebene ist, für dessen Bekämpfung eine effektive

Koordinierung und eine vernetzte Organisation dringend erforderlich ist. Das Drogengeschäft hat

ebenso gezeigt,daß seine wirtschaftliche M achtnichtnurgigantisch,sondern auch korruptist.Aus

15 Dirk M essner;Franz Nuscheler.„GlobalGovernance.Organisationselementeund Säulen einerW eltordnungspolitik“.S.17,20.Überdie
Herausforderungen und Aktionsmöglichkeiten durch die internationalen Organisationen, wie die UNO, wird gesagt: „Die Nationalstaaten
sindjedoch aufdieHerausforderung derGlobalisierung bishernichtodernuransatzweise vorbereitet[...]DieVereinten Nationen alsProdukt
und InstrumentderStaatenweltkönnen das Vakuum nichtschließen,das sich besondersim Verhältniszwischen Staaten und W irtschaftswelt
geöffnet hat [...] Die Ohnmacht der Vereinten Nationen bei der Bewältigung globaler Probleme rückte jedoch zunehmend die Frage ins
Zentrum,wieihreHandlungsfähigkeitdurch institutionelle Reformen gestärkt werden kann. Es fehlt nicht an Reformverschläge, aber am
W illen derStaaten,das UN-System durch M andatserweiterung und eine bessereFinanzausstattung handlungsfähigerzu machen.“



276

diesem Grund verlangtseine Bekämpfung ständige und immense wirtschaftliche Ressourcen,um die

verschiedenen Erscheinungen dieser organisierten Kriminalität zu bekämpfen. Jedoch haben die

beauftragten Institutionen derUNO gezeigt,daß sieunfähigsind,schnelleEntscheidungen zu treffen.

Außerdem fehlen ihnen die Druckmittel, durch die sie die Staaten und ihre Parlamente zwingen

könnten, nationale M aßnahmen und Gesetze zu ergreifen. Ein typisches Beispiel für diese

Problematik ist die W eltgesundheitsorganisation, die die Substanzen und Drogen in bestimmten

Kontrollisten einstuft. Der Prozeß kann sich über M onate hinziehen, während die Substanzen

weiterhin aufden Straßen verkauftwerden,dieGesundheitderDrogenabhängigerbedrohtwird und

die Drogenhändler Gewinne erzielen. Für die Staaten ist anzumerken, daß z.B. eine staatliche

Kooperation in bezug auf das Ergreifen von Gesetzen überhaupt zur Kontrolle des Finanzssektors

nichtexistiert.AlsKonsequenz wirddieEntstehung von„Bankenparadiesen“ gefördert.

Diese Hindernisse beiderVerwirklichung derDrogenpolitikdeuten aufdas Desinteresse derStaaten

fürdieÜbernahme derentstandenen Kosten beidem Kampfgegen diese „Geißel“ derGesellschaft.

Es kann festgestellt werden, daß große Divergenzen zwischen den nationalen Interessen und der

Akzeptanz internationaler Regelungen bestehen und es an einer Identifikation mit den

Bekämpfungsaktionsprogrammen fehlt.Das Konzept„Kosten“ meintnichtnurdie wirtschaftlichen

Beiträge oder die finanziellen Forderungen der unterzeichnenden Staaten für die internationalen

Organisationen, sondern bedeutet ebenso die Forderung nach realen Kompromissen, das heißt, die

Angleichung der eigenen und gemeinsamen Interessen und die Ermöglichung der

Verhandlungsfähigkeit der Beteiligten. Dies meint den Souveränitätsverzicht, um eine „geteilte

Souveränität“ zu verwirklichen. Die Institutionen der UNO haben zur Zeit kein M ittel für die

Kontrolleund Durchführung ihrerEntscheidungen inden einzelnen Staaten.Das mangelnde Interesse

der Länder, die Abkommen und Vereinbarungen der UNO zu unterzeichnen und zu ratifizieren,

reflektiertdiegeringe EinberufungsfähigkeitdieserOrganisation.

Ein Diskussionspunkt zwischen den nationalen Politiken und der Orientierung der UNO ist das

Interesse der Organisation, weder die Legalisierung des Anbaus, noch der Herstellung, noch des

Konsums illegaler Substanzen zu erlauben, trotz des Interesses einiger Staaten, ihre internen

Probleme durch eine Legalisierung zu lösen. Aus diesem Grund entstehen W idersprüche zwischen

dernationalen Realitätund derinternationalen Forderungen.AlsKonsequenz sinddieinternationalen

Kompromisse nur eine wohlgemeinte Absicht, die in der nationalen Realität durch die lokale und

nationalePolitikbeendetwird.
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Die Abwesenheit von parallelen juristischen Entwicklungen in der verschiedenen Staaten ist ein

Hindernis für die Kontrolle illegaler Substanzen. Der Grund liegt darin, daß viele

Entwicklungsländer aufgrund ihrer internen Konflikte, politischen Instabilität und dem Fehlen von

zuständigen Institutionen für die Drogenbekämpfung, keine strukturierte Gesetzgebung formuliert

haben. Zudem sind die internationalen Kompromisse zeitlich begrenzt und die Entwicklungsländer

können innerhalb dieser Frist keine konsequente Gesetzgebung weiterentwickeln. Diese Situation

führt zu einer „moralischen oder wirtschaftlichen“ Bestrafung einiger Länder, die diese Kriterien

nichterfüllen,während andereLändereben daraus Vorteileziehen.Dieses System istungerechtund

eine internationale Zusammenarbeit kann nicht auf Ungerechtigkeiten basieren, da es damit

langfristigzum Scheiternverurteiltist.

Es istklar,daß eine Antidrogenpolitik in derÄra derneuen W eltordnungspolitik eine internationale

Zusammenarbeitmitsouveränen,aberentscheidungsfähigen sowieaufnationalerund internationaler

Ebene kompromißfähigen Staaten verlangt.DieStärkung einerinternationalen Organisation ist nur

im direkten Zusammenhang mit der Stärkung der nationalen Staaten und der sozialen Akteure zu

verwirklichen.

Da die alternative Entwicklung aufgrund der für ihre Durchführung anfallenden Kosten und dem

Zeitaufwand in derinternationalen ZusammenarbeitihrePrioritätverloren hat,istdieFormulierung

anderer Strategien erforderlich, die eine soziale Entwicklung für die von dem Anbau und der

Herstellung illegalerSubstanzen betroffenen Ländernfördernund gleichzeitig dieVermarktung ihrer

legalen Produkteaufden internationalen M ärkten sichern.Dienotwendige Kompromißfähigkeitbei

der Übernahme der Kosten für die Bekämpfung des Drogenhandels zeigt die Notwendigkeit einer

Zusammenarbeit, in der die wirtschaftlichen, politischen und sozialen Aspekte in gleicher Priorität

gesetztwerden.

6.1.5. Das Scheiternderexistierenden Antidrogenpolitik:Forderung nach einerneuen

Formulierung derDrogenbekämpfung

Die bisher im Zusammenhang mit der existierenden Drogenpolitik und den beteiligten Akteuren

formulierten Diskussionspunkte zeigen, daß unter Berücksichtigung der aktuellen Umstände noch

keine Formulierung und Steuerung einerneuen Antidrogenpolitik existiert,obwohles institutionelle

Änderungen und juristische W eiterentwicklungen bezüglich der Kontrollen des Finanzsektors, der

Herstellung,des Anbaus und des Konsums illegaler Drogen gibt. Der Grund dafür ist, daß das zu

Beginn dieses Jahrhunderts formulierte M odell aufrechterhalten bleibt, obwohl sich die
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wirtschaftlichen,politischen und sozialen Bedingungen derbetroffenen Ländern geänderthaben.Die

neue internationaleW irtschaftsordnung hatneue Bedingungen fürden Handelmitsich gebracht,die

sich sehr von der Struktur der M ärkte zu Beginn dieses Jahrhunderts unterscheiden. Die M ärkte

haben eine eigene Dynamik gewonnen und ihre Ausweitung steht in Verbindung mit technischen

Entwicklungen im Kommunikations-und Verkehrssektor,mächtigen Akteuren und derVerdichtung

derinternationalen Beziehungen sowiederAuflösung von Grenzen.Dietechnischen Fortschritteim

Kommunikations-und Produktionsbereich haben sozialeVeränderungen zurFolge.Außerdem haben

diepolitischen Ereignisse alsKonsequenz des Verfallsdes Kommunismus und damit das Ende der

bisherigen internationalen Politik,diedieW eltgeteiltund ihreAnnäherungsmöglichkeiten an einem

Sicherheitskonzept orientiert hatte, mit den o.g. wirtschaftlichen und technischen Aspekten die

Ausweitung und Entwicklung derDrogenproblematik in den letzten zweiten Dekaden verstärkt.Die

Folgen derorganisierten Kriminalitätund des Drogengeschäftssind in den ökonomischen Bereichen

nichtnurdurch dieGeldwäsche ingroßen Finanzzentren,sondernauch durch dieInflationinden von

Anbau und Herstellung illegaler Substanzen betroffenen Ländern erkennbar. Das Scheitern der

Sozialpolitik auf der Ebene der Prävention und Rehabilitation von Drogenabhängigen sowohl in

Industrieländernalsauch inEntwicklungsländern,und aufderEbene deralternativen Entwicklung in

Ländern der Dritten W elt zeigt das Fehlen eines politischen W illens, um langfristige Lösungen zu

finden,da diese ständige und immense Investitionen zurFolge hätten.

Das Scheitern der Drogenpolitik muß nun zum Ausgangspunkt werden, um eine Neuformulierung

der Bekämpfungsstrategie zu ermöglichen, die die Zusammenarbeit, Kompromißfähigkeit und

Verhandlungsmöglichkeiten zwischen den neuen und alten Akteuren der Drogenpolitik stärkt. Aus

diesem Grund kann die neue W eltordnungspolitik für die Formulierung und Steuerung der

Drogenbekämpfung zusätzliche Anregungen geben, sofern sie ein Annäherungsmodell in einem

neuen Diskussionsrahmen fürallebetroffenen Ländersowiefürdiestaatlichen und nichtstaatlichen

Akteurezu etablieren ermöglicht.

DieLösung derDrogenproblematikistnichtaufdieDiskussionüberdieLegalisierung des Konsums

in Industrieländern oder des Anbaus in Entwicklungsländern zu beschränken. Die Lösung des

Drogenproblems ist in Verbindung mit einer Sozialpolitik zu sehen, die auf einer ständigen

wissenschaftlichen und kulturellen Forschung basiert, um die verschiedenen Faktoren, die in der

Problematik zusammenwirken, zu identifizieren und zu bekämpfen. Dies bedeutet eine neue

Orientierung, da repressive M odelle die sozialen und politischen Konflikte eher verstärken und

widersprüchlich sowiedestruktiv sein können.Entstanden sind daraus z.B.folgende Probleme: Die

Ausrottung von illegalen Pflanzen ohne eine klare soziale Lösung für die Armut in ländlichen
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Räumen und Ballungsgebieten hatnurGewaltzurFolge;derpolitische Kampfgegen dieKorruption,

ohne eine klare Präsenz des Staates und ohne die Stärkung seiner Institutionen führt zu einer

mangelnden Legitimitätdes Staates;derEinsatzdes M ilitärszurDrogenbekämpfung begünstigtdie

Korruption und dieEntstehung von paramilitärischen Gruppen und ermöglichtdieEntstehung nicht

kontrollierbarerGebiete,indenen Schrecken und Völkermordherrschen.Eine wirtschaftliche Lösung

verlangt die Vermarktung der legalen Produkte, die Unterstützung der W ettbewerbsfähigkeit der

Bauernund Ureinwohner,dieVerbesserung derInfrastrukturund technologischerFortschritte;sowie

das W issen, daß die traditionelle Verwendung von Pflanzen bei den Ureinwohnern eine kulturelle

Rolle spielt; daß eine wissenschaftliche Forschung zu diesen Substanzen notwendig ist, um das

Fehlen von M edikamenten in der Dritten W elt zu überwinden; daß der Drogenkonsum soziale

Komponenten hat, die gelöst werden müssen; daß sich das Verbrechen in Verbindung mit dem

Drogenhandelzugespitzthat.Diese Aspekteverteidigen nichtdieLegalisierung oderLiberalisierung

des Drogenkonsums,sondernfordernweiterewissenschaftliche Forschung.DieSubstitutionsprojekte

fürdieKonsumenten harterDrogen,wiez.B.mitPolamidon,haben gezeigt,daß sie eine mögliche

Lösung sein könnten. Jedoch sind diese Programme finanziell mangelhaft ausgestattet. Darüber

hinaus fehlen fürdieAbhängigen genügend Therapieplätze und Einrichtungen.Dies bedeutet,daß ein

umsetzbarer staatlicher Kompromiß gefordert ist, aber auch, daß eine Zusammenarbeit mit der

organisierten ZivilgesellschaftbeiderDurchführung dieserProjekteunabdingbarist.

AufderEbene derPräventionisteine ständige Arbeitnotwendig,damitdas Interesse an einem Leben

ohne Drogen beiKindern und Erwachsenen sowohlin den Industrieländern als auch in der Dritten

W elt bestärkt wird. Es ist klar, daß die Bekämpfung um so schwerer ist, solange die beteiligten

AkteuredieKosten derDrogenbekämpfung nichtübernehmen wollen.

6.2. H andlungsspielräum e:K ontexteder Transparenz und des K om prom isses

der beteiligten Akteure

Die historische Erfahrung hat gezeigt, daß die M ärkte für ihre ständige Entwicklung neue

Regelungen erfordern,um ihreProduktivitätskraftzu erweitern und um diesozialen Erwartungen zu

erfüllen.In diesem Zusammenhang istdiePolitik das M ittelfür die Regelung eines Kompromisses

und der Verhandlung auf sozialer und wirtschaftlicher Ebene sowohl im nationalen als auch im
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internationalen Rahmen, da sie durch Integrationsprojekte, Abkommen für Kooperation und

Vereinbarungen überbestimmteAspekte(Konzertation)zu einerAntwortfürdie Handlungsmotive

beiträgt. Die neue W eltordnungspolitik ist ein Instrument, das die Handlungsmöglichkeiten in der

W eltmarktwirtschafteröffnen kann,damitdiebeteiligten AkteureihreInteressen im Zusammenhang

mit den Normen und Regelungen auf internationaler Ebene vertreten können.16 Aufgrund der

Tatsache,daß heutzutage das internationaleSystem nichtnurdurch dienationalen Staaten gebildet

ist,sondern auch durch neue nichtstaatliche Akteure,wiez.B.privateVertreter,wirtschaftliche und

soziale Akteure, konstituiert wird, bietet die Politik einen W eg für das Beschließen neuer

Annäherungsräume und Problemlösungsmöglichkeiten in bezug auf die entstandenen

Interessenkonflikte, Kosten und notwendigen Kompromisse der nationalen und internationalen

Akteure.17 InEinklang mitden von M ax W ebervorgeschlagenen Handlungsmotiven können genannt

werden:„a)zweckrationales Handeln (dieM itteldes Handelswerden aufdieZieleabgestimmt);b)

wertrationales Handeln (ethisch ästhetisch geleitetes Handeln); c) affektuales (v.a. emotional

motiviertes) Handeln; d) traditionales (durch angelernte Gewohnheiten bestimmtes) Handeln.“18 In

diesem Kontext findet der Drogenhandel in der Globalisierung eine M öglichkeit, an dieser

W eltmarktwirtschaft teilnehmen zu können, um die Legalisierung seiner Gewinne zu ermöglichen,

weil mit Hilfe der aktuellen Prozesse, d.h. die zunehmende wirtschaftliche Interdependenz -

„Globalisierung“ genannt -, das internationale Drogengeschäft erleichtert wird und weil

internationale Regelungen fehlen.19 Die Drogenproblematik wird als ein Thema in dieser neuen

Dynamik angesehen,das wirtschaftliche,sozialeund politische Kosten fürdieW eltpolitik entstehen

läßt.

Die Globalisierung bedeutet aber auch eine Chance zu mehr internationaler Kooperation durch

Kompromisse. Die Architektur einer neuer W eltordnungspolitik zur politischen Formulierung und

16 Klaus Esser.„Nationalstaatliches Handeln im Übergang von derIndustrie-zurInformationsökonomie“,in:DieZukunftdes Staates und
derPolitik“.Stiftung Entwicklung und Frieden (Hrsg.).DietzVerlag,Bonn,1998.S.263-264.DerAutorbetontbezüglich dernotwendigen
Regelung in der Ära der Global Governance: „ Global Governance stößt angesichts einer ungerechten Verteilung, deren ungünstigen
W irkungen auf W achstum und nachhaltiges W irtschaften sich gegenwärtig weiter verschärfen, in absehbarer Zeit ohnehin auf kaum
überwindbareW iderstände.Dieinternationalen Regelnwerden inden nächsten Jahrzehnten an Bedeutung gewinnen“.
17 Dirk M essner; Franz Nuscheler. „Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnung“. S. 29. Bezüglich der
Konzepte„Kosten“ und „Kompromiß“ zeigen dieAutoren:„W eiles beidergemeinsamen Lösung globalerProbleme immer auch um die
Verteilung vonKosten und Nutzen geht(z.B.derKosten vonEntschuldungsprogramme zugunsten vonEntwicklungsländern,derKosten von
humanitären Interventionen zum SchutzfundamentalerM enschenrechte,derKosten einerglobalen Klimapolitik),bedarfes zurFundierung
derGlobalGovernance-Architekturdarüber hinaus erstens eines Bündels substantieller Gerechtigkeitsgrundsätze, die von niemandem mit
guten Gründen zurückgewiesen werden können und zweitens eines Kanons von Verfahrensgrundsätzen, die die Beratung über
grundsätzliche,derzeitnichtlösbareKonflikteund M einungsunterschiede inderW eltgesellschaftinGang halten (Gutmann).“
18 W eber,M ax zitiertbeiForschungsgruppe W eltgesellschaft(1996):„W eltgesellschaft:Identifizierung eines ́Phantom s̀“ ,in:„Politische
Vierteljahresschrift“37.Jg.(1).S.5-26.
19 IngomarHauchler;Dirk M essner;Franz Nuscheler.(Hrsg.).„GlobaleTrends 1998.Fakten,Analysen,Prognosen“.Stiftung Entwicklung
und Frieden.FischerTaschenbuch Verlag.Frankfurtam M ain,November1997.S.150.An dieW eltmarktwirtschaftund dieinternationalen
Organisationen übten dieAutoren folgende Kritik:„Dieinternationalen Institutionen und Regime, die zur sozialen und umweltpolitischen
Ausgestaltung der W eltwirtschaft beitragen können (wie z.B. die ILO im Bereich sozialer Rechte; die Umweltkonventionen der
UNCEDkonferenz in Rio de Janeiro),verfügen entwederüberzu geringe Handlungskompetenzen und Sanktionsmechanismen oderwerden
von den wichtigen Akteuren der W eltwirtschaft (z.B. G-7 Staaten, multinationale Konzerne) weder ernst genommen noch gestärkt. Die
W eltmarktwirtschaftistuntersteuertund institutionellunterentwickelt.“
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Steuerung einermultilateralen Antidrogenpolitikkann (nach dem von dem Politologen Dirk M essner

vorgeschlagenen Schema)wiefolgtskizziertwerden.Dieses Schema zeigtdieHandlungsniveaus und

Beziehungen zwischen den beteiligten Akteuren.

Abbildung 13: Handlungsebenen und Akteure in der Global Governance-Architektur bezüglich der

Drogenproblematik

Diezuständigen Institutionen InternationaleRegime

derUNO fürdas (z.B.dieW elthandelsorganisation

Drogenproblem W TO,u.a.)

RegionaleIntegrationsprojekte

(wiez.B.Europäische Union,Nafta,

M ercosur,Comunidad Andina)

NATIONALE STAATEN

Politische lokaleAkteure

GlobalPlayersauf nationaleundinternationale

internationalem Niveau: Zivilgesellschaft(z.B.NGOs,

multinationaleKonzerne, Forschungs-und

wissenschaftliche

M assenmedien Organisationen

internationaleBanken

Quelle:Dirk M essner.„DieTransformationvonStaatund Politik im Globalisierungsprozeß“,in:„DieZukunftdes Staates und derPolitik.
DirkM essner(Hg.).DietzVerlag,Bonn,1998.S.23.M odifiziertbeiderVerfasserindieserArbeit.

Um diese Handlungsannäherungen und Handlungssituationen zu verwirklichen, wird ein M inimum

an Vertrauen, Kompromißfähigkeit und Respekt der legitimen Interessen der anderen verlangt. Zu

diesen Prinzipien erklärt M essner: „Die Betonung dieser Handlungsprinzipien und W erte ist kein

naivermoralischerAppell.Siebesagtnur,daß ohne ihreExistenz komplexe Steuerungssysteme nicht

handlungsfähig sind und schwierige Koordinationsleistungen in der Global Governance-Architektur

zum Scheiternverurteiltseinwerden.“20

Durch die Analyse der ausgewählten Fälle dieser Studie kann festgestellt werden, daß sowohl auf

lokaler als auch auf internationaler Ebene die Stärkung und Strukturierung der beteiligten

20 DirkM essner;Franz Nuscheler.„GlobalGovernance.Organisationselementeund Säulen einerW eltordnung“.S.28.
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Institutionen und Akteure notwendig ist. Dies meint, z.B., daß die Zivilgesellschaften - hier wird

diese als organisierte Zivilgesellschaft verstanden -, als Akteure dieser Ordnung eine bedeutende

RollealsNichtregierungsorganisationen odersozialeBewegungen spielen können,da siezum M otor

für die lokale Partizipation im Zusammenhang mit der Kette aus nationalen und internationalen

Kompromissen wird. Außerdem haben sowohl die UNO als auch die Europäische Union ihre

Zusammenarbeitmitdieserorganisierten Zivilgesellschaftzu verstärken. Es istjedoch erforderlich,

die reale Kompromißfähigkeit dieser Organisationen und ihrer Aktionsfelder für die Formulierung

und Steuerung einer gemeinsamen Antidrogenpolitik im Zusammenhang mit einer

W eltordnungspolitik zu realisieren, da sie jeweils begrenzte und bestimmte Interessen vertreten.

Bezüglich der UNO ist klar, daß ihre Strukturierung eng mit den Kompromissen der nationalen

Staaten in Verbindung steht, um die Verwirklichung einer Drogenbekämpfung durchführen zu

können. Diese zwei extremen Fälle machen deutlich, daß die nationalen Staaten weiter als

entscheidende Akteureagieren,da siebeiderDurchführung ihrereigenen Aufgaben den Prozeß der

Strukturierung im lokalen und internationalen Rahmen verstärken oder beschränken können.21 Im

Zusammenhang mitderRollederregionalen Integrationsprojektebezüglich derDrogenbekämpfung

istanzumerken,daß ihrAktionsfelddarinbesteht,einen Dialog-und Diskussionsrahmen zu schaffen,

damit die beteiligten Akteure Annäherungsmöglichkeiten identifizieren und bestimmte Formen der

Zusammenarbeit vorschlagen können. In Lateinamerika hat die Zusammenarbeit auf regionaler

Ebene,wenn sieüberhauptexistierthat,zurÖffnung derHandlungsräume aufwirtschaftlichersowie

auf politischer Ebene mit anderen internationalen Institutionen und Organisationen und zur

Anerkennung der Problematik in der internationalen Diskussion geführt. W enn die Länder des

Subkontinents neue Handlungsräume erobern wollen, ist eine Strukturierung der regionalen

Integrationsprojekte,besondersim FallderAndengemeinschaft,erforderlich.

Diese Umrisse einerneuen W eltordnungspolitikkönnten inderZukunftaufgrund derZentralisierung

von Entscheidungen sowie durch weitere technologische oder wissenschaftliche Fortschritte oder

einer besseren W ettbewerbsfähigkeit einiger bestimmter Akteure zur Fragmentierung und

M arginalisierung internationaler oder nationaler Beteiligten führen. Jedoch soll hervorgehoben

werden, daß, im Einklang mit den analysierten und ausgewählten Fällen, weder Kolumbien, noch

Deutschland,dieEuropäische Union,und dieUNO Interesse daran haben werden,ihreRollen in der

21 Klaus Esser.„Nationalstaatliches Handeln im Übergang von derIndustrie-zurInformationsökonomie“,in:DieZukunftdes Staates und
derPolitik“.Stiftung Entwicklung und Frieden (Hrsg.).DietzVerlag,Bonn,1998.S.263.DerAutorbetontbezüglich derRolledes Staates:
„ Ein Nationalstaat, der sein Handlungspotential auf allen funktionalen und räumlichen Systemebenen nutzt, kann auch internationales
Verhandlungspotential mobilisieren. Er kann so die Zugangsbedingungen zu externen M ärkten verbessern. Zwischenstaatliche oder
interregionaleVerpflichtungen,etwa zurEinhaltung fairerW ettbewerbsspielregeln und andererinternationalerRegeln,durchsetzen und zu
Verbraucher- und Umweltschutz, Sozialverpflichtung des Eigentums und stärkerer Kontrolle der internationalen Finanzmärkte beitragen
[...].“
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internationalen Politik aufzugeben. Diese Akteure müssen verstehen, daß die Ausweitung ihrer

Partizipation beiderNeuformulierung einerDrogenpolitik und dieÖffnung derAnnäherungsräume

an die Problematik in Verbindung mit der M öglichkeit steht, in der politischen Arena zu bleiben:

Kolumbien benötigtdieinternationaleHilfe,um einerseitsden illegalen Anbau sowiedieHerstellung

illegalerDrogen zu kontrollieren und zu beschränken,um andererseitsseine legalen Produkteaufden

internationalen M ärkten vermarkten zu können, damit das Land die notwendigen inneren sozialen,

politischen und wirtschaftliche Reformen durchführen kann.Deutschland hatseine Absichtgezeigt,

die Pharma- und Chemieindutrie zu unterstützen, aber gleichzeitig auch zu einem internationalen

entscheidenden AkteurbeiderTeilnahme an verschiedenen Foren,Projekten und Organisationen zu

werden, um in der politischen Arena zu bleiben. Die Europäische Union als ausgereiftes Beispiel

eines regionalen Integrationsprojektes versucht, ihre Institutionen zu stärken, damit sie sich als

Entscheidungszentrum des westlichen Europas etablieren kann. Schließlich wird durch die für die

Drogenbekämpfung zuständigen Institutionen versucht, die Einberufungs- und

Entscheidungsfähigkeit als internationales Forum zu stärken und zu erweitern, damit sie ihre

Aufgaben beiderErhaltung des weltweiten Friedens und derSicherheiterfüllen kann.

Da innerhalb derGlobalisierung eine Verdichtung derAbhängigkeitund derBeziehungen zwischen

den staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren aufgetreten ist, wird auf der Ebene der neuen

W eltordnungspolitik eine „Kultur der Kooperation“ entwickelt, um neue Handlungsmöglichkeiten,

Handlungsräume und Handlungsfähigkeiten zwischen den Akteuren zu fördern. Außerdem verlangt

die Verdichtung der internationalen Kooperation und Zusammenarbeit eine größere

Steuerungsfähigkeit.Aus diesem Grund istdiePartizipationderAkteuredas wirksame und effektive

M ittelbeiderLösung gemeinsamerProbleme.DerDialog wird zum M ittel,um dieUnterschiede zu

erkennen und die Solidarität zu erweitern. Es ist anzumerken, daß sich bei dem

Globalisierungsprozeß nicht alle Akteure gleichzeitig entwickeln werden, was eine neue Beziehung

zwischen Gesellschaft,Ökonomieund Politikfordert,um dem Regelungsprozeß im Einklang mitder

jeweiligen Fähigkeit der Akteure durchzusetzen. Auf diese W eise werden Konfliktgefahren

reduziert.22

Im Zusammenhang mit dem Globalisierungsprozeß bedeutet diese neue W eltordnungspolitik nicht

eine W eltregierung,sondern erforderlich wird dieRegierungsfähigkeitdereinzelnen Staaten und die

Partizipationsfähigkeitdernichtstaatlichen Akteurebeiden Handlungen und Kompromissen sowohl

22 Dirk M essner; Franz Nuscheler. „Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnungspolitik“. S. 34.
„Voraussetzung für eine Neuorientierung der Außenpolitik ist der Versuch, «Politik» im Innern neu zu buchstabieren: nämlich als neue
Arbeitsteilung zwischen Staat,W irtschaftund gesellschaftlichen Organisationen,um dem Phänomen der„geteilten Souveränität“gerechtzu
werden. Global Governance ist daher kein romantisches Konzept für eine heile Eine W elt, sondern ein Konzept zur gemeinsamen
Überlebenssicherung.“
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auf nationalem als auch auf internationalem Niveau.23 Das Spektrum der politischen,

wirtschaftlichen und sozialen Akteurebeidem Entstehungsprozeß einerW eltgesellschaftistimmens.

Aus diesem Grund kann die W eltordnungspolitik nicht als die Entstehung einer einzelnen und

standardisierten Gesellschaft, aber auch nicht als eine einzelne W eltregierung betrachtet werden,

sondern siemuß im Gegenteildurch dieVielfältigkeitderAkteure und durch die Individualität der

Beteiligten charakterisiertwerden.24

Das Drogenproblem kann nichtvoneinem einzelnen Staatgelöstwerden,da es diesoziale,politische

und wirtschaftliche Sicherheit der beteiligten Akteure bedroht, ohne Rücksicht auf geographischen

Grenze.Beibeiden Enden derDrogenkette-von derProduktion überden Handelbiszum Konsum-

müssen koordiniertepolitische Initiativen ergriffen werden.Gesuchtisteine M ehrebenenpolitik,d.h.

das gleichzeitige Eingreifen in Konsum- und Produktionsländer, um jeweils präventiv Alternativen

zum schmutzigen Drogengeschäftzu ermöglichen.In diesem Zusammenhang spielen dieSchaffung

vonpositiven Anreizen,diedieDurchsetzung und Durchführung einerDrogenpolitikerleichtern,eine

prominente Rolle. Zum Beispiel sollten die Bauern und die neuen Siedler in den Regionen mit

illegalem Anbau Prämien oderfestesubventionierteAgrarpreise füralternative Produktebekommen,

um das Interesse an derTeilnahme beiderBekämpfung des Drogenproblems zu wecken.In Ländern

mit Drogenkonsumproblemen müßten Therapieneinrichtungen und Drogensubstitutionsprojekte

verstärktwerden,um den Drogenkonsumenten einen sicheren W eg zurResozialisierung anzubieten,

damit diese Lösung nicht als Begleitung des Drogenproblems zum Scheitern verurteilt wird.

Bezüglich des Drogenhandelsmüßteinternationalschärferund konsequentbestraftwerden,was die

Schaffung von Drogengerichtshöfen oder internationalen Gerichtshöfen gegen die organisierte

Kriminalitäterfordert.

Dennoch muß hervorgehoben werden,daß sich das Drogenproblem nieganz lösen läßtund daß die

Globalisierung es ehernoch verschärfen wird.Deshalb stelltdiese Situationeine Herausforderung an

einermultilateralen Kooperationspolitikdar.

23 Ulrich Beck. „W as ist Globalisierung“ Zweite M oderne. Sührkamp Verlag, Frankfurt am M ain, 1998.S. 24-32. Bezüglich der
Unterschiede zwischen Globalismus,Glabalitätund Globalisierung wirdgeschrieben:„Globalismus bedeutet,daß derW eltmarktpolitisches
Handeln verdrängt oder ersetzt, d.h. die Ideologie der W eltmarktherrschaft, die Ideologie des Neuliberalismus. Sie verfährt monokausal,
ökonomistisch,verkürztdieVieldimensionalitätderGlobalisierung aufeine wirtschaftliche Dimension.[...]Globalitätzeigt,daß sich kein
Land, keine Gruppe gegeneinander abschließen kann. Damit prallen die verschiedenen ökonomischen, kulturellen, politischen Formen
aufeinanderund dieSelbstverständlichkeiten,auch des westlichen M odells,müssen sich neu rechtfertigen.GlobalitätbezeichnetdieTatsache,
daß alleErfindungen,Siege und Katastrophen dieganze W eltbetreffen und wirunsereOrganisation,unserLeben und M andelentlang der
Achse Lokal-Globalreorientieren und reorganisieren müssen.Globalisierung meintdieProzesse,inderen Folge dieNationalstaaten und ihre
Souveränität durch transnationale Akteure, ihre M achtchancen, Orientierung, Identitäten und Netzwerke unterlaufen und querverbunden
werden.[...]Globalisierung meintalso auch:Nicht-W eltstaat.Genauer:W eltgesellschaftohne W eltstaatund ohne W eltregierung“.
24 IngomarHauchler;Dirk M essner;Franz Nuscheler.(Hrsg.).„GlobaleTrends 1998.Fakten,Analysen,Prognosen“.Stiftung Entwicklung
und Frieden.FischerTaschenbuch Verlag GmbH.Frankfurtam M ain,November1997.S.27-37.
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1

PREFACIO

No sólo migeneración,sino talvez las generaciones de estesiglo y delpróximo serán en Colombia

hijas de la violencia, ese estado de destrucción, de canibalismo humano, de supervivencia. Las

causas de estaproblemática han sidovariadas yhan idoañadiéndose con elcorrerde los años.Como

periodista durante la década de los 80 y comienzos de los 90 me asombré de verme a mí misma

enterrada en el círculo vicioso de una información sin análisis, de una información que olvidaba

incluso lo humano que hay en la comunicación. Durante 1989 fui testiga de la creciente apatía,

ceguera eincredulidad que amenazaba a las gentes de Colombia.Elnarcotráfico penetraba todas y

cada una de las estructuras delpaís.Fue un tiempo de silencio,temory muertealinteriordelpaís,

mientras que internacionalmentese izaban las banderas de una guerra totalcontra ese flagelo de la

humanidad.Desde nuestra perspectiva,orientada bajo la política estadounidense de la represión,la

guerra parecía inevitable. La década del 90 comenzó con grandes cambios a nivel nacional e

internacional que ampliaron la discusión de las relaciones y el trabajo en conjunto internacional.

Colombia vivió una época de renovación política, a pesar de que sus estructuras sociales seguían

siendo víctimas de la destrucción. En 1990 tuve la oportunidad de asisitir a la primera reunión

Europea en la que el tema del narcotráfico, el incremento del consumo y la problemática de la

criminalidad organizada anivelinternacionalse discutíaen un foroabierto.Elencuentrode Londres

se convirtió en una nueva perspectiva de orientación sobre la problemática de las drogas a nivel

internacional.

Con ocasión de mitrabajo académico,durante1992-1995,no sólo en laUniversidad Javeriana sino

también en laFundaciónSimón Bolívarde Colombia,comenzó asímismo una discusiónmás amplia

sobrelas causas delfenómeno delnarcotráfico,laviolencia,lacooperación internacionaly elapoyo

a proyectos comunitarios orientados por las organizaciones no gubernamentales, que empezaban a

perfilarse como agentes activos en elordenamientosocialypolítico delpaís.Con elapoyo financiero

de la Fundación Konrad Adenauerfue posibleemprenderen Alemania un estudio profundo y serio

sobrelas relaciones de América Latina,más específicamenteColombia,con los países de la Unión

Europea respecto al tema del narcotráfico como punto de discusión en un nuevo ámbito orientado

por la creciente conexion de diferentes actores estatales y no estatales a nivel internacional. El

enfoque de la Globalización como punto de partida para un acercamiento a la temática del

narcotráfico se presentó como aspecto interesante para ser analizado. La pregunta sobre la

capacidad de compromiso, acuerdo y disponibilidad de los actores involucrados para ceder en sus

intereses yasumirlos costos de un trabajo conjunto internacionalse presentaba como un aspecto un
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tanto abstracto, que sin embargo tenía repercusiones concretas a nivel de las relaciones

internacionales.

Fue así como comenzó, con el consejo de los profesores Rainer Tetzlaff de la Universidad de

Hamburgo y Detlef Nolte del Instituto Iberoamericano en la misma ciudad, un proceso de cuatro

años através delcualse buscó no sólo compararpolíticas de lucha contraelnarcotráfico,sino más

alláconcretarlaposibilidad de trabajoconjuntointernacionalen una época de intensificaciónde esas

relaciones entreEstados yactores noestatales.La disciplina alemana en lainvestigaciónasícomo en

la esquematización clara de los factores analizados ayudaron a que la investigación no perdiera la

orientaciónrealistadelproblema.Permaneciósinembargoese apasionamientosobreeltema que tan

fuertementeinfluye aquienes somos hijos de laAmérica Latina.Porello estetrabajo es un conjunto

de emociones orientadas sistemáticamenteeinvestigadas con profundidad a fin de lograrun estudio

serio sobreeltema delnarcotráfico desde una perspectiva diferentea la represiva que ha dominado

estesiglo.

En elproceso de realización de estetrabajo,que escribítanto en alemán como en español,a fin de

que pueda serpublicado yleídoporun mayornúmerode personas interesadas en ambos continentes,

fue importantela colaboración y el apoyo a nivel de discusión, corrección y planteamiento de mis

compañeros de laFundación Simón Bolívaren Colombia,de Camilo Palacios en Bélgica,asícomo

de Tanja Richter, Claudia Ziegler, M argrit Rech, y Daniela Pfalzgraf, quienes con paciencia y

constancia hicieron posible el mejoramiento del texto en Alemán. Importante papel desempeñaron

también quienes apoyaron este tiempo de estudio con comprensión, apoyo, decisión y desde el

principio consideraron que valíalapena:mispadres,Hans-Adam Lidén,Guillermo León Escobary

en especialmipequeña hijaGabriela.
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1.INTRO DUCCIÓ N

1.1.La lucha contra elNarcotráfico:¿problem ática delNuevo O rden Político M undial?

1.1.1.Las drogas ilícitas:Un fenómeno delsigloXX

Eluso de hierbas,raíces,cortezas,hojas yplantas parafines curativos,mágicos yreligiosos,ha sido

una práctica constanteen lahistoriade lahumanidad que ha evolucionado paralelo aldesarrollo del

conocimiento científico humano.Es sólo a comienzos delsiglo XX que en elmarco de una política

internacionalcomienzan a esbozarse los primeros intentos para controlarla producción y eluso de

sustancias provenientes de recursos vegetales.Casicien años después de éstos,en elumbraldelsiglo

XXI,deben emprenderse nuevas tentativas con base en los resultados delcapítuloconocidocomo "El

deceniode las Naciones Unidas contraeluso indebidode drogas 1991-2000".

Esteúltimo ensayo delsigloXX se entiende como un mecanismo de lucha antelarápida propagación

delfenómeno a nivelinternacional.De hecho y en razón aldiseminado número de consumidores,el

consumo de drogas ilícitas adquiere una proporción de fenómeno internacional. Según datos

señalados en ellibro "W orld Drug Report1997" de las Naciones Unidas:"En los años recientes el

consumo de drogas ilícitas se ha incrementado a nivel mundial. Varios indicadores - asistencia en

habitaciones de emergencia, casos de mortalidad relacionados con abuso de sustancias ilícitas,

arrestoadrogadictos,númerode países que reportan sobreelincrementoen los niveles de consumo-

hacen claro que elconsumo se ha convertido verdaderamenteen un fenómeno global.La droga más

utilizada a nivelmundiales elcannabis,consumida poraproximadamenteel2,5%  de la población

mundial.Estoequivaleacerca de 140 millones de personas.Desde laperspectiva de salud se puede

argumentar que la droga con implicaciones más serias en relación al abuso es la heroína. Las

estadísticas señalan que aproximadamente 8 millones de personas, esto es 0.4%  de la población

global utiliza esta sustancia. El abuso con cocaína está más extendido en términos del número de

consumidores,a pesarde que más países están afectados por el consumo de heroína. Según datos

estadísticos porlomenos 13 millones de personas (0.23%  de lapoblación mundial)utilizan cocaína.

En los últimos años se ha incrementado elabuso de drogas sintéticas.Porlo menos 30 millones de

personas (0.50%  de la población mundial) consumen estimulantes tipo anfetaminas" (Tdla).1. En

1 Oxford University Press."W orld Drug Report1997.InternationalDrug Contralprogramme.United Nations".Oxford,1997.Páginas 29-
31. "In recent years, illicit consumption has increased throughout the world. Various indicators -emergency room visits, substance abuse
related mortality cases,arrestofdrug abusers, number of countries reporting rising consumption levels- make clear that consumption has
become a truly global phenomenon (...) The drug most widely abused is cannabis, which is consumed by about 2.5%  of the global
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consecuencia, el último decenio del siglo XX se proyecta como una cruzada no solo contra el

consumo de sustancias narcóticas ysicotrópicas,sinotambién,como lalucha contraelfenómeno del

narcotráfico en todas sus manifestaciones.Como loseñalaraelex-secretarioGeneralde las Naciones

Unidas Boutros Boutros-Ghali, en su M ensaje en el día Internacional contra el Uso Indebido y el

Tráfico Ilícito de Drogas,"eluso indebido de las drogas se ha intensificado dramáticamenteen los

últimos años yha involucrado en su mayorparteagentejoven yde escasos medios.Ninguna nación

es inmune alas consecuencias devastadoras deluso indebidoyeltráfico ilícito de las drogas,que se

traducen en un aumento del delito, la violencia y la corrupción; el desgaste de recursos humanos,

financieros y de otro tipo que bien podían utilizarse para fines de desarrollo socialy económico;la

destrucción de individuos, familias y comunidades enteras; y el debilitamiento de las economías

nacionales"2.

Si bien la lucha se ha concentrado en el control de sustancias, también se ha dirigido a sus

consecuencias económicas. Pese a las medidas de control, en los últimos años el "negocio de la

droga" ha mostrado que su capacidad de expansión es igualmenteinmensa."M uchos estimativos se

han hecho sobrelos ingresos totales acumulados porla industria ilícita de la droga -la mayoría de

los rangos van desde 300 billones de dólares a 500 billones de dólares. Sin embargo el creciente

cuerpo de evidencias sugiereque la figura realse encuentra alrededordelnivelde los 400 billones

de dólares americanos. Un volumen de ventas de 400 billones de dólares podría ser equivalente a

aproximadamenteel8 porcientodeltotaldelcomerciointernacional.En 1994 estacifrapudo haber

sido más grande que el comercio internacional de hierro y acero y vehículos de motor y cerca del

mismo tamaño deltotaldelcomerciointernacionalde textiles."(Tdla)3

Lo que aprincipiodelsigloXX se planteó como una manifestaciónde minorías ogrupos específicos

ubicados geográficamente,afines de ésteevolucionó como un fenómeno de mayorías.En lahistoria

de las drogas se percibe además elalcance de su influjo en los ámbitos económicos y políticos.De

hecho,lapercepción delfenómeno como un problema de salud tiene su consumación en laesferade

una política social nacional, otro tanto ocurre con la percepción del problema en su dimensión de

population.Thisequalsabout140 millionpeopleworldwide.From ahealthperspective,itcan be argued thatthe mostserious drug abuse is
heroin.Statistics suggestthatabout8millionpeopleor0.14%  ofthe globalpopulationistakingthissubstance.The abuse ofcocaine ismore
widespread interms ofthe totalnumberofconsumersthough morecountries areaffected by heroin abuse.Statistics suggestthatatleast13
millionpeople(0.23%  ofthe globalpopulation)abuse cocaine.The mostpronounced increase in drug abuse has been reported forsynthetic
drug.Thisrise includes the abuse ofamphetamine-type stimulants(ATS).Some 30 million people(0.50%  ofglobalpopulation),morethan
heroinand probablymorethan cocaine,consume ATS worldwide."
2 Boutros Boutros-Ghali.Ex-secretario Generalde las Naciones Unidas.M ensajedelDía Internacionalcontra eluso Indebido y elTráfico
Ilícitode Drogas.26de juniode 1992.
3 OxfordUniversityPress."W orldDrug Report1997.InternationalDrug Contralprogramme.United Nations".Oxford,1997.Página 124."
M any estimates have been made ofthe totalrevenue accruing to the illicitdrug industry -mostrange from US $ 300 bn to US $500 bn.
Howeveragrowingbodyevidence suggeststhatthe true figurelies somewherearound the US $400 bnlevel.A US $ 400 bnturnoverwould
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seguridad nacional,defensa de lademocraciay lucha contralacriminalidad organizada que tiene su

desenlace en la esfera de la política internacional, mientras que, la percepción del problema como

asunto relacionado con el lavado de activos, implicación de dineros ilegales en la economía legal,

utilización del sistema financiero e inestabilidad económica tiene su remate en la esfera de una

política económica mundial.

Es justo anotar que cada droga tiene su historia, luego no todas han sido prohibidas al mismo

tiempo. Se trata de una historia de la cual poco se ha hablado. La historia de la prohibición de

sustancias narcóticas y sicotrópicas, puede ser entendida bien como la capacidad de las naciones

para sellar compromisos internacionales a fin de proteger intereses económicos, nacionales y

políticos,bien como elpropósito de los Estados de permanecer en la arena política a través de su

participación activa en el ámbito de las decisiones internacionales o bien como resultado de la

presiónpolítica de ciertas regiones en áreas de interés geopolítico.

1.2.Evolución histórica de las drogas objetode fiscalización

1.2.1.ElOpio

El opio es el jugo coagulado extraído de las cápsulas verdes de la adormidera - flor de amapola-

(Papaver somniferum L.), que crece en climas templados y subtropicales. Su origen se remonta a

hace unos 5000 años en la región del mediterráneo oriental. En su relato Peter Selling señala que

"paralelo a los efectos analgésicos de la droga que siemprefueron conocidos,esta sustancia puede

propiciar en el consumidor, independientemente de sus verdaderas circunstancias, un estado de

ánimo placentero, apacible y hasta desbordante. Sin duda alguna fue el opio, a través de los

milenios,lamedicina más fuerteypolifacética que estuvo adisposiciónde lahumanidad."(Tdla)4.

Su expansión se produjo a través de dos corrientes diferentes. La primera proveniente del sur de

Babilonia hacia Egipto y Persia en el año 3500 a.C. en la que hizo parte de la cultura asiria y

babilónica,donde ya se conocían las propiedades de la sustancia.Esteflujo expansivo sigue luego

desde Egipto hacia la antigua Grecia, donde recibió el nombre de Opio -del griego Opós (jugo)-.

be equivalenttoapproximately8 percentoftotalinternationaltrade.In1994 thisfigurewouldhave been largerthan the internationaltrade
inironand steeland motorvehicles and aboutthe same sizeas the totalinternationaltrade intextiles."
4 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.
EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Páginas 276-77."daß neben derSchmerzstillenden W irkung derDroge immerauch bekannt
war, daß sie den Konsumenten unabhängig von seinen tatsächlichen Lebensumständen in eine angenehme, gelassene bis ausgelassene
Stimmung zu versetzen in der Lage ist. Ohne Frage war Opium für Jahrtausende das stärkste und vielseitigste Arzneimittel, das der
M enschheitzurVerfügung stand."
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Hipócrates,porejemplo,recomendó su preparacióncontralaleucorrea yenfermedades de lamatriz.

Con laconquistaromana sobreGreciasiguióladroga su caminohaciaoccidente.

La segunda corrientede expansión,dirigida hacia oriente,atribuye elconocimiento de la droga a la

acción de los comerciantes árabes que llegaron a Persia, China e India: "Las rutas de los

conquistadores y comerciantes árabes permitieron que el opio llegara después a Persia, China e

India.Allí,lasustanciatuvo una gran acogida y expansión debido alainfluenciadelislamismo que

prohibíaalos creyentes elconsumo de alcoholperonoprohibíaotras drogas."5

Paralela a la historia de los usos médicos de la planta, se desarrolla aquella otra asociada a su

empleo como medio para la embriaguez. Los babilonios la consideraron como "La Planta de la

Alegría".Porsu parteelpoeta griego Homero,en elaño 710 a.C.,la describe en sus efectos como

"La Bebida delOlvido".Elsignificado yutilizaciónen ceremonias religiosas es igualmenteconocido.

Los sacerdotes babilonios lautilizaban en los servicios religiosos,en las ceremonias culturales y en

el sacrificio de víctimas. En Grecia la adormidera fue considerada símbolo del dios del dormir

"Hipno" y su hijo "M orfeo",dios de los sueños.Pero también como símbolo deldios de la muerte

Tánatos6.

En la Europa de la Edad M edia elopio puro fue utilizado contra un gran número de enfermedades

como la diarrea, el cólera, la disentería, la tos, la bronquitis, el asma, la inflamación de los

pulmones,latuberculosisylamalariaentreotras.Totalfueron usos que en elsiglo XVIse hicieron

conocidos yelogiados porelalquimistaymédico alemán Filipo Paracelso.

Lugardestacado merece,sin embargo,elopio concebido como elemento de disputa económica.Su

historia se remonta los siglos XVIIIy XIX,período de tiempo en elcualésteera ofrecido desde la

India a los comerciantes chinos a cambio de seda, té y condimentos. Estas transacciones no eran

bienvenidas porelgobiernochino,que porprimeravez en elaño 1729,expidióun documentooficial

con elcualse prohibíala importación de Opio con estrictas medidas de control,"La prohibición de

importación, que bajo amenaza de pena de muerte no permitió la compra de opio dentro del país,

también amenazó a los vendedores, en cuyos barcos fuera encontrado opio, de confiscarles el

cargamento."7 Con todo,los intereses económicos de Inglaterra se veían afectados.Los períodos de

5 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.
EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Página 278."Den W egen arabischerErobererund Händlerfolgend,kam es überPersien nach
China und Indien,wo es unterdem Einfluß des Islam,derden Gläubigen zwardem Konsum von Alkohol,nichtaberden andererDrogen
verbot,rasch große Verbreitung erlangte".
6
PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.

EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Página 277.
7 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.
Editorial Campus, Frankfurt del M ain, 1989. Página 278. "Das Einfuhrverbot, das den Einheimischen den Ankauf von Opium und den
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hambreyde necesidad generaronque elcomercio delopio volvieraapropagarse en China.Después

de la caída delimperio M ongolInglaterra reorganizó elmonopolio delopio a través de la llamada

"EastIndiaCompany".Los edictos de prohibición china fueron cada vez más estrictos respecto ala

importación de opio.No obstantelamedida,como reacción lo que consiguió fue un aumento de las

importaciones de éste,pasando de 14 toneladas en 1729 aun volumen de 2000 toneladas de opio en

18408. Este control del comercio internacional tuvo como desenlace la "Primera Guerra del Opio"

entre1839y1842 9.Enfrentamientodelque salióvictoriosa Inglaterra,sinlograrnoobstanteacabar

con la prohición del opio. En 1850 un nuevo edicto del emperador chino amenazó con pena de

muerteparaelautordelya considerado crimen -importaciónde opio-,laesclavitud parasu familiay

la expulsión de las siguientes generaciones. 6 años después, en 1856, cuando un barco inglés fue

retenidoporlaaduana china comienza Inglaterra"La Segunda GuerradelOpio" que termina con la

firma del Convenio de Tientsin en 1858, a través del cual se legalizaba el comercio del opio, así

como abdicaba China de Hong-Kong10.

M ientras tanto en Europa florecía elromanticismo y elopio se convertia en una sustancia utilizada

en elcírculo culturaly bohemio.Paralelo a ello,la revolución industrialexigía de los trabajadores

extensas horas de labor,que en Inglaterra,porejemplo,eran posibles através delconsumo de opio:

"Entonces eraInglaterrauno de los países con más posesiones en ultramarycon lamás extensa flota

de comercio.En elmercado inglés se encontraban gran cantidad de productos exóticos.A diferencia

delcontinenteeuropeo,en donde elopio era un producto caro, casi de lujo, en Inglaterra se podía

encontrar opio en todas partes. De allí que Inglaterra fuera el único país durante esta época en el

cuallaoladelconsumo de opiotomaraincluso alproletariado."(Tdla)11

Simultáneamenteen los Estados Unidos de América,después de laguerrade independencia,elopio

erautilizado como medicamentoparacalmareldolorylas heridas de los soldados.Aunado alhecho

Betrieb von Opiumdivans unter Androhung der Todesstrafe verbot und Kaufleute, auf deren Schiffen Opium gefunden würde, mit der
Beschlagnahmung derLadung bedrohte".
8 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.
EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Páginas 278-279.
9 Oxford University Press."The Oxford Companion to Politics ofthe W orld".Oxford 1993.Página 134.Respecto alaPrimera Guerra del
Opioseñala:"Externalforces undoubtedlyplayed apartinChinàscenturyofturmoiland revolutionary change.Beginning with the Opium
W ar(1839-1942),W esternpowerscompelled asecluded Chinese Empiretoopen severalportstoforeign merchantsand missionaries"."Sin
duda alguna las fuerzas externas jugaron parte importante en el agitado siglo chino, en el que se evidenciaron cambios revolucionarios.
Comenzando con laGuerradelOpio(1839-1842)los poderes occidentales amenazaroncon una exclusióndelimperiochinoafinde generar
que ésteabrieravarios puertos acomerciantes extranjeros yamisioneros" (T.d.l.a).
10 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.
EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Página 279.
11 E.Lomax "The Uses and Abuses ofOpiates inNineteenth-centuryEngland".BulletinofThe HistoryofM edicine 1973.Páginas 47,167.
Citado porPeterSelling en "ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten" en Drogen und Drogenpolitik.Compiladores Sebastian Scheerere
Irmgard Vogt. Editorial Campus, Frankfurt del M ain 1989. Página 280. "Denn England war das Land mit den meisten überseeischen
Besitzungen und dergrößten Handelsflotte.Exotische Produktewaren hierin großen M engen aufdem M arkt.Andersalsim Kontinentalen
Europa,wo es ein teures Gut,jafastein Luxusgutwar,konnteauch Opium in England überallund wohlfeilerstanden.So kam es,daß in
Großbritannien alseinzigem westlichen StaatdieserEpoche eine W elledes Opiumkonsums auch das Proletariaterfaßte."
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de que desde 1820 en Estados Unidos se vivío una fuerte corriente migratoria proveniente de la

China, la cual se ubicó en California, dada la necesidad de obreros para la construcción de los

ferrocarriles delPacífico.La fiebrede orode laépoca dejóelcampo abiertoparaque los emigrantes

chinos fuesen considerados la única mano de obra existente:"Los extranjeros a quienes se les tenía

desconfianza al principio, se mostraron como trabajadores duraderos, los cuales, a pesar de las

brutales condiciones de trabajo, realizaban pacientemente su labor. Incluso después de la hora de

cierrepermanecían calmados en elcampo de trabajo.Los abstemios chinos fumaban su pipa de opio

ynadiese escandalizaba de ello.Porelcontrariouna partede su trabajo se pagó,de vez en cuando,

en forma de opio."(T.d.l.a)12.Sinembargoalterminarse lafiebredeloroyllegarlacrisiseconómica

a los Estados Unidos, los emigrantes chinos fueron desplazados hacia San Francisco en donde

conformaron ghettos,situación que propició elincremento delconsumo de opio alinteriorde éstos

debido a las difíciles circunstancias económicas y sociales de vida, al punto de convertirse en un

problema de salud pública al interior de los Estados Unidos. Hacia 1898 fuera del continente

americano se vivía una crisis de consumo similar, originada por los soldados estadounidenses que

poblaron las Filipinas después de laentrega española.Porentonces existíaallíun monopolio estatal

de opioacargode los españoles,quienes locomerciaban directamentecon laChina.A lallegada de

las tropas americanas el monopolio acabó y la sustancia comenzó a venderse en las calles sin

problemas. La situación contribuyó al aumento del consumo, inclusive en las tropas americanas:

"Por eso fue el M inisterio de Guerra de los Estados Unidos el que organizó una Comisión que se

responsabilizara del desarrollo de alternativas al sistema de opio español. A fin de estudiar el

problema delopio,la Ćomisión delOpio de Filipinas̀ emprendió un viajede información hacia el

orienteasiático.La Comisiónestaba bajoladireccióndelArzobispo Brent"(T.d.l.a).13

En este tiempo, los Estados Unidos apoyaban una política de "Puertas abiertas" con el fin de

conquistarlos mercados asiáticos,basados en elinflujo de la economía liberal,asícomo en acabar

con lahegemoníacolonialista.Porestarazón lalucha contraelopio se convirtió en elsímbolo de la

liberación de la hegemonía de los poderes colonizadores que hasta entonces existían. "Estados

Unidos apoyaba una posibilidad de importar hacia China, esto es, mejores condiciones para el

comercio. Esto fue el imperialismo económico moderno. Ellos no querían colonizar sino presionar

paraabrirelcomercioafin de venderlas armas americanas.Ese es un nuevo tipo de colonialismo -

12 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten"en Drogen und Drogenpolitik.Compiladores Sebastian ScheerereIrmgardVogt.
EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Página 284."Dieanfangs beargwöhnten,schmächtigen Fremden erwiesen sich alsausdauernde
Arbeiter,dietrotzderbrutalen Arbeitsbedingungen duldsam ihreArbeitverrichteten.Auch nach Feierabend blieb es inden Camps derArbeit
ruhig.Diealkoholabstinenten Chinesen rauchten ihre Opiumpfeife, und niemand nahm Anstoß daran. Im Gegenteil, ein Teil ihres Lohns
wurde ihnen zuweilen garinForm vonOpium ausgezahlt."
13 PeterSelling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiateninDrogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerer eIrmgardVogt.
EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Página 282."Deswegen wares auch das Kriegsministerium den USA,das eine Kommission
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poscolonialismo- a través de las relaciones comerciales globales." (Tdla).14 Los primeros intentos

estadounidenses para ganar la confianza del mercado chino fueron entorpecidos por los

acontecimientos en el interior de los Estados Unidos, a través de los cuales se levantaba una

prohibiciónde trabajode lamano de obrachina migranteen Norteamérica.

Sólo hasta 1906 cuando elPresidenteTheodoro Rooseveltconvocó a una conferencia internacional

paradiscutirelproblema de las drogas,con base en elinforme enviado porla"ComisióndelOpioen

Filipinas",pudo lograrse laconvergenciade dos objetivos:primero,ganarlaconfianza delgobierno

chinoycon ellolacruzada pormercados abiertos en Asia,yen segunda instanciaconseguirelapoyo

paraadelantaruna lucha contralas consecuencias delconsumo indebidodelopio,problema frenteal

cual ya había luchado el imperio chino sin ninguna victoria, y que para los Estados Unidos se

convertíaen una situacióndelicada tantoalinteriorcomo alexteriorde su territorio.La convocatoria

para la conferencia representaba la directa competencia americana en elmercado internacional,así

como elconflicto con y entrelos países europeos interesados en la producción de la sustancia por

cuestiones económicas: Inglaterra preocupada en conservar el monopolio del opio en Asia y

Alemania interesada en la producción farmacológica,una industria siemprecrecientey productiva,

tantode heroína como de cocaína,sustancias que habían sido producidas porprimeravez en elpaís

germano. " Heinrich Dreser produjo en 1898 una sustancia medio sintética denominada heroína

(diacetylmorfina)a través de la acetilización delclorhidrato de morfina.En principio creyó él,que

con heroína podría ayudar a quienes eran adictos a la morfina. A diferencia de los usos del opio

naturales o medios sintéticos se desarrolló por primera vez una droga narcótica completamente

sintética en los años 30.Ellas fueronporejemploelDolatín(1937),elPolamidón(1938),lamorfina

(1940)yotras sustancias deltérminode los opiáceos."(Tdla)15

1.2.2.La Coca

El arbusto de coca (erythroxylón coca), de hoja perenne, se cultiva principalmente en la región

montañosa occidentalde América delSur.Su historiase remontaalaño 3000 a.C.según lo revelan

algunas investigaciones antropológicos en elárea."La más antigua referenciasobrelautilización de

einsetzeund siemitderEntwicklung von alternativen zum spanischen System derOpiumverteilung beauftragte.Um das Opiumproblem zu
studieren unternahm die Ṕhilippine Opium Commissioǹ unterihrem Vorsitzenden,BischofBrent,eine Informationsreise nach Ostasien."
14 Sebastien Scheerer.Seminariode la FundaciónKonrad-Adenauersobre"Droga ypolítica",realizado en Saarbrücken,Alemania.25-28 de
Abril1996."DieUSA förderteauch dieM öglichkeitnach China zu importieren,das heißtbessereBedingungen fürden Handel.Das warder
moderne,ökonomische Imperialismus.Siewollten nichtkolonisieren sondernzwingen zu Handelamerikanische W affen zu kaufen.Diese ist
eine neue ArtvonKolonialismus -Postkolonialismus-durch globaleHandelsbeziehung."
15 Peter,Selling,"ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten".Compiladores Sebastian ScheerereIrmgardVogt.EditorialCampus,Frankfurt
delM ain 1989.Página 276."Alshalbsynthetische Substanz hatdann Heinrich Dreser1898 Heroin (Diacetylmorphin)durch Azetylierung
des M orphinhydrochlorids hergestellt. Zunächst glaubte er, daß er mit Heroin diejenigen heilen könne, die von M orphium abhängig
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coca se encuentra en la costa del Ecuador. Se trata de recipientes de cal , así como de figuras de

hombres que mastican las hojas de coca.Estehallazgo se atribuye a la cultura Valdivia y data del

año 3000 a.C.La más antigua hojade Coca,todavíaen buenas condiciones,se encuentraen Perú y

datadelaño 1300a.C."(Tdla)16

Conforme aestudios arqueológicos en laregiónAndina,se presume que lahojade coca fue utilizada

regularmente por sacerdotes y "chamanes" de las culturas indígenas en relación con eventos

religiosos y prácticas de curación. Razón por la cual su consumo estaba destinado y permitido

exclusivamenteaimportantes personalidades de lacomunidad.Los Incas veneraronlaplantade coca

como un arbusto santo. Garcilaso de la Vega, citado por Scheffer describe el ritual de las

comunidades haciaestearbusto:"Los niños habían recibido lacoca delsolcomo regalo después de

laconstruccióndelimperioInca.Un regalocon elcualelhambrepodríaserdisipada,un regalo con

elcuallos débiles serían fuertes ylos desdichados calmarían su desesperación."(Tdla)17

A la llegada de los conquistadores españoles a América el consumo de coca era conocido. Esta

situación pasó casidesapercibida por los colonizadores. Es sólo hasta el período de 1551 a 1567,

que la Iglesia Católica,después de conocerlos efectos de su empleo,la calificó como "Instrumento

del Demonio". Sin embargo en los períodos de escasez alimentaria y con la llegada de las

hambrunas,entrelos indígenas se intensificó eluso de la coca y con estése incrementó también su

capacidad de trabajo en las minas de oro y plata que, por lo demás, era obligatorio. Se desarrolló

entonces una reglamentada industria estatal de coca española, que hacia el siglo XVI empleaba a

más de 2000 trabajadores.Esta nueva industria fue considerada tan productiva como la extracción

de metales preciosos.En elsiglo XVIIIelmonopolio estatalse acaba y la siembra de coca pasó a

empresas privadas18.

En 1566 Nicolás M onardes publica en Europa elprimerlibro sobrela coca,sus usos y sus valores

nutritivos. Es casi 300 años después, hacia 1860, que el químico alemán Albert Niemann en

Göttingen logra aislar el principal alcaloide de la planta, al cual llama "Cocaína". Entonces el

geworden waren.In Abhebung zu den natürlichen und halbsynthetischen Opiaten hatsich fürdiein den 30erJahren erstmalsentwickelten
vollsynthetischen narkotischen Analgetika wiez.B.Dolatin(1937)und Polamidon(1938)."
16 Karl-Georg Scheffer, "Coca: Geschichte, tradicioineller Gebrauch und W irkungsweise" en Drogen und Drogenpolitik. Compiladores
Sebastian ScheerereIrmgardVogt.EditorialCampus,FranfurtdelM ain,1989.Página 351."Dieältesten bislang vorliegenden Hinweise auf
einen Gebrauch von Koka fand man an der Küste von Ecuador. Es handelt sich um Kalkbehälter sowie um figürliche Nachbildung von
M enschen,dieKoka-Blätterkauen.Diese Funde werden derValdivia-Kulturzugerechnetund auf3000 v.Chr.datiert.Dieältesten,noch
guterhaltenen Koka-Blätterfand man inPeru.Siewerden auf1300v.Chr.datiert."
17 Karl-Georg Scheffer, "Coca: Geschichte, tradicioineller Gebrauch und W irkungsweise" en Drogen und Drogenpolitik. Compiladores
Sebastian ScheerereIrmgardVogt.EditorialCampus,FranfurtdelM ain,1989.Página 352."dieKinderhaben derSonne nach derBildung
des Reiches den Inka dieCoca alsGeschenk gegeben.Ein Geschenk,mitdem derHungervertrieben werden kann,welches dieSchwachen
starkund den Unglücklichen Trostspendet."
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entusiasmo científico respectodeluso de lacoca se extendióen Europa de forma talque porejemplo

elmédico italiano M anteGazza escribe una monografía en la cualdescribe los efectivos resultados

de ésta en el tratamiento de dolores dentales, problemas digestivos, así como para problemas

neurastémicos.En 1884 Sigmund Freud escribe su ensayo "ÜberdieCoca" ("SobrelaCoca"),en el

que también señala las positivas experiencias de su empleo en tratamientos psicológicos. Se puede

afirmarque incluso y hasta finales delsiglo XIX la coca fue considerada el más eficaz anestésico

local19. Alemania, por ejemplo, se convirtió durante este tiempo en uno de los más grandes

importadores de coca:"Entre1883 a1886 se incrementólaimportaciónde hojade coca en elpuerto

de Hamburgopasando de 5.000a86.000kilogramos."(T.d.l.A).20.

Otros usos de la hoja de coca hicieron su aparición en la producción vinícola. Por ejemplo en

Córcega AngeloM arianifabricó un vinoque conteníacoca yfue denominado "M ariani".Eléxitofue

tan grande que elvino fue consumido porla más respetada sociedad europea.En Georgia,Estados

Unidos,elfarmaceuta J.S.Pemberton produjo una bebida en 1886 que contenía cocaína, cafeína ,

esencia de avellana y agua carbonatada, el resultado se conoció como "Coca-Cola". Una bebida

gaseosa con cualidades curativas.

Pero mientras en Europa el uso de la coca no se percibía como peligroso, esto es, no existía una

"mala" imagen de la sustancia y por el contrario ésta había generado un productiva industria

farmacológica,en los Estados Unidos lasituacióneradiferente.Luego de un período de entusiasmo,

comenzó a sercriticado su uso debido alvínculo que se estableció entrela sustancia y la situación

vivida después de laGuerraCivil(1861-1865)en elsurde los Estados Unidos."En Europa no tenía

lacocaína una malaimagen,pero esto eratotalmentediferenteen relación alos Estados Unidos.En

los Estados Unidos hubo en principio un gran entusiamo por la cocaína, pero después en 1880

llegaronlas críticas,según las cuales los negrosque en elsurtomaban esa bebida eran responsables

de generar violencia. El senado americano estuvo siempre bombardeado por las preguntas de los

senadores de los estados delsursobre ésa sustancia que ellos llaman coca-colà . Y eso estuvo en

relación con la violencia. Se creyó que especialmente los negros que tomaban coca-cola eran más

agresivos y más peligrosos (...)La Cocaína fue percibida como la droga de los negros,a los cuales

18 Karl-GeorgScheffer,"Coca:Geschichte,tradicioinellerGebrauch und W irkungsweise" en Drogen und Drogenpolitik.Compiladores
Sebastian ScheerereIrmgardVogt.EditorialCampus,FranfurtdelM ain,1989.Página 351.
19 Karl-GeorgScheffer,"Coca:Geschichte,tradicioinellerGebrauch und W irkungsweise" en Drogen und Drogenpolitik.Compiladores
Sebastian ScheerereIrmgardVogt.EditorialCampus,FranfurtdelM ain,1989.Página 358.
20 Karl-Georg Scheffer, "Coca: Geschichte, tradicioineller Gebrauch und W irkungsweise" en Drogen und Drogenpolitik. Compiladores
Sebastian ScheerereIrmgard Vogt.EditorialCampus,FranfurtdelM ain,1989.Página 360."Von 1883 bis1886 erhöhtesich derImport
vonKoka-BlätterinHamburgerHafen von5.000auf86.000kg."
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se les tenía temor." (Tdla)21 Es precisamente debido a estas críticas que en 1903 la firma decide

suspenderlainclusión de cocaína en los ingredientes de labebida.22.En 1886 fue conocido un texto

en elcualelcientífoalemán A.Erlenmeyerinformaba sobreladependenciaque originaba lacocaína:

"La cocaína produce una adición que sólo puede ser comparada por la adición producida por la

morfina yelalcohol.La cocaína origina cambios spicológicos que pueden constituirse en un peligro

público yconllevarauna rápida decadenciacorporal,perosobretodomoral."(T.d.l.a)23

Aligualque elopio,lacocaína fue objeto de discusión durantela Conferencia de Shanghai(1909).

Durantelos años 30,40 y 50 elconsumo de cocaína disminuyó notablementea nivelmundial,pero

duranteladécada de los 60́ svolvió a recuperarla droga su atractivo básicamenteen los mercados

ilegales americanos.

1.2.3.ElCannabis

La planta de cáñamo (Cannabis sativa L.) crece silvestre o se cultiva en los climas templados o

tropicales.Se tratade una hierba resistenteque se da en una ampliadiversidad de lugares alrededor

delmundo.Durantemás de tres milenios los pueblos de Africa yde Asiahan utilizado elcannabisen

diversas formas. Sin embargo el origen exacto de la planta no se encuentra realmente

definido."Temprano y de muy diversas maneras fue utilizada la planta de cannabisen la China,en

donde ya desde hace seis mil años brindó alimento, vestido, redes de pesca y aceite para las

lámparas. Los chinos nombraron el cambio en el estado de conciencia originado después del

consumo de cannabis ́Trascendencia divinà  (...) Se debe tener en cuenta que en la India desde

tiempos remotos la principal utilización del cannabis consistía en incrementar la concentración

mientras que se leíaeltextosagrado (...)Fenicios,griegos yromanos conocieronelcáñamo ysabían

muy bien de los efectos de la droga a nivelpsicoactivo." (Tdla)24 Al continente americano llegó el

21 Sebastian Scheerer.ConferenciasobreDroga y política.Seminario de la Fundación Konrad-Adenauersobreeltema "Droga y Política",
realizado en Saarbrücken,Alemania.Abril25-28 de 1996."In Europa hatteKokain keinen schlechten Ruf,aberin den USA sah es ganz
anderes aus.In den USA gab es zunächsteine riesige Kokainbegeisterung,und dann kamen in den 1880 Kritik,daß Coca-Cola trinkende
negroes in den Südstaaten für Vergewaltigungen verantwortlich seien, und der amerikanische Senat ist dann von Südstaaten Senatoren
immerwiederbombardiertworden mitAnfragen ́aboutthisstuff,they callCoca-Colà.Und zwarim Zusammenhang mitVergewaltigungen.
M an glaubte,daß speziellNeger,dieCoca-Colatrinken zu agressiv werden,zu gefährlich werden (...)Coca-Colawurde alsdieDrogen der
Negergeächtet,vordenen man Angsthatte."
22 Ellibrotitulado "Cocaína yAnticomunismo" delprofesorde laUniversidad de YaleDavidM astor,describe lahistoriade lautilizaciónde
cocaína ylasituacióndespués de laGuerraCivilde los Estados Unidos.
23 A.Erlenmeyer,"ÜberCocainsucht"citado porKarl-GeorgSchefferen "Coca:Geschicht,traditionellerGebrauch und W irkungsweise" en
"Drogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian ScheerereIrmgard Vogt,EditorialCampus.FrankfurtdelM ain,1989,página 361.
"Kokainerzeuge eine Sucht,diederdurch M orphium und Alkoholerzeugten gleichzusetzen sei;es rufeschwerepsychische Veränderungen
hervor,diesich zur Ǵemeingefährlichkeit̀ entwickelnkönnte;es führezu einem rapide körperlichen und vorallem moralischen Verfall."
24 Sebastian Scheerer, "Herkunft und Verbreitung von Cannabis". En "Drogen und Drogenpolitik", Compiladores Sebastian Scheerer e
Irmgard Vogt.EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.Páginas 370-371."Früh und vielfältig genutzt wurde die Cannabispflanze in
China,wo sie(...)vorsechstausend Jahren schon Nahrung,Kleidung,Fischnetze,Lampenöllieferte.DieChinesen nannten den veränderten
Bewußtseinszustand nach Cannabis-Genuß ́göttliche Transzendenz̀ (...)M an muß sich vorAugen halten,daß inIndien schon zu früherZeit
diewichtigsteAnwendung vonCannabisdarinbestand,dieKonzentrationbeim Lesen heiligerTextezu erhöhen (...)Phänizier,Griechen und
Römerkannten den Hanfund wußten wohlauch um diepsychoaktiven W irkungen derDroge."
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cannabis a través de las primeras migraciones originadas desde Asia y luego a través de los

conquistadores españoles eingleses.Se sabe,porejemplo,que elcáñamo llegó a Chileen 1545,al

Perú en 1554, mientras que en 1606 fue a Canadá, en 1611 a Virginia, y en 1632 a Nueva

Inglaterra.

A pesarde laextensa historiadeluso delcannabis,es necesarioprecisarque elconsumo de hachíses

un fenómeno relativamente nuevo del siglo XX que acompaña recientes expresiones juveniles a

través de las cuales se manifestaban posiciones de inconformismo con elsistema:"Esa tradición se

remontaalaépoca europea romántica,continua sobrediferentes movimientos culturales literarios de

vanguardia y está aún viva en los experimentos de hachís de Ernst Jünger, Ernst Bloch, W alter

Benjamín o Hermann Hesse." 25 La expansión del consumo de hachís como fenómeno de masas

sucedió entre1965 y 1969.Elpunto más determinantees elllamado "verano delamor"en 1967,el

cualfue bastanteconocido en elmundo.Estemovimiento generó los llamados conflictos sociales de

ladécada de los 60.

Conocidodesde hace siglos,elcannabises,después deltabaco,elcaféyelalcohol,ladroga que con

mayorfrecuenciase consume anivelmundial.

Cabe mencionarque lapreguntasobreuna posibleprohibicióndelcannabisfue formulada durantela

conferenciade laHaya en 1912.

1.2.4.Otras Drogas

1.2.4.1Depresores

Porlo usualson sustancias de producción química que actúan sobreelsistema nervioso centraldel

individuo y que pueden alterarsu comportamiento.La mayoría de estos compuestos se encuentran

bajo fiscalización desde 1961 y su uso médico está estrictamente restringido. Pertenecen al grupo

químico de los barbitúricos.Son drogas sedantes,que en dosismuy elevadas producen sueño.

1.2.4.2.Alucinógenos

25 Christian v.W olffersdorff-Ehlert,"DieCannabis-Szenen".En "Drogen und Drogenpolitik".Compiladores Sebastian Scheerere Irmgard
Vogt.EditorialCampus,FranfurtdelM ain,1989.Página 373."Diese Tradition reichtbisin dieeuropäische Romantik zurück, setzt sich
überverschiedene künstlerisch-literalische Avantgarden ins zwangzigsteJahrhundertfortund istnoch in den Haschischexperimenten Ernst
Jüngers,ErnstBlochs,W alterBenjamins oderHermann Hesses lebendig."
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Desarrolladas en laboratorio, son sustancias que constituyen un grupo químicamente diverso. La

más famosa de este rango es el ácido lisérgico (LSD) obtenido por primera vez en 1938 en los

laboratios de Sandoz AG in Basel, Alemania. Estas drogas producen grandes cambios mentales

como euforia,ansiedad,distorsión sensorial,alucinaciones,depresión y una sensación de pérdida de

laidentidad.

En los años sesentase expandiósu uso nomédico,razón porlacualfuerontomadas medidas legales

para evitarsu venta alpúblico.Sin embargo alserun producto químicamenteproducido puede ser

sustituído por otros con características similares o producido a través de otras sustancias. Las

drogas más conocidas en esta clasificación son la mescalina, la DOM  ( 2,5-dimetoxi-4-

metilanfetamina)ylaPCP (fenciclidina).

1.2.4.3.Estimulantes

Eltipo básico de los estimulantes es elde las anfetaminas que farmacológicamenteguardan alguna

relación con aspectos de lacocaína.Tienen lacapacidad de levantarelestado de ánimo y disiparla

fatiga,asícomo lasensaciónde hambre.Eluso indebidoha sidodetectado en individuos que buscan

efectos eufóricos,asícomo en personas que lautilizan como agentecontralaobesidad olafatiga.En

los últimos años se ha introducidoen elmercado ilícitouna nueva clase de anfetamina que se conoce

con elnombrede "hielo".Elriesgo de dependenciarespectoaestas drogas parece sermuy alto.Hoy

díaes utilizada terapéuticamenteen casos de narcolepsiaehipercinesisinfantil.

1.3.Planteam ientoyelem entos fundam entales delestudio

El desarrollo de la problemática sobre el control tanto de la producción como del consumo de

sustancias psicoactivas y psicotrópicas durante este siglo, permite trazar paralelamente el proceso

deldesarrollo político internacional,através delcualde un Estado moderno,nacionalcaracterizado

por su territorialidad y soberanía, se ha llegado a un Estado posmoderno en el cual los actores

nacionales comparten el poder en el escenario global con otro tipo de actores, como son las

organizaciones internacionales, las empresas transnacionales, los consorcios, los movimientos

sociales,y las organizaciones no gubernamentales,entreotros.En estenuevo orden,que implica la

realización de una política mundialpolicéntrica,en la que se perciben diferentes posibilidades para

establecer y mantener el poder entre los diferentes actores involucrados, se exige una mayor

participación del Estado nacional, pero al mismo tiempo una mejor conexión entre quienes se

encuentran en laarena política.En estemismo contextolaproblemática de ladroga ha pasado de ser
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un aspecto orientado desde la política nacional, bien sea por presiones internacionales o bien por

incrementode los efectos negativos deltráfico,consumo oproducción,aconvertirse en un fenómeno

internacionala través delcualno solamenteelnúmero de actores involucrados es cada vez mayor,

sino que además exige un mayor compromiso de los Estados a fin de controlar las consecuencias

negativas tantoen los ámbitos nacionales como internacionales.

La globalización,entendida como un proceso através delcualse ajustan las estructuras económicas

existentes alas nuevas condiciones de mercado en una economíaabierta,debe permitirparalelamente

el desarrollo de un Nuevo Orden Político Internacional (o "Gobernabilidad Global" del inglés

"GlobalGovernance")como estrategia anclada en lo Político capaz de mediar entre los problemas

nacionales y los de interés internacional. Esta gobernabilidad global debe hacer posible la

formulaciónde un modelopolítico através delcuallos Estados (más dependientes entresíaraízdel

fortalecimiento de sus vínculos con otros Estados) robustezcan la capacidad de compromiso entre

ellos,ycon otros actores noestatales,respectode situaciones que presentan problemas comunes.

ElEstudio plantea elfracaso de la actualpolítica antidrogas,formulada desde comienzos delsiglo

XX,no sólo araízde su orientación totalmenterepresiva,sino debido también alconflicto existente

entre los intereses locales, nacionales e internacionales en el proceso de formulación de acuerdos,

reglamentaciones y negociaciones de una política de lucha contra elfenómeno del narcotráfico. La

razón de ese fracaso radica en laincapacidad de negociación de los diferentes actores involucrados.

Lo percibidoes un déficiten lacapacidad negociadorade los actores,insuficienciafundamentada en

la falta de voluntad política para sellarcompromisos y en la incapacidad en la toma de decisiones

respecto de acciones concretas de la política antidrogas. Así mismo, este fracaso está relacionado

con el desarrollo disparejo de las políticas locales, nacionales e internacionales y la falta de un

planteamiento relacionado con los problemas sociales de cada país. Aspectos como el incremento

constante del consumo, la venta de sustancias ilegales a pesar de las medidas de control, el

incremento de lacriminalidad relacionada con elnarcotráfico,elpoderde los carteles de la droga y

el crecimiento de sus redes de conexión a nivel internacional, la expansión del tránsito de drogas

ilegales y la aparición de nuevas sustancias en el mercado son signos que dan testimonio de este

fracaso. El estudio realiza un acercamiento a cuatro casos específicos, Alemania, Colombia, la

Unión Europea y la Organización de Naciones Unidas, con el objetivo de identificar los aspectos

críticos yconflictivos en elproceso de poneren marcha estapolítica de lucha contraelnarcotráfico.

Se señalade forma precisa ydetallada laorientaciónylaformulaciónde las políticas nacionales,los

actores involucrados, las situaciones existentes que motivaron una u otra decisión y las nuevas
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circunstancias que ponen de presente la necesidad de reformular esta lucha con base en los

desarrollos económicos ypolíticos internacionales.

EsteEstudio partede lapreguntasobrelaVoluntad y determinación de los Estados y de los actores

políticos, sociales y económicos involucrados, de asumir los costos socio-políticos y económicos

generados en la lucha. Esta voluntad, entendida como disponibilidad, implica capacidad de

negociaciónparaformularcompromisos en los cuales se vinculealmayornúmeroposiblede actores,

se defiendan los intereses particulares yse construya un mínimo de transparenciayconfianza tantoa

nivel internacional como nacional. El análisis busca establecer si en la era de la globalización es

posibleformulary llevara cabo una política de drogas de alcance internacionalsin incurriren una

política imperialista-nipaternalista-que frene las posibilidades de desarrolloen los países afectados

yque almismo tiempo fortalezca lasociedad civilylas funciones propias delEstado involucrado.

La pregunta sobre quién está dispuesto a asumir los costos de lucha en el escenario económico,

implica tenerlasuficientevoluntad política paratomarmedidas que involucren alsectorfinancieroa

fin de sanear sus tesoros y establecer regímenes de control más estrictos. De igual modo este

esfuerzo internacional debe hacer evidente la disposición de asumir compromisos claros a fin de

evitar los llamados "Paraísos financieros" que pondrían en peligro cualquier intento de lucha

internacional,almismo tiempo presume una decisiva campaña contra las organizaciones criminales

que anivelinternacionalestán encargadas de hacerpenetrarlos beneficios económicos de las drogas

en elcomercio y elsistema financiero internacionallegal.De otra parteimplica mayorinversión en

áreas sociales,de investigación,de educación,de lucha contra eldesempleo,de rehabilitación y de

prevención, entre otros, lo que hace prever proyectos a largo plazo, así como una política de

comercialización y apertura real de mercados internacionales a través de los cuales los productos

legales de los países afectados porla producción ilegalde drogas logren beneficios económicos que

les permitan reorientarsu existencia.

De otra parte la pregunta sobre los costos políticos señala la necesidad primera de "voluntad

política" de los actores nacionales e internacionales para reforzar las estructuras sociales a fin de

propiciaruna sociedad civilcapaz de participaractivamenteen elproceso de lucha frontalcontrala

corrupción y responsable de los nuevos procesos regionales de descentralización del poder. Así

mismo implica elfortalecimientode unos valores sociales ypolíticos diferentes alos promovidos por

elnarcotráfico,a fin de permitiruna conciencia de las consecuencias negativas deldinero fácil,del

corto-placismo,delindividualismo yde lafaltade compromiso con otros actores sociales ypolíticos.
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Estapreguntasobreladisponibilidad de pagarlos costos generados porelnarcotráfico es antetodo

una pregunta desde la Política. Es una pregunta del posmodernismo que exige una mayor

interrelaciónentrelos actores internacionales,peroalmismo tiempo un mayorcompromiso.Porello,

con base en eldesarrollo delcontrolde sustancias psicoactivas y psicotrópicas y teniendo en cuenta

el desarrollo de la problemática, cabe reflexionar sobre la posibilidad de formular una política

internacional de drogas con base en el Nuevo Orden Político Internacional (del inglés Global

Governance).

1.4. Estudio de casos específicos: un abanico construido con actores nacionales, la Unión

Europea ylaO rganización de Naciones Unidas

Este estudio posee tres momentos relacionados entre sí. El primero toma en consideración la

dicotomía representada por los países productores y los países consumidores-industrializados; el

segundo momento aborda una instancia regional a fin de establecer las relaciones entre políticas

nacionales y políticas de compromiso internacional, y en último lugar se presenta una perspectiva

totalmenteinternacionalde la situación.Elacercamiento a una problemática tan compleja como la

delcaso colombiano,de entrada permitedescribirlas motivaciones,las condiciones existentes en lo

político,lo económico y lo socialgeneradoras delproblema,y puede ayudaraclarificarla pregunta

de porqué es posibleque estasituaciónse genereen países con determinadas características sociales

y desarrollos económicos. De otra parte el caso alemán pone de presente dos esferas importantes:

una laeconómica,vinculada con laproducciónlegalen laindustriafarmacológica y otrasupeditada

a la política interesada en mantener una posición de dirección en la toma de decisiones a nivel

internacional.

Si bien el desarrollo de la política de drogas responde a momentos diferentes y a circunstancias

determinadas,es claroque se ha movido desde un paradigma único através delcualbásicamentese

busca reprimir su expansión. La política de drogas que desde comienzos de este siglo estuvo

orientada por intereses económicos y políticos, en sus estertores exhibe una orientación

fundamentalmenteeconómica apesarde que sus posibles soluciones contemplen una mirada mucho

más vastaen lo político y en lo social.Esto es desde la rehabilitación,la prevención y la educación

en países industrializados y en desarrollo,hasta la satisfacción de necesidades básicas,elapoyo al

desarrolloalternativoalargoplazo,laconsolidaciónde lapresenciadelEstado en áreas críticas y la

capacidad de decisiónde ésteen los países menos desarrollados.



18

Colombia, caso típico de país productor de sustancias narcóticas y sicotrópicas, se convierte

paralelamente, al finalizar de este siglo, en un caso de consumo. Los estudios demuestran que los

excedentes de producción no exportados se consume en el interior, ampliando la problemática del

narcotráfico.Alemania,caso delpaísconsumidor,presentatambién una problemática cada vez más

intensa tanto en la producción como en la comercialización de drogas sintéticas, contrabandeadas

desde Europa orientalyalmismo tiempo elaboradas en su propioterritorio.De otrolado se perciben

deficiencias en laorientaciónde lapolítca de rehabilitaciónrelacionada con laterapiade sustitución,

debido alconflicto existenteentreeldesarrollo de una política nacionaly una política localfederal.

Eldesarrollodelfenómeno nosólodesde elconsumo ylaproducción,sinotambién desde eltránsito,

y el involucramiento del sector financiero intensifica el problema del narcotráfico en este país

europeo.

Vistos así, los dos casos típicos -producción y consumo- muestran una tendencia según la cual la

vieja división entre países productores y consumidores desaparece y deja comprender que el

problema de las droga es cada vez más multifacético,razón porlacualelcompromiso de los actores

internacionales es mucho más necesario. Un país considerado como consumidor no sigue siendo

simplementeun paísconsumidor,muy porelcontrario éstese puede verafectado económicamente

porlarentabilidad delnegocio alprestarsu sistema financiero paralos beneficios ilegales,de hecho

se puede verconectado aredes de producciónyventainterna.De otroparte,un paísproductor,noes

ni mucho menos un país productor, debido al acento adquirido por el fenómeno se puede llegar a

convertiren paísconsumidoryempeorarlasituaciónalinteriorde su territorio.Elestudio señalaen

cada uno de los capítulos los aspectos coincidentes ylos puntos en los cuales un trabajo en conjunto

es posibleynecesario.

Ya que las políticas nacionales de drogas responden a las exigencias del ordenamiento político

internacional,y situando a Alemania en un nuevo contexto dentro de la Unión Europea,es posible

determinar la coherencia y el desarrollo de una política de drogas en este ámbito, así como las

contradicciones, al interior de este sistema ocasionadas bien, por una falta de desarrollo de las

instituciones encargadas de la situación y con ello a la falta de convocatoria que padecen, o bien,

debido alafaltade compromiso entrelas partes.Desde estepunto de vistaempiezan a hacerse más

intrincados los acercamientos hacia una política internacional en la cual se perciban compromisos

ciertos de solución.
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La revisiónde lapolítica internacionalde drogas desde laOrganizaciónde Naciones Unidas permite,

en última instancia, encontrar las falencias y puntos débiles en la contrucción de un nuevo orden

político internacionalrelacionado con laproblemática de ladroga.

El orden de los capítulos busca propiciar un entendimiento a partir de los casos independientes,

ampliándose de manera progresiva a los espacios internacionales. Se trata de entender la política

internacionaly de ahídeducirla posibilidad de formularuna nueva política internacionalde drogas

en el ámbito de la globalización, pero más exactamente en el de un Nuevo Orden Político

Internacional.

1.5.Desarrollode lainvestigación.Diálogocon actores directos

Si bien la investigación y el planteamiento del problema parten de hechos teóricos, de igual modo

buscan acercarse a la problemática actual a través de los actores directamente involucrados en la

formulaciónde estapolítica en los ámbitos nacionaleinternacional.

La autoradeltexto partió de la información existentea fin de construirlas bases de la formulación

de lapolítica de drogas y a partirde allíelaboró un esquema que permitía divisareldesarrollo y el

proceso de prescripciónen cada una de las épocas en las cuales elproblema deltráfico yelconsumo

de drogas alcanzan sus puntos más elevados.Con base en estainformaciónfue necesarioacercarse a

las nuevas líneas de formulación a fin de percibir qué posibles desarrollos se pueden presentar y

concluirsiellos hacen partede ese nuevo orden internacionalo,porelcontrario,obstruyen elcamino

haciauna nueva comprensióndelproblema.

Ya que el trabajo es un análisis desde la Política, y si bien la política de drogas tiene que ver

básicamente con tres aspectos: la producción, el consumo y el tráfico, el estudio se centró en los

puntos relacionados con la formulación de una política internacional. La investigación se orientó

básicamentealas acciones contralaproducción,eltráfico ylas medidas paraevitarlainfiltraciónde

los dineros ilegales en el sistema financiero sin entrar con profundidad en los aspectos de salud

relacionados con la rehabilitación o la prevención,en razón a que la problemática del consumo ha

sido orientada desde una política social y su desarrollo se ha centrado en una política de salud

nacional,mientras que los aspectos en los cuales están incluídos la producción y eltráfico – dentro

de los cuales son necesarias acciones internacionales- requieren una visión desde la política

internacional.Sin embargo se buscó enumerary nombrar estos tópicos ya que hacen parte de una
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política integral.Elestudio no busca con ello cerrarla posibilidad de una discusión de los factores

médicos y de educación, pues en últimas plantea el renacimiento del aspecto social en la

problemática delnarcotráfico,a través delcualson necesarios la formación,los programas a largo

plazo relacionados con laprevención,laresocialización,eldesarrollo alternativo y la estructuración

de grupos sociales capaces de convertirse en actores activos de una posiblepolítica internacional.

Por esta razón las entrevistas realizadas en cada uno de los casos estuvieron relacionadas con

quienes tienen en sus manos la decisión política de formulación y desarrollo de los programas en la

lucha contraelnarcotráfico bien desde laproducción o bien desde eltráfico.En elcaso colombiano

el espectro de actores fue mucho más amplio por cuanto implicó charlas con los directamente

afectados en el desarrollo de esta política contra las drogas, es decir campesinos, indígenas,

periodistas,juristas,asícomo con representantes delgobiernoeinvestigadores de estaproblemática.

En Alemania se focalizó en elM inisterio delInterior,debido a su preponderancia a nivelnacional:

tanto lainformación de los estados federados,como las decisiones tomadas en cada uno de ellos,se

concentran en esteórgano central.Se debe tenerpresenteque bajo esteministerio se encuentran las

principales entidades encargadas de brindarlainformaciónyformularlapolítica nacionalde drogas,

la cualno necesariamentees iguala nivelde los estados federados.La decisión de tomarcomo eje

central el planteamiento del gobierno alemán no buscó reducir la problemática del narcotráfico en

estepaísa las decisiones delgobierno federal,sino enfocar la acción a los niveles internacionales.

Con ello no se niegan tampoco las diferentes facetas que elproblema delconsumo adquiereen cada

estado federalyque constituyen de porsíun puntode discusióneinvestigación independiente.En lo

concerniente a la Unión Europea la investigación se desarrolló en Bruselas, donde fue posible

entrevistaralos representantes de esteproyecto de integración regionalencargados de la política de

drogas para América Latina,dado elinterés de dirigirlos aspectos delproblema a su relación con

otros actores internacionales fundamentalmenteubicados en América Latina y debido al papel que

juegan éstos en la problemática. Finalmente, en lo que a la Organización de Naciones Unidas

corresponde,fue necesario dirigirse a Viena,Austria,en donde se encuentra la mayor parte de las

oficinas encargadas del asunto de drogas ilegales. Con base en la información de la evolución

histórica delproblema de estaentidad,se buscó orientarelacercamientohacialos países de América

Latina afinde encontrarun referenteclarode discusión.

El estudio pretende ser un nuevo acercamiento a la política antidrogas por cuanto ha buscado los

posibles nexos entre actores que hasta el momento habían permanecido en un segundo lugar en

relación a la formulación de una política internacional de drogas. Con esto se hace claro que ni
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Alemania,nila Unión Europea,niColombia han jugado un papeldecisivo en la formulación de la

hoy existente política de drogas diseñada desde comienzos de siglo en el ámbito de la política

norteamericana de lucha contra un flagelo nacional que tomó repercusiones a nivel internacional.

Cómo nuevos actores en un nuevo orden social,se están jugando laposibilidad de participación real

en elnuevo contextopolítico.Esa dependenciaycompromiso claroyfuerteque exige elnuevo orden

político mundial, permitirá, de alguna manera, distinguir nuevos actores políticos en la esfera

internacionalyabrirnuevos campos de acciónparaaquellos que habían permanecido en un segundo

nivel.

Sibien históricamentelas relaciones entreambos subcontinentes,SurAmérica y Europa occidental,

han sido básicamenteeconómicas,se exige hoy una nueva revaluación de ese acercamiento a fin de

abriren perspectiva de laUnión Europea un nuevo centro geopolítico importantepara los países de

América Latina.

De otrolado,elhecho de que en Europa lapolítica de drogas ha sido orientada desde sus comienzos

de manera menos restrictiva en comparación con los Estados Unidos de América, abre una nueva

posibilidad de negociaciónpolítica parados actores que nohan redefinidosu acercamiento,peroque

en el umbral del siglo XXI y con base en la posibilidad de un nuevo orden mundial, en la era de

globalización,pueden verse beneficiados.

En cada uno de los capítulos es posiblereconoceruna estructurade organización através de lacual

se presentaelproceso histórico acompañado de los sucesos políticos determinantes afin de finalizar

con una visión de las relaciones internacionales existentes en ese plano que bien pueden ayudar o

convertirse en barrera para un posible acercamiento. El capítulo final, de análisis, es por ello una

propuesta en la que se busca establecer los puntos críticos del compromiso, las falencias a nivel

individual pero al mismo tiempo las proyecciones. Si bien podría pensarse en el tema como un

estudiocomparativo,es necesario dejaren claro que en ningún momento se quierelimitarelanálisis

a una comparación entrelas políticas de los dos países escogidos, ya que es precisamente en esas

diferencias en donde está la riqueza del acercamiento a fin de preguntarse si realmente se puede

formular una política internacional de drogas desde el ámbito de la "gobernabilidad global", en la

que, como se ha señalado, los actores adquieren otros niveles de acercamiento. Así mismo debe

dejarse en claroque los puntos de comparaciónson simplementelos aspectos que permiten distinguir

la internacionalidad del tema. En la era de la globalización y de mercados abiertos, la política de

drogas sólo es un aspecto de los muchos temas en los cuales los países deben comenzarun diálogo.
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Elhecho de que con elderrumbamientode laCortina de Hierrose hayan abiertolas puertas anuevos

problemas en los cuales están involucrados un mayor número de actores internacionales, permite

identificar el tema del narcotráfico en la agenda de asuntos que a nivel internacional han de ser

discutidos en razón de las implicaciones políticas que tienen, pero también a raíz de las

implicaciones económicas en un momento en el cual es imposible detener el flujo financiero y

cambiario. De otro lado, al pensar en un renacimiento de los movimientos sociales, es importante

señalar el papel que han jugado las organizaciones no gubernamentales en la lucha contra el

problema de la droga,básicamenteen los aspectos sociales bien de prevención o bien de proyectos

relacionados con eldesarrollo alternativo en zonas deltercermundo afectadas porla producción de

narcóticos.

Finalmente,elestudio aquípresentees una búsqueda constantesobrelos interrogantes relacionados

con elpapeldelEstado en estenuevo orden político mundial.Los casos señalados ponen de presente

una ausencia de Estado en algunas acciones políticas relacionadas con la lucha contra el

narcotráfico,aspecto que tiene que sermucho más discutido,sies que laPolítica quiereteneralgún

papeldentrodelnuevo orden mundial.
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2. EL PRO BLEM A DEL NARCO TRÁFICO  EN CO LO M BIA: RESULTADO  DE UNA ACUM ULADA

DEUDA SO CIAL NO  SATISFECH A Y UN ESTADO  INDECISO

2.1.Las G uerras contra elNarcotráfico en Colom bia

"El Estado es una relación de dominio de los hombres sobre los hombres, apoyada en el
significado de laviolencialegitima (estoes,laque es considerada legítima)".1

2.1.1. Ausenciade Voluntad Política yde CohesiónSocial:Terreno delNarcotráfico

Respecto a la crisis de los derechos humanos en la década de los noventa, señalaba Amnistía

Internacional2,que sibien Colombiaseguíasiendo una democracia formaldurantelos años ochenta

y noventa y que, aunque algunos miembros de los poderes ejecutivo, legislativo y judicial

adelantaban ingentes esfuerzos para detener los homicidios y las desapariciones, no era posible

controlarestetipo de hechos mientras que el gobierno no reuniera la suficiente voluntad política3

parahacerfrentealas actividades de las diferentes fuerzas armadas que se enfrentaban en elpaís.

Colombiaha experimentado desde laépoca de laindependenciay hastanuestros días un constantey

ascendenteproceso de violencia que tiene sus raíces en la lucha por el dominio de la tierra4, en el

fuerteregionalismo que dificultalacoexistencianacional5,en laincapacidad de los partidos políticos

de interpretarlas necesidades más sentidas de su genteyde serentes de cohesiónsocial6,en larápida

transformación hacia la modernidad y elconsecuentedesorden a nivelde planeación de ciudades y

colonización de áreas agrícolas y en la lentitud del Estado para tratar de integrar las zonas más

apartadas de la geografía nacional.Sibien hasta 1900 los conflictos se desarrollaban en elespacio

1
 W eber, M ax."Politik als Beruf“ en: "Gesammelte politische Schriften" (1921). Página 507."Der Staat ist... ein auf das M ittel der

legitimen (das heißt:alslegitim angesehenen)Gelwaltsamkeitgestütztes Herrschaftsverhältnisvon M enschen über M enschen.(Tdla)
2
AmnistíaInternacional."Desapariciones forzosas yhomicidios políticos.La crisisde los derechos humanos en los noventa.M anualparala

acción".M adrid,España,1994.Página 39.
3
Resaltado porelautorde estetrabajo,nohace partedeloriginal.

4
 Sobre este tema la recopilación del libro "violencia en Colombia" editado por CEREC, Bogotá, Colombia 1991, presenta un excelente

panorama deldesarrollode laviolenciayelpapeldelcampo colombiano.También verde Salomón Kalmanowitz"Eldesarrollohistórico del

Campo Colombiano "en ArrublaYepes 1991.Páginas 257-307.
5
Jaramillo,Jaime Eduardo."Colonización coca y guerrilla".Alianza EditorialColombiana.Bogotá,1989.Páginas 3 y 4.Elautorseñala:

"Colombiaha sidoycontinúa siendo un paísde regiones.Lo que habríaque revelaren estecontrexto,es lacircunstanciade que su ocupación

productiva y laconstitución de un poblamiento estable,ha sido un proceso desigualy discontinuo expresado en una radicalasincronía de

historias regionales que tiene como uno de sus efectos la coexistencia en un mismo espacio nacional de procesos económicos, sociales y

políticos,que expresarían diversos momentos de constituciónde agrupamientos humanos estables".
6
 Francisco Leal Buitrago citado por Kurtenbach en "Das politische System des Klientelismus“ 1990, páginas 21-46, señala que: "Beide

parteien waren sektiererisch und schlossen ihren jeweiligen Gegner aus. Sie artikulieren sich in politischen Subkulturen, die das

Herrschaftssystem auf der Grundlage aufrechterhielten, daß die Spaltung in Parteien die einzige und wichtigste der gesellschaft sei. Die

Tendenz zu Zweiparteienkoalitionen bildeteeinen wirksamen M echanismus,dieKonflikteabzuschwächen,dievon derParteifraktionierung

aufgrund der regionalen Aufspaltungen und dem ausufernden politischen Sektierertum herrührte“ . "Los dos partidos fueron sectarios y

excluían asu enemigo.Ellos se estructuraronen subculturas políticas,que manteníasobrelabase elsistema de dominio.Estadivisiónerala

única ymás importanteparalasociedad.La tendenciahacialos dos partidos construyó un mecanismo efectivo para debilitarlos conflictos

que emanaban de elfraccionamientode los partidos debidoaladesintegraciónregionalyalextremo sectarismo político.“(Tdla)
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de los dos partidos políticos existentes,las diferencias ideológicas estuvieronorientadas pordisputas

regionales o personales de la naciente oligarquía y traspasada de manera de enfrentamiento

sangriento hacia los campesinos y trabajadores de la sociedad feudal. El comienzo de siglo

experimentólamás demoledoraconfrontaciónlocalyregionalque ocasionómás de 150 milmuertes

durantelaconocida "Guerrade los M ilDías" entre1899y1902.

Siguieron 40 años de relativa tranquilidad, más bien, de pasividad política, que generó conflictos

ocasionados porlainserciónde Colombiaen laeconomíainternacional,lacrecienteurbanización,la

tardía industrialización, la redistribución de tierras y el empobrecimiento de una gran masa de la

sociedad.Situaciónque tiene su puntoculmen con elasesinatodellíderpolítico liberalJorge Eliécer

Gaitán en 1948 y que degenera en una guerra sin precedentes entre los partidos políticos. En

consecuencia, miles de campesinos tuvieron que migrar y generar una nueva colonización. El

conocido período de "La Violencia" debilitó aún más la capacidad mediadora de los representantes

liberales y conservadores e hizo indispensable la intervención militar para mitigar la escalada

terrorista. La salida militar en 1957 y el consecuente "Pacto" de los grupos políticos a través del

"FrenteNacional"constituyó la nueva fase de esa espiralde la violencia,cuyo origen se remonta a

los comienzos de estesiglo,como ya se mencionó. Con el nuevo proceso político, según lo señala

Carlos M edina Gallego, "se pone fin al enfrentamiento entre los partidos y se abre un espacio de

reconciliación de 16 años en los cuales las dos comunidades políticas se alternarán el poder y se

distribuirán prioritariamentelos cargos administrativos,con elfin de crearlas condiciones para una

completaestabilidad política que garantice eldesarrollo económico y socialdelpaís.Se impulsaron

reformas, en particular la agraria y se crearon grandes expectativas dentro de la población

campesina, que como ninguna otra había soportado el rigor de la violencia bipartidista. "7 Sin

embargo LealBuitrago en su libro "Estado y Política en Colombia" enfatiza que elFrenteNacional

se encontrócon larealidad de ladeclinación económica.Los bajos precios delcafé,lainiciación del

agotamiento de las sustituciones industriales fáciles y el desequilibrio fiscal dificultaron desde un

comienzo lafunciónde integraciónburocrática delEstado.Estas condiciones económicas impidieron

el desarrollo de un proyecto político que contribuyera a crear las nuevas condiciones sociales y

políticas que requería la nación. De otra parte, si bien fue un "Pacto entre partidos", no fue un

"Pactocon los grupos sociales",razón porlacualalgunos analistan consienten en determinarque fue

en esteperíododonde se empezaronagestarlas violencias de finales delsiglo.Bruce M ichaelBagley

en su análisis sobre "Colombia y la Guerra contra las Drogas" enfatiza que "los restrictivos

procedimientos políticos adoptados bajo elacuerdo bipartidista delFrenteNacional(1958-1974),y
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su siguienteprolongación (1974-1986),limitaron efectivamentela participación en elsistema a las

élites dominantes de los partidos liberaly conservador,mientras negaban elefectivo acceso a otras

fuerzas sociales surgidas porlarápida modernizacióneconómica delpaís"8.Como una respuestaala

limitada participación democrática y económica establecida, es de anotar que durante el Frente

Nacional se crearon los grupos guerrilleros, movimientos cívicos y políticos, algunos de corta

duración. Así tenemos ANAPO (1971); El M ovimiento Revolucionario Liberal, M RL, (1962); El

M ovimiento Obrero Estudiantil y Campesino, M OEC, (1961); Las Fuerzas Armadas

Revolucionarias de Colombia,FARC,(1963-64);ElEjército de Liberación Nacional,ELN,(1964-

65);ElEjército Popularde Liberación,EPL,(1967);ElM ovimiento LibredelPartido Comunista,

PCC, (M L) (1964); El Frente Unido (1965); El M OIR (1969); al igual que la Confederación de

Trabajadores de Colombia, CSTC, (1964) y la Asociación Nacional de Usuarios Campesinos,

ANUC;(1967).

La búsqueda de la participación política, económica y social a través del uso de la violencia, ha

traído como consecuencia eldebilitamiento delpoderestablecido y la pérdida de la legitimidad del

Estado.Esta violencia sin embargo es,y ha sido,incapaz de reconstruirtanto la legalidad como el

uso legítimo de la violencia por parte del Estado. En esta espiral, Colombia se ve envuelta en la

producción,eltráfico ylacomercializaciónde estupefacientes,como consecuenciade varios factores

a saber: primero, las corrientes migratorias desde Colombia hacia los Estados Unidos y el

incrementodelconsumo de drogas ilegales tantoen Norteamérica como en Europa duranteladécada

de los 60s;segundo,como resultado de las facilidades y ventajas concedidas a la economía ilegaly

subterránea en Colombia durantela década de los 70s;tercero,debido alincremento de grupos de

justiciaprivada yelconsecuentedesplazamiento de campesinos alos centros urbanos delpaíscomo

resultado de una contrarreforma agraria,promovida porlos nuevos actores económicos provenientes

delnegocio de ladroga ilegalen los años 80s;y finalmenteen elagravamiento delorden público,el

incremento de los actos de exterminio colectivo o masacres, la corrupción del Estado y la falta de

iniciativas desde el orden social y económico más que desde el represivo en el último decenio del

sigloXX9.

En elumbraldelsigloXXI,lasociedad colombiana experimentauna escalada intensiva de violencia

porpartede los diferentes actores sociales einclusive delEstado,que va en contra de sus propias

7
M edina Gallego,Carlos."Autodefensas,paramilitares y narcotráfico en Colombia".Documentos Periodísticos,Colombia,1990.Página

127.
8
Bagley,Bruce M ichael."Colombiay laguerracontralas drogas",en:"Economía y política delnarcotráfico“ Ediciones Uniandes,CEIy

CEREC.Colombia,1990.Página 176.
9
M edina Gallego,Carlos."Autodefensas,paramilitares y narcotráfico en Colombia":Documentos Periodísticos,Ccolombia,1991.Página

270.Según elautor:"Elnarcotráfico introdujolamodalidad de crimen colectivoyelatentado dinamiterocontrafuncionarios estatales."
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instituciones y contra la población civil.Sibien en 1978 se tuvo constancia por primera vez de la

existenciaen elpaísde los llamados "escuadrones de lamuerte"10,diez años después las ejecuciones

extrajudiciales alcanzaban la cifra de 3500,mientras que la cifra de los desaparecidos ascendía en

1992 a 1500 personas. En 1987 el entonces M inistro de Gobierno y luego presidente de la

República, César Gaviria Trujillo, denunciaba ante el Congreso la existencia de 140 grupos

paramilitares en elpaís11 y reconocía la incapacidad delEstado para enfrentarlos,dada la forma en

que operaban y la precaria presencia estatalen las zonas que eran su campo de acción12, mientras

que laopiniónpública juzgaba aestos grupos como un proyecto amparado porlas autoridades y las

leyes13.Antelaencrucijada de una guerranodeclarada en Colombiasiguen presentándose masacres,

actos terroristas desapariciones y secuestros14 al amparo de una población civil atemorizada y un

gobierno que, ante la falta de soluciones sociales, desarrolla una política de represión permanente

que pone en peligro la existencia de un Estado de Derecho, como lo estipula la Constitución

Nacional15. Así mismo, el país surge en el contexto latinoamericano como la única nación que

participa en elmercadeo ilegalde estupefacientes tanto en elcultivo,laproducción,eltransporte,la

distribución y lacomercialización de tres de las principales sustancias narcóticas obtenidas desde la

marihuana,lacoca ylaamapola.

2.1.2.Uso,abuso yrepresiónde lacoca

10
AmnistiaInternacional."Desapariciones forzadas yhomicidios políticos.La crisisde los derechos humanos en los noventa.M anualparala

acción".M adrid,España,1994.Página 39.
11
AmnistiaInternacional."Desapariciones forzadas yhomicidios políticos.La crisisde los derechos humanos en los noventa.M anualparala

acción".M adrid,España,1994.Página 40.Se señala:"Elorigen de muchas de estas organizaciones puede encontrarse en los grupos civiles

de ́autodefensas̀ creados porlas fuerzas armadas colombianas paraactuarcomo auxiliares de las fuerzas armadas regulares en operaciones

de contrainsurgencia.Los comandantes de brigada delejércitoylas unidades de inteligenciaadscritas alas brigadas ybatallones de las zonas

de conflicto reclutaban, armaban, adiestraban y mantenían a los grupos paramilitares de áutodefensà , mientras que los grandes

terratenientes,los industriales y,posteriormente,los traficantes de drogas les prestaban ayuda económica".
12
M urillo Castaño, Gabriel. "Narcotráfico y Política en la década de los ochentas. Entre la represión y el diálogo", en: "Narcotráfico en

Colombia. Dimensiones políticas, económicas, jurídicas e internacionales". TM  Editores- Ediciones UNIANDES. Colombia. Segunda

impresión1995.Páginas 198-276.
13
Child,Jorge.Diario"ElEspectador".19de agostode 1989.Página 3A.

14
Desde 1989 elhomiciocolectivoomasacres alapoblacióntantoruralcomo semi-urbana ha sidouna de las principales causas de muerte

en Colombia.Sibien estetipode hechos se vienen presentando desde lamediados de los ochentas,elmayornúmero de masacres realizadas

tuvo lugaren 1990 cuando lacifraalcanzó los 124 actos que acabaron con la vida de 664 personas.Sibien ha habido un descenso en el

númerode víctimas en los últimos años,lacifrade acciones sigue incrementandose:M ientras que en 1996 se registraron110 masacres en las

que murieron 572 personas,en 1997 se registraron 114 masacres en las que murieron 563 personas. Antioquia está considerado como el

departamento más violento delpaís,lesiguen en orden descendentelas ciudades de Bogotá y Cali.Según datos de la Dirección de Policía

Judicial(Dijin)en los últimos 11 años han sidoasesinadas en elterritoriocolombiano 278.208 personas.Las cifras delhomicidio común en

Colombiason las siguientes:en 1987se presentaron 21.129 casos,en 1988 se incremenóa a21.191,laescalada de aumento empiezó en el

año 1989 cuando muerieron23.384 personas,en 1990 muerieron24.308 paraalcanzarlaciframás altaen 1991 cuando fueron asesinadas

28.284 personas. Los dos años siguientes mantuvieron un alto nivel de asesinatos así: 1992 con 28.224 asesinatos y 1993 con 28.173

muertes.En 1994 desciende a26.828 muertes,en 1995 a 25.398,y en 1996 asciende nuevamentea 26.642.mientras que para 1997 son

perpretados 24.647 asesinatos,loque implicaríaque cada díason asesinadas un promediode 68 personas en elterritorio colombiano.Datos

entregados porlaDirecciónde laPolicíaJudicialde Colombia.
15
 "Constitución Política de Colombia". Editorial Temis, Santafé de Bogotá, Colombia, 1991. Página 8. El Título I, de los Principios

Fundamentales,artículos 1y2de laConstituciónNacionalseñalan "art1.Colombiaes un Estado socialde derecho,organizado en forma de

república unitaria,descentralizada,con autonomíade sus entidades territoriales,democrática,participativa ypluralista,fundada en elrespeto

de ladignidad humana,en eltrabajo y lasolidaridad de las personas que la integran y en la prevalencia delinterés general.Art.2.(...)las

autoridades de larepública están instituidas paraprotegeratodas las personas residentes en Colombia,en su vida,honra,bienes,creencias y

demás derechos ylibertades,yparaasegurarelcumplimientode los deberes delEstado yde los particulares."
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Sibien elcultivoylautilización-mambeo omasticaciónde lahoja-de coca en América Latina está

enraizado a las culturas indígenas, también es claro que en Colombia esta actividad fue menor en

relación con Boliviay elPerú.Los Incas la recibieron de M ama Ocllo y M anco Capac,fundadores

del imperio, mientras que en las zonas andinas colombianas fue "Bochica, quien de paso por el

altiplano, le enseñó su cultivo a los indígenas del río Chicamocha, proveedores de la hoja a los

muiscas...En los templos de Sogamoso y Chía los sacerdores la utilizaban en grandes rituales...El

tratadistaJosé Pérez Barradán señalaque algunas estatuas de la cultura de San Augustín presentan

abultamientos circulares en las mejillas que han sidoconsiderados como representaciónde pelotas de

coca."16 Elconsumo noestaba generalizado en estas culturas ysóloes através de latributación y la

siembra de coca,en elperíodo colonial,cuando la hoja adquiereun valoreconómico de cambio,al

mismos tiempo que se masifica su consumo17.Sin embargo,y aunque ya se hablaba de laexistencia

de tribus especializadas en su contrabando y comercialización, las raíces de la implicación

colombiana en el negocio de los ilícitos van más allá de su historia cultural, están ligadas al

desarrollo de una economía ilegal que se remonta al período de la conquista española. Paralelo al

contrabando de esmeraldas y oro, los nuevos colonizadores peninsulares experimentaron los

dividendos de lahojade coca.

La coca sin embargo siguió siendo legaly porlo tanto no regulada durantelos siglos XVIIIy XIX.

La primeraetapa de controlse gestaen 1920 através de las leyes 11 y 118,mediantelas cuales se

reguló de manera generalla importación y venta de drogas que generaban ́hábito perniciosò  . En

1936, a través del Código Penal colombiano se consagran las conductas penalmente sancionables.

Especial énfasis es dirigido "a la elaboración, distribución, venta o suministro clandestino o

fraudulentode sustancias narcóticas osu conservación paralos mismos fines"18.Es sólo hasta1938

cuando elgobiernonacionaldelpresidenteOspina Pérez alsuscribirlas Convenciones de Ginebrade

1925 y 1931, cuando se expide a través del Departamento Nacional de Higiene la resolución 11

según la cual "desde la vigencia de ésta no pueden venderse hojas de coca sino en droguerías y

farmacias autorizadas y sólamentebajo fórmulamédica."19 Los controles alas plantaciones de coca

se extendieron en 1941 cuando elM inisterio delTrabajo através de resolución 578 ordenó levantar

un censo de las plantaciones y prohibió la siembra de nuevos cultivos. Según algunos datos

estadísticos la producción de coca en esta década se distribuía así: "Cauca 4000 hectáreas, en 22

16
Child,Jorge yArango,M ario."Narcotráfico:imperiode lacoca".EditorialPercepciónLtda,M edellín,Colombia,1984.Página 17.

17
 Child, Jorge y Arango, M ario. "Narcotráfico: imperio de la coca". Editorial Percepción Ltda, M edellín, Colombia, 1984.Página 17.

Señalan que: "cabe a los conquistadores y colonizadores hispanos el mérito de haber transformado la inmensa población indígena en

narcodependiente.Su avidez poreldinerolos condujoaincrementarlas plantaciones de coca,aún acostade lamineríay el oro...Felipe II

promulgóvarias yseveras normas contralos narcotraficantes españoles ycultivadores -en 1560,1563y1569."
18
Plan Nacional"Compromiso de Colombia frentealProblema M undialde la Droga".Imprenta Nacional.Santaféde Bogotá,Colombia.

Septiembrede 1995.Página 63
19
Child,Jorge yArango,M ario."Narcotráfico:imperiode lacoca".EditorialPercepciónLtda,M edellín,Colombia,1984.Página 270.
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municipios con una producción de 127.978 kilos; Huila en 5 municipios producía 83.200 kilos,

SantanderdelSuren 6 municipios sembraba 125.000 árboles y Boyacá en 3 municipios producía

200kilos" 20.

Las presiones internacionales, se convirtieron desde entonces en el motor de promulgación de

controles sobrelos cultivos yproducciónde sustancias narcóticas.Es asícomo fueronaprobadas las

leyes 6de 1945y45de 1946yeldecreto2127 de 1946 con los cuales se prohibíaelpago de salario

en especie,se penalizaba el cultivo y la conservación de plantas como la coca y se prohibía a los

patrones pagarsalarios con coca,respectivamente.La primera movilización en la que participaron

campesinos, terratenientes y hasta comerciantes a fin de detener la destrucción de los cultivos de

coca se presentó en 1947 alserexpedido eldecreto 896 que buscaba reforzarlos controles que las

anteriores leyes no habían logrado. Este decreto considerado como el primerísimo estatuto

antinarcóticos tuvo que ser aplazado debido a las presiones ejercidas y luego olvidado por el

gobierno21. Ya para la década de los 50 según Child, "los cultivadores de coca emergen con una

inusitada fuerza política en elCauca....Se extiende elcultivo einclusive es descubiertaen 1959,en

M edellín, una red internacional que operaba en conexión con la Habana para exportar heroína y

cocaína"22.

En la década de los 60s el interés cambia y la coca se coloca en un segundo lugar, después de la

marihuana.Alterminarla bonanza de marihuana exportada desde elUrabá antioqueño a mediados

de 1974,las redes de narcotraficantes se desplazan a M edellín y empiezan elnegocio de la cocaína

que, ya para fines de los setenta, había renacido. Con la expansión de la demanda en los Estados

Unidos,se incrementaron las importaciones de pasta de coca desde Bolivia y elPerú,se montaron

laboratorios (cocinas)en las zonas poco pobladas colombianas limítrofes con elPerú y se recurrió a

la labor especializada de las desterradas bandas criminales chilenas, después del golpe militar de

1973, involucradas con el tráfico de cocaína. En 1977 la agencia americana de drogas, DEA,

presentó un informe denominado "M edellin Trafficking Syndicate" en elque se ponía de manifiesto

la magnitud del nuevo negocio y la organización criminal23. Para 1976 esta misma agencia

americana estimaba que entre 14-19 toneladas métricas de cocaína entraron de contrabando a los

Estados Unidos,mientras que para1982ascendierona45toneladas métricas importadas.Elllamado

sindicato de M edellín pasó a convertirse según las agencias internacionales y los medios de

20
Child,Jorge yArango,M ario."Narcotráfico:imperiode lacoca".EditorialPercepciónLtda,M edellín,Colombia,1984.Página 270.

21
En 1947 elPresidenteOspina Pérezdictaeldecreto1472 del30 de abrilde 1947 pormediodelcualse aplazaban porun año las normas

sobredestrucciónde los cultivos de coca establecidos poreldecreto896.
22
Child,Jorge yArango,M ario."Narcotráfico:imperiode lacoca".EditorialPercepciónLtda,M edellín,Colombia,1984.Página 130.

23
Bagley,Bruce M ichael."Colombiaylaguerracontralas drogas".Página 182.Se citaelinforme delSelectCommitteeonNarcotics Abuse

and Controlde agosto 1977 en elcualse afirma:"(...)Eltráfico de cocaína está dominado pordisciplinados sindicatos...Algunos operan

como corporaciones multinacionales del hampa, integradas verticalmente desde los laboratorios clandestinos en Colombia hasta los
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comunicaciónen el"Cartelde M edellín",que desde ladécada de los ochentanosólose encargóde la

exportacióndelmayorporcentajede cocaína desde Colombiahacialos Estados Unidos,sinotambién

el que desató una serie de actos criminales y terroristas a fin de mantener el control del negocio

ilegal.

Sibien ya se habíacreado una estructuraorganizativa de exportación,elcultivo y elprocesamiento

han sido adelantados básicamente en Colombia en dos diferentes direcciones. Por una parte, los

narcotraficantes fomentaron los cultivos, propagaron la semilla y pagaron altos precios por la

producción,de otro lado fueron comprando tierras en zonas marginales de la frontera agrícola para

instalar allí los laboratorios y tener sus cultivos. el trabajo adelantado por Sergio Uribe Ramírez

sobre"los cultivos ilícitos en Colombia" tipifica los cultivos de coca existentes en dos grupos: los

comerciales y los campesinos24,"caracterizados porlautilización o no de tecnología,elrendimiento

ylautilizaciónde mano de obrafuerade launidad productiva."25

La ilegalidad delnegocioylafaltade una culturaestadística en Colombiahacen que los estimativos

para cultivos, producción y ganancias del tráfico con cocaína sean claramente diferentes y hasta

contradictorios. Esto es, o bien minimizan o exageran las cifras, de otra parte los mecanismos

utilizados para la medición son completamentediferentes y poco comparables26.Sin embargo,debe

dejarse en claroque las hectáreas destinadas alcultivode coca presentan desde comienzos de los 80s

un aumento representativo y constante. Para los años 90 según estimativos de la Policía

Antinarcóticos de Colombia,"se registrauna progresiva expansióndelcultivode coca en elpaíscon

37.500 en 1991; 37.100 en 1992; 39.700 en 1993; 45.000 en 1994; 50.900 en 1995 y 67.200

hectáreas en 1996."27 Como consecuencia se pone de presente la independiencia que las

distribuidores en Estados Unidos.Como resultado de todoesto,en Colombiase ha desarrollado una extensa y agresiva hampa criminal,que

domina todas las operaciones deltráfico suramericano.
24
Uribe Ramírez,Sergio."Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensión,técnicas ytecnologías paralaproducción y rendimientos.M agnitud

de la industria", en: "Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social". Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de

Bogotá, mayo 1997. Páginas 35-135. "Los cultivos se tipifican en dos grupos, según su objetivo: Productores campesinos, que se ven

obligados a cultivar marihuana, amapola, o coca como único medio para sobrevivir económicamente, y los cultivos comerciales que

responden directamentealas necesidades de materiaprima de laindustriadelnarcotráfico."
25
Uribe Ramírez,Sergio"Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensiones,técnicas ytecnologías paralaproducciónyrendimientos.M agnitud

de la industria", en: "Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social". Editorial Ariel Ciencia Política, Colombia,

1997.Páginas 35-135.Según el autor, "los cultivos comerciales están ubicados principalmente en la Amazonía, en los departamentos de

Caquetá,Guaviare,M etay Putumayo,constituídos porplantaciones de más de dos hectáreas con rendimientos de 1,6-2,8 kilos de base por

hectárea/cosecha,con más de 5 cosechas poraño,utilización de tecnología.Para mantenimiento de la cosecha estas plantaciones requieren

contratarmano de obrafuerade launidad de producción."Asume que existen entre33.400 a44.800 hectáreas que responden aestetipode

producción.De otro lado los cultivos campesinos,enmarcados en la canasta familiarcampesina o cultivos de refuerzo, están dispersos en

todas las regiones delpaís,su extensiónvaría,estoes desde 100 matas hastatres hectáreas con rendimientos inferiores a2 kilos de base por

hectárea/cosecha yun máximo de 4cosechas alaño.
26
 Uribe Ramírez señala que cada institución tiene un estimativo diferente sobre las hectáreas de tierra sembradas con coca. Así, el Plan

Nacionalde 1995 señalaque existen entre35-38 milhectáreas sembradas,eldocumento delCONPES sobreeldesarrollo alternativo habla

de 40 mil hectáreas; el informe del Grupo Dublin a fines de 1994 dice que las hectáreas sembradas con coca llegan a 80 mil hectáreas,

mientras que elestimativodelBureau ofInternationalNarcotics and Law EnforcementAffairs(INL)de 1994 estima los cultivos en 45 mil

hectáreas.De manerallamativa,Uribe llega alaconclusiónde que elnúmerode hectáreas y laproducciónanualpodrían sermayores,en la

medida en que se ha incluídotecnologíaylos cultivos comerciales ocupan un mayorgrado en elconjuntodelnegocio.
27
Subdirección de AnálisisEstratégico eInvestigación de laDirección Nacionalde Estupefacientes,adscrito alM inisterio de Justiciay del

Derecho. "Política Antidrogas en Colombia. Seguimiento al Plan Nacional ́Compromiso de Colombia frente al problema de la Drogà".

Santaféde Bogotá,diciembre1997.Página 4-5.Se menciona elhecho de que laestimación de los cultivos ilícitos no puede tomarse como
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organizaciones ilegales colombianas han adquirido en el proceso de consecución de productos

básicos indispensables para la producción y la capacidad que han desarrollado no sólo para

acomodarse a las nuevas leyes y políticas de represión, sino también para instaurar una industria

ilegal flexible a las condiciones y bastante productiva. Esta situación coloca a Colombia como el

segundo paísproductorde coca en laregiónandina,después de Perú,perosobrepasando aBolivia28.

Es de anotarque la lucha contra la coca se ha realizado en tres frentes: la interdicción, que busca

reducirla capacidad de las organizaciones que controlan elmercado;la erradicación,con la que se

ataca elcultivoylaproducción-puede llevarse acabo de maneramanualoporfumigaciónaérea-;y

el desarrollo alternativo, que busca mejorar y crear condiciones que motiven a los campesinos

involucrados en el cultivo ilícito a sembrar productos legales. Respecto a la erradicación, fue el

gobierno delpresidenteBelisario Betancurelque tras elasesinato delministro de Justicia,.Rodrigo

Lara Bonilla, en 1983, puso en marcha  una guerra sin cuartel al narcotráfico e integró la

fumigación aérea con herbicidas contra los cultivos de coca, así como la erradicación manual por

partede lapolicíaantinarcóticos.Sibien duranteelperíodo1986-1994nofue constanteestalabor,a

fines de 1994 comenzaron a realizarse de nuevo las fumigaciones.Es de anotarque Colombia es el

único paísen América Latina que utiliza herbicidas en lalucha contralaproducción de coca.Luego

de las marchas campesinas de 1995 en la región delCaquetá,elgobierno de Samperconcluyó esta

fumigaciónen algunas áreas delpaís.

cifra de referencia muy precisa,debido a que se presentan errores de magnitud en la técnica de monitoreo satelitalutilizada.Valela pena

anotarque las áreas de mayorconcentración de cultivos de coca se encuentran en los departamentos delGuaviare,Putumayo y Bolívar.La

expansiónde cultivos desde 1991se ha presentado así:

1991 1992 1993 1994 1995 1996 %  cambio

95-96

Guaviare 21.400 22.900 24.100 26.300 28.700 38.600 + 34%

Caquetá 8.600 8.400 9.300 11.700 15.600 21.600  + 38%

Putumayo 2.200 2.400 4.000 5.000 6.600 7.000  + 6%

San Lucas 5.300 3.400 2.300 2.000

TO TAL 37.500 37.100 39.700 45.000 50.900 67.200  + 32%
FuentePolicíaNacional,DirecciónAntinarcóticos,con base en informaciónsatelital.
28
 Si bien hasta la década de los ochenta, Colombia no representaba una producción importante de hoja de coca, las cifras estadísticas

confirman que de importadorde hojaypastade coca se ha convertidoen un importantecultivadorde ésta.

1992 1993 1994 1995 1996

TotalHectáreas

en laregión

211.700 195.700 201.700 214.800 209.700

Perú 129.100 108.800 108.600 115.300 94.400

Bolivia 45.500 47.200 48.100 48.600 48.100

Colom bia 37.100 39.700 45.000 50.900 67.200
Datos presentados en "Política Antidrogas en Colombia.Seguimiento alPlan Nacional Ćompromiso de Colombiafrentealproblema de la

drogà"De laSubdirecciónde AnálisisEstratégico eInvestigativo de laDirección Nacionalde Estupefacientes.Colombia,diciembre1997.

Página 9.
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Aunque laerradicaciónha sidoelfrentemás promovidoen lalucha contralacoca,los resultados no

son siempresatisfactorios debidoalafaltade recursos paraoperarsimultáneamente.ElcoronelJosé

LeonardoGallego,directorde laPolicíaAntinarcóticos de Colombia(1997),manifestó en entrevista

adelantaen Bogotá,que "las unidades especializadas han encontrado,luchando sobreelterreno,que

la fumigación de cultivos de coca y amapola porel método aéreo y de forma técnica y controlada

realmenteestáafectando las extensiones netas que hay en elterritoriocolombiano de cada una de las

variedades de coca y amapola.Lo que ha ocurrido verdaderamente es que frente a la magnitud de

cultivos de coca que existe en Colombia y al hecho de que el proceso de fumigación no ha sido

continuo y es bastantereciente,no se ha alcanzado a liquidar semejantes extensiones que existían.

También es cierto, que como Colombia no ha tenido los medios suficientes para actuar

simultáneamenteen todos los núcleos de coca,pues cuando las operaciones han estado concentradas

en un núcleo, se han podido presentar unos incrementos en otros núcleos donde no se está

operando"29. Paralelamente los cultivadores han encontrado mecanismos a través de los cuales

pueden proteger los cultivos ilegales de la aspersión aérea. En el texto sobre "Comportamientos y

Búsquedas alrededordelNarcotráfico",M anuel Hernández, entrevista un cultivador de coca quien

afirma:"La fumigación seguía.Pero la gentetiene para un perro otro perro.Y cuando pasaban las

avionetas, la gente iba y fumigaba las matas de las chagras con melaza. Seguramente porque la

glucosa absorbíaelveneno,onosé qué vainas.La gentese busca sus cosas.Ahoraes un veneno.En

elRetorno eso es lo que más se vende.Y con eso fumigamos,porque es un tóxico que mata a otro

tóxico...La genteya tiene medido cuánto combustibletiene una avioneta fumigadora y hasta dónde

puede llegarcon eltanqueado.Entonces dicen:sinos toca meternos ocho o quince días adentro para

que nonos fumigen,pues lohacemos.Entonces loque se crea es talade montedirectay aperturade

trochas a través de la selva."30 La erradicación a través de fumigación aérea ha sido criticada

básicamente no sólo debido a las consecuencias en la salud, sino también por la destrucción de

sistemas ecológicos existentes.Según Abadio Green Stocel,presidentede la Organización Nacional

Indígena de Colombia, "con la práctica del glifosato se están contaminando muchas reservas

naturales y destruyendo la productividad de la tierra. Esta contaminación amenaza las tierras. A

nivel humano ya se han presentado niños deformes, probablemente por la alimentación con

productos contaminados con esas sustancias químicas"31.Sibien en eldiscurso de lanzamiento del

Plan Nacional de lucha contra la Droga en 1995, el presidente colombiano Ernesto Samper

manifestó su intención de acabartotalmentecon los cultivos existentes en elpaísen un período no

29
CoronelGallego,José Leonardo,Directorde la Policía Antinarcóticos de Colombia.Entrevista realizada porla autora deltexto el7 de

noviembrede 1997en las instalaciones de laDirecciónNacionalde Policíaen Santaféde Bogotá,Colombia.
30
 Hernández , M anuel. "Comportamientos y búsquedas alrededor del narcotráfico", en: "Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto

económico,político,ysocial".EditorialArielCienciaPolítica,Santaféde Bogotá,1997.Página 655-656.
31
Green Stocel,Abadio,Presidentede laOrganizaciónNacionalIndígena de Colombia(ONIC).Entrevistarealizada porlaautoradeltexto

el28de octubrede 1997en las instalaciones de laONIC en Santaféde Bogotá,Colombia.
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mayorde dos años,alfinalizarsu paso porlaadministraciónen 1998las frustaciones aesterespecto

eran palpables.

Respecto a la labor de interdicción si bien se ha logrado desmantelar las dos organizaciones más

importantes encarcelando asus cabecillas -caso de cartelde Caliy hermanos Ochoa de M edellín-o

dando muerte a ellos - caso del cartel de M edellín, con Pablo Escobar-, no es posible hoy en día

poner en claro la red sobre la cual se desarrolla este negocio ilícito. El número de personas

involucradas en estemercado ilícitoes inmenso ypoco controlable,perose supone que porlomenos

38.200 familias participan en la economía campesina de la coca, lo que representaría

simultáneamente el 35,7%  del total de la producción nacional, ya que los cultivos comerciales

representan más del 50%  de la superficie sembrada32. De otra parte, a nivel profesional, en los

centros urbanos se percibe un incrementode participación en elmercado ilegalde drogas (químicos,

administradores,pilotos,entreotras actividades).Estefenómeno es explicado porM urilloCastaño al

señalarque Colombia dejó de serun paísruralen la década de los setentas,para convertirse en un

paísurbano en elque laestructurasocialse ha diversificado altiempo que se presentaun acelerado

proceso de movilidad social. Así las cosas, se ha dado una pauperización de la clase media en la

ciudades, lo que se ha convertido en una motivación a participar en el narcotráfico. Al citar el

estudiode laANIF se hace claroque lacapacidad de participacióneconómica de estaclase mediase

ha reducido "... la tendencia en el proceso social colombiano, a pesar de que en muchos aspectos

existen mejorías en términos absolutos,es hacia una nivelación porlo bajo de sus clases.Y que la

homogeneización se está dando más por el empobrecimiento de la clase empleada que por el

mejoramientode laclase obrera."33

Finalmente,respectoalfrentedeldesarrolloalternativo,elpaísse vinculódesde 1984 através de los

programas de laOrganizaciónde Naciones Unidas altrabajo de sustitución de cultivos en elCauca,

ValledelCauca yNariño.Sibien hasta1995 tuvo vigenciaestalaborque logró reducirlos cultivos

de coca en laregión,nose alcanzó aterminardefinitivamentecon elmercado ilícito,ya que muchas

de estas zonas fueron fuertementeinfluídas y vinculadas a la naciente industria de la amapola. En

1995se firmó con elBID un préstamo paraDesarrolloAlternativoysustituciónde cultivos inscritos

32
Uribe Ramírez,Sergio"Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensiones,técnicas ytecnologías paralaproducciónyrendimientos.M agnitud

de laindustria",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político ysocial".EditorialArielCienciaPolítica.Colombia1997.
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SamperPizano,Ernesto."La cenicientade laclase media",en:"CartaFinanciera",ANIF No.46,juli-septiembre,1980,citado porGabriel

M urillo Castaño en "Narcotráfico y política en la década de los 80s. Entre la Represión y el diálogo", en: "Narcotráfico en Colombia.

Dimensiones políticas, económicas, jurídicas e internacionales". TM  Editores y Ediciones UNIANDES. Santafé de Bogotá, Colombia,

Segunda edición1995.Página 207.
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en elPlan maestro de lucha conocido como PLANTE .La institución como talpensada de manera

temporal(1995-1998)se ha convertidomás en otrafigurasinmayores resultados34.

Como consecuencias ocasionadas por el incremento de la producción de coca en territorio

colombiano35, se evidencia, a nivel ecológico, la devastación de una cifra superior a las 300.000

hectáreas de bosques andinos y de bajura tropical en los cuales hay "pérdida de cobertura y de

especies vegetales valiosas, disminución y destrucción de biodiversidad perdiéndose recursos

genéticos invaluables y desconocidos, degradación de los suelos por causa de la erosión,

contaminación de cuerpos de agua poreluso indiscriminado de plaguicidas en los cultivos y de los

precursores químicos en elproceso de lacocaína ylaheroína"36.A nivelhumano,laproblemática de

la coca, ha incentivado la colonización y el desplazamiento de grupos sociales, bien debido a la

violenciaoriginada porlas bandas de narcotraficantes en las regiones de poca influencia estatal,así

como a la violencia urbana, consecuencia de los enfrentamientos entre carteles y entre las

organizaciones criminales y el Estado. A nivel cultural se han modificado los comportamientos de

cohesión socialque parecen menos estables en los grupos de nuevos colonos y desplazados.A nivel

de cambio de valores se ha reforzado la consecución al dinero fácil, lo que en las comunidades

indígenas representó un choque con los valores establecidos al interior de los cabildos, según lo

constatóGilbertoYafué,tesorerodelConsejoRegionalIndígena delCauca "las culturas indígenas se

han caracterizado poruna economíanocapitalista.Nosotros notenemos entrecejas elsigno pesos y

por ello con los cultivos ilegales se convirtió en un signo de desequilibrio. Una persona en la

comunidad que vaya acumulando es sujeto de envidias, aislamientos y desconocimiento inclusive

político.Comienza un desequilibrio ya que empieza averse un factorde violenciaarmada dentro de

los cabildos,elproceso de alcoholismo se agudiza más y elpodereconómico hace que se irrespeten

las figuras políticas nuestras (sic)."37

2.1.3.La marihuana:de fenómeno exótico amercado ilegal

La marihuana fue una de los primeros cultivos que de maneraempresarialcomenzó a serexplotado

por los narcotraficantes en la década de los 60s y 70s. Así mismo es una planta no nativa, que

Colombia importó después de terminada la Segunda Guerra M undial, debido a la falta de fibra

34
Un análisissobrelasustituciónde cultivos se presentamás adelanteen estecapítulo.

35
En esta partedeltrabajo sólo se enumeran algunas situaciones surgidas porel fenómeno del narcotráfico, ya que el objetivo de éste es

profundizaren las consecuencias anivelde violencia.
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necesariaparalaproduccióntextileradelalgodón.De manerasatírica elperiodistay ecónomo Jorge

Child describió asísu importación,uso y desatino político delgobierno colombiano:"en la historia

delnarcotráfico colombiano,no faltan las páginas tragicómicas.Una de ellas fue protagonizada por

elgobierno de M ariano Ospina Pérez (1946-1950),cuando elministro de agricultura,con elobjeto

de incrementar la industria textilera importó de la India semillas de cáñamo, que una vez

diseminadas en elpaísresultaronseruna de las mejores variedades de marihuana...En el«Programa

Quinquenal de Agricultura», elaborado por el profesor Pount y con la asesoría de una comisión

norteamericana, se estructuró un coherente programa que buscaba sustituir las importaciones de

origen agropecuario, especialmente las fibras utilizadas en la industria textilera... La promoción

incluyó repartición de 150 milfolletos y 1.400.000 paquetes de semillas...En nuestro medio resultó

seruna cannabisde malacalidad como fibra,perode un excelentearoma ysabor.Lo más curioso de

la historia, es que casi simultáneamente con la importación oficial de la cannabis, el gobierno

nacional, por medio del decreto 896 de 1947 prohibía su cultivo, distribución y encargaba a los

alcaldes y corregidores la destrucción de las plantaciones recién promovidas y sembradas,

imponiendo severas sanciones penales a los infractores. La extraña y paradójica situación se

presenta porque de una parte, el gobierno importaba el cáñamo de la India y, de otra, prohibía la

marihuana.¿Desconocían las autoridades que una ylaotraeran lamisma yerba? "38

Para1950 M edellín se habíaconvertido en un centro importantedeltráfico de la marihuana.Desde

fines de la década de los 60, entre 1968 a 1974, la hoja era exportada a través de los buques

bananeros que salían desde el puerto de Urabá en Antioquia hacia los mercados americanos. Sin

embargo, después de las acciones de control por parte del gobierno estadounidense sobre las

embarcaciones bananeras colombianas, la actividad se desplazó hacia la península de la Guajira,

hacialas laderas de laSierraNevada de SantaM artay hacialaSerraníade Perijá,que presentaban

posiciones ideales para el mercadeo a través del Caribe hacia los Estados Unidos. Los traficantes

antioqueños se dedicaron al comercio de la coca, mientras que en la costa atlántica colombiana

fueron algunos grandes caciques, así como nuevos narcotraficantes los que se vincularon con las

familias oligárquicas de laregión,quienes se encargaron delcomercio ilegalde la marihuana.Cabe

anotarque estaregión ya contaba con una historia de contrabando desde tiempos coloniales.Según

algunos analistas elmercado colombiano toma fuerza en los Estados Unidos debido a las presiones

ejercidas por parte del gobierno estadinense para controlar las importaciones de marihuana desde

M éxico y Jamaica, así como por el desarrollo de la política de erradicación de plantaciones y  la

utilizaciónde lafumigaciónaérea sobrelas plantaciones mexicanas.

38
Child,Jorge yArango M ario."Narcotráfico:imperiode lacoca".EditorialPercepciónLtda.M edellínColombia,1984.Páginas 115-118.
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La llamada "Bonanza M arimbera" fue una importantefuentede ingresos en la Costa Atlántica,ya

que aportó comodidades y estabilidad económica a una región con mínimos desarrollos industriales

en relación con otras regiones del país. Allí "los nuevos ricos narcotraficantes armaron parrandas,

importaronvehículos M ercedes,compraronprotecciónde los jueces locales,de los políticos y de los

agentes de aduana y casaron sus hijos ehijas con familias de oligarcas tradicionales delpaís."39 Si

bien,como loseñalaUribe Ramírez,elcultivode lamarihuana nunca ha sido entendido como ilegal

y menos inscrito en el proceso del narcotráfico, esto es, socialmente aceptable en esta región40, la

zona experimentó en los tiempos delapogeo deltráfico ilegalun considerableauge de la violencia,

así como una dramática desintegración de la policía local y las instituciones judiciales como

resultado de lacorrupciónyelsoborno.Otras consecuencias de estenegocio fueron,como lo señala

Bagley, que "la producción local declinó al ser destinadas decenas de miles de hectáreas para el

cultivo de marihuana, y los agricultores dedicados a cultivos tradicionales como el banano se

encontraron con mano de obra costosa y cada vez más escasa. La inflación se estimuló,

especialmente en los precios de la tierra, al ofrecer los capos de la droga precios más altos por

ella."41 Cabe señalar que de igual forma el sector del turismo, propio de estas regiones, se vio

afectado ya que fue allídonde los narcotraficantes invirtieron,a fin de lavarsus ganancias ilegales.

Estecultivotambién promoviólacolonizaciónque se desarrollóbásicamenteen laSierraNevada de

SantaM arta,afectando las comunidades indígenas establecidas.De otraparte,alserautorizada,por

laadministración Turbay (1978-1982),lafumigación con glifosato42 sobrelos plantíos de laSierra,

la estructura ecológica de una región que había permanecido virgen por muchos años se

desestabilizó.

Durante la época de su auge se estimó que existían más de 30.000 hectáreas sembradas con

marihuana.Sinembargo,apartirde ladécada de los 80s laproducciónse redujocomo consecuencia

de lapolítica de erradicaciónyelcambioen elcomportamientode consumo de sustancias narcóticas

en los mercados americanos y europeos. De igual forma, la exportación de la marihuana era más

problemática araízdelespacio que ocupaba y su poco procesamiento.Otro elemento que interviene

en la disminución del mercado ilegal de la marihuana desde Colombia, es la producción de una

39
Bagley,Bruce M ichael."Colombiaylaguerracontralas drogas",en:"Economíay política delnarcotráfico".Ediciones Uniandes,CEIy
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especie sin semilla en los Estados Unidos, que al parecer ofrecía efectos más  fuertes que los

esperados con la"ColombiaGolden."

Los estimativos sobreelárea cultivada con marihuna pueden sertambién imprecisos.Uribe pone de

manifiesto estas contradicciones en la información cuando afirma que "el plan maestro de la

DirecciónNacionalde Estupefacientes estimó que en elpaísexistían nomenos de 7.000 hectáreas de

marihuana, pero unos meses después en el informe del Grupo Dublin, con base en datos de las

autoridades de los Estados Unidos se redujoelcálculoa5.000hectáreas."43 En ladécada de los 80 el

mercado se redujo notablemente, sin embargo, se estima que a partir de los años 90s se ha

presentado un nuevo desarrollo,en razón de los avances tecnológicos que permiten la obtención de

marihuana líquida yhachís.

Sobre la organización y redes de narcotraficantes de la marihuna existen también análisis

contradictorios. A diferencia del informe presentado a las Naciones Unidas sobre desarrollo

alternativo, escrito por Albert Bettermann, en el que se señala que el negocio es manejado por

grandes organizaciones,Uribe Ramírez afirma que en su trabajo de campo observó que las grandes

organizaciones no están interesadas en estecultivo debido aque lacalidad delproducto colombiano

es inferior a lo que se está cultivando en los Estados Unidos y Europa, a que los márgenes de

comercializaciónson reducidos,en comparacióncon los de lacoca yaque los volúmenes amanejar,

con excepción de la marihuana líquida, son grandes. Esto conlleva a pensar en la existencia

básicamentede una economía campesina,aunque no descarta la existencia de cultivos comerciales

con mayor productividad44. Los cultivos se encuentran ubicados en el norte, sobre la Costa

Atlántica,donde se producen tres tipos de marihuana (Hawaiana,CaturrayColombian Golden)yen

elsurdelpaísen los departamentos del Cauca y Valle del Cauca, en los cuales Uribe constató la

presenciade grupos guerrilleros que controlan yprotegen las instalaciones yalos cuales se les paga

un "impuesto" o"gramaje" que sirve paramejoras en lainfraestruturade las comunidades.

La falta de investigación científica sobre la organización delincuencial alrededor de la marihuana,

dejamuchos espacios vacíos en relacióncon su verdaderaparticipación en elmercado internacional,

su capacidad de desestabilizar el Estado, su influencia regional y la posibilidad de desviar las

éxito de este método en las plantaciones mexicanas, facilitó al gobierno colombiano el venono para ser utilizado en la lucha contra el

narcotráfico.Ya existíaparaestaépoca sinembargouna gran reacciónen relaciónasu uso.
43
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decisiones locales en una Colombiaque se esfuerza en incrementarla participación ciudadana.Esta

situaciónpodríaimpedirque elEstado tome las medidas necesarias afin de controlarun cultivo que

ya estaba casi muerto, pero, que debido a los avances tecnológicos, ha vuelto a renacer. De otra

partelafaltade informaciónsobrelaproducción,dejaun espaciode incertidumbresobreeltema del

consumo.Bien es sabidoque gran partede estaproducciónse dedica almercado nacional.Las zonas

afectadas con la bonanza de los años 70s no han encontrado tampoco un proceso de

industrialización, ni de mejoramiento de las condiciones de vida de sus habitantes, lo que deja en

claro que si bien la alegría fue pasajera, no dejó tampoco ninguna base para la creación de una

economíaindependientealmercadeo de loilegal.

2.1.4.Los cultivos de amapola:una problemática nueva en ladécada de los 90

Colombiase vinculó alcomercio ilegalde laamapolay sus derivados -heroína y látex-en elúltimo

decenio del siglo XX. Si bien en 1990 el número de hectáreas identificadas no sobrepasaban las

2.000, y el número de departamentos involucrados no sumaban más de dos (Cauca y Huila), el

primerquinquenio de la década mostró la capacidad de expansión de los cultivos ilegales.Ya para

1997 los estimativos de hectáreas cultivadas ascendieron a 6.300,según información satelitalde la

Policía Antinarcóticos, pero según los cálculos realizados por Uribe Ramírez, en su trabajo de

campo, podrían llegar a ser entre 15 a 20 mil hectáreas a lo largo de la cordillera por los

departamentos del Cauca, Nariño, Huila, Tolima, llegando hasta la Sierra de Perijá en los

departamentos del Cesar y la Guajira. En total, serían más de 120 municipios afectados por este

cultivo45. Al igual que en los anteriores cultivos, en la amapola también hay un desarrollo de una

economía campesina,a la que lecorrespondería el15%  de las hectáreas sembradas, esto es 3.177

hectáreas y otra comercial, con gran parte del monopolio, es decir el 85%  del área cultivada,

alrededorde 13.394hectáreas,según datos suministrados porlainvestigaciónde Uribe Ramírez.

La ofertapotencialmundialde Colombiarespecto aproducción de heroína,se encontraríaalrededor

del1.6%  según datos del International Narcotics Control Strategy Report46. En documento escrito

por la subdirección de análisis estratégico e investigativo de la Dirección Nacional de

Estupefacientes de Colombia,sobrelapolítica antinarcóticos en 1997,se señalaque,con base en esa

45
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Estados Unidos",en:"Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social". Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de

Bogotá,1997.Página 494.Señalaque elcultivode laamapolase extendióde un departamentoen 1983 a12 departamentos en 1991,yque

mientras que para"marzo de 1992elDirectorde laPolicíaAntinarcóticos de esa época,BrigadierGeneralRosso José Serrano,indicaba que

laproducciónde amapolapodríallegara10milhectáreas.En abril,sinembargo,laprensa informaba de 20 milhectáreas distribuídas en 17

departamentos,estoes 113localidades."
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información, "es altamente improbable que (Colombia) sea el proveedor del 67%  de la heroína

consumida en los Estados Unidos...En cuanto a la oferta neta de heroína colombiana que entra al

mercado estadounidense, se estima en aproximadamente 6 toneladas de heroína lo cual no es

significativodentrode ese mercado."47

Elgobierno delpresidenteGaviria Trujillo (1990-1994),a quien lecorrespondió comenzarla lucha

contra elnuevo cultivo ilícito, decidió en un principio adelantar únicamente tareas de erradicación

manual, sin embargo ante los ascendentes datos de propagación, el Consejo Nacional de

Estupefacientes autorizó la fumigación con glifosato de 2.900 hectáreas de ampola. Si bien el

gobierno es conscientede una disminución en la tarea de erradicación,las causas para su continua

expansión parecen estarrelacionadas alhecho de que la policía antinarcóticos ha tenido que tomar

parteen acciones de orden público,asícomo alhecho de que se han presentado más de 30ataques de

laguerrillaalas avionetas de fumigación,loque ha disminuídosu capacidad de acción.

Debidoalarapidez con lacualse ha desarrollado elcultivoilegalde amapola,asícomo elhecho de

que es un cultivo ilegal importado por la industria del narcotráfico e implantado en las regiones

andinas colombianas,los impactos en las comunidades han sido igualmenterápidos y devastadores.

En el M acizo Colombiano, por ejemplo, los efectos del cultivo han sido los siguientes: 1. Los

cultivos de amapolahan promovidoelabandono de las actividades productivas tradicionales,ya que

es económicamente más rentable. Como consecuencia se ha visto afectada la base alimentaria, ya

que se rompe la cadena de autoabastecimiento,abriéndose una brecha en la seguridad alimentaria,

que se hace cada día más dependiente de las importaciones. 2. Las comunidades indígenas y

campesinas comienzan asuministrarpatrones de consumo diferente,ocasionado porelespejismo del

dinerodelnarcotráfico.3.A nivelcampesino se han percibido procesos de descomposición familiar,

mientras que en las indígenas se han empezado a desestructurarlas relaciones de tipo comunal,con

la consecuentepérdida delrespeto y de la dirigencia de las autoridades tradicionales, mientras que

las jefaturas provenientes de quienes tienen dinero se imponen algobernadory a los cabildantes.4.

Se generalaviolenciasangrienta,en un proceso de retaliaciones,en donde las disputas se resuelven

a"bala".Según Holmes Sierra,funcionariode CENCOA,"estas disputas llegaronatalextremo que

laguerrillaintervinocomo mediador,asu estilo.Estoes,en primerlugarentróadeterminarquiénes
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eran los agentes de la violencia a fin de eliminarlos,es decir,solucionarla violencia a través de la

violenciay,en segundo lugar,laguerrilla,se metióen elnegocioatravés delcobrode un impuestoo

«gramaje» tantoalos productores como alos comercializadores."48

En la medida en que elcultivo se desarrolla entrelos 1.800 a 3.000 metros sobreelniveldelmar,

que corresponde a la zonas de páramo, se ha denunciado como un problema ecológico por cuanto

destruye ecosistemas frágiles. "En la zona andina se han perdido durante la etapa de siembra de

amapolaaproximadamenteentre60.000y100.000hectáreas de bosque andinoyaltoandino."49

Elcultivo y procesamiento de amapola,pone de presentela agilidad de las bandas criminales para

seguirparticipando en elmercado internacionala través de una variedad cada vez mayorde drogas

ilegales, así como demuestra su capacidad tecnológica para la transformación de sustancias

narcóticas.De otrolado significa laincapacidad de los gobiernos que han adelantado lalucha contra

elnarcotráfico paracontrolarelfenómeno de la ilegalidad,y la ineficiencia de las políticas hasta el

momento adelantadas. La Colombia del siglo XXI presenta un ramificado mercado ilegal,

autosuficientey capaz de expandirse y competiranivelinternacional.Esto conlleva a pensarque el

problema de ladroga en Colombiaha sidosubestimado y que un replanteamiento sobreelfenómeno

de cultivos ilegales es indispensable para lograr reducir las ventajas comparativas que la industria

delcultivoylaproducciónde narcóticos ha encontrado en elterritoriocolombiano.

2.1.5.La Política Antinarcóticos colombiana en las tres últimas decadas delsigloXX

Si bien el narcotráfico, como una forma de contrabando de sustancias narcóticas, se ha ido

convirtiendo progresivamenteen un punto centralde la política y de los planes de desarrollo de las

administraciones en las tres últimas décadas en Colombia, cabe anotar que el fenómeno de la

producción y consumo de estetipo de sustancias es más bien un signo mundialdelsiglo XX .Esto

es, un asunto internacional que empezó a ser controlado y contra el cual se han levantado las

barreras políticas,judiciales,sociales yhastaeconómicas más agresivas apartirde 1890.

Paralos legisladores colombianos eltráfico con narcóticos no fue considerado un asunto prioritario

en laprimeramitad delsigloXX.M uestrade elloes lacasiinexistentelegislacióncon respectoalos

48
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cultivos de coca y marihuana, que sin embargo nunca llegó a ser plenamente utilizada. Si bien el

Código Penal de 1936 rigió hasta 1980, las especificaciones delincuenciales fueron generales en

relación a sustancias narcóticas o estupefacientes,castigando la producción, mas no el consumo50.

Además,es sóloacomienzos de ladécada de los 70,cuando porprimeravez se crea una institución

encargada de orientaruna política de lucha contralas sustancias narcóticas.

2.1.5.1.Las primeras instituciones de lucha

El Presidente M isael Pastrana Borrero (1970-1974), último representante del Frente Nacional, no

especificó en su plan de gobierno "Las Cuatro Estrategias" ningún aspecto relacionado con el

narcotráfico.Sin embargo,a mediados de 1973,cuando ya los Estados Unidos habían declarado la

guerra a las drogas a través del presidente Nixon, el mandatario colombiano declaró que " (...)

comprometería los recursos económicos necesarios para combatirestecreciente peligro, que puede

destruir nuestra sociedad"51. Para tal fin fueron conferidas al Gobierno Nacional facultades

extraordinarias,através de laley 17de 1973,que lepermitieronelaborar,en un plazo de un año,un

Estatuto Nacional de Estupefacientes -decreto 1188 de 1974-, considerado como el primer

mecanismo claro y exclusivo para controlarelproblema delcultivo,producción,tráfico y consumo

de drogas. Ese mismo año y a través del decreto 1206 de 197352 se creó el Consejo Nacional de

Estupefacientes, "como órgano asesor del gobierno para recomendar la formulación de políticas,

planes yprogramas,asícomo de los proyectos que las entidades públicas yprivadas deben adelantar

paralucharcontraelfenómeno de ladroga"53.Como organismo encargado de perseguirelcomercio

de narcóticos fue responsabilizado el Departamento Administrativo de Seguridad (DAS), que para

1978 fue sustituído por la Policía Judicial, una dependencia de la Procuraduría General de la

Nación. Un segundo paso dado en 1974 fue la sanción y promulgación de la Ley 13 de 1974

mediante la cual se aprobó la Convención Unica sobre Estupefacientes de 1961 y el protocolo de

50
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1972.Estos dos primeros pasos en la lucha coincidieron con elauge y la bonanza marimbera en el

país.

2.1.5.2.laBonanza "M arimbera" ylaPresiónInternacional

La administración de López M ichelsen (1974-1978) sintió aún más los rigores de la presión

estadounidense debido al incremento del tráfico de cocaína y marihuana desde el país hacia

Norteamérica.En ese entonces,elpresidenteestadounidense,Jimmy Carter,declaraba porsegunda

ocasión,duranteesta década,una "guerra" contra elfenómeno de las drogas.Elplan de desarrollo

del gobierno de López, "Cerrando la Brecha", que se presentó como una posibilidad de revivir el

agro colombiano, no propuso ninguna alternativa a un fenómeno que se presentaba en zonas

agrícolas del país, ni mencionó al narcotráfico como una de sus prioridades. Ya para 1976 se

presentan los primeros enfrentamientos entrelos organismos judiciales y de controldebido a cierto

nivelde corrupción porpartede los entes encargados.Bagley menciona que "entre1975 y 1976 se

presentaron más casos de enfrentamientos entre agentes del DAS, que protegían embarques de

drogas,con otras unidades colombianas antinarcóticos como laAduana yelF-2-fuerza de seguridad

einteligenciamilitar-"54.Los pronunciamientos políticos colombianos en relaciónalalucha llegaron

incluso aafirmar,desde entonces,que laerradicación de lamarihuana erala"máxima prioridad" en

la aplicación de la ley antidrogas, así como manifestaba la necesidad de apoyo económico

internacionalpara ellogro de positivos controles.Se buscó asignarmás unidades antinarcóticos de

la Policía Nacional en puertos marítimos y aeropuertos internacionales. Carter reaccionó

abasteciendo a Colombia con tres helicópteros y otros equipos, que sin embargo no pudieron ser

utilizados porque sus especificaciones técnicas noalcanzaban los rigores de lalucha antinarcóticos.

A pesar de que a nivel judicial y policial comenzaron a adelantarse acciones para contrarrestar la

acción de las bandas de narcotraficantes, cabe resaltar el hecho, de que es bajo la presidencia de

Alfonso López,que se autoriza alBanco de laRepública paraque através de lallamada "Cuentade

Servicios" se monetizaran todos los dólares que se ofrecían en elmercado negro,asícomo una forma

para que se repatriaran capitales que se encontraban en elextranjero.Sibien esta política buscaba

estabilizarla situación fiscaldelpaís,controlar la tasa de cambios y mantener el equilibrio de las

divisas externas, entre otras, devino en una "ventanilla siniestra" a través de la cual no sólo el

narcotráfico, sino también otros sectores de la economía formal, introdujeron divisas negras en el

54
Bagley,Bruce M ichael."Colombiaylas guerras contralas drogas",en:"Economíaypolítica delnarcotráfico" Ediciones Uniandes,CEIy

CEREC.Colombia1990.Páginas 187.
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mercado legal con aprobación del gobierno55. Esto hace parte de una conducta repetitiva que el

Estado colombiano ha desarrollado,através de lacual,a niveleconómico se aceptan los beneficios

producidos porelnarcotráfico (ocualquiereconomíasubterránea oilegal),aunque aotros niveles se

luche por disminuir su influencia. Esto es, una actitud ambivalente, que según Sarmiento Palacio,

busca conciliar dos propósitos divergentes: "por una parte se tratan de percibir los beneficios

económicos delnarcotráfico y porotrase busca controlarlos efectos devastadores delmismo sobre

el orden político y social a nivel doméstico"56. Este suceso marca un capítulo en el juego político

colombiano que ha sidodenominado poralgunos analistas como "lailegalidad consentida"57.

2.1.5.3.Primeros escándalos de corrupciónyrefuerzo de lapolítica represiva

La tensión,cada vez más creciente,ocasionada porlalucha antidrogas,alcanzó su primerclímax,al

ser objeto de reproche y acusación, entre otras personalidades de la vida política colombiana, el

precandidato liberal para la presidencia, Julio César Turbay Ayala, posterior presidente (1978-

1982),alserincluidosu nombreen elmemorando que PeterBourne,consejero presidencialsobreel

tema drogas paraelpresidenteCarter,escribió sobrelas relaciones de las organizaciones criminales

y la clase política delpaís58.Esta situación ocasionó que la nueva administración sellara relaciones

más dependientes con los Estados Unidos a fin de obtener los beneficios económicos. Bajo esta

nueva circunstanciade dependenciapolítica internacional,elgobierno buscó demostrarque su lucha

seríano sólo fuerte,sino definitiva.Así,se declaraporprimera vez en Colombia la "guerra" contra

el narcotráfico. La utilización de este término lleva consigo, al mismo tiempo, una concepción

militarista que busca acabar al enemigo, sujeto de la desestabilización. Desde esta perspectiva

adquiere la política colombiana una interpretación del problema configurado desde las exigencias

presentadas porlos Estados Unidos.Las acciones estuvierondesde entonces dirigidas alcontrolde la

55
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oferta,loque implicó un estrictoprograma de erradicación,represión einterdicción.La situación de

orden público estuvo dominada por una militarización constante de la vida civil, así como por el

surgimiento de grupos "paramilitares" o de "autodefensas",apoyados porlas Fuerzas M ilitares,que

buscaban reforzarsu lucha subversiva.Es en estecontextocomo el31 de diciembrede 1981 se crea

el movimiento "M uertre a Secuestradores" (M AS), que recluta a 2.230 hombres armados y es

financiado porlos narcotraficantes reunidos en Cali, los cuales aportaron un capital cercano a los

446millones de pesos.elM AS,considerado elprimergrupo paramilitar,sentólas bases de accióny

relacióncon las diferentes fuerzas en disputaen elpaís.Estemovimientosurge de labase misma del

narcotráfico, con el propósito de evitar que sus miembros fueran agredidos por otros actores

armados de lasociedad.Sibien estegrupo teníacomo objetivo evitary castigarelsecuestro,devino

en un escuadrónde lamuerteencargado de llevaracabo ladenominada "limpieza social"59.

Paralelo a las acciones para reforzar la lucha antinarcóticos a través de la represión, el gobierno

Turbay puso en marcha el "Estatuto de Seguridad", a través del cual se buscaba mantener "bajo

orden" cualquieracción que se considerarapeligrosa paraelEstado.Cabe hacerreferenciaalhecho

de que duranteestaépoca laactividad guerrillerase incrementó,pues los grupos armados dejaronde

serun aspecto íntimamenteligado alcampo,para desbordaren la llamada "Guerrilla Urbana",que

buscó presionar de manera directa al gobierno para abrir la posibilidad de una negociación. Es

conocido elcaso de la embajada de República Dominicana en 1979,cuando un comando delgrupo

M -19 tomó como rehenes a más de 30 representantes diplomáticos a fin de dar a conocer a la

opinión pública las sucesivas violaciones a los derechos humanos a través del llamado estatuto de

seguridad.

Así, el papel de las fuerzas militares en cuestiones internas de seguridad del Estado fue

incrementándose, a pesar de la negativa tanto de la élite política como de los altos mandos

militares60.En 1978se configuralaprimeraacciónde lucha contralas bandas de narcotraficantes,al

serenviado elejércitoalapenínsulade laGuajira,que con elapoyo de laM arina ylaFuerza Aérea

impusieronun bloqueo porcasidos años en laregión,duranteelcualfueronregulares los decomisos

tanto de mercancía (marihuana), como de medios de transporte utilizados para sacar las hojas del

59
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país(aviones y barcos).En septiembrede ese mismo año los gobiernos de Colombia y los Estados

Unidos efectuaron elprimerconvenio para emprenderuna lucha conjunta contra el narcotráfico, a

través del cual Colombia colocaba el recurso humano y Estados Unidos el recurso económico. Si

bien la responsabilidad total recaía sobre el M inisterio de Defensa y por intermedio suyo a las

Fuerzas Armadas, fue denunciado por algunos militares el hecho de que las acciones contra el

narcotráfico desviaban su lucha contra la guerrilla y utilizaban los pocos recursos con los cuales

contaban paracontrolarlasubversión.Porestarazón,en 1980 elgobiernode Turbay Ayalatoma la

decisión de crearun cuerpo especializado que se dedicara porcompleto a esta actividad, siendo la

PolicíaNacionallaencargada de cumplirestamisión.Porellomedianteresoluciónnúmero 2743 del

28de abrilde 1981se creó elServicioEspecializado "Policíade Controlde Sustancias que Producen

Adicción Física o Psíquica", como un organismo autónomo. Posteriormente la Dirección General

reglamentó el auxilio económico del gobierno norteamericano y se incrementó el número de

compañías operativas para la labor. Durante este gobierno también se creó el Servicio Aéreo de

Policía(que se establece através deldecreto2137 del29 de juliode 1983).Esteproceso de refuerzo

a la policía nacionaly a sus cuerpos tiene su punto culmen en 1987 cuando el Gobierno Nacional

toma ladecisión de agruparlas dos anteriores instituciones para configurarun sólo entellamado la

"Dirección de Policía Antinarcóticos" responsablede planeary dirigirlas operaciones policiales en

todoelpaís61.

Sibien,a nivelde lucha contra elnarcotráfico,es en estegobierno de Turbay donde se determinan

las funciones policiales y militares, recae también en esta administración, la responsabilidad de

generaruna dependenciadiplomática delpaíscon respecto a las relaciones de los Estados Unidos y

Colombia,asícomo de subestimarelpotencialdesestabilizadorde los nacientes grupos paramilitares

en manos delnarcotráfico.La adminsitraciónTurbay,inscritaen elcontexto de lucha antinarcóticos

desde laperspectiva estadounidense,firma en 1979 elTratado de extradición colombo-americano62,

1996.Página 217.Asícomo Bagley,Bruce M ichael."Colombiaylas guerras contralas drogas",en:"Economíaypolítica delnarcotráfico".

Ediciones Uniandes,CEIyCEREC.Colombia1990.Páginas 187.
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Colombiase busca su aprobación,en primerainstancia,através de laley 27de 1980,declarada inexequibleporlaCorteSuprema de Justicia

en 1986 debido a  defectos legales, y luego a través de la ley  68 de 1986 cuando el Presidente Barco busca solucionar las faltas

administrativas de laprimeraLey afin de hacerlanuevamentevigente,causa que no tiene éxito,debido a que no fue introducida como un
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que pretendíaque los narcotraficantes acusados de crímenes en Estados Unidos fueran extraditados y

juzgados en las cortes estadounidenses63.Eltratado fue severamentecriticado ydiscutido,ya que fue

considerado pormuchos como un "acto de sumisión humillantede Colombia para con los Estados

Unidos ycomo una violaciónalasoberaníanacional"64.

El segundo aspecto que enmarca las relaciones de dependencia sobre el tema del narcotráfico,

desarrolladas através delgobiernoTurbay hacialos Estados Unidos,losellalafirma delTratado de

Asistencia Legal M utua en 1980, y la implementación de un programa para la erradicación de la

marihuana que incluía la utilización de herbicidas. Estas actitudes positivas del gobierno Turbay

abrieronelcaminoanuevos ymás costosos programas de ayuda brindada porlos Estados Unidos65,

pero al mismo tiempo cerraron las posibilidades del gobierno colombiano para desarrollar una

política antinarcóticos coherente a la realidad nacional e independiente de las presiones

internacionales en elámbitoeconómico.De otrapartese puede afirmarque de una política bilateral,

se llegó auna política unilateralcon los Estados Unidos respecto altema de la lucha antidrogas.Si

bien Turbay buscó con su "Plan de IntegraciónNacional",reconstruiruna Colombiafragmentada en

regiones,y apoyarelagro,elresultado fue una fragmentación política y regionalocasionada porla

utilización de un Estatuto de Seguridad que polarizó aún más las fuerzas en conflicto en el país,

reforzando larepresiónyalejando aún más alagrode las soluciones legales.De otraparte,sibien la

política represiva fue mucho más enfática en el renglón de oferta, que en el de la demanda, el

presidente Turbay expresó su desacuerdo al respecto cuando declaró: "Los colombianos no están

corrompiendo a los americanos. Ustedes nos están corrompiendo a nosotros: si ustedes abandonan

las drogas ilegales,eltráfico desaparecerá."66 Turbay sancionólaley 66 de 1979 através de lacual

se aprobó el"Acuerdo Sudamericano sobreEstupefacientes y Psicotrópicas" firmado porColombia

el7 de mayo de 1973,medianteelcuallas naciones suramericanas reconocieron la necesidad de un

trabajo mancomunado contra el problema del narcotráfico, así como manifestaron la necesidad de

reconocer las diferentes orientaciones del problema en cada una de las naciones. M ediante este

proyecto de ley a ser aprobado por el Congreso de la República. Para una información más detalla dirigirse a "Economía y política del

narcotráfico" Ediciones UNIANDES,CEIyCEREC,Compiladores.Colombia1990.
63
A pesarde que elartículo8,parágrafo1,deltratado de 1979,señalaba que "Ninguna de las partes contratantes estaráobligada aentregar

a sus propios nacionales,elpoderejecutivo requerido podrá entregarlos silo considera conveniente",se rompe de esta manera una norma

tradicionalinternacionalque dejaba inmune asus propios ciudadanos paraserenviados através de laextradiciónaotros países.
64
Kavass,IgorI."Fin deltratado de Extradición Colombia-Estados Unidos de 1979:¿una comediade errores?",en:"Economíay política

delnarcotráfico".Ediciones UNIANDES,CEIyCEREC.Bogotá,Colombia1990.Páginas 151a173.
65
Tokatlian,Juan Gabriel."Seguridad yDrogas:su significado",en:"Economíay política delnarcotráfico".Ediciones UNIANDES,CEIy

CEREC.Bogotá,Colombia1990.Se señalaque como "contrapartida" porlas acciones de Colombiaen desarrollode lalucha antinarcóticos

orientada porlos Estados Unidos,elpaísfue recompensado económica y militarmente.Eltexto originaldice:"Como contrapartida,Bogotá

recibíaen 1979 de acuerdo al PublicLaw 96-92 (InternationalSecurity Assistance Act),U$ 16 millones,en 1980 a través de un acuerdo

bilateral firmado el 21 de julio y el 6 de agosto, Colombia recibió U$ 13.225 millones para la erradicación e interdicción de drogas y

diversos equipos (aviones,apoyo paracomunicaciones yde tipooperacional)parasu programa antinarcóticos,de acuerdo alo contemplado

en elPublicLaw 96-533de 1980(InternationalSecurityand DevelopmentCooperationAct)yelPublicLaw 97-113 de 1981 (International

Securityand DevelopmentCooperationAct)."
66
"The Colombian Connection" en Time M agazin,enero29,1979.Página 29.
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acuerdose propugnó una colaboraciónmás estrecha yun intercambio de información que fueramás

eficaz.Se buscó armonizarlas normas legales de los países signatarios a fin de solucionarposibles

barreras jurídicas. El Acuerdo firmado por Argentina, Bolivia, Brasil, Colombia, Chile, Ecuador,

Paraguay, Perú, Uruguay y Venezuela se convirtió en el primer acercamiento conjunto

latinoamericano al problema del narcotráfico. De igual forma fue sancionada durante su

administración la Ley 43 de 1980, por medio de la cual se aprobó el "Convenio sobre Sustancias

Psicotrópicas de 1971" de laOrganizaciónde Naciones Unidas.

2.1.5.4.De lapolítica socialalcaminode larepresión

La presidenciade BelisarioBetancurCuartas (1982-1986)que sibien buscó en principioalejarse de

la marcada política internacionalunidireccional,para abrirse a la multilateralidad de los diferentes

conflictos que sufríaAmérica Latina,noprosperóen elámbitonacionaldespués de los dos primeros

años de laadministración,debidonosóloalincremento deltráfico de estupefacientes,alafuerza de

las bandas criminales yaldesbordamientode los conflictos internos en elpaís,sinotambién debidoa

ladebilidad delgobierno paraseguirafrontando los problemas estructurales delpaíscon soluciones

desde lapolítica ylaeconomíaynonecesariamentedesde larepresión.Esteperíodo representaen el

desarrollo de laproblemática delnarcotráfico,lainserción de lo ilegalen lapolítica y la corrupción

cada vez más presenteen cada una de las instancias delgobierno nacional.Elnarcotráfico permeó,

de manera mucho más directa, las élites políticas y dirigentes del país. Este fenómeno no sólo se

convirtió en un problema de repercusiones económicas y represivas, sino que además se presentó

como un problema cultural, político y social de fondo. Desde lo político el narcotráfico buscó

organizarse como grupo que pudiera serelegido y tomarparteen la democracia existente.Desde lo

social se reivindicó tareas que había olvidado el Estado, relacionadas con la satisfacción de

necesidades básicas del pueblo, desde lo cultural generó unos nuevos valores relacionados con la

consecución de dinero fácil,las lealtades hacia lo ilegaly elcorto placismo,mientras que desde lo

económico se presentócomo una fuerza nueva legalanivelfinancieroycomercial.Su finúltimo fue

elinfluiren las decisiones del Estado desde el interior de él en aspectos que le eran de su interés.

Esto es,en laextradición,en laamnistíafiscal,en larepatriación de capitales,en la legalización de

fortunas y en la contrarreforma agraria que promovieron al irse convirtiendo en los grandes

propietarios de las mejores tierras colombianas.

La década de los 80, fuertemente marcada por la crisis económica y la recesión a nivel mundial,

fueron el marco dentro del cual las acciones del gobierno de Betancur se inscribieron, lo que
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significó,de alguna forma,una restringida cooperación internacionaly un agudo escenario nacional

donde se tenían que priorizar las políticas y programas de gobierno. Su programa "Cambio con

Equidad" buscó la estabilidad y elcrecimiento económico,como la equidad a nivelpolítico,lo que

implicaba la apertura en el área de la democracia y el fortalecimiento de las instituciones. Es el

primer Plan de Desarrollo Gubernamental que habla sobre una política de justicia y seguridad

ciudadana, en la que se hace especial énfasis a la prevención del delito, incluido entre otros el

narcotráfico, como un nuevo fenómeno a regular, "(...) muchas normas pierden vigencia y se han

creado vacíos normativos antela aparición de novedosas circunstancias deldesarrollo económico y

social. Surgen y se recrudecen patologías como el narcotráfico, el secuestro, el terrorismo, el

contrabando,las actividades clandestinas y la inmoralidad administrativa.La lentitud de la justicia,

su carencia de medios y su deficiencia organizativa minan la confianza pública en las instituciones

básicas y en sus representantes"67. Por ello buscó reforzar la justicia creyendo en ella y prefirió

procesar a los traficantes en las cortes colombianas antes de utilizar el tratado de extradición

existente. Tres elementos críticos y determinantes para el desarrollo de la política antinarcóticos

confluyen aquí: por una parte, una ruptura con la política estadounidense basada en la represión

durante los dos primeros años de la administración, de otra la elección de Ronald Reagan como

presidente de los Estados Unidos (1981-1988) que refuerza su lucha antinarcóticos en América

Latina, anunciando una "tercera guerra contra las drogas", vinculándola a los propósitos de

Seguridad Nacional a través del documento "Santa Fe II"68 y finalmente, una justicia, a nivel

nacional,débily con escasos recursos, así como una organización institucional no preparada para

luchar contra un fenómeno que utiliza la corrupción, la amenaza, la presión y la capacidad

económica,como medioparaconseguirsus fines.La tesisgubernamentalque se sustentaba en que a

mayordemocracia,mejores posibilidades de encontrarlapaz en Colombiateníasu talón de Aquiles

en la débil estructura institucional permeable a la amenaza del narcotráfico. Además, si bien se

emprendía una lucha a nivel judicial, volvió a revivirse la utilización de recursos económicos

provenientes de las drogas para solucionar políticas fiscales, a través de una declarada Amnistía

Patrimonialque buscaba solucionarlos problemas deldéficitpresupuestaly fiscaldelEstado,y que

incluía la economía subterránea69. Por ello, en 1983 El Obispo de Pereira, M onseñor Darío

67
BetancurCuartas,Belisario.Programa-Plan Nacionalde Desarrollo1982-1986"Cambiocon equidad".ImprentaNacional.Página 273.

68
ElDocumento SantafeIITratalas líneas generales de la política exteriorde los Estados Unidos hacia América Latina.Se señala entreo

otras,que en la última década se ha incrementado la amenaza subversiva terrorista ya que esos grupos participan en el tráfico de drogas,

formando redes de control.Señalatambién que los recursos económicos procedentes delnarcotráfico aumentan lacapacidad de amenaza por

partede lasubversión.Sobreestetema revisarentreotros "La Iniciativa paralas Américas.Las relaciones entreEstados Unidos y América

Latina en los años 90".Centro de Estudios Internacionales,Foro Interamericano,Fundación Simón Bolívar.Santaféde Bogotá,Colombia,

1992.
69
 M urillo Castaño, Gabriel. "Narcotráfico y política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo",.en: "Narcotráfico en

Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales".TM  Editores,Uniandes.Bogotá,segunda edición 1995.Páginas

220-221.CitaElsiguientetexto:"En 1982voces políticas de diferentes sectores hicieronpúblico lapropuestade una amnistíapatrimoniala

través de lacualelEstado lograraintegrarasu fisco capitales o bienes no declarados.Fue asícomo el22 de agosto de 1982 elContralor

General de la República, Rodolfo González García, pedía una Amnistía Patrimonial que incluyera la economía subterránea. El entonces
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Castrillón Hoyos, criticó la "ley de amnistía patrimonial" del gobierno, que en su concepto "ha

llevado ahora a legitimar actitudes deshonestas" y a "...legalizar dineros productos de actividades

ilícitas como eltráfico de narcóticos."70

Las acciones de Betancurcomenzaronrápidamente,nombrando como M inistrode JusticiaaRodrigo

Lara Bonilla, personaje del Nuevo Liberalismo, que en años anteriores y desde su labor como

parlamentario había emprendido un proceso de purificación y desmantelamiento de las actividades

delnarcotráfico en lapolítica y laeconomíalegal71,afin de aseguraruna mano limpia y dura en la

lucha contralacriminalidad deltráfico de drogas.Paraleloaellocomenzó un proceso de diálogocon

los diferentes grupos subversivos72 y la estruturación institucional que tenía como fin la

descentralización y la mayor independiencia de las regiones73. También a nivel latinoamericano

promoviólafirma,en agostode 1984,de la"Declaraciónde Quito",documentoen contradeltráfico

de drogas ilícitas firmado por8 presidentes delSury Centroamérica.Sibien los objetivos políticos

podían considerarse de vanguardia y netamente democráticos, no se contó con el hecho de que

algunas instituciones ya habían sidopermeadas porelnarcotráfico yaún más,que muchas esferas de

lasociedad lohabían aceptado.Las acciones contralacriminalidad condujeronaque el23de marzo

de 1984 se desmantelara y destruyera el más grande laboratorio de procesamiento ubicado en el

Yarí,Guaviarecolombiano.En elcomplejo laboratorio de "Tranquilandia" se decomisaron 27.500

libras de cocaína, considerado el golpe más decisivo al narcotráfico, específicamente al Cartel de

M edellín,asícomo se logró establecerlacomplejidad de lared delnegocio con base en documentos

ministro de Justicia,Bernardo Gaitán M ahecha,el17 de octubrede 1982,sugirió una amnistía patrimonialpara la economía subterránea

dentrodelmarco de una reforma tributaria.ElsenadorAlvaroLeyva Durán presentóun proyectode ley parabrindaramnistíapatrimoniala

quienes no hubieran declarado sus bienes en las declaraciones de renta y patrimonio anteriores a 1981. De igual forma desde el sector

económico se planteó através de laFederaciónNacionalde Comerciantes (FENALCO),en su 37 Congreso reunidoen Cali,lanecesidad de

construiruna gran acuerdoparalegalizarlaeconomíailegalyconseguirlacanalizaciónde los recursos hacialarecuperaciónde laindustria,

elcomercio,laagriculturaylos servicios.
70
. M urillo Castaño, Gabriel. "Narcotráfico y política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo",.en: "Narcotráfico en

Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales".TM  Editores, Uniandes. Bogotá, segunda edición 1995. Página

232.
71
Con base en informaciónperiodítica de laépoca -DiarioElEspectador,octubre22 de 1983 páginas 1A y12A yElHeraldooctubre25 de

1983,páginas 1A y 9A-,se puede establecer:LaraBonillahabía denunciado,cuando todavía era parlamentario,la vinculación de dineros

provenientes delnarcotráfico en actividades deportivas,esto es, la inversión de dineros "calientes" en seis equipos de fútbol profesional y

reveló que porlo menos 8 parlamentarios estaban vinculados alnarco.De igualfroma denunció anteelNuevo Liberalismo,lavinculación

delnarcotráfico en lapolítica.Cuando porprimeravez Pablo EscobarGaviria,máximo líderdelCartelde M edellín,buscó incorporarse al

Congreso,presentándose en lalistade un político delNuevo Liberalismo,fue denunciado y se exigió que su nombrefueraretirado.Alfinal

tanto el parlamentario como Pablo Escobar fueron expulsados del partido. Estos hechos públicos denunciados por Lara Bonilla, lo

convirtieron en el enemigo número uno del narcotráfico, así como en su primera y gran víctima. Por otra parte, en julio de 1983 se

denunciaba igualmente que Samper, posterior presidente de Colombia, había recibido 25 millones de pesos de los narcotraficantes, con

destinoalaúltima campaña presidencialde López M ichelsen,estoes lade 1982.De otraparte,nohay que olvidarque en junio de 1983 el

narcotraficante Carlos Lehder anunció las bases ideológicas del "M ovimiento Latino Nacional", a través de los periódicos nacionales, en

página paga, mientras que Pablo Escobar, máximo líder del llamado Cartel de M edellín fundaba y dirigía el movimiento „Civismo en

marcha“ através delcualplaneaba realizarplanes de vivienda yobras de beneficiosocial.
72
 El 23 de septiembre de 1982 se inauguró la Comisión de Paz, creada mediante decreto 2771 del 19 de septimbre del 82. El 19 de

noviembrede ese mismo año,fue aprobada laley 35 de amnistía.Los acuerdos de Tregua y Cese alfuego solo fueron firmados apartirde

1984,primero con las FARC -28 de marzo-y luego el24 de agosto con elM -19,elEPL y elADO.Después de esta firma se propone un

"Diálogo Nacional".Esteproceso permitelageneración de nuevos grupos políticos,cuya base se encuentraen los guerrilleros reinsertados.

Surge asílaUniónPatriótica,considerada elbrazo político de las FARC.
73
Es con estaadministraciónque se sanciona laley paralaelecciónpopularde alcaldes ygobernadores.Estehecho marca una rupturacon la

política tradicional,que consistíamás en lareparticiónde favores después de laelecciónpresidencialyparlamentaria.Antes de laexistencia

de estaley,tantogobernadores como alcaldes eran electos porelejecutivo.
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encontrados en el lugar. De otra parte, la sostenida tesis del embajador americano en Colombia,

LewisTambs,según la cualhabía una relación entrela guerrilla y elnarcotráfico, conocida desde

entonces como "Narco-guerrilla",cogió más fuerza,ya que se aseguró -no sólo el embajador, sino

también el ministro de Defensa General Gustavo M atamoros D Ćosta-, que el laboratorio estaba

protegido por hombres armados de las FARC. A pesar de que esta versión fue desmentida por el

Directorde la Policía GeneralGómez Padilla,los vínculos entreestas dos fuerzas armadas ilegales

se convertirían en un conflictopolítico paralos próximos gobiernos.El30 de abrilde ese mismo año

es asesinado elM inistroLaraBonillaporsicarios contratados porlas mafias.Como consecuenciade

esta acción, el gobierno decide dar un viraje total a la política nacional que conlleva nuevos

elementos críticos en lalucha.Esto es,comienza una escalada terrorista organizada porlas mafias,

que condujo al asesinato de líderes políticos, de la policía y de los medios de comunicación74. El

presidenteBetancur anuncia una gran movilización para "recobrar la dignidad nacional", que bien

puede serentendida como una "segunda declaración de guerra" alnarcotráfico en Colombia,ya que

mediante decretos de Estado de Sitio se estableció el embargo y secuestro de bienes de los

narcotraficantes, se dispuso que todos los delitos que tuvieran relación con el tráfico de drogas

fueran conocidos por la justicia penal militar, así como se aumentaron las penas y multas para

dichos delitos, y más decisivo aún, se empezó a utilizar el tratado de extradición con los Estados

Unidos ylafumigacióncon herbicidas aprobada porelConsejo de Estupefacientes en 1984.A nivel

político,lasupuestavinculaciónde laguerrillacon elnarcotráfico ocasionó obstáculos en eldiálogo

de paz con los grupos armados ,ya que no se podía justificarelentablaracercamientos con unos y

rechazaralos otros,sibien ambos participaban en elnegocio ilícito.Desde estemomento comienza

una disyuntiva de ambivalencia, que aún hoy existe en los gobiernos colombianos, respecto al

tratamiento que merece el narcotráfico, como delito no político. Esta actitud cargada de dilemas

respecto a una confrontación  total o una negociación fue claramente percibida en el gobierno

Betancur,que desmintiólas reuniones delProcurador,Carlos Jiménez Hoyos y delEx-Presidentede

la República,López M ichelsen,con elnarcotráfico en la ciudad de Panamá durante1984,a través

de las cuales,los voceros de los narcotraficantes manifestaronsu intenciónde retornaralalegalidad

e hicieron entrega de una propuesta, según la cual "ofrecían el desmonte efectivo de la

infraestructuradelnarcotráfico,su retirodefinitivode laactividad política ylarepatriaciónde buena

partede sus capitales en elexterioracambiode laaplicaciónimparcialde laley colombiana"75.

74
El23 de julio de 1984 es asesinado el juez Tulio M anuel Castro Gil, quien estaba a cargo de la investigación por la muerte de Lara

Bonilla. El 17 de noviembre de 1986 es asesinado el Coronel Jaime Ramírez Gómez, quien había sido el Director de la Policía

Antinarcóticos.El17de diciembrees asesinado eldirectordeldiario„ElEspectador“,Don Guillermo Cano Isaza.
75
 M urillo Castaño, Gabriel. "Narcotráfico y Política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo", en: "Narcotráfico en

Colombia. Dimensiones políticas, económicas, jurídicas e internacionales" Editado por CEREC, INIANDES y CEI. Santafé de Bogotá,

Colombia.Segunda edición1995.Páginas 198-276.
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Ya para 1984-85 elfenómeno delnarcotráfico y su expresión de violencia se percibe no solamente

en las ciudades, a través del narcoterrorismo, sino también en los campos, a través de las formas

narcoparamilitares, denunciadas desde 1983 por campesinos de los departamentos de Santander,

Boyacá y Cundinamarca. Aunque si bien, entre tanto se pone en marcha el Plan Nacional de

Rehabilitación (PNR), pensado para mejorar las condiciones de pobreza en el campo y con la

colaboraciónde las Naciones Unidas comienza elproyecto de sustitución de cultivos de coca en las

regiones de Nariño,Cauca yValledelCauca,cabe resaltarque paraestaépoca elnarcotráfico ysus

secuelas através delparamilitarismo,ejercen presiónconstantealos agricultores,loque originaráel

fenómeno de los "desplazados" y elabandono delcampo,que generaotro tipo de violenciaen razón

de las nuevas y precarias condiciones de vidas en los centros urbanos donde se suman alnúmero de

desempleados, así como se convierten en un problema político para el Estado. Esta "Segunda

Guerra" contra el narcotráfico, emprendida por el gobierno Betancur, amplía la espiral de la

violencia propia en el país y se convierte, a pesar de proponer una democracia en paz, en un

elementodevastadoryviolatoriode los derechos humanos,ya que elretornoactivode los militares a

la lucha contra las drogas refuerza la existencia cada vez más peligrosa de los "escuadrones de la

muerte",los grupos paramilitares ylaanarquíaen las regiones apartadas de lageografíanacional,en

las cuales nohay presenciadelEstado.Asímismo,alrecurrirde nuevo alapolítica estadounidense,

elaspecto represivo de la lucha se fortalece y elvínculo "Narco-guerrilla" configura los sucesos de

enfrentamientopolítico,alseñalarse,incluso de maneraespeculativa,laalianza delnarcotráfico en la

toma delPalaciode Justiciaen noviembrede 1985porpartedelgrupo guerrilleroM -1976.

Paraenero de 1986,y bajo las nuevas condiciones de violencia y represión,elgobierno sanciona el

segundo EstatutoNacionalde Estupefacientes,Ley 30de 1986,elcualseríareglamentado sólohasta

el31 de diciembrede ese mismo año através deldecreto 3788.Estenuevo estatuto regulaelasunto

de las drogas ilegales en 9 capítulos,con un totalde 101 artículos77.Según Elex-magistrado de la

76
Entrelas muchas especulaciones sugeridas en relación a la toma delPalacio de Justicia,se dijo que la toma tenía como objeto destruir

expedientes judiciales en los que aparecían los cabecillas del narcotráfico. Esta hipótesis sin embargo nunca ha sido ni confirmada ni

desmentida porpartede los organismos de investigacióndelEstado.
77
Elcapítulo Isobre"principios generales",plantea las definiciones,los fines médicos y científicos de las plantas,elcontrolsobreáreas de

cultivos ysobreimportaciónyproducciónde medicamentos.Elcapítulo IIsobre"campañas de prevención y programas educativos",regula

la transmisión de mensajes a través de los medios de comunicación, los servicios de consultorios clínicos, así como la destrucción de

plantaciones. El capítulo III sobre "Campañas de prevención contra el consumo de alcohol y del tabaco", especifica las orientaciones

necesarias en los envases ypaquetes bien sea de tabaco oalcohol,asícomo define las edades en las cuales nose les debe permitirnicomprar,

nivenderestetipode productos auna persona.ElcapítuloIV sobreel"controlde laimportación,fabricaciónydistribuciónde sustancias que

producen dependencia" especifica las funciones del ministerio de salud, controla los establecimientos de venta y producción de

medicamentos,informa sobrelavigilanciaeinspección,además que especifica lafinanciaciónparalos programas de farmacodependencia.El

capítulo V sobre "Los Delitos", hace una enumeración de las acciones consideradas punibles, así como determina las penas a pagar, la

utilización y decomiso de bienes provenientes del narcotráfico y el levantamiento de la reserva bancaria. El capítulo VI sobre "Las

Contravenciones",especifica los tipos de sanciones a los diferentes actores que contravengan la ley.Elcapítulo VIIsobre"procedimientos

para la destrucción de plantaciones y sustancias incautadas", enumera los procedimientos que las autoridades judiciales deben seguir al

adelantar acciones que conduzcan a la destrucción de materiales, la identificación de sustancias, entre otros. El capítulo VIII sobre

"Tratamiento y Rehabilitación",define las funciones delministerio de salud a esterespecto.También se refierea la sustitución de cultivos

como una tarea promovida por el gobierno a fin de favorecer a los indígenas y colonos que se hayan dedicado a la actividad ilícita. El
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Corte Suprema, Federico Estrada Vélez78, la ley 30 no significó un cambio fundamental en la

política del narcotráfico, a pesar de que incluyó algunas variaciones respecto al tratamiento

sancionatorio de los hechos punibles, en relación con el decreto 1188 de 1974. Para el ex-

magistrado, la más importante innovación fue la extinción de dominio a favor de la nación sobre

inmuebles afectados en la producción o distribución de drogas pormedio de resolución ejecutiva79.

En sólo 12 años de existencia el Estatuto ha tenido que enfrentar una crítica discusión legislativa,

sobresus alcances,sus debilidades ysus equívocos,que produjeronque afines de 1997 laDirección

Nacional de Estupefacientes propusiera una actualización, armonización y reforma del régimen

general de estupefacientes, a fin de incluir los cambios que en materia legislativa se habian

presentado en elpaís.Hastaelmomentohan sidomodificados,duranteesteperíodo,los artículos 33,

34,40,43,y90 80,mientras que han sidoderogados los artículos 14,41,44,68,71,72,y 74 81.De

igualforma han sidodeclarados inexequibles porlaCorteConstitucionaltantoelartículo51 como el

87 82.

Otro importante aspecto a señalar, es que a través del Estatuto, el Consejo Nacional de

Estupefacientes pasó de serun órgano asesor, como había sido pensado en 1973, a convertirse en

una dependenciaadscritaalM inisterio de Justicia,cuyas funciones serían las de "formular,para su

adopciónporelGobiernoNacional,las políticas ylos planes yprogramas que las entidades públicas

y privadas deben adelantar para la lucha contra la producción, comercio y uso de drogas que

producen dependencia."83 Se dispone que proponga medidas paraelcontroldeluso ilícito de drogas,

así como de que señale a los distintos organismos oficiales las campañas y acciones específicas a

capítulo IX sobreelConsejo Nacionalde Estupefacientes, señala sus funciones, alcances y organización interna. Además son creados los

Consejos seccionales de estupefacientes paraadelantarlos trabajos anivelregional.
78
Estrada Vélez,Federico."Comentarios generales alaley 30 de 1986"en:"Comentarios alEstatutoNacionalde Estupefacientes".Editorial

Temis,Santaféde Bogotá,Colombia,1980.Páginas 17-29.
79
Elartículo47deltextooriginalde laley de 1986 señalaba "Los bienes,muebles,equipos ydemás objetos donde ilícitamentese almacene,

conserve,fabrique,elabore,venda osuministreacualquiertítulomarihuana,cocaína,morfina,heroína o cualquierotradroga que produzca

dependencia,aligualque los vehículos ydemás medios de transporte,utilizados paralacomisiónde los delitos descritos en estecapítulo,lo

mismo que los dineros yefectos provenientes de tales actividades,serán decomisados ypuestos adisposicióninmediatadelConsejoNacional

de Estupefacientes,elcual,porresolución,podrá destinarlo provisionalmentealservicio oficialo entidades de beneficio común instituidas

legalmente,adarlos en arriendo odepósito(...)Los beneficios obtenidos se aplicarán alaprevenciónyrepresióndeltráfico de tales drogas ya

larehabilitaciónde los farmacodependientes,bajocontrolyvigilanciadelConsejoNacionalde Estupefacientes."
80
Elartículo 33 fue modificado porla ley 365 de 1997 y hace referencia al "Tráfico, Fabricación o Porte de Estupefacientes", donde se

especifica laobligatoriedad de un permiso paraelportede sustancias controladas.Elartículo34modificado porlaley 365de 1997,que hace

referenciaala"Destinaciónilícitade muebles einmuebles".Elartículo40,modificado porlaley 365 de 1997 sobreel"Embargoparapago

de multas". El artículo 43 fue modificado de igual forma por la ley 365 de 1997, hacer referencia a la "Posesión de elementos para el

procesamientode narcóticos".Elartículo90fue modificado poreldecreto2159de 1992,através delcualse especificó quiénes componen el

ConsejoNacionalde Estupefacientes.
81
 El artículo 14 sobre "Expendio de bebidas alcohólicas y cigarrillos" fue derogado por la ley 124 de 1994. El artículo 41que hacía

referenciaalrematede bienes embargados fue derogado porlaley 365de 1997.Elartículo44fue subrogado porlaley 365de 1997-arts.8y

26-.Elartículo68 que señalaba los aspectos de investigación,juiciode contravenciones,fue derogado porlaley 228 de 1995.Los artículos

71,72 y 74 fueron derogados porlaley 228 de 1995.En ellos se establecía elproceso de investigación y contravención y los recursos de

apelación,respectivamente.
82
Según sentencia del5 de mayo de 1994,la CorteConstitucionaldeclaró inexequibleelartículo 51 sobre"Portede DosisPersonal", de

acuerdocon estadecisión,elEstado debe regularelconsumo,más no castigarlo.A través de esa misma sentenciase declaró inexequibleel

artículo87inscritoen elcapítuloVIII,sobretratamientoyrehabilitación,en elque se disponíaque las personas que estaban afectadas porel

consumo de drogas que producían dependencia,serían enviadas aestablecimientos señalados.
83
"EstatutoNacionalde Estupefacientes",en:"CódigoPenalColombiano".Compilado porM arioArboleda Vallejo.Grupo EditorialLeyer.

Santaféde Bogotá,septiembrede 1997.Página 195.
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adelantar, mantener contactos con gobiernos extranjeros y entidades internacionales y disponer la

destrucción de plantaciones, entre otras. De igual forma fueron creados los Consejos Regionales

encargados de adelantarlas disposiciones nacionales a nivellocal.Estas entidades -nacionalcomo

regionales-noson niadministrativa nipresupuestalmenteindependientes,loque generaconflictos en

eldesarrollode sus funciones.Elobjetivode señalarlas funciones ysu dependenciaeconómica,es el

de desmantelarelproblema de fondo respecto alatoma de decisiones y la capacidad administrativa

de estos órganos.Esto es,elConsejo se presenta como un "SuperEnte" de control,coordinación y

diseño de políticas, pero sin embargo, en el rango de categoría, es un órgano dependiente de un

ministerio,sin capacidad de ejecutarlas políticas y sin un presupuesto propio,lo que impide tener

una verdadera fuerza de orientación y de decisión.La política antidrogas en Colombia, a pesar de

haberse convertido en un aspecto prioritario para el Gobierno Nacional, es dirigida por un órgano

dependienteysinpoderde convocatoria,ya que élmismo sólose reune en casos de emergencia,yno

mantiene un trabajo continuo. López Restrepo84 señala que el hecho de que quienes constituyen el

Consejo Nacional no necesariamente trabajan para ello y sólo se reunen en momentos de crisis o

paraimpartirsu aprobaciónadocumentos elaborados porinstancias inferiores,hace que esteórgano

se conviertasimplementeen un „sello de seguridad de producción“,en un órgano fantasma.Asílas

políticas a formularson sólo,en consecuencia,medidas a corto plazo y sin conexión respecto a los

sucesos paralelos deldevenir nacional. Respecto a su composición85, los funcionarios son elegidos

por el presidente de la República - con excepción del Fiscal y el Procurador- lo que implica la

temporalidad de cualquierdecisiónysu dependenciarespectoalgobiernode turno.

De igualforma se ha discutido,aniveljurídico,lafalta de una conducta punibleclara en la ley,ya

que se considera que en elEstatuto elbien jurídico a tutelarno ha sido suficientemente definido86.

Estoes,con base en elCódigopenal,paraque una conductasea punibledebe sertípica,antijurídica

y culpable87. Si bien lo que se tutela es la "Salubridad Pública y M oral", se señala que "los

comportamientos descritos en los diversos tipos contenidos en elEstatutonoalcanzan aestructurarse

como hechos punibles conforme alaconceptualización que trae elCódigo Penal."88 Otro aspecto a

84
López Restrepo,Andrés.„Costos delcombatea la producción,comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el

narcotráfico“, en: „Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social“. Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de

Bogotá,1997.
85
 Según decreto 494 de 1990 y 2159 de 1992, el Consejo Nacional de Estupefacientes está compuesto por el M inistro de Justicia, el

M inistrode Relaciones Exteriores,elM inistrode Educación,elM inistrode Defensa,elM inistrode Salud,elFiscalGeneralde laNación,el

ProcuradorGeneralde laNación,elDirectorde laPolicíaNacionalyelDirectorNacionalde Estupefacientes.
86
 Otros bienes jurídicos bien podrían ser: la economía nacional, la existencia y seguridad del Estado, el orden público, económico, el

patrimonioeconómico,lavida ylaintegridad personal,laseguridad nacional,ladefensa delEstado,etc.
87
"EstatutoNacionalde Estupefacientes",en:"CódigoPenalColombiano".Compilado porM arioArboleda Vallejo.Grupo EditorialLeyer.

Santaféde Bogotá,septiembrede 1997.Páginas 13-14..Elartículo3 dice:"La Ley penaldefiniráelhecho puniblede manerainequívoca",

mientras que elartículo 4 versa:"Para que una conducta típica sea puniblese requiereque lesione o ponga en peligro,sin justa causa, el

interés jurídico tutelado porlaley."
88
JaramilloRestrepo,Carlos Alberto."Algunas consideraciones en tornoalos delitos consagrados porlaLey 30 de 1986",en:"Comentarios

alEstatutoNacionalde Estupefacientes".EditorialTEM IS,Bogotá,Colombia1987.Páginas 1-15.
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mencionar en el ámbito jurídico, es la utilización de verbos, la redacción y el acomodamiento de

diferentes conductas bajo un mismo aspecto,lo que conlleva a que se juzgen de la misma manera,

comportamientos que tienen una valorización diferenteen cuanto a su lesividad89.Con esto se pone

de presenteelpeligro de perderla seguridad jurídica sobrelo que se juzga y la incertidumbrede la

penalizacióncorrectaafinde crearun sentimientode confianza en las leyes.Estas incongruencias en

la Ley comenzaron para el catedrático Velásquez , al señalar que incluso el artículo 101 es

antitécnico,pues primero no deroga eldecreto 1188 de 1974 y en segunda instancia,elartículo 101

hace suponerque la ley rige desde su sanción,esto es sin serpromulgada y sin observarla vacatio

legis de dos meses, propio de la ley penal. Critica la confusión existente entre contravenciones

(penales paratodos los efectos)ylas faltas administrativas (comprendidas sólolas transgresiones del

derecho administrativo) y concluye afirmando que el Estatuto es una gran "colcha de retazos", es

decir, "una suma de errores, yerros técnicos, errores legislativos, remisiones inexistentes,

definiciones imprecisas,errores de redacciónypuntuaciónyvacíos que adrede nose llenaron."“90

Sinembargo,apesardelapresuramientoylos errores antes descritos,elgobierno Betancurlogró en

los dos últimos años de presidencia,no sólo sancionarun nuevo Estatuto,sino también extraditara

10 colombianos y tres extranjeros solicitados porlos Estados Unidos,continuarcon los programas

de fumigación aérea contra la marihuana y la erradicación manual de la coca y decomisar gran

cantidad de droga.Sibien estas acciones lograron desestabilizarlaindustriailegal,llevaron consigo

los más devastadores y crueles ataques alpoderjudicial,alserobjeto de los narcotraficantes en su

lucha contralaextradición.Según Bruce Bagley en "Colombiaylaguerracontralas drogas","entre

1981 a 1986 cerca de 50 jueces, incluyendo una docena de la Corte Suprema de Justicia fueron

asesinados y cualquierjuez encargado de un caso de droga erabombardeado adiario con amenazas

89
JaramilloRestrepo,Carlos Alberto."Algunas consideraciones en tornoalos delitos consagrados porlaLey 30 de 1986",en:"Comentarios

alEstatutoNacionalde Estupefacientes".EditorialTEM IS,Bogotá,Colombia1987.Página 12.Alrespecto señalaJaramillo Restrepo que:

"Sise observan los tipos constitutivos delcapítulo V de laley 30 de 1986,bien puede verse,dada su forma de redacción,cómo muchos de

ellos,nose compadecen cno lafinalidad propiadeltipo y porende de latipicidad respecto de su función garantizadora,como resultado,en

unos casos,de laexcesiva alternatividad de las conductas descritas;en otros,de lafaltade claridad en su delimitación,habida cuentade su

excesiva apertura;y en algunos de la ausencia también de claridad en la relación entreciertos comportamientos representativos de verbos

rectores yelobjetomaterialque aellos se pretende remitir.(...)A miparecer,un factorque dificultalaprecisiónde laadecuacióntípica de la

conducta,en primertérmino,pues,dadas su multiplicidad yalternatividad excesivas,se da laprobabilidad de que laejecuciónde algunos de

los verbos rectores requieranecesariamentelaejecuciónde otros,como ocurre,porejemplo,en las hipótesisde llevarconsigo y transportar,

advirtiendo que laprimeraimplicaríaademás laadquisición.En segundo término,consideroque esa excesiva alternatividad hipotética,para

laque existelamisma posibilidad oscilatoriaentreelmínimo yelmáximo de pena imponible,representauna equiparación de las conductas

desde elpuntode vistade su gravedad,locualobviamentese apartade larealidad,pues es incuestionableque vender,suministraryelaborar

es mucho más grave que llevarconsigo, transportar o adquirir, máxime si se tiene en cuenta que en lo tocante a esto último, bien puede

hacerloelagentecon lafinalidad de una utilizaciónpersonal,asíse salga de los parámetros establecidos paraladosispersonal."

Sobreestemismo tema,RamírezBastidas,en:"Acotaciones Jurídicas alEstatutode Estupefacientes" -Temis-1987-página 117,agrega:"Se

critica con tinoelhecho de que se equiparen punitivamentecomportamientos de muy distintovalor,que nose diversifiquen,nise seleccionen

conductas que porsus repercusiones debieran tenerdesigualalcance aefectos de penalidad".Con relación alpunto crítico entreelnivelde

punibilidad de los comportamientos yconductas en elEstatutotambién se puede revisarGarzón Saboyá,EdgarAlfredo,"Aspectos legales y

praxisdelnarcotráfico yellavado de dinero",páginas 347-403 en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social".

EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,1997.
90
 Velásquez, Fernando. "Las contravenciones en el Estatuto Nacional de Estupefacientes", en: "Comentarios al Estatuto Nacional de

Estupefacientes".EditorialTEM IS,Bogotá,1987.Página 48.
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de muerte si rehusaba ser sobornado. "91 Bajo este nuevo proceso de lucha frontal contra el

narcotráfico, Estados Unidos prestó apoyo técnico y financiero cada vez más representativo a

Colombia,que se convirtió,almismo tiempo,en lamás sofisticada presióndiplomática haciaelpaís,

al condicionar las relaciones bilaterales y la ayuda a un proceso de "certificación" unilateral por

partede los Estados Unidos.

2.1.5.5.Certificación:freno alapolítica nacionalyexigenciaen lalucha represiva

Fue así, como el gobierno de Virgilio Barco (1986-1990), heredó una confrontación totalmente

represiva y militaren la lucha contra las drogas,a la que se lesumaba una nueva fase de "guerra

total contra el narcotráfico" desarrollado por los Estados Unidos a través de la Legislación

Antinarcóticos de 198692, según la cual "se le exige al presidente de los Estados Unidos certificar

anualmente,cada 1ºde marzo anteelCongreso,que los 25 países más importantes en laproducción

y el tráfico de drogas ilegales han colaborado plenamente con el gobierno norteamericano en las

iniciativas de represión" ya que "cualquierpaísque no recibieraun certificado en talsentido sufriría

como sanción la retención del 50%  de la ayuda económica y militar proveniente de los Estados

Unidos, así como el voto negativo norteamericano en las discusiones que se dieran en organismos

multilaterales -Fondo M onetario Internacional, Banco M undial, Banco Interamericano de

Desarrollo-acerca de nuevos préstamos paraelpaísen cuestión."93 La dependencia de Colombia a

nivelde la lucha contra las drogas se convirtió, desde entonces, en la incapacidad del gobierno de

proponersoluciones acordes a la dimensión delproblema a nivelnacional,asícomo en la frustrada

negociación internacionalalno sercapaz de independizarlos tópicos de acercamiento internacional

deltema delnarcotráfico,ya que bajolapresiónde una certificación94 se juega lasuertede laayuda

91
 Bagley, Bruce M ichael. "Colombia y la guerra contra las drogas", en: "Economía y política del narcotráfico". Editado por CEI,

UNIANDES yCEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página 194.
92
 Lesmann en "Drogenökonomie und internationale Politik", páginas40-43 agrega al respecto "Zum Beginn des Jahres 1986 erklärte

PräsidentReagan ineinerNationalSecurityDecisionDirective den Drogen erneut Ḱrieg̀ .Drogen seien zu einerBedrohung dernationalen

SicherheitderVereinigten Staaten geworden.Am 26.M ärz1987 nahm dieserKrieg institutionella Gestaltan... das Anti-Drug-Abuse Act

vom 27.Oktober1986 warderbisdato umfassendstegesetzgeberische Versuch zurDrogenkontrollein derGeschichte...Darüberhinaus ist

vor allem die Umsetzung des geopolitischen Diskurses neu (TitelII), W ichtigstes M ittel dazu ist die Konditionierung der bilateralen

Beziehungen und derHilfszuwendungen durch den Prozeß dercertificacion...In Verbindung mitentsprechenden Sanktionsmaßnahmen,die

alsDamoklesschertüberden betroffenen Nationen hängen,handeltes sich dabeium eine flagranteForm des Interventionismus,derpolitisch

dadurch gerechtfertigtwird,daß es überwiegend amerikanische Steuergeldersind,deren Vergabe durch discertificacion konditioniertwird".

"A principiode los años 86 elpresidenteReagan declaróuna nueva ́guerrà alas drogas en una DecisiónDirectiva de Seguridad Nacional.

Las drogas se habían convertido en una amenaza paralaseguridad nacionalde los Estados Unidos.El26 de marzo de 1987 comenzó esta

guerrade forma institucional.La Legislaciónantidrogas del27de octubrede 1986fue,en ese momento,elintentomás ampliaen lahistoria,

anivellegislativo,paraelcontrolarde las drogas...Desde allíhay una transformaión en eldiscurso geopolítico.Importantemedio paraello

es el condicionamiento de las relaciones bilaterales y el rumbo de la ayuda a través del proceso de la certificación...en relación con las

señaladas medidas de sanción, que como la espada de Damocles sobre las afectadas naciones cuelga, se trata de una flagrante forma de

intervencionismo, que se justifica políticamente, en la predominancia de fondos americanos, los cuales están condicionados por la

certificación."Traducciónde laautora
93
Sarmiento Palacio,Eduardo."Economíadelnarcotráfico",en "Narcotráfico en Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas e

internacionales".TM  Editores-Ediciones Uniandes.Colombia,segunda impresión1995.Página 67.
94
Cabe señalarque en abrilde 1994 Colombiarecibió laúltima certificación plena porpartede los Estados Unidos,mientras que en 1995

fue otorgada una "certificacióncon censura“paraconvertirse en 1996,1997 en una completadescertificaciónyen 1998 en una certificación
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financiera porpartede entidades mundiales -caso Banco M undial,BID-asícomo elcastigo moral

antelacomunidad internacional.

Un segundo aspecto que influye en el subsecuente desarrollo de una narcotización de la política

nacional, es la declaratoria de inexequibilidad del tratado de extradición por parte de la Corte

Suprema de Justicia de Colombia. Este hecho ocurrido el 12 de diciembre de 1986, se basó en el

argumento jurídico, según el cual, esta ley "no tenía vigencia por cuanto no estaba

constitucionalmentesancionada porelPresidentede laRepública."95 La imposibilidad delgobierno

colombiano de castigaralos narcotraficantes con laextradición,la presión cada vez más aguda del

gobiernode los Estados Unidos respectoalalucha antidrogas,asícomo elincrementode laviolencia

tanto terrorista como guerrillera, al haberse roto la tregua y suspendido las negociaciones de paz

iniciadas porelgobierno Betancur,ayudaron a configuraruna política de "guerra total"contra los

carteles delnarcotráfico.En primerainstancia,VirgilioBarco actuó con desesperoyapresuramiento

y buscó sancionary promulgarla misma ley de extradición pero con otro número -esto es de serla

ley 27 de 1980,pasó aserlaley 68 de 1986-.Estemanejoadministrativofue objetado de nuevo por

la Corte, ya que en este caso el presidente sancionó una ley que no existía, pues debió haberse

presentado primero como proyecto alCongreso,para su aprobación96.Asíse llegó a la extradición

administrativa que hizo posibleque el4 de febrero de 1987 uno de los cabecillas delllamado Cartel

de M edellín,Carlos Leder,fuera extraditado a los Estados Unidos, lo que significaba una victoria

delgobiernoBarco antelaopiniónnorteamerica.

La administración Barco, considerada políticamente pragmática, buscó a nivel internacional,

comprometeraW ashington en su lucha frontal, mientras que ampliaba elámbitode lacooperación

con los países europeos. A nivel regional, no se logró llegar a acuerdos, ni a configurar un grupo

unificado que se presentaracomo interlocutorválidoen lanegociacióninternacional.

Paraleloalareafirmaciónde laimportanciade un enfoque internacionaldelproblema de las drogas,

elgobierno de Barco dejó de consideraralnarcotráfico como un asunto de delincuenciacomún y de

salud pública, para declararlo asunto de "Seguridad Nacional" del Estado, lo que implicó

temporal,dependientedelproceso de elecciones presidenciales a llevarse a cabo el 31 de mayo de ese año. En 1999 recibió Colombia la

certificaciónycon ellalos beneficios económicos destinados paralalucha contraesteflagelo.
95
CorteSuprema de Justicia,SalaPlena."SentenciaNo.111".Diciembre12,1986.Cabe señalarque en 1979 eltratado fue firmado porel

ministrode Gobiernoen ausenciadelPresidenteTurbay.Entreotros argumentos laCorteseñalóque eltratado noteníaefectolegalporque la

Constituciónde 1886 -vigentehasta1991-nopermitíaalpresidentedelegaren ninguna persona las responsabilidades de carácterpolítico,y

que sóloelpresidentepodríaejercerestepoderpersonalmente.La Corteseñalóque las relaciones internacionales eran una de las actividades

que tenían carácterpolítico.
96
Cabe señalarque sibien laley fue inexequible,eltratado es internacionalmenteválido,porcuantoestetratado fue debidamenteratificado

en términos de laley internacional-Convenciónde Viena sobreelDerecho de los Tratados de 1969,delcualColombiahace parte.En última

significaba que existíaun tratado que valíainternacionalmente,peroque nose podíaaplicarinternamente.
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nuevamente una militarización de la vida civil y la injerencia cada vez más fuerte de las Fuerzas

Armadas en laguerracontraelnegocio ilícito de las drogas,que contó con elapoyo de los Estados

Unidos - se adelantaron las operaciones "Primavera", "Puracé", "Arco Iris", entre otras-. En esta

"tercera guerra contra el narcotráfico" se anunciaron medidas que contemplaban el incremento del

piede fuerza yde los recursos paracombatirelcrimen organizado,asícomo laprotección de jueces

y delatores que contribuyeran al esclarecimiento de delitos. Sin embargo, los asesinatos y los

atentados porpartede las organizaciones criminales se incrementan de forma tal,que se generó un

estado de zozobraytemor97,calificado poralgunos analistas como "un proceso de debilitamientodel

Estado en su papel de orientador político de la sociedad civil... Se asiste angustiosamente a la

extinción del Estado de Derecho con el imperio de las mafias, el establecimiento de caprichosos

sistemas de justicia privada,la escalada de la violencia y eldelito común,la desvalorización de las

directrices éticas de comportamiento en comunidad y la preponderancia de una caótica competencia

individualporlasupervivenciaen todos los ordenes de lavida social."98 En esteambienteaparece el

Estatuto para la Defensa de la Democracia,o mejor,Estatuto Antiterrorista,decreto 180 de 1988,

con elcualse aumentan las penas de los delitos contralaseguridad ytraquilidad públicas.Eldecreto

fue considerado lesivoparalas garantías ciudadanas,porpartede algunos analistas políticos,ya que

se señalaba, entre otras, la obligatoriedad de "prestar ayuda" a las autoridades por parte de la

ciudadaníaso pena de castigaraquien se negara.

Entre el caos social, el temor, las medidas de fuerza y una guerra a destrucción entre diferentes

actores armados en elcontextonacional,fueronexpedidos porelgobierno de Barco gran número de

decretos que bien obedecían a una situación temporal y aguda. Así mismo se vio la necesidad de

pensaren una depuraciónalinteriorde las fuerzas armadas yde lapolicía,que sólose realizaríaseis

años después con la formulación de un nuevo estatuto militar y de policía. Entre los muchos

dispositivos legales que luego se convirtieron en legislación permanentese encuentra eldecreto ley

1895 de 1989, con el cual se tipificó el denominado "enriquecimiento ilícito de particulares",

97
Después delasesinato delCoronelJaime Ramírez,el17 de noviembrede 1986,quien había sido Directorde la Policía Antinarcóticos,

siguió eldelPeriodista Don Guillermo Cano,directordeldiario "ElEspectador"el17 de diciembrede 1986. El 13 de enero de 1987 se

comete el atentado contra  el exministro de justicia, Enrique Parejo González, quien por razones de seguridad se desempeñaba como

Embajadoren Hungría.Estehecho puso de presenteque paraelcrimen organizado no existían límites internacionales.El17 de octubrede

1987 es asesinado elexmagistrado y candidato presidencialporlaUP,Jaime Pardo Leal.El25 de enero de 1988 es muerto elProcurador

Generalde laNación,Carlos M auroHoyos Jiménez.El18 de enerode 1989 se cometelamasacrede dos jueces y10 empleados de larama

judicialen laRochela,Santander,quienes investigaban hechos relacionados con elnarcotráfico.El3 de marzo de 1989 es asesinado ellíder

de laUniónPatriótica José de Jesús Antequera,mientras que en un atentado dinamiterose daba muertealgobernadorde Antioquia,Antonio

Roldán Betancur.El22 de noviembrede 1988 saleileso de un atentado elministro de defensa,GeneralM anuelJaime Guerrero Paz.El18

de agosto de 1989 es asesinado elcandidato presidencialporelNuevo Liberalismo,LuisCarlos Galán Sarmiento.El27 de noviembrede

1989 mueren alrededorde 109 personas alexplotarun avión de laempresa Avianca.El26 de abrilde 1990 es asesinado ellíderpolítico y

candidatopresidencialporelM .-19 Carlos Pizarro,aligualque habían asesinado el22 de marzo de ese mismo alprecanditado presidencial

laUniónPatriótica,Bernando Jaramillo.
98
M urillo Castaño,Gabriel."Narcotráfico y Política en la década de los ochentas.Entre la represión y el diálogo",  en: "Narcotráfico en

Colombia.Dimensiones políticas,económicas,jurídicas einternacionales".TM  Editores,Uniandes.Santaféde Bogotá,Colombia.Segunda

edición1995.Página245.
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posteriormente decreto permanente ordinario 2266 de 1991, que en su artículo 10. determina las

penas para los delitos de receptación, legalización y ocultamiento de bienes provenientes de

actividades ilegales.

Respecto al fenómeno paramilitar y de formación de escuadrones de la muerte, denunciados en el

congreso, el gobierno expidió varios decretos que buscaban combatir este factor de violencia

desarrollado porelnarcotráfico.Tenemos asíeldecreto 813,el814 y 815 del19 de abrilde 1989,

con los caules se creó una comisión asesora que ayudaría en la formulación de políticas para

enfrentar este problema; se propició la formación de un cuerpo especial armado contra los

escuadrones de la muerte, bandas de sicarios y grupos de autodefensas o de justicia privada, y se

suspendieron algunas normas incompatibles con elEstado de Sitio,respectivamente.Asímismo en

junio delmismo año se dictó eldecreto 1194 afin de señalarlas penas y castigos para las personas

vinculadas en estas actividades violentas.Sinembargoaraízdelasesinato dellíderpolítico liberaly

precandidato alapresidencia,LuisCarlos Galán Sarmiento,elgobierno vuelve areaccionarcon un

grupo de decretos que buscan mantenery controlarla situación de desestabilización que enfrenta el

país.Se expiden entonces los decretos 1856-1860,1863,todos del18 de agosto de 1989,con los

cuales se busca:primero,dictarmedidas para restablecerelorden público, dentro de las cuales se

señala la posibilidad de realizar la extradición por vía administrativa sin concepto de la Corte

Suprema; segundo, medidas para el decomiso de bienes muebles e inmuebles por parte de las

Fuerzas M ilitares,lapolicíanacionaly los organismos de seguridad delEstado,a fin de ponerlos a

disposición inmediata delConsejo Nacionalde Estupefacientes;tercero,medianteelcualse decreta

la cárcel a los conspiradores; cuarto, se facilitan los términos para detener a sospechosos de

narcotráfico;quintose crea elfondode seguridad paralos jueces;sextose determinan las medidas de

allanamientos; y último se dictan medidas contra el proselitismo armado. Con base en la ayuda

internacionalrecibida después delviajede Barco alcontinenteeuropeo,que selló laparticipación de

la Comunidad Europea en la lucha contra las drogas,se creó en noviembre de 1989 el "Programa

Especialde Cooperación" (PEC),a fin de construiruna política nacionalque no fuera dependiente

del gobierno de turno, sino que controlara de manera organizada y a mediano plazo los fondos

económicos para la lucha contra elnarcotráfico.Esteprograma diseñó 112 proyectos,divididos en

nueve áreas, que tendrían una duración de cinco años. Si bien buscó fortalecerse básicamente al

empresario colombiano, también buscó inversión en el campo para la sustitución de cultivos y el

reforzamiento de lajusticia.Sin embargo,los resultados obtenidos fueron mínimos debido a la falta

de apoyo según lo manifiestaTokatlian,alreferirse altema,"más allá de la alta capacidad y buena

voluntad de las personas que lo encabezaron,la ausencia de coordinación interinstitucional,la falta
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de una agencia aglutinadora en la presidencia y con poderde convocatoria y organización,ellugar

marginal de estas instituciones administrativas en los presupuestos de funcionamiento

gubernamental, la inexistencia de puentes interestatales con otras ramas del poder en el manejo y

debatede esos asuntos contribuyeronaque labrecha entrelaretórica en cuantoalos narcóticos yla

práctica en esteterreno fuerabastantenotoriaypoco productiva paraelpaís."99

Antes de finalizar el período administrativo Barco, es creada, en febrero de 1990, a través del

decreto494de ese año,laDirecciónNacionalde Estupefacientes afinde vigorizarlalucha contrael

narcotráfico.La Dirección,sibien sustituye a la antigua Oficina de Estupefacientes delM inisterio

de Justicia, busca coordinar el desarrollo y ejecución de las políticas del gobierno en materia de

control, prevención y represión de estupefacientes, así como mantener actualizado el inventario de

bienes ocupados decomisados, impulsar la investigación y vigilar las actividades de entidades

gubernamentales y privadas en la prevención del consumo de drogas. A nivel internacional debe

mantenercontactos con otros gobiernos yorganizaciones que se encargan delproblema.Sibien tiene

autonomía administrativa y presupuestal,asícomo patrimonio propio y un régimen de contratación

administrativo,carece de poderrealde vigilanciaycoordinación debido alaambigüedad estructural

con laque fue concebida,pues sibien es jerárquicamentedependientedelM inisteriode Justicia,debe

coordinar la labor de todas las entidades del gobierno nacional y adelantar actividades que no le

corresponden alM inisteriode Justiciacomo son las de prevenciónyeducación.López Restrepo100 al

referirse a la Dirección, señala que es un ente débil, que, realmente, sólo tiene dos funciones: una

contable,a fin de mantenerun inventario de bienes decomisados a los narcotraficantes,y,segundo,

una función de presentación, al llevar la vocería del gobierno en ciertos foros y contactar con

gobiernos y agencias extranjeras.Esto es,es un enteque,básicamente,"explica",mas realmenteno

"plantea" una política antidrogas a seguir. Bajo este contexto se pone de presente la falta de

perspectiva del gobierno para liderar realmente una lucha antidrogas, ya que en su mayoría los

organismos establecidos,sibien tienen objetivos claros,su estructura de funcionamiento es pobrey

dependiente:nacen mutilados de iniciativa propia.

Bien podría decirse que este gobierno se dedicó por un intervalo de cuatro años a dictar medidas

paramantenerelorden público,deteneralos cabecillas delnarcotráfico y extraditarlos101,asícomo

99
Tokatlian,Juan Gabriel."Política Pública Internacionalcontralas Drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombiay

Estados Unidos",en:"Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social". Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de

Bogotá,Colombia,1997.Páginas 461-536.
100

López Restrepo,Andrés."Costos delcombatea la producción,comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el

narcotráfico",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político ysocial".EditorialArielCienciaPolítica,Santaféde Bogotá,

1997.Páginas 409-460.
101
 Entre agosto de 1989 y agosto de 1990 fueron extraditados hacia los Estados Unidos en total 22 narcotraficantes colombianos. En

operaciones policiales adelantadas en Colombiafue dado de bajaJhon Jairo Arias -13.06.90-,jefemilitardelCartelde M edellín,mientras
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aresponderalos ataques constantes de los carteles de la droga.Reaccionarfrentea las situaciones

producidas porelnarcotráfico,mas no preverposibles desarrollos y manifestaciones del fenómeno

de las drogas en sus variantes de violencia,creación de grupos,compra de tierras,involucramiento

en el ámbito de la polítca y de la economía legal, y corrupción, fue la política adelantada por la

administración Barco, que careció de una estrategia realista y a largo plazo. En este gobierno los

problemas estructurales , como pobreza, desempleo, educación, crisis de los derechos humanos,

entre otros, dejan de ser estructurales para convertirse en una consecuencia del narcotráfico. Se

asiste así a la narcotización de la vida nacional. El período presidencial de Barco vivenció una

constanteamenaza de guerracontralos narcotraficantes,que no sólo trajo consigo eldebilitamiento

delEstado,sinotambién ladesarticulaciónde lasociedad civilen razón deldesorden ocasionado por

los actos de violencia y de desestabilización.Ello se expresa básicamenteen la renuentereforma al

Estado sugerida porelPresidenteyque no pasó de serun proyecto fallido de Referendo,presentado

anteelcongreso,paramodificarlaConstituciónNacional102,asícomo en laimposibilidad de llevara

cabo su plan de "Economía Social", que se basaba en la lucha contra la pobreza, la mayor

autonomíamunicipaly sobretodo lamayoreficaciadelEstado en elcumplimiento de sus deberes y

en lapromoción de lajusticiasocial103.Sibien esta administración había comenzado con la presión

delacto legislativo norteamericano,a través delcualse certificaba o descertificaba alpaís,termina

cuando es aprobado elPlan Bennett,también conocidocomo Plan Bush oIniciativa de las Américas,

que plantea la estrategia a seguir reforzando, en los países andinos, la militarización de la guerra

antidrogas,incrementando los presupuestos de ayuda técnica,económica ymilitar104.

que a través de la "Operación Apocalipsis" en julio de ese mismo año,en la que tomaron parte por lo menos 2000 policías del comando

"Elite" fueroncapturados 25hombres de importanciadelCartelde M edellín.Asímismo fue capturado Gustavo de Jesús Gaviaria-11.08.90-

considerado lamano derecha de PabloEscobar.
102
 M urillo Castaño, Gabriel. "Narcotráfico y Política en la década de los ochenta. Entre la represión y el diálogo", en: "Narcotráfico en

Colombia. Dimensiones políticas, económicas, jurídicas e internacionales". TM  Editores, UNIANDES, Santafé de Bogotá, Colombia,

segunda edición 1995. Página257, señala que: "A finales del 89 Barco plantea la necesidad de un Referendum para modificar algunos

artículos de laConstitucióneincluirlaextradición....Finalmentedebidoalas presiones,elgobiernooptóporpropiciarelhundimientode su

propiareforma."
103
 En el Plan de Desarrollo, "Economía Social" (1986-1990) , páginas 15-17, el presidente basó su proyecto en el artículo 16 de la

Constitución de 1886 según el cual: "las autoridades de la república están instituídas para proteger a todas las personas residentes en

Colombiaen sus vidas,honra,ybienes,yparaasegurarelcumplimientode los deberes sociales delEstado yde los particulares".Con base en

esterequerimientose propone haceralEstado más eficienteen "elcumplimientode sus deberes de promoverlajusticiasocialyde orientarel

desarrollode lainiciativa privada con elfinde generarempleo ylograrlos medios suficientes parasatisfacerlas necesidades básicas de todos

los colombianos,especialmentede los sectores marginales."
104
 Lessmann, Robert. "Drogenökonomie und internationale Politik". Editorial Vervuert, Frankfurt del M ain, 1996. Páginas 55-56. Los

objetivos de estaestrategiason esquematizados así:1.DieStärkung des politischen W illens und dermaßgeblichen Institutionen zum Kampf

gegen den Drogenhandel.2.DieStärkung derEffektivitätvonPolizeiund M ilitärim Kampfgegen den Kokainhandel,dersich konzentrieren

sollauf: *dieIsolierung wichtigerKokaanbaugebiete,*DieZerstörung vonLaborszurGewinnung vonkokain,und *DieBlockierung der

Zulieferung derdazu notwendigen Chemikalien;

3.Die Schädigung und Zerchlagung der kriminellen Organisationen des Drogenhandels durch Schwerpunktsetzung in der Fahndung und

durch Beschlagnahmung ihrer Einrichtungen und Vermögen. 4.Die Stärkung der legalen W irtschaftssektoren der Andenländer, um der

Destabilisierung durch den W egfallderKokaineinnahmen entgegenzuwirken."

Los puntos señalados porLessmann son:"1.Elfortalecimientode lavoluntad política yde las instituciones competentes en lalucha contrael

narcotráfico. 2.El reforzamiento de la efectividad de la policía y las fuerzas militares en la lucha contra el tráfico de cocaína, que debe

concentrarse en: * Isolaciónde las principales zonas de cultivode coca.

*Destrucciónde laboratorios de producciónde cocaína y

*Bloqueo delenvíode químicos yprecursores necesarios en laproducciónde cocaína.

3. El daño y golpe a las organizaciones criminales del narcotráfico concentrándose en la persecución e incautación de los activos y los

muebles adquiridos.4.Elreforzamientode los sectores legales de laeconomíade los países andinos,afinde disminuirladesestabilizaciónde

ellos através de laeliminaciónde las recaudaciónprovenientede lacocaína."(Tdla).
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2.1.5.6.Elsometimientoalajusticia:esfuerzo porfortalecerlalegitimidad delEstado

En este contexto de declaración de "guerra total" tanto a nivel nacional, como por parte de los

Estados Unidos, Colombia elige como presidente de la Repúbica al liberal César Gaviria Trujillo

(1990-1994),quien busca replantearla política antidrogas no desde la represión militar,sino desde

elreforzamiento de la rama judicial y el fortalecimiento institucional -sin finalizar las operaciones

contra los carteles-; desnarcotizar la vida nacional y las relaciones internacionales colombianas;

diferenciar el problema nacional como "narcoterrorismo" del problema internacional el

"narcotráfico", a fin de plantear la responsabilidad internacional en el fenómeno de las drogas

ilegales105;asícomo desarmar y desintegrar los grupos de autodefensas mientras se comenzaba de

nuevo el diálogo de paz con la guerrilla a fin de lograr la reintegración de sus miembros en la

sociedad. El objetivo primordial de esta política era recuperar la legitimidad de las instituciones y

ganarun proceso de paz permanente,en que se diera una participación socialmás clara y definida.

El proceso de desarrollo de ésta política puede dividirse en dos etapas: primero, durante los dos

primeros años, la creación de la confianza en el sistema judicial, la entrega de los capos del

narcotráfico, el apoyo de los Estados Unidos y el cese de las hostilidades internas; y segundo,  la

fuga de Escobar, el debilitamiento de la política de sometimiento debido a las mínimas sentencias

declaradas y la falsa utilización de la ley, el incremento de la lucha subversiva y la supuesta

conjugación de narcotráfico y guerrilla,la presión crecientede los Estados Unidos y elconsecuente

incrementode larepresióncomo única salida antelasituación106.

En estejuego de contrarios,Gaviria,comenzó sus negociaciones el5 de septiembrede 1990 através

deldecreto2047,que se convirtióen "lazanahoriayelgarrote" de lapolítica antidrogas,porcuanto

se aseguraba a los narcotraficantes que se entregaran voluntariamente, un proceso ante la justicia

colombiana,lano extradición,y laatenuación o reducción de las penas107.De otra parte,sibien no

se aceptó anivelgubernamentallos diálogos adelantados porla"Comisión de los Notables" con los

105
En su discurso de posesión,el7de agostode 1990,Gaviriaseñalóque "(...)elnarcoterrorismo es nuestroproblema,elnarcotráfico es un

problema internacional".A esterespecto señala Tokatlian en: "Drogas ilícitas en Colombia". Editorial Ariel Ciencia Política, Santafé de

Bogotá 1997. Páginas 468-469: " (...) se rechazaba el hecho de que Colombia continuara asumiendo un peso negativo y unilateral

desproporcionado en la ́guerra contra las drogas̀ a fin de propiciar una distribución más equilibrada de costos y beneficios entre ambos

países en elcombatetantoconjuntocomo mundialcontralos estupefacientes."
106

Esta división desarrollada porla autora deltexto,no pretende identificar,de ninguna manera,las dos etapas de la Estrategia Nacional

contralaViolencia,desarrollada porlaadministraciónGaviria.Estas eran:laprimerade ellas,presentada en mayo del91,reiteraba que "una

justicia y una inteligencia dotadas eran fundamentales para recuperar la legitimidad de las instituciones, para combatir las fuerzas

perturbadoras yparalogarlapaz."Y lasegunda fase en 1993,que redefinió elacercamiento alfenómeno de las drogas psicoactivas y que,

según eldocumento citado porTokatlian,"elnarcotráfico y la guerrilla y las distintas formas de justicia privada constituyen retos para la

seguridad nacional,debidonotantoasu capacidad desestabilizadora,sinoalaamenaza que representacontralavida,eltrabajo,lafamiliay

elporvenirciudadano."
107

Cabe hacernotarque el"EstatutoparalaDefensa de laDemocracia" delgobiernode Barco,ya proponíaciertarebajade penas aquienes

se entregaran.Lo nuevo aesterespectoofrecidoporlaadministraciónGaviriafue una negociaciónrespectoalanoextradición.
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representantes del narcotráfico, se permitió su colaboración como negociadores en los casos de

secuestros,como un "gesto humanitario"108.Eldecreto 2047,medida proferida porel ejecutivo, en

virtud de las facultades delEstado de Sitio,comenzó asermodificado poruna seriede decretos que

fueron codificados como legislación permanente. Estos subsecuentes desarrollos de la "Política de

Sometimiento" fueron los decretos 3030 del 14 de diciembre de 1990 y el 303 del 29 de enero de

1991,con los cuales se buscó acogeren elimperio de la justicia a los delincuentes -principalmente

de las actividades delnarcotráfico-que se entregaran y confesaran voluntariamentesus delitos.Bajo

esta condición, el sindicado hacía viable un conjunto de beneficios, como la no extradición y un

proceso conjunto para todos los delitos. Así se logró la entrega de Jorge Luis Ochoa, segundo

hombredelCartelde M edellín,yde Juan DavidOchoa.

Sibien elproceso permitó,en principio,construirlaconfianza anivelnacionalrespecto alquehacer

judicial, y abrió las puertas para una reforma de la constitución a través de un referendo, y una

"Constituyente",laadministraciónGaviriaperdióladirecciónde labatalla,o elgarrotedelacuerdo,

al ser decretada, con clara mayoría el 19 de junio de 1991, la prohibición de extraditar a

colombianos pornacimiento109.La indignaciónydesconfianza nacionalrespectoalproceso comenzó

cuando alas pocas horas después de haberse conocidoladecisión,elmáximo cabecilladelCartelde

M edellín,Pablo EscobarGaviria,se entregó a las autoridades y fue recluido en una cárcel de alta

seguridad,escogida porélmismo110.

De otra parte,la nueva Constitución permitió reforzarla estructura de la rama judicial,alcrearla

FiscalíaGeneralde laNaciónyalorientarlaadministraciónde estarama en elConsejo Superiorde

la Judicatura. Así se permitió separar el proceso investigativo del acusatorio, y asegurar la

108
 La "Comisión de los Notables“ fue constituída en enero de 1990, a fin de adelantar un diálogo con los narcotraficantes que tenían

secuestrados por lo menos 21 personalidades colombianas. A esta comisión pertenecieron los expresidentes M isael Pastrana Borrero y

Alfonso López M ichelsen, el Cardenal M ario Revollo Bravo y el líder de la Unión Patriótica Diego M ontaña Cuéllar. M ientras que el

abogado Guido Parra,actuaba como intermediario delCartelde M edellín.Esta comisión siguió vigentetambién a principios delgobierno

Gaviria. En noviembre de 1990 la Comisión entrega al gobierno un documento a través del cual los "extraditables" manifestaban sus

condiciones de entrega.Los cinco puntos básicos fueron:1.Desistirde laexigenciade reconocersus delitos,ya que esto va en contrade la

constituciónnacional.2.Desistirde laobligaciónde denunciarse entreellos mismos.3.Encarcelamientoen una prisiónde altaseguridad bajo

lavigilanciade lapolicía,elejércitoybajolasupervisiónde una organizacióninternacionalcomo garantíade seguridad;4.Garantizarlano

extradición.5.Evitarla posibilidad de que se lleven a cabo actos de venganza contra quienes se han entregado. Así como el tratamiento

político otratamiento"especial"delfenómeno delnarcotráfico dentrodelproceso de paz que se adelantababa con laguerrilla.
109

"ConstituciónNacional",EditorialTEM IS,1991.TítuloII"de los derechos,las garantías ylos deberes".Artículo35,páginas 16-17:"Se

prohibe laextradición de colombianos pornacimiento.No se concederálaextradición de extranjeros pordelitos políticos o de opinión.Los

colombianos que hayan cometido delitos en elexterior,considerados como tales en la legislación nacional,serán procesados y juzgados en

Colombia."Veáse también elanálisisde la CorteConstitucionalsobrela no extradición de nacionales. Sesión: Comisión 4. Abril (441),

donde transcriben los diferentes argumentos que apoyaban el artículo 35 de la Constitución. Hay que recordar que la extradición tuvo la

siguientevotaciónel19de junioen sesiónplenaria:45porlaafirmativa (síalartículo35),5negativos y7objeciones.
110
 El diario "El Espectador", que siempre mantuvo una posición crítica frente al fenómeno del narcotráfico, señaló en las ediciones

correspondientes al 20-24 de junio de 1991, que la decisión de la "Constituyente" representaba una capitulación del gobierno ante la

criminalidad organizada.Paraesta misma fecha,renunció a su puesto como embajadoren Suiza,elexministro de justicia Enrique Parejo,

quien como se anotó,habíasidoobjetode un atentado delnarcotráfico.Asímismo elZarAnti-drogras de los Estados Unidos,Bob M artínez,

y elembajadoramericano en Colombia,M cNamara,en declaraciones publicadas poreldiario "El Tiempo" los días 22.06.1991 y 25.06.

1991,señaló que elgobierno americano esperaba que se castigara fuertemente,pero que almismo tiempo daban la bienvenida a la nueva

constitución,yprometióayuda alajusticiacolombiana.Dejóentreverque su paísesperaba llegarapoderjuzgaraEscobar.



61

evacuación de los procesos acumulados en la justicia colombiana111. Otro logro de la nueva

Constituciónaniveljudicialfue elartículo34,según elcual,se permitelaconfiscación de bienes (o

extinción deldominio) resultantes de negocios ilícitos, como el caso de las drogas112. Con base en

esta disposición el gobierno pudo sancionar varios decretos a fin de agrupar las diferentes

actividades enmarcadas en estaforma de crimen organizado.Se legisla así:la destinación de bienes

por parte de la Dirección Nacional de estupefacientes mediante el decreto 2272 de 1991, la

incautación de bienes por parte de las unidades investigativas de orden público o por la policía

judicial,se especifica laextinción de dominio de derechos a favordelEstado,aunque no procede la

declaratoriade bienes vacantes omostrencos,se hablasobreterceros que alegan propiedad de bienes

decomisados asícomo se señalan los bienes que quedan fueradelcomercioatravés deldecreto2271

de 1991;asímismo através deldecretolegislativo1874de 1992 en su artículoprimerose especifica

el embargo preventivo y la extinción de dominio. Paralelo a ello se empieza a desarrollar una

legislación financiera en la que son introducidas medidas contra las posibles formas de lavado de

activos por parte de las redes del narcotráfico. En esta situación, se sanciona el decreto 1872 de

1992 en el que se obliga a todas las entidades sometidas al control y vigilancia de la

Superintendencia Bancaria, de conocer la actividad económica que desarrollan sus clientes, las

características básicas de las transacciones ylafrecuenciade éstas.De igualforma obliga aadoptar

las medidas de control necesarias para prevenir el lavado de dineros, a registrar todas aquellas

operaciones en efectivosuperiores a7millones 500milpesos ó10mildólares -Circularinterna de la

Asobancaria del 1 de diciembre de 1992-, y a levantar la reserva bancaria ante la solicitud de la

FiscalíaGeneralde la Nación.En estedecreto se recogen los principios del"Acuerdo Bancario" de

1992.También se expide eldecreto 663 de 1993 medianteelcualse actualiza elEstatuto Orgánico

del Sistema Financiero, y se precisan las obligaciones de las entidades bancarias y financieras

respecto a la denuncia de las operaciones consideradas "sospechosas" vinculadas al lavado de

activos. Por su parte, el Banco de la República dispuso otros requisitos, estipulados en la

"Resoluciónextra#21" de septiembrede 1993,en los que se cobijóde igualforma los juegos de azar

ycasinos.También se creó un grupo de "AnálisisFinanciero" bajolacoordinacióndelDepartamento

Administrativo de Seguridad (DAS) que busca investigar y recopilar pruebas de delitos como

111
 Documento CONPES 2744. . Tema: "Justicia para la gente. Plan de desarrollo para la Justicia 1994-1998", Consejo Nacional de la

Judicatura- Departamento Nacional de Planeación. Santafé de Bogotá D.C. Noviembre 30 1994, se señala que: "La administración de

justicia en Colombia presenta altos niveles de congestión, lo cual se evidencia en el número de procesos acumulados, que para 1993 era

superioralos 4 millones en todas las jurisdicciones (penal,civil,laboral,familiar,agrario,promiscuo,fiscalía).En lajurisdicción ordinaria

la que evidencia mayores problemas es la justicia penal.La duración promedio de un juicio penal en primera instancia es de 2 años y la

acumulaciónanual,osea elnúmerode procesos pendientes alfinalizarelaño frentealos que ingresan,es del41% .La Constituciónpolítica

introdujo el sistema M ixto Acusatorio a fin de obtener una mayor eficiencia y eficacia en el proceso investigativo y en especial en la

recolección,valoraciónyanálisisde las pruebas."
112

"Constitución Nacional",EditorialTEM IS,1991.Título II"de los derechos, las garantías y los deberes". Artículo 34, página 16: "Se

prohiben las penas de destierro,prisiónperpetua yconfiscación.No obstante,porsentenciajudicialse declararáextinguido eldominio sobre

los bienes adquiridos medianteenriquecimientoilícito,en perjuiciodeltesoropúblico ocon grave deteriorode lamoralsocial."
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enriquecimiento ilícito, empresas fantasmas y lavado de dinero extranjero113. El delito de

enriquecimientoilícitonofue limitado sóloalnarcotráfico,sinoque también,através de laley 40 de

1993 cobijó otras acciones delincuenciales como el secuestro y la receptación de los dineros

provenientes de éste.Se debe señalarque en esteperíodo se sanciona laley 67 de 1993,con la cual

el gobierno firma la Convención de 1988 de las Naciones Unidas y se empieza el proceso de

tipificacióndellavado de activos.

Cabe resaltarelcompromiso de Gaviria para que Colombia se inscribiera de forma decidida en la

política internacional de globalización de mercados. Por ello, y obedeciendo a la estructura de

economía de mercado abierta, la ley 45 de 1990 establece un nuevo marco de operaciones del

sistema financieroafinde disminuirlos requisitos de acceso anuevos participantes,dando paso aun

esquema de banca múltiple,perocon respaldopatrimonialindividual,loque promueve lacreaciónde

nuevas entidades financieras yfondos de pensiones.Porestarazón,aniveleconómico,fue necesario

desmontar el decreto 444 de 1967 o régimen cambiario que restringía los flujos de capitales, así

como centralizaba las operaciones cambiarias en el Banco de la República. Es así como con la

Resolución 57 de 1991 y luego 21 de 1993 de la Junta Directiva del Banco de la República se

descentralizan estas operaciones cambiarias. A nivel de comercio internacional se flexibilizan los

requisitos yse levantan las barreras paralas inversiones extranjeras através de las resoluciones 51 y

53 del CONPES. Respecto a la apertura comercial, se redujo a una cuarta parte la protección

arancelaria promedio y se retiraron los controles administrativos a las importaciones.Asímismo,a

través deldecreto 1750 de 1991 se despenalizó elcontrabando,y,con eldecreto 1909 de 1992,se

eliminó la obligatoriedad delaforo de mercancías,lo que trajo como consecuencia la fusión de las

funciones aduaneras yde impuestos através deldecreto2117 de 1992 en laDirección de Impuestos

yAduanas Nacionales114.

Con estos adelantos, se puede afirmar que para 1992 Colombia se inscribía en el nuevo orden

mundialeconómico,alpermitiruna aperturade sus sistemas financieros,comerciales y de inversión

al tiempo que poseía un cuerpo legislativo que incluía leyes sobre enriquecimiento ilícito,

testaferrato, organizaciones criminales, receptación, favorecimiento y complicidad. Así mismo, se

consolidaba una política de sometimiento a la justicia -ley 81 de 1993- sobre la base de la nueva

Constituciónybajolareforma delCódigoPenalColombiano.Sinembargo,yaunque contradictorio,

113
ElGrupo Financierose conformó apartirde ladirectiva presidencial# 5 de marzo de 1992 y fue organizado porelDIAN y laFiscalía

Generalde laNación.
114

Respectoalas reformas delrégimen cambiariose puede consultar:Rocha García,Ricardo,"Aspectos económicos de las drogas ilegales",

en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social".EditorialArielCiencia Política.Santaféde Bogotá,Colombia,

1997.Páginas 136-278.Asícomo revisarellibro "PrimerSimposio Creditario sobrela Prevención de Lavado de Activos".Caja Agraria.

Santaféde Bogotá,enero1997.
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algunos de estos pasos permitieron,poruna parte,que las organizaciones criminales delnarcotráfico

invirtieran de forma directa tanto en el sistema financiero, así como que se inscribieran en la

economía formal, haciendo vulnerable al sistema económico legal; mientras que de otro lado, la

aplicación de la política de sometimiento, según algunos analistas, dejó en segundo lugar la

proporcionalidad de lapena ylaprotecciónde los bienes jurídicos y "pasó alestablecimiento de una

política integralde sometimientoque en su afán porabarcarcuantaposibilidad existíaparalograrun

máximo de beneficios para el delincuente, permitió confundir esa inicial política con toda una

sistemática rebajade penas,llegándose alextremo de consagrarun expreso textoque obliga aljuez a

imponer,en todos los casos,algo de pena,pues de aplicarse acumulativamentetodos los beneficios,

como está previsto, el sometido a ella quedaría sin pena alguna. "115 Garzón Saboyá afirma

igualmente, con base en las encuestas adelantadas en su investigación, que la política de

sometimientonoestáfuncionando yque los problemas están relacionados con:primero,"laausencia

de una recta y cabal aplicación e interpretación de las normas que la regulan por parte de los

distintos funcionarios judiciales"116;segundo,debido ala declaración de penas irrisorias117,pues las

sentencias promedioen los casos de narcotráfico fueronde tres años;tercero,araízde los beneficios

indebidos que condujeron a rebajas de penas que en totalexcedieron la tercera partede la condena

inicialimpuesta;y último,en laimprocedencia de beneficios en casos de flagrancia.Alanalizarlos

casos de juicios porenriquecimientoilícitoylavado de dólares señalaque fueronexcepcionales.

Si bien la política de sometimiento fue intento de crear confianza en la ley, de reforzar el sistema

judicialcolombiano y un compromiso delpaísa nivelinternacionalen su lucha contra las redes del

narcotráfico,la situación en Colombia se tornó crítica,el 22 de julio de 1992, al escapar Escobar

Gaviriade laprisiónde altaseguridad118.Así,antelos ojos atónitos de lacomunidad internacionaly

la población civil nacional, se destapa la olla de la corrupción existente en las altas esferas del

gobierno,lacapacidad delnarcotráfico de influira nivelpolítico,la incapacidad de controlefectivo

de las fuerzas armadas yde lapolícíayelfracaso de lapolítica de sometimiento.

115
Garzón Saboyá,EdgarAlfredo."Aspectos legales y praxisdelnarcotráfico y ellavado de dinero",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su

impactoeconómico,político ysocial".EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.Página 362.
116

Garzón Saboyá,EdgarAlfredo."Aspectos legales y praxisdelnarcotráfico y ellavado de dinero",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su

impactoeconómico,político ysocial".EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.Página 362.
117

Garzón Saboyá,EdgarAlfredo."Aspectos legales y praxisdelnarcotráfico y ellavado de dinero",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su

impacto económico, político y social".  Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de Bogotá, Colombia, 1997. Página 364.65. "El primer

problema evidenciado estadísticamentees que los jueces imponen porreglagenerallapena mínima prevista para eldelito correspondiente,

aun antes de laaplicación de las rebajas legales y los beneficios de la política de sometimiento.Todo ello a pesarde que elCódigo Penal

estableceque paraimponerlapena mínima se requiereque concurran exclusivamentecircunstancias atenuantes y que eljuez alaplicarla

pena debe observar la gravedad y modalidad del delito... Las condenas promedio por los principales tipos de delito son las siguientes:

Narcotráfico:36,06meses;Portede armas 52,36meses;Subversión39,6meses.Estos delitos representan el89%  de los casos estudiados."
118

Sobrelas razones de su escapatoriaexisten muchas versiones,según las cuales,Estados Unidos adelantaba esfuerzos porsacaraEscobar

delpaís,ya que dentrode su nueva política antidrogas,se permitíacapturaralos delincuentes fuerade su territorio nacional,como se había

hecho con el General Noriega en Panamá. También se informó sobre vuelos de naves estadounidense sobre la prisión de Envigado, que

intranquilizaronaEscobar.Eltextode Lessmann sobre"Drogenökonomieund internationalePolitik" EditorialVervuert,FrankfurtdelM ain,

1996,página 258,se señalan algunos detalles más sobreelasunto.También las informaciones de prensa entre20-30 de juliode 1990 anotan

declaraciones de laAeronáutica sobrelos vuelos noautorizados.
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Antelacrisis,lasoluciónestatalse dirigiónuevamentehacialarepresión.La administraciónGaviria

vuelve su carahacialos Estados Unidos ycomienza asíuna "cuartaguerracontraelnarcotráfico" en

Colombia.Duranteesteperíodo,las redes de la industria ilegalde estupefacientes en elpaíshabían

diversificado su producción con elcultivo de amapola y la consecuente elaboración de heroína. El

incremento en el número de hectáreas cultivadas con coca y marihuana hacen indispensable una

política de fumigación aérea que se extiende también a la amapola, por autorización del Consejo

Nacionalde Estupefacientes en 1992.A nivelpolicivo se crea un "bloque de búsqueda" compuesto

por2500 hombres que,el3 de diciembrede 1992,logran darde bajaaPablo Escobar.Sibien esta

muertese convirtióen un hecho exitoso paralaadministraciónGaviriaantelos ojos de lacomunidad

internacional, se constituyó, paralelamente, en un fracaso de la justicia colombiana, ya que en

últimas Escobarcayó poruna bala,mas noporun proceso judicial.

ElEstado colombiano lograimponerde nuevo elorden con base en medidas acortoplazo impuestas

desde la represión y el narcotráfico vuelve a convertirse en centro de la problemática nacional y

motorde las relaciones internacionales,lo que implicó una nueva narcotización tanto de la realidad

nacionalcomo de los aspectos de lapolítica internacionaldelEstado.La faltade apoyo alapolítica

de sometimiento deviene en la falta de estructuración de las nuevas instituciones creadas como

consecuenciade una estrategiaformalde lucha.En estecontexto,en elárea de una política social,al

declararse inexequibleelartículo51 delEstatuto Nacionalde Estupefacientes,sobre"Portede dosis

personal", por sentencia de la Corte Constitucional del 5 de mayo de 1994 (C-221), se entrega al

Estado la responsabilidad de sancionar medidas para controlar su consumo, lo que si bien no es

necesariamente una legalización, sí implica un nuevo aspecto de lucha, para la cual el Estado no

estaba preparado,debidoalafaltade investigación,alos pocos recursos paraesterubroyalinterés

de satisfacer la opinión internacional con resultados contables en el ámbito de la lucha contra los

carteles. El último año de la administración Gaviria se presenta como una lucha indiscriminada y

descoordinada a todas las etapas del negocio ilegal de la cocaína, a fin de mostrar resultados a la

opinióninternacional.A nivelnacional,crece,mientras tanto,eltedioyeldesinterés porlas políticas

delEstado amedida que se pierde de nuevo la confianza en elsistema judicial.Se critica a la rama

legislativa,porsu faltade prevenciónyparticipaciónpasiva en elproblema y se configurauna total

apatíaanteelejecutivo porsu incapacidad de manteneruna voluntad política paraliderarelcambio

que se habíagestado en elpaísatravés de laconstituciónde 1991.
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La "RevoluciónPacífica",como habíasido denominado elplan de desarrollo delpresidenteGaviria,

se convirtiórealmenteen un "caos de guerra",debidoalincrementode laviolenciaprovenientede las

diferentes fuerzas armadas en el país; debido a una sociedad civil completamente incrédula y,

debido,a una corrupción rampanteen las más altas esferas de los poderes legislativo y judicial.El

país experimentó una apertura económica sin haber desarrollado las estructuras competitivas

industriales y agrarias,lo que facilitó laentrada de dineros delnarcotráfico en todos los sectores de

la economía y generó mayores índices de pobreza119 a raíz de la baja producción del sector legal

colombiano en el mercado internacional. El campo, vivenció un incremento de compras de tierras

dedicadas a la ganadería extensiva que trajo como consecuencia la escalada en la espiral de la

violencia, a raíz de la lucha por el dominio de la tierra, y el desplazamiento cada vez mayor de

grupos humanos hacialos centros urbanos,incrementándose asíeldesempleo yelnúmerode actores

en elproblema de las drogas ilícitas en las ciudades delpaís.

2.1.5.7.Cuatroaños de represióntotalycorrupciónrampante

A comienzos de 1994,ya se conocíalanueva política estadounidense contralas drogas,desarrollada

por el demócrata Bill Clinton, y que en realidad no cambiaba en esencia la visión militarista del

asunto y de lucha total contra los centros de producción y las organizaciones criminales. En la

EstrategiaNacionalde Seguridad estadounidense de 1993,citada porTokatlian,"se señalaba que un

propósito de W ashington era t́o choke offsupply,ourprincipalstrategicgoalisto identify,disrup,

dismantleand ultimately destroy the trafficking organizations that produce or smuggle illicit drugs

forthe U.S market̀."120

M ientras tanto,Colombia vivenciaba porprimera vez,y como resultado de la nueva Constitución,

un proceso democrático en elque se insertaban los nuevos juegos electorales como elvotosecreto,la

ampliación del campo democrático a través de la participación de un mayor número de grupos

políticos, la figura de la vicepresidencia y la segunda vuelta electoral entre los candidatos

presidenciales con mayorvotación.Sibien lacontienda electoralnose alejóde latradicionalcompra

119
Tokatlian,Juan Gabriel."Política pública internacionalcontralas drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombia y

los Estados Unidos",en:"Drogas Ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social".ArielCienciaPolítica,Santaféde Bogotá,

Colombia,1997.Página 536.Afirma:"No obstante,estapolítica neoliberalprodujouna revaluaciónmonetaria,impulsó altas tasas de interés

y eliminó algunos controles financieros y aduaneros, entre otros; todo lo cual operó como un catalizador en favor de un sector dotado y

capacitado paraafrontarese modelo dadas sus ventajas comparativas y competitivas:elnarcotráfico.M ás que la v́entanillasiniestràde los

setenta, la apertura de los noventa creó una especie de ́puerta perversà que permitió la entrada masiva de divisas ligadas al lavado de

narcodólares."
120

Tokatlian,Juan Gabriel."Política pública internacionalcontralas drogas de laadministración Gaviriay las relaciones entreColombiay

los Estados Unidos",en:"Drogas Ilícitas en Colombia.Su impacto económico,político y social".ArielCienciaPolítica,Santaféde Bogotá,

Colombia, 1997. Página 526. "Cortar el suministro, nuestro principal  objetivo estratégico es el identificar, perturbar el desarrollo,

desmantelaryfinalmentedestruirlas organizaciones de narcotraficantes que producen ocontrabandean con drogas ilícitas en los mercados de

los Estados Unidos."(Tdla)
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de votos,movilización de personas y presión agrupos sociales a través deluso de la violencia para

evitarsu participación,sípermitió verun desarrollo de la capacidad corruptora delnarcotráfico en

las esferas de la política electoral: la utilización de dineros del negocio ilícito de las drogas en las

campañas paralapresidencia.Estehecho evidenciaba eldesarrollode una corrupciónregionalauna

corrupción nacional,con funestas implicaciones en elámbito de las decisiones políticas,sociales y

econonómicas delpaís.

Un díadespués de haberse dado a conocerlos resultados electorales para la presidencia,que daban

como ganador al liberal Ernesto Samper Pizano (1994-1998), explotó el escándalo de los

"narcodineros" al ser denunciada a través de los medios de comunicación, la existencia de unas

cintas magnetofónicas,que habían sido entregadas alprecandidato conservador,Andrés Pastrana,y

en las que los representantes delcartelde Calimanifestaban su intenciónde apoyareconómicamente

la campaña del candidato liberal121. Los llamados "narcocassettes" se convirtieron en el Talón de

Aquiles de lanueva administración colombiana,ya que desde entonces elelecto presidentetuvo que

destinar ingentes recursos para demostrar a la opinión internacional su decidida lucha contra el

narcotráfico, específicamente contra el cartel de Cali. A pesar de ello, no se logró evitar que el

sistema político colombiano fuerajuzgado anivelinternacionalcomo una "narcodemocracia",loque

en consecuencialerestaba legitimidad alEstado asícomo alainstituciónpresidencialydisminuíasu

capacidad negociadora al menoscabar la figuración internacional del país como Estado soberano.

Paralelo a ello, a nivel nacional, comenzaba un proceso investigativo, denominado el "Proceso

8000",que buscaba aclararnosólolos actores políticos involucrados en estehecho,sinotambién los

medios a través de los cuales logró llevarse a cabo el ilícito, pero que sobre todo desgastó la

credibilidad delEstado eimpidíóeldesarrollonormalde una política social,en lamedida en que las

circunstancias exigían eluso indiscriminado ycontinuo de políticas de represión.

En este contexto de presión internacional y falta de legitimidad a nivel nacional, Samper lanza su

plan de desarrollo "El Salto Social", con el cual buscaba que los  beneficios de la apertura

económica llegaran atodos los colombianos,impulsaba una competitividad,afinde crearuna sólida

internacionalización de la economía y pretendía consolidar las acciones institucionales de la

descentralización política, pero, sobre todo, se comprometió directamente en la lucha contra el

narcotráfico através del"Plan Nacional:Compromiso de Colombiafrentealproblema mundialde la

121
SamperPizano habíasidopromotoren 1979,através de laAsociaciónNacionalde Instituciones Financieras de Colombia,ANIF,de una

propuestade legalizaciónde lamarihuana,que ocasionóuna fuertediscusiónen los sectores sociales,políticos yreligiosos delpaís.De igual

forma había sido acusado de recibir dineros del Cartel de M edellín en la campaña electoral de 1986 a fin de apoyar al candidato y

expresidente Alfonso López M ichelsen. M ientras que en este nuevo acontecimiento era denunciado por haber adelantado su campaña

presidencialcon grandes sumas provenientes delnarcotráfico,que tenían como objetivoasegurarsu elección.
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droga".Esteplan comprendíacinco líneas de acción,asaber:primero,fortalecimiento de la justicia

através de las políticas de sometimiento,represión y cambios en la administración de justicia,a fin

de desarticular la criminalidad organizada y reducir la impunidad. A este nivel los mecanismos

planteados fueron:la adecuada aplicación de la política de sometimiento, el diseño de mecanismos

paraprocuraruna prontaaplicación penal,elfortalecimiento de los organismos de inteligencia y un

mejorintercambio de información.Segundo,la línea de control e interdicción, compuesta de cinco

políticas en las cuales se encontraban laerradicación de cultivos ilícitos,elcontrolde laproducción

industrialde drogas ilícitas,eldesmantelamiento de laestructurade distribución ilegalde drogas,la

tipificacióncomo delitodellavado de activos y lapersecución de los carteles.La terceralínea hacía

referenciaalDesarrolloAlternativo,paralocualse poníaen marcha el"Plan Nacionalde Desarrollo

Alternativo, PLANTE", que buscaba, a partir de la destrucción de cultivos ilícitos, brindar en las

zonas de economía campesina, una alternativa de vida dentro de la ley. Cuarto, la línea de

prevenciónyrehabilitación,planteaba una política de lucha antelaamenaza delconsumo de drogas.

M ientras que laquinta,yúltima línea,sobrecooperacióninternacional,planteaba que elproblema de

la droga era un fenómeno multicausal y transnacional por lo que era responsabilidad de todas las

naciones llegar a adelantar acuerdos de cooperación técnica, judicial y económica. Para la

realización de este plan se señalaron estrategias relacionadas con la democratización y el

fortalecimeintode lasociedad civil,eldesarrollo de una democraciaparticipativa que promovierala

convivencia pacífica, la descentralización municipal a fin de promover la capacidad de

gobernabilidad ydecisiónregional,lainvestigación,laconcertacióny coordinación interinstitucional

para un trabajo mancomunado que permitiera la racionalización de los recursos,la comunicación y

lamultilateralización.Finalmenteplanteaba una evaluación,seguimientoyactualizaciónadelantados

porlaDirecciónNacionalde Estupefacientes,entidad que presentaría,en diciembrede cada año,un

informe alConsejo Nacionalde Estupefacientes analizando y sugiriendo las tareas de cada una de

las instituciones involucradas en lalucha contralaindustriailegalde drogas.

Sinembargo,araízde lafuertepresióninternacional,laesferadelcontrolylarepresiónfue lalínea

que realmente se desarrolló bajo la presidencia de Samper. Por ello, paralelo al anuncio de un

programa de desarrolloalternativo,elgobiernodeclaraba su totalcompromiso con laerradicaciónde

la coca a través de la fumigación aérea con glifosato. El plan hizo claro que existían dos tipos de

cultivos,esto es los llamados de subsistencia-objeto de una política de desarrollo alternativo-,y los

cultivos comerciales122 .Según datos delPlante,los campesinos ycolonos son responsables del60%

122
DocumentoCONPES 2734."Programa de desarrolloalternativo".Santaféde Bogotá,octubre12 de 1994.Página 5.Define "cultivos de

subsistencia (...)los que son realizados directamenteporcampesinos (pequeño productor),indígenas y colonos que cultivan ilícitos en sus

parcelas como parte de sus sistemas de producción y como medio de subsistencia, buscando complementar sus ingresos a través de esta

actividad. Son cultivos en pequeña escala, con extensiones inferiores a tres hectáreas, cuya producción es vendida a intermediarios" y
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del total de coca cultivada en el país, el 20%  de la amapola y el 50%  de la marihuana123. Así la

guerra contra la producción estaría orientada a los grandes, mientras que a los pequeños se les

ayudaríacon créditos y asesoría.A raízde lamedida,se presentaamediados de diciembrede 1995

la primera protesta realizada en San José del Guaviare. Con el subsecuente acuerdo del gobierno,

firmado el15 de diciembrede ese año,elEstado se comprometió a no fumigarsiemprey cuando el

campesinado erradicara progresivamentelos cultivos,asícomo a destinarrecuros para adelantarel

llamado desarrollo alternativo. Uribe Ramírez manifiesta que "este acuerdo fue denunciado, por

cuanto se legalizaban los cultivos de economía campesina y era predecibleque en elfuturo cercano

se presentarían más movimientos de estetipo en otras zonas productoras delpaís. "124 Siete meses

después, entre el 27 de julio y el 19 de agosto de 1996, aproximadamente 57 mil campesinos del

departamento del Putumayo, se desplazaron a las cabeceras de  los municipios de M ocoa,

Villagarzón,la Hormiga,Puerto Leguízamo,Puerto Asísy Orito para demandarelincumplimiento

de los acuerdos celebrados con el gobierno nacional y protestar por el manejo represivo de la

situaciónregional,porpartedelEstado.Elresultado fue un enfrentamientodirectoyagresivo125.Sin

embargo, la acción de control y erradicación continuó, pues era allí donde se podrían mostrar

resultados a la opinión pública internacional, ávida de información sobre el manejo de la política

antidrogas. En el seguimiento del Plan Nacional, adelantado por la Dirección Nacional de

Estupefacientes,presentado en diciembrede 1997,se señala que los procedimientos de fumigación

aérea han alcanzado niveles altísimos en la historia delpaísy que los resultados son la destrucción

totalde los plantíos fumigados126.Estalínea de controlpersigue también desmantelarlaestructurade

"cultivos comerciales, financiados directamente por el narcotráfico, organizados empresarialmente y articulados a las redes de

comercializaciónydistribuciónde narcóticos.Se realizan en unidades relativamenteextensas,mediantemano de obracontratada."
123
 Contrario a las cifras manejadas por el gobierno, la investigación de campo adelantada por Sergio Uribe Ramírez hace pensar que el

problema de cultivos ilegales estáconcentrado básicamenteen los llamados comerciales que cuentan con mayornúmerode hectáreas.Asíse

señalaque las hectáreas de cultivos comerciales de coca podrían serentre55.800 a69.935 lo cualequivaldríaal60-65%  de laproducción

nacional,mientras que los de marihuana están básicamente en manos campesinas ya que calcula que de 6000 hectáreas existentes, 3500

corresponderían a cultivos campesinos. A diferencia de la marihuana, los cultivos de amapola estarían básicamente orientados a la

comercialización que contaría con el 85%  del área cultivada, esto es 13.394 hectáreas, mientras que la participación campesina estaría

restringida aun 15%  con sólo3.177hectáreas cultivadas.
124

Uribe Ramírez,Sergio."Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensión,técnicas ytecnologíaparalaproducción y rendimientos.M agnitud

de la Industria", en: "Drogas ilícitas en Colombia. Su impacto económico, político y social". Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de

Bogotá,Colombia1997.Páginas 35-135.
125

Vásquez Delgado,Teófilo."Caminos Tortuosos",en:"RevistaAcción Andina.Encuentro regionalporalternativas integrales y pacíficas

al problema de las drogas" CINEP, CEDIB, ORO VERDE, Santafé de Bogotá, Colombia, junio de 1997. Edición 1.Páginas 23-35. Al

relatar los acontecimientos de esos días señala: "Como consecuencia de la creciente tensión por el paro y del inadecuado manejo que la

Fuerza Pública dio a las demandas de los campesinos, se presentaron violaciones a los derechos humanos por abuso de autoridad como:

ejecuciones extrajudiciales,desapariciones forzadas,tratos crueles,detenciones arbitrarias yactos de pillaje“.Concluye manifestando que:„

la aplicación de las políticas antidroga en zonas con una alta dependencia social de la economía ilegal, viene repercutiendo como un

escenariode violaciones alos derechos humanos de los pobladores implicados en laproducción de materiaprima paragenerarpsicoactivos

(...)Elcaso delPutumayo revelaun contextode agudizaciónde un conflictoque demanda un tratamientodistinto..."
126
Subdirección de Análisis Estratégico e Investigación. Dirección Nacional de Estupefacientes. "Política Antidrogas en Colombia.

SeguimientoalPlan Nacional".,Colombia,1997.Páginas 18-28"En elperíodo1992-1996se fumigaron55.121hectáreas de coca y40.485

de amapolaparaun totalde 95.606 hectáreas.Elaño 1995 presentó los mejores resultados en cuanto a la laborde fumigación de cultivos

ilícitos en Colombiayregistróun totalde 30.512hectáreas asperjadas,paraelaño 1996se fumigaron30.473hectáreas con un leve descenso

con relaciónalaño anterioren razón de lamenordisponibilidad de aeronaves,las malas condiciones climáticas,continuos ataques porparte

de laguerrillaylas movilizaciones campesinas.Paraesteaño se ha intensificado elprograma de erradicacióncon promedios del80%  al90%

de muerte efectiva de los cultivos ilícitos. " M ientras que respecto a las acciones para controlar la producción de drogas se presentó el

siguienteinventario."Entre1990yagostode 1997se han destruido3.418 laboratorios de procesamientode clorhidratode cocaína yheroína

yse han destruído739pistas clandestinas."Sobredrogas incautadas existeelsiguientereporte:

TIPO DE DROGA 1994 1995 1996 %  Variación95-96
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ladistribución y laproducción,área en lacualelgobierno pudo mostrarenormes cifras de insumos

decomisados y de drogas incautadas,como gran número de inmuebles rurales y urbanos incautados

ypuestos adisposiciónde laDirecciónNacionalde Estupefacientes127.A pesarde las altas cifras de

resultados positivos,cabe señalarque también se incrementaron los actos violentos en las zonas de

cultivos ilícitos con fuertes enfrentamientos entre las fuerzas regulares del ejército, la policía

antinarcóticos,la guerrilla y los paramilitares.En consecuencia se ha incrementado la colonización

de nuevas áreas ylamigraciónhaciacentros urbanos con elconsecuenteincrementodeldesempleo.

Respecto a la política de fortalecimiento a la justicia, son de destacar 6 aspectos esenciales: el

desarrollode lapolítica de sometimiento,lareforma alsistema carcelarioy penitenciario delpaís,la

sancióndelEstatutoAnticorrupciónoley 190de 1995,lasanciónde las leyes 333 de 1996 y365 de

1997, y la extradición de nacionales por revocatoria del artículo 35 de la Constitución Nacional.

Ahorabien,sibien se logró,através delsometimiento,que se entregaran los cabecillas delcartelde

Cali - Rodríguez Orejuela- , así como que se capturaran durante el período agosto 1994 -agosto

1997, 8.724 presuntos narcotraficantes nacionales y 412 extranjeros128, las penas establecidas con

base en estapolítica,siguieronsiendo irrisorias yen lamayoríade los casos las sentencias nofueron

mayores a los tres años en prisión. Se siguió denunciando el inadecuado manejo y la falta de

conocimiento de la reglamentación por parte de los funcionarios judiciales. Paralelo a ello se

Cocaína 27.501 27.995 26.578  5.06%

Base de Coca 41.2284 31.035 18.256 41.18

Basuco 807 1.380 945 31.52

Totalderivados Coca

KILOS

69.592 60.410 45.779 24.22

Hojade Coca.Kilos 491.270 394.216 686.018 74.02

Pastade opio 128.019 144.163 102.772 28,71

M orfina 85.745 290.240 94.120 67.57

Heroína 95.399 145.023 80.773 44.30

Codeína 2.000 - - -

Totalderiv.opiáceos

Gramos.

311.163 579.426 277.665 52.08

M arihuana prensada.

Kilos

207.712 206.260 238.943 15.85

127
Subdirecciónde AnálisisEstratégico eInvestigación.DirecciónNacionalde Estupefacientes."Política Antidrogas en Colombia.

SeguimientoalPlan Nacional".,Colombia,1997.Páginas 2526

Años Rurales /Urbanoincautados rurales /Urbanodestinados rurales /Urbanodevueltos

1989 386 /246 374 /238 279 /119

1990 334 /319 333 /318 162 /149

1991 71 /61 69 /56 12 /22

1992 75 /56 72 /54 6 /5

1993 83 /78 79 /75 5 /17

1994 57 /55 75 /45 4 /5

1995 111 /106 106 /84 54 /22

1996 187 /437 119 /148 46 /38

1997(enero-agosto) 101 /414 40 /145 37 /46

128
Presuntos Narcotraficantes capturados.Datos de laDirecciónNacionalde Estupefacientes.Análisisdiciembre1997.

1994 1995 1996

Nacionales 2.019 2.764 2.740

Entranjeros 133 121 126

TO TAL 2.152 2.885 2.866



70

vivencia una situación aún más problemática: los problemas en la investigación y el consecutivo

retraso en los procedimientos judiciales,que se suman a la débilestructura delsistema carcelario y

penitenciariodelpaís129.Según un estudiode laCorporaciónExcelenciaen laJusticia,"entreeneroy

julio de 1997 se presentaron 50 motines en diferentes establecimientos carcelarios del país, con

pérdidas elevadas de vidas y daños materiales. Los principales problemas identificados por los

reclusos tienen que vercon elhacinamiento,las violaciones alos derechos humanos,las demoras en

el trámite de los procesos, las deficientes condiciones de reclusión (higiene, salubridad y

alimentación), deficiencia en la atención médica, insuficiente asesoría jurídica, deterioro y malas

condiciones de la infraestructura física y los excesos cometidos por parte de la dirección y la

guardia."130 Bien podría decirse que la Justicia colombiana se mueve entrela impunidad,resultado

de la desconfianza en el sistema por parte del ciudadano común  sumada a la inoperancia del

sistema,asícomo alacongestión y alacrisiscarcelaria.En cifras,lajusticiacolombiana presenta

elsiguienteaspecto:(tabla1)

Desconfianza en

laJusticia

CrisisCarcelaria Centros de

Conciliación

Recuros para la

justicia

Diciem bre 1995

31% acudióalas

autoridades por

asuntos penales.

62% no hizo nada

1%  arregló

5% cuentapropia

Realidad:170cárceles.28.000

cupos disponibles.

Situación:40.000internos,lo

que equivaleaunhaciniamiento

del40% .

Según ElInpec entre1991y

1997lapoblacióncarcelaria

crecióen un38% , es decir,

pasó de 29.356detenidos a

40.617,cuando lacapacidad real

es de 28.332.

140centros de

conciliación,arbitrajey

amigablecomposición.

1500casos conciliados en

equidad.

1980-1990:0,6%  PIB

1995 : 1,17%  PIB

De 26.352 funcionarios

en 1990 se pasó a

40.932en 1995.

129
Según datos de laCorporaciónExcelenciaen laJusticia,hay cerca de tres millones de procesos acumulados en los despachos judiciales y

cerca de 1,5 millones en lafiscalía.Asímismo se señaló en laRevistaCambio 16 del15 de diciembrede 1997,No.235,página 39,en su

análisis sobre la justicia en Colombia que: "A finales de 1994 la acumulación de procesos implicaba, según el Consejo Superior de la

Judicatura que de mantenerse elritmo de evacuación de procesos y sino se recibiera uno más, se requerían nueve años para evacuar los

procesos existentes.De otrolado,estamisma lentitud en laadministraciónde justiciahace que elnúmerode reclusos sindicados frentealde

condenados sea muy alto.Un proceso puede tardarparaobtenerelfallode primerainstanciaentretres ycuatroaños,con elcostoeconómico

yhumano que estoimplica".De igualmaneraen elDocumentoCONPES sobrepolítica penitenciariay carcelariadel19 de julio de 1995 -

versión paradiscusión-se señalan las causas de violenciaen elinteriorde las cárceles.Se afirma que la corrupción,elreducido cuerpo de

vigilancia,elasedioporpartede laguerrillaylas organizaciones de narcotraficantes alas cárceles son sóloalgunos problemas de lasituación

de crisisen elsistema carcelariode Colombia.
130

RevistaCambio16.No.235de diciembrede 1997,página 43.
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Por infracciones alaley 30o

Estatuto Nacionalde

Estupefacientes hay 6.504

presos

Como una solución ante la crisis de la justicia colombiana, el gobierno impulsó un proyecto de

"Alternatividad Penal",que se convirtióen ley de larepública,el17 de diciembrede 1997,mediante

la cual se concede una rebaja de penas. Si bien el debate se centró en la posibilidad de que los

narcotraficantes se beneficiaran con esta decisión, fue explícito en el texto final, aprobado por el

congreso, que se excluía a los acusados de narcotráfico, enriquecimiento ilícito y a las personas

vinculadas con elproceso 8000131.Sibien estaexcepciónrepresentaba elinterés porseguirluchando

contra elflagelo de la droga,alno beneficiarlos narcotraficantes,algunos analistas criticaron esta

ley,porsersólouna solucióncoyunturalperode efectos nosustanciales132.

En elámbito de castigo directo a crímenes delnarcotráfico,elgobierno de Sampersancionó la ley

190 de 1995 o Estatuto Anticorrupción, por medio del cual se buscó erradicar la corrupción

administrativa, modificó el artículo 177 del Código Penal133 sobre receptación, legalización y

ocultamiento de bienes provenientes de activos ilegales, pero de manera más clara y visible en el

contextointernacional,tipificó como delitolaconductade lavado de dinero.Asíse hizo extensivo el

controlalas bolsas de valores yalas operaciones de comercioexterior.Con base en estaley se creó

la "Unidad EspecialAntilavado de Dinero" -decreto 1552 de 1995-, que empezó a funcionar en la

Superintendencia Bancaria, y cuya función es la de hacer cumplir la legislación antilavado de

activos134.Otro paso fue la sanción de la ley 333 del19 de diciembrede 1996 sobre extinción del

131
Elartículo1de laley de Alternatividad Penalexpresa:"ElCódigoPenaltendráun nuevo artículo72 A delsiguientetenor:Artículo72A:

Con excepciónde los delitos de :enriquecimiento ilícito;homicidio o lesiones personales agravadas porvirtud de las causales 2,4,5 y 8 del

artículo30de laley 40de 1993;secuestro,extorsión,hurtocalificado;los delitos dolosos previstos en laley 30 de 1986;los delitos previstos

en eldecreto2266de 1991,exceptolos de porteilegalde armas de defensa personal,interceptaciónde correspondenciaoficial,utilizaciónde

uniformes o insignias y amenazas personales o familiares;los delitos previstos en la ley 190 de 1995, excepto cohecho por dar u ofrecer,

prevaricato y utilización indebida de información privilegiada;los delitos previstos en la ley 360 de 1997 y en la ley 365 de 1997; y los

delitos conexos con todos los anteriores,los cuales continuarán bajo elrégimen delartículo 72 delCódigo Penal,para los demás delitos el

benefiode lalibertad condicionalse concederáde lasiguientemanera..."
132

FabioCastilloen su Columna deldiario"ElEspectador"del19de diciembre,página 2A señala:"loque se presencióen elpaísdurantelas

últimas dos semanas (...)fue la demostración de que en Colombia no hay política en materia criminal, sino una colcha de retazos que se

entretejede forma desordenada yaleatoria,de acuerdocon las circunstancias olas inclinaciones personales delfuncionario de turno acargo

deltema penitenciario."
133
 "Código Penal". Editorial LEYER. Santafé de Bogotá, Colombia, septiembre 1997, página 88. El artículo 31 de la ley 190 de 1995

señala: "El artículo 177 del Código Penal quedará aí: Receptación, legalización y ocultamiento de biernes provenientes de actividades

ilegales.Elque sin habertomado parteen laejecución de un delito adquiera,posea,conviertao transmitabienes muebles o inmuebles que

tengan su origen mediato o inmediato,o realicecualquierotro acto paraocultaro encubrirsu orígen ilícito,incurriráen pena de prisión de

uno a cinco años y multa de cinco a quinientos salarios mínimos mensuales, siempre que el hecho no constituya otro delito de mayor

gravedad...
134

También se celebró un acuerdo entrela Procuraduría Generalde la Nación y la Asobanacaria y de entidades financieras de Colombia,

sobreelsuministro de información centralizada y apoyo técnico para fines investigativos de competencia delenteestatal.Es vigentedesde

1994 y los principios básicos son: 1. La centralización, esto es que la información requerida por la Procuraduría se canaliza a través de

Asobancaria;2.La integralidad;3.La celeridad;y4.La confiabilidad.De igualforma se suscribió,el6 de septiembrede 1995,un convenio

entrelaFiscalíaGeneralde laNación ylaAsobancariaafinde programarcursos y seminarios de capacitación dirigidos alos funcionarios

de lafiscalíayelsectorfinanciero,asícomo paramejorarlacalidad de los reportes.Finalmentese firmaron acuerdos entrelaAsobancariay

las Bolsas de Valores de BogotáyOccidente(10y17de septiembre,respectivamente)afinde respaldarlas leyes 190y200de 1995.
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dominio de bienes adquiridos en forma ilícita.Esta ley tiene instrumentos normativos y legislativos

que por primera vez se incorporan al derecho colombiano, a saber: abrir la posibilidad legal de

perseguirellucro malhabido,impedirque porvirtud delproceso de sucesión,porcausa de muerte,

se legitimaran los bienes en elpatrimonio de los herederos a pesarde su origen espurio y perseguir

los bienes con independenciade quien fuese su dueño.ElEstado,beneficiario único de la extinción,

no debe por ello pagar ninguna compensación económica o erogación siempre y cuando el bien

provenga de actividades ilícitas,cuando existe una declaración judicial de ilicitud, cuando se han

obtenido generando detrimento al patrimonio estatal, cuando reflejan incremento patrimonial no

justificado y cuando son causantes deldeterioro moraly social.M ediantelaley se pueden extinguir

los bienes utilizados paralacomisiónde los delitos y no sólo los resultantes de ellos.Estaacción de

extinción de dominio puede ser invocada por la Dirección Nacional de Estupefacientes, por la

Contraloría General de la República, por la Fiscalía General de la Nación y por la Procuraduría

Generalde la Nación.Los bienes y recursos incautados,serán asignados para financiarprogramas

de desarrollo alternativo,para programas de reforma agraria y de vivienda de interés socialy para

programas para colonos asentados en la Amazonía y Orinoquía colombianas, entre otros. La

Dirección Nacional de Estupefacientes ha presentado 29 demandas y seis peticiones durante el

primeraño de vida de la Extinción de Dominioi,mientras que la Fiscalía General de la Nación, la

PolicíayelEjércitoNacionalhan decomisado el80%  de las propiedades de los principales capos de

la droga135. También en 1997 se sancionó la ley 365, conocida también como "agravamiento de

penas",o incremento de penas para combatirla delincuencia organizada,que modificó los artículos

247 A,247B,247C,247D delCódigo Penaly elartículo 340 delCódigo de Procedimiento Penal136.

Esta ley determinó incrementos sustanciales en la punibilidad de diversos delitos relacionados al

concierto para delinquir, receptación y lavado de dineros, este último al cual le confió carácter

autónomo afin de tenermayorclaridad y comprensión en las acciones de la fiscalía y de los jueces

encargados de aplicarlas normas.Hasta elmomento,sin embargo,no se ha adelantado un estudio

crítico sobre la utilización de estas normas, nuevas para la legislación colombiana, debido a lo

135
 El balance de extinción de dominio, dado a conocer por la Policía Nacional, arrojó como resultado del primer año -1997-, 1286

propiedades de narcotraficantes ocupadas porlas autoridades ysobrelas cuales laFiscalíaadelantalainvestigaciónparaque pasen alEstado

y sea éste quien decida quién administrará los bienes. El Valor de los bienes decomisados durante el período enero-noviembre de 1997,

alcanzó los US $2.000millones.
136

Códigode ProcedimientoPenal."Ley de Incrementode Penas paracombatirlaDelincuenciaOrganizada".EditorialLEYER,Santaféde

Bogotá,Colombia,septiembrede 1997.Páginas 410-416.Elartículo9.Versa:"EltítuloVIIdellibroIIdelCódigoPenaltendráun capítulo

Tercero denominado ́Del Lavado de Activos̀,con los siguientes artículos.247A:Lavado de Activos(...)247B :Omisión de Control(...)

247C:Circunstancias específicas de agravación (...);247D :Imposición de penas accesorias(...)"  M ientras tanto, el artículo 14 de la ley

señala: "El artículo 340 del Código de Procedimiento Penal quedará así: Artículo 340: Extinción del derecho de dominio. Por sentencia

judicialse declararáextinguido eldominio sobrebienes adquiridos medianteenriquecimiento ilícito,en perjuicio delpatrimonio deltesoro

público ocon grave deteriorode lamoralsocial.Paraestos efectos,los delitos contemplados en elEstatutoNacionalde Estupefacientes ylas

normas que lo modifiquen o adicionen, así como los delitos de secuestro simple, secuestro extorsivo, extorsión, lavado de activos y

testaferrato,los delitos contraelorden económico ysocial,delitos contralos recursos naturales,fabricación y tráfico de armas y municiones

de uso privativo de las Fuerzas M ilitares,concusión,cohecho,tráfico de influencias,rebelión,sedición,asonada se consideran que causan

grave deteriorode lamoralsocial.En todocaso quedan asalvolos derechos de terceros de buena fe.Los bienes yrecursos sobrelos cuales se

declare la extinción de dominio, sin excepción alguna, ingresarán al fondo para la Rehabilitación, Inversión Social y la Lucha contra el

Crimen Organizado yserán asignados porelConsejoNacionalde Estupefacientes."
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recientede su aplicación.Claro es,en todo caso,que con ello,estaban buscando tanto elejecutivo,

como el legislativo reivindicar el papel institucional del Estado, dándole instrumentos en la lucha

contralacriminalidad organizada,asícomo contarcon instrumentos parafinanciary desarrollarlos

programas sociales como porejemplo,una agilización de la reforma agraria y la protección de los

desplazados porlaviolencia.Cabe destacarque con estareglamentación,nose han desarticulado las

organizaciones delincuenciales,nise ha detenido la formación y crecimiento de nuevas redes de la

criminalidad organizada delnarcotráfico.Finalmemte,como gran tema de discusión en elCongreso

Nacional, durante 1997, se presentó el proyecto de ley, a través del cual se buscaba revivir la

extradición de nacionales, esto es, la reforma a la Constitución Nacional a fin de modificar el

artículo 35 y asíeliminarla prohibición impuesta.Como resultado de 8 meses de trabajo,el25 de

noviembre del 97, el legislativo revivió la extradición, pero perdió la posibilidad de una ley

estatutaria y la retroactividad de la figura137. A pesar del esfuerzo legislativo, la barrera de la

retroactividad se constituyó en la espada del gobierno americano, que a través del vocero del

Departamento de Estado,James Foley,calificó la decisión como un "modesto aportede la Cámara

de Representantes" y dejó en claro que "esta circunstancia será determinante para el proceso de

certificación de lalucha antidrogas elpróximo año"138.A nivelnacionalelhecho se consideró como

un triunfo de la impunidad,ya que los grandes capos delnarcotráfico,después de pagar las penas

irrisorias impuestas porlajusticiacolombiana,araízde lapolítica de sometimiento,quedarían libres

paracontinuarcon elnegocio.Quedó en eltintero de ladiscusión nacional,laprecisión y elalcance

de la enmienda de la Constitución por parte de la Corte Constitucional, que en 1998 evaluaba los

procedimientos utilizados para la reforma, la figura de la no retroactividad y las demandas que

contraestadecisiónse habían presentado anteesteorganismo.

Como resultado de las dos mencionadas líneas políticas delgobierno de Samper,que inscribieron a

Colombia en las corrientes jurídicas de lucha internacional contra el narcotráfico, pero al mismo

tiempo crearon un estado de permanenterepresión y crisisen elpaís,elgobierno americano ledio

una certificación "con censura" en 1995 y descertificó alpaísdurante1996,1997 ,mientras que en

1998 firmó una certificación temporal,expuesta a decisión definitiva con base en los resultados de

las elecciones presidenciales de ese mismo año.Como resultado de ese proceso de descertificación

y/o certifiación con censura o temporal, se agravó la problemática económica, de seguridad del

137
Algunos apartes deltextodefinitivoaprobado porelcongreso respectoalartículo35 son los siguientes:"Elartículo35 de laConstitución

Política de Colombiaquedaráasì: Ĺa extradiciónse podrásolicitar,concederu ofrecerde acuerdocon los tratados públicos y,en su efecto,

con laley (...)Además,laextradición de colombianos pornacimiento se concederápordelitos cometidos en elexterior,considerados como

tales en lalegislaciónpenalcolombiana.La ley colombiana reglamentarálamateria(...)La extradiciónnoprocederápordelitos políticos (...)

No procederá la extradición cuando se trata de hechos cometidos con anterioridad a la promulgación de la presente norma". Texto del

Congreso de laRepública dado alaprensa nacional.
138

Diario„ElEspectador“.27de noviembrede 1997.Páginas 1,11A,2A y3A.
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Estado, así como de legitimización de las instituciones gubernamentales y se menoscabó la

figuración internacional del país como Estado soberano. De otra parte, Europa se pronunció por

primeravez anteelhecho de lacertificación,através de laUnión Europea,que en 1996 criticó esta

determinacióndelgobiernoamericano,como un elementoque perjudicaba eldesarrollo en los países

afectados,yapoyó abiertamentelas acciones emprendidas porColombia,altiempo que pidió seguir

con esta política de lucha. Esta expresión de apoyo de la Unión Europea, no tuvo, sin embargo,

consecuencias a nivel político internacional, dado que no modificó, ni permitió un mejor

acercamiento político y económico de estaregión con los países de América Latina afectados porla

producción de drogas ilícitas, ni propició un diálogo entre los gobiernos de Estados Unidos y

Colombiarespectoaltema delnarcotráfico.

A nivel de la política de desarrollo alternativo, el PLANTE se convirtió en un generador de

esperanzas en elcampo,pero almismo tiempo en un motorde frustraciones sociales,debido a los

pocos resultados mostrados en tan sólo dos años reales de existencia,sise tiene en cuenta que fue

concebido por cuatro años a nivel gubernamental (1995-1998). No se debe olvidar que este

programa estuvo acompañado poruna reforma agrariacon lacualelgobiernoesperaba solucionarel

problema de tenenciade latierraen manos de los campesinos139.Según ladefinicióndelgobierno,el

PLANTE era "una propuesta de mejoramiento de las condiciones de producción e ingreso para

pequeños campesinos involucrados en lasiembrade cultivos ilícitos oafectados porese fenómeno,y

una de las estrategias centrales de la política integral de lucha contra las drogas del gobierno

nacional."140 El paquete de objetivos contenía asistencia técnica, crédito, capacitación,

comercialización de las cosechas, mejoramiento de la vivienda, generación de empleo rural y

desarrollo de vías veredales de comunicación, mejoramiento de la infraestructura de salud y

educación,ylacalificaciónde lacapacidad técnica de los municipios con altaincidenciade cultivos

ilícitos. Ante todo, cabe resaltar que era una solución que buscaba implantar proyectos a corto

plazo,dada su cortaexistencia,locualse constituye en su debilidad de fondo,ya que todoprograma

de sustitución de cultivos para serexitoso,requiereuna inversión a largo plazo y un asesoramiento

permanente,a fin de generarimpactos relacionados con el establecimiento de estructuras reales de

organizaciónsocialen regiones donde lacohesión entrelos grupos es mínima y en donde lapobreza

es elprimerfactorde motivaciónparaelcultivo.Sibien dentro de los beneficiarios delprograma se

139
DocumetnoCONPES 2745."Política de modernizaciónruralydesarrolloempresarialcampesino",7 de diciembrede 1994.Señala:"La

reforma agraria,ley 160 de 1994 busca ladistribución equitativa y eluso racionalde latierra,dotando de tierras propias alos campesinos

que no laposeen o latengan en cantida insuficiente(...)La meta para elcuatrienio 95-98 es la redistribución de 1 millón de hectáreas en

beneficio de 70 mil familias sin tierra. Se titularán 178.400 predios rurales (...) Se iniciará la titulación colectiva de los territorios de

comunidades negras en desarrollo de la ley 70 de 1993 (...) El Incora contribuirá a solucionar los conflictos entre indígenas y colonos

medianteprogramas de ampliaciónysaneamientode resguardo."
140

"Asíes elPlante.Plan de desarrollo Alternativo.Presidenciade laRepública.¿Qué es elPlante? ".10 Cartillas parainformación de los

colombianos.ElEspectador.M artes 27de agostode 1996.No.2,página 7.
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hacía referencia a 200 municipios ubicados en 17 departamentos con una población total de

3.276.000 habitantes y una población ruralde 2.010.000,para septiembre de 1997 sólo se habían

inscrito20.000 familias en elprograma.De otraparte,aunque elPlantebasaba sus estrategias en la

participación de la sociedad civil en la gestión, financiación y operación de los programas y

proyectos de desarrolloalternativo,cabe hacernotar,que las organizaciones campesinas eindígenas,

así como las no gubernamentales, afirmaron no haber participado necesariamente en el diseño de

nuevos planes pensados ainstancias delPlanteyde recibiraportes que en lamayoríade los casos no

correspondían nialas expectativas de los pobladores,nialas condiciones existentes en laregión141.

Gilberto Yafué, tesorero del CRIC, manifestó que "por parte del Estado, la ayuda se ha dado

básicamenteen ladonaciónde algunas maquinarias,que como nohan sidoconsultadas nohan tenido

el efecto real dentro de las comunidades. Por ejemplo, las comunidades indígenas del Cauca han

recibido como donación unos monocultivadores y es algo que no cabe en la lógica de las

comunidades indígenas,porque empezando porlatopografíaes inmanejableestetipo de maquinaria

y porsupuesto no hay efectos productivos.Es cierto que a lo que se recibe de regalo no ledecimos

que no, pero tampoco da un resultado inmediato o a largo plazo, ya que incluso en algunas

comunidades estas maquinarias están arrumadas. "142 De igual forma, el Plante vino a sustituir

acuerdos que gobiernos anteriores habían firmado con la comunidad indígena y que no se habían

cumplido,como fue elcaso del"acuerdode Jambaló" de 1992 con las comunidades indigenas143.Así

mismo, los proyectos aceptados para ser financiados  no han recibido todavía los fondos que

correspondían alaño fiscal1996y1997144.Cabe hacernotarque lafaltade compromisos ciertos del

gobierno ha generado un escepticismo en las comunidades afectadas que han desarrollado de igual

141
Green,Abadio,Presidentede laOrganizaciónNacionalIndígena Colombiana (ONIC),señalóen entrevistaen Bogotáel28 de octubrede

1997,que las comunidades indígenas nohan estado vinculadas en eldesarrollode los planes yporellonoloconsideran como "su proyecto",

ya que piensan que esos son medios de propaganda delgobierno.Porello se miran escépticamentelos planes de desarrollo ya que aparecen

escritos y su elaboración muestra sólo una cara de la moneda, más nunca la de los beneficiarios. De igual forma en el texto

"Comportamientos y búsquedas alrededordelnarcotráfico",en:"Drogas ilícitas en Colombia",EditorialArielCiencia Política,Santaféde

Bogotá, Colombia 1997, páginas 560-562, el autor, M anuel Hernández, presenta algunos diálogos con diferentes actores sociales del

problema de ladroga.Entreellos,un colonodelGuaviareelcualafirmó:"Lo más curioso es que elproyectode DesarrolloAlternativoviene

aincubarse sinconcertarqué tipode economíaquierelagenteparaeldesarrollode laregión.Ellos vienen aimponermodelos delinteriordel

país,modelos que nose acercan en lomínimo alatierrarojacon un centímetro,con dos centímetros de humus;en elinteriordelpaíses un

metro,metroymedio.Nada más en laepidermisterrestrese ve ladiferencia(...)Yo pienso que lagentees laque tiene qué decirydecidir.En

todocaso pienso que nopueden seguirpresentándose soluciones genéricas porque las condiciones de Calamarson diferentes alas condiciones

de elGuayabero."
142
 Yafué, Gilberto. Tesorero del Consejo Regional Indígena del Cauca (CRIC). Entrevista realizada por la autora del texto el 10 de

noviembrede 1997en las instalaciones delCric,Popayán,Cauca,Colombia.
143

Sánchez,Carlos Alberto.Representanteindígena delCauca,describió alaautoradeltexto eldesarrollo histórico de participación de las

comunidades indígenas en los cultivos ilegales.Señalóque en 1990 se habían logrado algunos adelantos con base en los programas delPlan

Nacional de Rehabilitación, apoyados por la ONU. Así mismo desde 1991 quedó concertado con el gobierno la erradicación manual a

cambio de una inversión de dos milmillones de pesos,de los cuales alfinalsólo fueron aprobados 700 millones de pesos ,pero realmente

fueron entregaados sólo 600 millones porpartede lagobernación deldepartamento sin que hasta la fecha (dic.1997)se haya cancelado el

restodeldinero.
144
 Según documentos del Consejo Regional Indígena del Cauca, consultados por la autora de este texto, ya existían 10 proyectos en

ejecución,que pasaronaserfinanciados con recursos delPlante.Para1997 los proyectos regionales estaban organizados así:1.Proyectos de

DesarrolloAgropecuario:$742.955.000;2.Proyectode comercialización:$230.000.000;y,3.ElProyectode M edioambienteque requería

una inversiónde 287.000.000,paraun totalde $1.271.000.000 pesos.M ientras que los proyectos zonales eran:Un Centro de capacitación

de Tierradentrocon un costode $70.000.000,un centrode capacitaciónen lazona occidentalporvalorde $ 21.900.000 y laAsociación de

productores de papa con un costo de $ 100.000.000,en total241.900.000.Sin embargo según consta en estos documentos, El Programa

Plantesólofinanció348.800.000 pesos,estoes el27,38% ,cifraque distó significativamentede las solicitudes hechas porlos comunidades

indígenas delCauca.
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forma una utilización de los fondos delEstado,cuando éstos se presentan,pero de otro lado ningún

compromiso realcon elproyecto:"Samperestuvo en Guambia,donde se han detectado montones de

amapolaen lazona altaeincluso en zonas de páramo,donde se perjudica elmedio ambiente,sobre

todo,las fuentes de agua que nacen allí.Se comprometió a montón de plata para apoyarelplan de

desarrollo,básicamentecon unos modelos que los guambianos han aceptado,que es lo que tiene que

mostrarelPlante.Pero siuno visita elresguardo,la amapola está rampante.De alguna manera,lo

que han hecho los guambianos,es una negociaciónde doblemoral,de doblevía,en donde nohay un

compromiso realde erradicaciónporque nose ha desarrollado una estrategiarealparaelcampo,que

permitauna posibilidad de competircon productos alternativos."145 En esterango de ideas,es claro

también que la disponibilidad de los presupuestos municipales para adelantar estudios de

preinversiónes limitada yque las condiciones en las cuales están operando las Unidades M unicipales

de AsistenciaTécnica Agropecuaria(UM ATA),responsablede esteservicio público alos pequeños

productores rurales se encuentran en pésimas condiciones.En estudio delM inisterio de Agricultura

sobre el desempeño de las Umata del país se indicó que "en los municipios PLANTE todas las

UM ATAS se sitúan por debajo de 50 puntos sobre 100. Con esta capacidad de operación, las

UM ATA de estos municipios no pueden cumplircon los objetivos estratégicos contemplados en la

Política Nacionalde Desarrollo Tecnológico y M odernización de la producción agropecuaria de la

que hacen parte.Sobretodosise entiende que entremás altaes lapoblación campesina,más altaes

lademanda delservicioymás necesariaes laacciónde las Umata.Se desprende de loexpuesto,que

existe una brecha muy amplia entre la magnitud y complejidad de la problemática que deben

enfrentar los gobiernos municipales de las zonas PLANTE... "146 Este aspecto financiero a nivel

municipal,dejaentreverlalimitada participaciónrealycapacidad de los municipios en eldesarrollo

de programas nacionales, ya que a falta de investigación, las medidas o proyectos diseñados, no

responden realmentealos problemas que hay que solucionar.

Según laDirección Nacionalde Estupefacientes,en informe de 1997,la inversión delPlanteen sus

diferentes programas durante1995 fue de US $ 11,45 millones;en 1996 de US $ 31,06 millones y

para1997 lainversiónascendíaaUS $ 62,25 millones que incluían US $18,30 millones de cupo de

créditoen laCajaAgrariaparaproyectos productivos.Asímismo se esperaba para1998 ejecutarel

presupuesto proveniente del préstamo concedido por el Banco Interamericano de Desarrollo, que

ascendíaaUS $90millones.

145
Sierra,Holmes.Funcionariode laCentralde Cooperativas Agrarias -CENCOA-.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoen lasede de

CENCOA en Cali,ValledelCauca,el11de noviembrede 1997.
146

"Asíes ElPLANTE.Plan Nacionalde Desarrollo Alternativo.Presidenciade laRepública.Los M unicipios Plante".10 cartillas parala

informaciónde los Colombianos.ElEspectador.M artes 15de octubrede 1996.No.9,páginas 14-15.



77

Alparecer,elfrustrado resultado delplan de desarrollo tiene como base:primero,la poca falta de

participación real por parte de los involucrados en el problema. Un programa de sustitución tiene

que ser entendido como un proyecto de vida en el que los beneficiarios distinguen claramente su

participación y desarrollo real de sus expectativas. Implica, por lo tanto, desde este ángulo, una

política diferencial147. Segundo, en el escaso presupuesto municipal para adelantar investigación

permanenteque conduzca ainformación certerasobrelas posibilidades de desarrollo,asícomo para

planearprogramas alargoplazo,que permitan laconstrucciónrealde estructuras sociales cohesivas,

estructuras económicas competitivas y estructuras políticas de participación.ElPlante,debido a su

concepción a corto plazo, no permitió adelantar una investigación que brindara información clara

sobrehectáreas reales de cultivos y número concreto de los potenciales beneficiarios,esto es,como

lo señala Uribe Ramírez,en "Drogas ilícitas en Colombia",elPlanteoperó en un vacío estadístico,

porque no está elaborado como estrategia diferencial según el tipo de cultivo, porque no se

racionalizó el proceso y se prefirió abrirlo a cerca de 100 municipios, porque las 30.000 familias

elegidas inicialmenteparatrabajarfueronapenas aproximaciones estadísticas,yporque laestrategia

de incorporarmunicipios sin evaluaciones previas o sin coordinación,fue una decisión política que

contribuyó a la realización de inversiones de poco impacto. Tercero, como lo describió el

investigadorcolombiano Juan Tokatlian,"en el Ḿ ito de la Sustitucióǹ que es elseguirinsistiendo

en este proyecto en zonas en donde no hay condiciones de mercado, ni condiciones de

infraestructura,nioportunidades sociales,nipresenciadelEstado,nicondiciones de paz suficientes

como para tener cultivos alternativos que sean rentables. Seguir insistiendo en esta política de

sustituciónes un fracaso,peroes elmitode que en algún momentodaráresultado."148

Con esta tercera línea de acción directa a nivel nacional, señalada en el Plan de lucha contra el

narcotráfico del presidente Samper, se hace claro que en conjunto, la política formulada por el

gobierno sólo representaba en elfondo una solución inmediata pensada en términos cortos,costosa,

pero con resultados impactantes antela opinión internacional.Esto es,baños de agua tibia para un

problema, que exige, por su naturaleza social una inversión permanente y unos proyectos que

permitan elestablecimientode estructurareales de desarrollo.

147
Rivera,M aría Victoria."Sustitución de cultivos ilícitos:elementos y propuestas para El Desarrollo Alternativo", en: "Drogas, Poder y

Región en Colombia" CINEP, No. 2, Santafé de Bogotá, Colombia, 1995, página253 señala: "A pesar de que los lineamientos del Plan

Indicativo de Sustitución de Cultivos Ilícitos recogen algunos aspectos económicos, sociales, agroecológicos y culturales de las regiones

elegidas, los objetivos y las metas propuestas para los proyectos de sustitución consignados en los Proyectos de Acuerdo, carecen de los

suficientes elementos que caracterizan y/o reconozcan la diferencia entre una región y otra, circunstancia que además de facilitar la

introducciónde falencias en elesquema,nopermiteun enfoque adecuado paratrabajarel ṕroblem à nisu poblaciónobjeto."
148
 Tokatlian, Juan Gabriel. Investigador del Centro Internacional de la Universidad Nacional de Colombia. Entrevista realizada por la

autoradeltextoen Bogotáel4de noviembrede 1997.
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A nivelde Rehabilitación y Prevención,no hubo esfuerzos decididos para controlarelconsumo de

drogas ilícitas.A través delsegundo estudioepidemiológico de "Consumo de sustancias psicoactivas

en Colombia1996",adelantado porlaDirección Nacionalde Estupefacientes,se pudo constatarun

sensibleaumentoen eluso de narcóticos.Sibien elEstudioNacionalde 1992 contócon una muestra

más pequeña, cubrió menos municipios y calculó el número de habitantes con base en el censo

poblacionalde 1985,sirve como datocomparativoen lautilizaciónde drogas ilícitas,sinrepresentar

necesariamente cifras exactas. Se constató que para 1996 la población colombiana que había

consumido alguna vez en su vida sustancias sicoactivas,ascendía a 1.674.924 personas,esto es un

6.5%  de la población,lo que equivaldría a un incremento del0.6%  en relación a 1992.A niveldel

consumo duranteelúltimo año,se estimó que 400.768 personas habían consumido alguna droga,lo

que representaba un 0.8% , mientras que en 1992 era apenas un 0.2%  de la población. Como

conclusiones importantes,se señaló que marihuana,cocaína y basuco son las sustancias sicoactivas

utilizadas con mayorfrecuenciaentrelos grupos que oscilan entre25-44 años de edad,seguidos por

el grupo entre 18-24. Cabe destacar que el consumo puede iniciarse de los 12 -17 años y que la

mayoríade personas presentan una educaciónsecundaria,notienen trabajooestán buscando yviven

en las ciudades donde hay mayor concentración de gente y mayor desarrollo económico (Cali,

M edellínyBogotá)149.Con base en estos datos,es claro predecirque laprevención debe convertirse

en parteintegralde los planes de lucha contraladroga y lo que realmentehace faltaes una política

de prevencióndirigida alos jóvenes.Sibien elgobierno buscó reactivar,con elapoyo delPrograma

de las Naciones Unidas,11 Consejos Regionales de Estupefacientes,es claro que las medidas están

siendo desarrolladas básicamente a nivel regional, por parte de entidades semigubernamentales o

privadas,debidoalafaltade un compromiso más fuerteporpartedelgobiernoen estaárea de lucha

contra las drogasii. Cabe resaltar la acción de las Organizaciones no gubernamentales, que

impulsaron la investigación y el intercambio internacional de experiencias, como por ejemplo la

primera"CumbreInternacional:Las grandes ciudades ylos planes sobrelas drogas" desarrollada en

M edellín, Colombia, en octubre de 1997 y que concluyó con la "Declaración de la Ciudad de

M edellín" con lacualse acordó un intercambio continuo y permanentede reflexiones y experiencias

y una colaboración técnica, científica y política respecto al manejo del tema de las sustancias

psicoactivas en las grandes ciudades, a fin de encontrar soluciones realistas al problema del

consumo150.

149
Rodríguez Ospina,Edgar.„Consumo de Sustancias Psicoactivas en Colombia 1996“. Dirección Nacional de Estupefacientes - CEIS -

FundaciónSantaFe.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.
150

En estaprimeracumbre,realizada entreel6al8de octubreen M edellín,participaronentreotros,representantes de organismos estatales y

nogubernamentales de Alemania,Suiza,España,Estados Unidos,Canadá,Brasil,Chile,Argentina,Paraguay,M éxico,Cuba yColombia.
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La administración Samper, juzgada desde sus inicios por haber recibido dineros provenientes del

narcotráfico, desarrolló un plan de lucha contra la drogas, que se convirtió en la "quinta guerra

contra el narcotráfico" enmarcada en acciones de corto plazo pero con golpes publicitarios

importantes.Elconflicto entreEstados Unidos y Colombia a raízde la lucha contra elnarcotráfico

se personalizó,llegándose a situaciones como la cancelación de la visa para los Estados Unidos al

presidente Samper en 1996, y en consecuencia las subsecuentes retaliaciones en la política

internacional, a través de la descertificación o la certificación limitada durante los últimos cuatro

años alpaís.La vida nacionalse narcotizó atalextremo que incluso se creó un propiolenguajepara

señalarlas diferentes actividades en las cuales estaba involucrado elnegocio ilegal.Se habla asíde

"narco-dineros", "narco-ministros", "narco-candidatos", "narco-proyectos", "narco-congresistas",

"narco-democracia", "narco-terrorismo", "narco-campesinos", "narco-guerrilla", "narco-economía",

"narco-paramilitares", "narco-escándalo" y "narco-política", entre otros, aspecto que dejó sin

legitimidad las acciones emprendidas porelgobierno y que creó en elambientenacionaluna actitud

de conformismo y convivencia con lo ilegal que debilitó aún más las estructuras judiciales y de

investigación en elpaís.Eldesorden y lacohesión socialrespondieron a los patrones temporales,lo

que facilitóeldesarrollode nuevas formas de violenciatanto en las ciudades,como anivelregional,

reforzadas porlafaltade un desarrolloregionalplanificado.Los aspectos fundamentales en lalucha,

y que se convirtieron en las debilidades delEstado,profundizaron su crisis,debido a la falta de un

compromiso del Estado para impulsar programas y reformas de fondo. Esto es, no se reforzó la

justicia en su trabajo de sometimiento, investigación, evacuación de procesos judiciales,

estructuración delsistema carcelario,asícomo tampoco se impulsó una verdadera reforma agraria,

mientras se vivencióun incrementode laestructuralatifundistadedicada alaganaderíaextensiva.A

nivel de Seguridad Interna, los conflictos entre las Fuerzas Armadas, los grupos de autodefensas,

apoyados por el gobierno a través del proyecto de las "Convivir", los paramilitares y los grupos

guerrilleros,que nunca llegaron aacordarun proceso de paz en estegobierno,fueron más intensos,

generando una situación de inestabilidad total y tensión que afectó a nivel internacional el

desenvolvimiento del país. La situación de inestabiliad interna generó desconfianza en el sistema

económico con sus consecuencias negativas en elárea de inversiónextranjera.

2.2. La lucha antinarcóticos:políticas sociales versus políticas de represión

Respectoalproblema delnarcotráfico en Colombia,es claroque desde elcomienzo,elfenómeno fue

enfrentado como una "Guerra",con las implicaciones militares que ellaconlleva,y,en ningún caso,

como una "Lucha", en la que necesariamente los enfrentamientos se pueden librar con base en la
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posible solución de los problemas estructurales que la conforman. La narcotización de la realidad

nacional,es decirelhecho de que todos los temas delEstado ylasociedad giren en tornoalproblema

del narcotráfico, ha generado como consecuencia una miopía respecto a las soluciones sociales

urgentes yrespectoalamedida de lautilizaciónmilitar.Paraleloaellose experimentaelhecho real,

medianteelcual,aun mayorcrecimiento lucrativo de los narcotraficantes y a un incremento de los

actores nacionales involucrados en este negocio, se multiplican también los aspectos de influencia

potencial desde el narcotráfico, de forma tal que se permean todas las decisiones del Estado.

Tokatlian ha señalado que eltema delnarcotráfico es un tema de naturaleza "interméstica",esto es,

un tema que de modo progresivo y crítico permea la política internacionaly nacional,desdibujando

las fronteras entreuno yotro terreno y reduciendo los espacios de maniobras en ambos lados,razón

por la cual su abordaje y resolución conjugan una serie de variables tanto nacionales como

internacionales,en las que debe haberun mayoracento a la cuestión de integración regional.Desde

este punto de análisis, cabe señalar que la política antidrogas colombiana, ha sido formulada con

base en los parámetros internacionales,básicamentede los Estados Unidos,lo que en consecuencia

ha volcado su interés en elaspecto de larepresión,debido alarepetida orientación según lacual,al

acabarla producción,se reducirá la demanda.Con base en ese paradigama,la lucha antidrogas se

convirtióen guerracontralos productores,los procesadores,los transportadores y los comerciantes,

mientras que se descuidó a los consumidores. Colombia ha actuado en este campo internacional,

castigando a los campesinos y colonos cultivadores y procesadores, y desmantelando las bandas y

organizaciones criminales, a manera de enfrentamiento total, sin medir las causas ni las

consecuencias nacionales de dicha política en un país que históricamente ha desarrollado procesos

violentos en la solución de situaciones críticas, pero además en una sociedad que debido a los

procesos internos no ha tenido la posibilidad de cohesionar sus estructuras. A ese nivel, la guerra

impulsó aún más la característica "nómada" de los pobladores que se debaten entre la ciudad, el

campo olaselva.Asímismo desarrollóuna mentalidad de soluciones inmediatas que conllevan auna

orientación depredatoria y de uso total hasta el exterminio, y por último, a una aceptación de lo

ilegalcomo modo de vida o supervivencia. Elgobierno,orientado poresta política internacionalde

guerracontralos productores,ha debilitado aún más las nacientes estructuras sociales,ya que en el

concepto de guerra, todos pueden ser víctimas potenciales de las medidas a tomar. De otra parte,

retomando estaperspectiva y ubicándolabásicamenteen elcontexto nacional,se podríadecirque el

tema de las drogas ilícitas ha permeado los problemas estructurales existentes como la pobreza, la

violación de los derechos humanos,las soluciones violentas,las estructuras feudales y la reducción

de propietarios del campo, impidiendo que el Estado tome una posición clara sobre la forma de

detener su crecimiento e influencia. Si bien a nivel internacional es necesario una integración
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regional, a nivel nacional se exige un diálogo con los actores de la problemática antes que un

enfrentamiento contra toda la sociedad, que de alguna manera se ha visto confrontada a las

consecuencias de laguerra.

Elenfrentamientoentreuna política socialcon base en lalucha yuna política de represión,con base

en laguerracontraun enemigo,en lapolítica colombiana antidrogas puede servista así:(gráfica 1)

PO LITICA SO CIAL VERSUS PO LITICA DE REPRESIO N Y

CO NTRO L

Prevención-rehabilitación Sustituciónde cultivos Aplicaciónde laJusticia- Erradicación

Desde laeducación Ayuda yasistenciaa

A finde disuadira finposibilitarque

Posibles eltoxicómano

Consumidores abandone elconsumo

ylogreuna integración

efectiva en lasociedad

Supone una parterepresiva,según la

cual,aleliminarlaproducción,se

eliminarálaoferta.

De otra parte, ha buscado prestar

ayuda a los pequeños cultivadores a

través del Desarrollo Alternativo,

aunque sin solucionar los problemas

estructurales que impiden el logro de

objetivos de la sustitución. Sin

embargo se ha olvidado que en los

cultivos comerciales, los conflictos

sociales son más fuertes, debido al

hecho de que son resultado de nuevas

colonizaciones, del desempleo tanto

en elcampo como en las ciudades,lo

que en consecuencia no permite

cohesión social, genera violencia y

una mentalidad de supervivencia

inmediata, esto es una cultura de la

temporalidad

Se han fortalecidolos Utilización

organismos de seguridad de las

peronose ha logrado Fuerzas

una organización Armadas

institucionalque en la

fortalezca la destrucción

legitimidad de las de cultivos,

instituciones de larama laboratorios

judicial. yel

Sibien se busca procesar desmante-

yencarcelaralos mientode

criminales,nose han los carteles.

solucionado las Busca

deficiencias neutralizar

infraestructurales de laproduc-

las instituciones ciónilegal.

Encargadas.

Existeuna corrupción

Rampanteen estarama

yse apreciaeluso

indebidode las leyes.

Con base en lapolítica socialde prevenciónyconsumo es justohacernotarque desde lasentenciade

inexequibilidad de laCorteConstitucional,C-221 del5 de mayo de 1994,respectoalconsumo de la

dosis personal, el Estado no puede penalizar esta actividad, sino más bien reglam entarla. Esto

implica un quehacermás activoen lainvestigación,laconstrucciónde bases de datos confiables,que

permitan estudios comparativos estadísticos yun acercamientorealalaproblemática.De otraparte,

señalalanecesidad de una claradirecciónen lapolítica de educaciónyde salud,que sea más acorde

con las necesidades de cada región a fin de adelantar la tarea pedagógica y de prevención. Es

importanteseñalarque elobjetivoprincipales elconsumidor,peroaltiempo debe permitirreducirel

peligro latente entre quienes no lo son. En Colombia la estructura de la Prevención y la

Rehabilitaciónes lasiguiente:(gráfica 2)



82

PREVENCION  REHABILITACION

M inisteriode Eduación:

Busca explicar los riesgos e intenta

disuadirparaevitarconsumo.

M inisteriode Salud:

Lleva acabo latarea de socialización,a

través de la aplicación de terapias que

permitan abandonar el consumo. Se

adelanta a través del Instituto

Colombiano de Bienestar Familiar,

entidad inscritaalM inisterio,asícomo a

través de las Organizaciones no

gubernamentales, las alcaldías y las

gobernaciones

M inisteriode Com unicaciones:

Encargado de adelantar y coordinar las

campañas tanto de prevención como la

rehabilitación

Según datos de López Restrepo, desde 1981 y hasta 1991 el gasto en el rubro de prevención y

rehabilitación fue mínimo,mientras que en 1994 alcanza una participación significativa dentro del

totalde los recursos públicos destinados alalucha contraelnarcotráfico:estoes,un 4% .Asímismo

afirma que sibien entre1993 y1994 elgastose multiplicó poronce,de 522,7 a5929,2 millones,su

participación es aún muy bajaiii, si se tiene en cuenta el incremento en el consumo de sustancias

sicoactivas durantelos últimos 5 años,lo que pone de presenteno sólo la existencia delproblema,

sinotambién lanecesidad de medidas paracontrolarsu aumento.

De otraparte,existeanivelnacionaldebilidad y complejidad en las instituciones responsables de la

política represiva.Esto es,en tres décadas de lucha,elúnico órgano permanenteha sido elConsejo

Nacionalde Estupefacientes,que de serun enteasesordelgobierno en 1973,pasó a convertirse en

una dependencia del M inisterio de Justicia, lo que significa una limitada capacidad de decisión y

escasez de recursos,asícomo un campo de accióntemporal.Las políticas antidrogas provenientes de

este organismo, responden a momentos críticos y representan la posición política de un gobierno,

más nonecesariamenteuna política nacionalalargoplazo.Como ya se habíaseñalado elConsejose

reune sólo en momentos de crisisbien para impartiraprobación a documentos elaborados porotras

entidades oparadarelsellode seguridad sobreuna decisión,peroen realidad es un órgano escaso de

iniciativas propias y de trabajos permanentes.En lamedida en que elConsejo es elentedirectorde

una política, cabe entender, que si él es débil, las instituciones que de él dependen y las políticas

desarrolladas por ellas son de igual forma temporales y sin coordinación. A nivel nacional son

realmente4instituciones las encargadas de lalucha contraelnarcotráfico:La DirecciónNacionalde
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Estupefacientes, la Policía Antinarcóticos, el Programa de Desarrollo alternativo -llámese Plan

Nacional de Rehabilitación o Plante-, y el Fondo de Estupefacientes del M inisterio de Salud. La

mayoría de estos entes, son sin embargo bastante jóvenes. La Dirección Nacional fue creada en

1990,laPolicíaAntinarcóticos en 1981 yelPlan de desarrolloha sidodiscontinuo ,primeroelPNR

entre 1985-1993 y el reciente Plante entre 1995-1998. Esta estructura imposibilita concertar una

estrategiacon lacualse eviteladispersiónde energíayde esfuerzos.Se percibe entonces,que afalta

de una entidad central nacional fuerte, con instituciones estables y capaces de desarrollar una

política del Estado, los esfuerzos se han desarrollado a nivel regional de manera más débil y

descoordinada.

La Sustitución de cultivos151 se debateentreuna política socialy una política represiva,porcuanto,

si bien, busca ofrecer soluciones alternativas a los campesinos, colonos e indígenas, parte del

supuestode laerradicación.ElPrograma Plante,según elinvestigadorLópez Restrepo152,señalauna

distinción ética,ya que alos pequeños cultivadores se les perdona que cultiven,porque se han visto

obligados atrasgredirlaley en virtud de su pobreza,mientras que los cultivos comerciales deben ser

completamente erradicados sin compensación, al ser considerados netamente criminales153. Esta

situación, según el investigador, conlleva tres peligros intrínsicos: primero, que los campesinos

siembren para conseguir ayuda del Estado, ya que no ha habido esa garantía y es una forma de

obtenerla.Segundo,que los grandes cultivadores utilicen campesinos ydividan sus parcelas paraque

no se las quiten. Y, tercero, al eliminar sin discriminación el cultivo comercial se generan otros

problemas como desempleo y violencia,ya que allítrabajan colonos que tendrán que desplazarse a

otras zonas. Resumiendo: el problema sige vigente. De otra parte, la sustitución supone que los

cultivadores abandonarán lasiembrailegalaún acostadelbeneficioeconómico que ellaimplica,por

cuanto harían partede programas productivos,rentables y ambientalmenteviables,a fin de superar

las condiciones que dieron lugar al cultivo ilícito, según lo expresa el Plan de Desarrollo

Alternativo154. Si bien, los campesinos, colonos e indígenas involucrados en actividades ilegales,

151
En 1985 se puso en marcha en Colombia,elprimerPlan Nacionalde Prevención ,con apoyo delFondo de las Naciones Unidas parala

Fiscalización delUso Indebido de las Drogas.Esteplan cobijó seisproyectos,dentro de los cuales se preveía la sustitución de cultivos de

coca en elsurdelCauca,extendido luego alnortenariñense.En 1993 se iniciaron proyectos en las zonas amapoleras delsurdelTolima e

indígena delCauca yen las zonas cultivadoras de coca delmedio y bajo Caguán en elCaquetáy labotaCaucana.Estos proyectos estaban

inscritos en elPlan Nacionalde Rehabilitación (PNR),que tenía como destinatarias a todas las zonas de pobreza delpaís.Desde 1994 se

cambió de institución y se limitaron los beneficios deldesarrollo alternativo.Esto es,elPlanteubica los beneficos sólo en zonas donde hay

cultivos ilegales.Esto genera una situación de conflicto entre las regiones, ya que aquellas que mantienen problemas estrucutrales nunca

serán beneficiadas con facilidades crediticias yprogramas estatales pornosercultivadoras de ilícitos.
152

López Retrepo,Andrés."Costos delcombatea la producción, comercialización y consumo de drogas y a la violencia generada por el

narcotráfico",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político ysocial".EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,

Colombia,1997.Páginas 409-460.
153

Como ya se habíamencionado anteriormente,según elPlante,los cultivos campesinos están caracterizados porteneruna extensiónmenor

de tres hectáreas y constituyen el 60%  del área sembrada en el país. En este orden de ideas, unas 30 mil familias estarían vinculadas de

maneradirectayotras 270milde maneraindirecta.
154

Documento CONPES."Programa de Desarrollo Alternativo",octubre12 de 1994 indica;"Elprograma de desarrollo alternativo busca

complementarlas campañas de erradicaciónforzosa,medianteinversiones de caráctersocialparaprevenir,frenaryeliminarlaproducciónde

cultivos ilícitos (...) las acciones, sin perjudicar la erradicación son: 1.Participación y Organización Comunitaria; 2. Fortalecimiento
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reconocen las consecuencias sociales del cultivo, han aprendido a utilizar la ayuda del Estado,

cuando ella se presenta, pero a mantener el cultivo, por cuanto la comercialización de productos

legales estállena de incertidumbres económicas o,simplemente,las regiones en cuestiónnoson áreas

que soporten actividades económicas alternativas, debido a la infraestructura existente, a las

dificultades de comercializaciónolapoca presenciaestatal155.

En relación alapolítica de represión y control,hacen partede ella la justicia y la erradicación. En

primera instancia en el sector de la justicia se encuentran los organismos que recopilan pruebas,

procesan y encarcelan a los involucrados en actos delnarcotráfico,asícomo quienes adelantan las

acciones de decomiso de bienes muebles einmuebles provenientes de actividades ilegales.Estos son

la Dirección Nacional de Estupefacientes, el Instituto Nacional Penitenciario y Carcelario, la

ProcuraduríaNacionalde laNaciónylaFiscalíaGeneralde laNación.Cabe señalarque estesector

noha sidoelmás beneficiado en eldesarrollode una política antidrogas.Sóloes,hasta1990,cuando

se diseña un política basada en elsometimiento alaley,cuando realmenteempieza apercibirse una

mejoría del sistema judicial. Paradójicamente, siendo las leyes las que regulan y a través de las

cuales se controlan las conductas sociales de un Estado,ladebilidad delsistema judicialen elárea de

juzgamiento, investigación y encarcelamiento de infractores de la Ley 30 de 1986, señala

precisamente la limitada posibilidad de la sociedad de controlar los comportamientos provenientes

del narcotráfico y con ello la pasiva permisividad que se le ha dado al fenómeno. El presupuesto

destinado aesterubro ha fluctuado entrepoca inversión debido alafaltade motivos parafortalecer

elsector,hastaincrementode lainversión ocasionada pormomentos de crisisy cambios de política.

Es sólo a partir de 1990 cuando el M inisterio de Justicia comienza a recibir un presupuesto

significativo,como resultado de lapolítica de sometimientoadelantada porelpresidenteGaviria.Sin

Institucional;3.Infraestructuraproductiva,comercial,vialyde transporte;4.Fomentoproductivo,créditoeincentivos;5.Desarrollo Social;

6.Protección,manejo y aprovechamiento sostenible de los recursos naturales; y 7. Comunicación Social". A fin de profundizar sobre las

condiciones de préstamo y apoyo económico revisar la cartilla no. 3 del PLANTE editadas por el diario "El Espectador". M artes 3 de

septiembrede 1996.
155
 En entrevista realizada por la autora del texto, al tesorero del Consejo Regional Indígena del Cauca, Gilberto Yafué, en Popayán,

Colombia1997,se señalóque :"Dentrode las comunidades indígenas laerradicaciónlahemos planteado como un proceso.No es suspender

laproducción,lacomercializacióndelcultivode una,porque alfinyalcabo las comunidades indígenas también han logrado algo de esto y

de algoha servidoen elproceso de mejorarlas condiciones de vida.En ese sentidoen materiade cultivos ilícitos no se ha hecho una guerra

frontal,perose ha negado eldesarrollarestetipo de actividades dentro de los territorios indígenas."A esterespecto también Rivera,M aria

Victoria."Sustituciónde cultivos:elementos ypropuestas paraeldesarrolloalternativo".CINEP,Santaféde Bogotá1995,páginas 253-254:

"Los colonos y campesinos de las áreas de estos planes -PiedemontedelPutumayo-poseen una propiedad promedio de 40 hectáreas,de las

cuales destinan aproximadamente cinco para yuca, plátano, arroz y maíz. Finalmente, todas estas se dedican a ganadería cuando de los

productos ́colonizadores̀ ya no logran cosechas.Antela incertidumbrecon la que se deben enfrentaralmercado con productos altamente

competidos anivellocalyregional,ylaseguridad de que los cultivos de coca,pese alas fluctuaciones delmercado,les generan ingresos más

tangibles y oportunos,los cultivadores optan porestos últimos.Saben que con una hectárea dedicada alcultivo de la hoja de coca pueden

obteneringresos de $1.500.000 a $1.800.000 alaño (en épocas de relativa demanda).Es decir, la coca representa utilidades que podrían

equipararse acuatroaños contínuos de cuidado en cultivos como elmaíz,lacaña oelarroz,debido alos bajos rendimientos que de ellos se

obtienen."
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embargo,después de lafuga delnarcotraficanteEscobarGaviriaelinicio de una ofensiva represiva

delEstado,vuelve adisminuirlaparticipacióndelgastoen lajusticia156 .

Finalmente,laerradicaciónparece serlaúnica variantede las estrategias que ha contado con mayor

apoyo presupuestal desde los inicios de la lucha contra el narcotráfico. Dentro de la política de

erradicación se desarrollan las tareas de destrucción de cultivos, desmantelamiento de las bandas

criminales encargadas de la producción y la distribución, así como detención y persecución de los

cabecillas de los carteles de ladroga.Adelantada básicamenteatravés de la Policía Antinarcóticos,

la erradicación ha visto incrementar su presupuesto paralelamente al incremento de la violencia

narcoterrorista. Así a mayor número de asesinatos, de explosiones y de atentados, el Estado ha

respondido con incremento delpiede fuerza en la policía,con la estructuración de nuevos cuerpos

especiales en los organismos de seguridad ypolicíaantinarcóticos yen generalcon mayorrepresión.

Paraellose han requeridoingentes presupuestos,pornodecireltotalde ellos paraesterubro.López

Restrepo concluye que las labores de controlyrepresiónrecibieroncifras cercanas al100%  deltotal

de los recursos invertidos en elpaísen la lucha contra la droga en 1989,disminuyó en 1991,pero

volvió a ser importante a partir de 1992 cuando pasó de 70,4%  a 78,4%  en 1992 y al 80,4%  en

1993.

Dados los anteriores datos queda claro que elpaísha orientado su lucha contra los carteles,contra

los cultivadores y contra los productores de drogas ilícitas, adelantando preferentemente una

campaña desde larepresión,con la consecuenteutilización cada vez más importantede las Fuerzas

policiales y militares,los organismos de seguridad y los mecanismos de violencia,mientras que los

aspectos de una política socialhan sido discontinuos y sustancialmentepobres en recursos.Así,al

colocaren una balanza los dos extremos de la política antidrogas, el consumo y la producción, se

percibe que las conductas propias del narcotráfico -esto es desde la producción hasta la

comercialización-,han desequilibrado labalanza asu favor,cerrando elpaso aaspectos intermedios,

pero sociales,como la justicia,la sustitución de cultivos y las políticas sociales de lucha contra la

pobreza, la violencia, el desempleo y la cohesión de grupos sociales que requieren inversiones

permanentes ypolíticas alargoplazo.

Bien es cierto que la erradicación y la represión muestran resultados inmediatos, pero también es

claro que el problema no se soluciona con remedios cortos, sino con tratamientos prolongados. Si

bien a nivel internacional esta decisión pareciera la única política viable, a nivel nacional se

156
Según datos suministrados porLópez Restrepo en "Drogas ilícitas en Colombia",laParticipacióndelsectorde laJusticiaen los recursos

invertidos porelpaísen la lucha antinarcóticos,pasaron de 0.2%  en 1989 a 29,6%  en 1992,para disminuira menos del20%  a partirde

1993.
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intensifican las consecuencias de un enfrentamiento frontal debido a las condiciones sociales y

económicas existentes.De otra parte,los escasos recursos y la discontinuidad de las políticas en el

sector de la justicia, han debilitado el sistema abriendo la posibilidad cada vez más grande a la

corrupciónoala amenaza de los agentes encargados de las leyes.En esteorden de ideas,los jueces

se ven enfrentados aarriesgarsu vida altomaruna decisión,o a defenderla a costa delsistema.De

otra parte la lucha antinarcóticos ha promovido un abuso del sistema penal colombiano, que ha

hecho redundantes, enredadas y demoradas las acciones judiciales, mientras que por otro lado ha

puestoen peligrolademocraciayelrespetoporlos derechos humano.Así,elllamado Estado Social

de Derecho propuesto por la Constitución Nacional se ve amenazado ante los costos del

nacrotráfico157.

2.3. H erederos de laDoctrina de Seguridad NacionalyDefensa de laDem ocracia

Después de la Segunda Guerra M undial, y como resultado de la conformación de dos bloques

ideológicos que estructuraron dos sistemas económicos,sociales y políticos diferentes,los temas de

Seguridad Nacional y Defensa del Estado se convirtieron en centro de discusión de la política

internacional.Evitarla destrucción totaly asegurarun espacio de convivencia,fueron los objetivos

esenciales,altiempo que se reforzaban militarmentelas partes.La amenaza delataque,se tradujoen

lapaz negociada.Estapolítica permitíaidentificara un enemigo,ubicarlo en un espacio geográfico

determinado y controlar su expansión. Después de la llamada "Crisis de los misiles en Cuba" en

1962,aldescubrirse elmontajede unos misiles nucleares soviéticos,en laislacaribeña,elpresidente

John F. Kennedy consideró que el reto contra la expansión comunista podría encontrarse en

cualquier esquina del planeta. Por ello emprendió grandes esfuerzos de modernización a fin de

asegurar la impenetrabilidad del comunismo en regiones del Tercer M undo. Un ejemplo de esta

política es la "Alianza para el Progreso" impulsada en América Latina. Surge, entonces, una

Doctrina de Seguridad Nacional a fin de evitar el derrumbamiento de la democracia en naciones

afectadas porproblemas de desarrollo económico con fuerteincidencia en lo social,y en las cuales

se había percibido la presencia de movimientos populares, que, al identificar reivindicaciones

157
Escobar,Gonzalo y Gaitán,Olga Lucíaen lainvestigación sobre"La política criminal,sus planteamientos,normas,prácticas y críticas.

Perspectivas socio-jurídicas",en:"Narcotráfico en Colombia".Ediciones UNIANDES -TM  Editores,Santaféde Bogotá,Colombiasegunda

edición 1995, página 105. En relación con la narcotización de la realidad y con el uso abusivo del derecho penal en materia de drogas,

señalan que eldiscurso oficialha orientado su posición así: "cuando el discurso jurídico introduce las consideraciones sobre violación de

derechos humanos,elgobiernointerioriza estesímboloyafirma: Én Colombialaprincipalfuentede violaciónde los derechos humanos es el

narcotráficò .Alcriticarse eldesmontegradualque se viene haciendo de lademocraciacolombiana,elgobiernocolombiano profetiza que el

narcotráfico acabaráprimerocon ella.Sise critica elaltocostosocialque ha producidolaguerracontralas drogas,elgobiernoafirma que no

se puede claudicarporelcosto socialque implica elnarcotráfico.Sise cuestiona que elinterés protegido porelderecho penales un interés

económico ajeno alpaís(un interés de los Estados Unidos),se sostiene porelgobierno que elnarcotráfico representa una amenaza para el

sistema socioeconómico nacional e internacional. Si se argumenta que existen drogas más letales y nocivas para la salud como las que

promueve elEstado,los pregoneros delmodelo de laguerrasostienen,entonces,que ya con las que hay es suficientey ńo aumentemos el

riesgò ."
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sociales ante el Estado, promovían su desestabilidad. Como consecuencia, fueron reforzadas las

Fuerzas M ilitares en los países de América Latina ycon ellosu papelen lalucha anticomunista.Así

porejemplo,se autoriza alas Fuerzas Armadas de Colombia,através de laLey 48 de 1968 acrear

grupos de autodefensas en las regiones campesinas a fin de enfrentarlas fuerzas desestabilizadoras

del Estado. En este ambiente, la lucha contra las drogas no jugaba, en principio, ningún papel

determinante,porcuantoeraconsiderado un fenómeno socialque afectaba lasalud pública.En 1971

se declara por primera vez, por parte del Presidente Richard Nixon, de los Estados Unidos, la

"Guerracontralas Drogas" araízdelincrementodelconsumo de drogas en los soldados americanos

durante el enfrentamiento en Viet Nam. Algunos años más tarde, en 1977 en su mensaje al

Congreso, el presidente Jimmy Carter, definió el uso de las drogas como un problema social y

motivó a adelantar una guerra más intensa contra el contrabando de drogas, incluyendo el

juzgamiento y la extradición internacional de traficantes. Sin embargo, es sólo después de la

publicacióndelDocumentoSantaFe II,acomienzo de ladécada de los 80,en donde Estados Unidos

señalalas líneas generales de lapolítica exteriorhaciaAmérica Latina y en elque porprimera vez,

de forma directa,se relacionan las acciones subversivas con los negocios delnarcotráfico.Se leeen

estedocumento:"En la última década en lugarde disminuiresta amenaza subversiva terrorista,ha

aumentado.Nicaragua y Cuba,Estados secuaces de la Unión Soviética en elhemisferio,participan

en el tráfico de drogas y establecen relaciones de cooperación y quizá hasta de control, con las

mafias narcotraficantes de Colombia.Los vastos recursos que se derivan delnarcotráfico aumentan

las potencialidades de la amenaza subversiva mucho más de lo que se había previsto inicialmente.

"158

Es importanteseñalarque elfenómeno delnarcotráfico crece ycomienza afortalecerse en Colombia

en momentos en los cuales elpaísenfrenta su primera crisispolítica ocasionada porla terminación

delFrenteNacional,acomienzos de 1970.

Colombia se inscribió definitivamente en la lucha contra el narcotráfico, emprendida a nivel

internacional, a fines de los años 70s, comienzos de los 80́ s, en momentos en los cuales recaían

serias dudas sobre el gobierno colombiano en cabeza del Presidente Turbay, debido a la supuesta

vinculación de éste con las mafias del narcotráfico. En consecuencia, la política represiva de allí

surgida, como muestra del esfuerzo del Estado por contrarrestar la influencia de este flagelo, se

inscribió directamenteen esta doctrina de la seguridad nacional,a través delconocido "Estatuto de

158
M urillo Castaño, Gabriel. "Narcotráfico y Política en la década de los ochenta: Entre la represión y el diálogo", en: "Narcotráfico en

Colombia. Su impacto económico, político y social". T: Editores- UNIANDES. Santafé de Bogotá, Colombia. Segunda Edición 1995.

Página 205.
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Seguridad", que planteaba una lucha directa contra la subversión. Con base en los elementos

mencionados,estoes,lafaltade cohesiónsocialdebidoalos procesos migratorios producidos porla

violencia,larepresentatividad aceptada de los grupos guerrilleros en ciertas regiones delpaísarazón

de la precaria presencia del Estado, la creciente participación de las bandas narcotraficantes

colombianas en elnegocio de las drogas,elfortalecimiento de las Fuerzas Armadas estatales en la

lucha antisubversiva planteada a través de la Doctrina de Seguridad Nacional y la presión del

gobierno americano sobrela administración Turbay en la lucha contra las criminalidad organizada

de sustancias sicoactivas, es posible plantear tres procesos decisivos en el posterior desarrollo y

fortalecimiento de los grupos de autodefensas,paramilitares y guerrilleros dentro de la temática del

narcotráfico,paraleloalreforzamientode laFuerza M ilitarcomo instrumentobásico de lucha.Estos

son: primero, el enfrentamiento guerrilla- narcotráfico y la consecuente formación de grupos de

defensa oparamilitares de los carteles que se vinculan alalucha guerrillerade las Fuerzas Armadas.

Segundo, los acuerdos entre los narcotraficantes y la guerrilla y su enfrentamiento con las otras

fuerzas sociales.Y,tercero,elrompimiento de las alianzas entrenarcotráfico-guerrilla,y grupos de

autodefensas-Fuerzas Armadas delEstado.

2.3.1. Primeros intentos paramilitares eidentificacióncon objetivos militares

de las Fuerzas Armadas estatales

A raíz de las persecuciones y los enfrentamientos adelantados porlas Fuerzas M ilitares contra los

grupos subversivos delpaís,que traen como consecuenciauna presiónmayorsobrelos campesinos y

colonos de laregión159,se incrementade igualforma laestrategiamilitarde laguerrilla,paralacual

son necesarios cada vez mayores recursos económicos.Se recurreentonces alboleteo,alsecuestro a

la extorsión no sólo de grandes terratenientes y ganaderos,sino también de pequeños campesinos y

colonos. Esta situación propició la generación de grupos de autodefensas campesinas, que en

principio contaron con el apoyo logístico de las Fuerzas Armadas, ya que a través de ellos, los

militares reforzaban su manejo de la situación alpoderidentificara quienes apoyaban a los grupos

subversivos en la región, así como reducir la influencia de la guerrilla y ver, así, fortalecida su

posición en elcampo.Elpapelcada vez más determinantede las Fuerzas Armadas en las zonas de

presencia subversiva, se considera un elemento característico de esta Doctrina de Seguridad

Nacional,ya que como lopresentaM edina Gallego,estadoctrina "(...)se consideracomo una guerra

159
En informe delConsejoNacionalAgrario,CONA,del30de marzo de 1979,sobre Ḿ ilitarizaciónAgrarià,citado porM urilloCastaño en

su investigación,página 152,se afirma:"(...)los pretextos para militarizarlas regiones agrarias han sido muy variados, pero todos en lo

fundamental dicen que hay que extirpar de raíz la subversión (...) Allí han impuesto los militares sus propias leyes y métodos brutales,

haciendo uso de infinidad de provocaciones incluso contraniños y ancianos,provocaciones que van desde los halagos paraganardelatores,

pasando porlas amenazas paraque los campesinos abandonen laregiónyllegan hastaelasesinato."
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no convencional,no declarada en laque se superalaconcepción tradicionaldelpensamiento militar

(...) La guerra es fundamentalmente una confrontación entre dos sistemas políticos: ́democracia

versus comunism ò , cuyo blanco es la población civil en el camino de destruir las estructuras

políticas y sociales del enemigo. Otro elemento de la Doctrina de Seguridad Nacional es que la

capacidad de adaptación de los militares a la nueva forma de guerra pasa por la creación de un

ejército propio y una fuerza no convencional de soldados y especialistas de guerra, que es lo que

comunmentese conoce como organismos paramilitares.Estos están destinados fundamentalmentea

desarrollar una política de violencia sistemática contra trabajadores, campesinos, maestros,

dirigentes sindicales ypolíticos."160 Con laaplicaciónde estaestrategiade laDoctrina de Seguridad,

se propicia un sentimiento de adhesión  y confianza hacia los militares, ante las consecuencias

negativas que podrían deveniralenfrentarse contraellos.Elescenarioruralse convierteen campo de

una guerratotalentrelapoblacióncivilque se mueve pendularmenteentreguerrillaymilitares.

Paraleloaestedesarrollo,se percibe de igualforma lacomprade grandes extensiones de tierras por

partede los narcotraficantes,ya que debidoalasituaciónde inseguridad en elcampo,muchos de los

tradicionales propietarios decidieron venderantes de perdertodo o serobjeto de nuevas presiones y

exigencias de laguerrilla.De estaforma,los narcotraficantes comienzan aapoyareconómicamentea

los grupos de autodefensas surgidos,con elobjetivode fortalecersu posiciónde influenciapolítica a

nivel regional, pero en segunda instancia a fin de proteger sus propiedades y su vida de la

subversión.Sinembargoen 1981,se presentaun hecho através delcualse marca definitivamentela

participación delnarcrotráfico en acciones de lucha contra la subversión.Alsersecuestrada una de

las familiares delclan de los Ochoa,el3 de diciembrede ese mismo año,se dió aconoceren Calila

creaciónde un grupo promovidopornarcotraficantes con elobjetode asegurarsu propiaseguridad y

reprimir los secuestros de que podrían ser víctimas por parte de la Guerrilla y de la delincuencia

común. El denominado grupo "M uerte a Secuestradores" (M AS) comenzó actividades con 2.230

hombres y un presupuesto de 446 millones de pesos. Esta estrategia militar de la naciente narco-

burguesía,fue considerada la primera muestra de paramilitarismo que se vinculó a las actividades

del Estado en su lucha contra la subversión. Sin embargo, de ser un grupo militar destinado a

disminuir y evitar el secuestro, castigando con la vida  a los actores de estos actos, pasó a

convertirse en un grupo de sicarios que amenazaba de "M uerte a todo el mundo", es decir, a todo

aquel que se interpusiera en las expectativas, ganancias u objetivos de los narcotraficantes. El

Estado aceptó la colaboración en la lucha antisubversiva,aunque no reconoció a sus protagonistas

socialnipolíticamente.Es más,es sólo en febrero de 1983, cuando la Procuraduría General de la

160
M edina Gallego,Carlos."Autodefensas,Paramilitares yNarcotráfico en Colombia".EditorialDocumentos Periodísticos.Santaféde
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Naciónpresentasu primerinforme sobrelos llamados grupos paramilitares,cuando se señaló que el

M AS podía ser caracterizado como un fenómeno paramilitar no institucional, generado ante "la

viciosa costumbrede que los militares se apoyaran en gentes privadas parallevaracabo sus labores

de contrainsurgencia, supliendo así una capacidad de acción que les negaban no sólo sus propias

limitaciones de todo orden,sino la complejidad de una lucha ardua,en terreno vasto,encapotado y

montañoso, contra una delincuencia endémica en la que el carácter político y el común se habían

hecho inextricables y frente a la cual los sentimientos y las reacciones de la población habían

sembrado sospechas de todas partes",yenfatizó "se tratade puraysimplementede agentes oficiales

que se desbordan frente a las tentaciones de multiplicar su capacidad de acción y de aprovechar

agentes privados, a quienes empiezan a tomar como ǵuías̀ e ínformantes̀ , colaboradores y

auxiliares en generaly terminan utilizando como brazo oculto para que en plan de sicarios, hagan

oficiosamente,loque oficialmentenopueden hacer."161

Paraestaépoca,elproceso de diálogo de paz con laguerrilla,entablado porelpresidenteBetancur,

comienza a tener sus primeros tropiezos, mientras que los grupos paramiliatares comienzan a

reforzarse y a realizar ingentes esfuerzos a fin de lograr reconocimiento como actores políticos

dentrodelEstado.

Asílos grupos de autodefensas,como estrategias de lucha de los campesinos antelos abusos de la

guerrillaen elcampo,pasan aconvertirse en grupos paramilitares alservicio privado de los nuevos

propietarios de la tierra, y a llevar a cabo una guerra sucia, con la cual buscan mantener la

estabiliadad delrégimen que los protege y preservarlos valores económicos,políticos,culturales y

morales que los sostienen.Con base en la investigación en el M agadalena M edio,M edina Gallego

afirma que "el narcotráfico transformó los grupos paramiliatres en escuadrones de sicarios, en

ejércitos privados para el beneficio de su propia seguridad. Los dotó de armamento moderno, de

asesoría técnica extranjera y de los recursos económicos suficientes para desarrollara través de su

accionarelmás brutalterrorismo,colocando a toda la población en elmismo nivelde probabilidad

de sucumbir a su acción asesina. "162 Como resultado de esta nueva orientación, se vivencia una

nueva migración poblacional y un repoblamiento de áreas con nuevos migrantes al servicio del

narcotráfico.

Bogotá,Colombia,1990.Páginas 166-167.
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A pesarde las constantes denuncias sobrela acción de estos grupos realizadas porlos campesinos

desde 1982,elEstado noresponde con acciones contundentes paracontrolarestaforma de violencia

no institucional,sino que de manerapasiva,observa elfortalecimiento de estas estructuras.De otra

partese llega ajustificarjurídicamentesu presenciahaciendo uso no sólo de laley 48 de 1968,con

la cual se autorizaba a las Fuerzas M ilitares de crear cuerpos de ayuda para la vigilancia, sino

también elartículo29 delCódigo Penaly elartículo 44 de laConstitución Nacionalde 1886,según

elcual,la finalidad de los grupos de autodefensas era completamentelícita,ya que con elejercicio

normal de su acción colaboraba con las autoridades legitimamente establecidas, para mantener la

paz y el orden. Así mismo fueron justificados con base en el artículo 49 del Código Nacional de

Policía, según el cual, la policía podía  fomentar y orientar las agrupaciones que los moradores

organizaran voluntariamente para la vigilancia y protección de su vecindad, asignándoseles así

funciones relacionadas con la garantía de la paz y la tranquilidad especialmente en regiones

desprotegidas,bien porsu soledad o aislamiento,o porla falta de apoyo inmediato de la autoridad

delEstado.

Luego delasesinatodelM inistro de JusticiaLaraBonillay delcambio en lapolítica de conciliación

emprendida porelPresidenteBetancurporuna política de la represión,asícomo porla tesis,cada

vez más fuerte, de la asociación de la guerrilla en el negocio del narcotráfico, comienzan a

estructurarse otras relaciones en elámbitode lucha entrelos grupos guerrilleros,perseguidos porlos

paramilitares yelEjército,con los narcotraficantes,perseguidos porlajusticiacolombiana.

2.3.2. M atizideológico de lalucha contralas drogas:glifosato,mediocontralaguerrilla

A raízde laguerradeclarada porelEstado contraeltráfico ilegalde drogas,como resultado de los

hechos acontecidos,estoes,anivelde orden público,elasesinatodelM inistroLara,yeldecomiso y

destrucción de Tranquilandia, el más grande laboratorio de drogas encontrado en el país, la

estrategia del narcotráfico en Colombia cambia desde 1984, al percibirse un desplazamiento de la

industria ilegalde drogas hacia zonas retiradas de la geografía nacional,en las cuales la presencia

del Estado es mínima y sobre las cuales la guerrilla mantiene una posición fuerte frente a la

población civil.Desde entonces,no se vuelven a establecergrandes laboratorios de procesamiento,

sino que se contrata con los pequeños cultivadores, a quienes se les enseña la técnica de la

producción. De esta manera, la red de las organizaciones criminales se ramifica todavía más,

encontrando en sus extremos el mayor número de involucrados y con ello, la mayor dificultad del

Estado paraubicarlalucha.
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De otra parte,y en respuesta alDocumento Santa Fe IIsobrela relación narcotráfico-guerrilla,es

denunciada laposiblevinculación de los Frentes de las FARC en elnegocio ilícito.En 1984 fueron

dadas versiones alaopinión pública,según las cuales hombres armados pertenecientes a las FARC

adelantaban tareas de seguridad en Tranquilandia.Asímismo se afirma en ellibro delM ayorLuis

Alberto Villamarín, "The Farc Cartel" que "during the period 1982-1990, the subversion financed

the irregular war with cocaine, kidnapping and different forms of blackmail, that is : protection

money and ́wartax̀ .During thisperiod the FARC became financially self-sufficientand had little

or no need for support from the totalitarian states. It must be remember that the most lucrative

business today is cocaine. "163 Con base en esta tesis de guerra, la lucha contra el narcotráfico

adquiereun matizideológico alserpercibida como "Narco-Subversión",loque conlleva un potencial

desestabilizadormás fuerte,y permitevincularla lucha antinarcóticos a los objetivos de seguridad

nacional, así como el considerar al tráfico ilegal como un delito contra la humanidad, aspectos

expresados por el Presidente colombiano Barco Vargas en respuesta a la Guerra declarada en

Estados Unidos porpartede los Presidentes Reagan yBush.

Tanto a nivel de investigación científica sobre el fenómeno de las drogas, así como a nivel

institucionaldelEstado,caso Policía Antinarcóticos,se afirma que existió un vínculo de beneficio

entre narcotráfico y guerrilla, que estuvo más orientado a relaciones de conveniencia. Tokatlian

señalóalrespecto,"Hoy es indudableque en algunos espacios geográficos elnarcotráfico ha sidoun

cooptador de las Fuerzas de Seguridad del Estado y de sectores recalcitrante de ganaderos o

latifundistas y sectores políticos locales para limpiar zonas y crear grupos paramiliatares o

parainstitucionales,para frenarmovimientos campesinos,para sacara la guerrilla de un sitio,para

evitarreformas regionales,y hoy es también absolutamenteclaro,que ha habido un matrimonio de

convenienciacon laguerrillaen ciertos sectores delpaíso en áreas geográficas delpaíspara lograr

extraerelproducto,procesarloytransportarlo,parapagarlas vacunas parasu existencia(...)"164 En

estemismo sentido el director de la Policía Antinarcóticos de Colombia, Coronel Gallego, afirmó,

"Estarelaciónestáconfirmada.Demasiado estrecha ybastantediversificada.Los núcleos de cultivos

ilegales en Colombiay los focos de producción de cocaína y heroína están completamenterodeados

de frentes de estos movimientos que se han denominado tradicionalmente guerrilleros, pero que en

realidad son cuadrillas terroristas. La policía antinarcóticos ha recogido demasiadas evidencia de

163
Villamarín Pulido, Luis Alberto. "The Farc Cartel". Ediciones El Faraon. Edición en Inglés, agosto 1996. Páginas 35-36. "durante el

período1982-1990,lasubversiónfinanciólaguerrairregularcon lacocaína,elsecuestroadiferentes formas de chantaje,estoes:protección

de dinero eimpuesto de guerra.Duranteesteperíodo las FARC llegaron a ser autosuficientes y necesitaron poca o nada de ayuda de los

Estados totalitarios,se debe recordarque elnegociomás lucrativohoydíaes lacocaína."(Tdla)
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ello.Los llamados guerrilleros se han comprometido de custodiarlas plantaciones o a asegurarlos

locales clandestinos del procesamiento de las drogas a cambio, lógicamente, de altas sumas de

dinero.También se han encontrado protegiendo pistas clandestinas, cobrando dinero por el uso de

pistas clandestinas para desembarcar droga o para embarcar drogas en zonas de influencia

guerrillera (...) Hemos recogido testimonios, según los cuales, en algunos zonas estos grupos

terroristas cobran alos narcotraficantes hastaporelpaso poralgunas vías fluviales con precursores

químicos osólidos,de maneratalque esa es una relaciónque nopuede desconocerse yque noresiste

hoyporhoynilamás mínima duda porque son demasiadas las pruebas que nosotros tenemos."165

Sobre la relación guerrilla-narcotráfico no parece haber duda alguna. La guerrilla condujo, en

principio,un proceso de intermediación,alimponerorden en zonas de cultivos,asícomo alestimar

precios,protegeralos campesinos ycolonos en los negocios realizados con los narcotraficantes yen

laobligatoriedad que impusieronde mantenercultivos de pan cogerparalelos alas zonas de cultivos

ilegales. Esta situación les permitió armarse para adelantar la lucha contra las Fuerzas M ilitares,

además que incrementó sus activos con fondos del narcotráfico. Con relación a las marchas

campesinas en zonas del Guaviare y el Caquetá, se ha llegado a señalar que, "el surgimiento de

movimientos campesinos contralaerradicaciónde lacoca en laregión amazónica debe considerarse

como respuestanatural,ya que durantemás de 15 años campesinos,guerrilleros,narcotraficantes y

otros han vividocon totalimpunidad.Sinembargolos paros omovimientos campesinos en elTolima

y el Huila sólo se explican dentro de la acción concertada de narcotraficantes y guerrilla para

sabotear las políticas de la administración Samper, ya que la fumigación de zonas amapoleras se

hace desde 1992 en forma ininterrumpida. "166 En este contexto se deben anotar dos puntos

esenciales de la relación narcotráfico-guerrilla: primero, en algunas zonas la labor de la guerrilla

sirvió para controlar el poder del narcotráfico y le permitió a los cultivadores participar en el

mercado,paralelo alhecho de adelantaruna economía de subsistencia campesina con productos de

pan coger y controlando el consumo de drogas en las regiones167. Segundo, en los más recientes

cultivos de amapola,laacciónde laguerrillaen elnegocioes más directa,participando nosóloen el

cultivo, sino también en la producción. Según algunos investigadores, no existen datos de que la

165
CoronelGallego,José Leonardo. Directo de la Policía Antinarcóticos de Colombia. Entrevista realizada por la autora del texto, en la

oficinas de laPolicíaNacionalen Santaféde Bogotá,el7de noviembrede 1997.
166

Uribe Ramírez,Sergio."Los cultivos ilícitos en Colombia.Extensión,técnicas ytecnologías paralaproducciónyrendimientos.M agnitud

de la industria", en: "Drogas ilícitas en Colombia. Suimpaacto económico, político y social". Editorial Ariel Ciencia Política. Santafé de

Bogotá,Colombia1997.Páginas 35-135.
167
 M olano, Alfredo. "Violencia y Colonización". En Revista "Foro" No. 6. Junio de 1988. Página 34. Señala: "Progresivamente las

guerrillas,porlo menos hastaelaño 86,lograron imponersu ley en los territorios productores de coca.A sangrey fuego,recurriendo a la

intimidaciónoalaconvicción,lograronunas normas claras:extrañamientode ladrones ysicarios,de ́sapos̀ ,espías ydelatores,prohibición

deluso de basuco como mediode pago ocomo artículode consumo,fijaciónde salarios pararaspadores de coca,proscripcióndelsecretode

procesamiento y,además,laexigenciade cultivarotros productos diferentes a la coca.Estas normas se fueron añadiendo a las que venían

aplicándose en sus áreas de influencia: organización de la comunidad,prestación de servicios elementales, monopolio de la fuerza y

aplicaciónde lajusticia.Se crearon,así,condiciones sociales óptimas paralaproducciónde lacoca."



94

guerrilla se haya involucrado de igual forma en la exportación. Por este motivo, los movimientos

contra la fumigación aérea en zonas amapoleras responden más a un interés económico que de

protección a una economía campesina totalmente dependiente del cultivo ilegal. En este sentido, el

Estado se enfrentaauna guerrillaque participa en elnegocio,pero con la cualse pretende entablar

procesos de paz, y a un narcotráfico que en su afán de convertirse en actor político promueve

manifestaciones de protesta a fin de serconsiderado un elemento de distensión socialy con ello de

diálogo. Paralelo a ello, el narcotráfico compró de la guerrilla la protección para los cultivos, los

laboratorios yladistribución,peroalmismo tiempo fue fortaleciendo en laregiónotros movimientos

paramilitares que se convertirían en sus propios ejércitos y con los cuales emprendería una lucha

contra las agrupaciones guerrilleras, generando un nuevo proceso migratorio y violencia de

exterminioen algunas zonas delpaís.

Esta nueva perspectiva delnarcotráfico en su relación con la guerrilla,se convierteen un elemento

que distorsiona lapolítica de paz emprendida con las agrupaciones guerrilleras,que pierden no sólo

la capacidad de convocatoria,sino que además adquieren un nuevo status dentro de los asuntos del

Estado,convirtiéndose en problema de orden público relacionado con la delincuencia común.En su

desarrollo, el fenómeno de las autodefensas que nació de campesinos y ganaderos, pasó a

paramilitares y luego fue usurpado porelnarcotráfico,completa en estepunto dos ciclos: primero

articulado desde ladoctrina de seguridad nacionalse expresa a través de una guerra sucia contra el

comunismo, para luego, en su segundo ciclo, ser articulado desde el narcotráfico, siendo no

necesariamente anticomunista, pero buscando justificar todo tipo de acción que se adelante para

asegurar sus bienes. El Estado debe entonces decidir las medidas de acercamiento hacia estos dos

actores,ya que loque se pone en juego es lapaz olaviolenciaen Colombia.

2.3.3.Se rompen las alianzas,se incrementaelnúmerode desplazados

Hacia 1986,según los señalan algunos autores,elmatrimonio guerrilla-narcotráfico llega a su fin.

Reyes Posada en el texto "La violencia y la expansión territorial"168, manifiesta que una de las

causas está relacionada con el decomiso realizado por las FARC, que operan en la región de San

José delGuaviarey elYaríen Caquetá,de una avioneta que transportaba fuertes sumas de dinero

destinado a la compra de coca,asícomo porelimpuesto cobrado poresta agrupación a bienes del

narcotraficanteRodríguez Gacha.Sin embargo cabe señalarque aspectos como la intervención más

directade laguerrillaen negocios delnarcotráfico,asícomo laestructuración de ejércitos porparte
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de los narcotraficantes en zonas apartadas de Colombia, generó realmente una lucha entre los

interesados en el negocio de la droga. El narcotráfico había invertido en armas y organizado

militarmente su ejército, mientras que la guerrilla había fortalecido sus arcas y modernizado su

armamento. Ya desde 1984, los paramilitares organizados en Puerto Boyacá habían reforzado su

estructuraen laregiónyse habíaconvertidolazona en centrode coordinaciónylogística de algunas

masacres cometidas porparamilitares en áreas como Urabá (casos de las fincas bananeras La Negra,

Punta Coquitos y Honduras), Córdoba ( Caso de M ejor Esquina) y del Ariari (casos Piñalito y

Granada), al tiempo que emprendían labores de conformación y entrenamiento de otros grupos

paramilitares.

La violencia se incrementa en estas regiones,porcuanto los paramilitares tratan de limpiarla zona

de campesinos adheridos a los grupos guerrilleros, a fin de repoblarlas con nuevos colonos que

dependen del narcotráfico, mientras que la guerrilla busca mantener su dominio y exterminar a

quienes no respeten sus reglas. Si bien las Fuerzas M ilitares utilizan la guerra, para librar

paralelamentelalucha antisubversiva,luego de serdenunciada en elCongreso la existencia de más

de 140 grupos paramilitares en 1988 y de prohibirestos grupos con los decretos de abril1989 que

derogaron la ley 48 de 1968 y establecieron la creación de un cuerpo de policía para acabar con

estas organizaciones,se juzga la supuesta permeabilidad y uso delejército de estas organizaciones

noinstitucionales yse abreanivelinternacionalun abierto debatesobrelaparticipación delejército

en las masacres organizadas en zonas de producciónilegalde drogas.Durante1989 yhasta1994 los

paramilitares permanecen en clandestinidad,peronoporellose desarticulan.Alserdecretado porel

gobiernoSamperlaposibilidad de creargrupos de autodefensas campesinas,através de las llamadas

asociaciones "Convivir", vuelve un período abierto de reforzamiento y acción de los grupos

paramilitares amparados en la nueva ley colombina. En 1997 cuando estas organizaciones según

decisión de la CorteConstitucionalno debían serpermitidas,la espiralde la violencia en elcampo

habíaincrementado su destrucciónyelnúmerode desplazados hacialas ciudades sumaba más de un

millar169.En entrevista publicada en la revista Cambio 16170 allíderde las autodefensas Unidas de

168
Reyes Posada,Alejandro."La violencia y la expansión territotial",en:"Economía y política del narcotráfico". Editorial CEI- CEREC.

Santaféde Bogotá,Colombia1990.Página132.
169
 Documento CONPES. "Programa Nacional de atención integral a la población desplazada por la violencia". Septiembre 13 de 1995.

Páginas 4-5. Se afirma: "El desplazado es toda persona que se ha visto forzado a migrar dentro del territorio nacional, abandonando su

localidad de residenciaoactividades económicas habituales,porque su vida,su integridad física,su seguridad o libertad personales han sido

vulneradas ose encuentran en amenaza (...)Se estima que los grupos poblacionales más afectados poreldesplazamientoson las mujeres ylos

jóvenes.Se estima que ellas representan el58.2%  de lapoblacióndesplazada.Igualmente,deltotalde desplazados el72%  son menores de 25

años de edad."De otraparte,en eldiario"ElTiempo" del 31 de diciembre1997.Página 6A se citaelinforme de laConferenciaEpiscopal

Colombiana  y la Consultoría para los derechos humanos y el desplazamiento (Codhes), según el cual: "la responsabilidad de los

desplazamientos se distribuye así: guerrilla 31.87% ; paramilitares 21.08% ; Fuerzas M ilitares 19.56% ; Policía Nacional 5.42% ; milicias

populares 3.84% ;esmeralderos 2.25% ;DAS 1.58%  yotros 9.88% .". La misma fuenteseñalaque elconflicto armado es laprincipalcausa

de la migración, lo que conlleva a las violaciones de los derechos humanos y del derecho internacional humanitario. En 1997 los

paramiliatres pasaronaserlos principales generadores deldesplazamientoforzoso.Soloen Bogotá,laciudad que más recibe desplazados,las

cifras revelan que el42%  deltotalde migrantes lohacen porculpa de los paramilitares;el34%  porcausa guerrillera;el10%  poraccionarde
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Colombia,Carlos Castaño,quedó claro que laacción devastadorade los paramilitares busca forzar

un diálogoen elcualestos grupos adquieran un carácterpolítico,similaralde laguerrilla,mientras

desarrollan "asesinatos selectivos",ya que como lo afirmó "lapaz,como dice laguerrilla,se tejeen

medio delconflicto",razón porlacualno descartó laposibilidad de generarmás violencia en 1998,

mientras que se habla de paz.La lógica de estos grupos se mueve en elámbito de una negociación

con todos los actores del conflicto armado en Colombia o una guerrra entre todos ellos, lo que

conduciría a una barbarie resultado del conflicto mismo, pero no de las autodefensas, según lo

afirmó Castaño en elmagazín.

Paralelo aestas acciones,elnúmero de enfrentamientos entrelas Fuerzas Armadas y la guerrilla se

ha incrementado, con resultados catastróficos para las Fuerzas M ilitares del país, debido al

incremento de bajas y secuestros de soldados realizados porlos frentes guerrilleros,lo que pone de

presenteproblemas de planeaciónmilitar171.De otraparte,en diciembrede 1997,elgobiernodecidió

emprender una lucha contra las autodefensas, consideradas elementos desestabilizadores de la

democracia y el Estado, en razón de serias críticas internacionales sobre la convivencia de las

Fuerzas M ilitares y los grupos paramilitares. Así el Estado Colombiano enfrenta tres aspectos

relacionados con el orden público en el país: guerrilla, paramilitares y carteles del narcotráfico ,

todos ellos vinculados alnegocioilícitode las drogas.

2.4. La industria Ilegal de la Droga: Fortalecim iento de su poder con base en un Estado

sim biótico que perm iteEldesarrollode una ilegalidad consentida

las Fuerzas M ilitares;el8%  porotros factores;el5%  poracción de las milicias y el1%  porla policía."Asímismo se hace referencialal

hecho de que entre1985 a1997 un millón 171 milcolombianos habían tenido que desplazarse de sus tierras.Elpunto más crítico de estos

desplazamiento se encuentra entre 1994 a 1997 cuando 571 mil personas tuvieron que dejar sus hogares. Este dato es significativo, por

cuanto coincide con lanueva ley que autorizó laexistenciade las „Convivir“ o grupos de autodefensas campesinas duranteelgobierno de

Samper.Estasituacióncoloca aColombiacomo elséptimo paísanivelmundialcon problemas de desplazamiento.
170

RevistaCambio16."EstaGuerranoda más:Carlos Castaño".Colombia.No.235Diciembrede 1997.
171

El15 de julio de 1994 17 militares que custodiaban eloleoducto trasandino en Orito (Putumayo)fueron asesinados en una emboscada

pormiembros de las FARC.El19 de julio de ese mismo año las FARC asesina con una carga explosiva (Kilómetro 7 vía Villavicencio-

Puerto López) al General Carlos Julio Gil Colorado, comandante de la IV División del Ejército. El 16 de abril de 1996 las FARC

emboscaron con rockets,dinamitay disparos de fusilun convoy en Puerres (Nariño),en elque murieron 30 militares.El30 de agosto de

1996 elbloque surde las FARC se tomó a sangrey fuego la base militarde las Delicias,en los límites entrePutumayo y Caquetá,en la

acciónmurieron 29 militares,20 resultan heridos y 60 retenidos.El16 de enero de 1997 tras una emboscada de las FARC tres infantes de

marina son muertos,8 resultan heridos y 10 retenidos en Juradó (Chocó).Tras cinco días de combates en lazona de San Juanito,M eta,en

febrero del 97,mueren 19 militares,9 fueron heridos y 15 desaparecidos. En julio 6 del 97 el ELN derribó un helicóptero en Saravena

(Arauca)con un saldode 20 militares yun civilmuertos yotras ocho personas heridas.El11 de juliode ese mismo año en combates con el

ELN en zona ruralde Arauquita(Arauca)mueren 10 soldados contraguerrillaadscritos alaIIDivisión delEjército.En octubrede 1997 se

presentan 4 hechos: El dos de octubre se perpetra un atentado dinamitero en zona de Santa M arta, contra el Comandante de las Fuerzas

M ilitares,generalM anuelJosé Bonett Locarno, del cual sale ileso. El 3 de octubre, un grupo paramilitar asesina a 11 miembros de una

comisiónjudicialen zona ruralde municipiode San Carlos de Guaroa (M eta),el4en una emboscada de las FARC alaPolicíaen zona rural

de San Juan de Arama (M eta),deja 17 agentes muertos y cuatro heridos.Y el16 las FARC asaltan la población de Caicedo, Antioquia,

donde mueron8 policías yotros 6 agentes heridos.El21 de diciembredel97,22 militares son asesinados en elcerro Patascoy (Putumayo)

tras ataque de las Farc.Sinembargoelmás determinantede todos ellos,se adelantódurantelaprimerasemana de marzo de 1998 en elcual,

más de 63soldados fuerondados de baja,otros 40tomados de rehenes en zona delCaguán,Caquetáen acciones delFrentesurde las FARC.
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El narcotráfico en Colombia, como indutria que tiene como objeto económico maximizar las

utilidades y porlo tanto minimizarlos riesgos,no opera,según algunos analistas,como un "Cartel"

en sentido de la definición económica,ya que estas organizaciones "no realizan colusión para fijar

precios, ni acuerdos de restricción mancomunada de la oferta de la cocaína. Para que las

organizaciones de las drogas ilegales (ODI) operaran en realidad como un cartel debería existir

evidenciade inventarios en Colombiaque revelarauna contracción artificialy temporalde laoferta,

que permitiera fijar precios por encima de su equilibrio de libre competencia. Además, la

imperfecciónen lainformacióndelmercado,elcarácterdelictivodelmismo ylos elevados
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márgenes de ganancia,son incentivos para elcumplimiento de un acuerdo de colusión"172. De otra

parte, la organización interna de la industria de drogas ilícitas, presenta una independencia

estructuralen cada una de las partes delproceso,lo que asegura una mayorestabilidad en casos de

persecución policial, al tiempo que una mayor complejidad en caso de analizar sus relaciones y

organización. El desarrollo de una organización departamentalizada tiene como base reducir la

participación a nivel ejecutivo, pero ampliarla o ramificarla a nivel de bases tanto de producción

como de distribución. El orden vertical de la estructura ubica al reducido equipo de ejecutivos -

encargados de promocionar cultivos, compra de las bases, procesamiento, exportaciones,

comunicaciones,relaciones públicas,tráfico aéreo,lavado de dinero,seguridad y empresas fachada-

en la punta del ángulo de un triángulo, al cual sólo se puede llegar con base en experiencia,

confianza y compromiso y al cual le corresponde una buena parte de las ganancias. Esta

organización trabaja igualmente como un "pool de empresas comerciales", con base en

subcontrataciones con organizaciones ilegales como legales en el ámbito nacional e internacional,

que amplían las partes delproceso,relacionadas con laproducción,ladistribuciónylageneraciónde

activos. El estudio de Lupsha citado y modificado por Rocha García, percibe la estructura del

mercadeo de laindustriailegalde drogas,así:(gráfica 3)

Detallistas

lavado

M ayoristas

ORGANIZACIONES DE DROGAS ILEGALES Distribución

Refinadores de Ingresos

Cultivadores

Participantes

Las organizaciones de las drogas ilegales,a pesarde no sercarteles económicos,han conformado,

sin embargo, industrias económicamente productivas que han permeado no sólo la economía

nacional,sino también las estructuras sociales existentes.Así,para una eficiente,más no completa,

interaccióndelnarcotráfico con las estructuras de lasociedad,los analistas manifiestan lanecesidad

de que exista un Estado permeable, que permita, de alguna manera, el desarrollo de la industria

ilegal o de la economía subterránea al aceptar sus beneficios en la economía legal. Es decir, un

Estado permeado por la corrupción y la apatía social. En este mismo sentido Lupsha citado por

Rocha, plantea la existencia de tres tipos de Estados dentro de los cuales puede desarrollarse la

industriailegalde drogas.Estos son:

172 Rocha García,Ricardo."Aspectos económicos de las drogas ilegales",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político y

social".EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.Página 117.También se puede revisarNadelmann,Ethan A.
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• "Un Estado predatorio, en el que la industria de drogas ilegales se encuentra en abierta

confrontacióncon lasociedad local.

• Un Estado parasitario, donde la industria de drogas ilegales logra una inserción benéfica para

sus intereses.

• Un Estado simbiótico,en elque laindustriailegalde drogas lograasociarse con lasociedad local

yse establece una relaciónde interdependencia."173

Estacategorización no implica,necesariamente,un proceso,pero es justo señalarque los diferentes

actores del narcotráfico han experimentado un acercamiento diferente hacia el Estado y sus

instituciones,ocasionado porlapolítica de represiónyguerratotal.Estoes,los carteles de M edellín,

Cali y la Costa desarrollaron en principio una relación parasitaria con la sociedad e instituciones

regionales,lo que les permitió fortalecersus intereses empresariales.Los sectores sociales,políticos

y hasta económicos se vieron beneficiados por las garantías del dinero fácil, que reforzó la

interdependencia entrela economía legal e ilegal, que en estos términos sería posible dentro de un

Estado simbiótico. Sin embargo, al declarar el Estado colombiano la guerra contra el cartel de

M edellín,elvínculo se rompió y comenzó a desarrollarse una confrontación abierta de la industria

ilegal.Caso diferentesucedió con elcartelde Cali,elcual,hastaelúltimo momento,estableció una

relación benéfica con lasociedad localy sin confrontaciones a nivelde las instituciones delEstado.

Este proceso se evidencia en una Colombia que históricamente ha aceptado de forma pasiva la

utilizaciónde mecanismos fuerade laley,yha utilizado los recursos ilegales,dejándolos permearla

economía legal. Thoumi, en sus análisis sobre "implicaciones de la economía subterránea en

Colombia"174 afirma que "lo subterráneo, ligado a lo ilegal, a lo criminal, refleja en parte el

individualismo, la falta de lealtad a la sociedad como un todo y la falta de cohesión social de las

sociedades que lo permiten. " Esta aseveración se ve reflejada en el desarrollo de las estructuras

sociales en Colombia, en donde a razón de la violencia existente y la continua movilización de

gruesos sectores de la sociedad,se ha debilitado la cohesión de los grupos,alinteriorde los cuales

persiste una heterogeneidad y un desinterés por lo social. En este contexto, el narcotráfico

simplemente se inscribe como uno más de ellos, copiando comportamientos y actitudes existentes.

Aquíse percibe una relaciónde valores sociales,en los cuales elrespetoporlas leyes de un paísestá

mediado por las experiencias que los ciudadanos tengan en relación con el respeto que los otros

individuos tienen sobreellas,esto es "lo que ocurresimplemente,es que en una sociedad donde hay

"Latinoamérica:economíapolítica delcomerciode cocaína",en:"Economíaypolítica delNarcotráfico" Ediciones CEI-CEREC.Santeféde

Bogotá,Colombia1990,páginas 31-53.
173

Rocha García,Ricardo."Aspectos económicos de las drogas ilegales",en:"Drogas ilícitas en Colombia.Su impactoeconómico,político y

social".EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.Páginas 163-164.
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gran cantidad de deshonestidad y corrupción,llega a sercada vez más difícilcomportarse de forma

honesta"175, como se ha llegado a firmar "no vale la pena ser honesto. " Si bien los beneficios

económicos del narcotráfico han sido recibidos en las áreas de la economía nacional y privada, lo

que leha permitidouna aceptaciónaniveleconómico,elgrupo de narcotraficantes o "clase naciente

de nuevos ricos" ha encontrado barreras altratarde permearlas tradicionales clases oligárquicas del

país, así como al tratar de competir con ellas en la participación política, aspecto buscado por el

narcotráfico,con elobjetivo de participaren elplano de las decisiones económicas y políticas,en el

proceso de asegurarsus ganacias.

El desarrollo de una economía subterránea está ligado a las políticas que el gobierno defina y a

través de las cuales puedan ser favorecidas o disfrazadas las actividades ilícitas dentro de la

economía legal. En Colombia, el Estado, ha desarrollado políticas económicas relacionadas con el

control cambiario, el sistema de licencias de importación y exportación, amnistías patrimoniales y

tributarias, así como los sistemas de subsidios para las exportaciones que han proporcionado

beneficios ilegales yhan hecho llamativa su utilización.Asíse tiene,porejemplo,en ladécada de los

70, que la super abundancia de divisas en el mercado negro indujo al Banco de la República a

involucrarse en ellavado de activos,comprando de maneraabiertaestos dineros afinde controlarla

tasa de cambio y elritmo de devaluación necesario en laeconomíanacional.A través de la llamada

"ventanilla de servicios" o "ventanilla siniestra", como lo menciona Child176, miles de millones de

dólares ́lavados̀ fortalecieron todo elsistema financiero colombiano,ya que estos dineros líquidos

se encausaron hacia las entidades capitalizadoras. Las repercusiones en la economía colombiana

fueron:1.Estos dineros se convirtieron en un factoraceleradorde laexplosión financieraapartirde

1970,que se caracterizó porelincrementodesmesurado de los indicadores económicos y financieros

fundamentales; 2. Se fomentó la inflación pues se monetizaron miles de millones de dólares

provenientes de operaciones que no habían contribuído a la formación de capitalproductivo nia la

generación de empleo que los importadores no alcanzaron a absorber; 3. Se incrementaron los

intereses y se produjo la caída de las inversiones, desempleo e inflación en la medida en que este

dinerollegó asuperarlademanda crediticia.De igualforma,según lo explica Thoumi,"entre1980-

1984Colombiafue elúnico paísde América Latina ydelCaribe cuyo PIB noexperimentódescenso.

En 1985 el ingreso per cápita del país casi igualó al de 1980, mientras en promedio en América

174
Thoumi,Francisco Elías."Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia",en:"Economíaypolítica del

narcotráfico" EditorialCEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página 88.
175

Thoumi,Francisco Elías."Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia",en:"Economíaypolítica del

narcotráfico" EditorialCEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página 98.
176.

Child,Jorge yArango M ario."Narcotráfico:imperiode lacocaína".EditorialPercepciónLtda.M edellín,Colombia,1984.Página 8.
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Latina descendió8.9% ."177 En ladécada de los 90,elnarcotráfico encontróun nuevo terreno abierto

a través de la apertura de mercados,que lepermitió la formación de empresas competitivas a nivel

internacional y la ampliación de su capacidad de participación en el área de servicios y en la

construcciónde vivienda lujosa,con locualse creó una economíafalsa en estesector,que produjoel

encarecimientode lafinca raíz.

Si bien estos dineros del narcotráfico han tenido bien venida en la economía nacional, ya que han

ayudado a taparhuecos ocasionados pormanejos irregulares de la política económica nacional,no

han producido en ningún caso bienestarsocial.Alcontrario,se ha presenciado una arremetida en la

inseguridad,la violencia,la desintegración de núcleos sociales y la pérdida de valores sociales. En

estesentidoconfirma Thoumique,"aunque elnarcotráfico ha contribuídoaun incrementosustancial

de los ingresos nacionales,también ha generado efectos negativos que exceden los efectos positivos

que puedan tener. El auge de la droga ha lesionado el desarrollo de las actividades agrícolas, ha

debilitado las instituciones delgobiernoycorroídoelrespetopúblico porsu eficacia;yfinalmenteha

socavado la capacidad delpaíspara continuarcon una senda de crecimiento estable. Colombia ha

caído en una trampa de deshonestidad muy difundida a través de su sociedad más allá de su propio

impulso yde lacualserámuy difícilsalirse."178

Hernando Gómez, en "La economía ilegal en Colombia"179 , define 4 indicadores que miden el

impacto localy regionaldeltráfico de drogas,asaber:1.Comportamiento de los salarios reales;2.

Evolución de los depósitos en las entidades financieras; 3.Dinámica del sector de la construcción;

4.tasa de desempleo.A partirde esteplanteamientoconcluye elautorque "en las áreas rurales de las

regiones afectadas poreltráfico de drogas,hay costos superiores que en el resto del país de otras

actividades agrícolas. Hay una expansión del sector de servicios, ha disminuído el propio

abastecimientoyporlotantoson regiones de inflación(...)Todo indica que una parteimportantede

las ganancias del tráfico de drogas que fueron traídas al país, fueron legalizadas mediante

inversiones en activos fijos,especialmenteen finca raíz,loque generódemanda especulativa yporlo

tantoun rápidocrecimientode sus precios."180

177
Thoumi,Francisco Elías."Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia",en:"Economíay política del

narcotráfico".EditorialCEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página 89.
178
Thoumi,Francisco Elías."Algunas implicaciones delcrecimientode laeconomíasubterránea en Colombia",en:"Economíay política del

narcotráfico".EditorialCEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página 105.
179

Gómez,Hernando José."La economía ilegalen Colombia:tamaño,evolución,características,eimpacto económico",en:"Economía y

política delnarcotráfico".Ediciones CEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página72 yss.
180

Gómez,Hernando José."La economía ilegalen Colombia:tamaño,evolución,características,eimpacto económico",en: "Economía y

política delnarcotráfico".Ediciones CEI-CEREC.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.Página 80.



100

En esteproceso de integracióncon lolegal,laeconomíadelnarcotráfico ha tenido una participación

reducida en el Producto Interno Bruto que podría encontrarse en el 2,36% . En áreas de economía

campesina incrementó el salario mínimo, pero propició procesos inflacionarios, y, al ocasionar el

abandono de la agricultura de pan coger, impulsó la importación de alimentos, que como

consecuencia incrementaron elcosto de la vida en estas regiones. Las comunidades indígenas, han

señalado que con la incursión del dinero del narcotráfico en sus cabildos, el sistema cultural y

político tradicionales se han visto desestabilizados,alpropiciarviolencia y falta de respeto porsus

dirigentes tradicionales. A nivel urbano, la demanda en servicios propició un incremento del

contrabando, que trajo como consecuencia un descenso en la producción y competitividad de

productos nacionales en elmercado interno.M ientras tanto,anivelde finca raíz,como se mencionó,

generó una demanda especulativa que incrementó los costos reales de la propiedad. De otra parte,

sirvióen elmantenimiento y creación de empleo,tanto en elsectorruralcomo urbano.Sin embargo

como consecuenciade lapersecuciónydesmantelamientode los carteles de ladroga porpartede las

Fuerzas M ilitares,se ha vivenciado un incrementoen eldesempleo,asícomo lareducciónde salarios

reales.Asímismo,ya que elpaísnopuede sostenerun superávitpermanenteen labalanza de pagos,

más exportaciones de drogas implican menos exportaciónde otros artículos,reduciendo directamente

laposibilidad de competencia internacionaldelmercado legalcolombiano en las nuevas estructuras

económicas de laglobalización.

Valela pena señalarque debido alhecho de serun negocio ilegal y, con ello, debido a la falta de

informaciónestadística precisa,podríasuponerse que los ingresos reales delnarcotráfico colombiano

oscilan entre 5.000 millones a 3.000 millones de dólares, con base en apreciaciones de los

organismos americanos de control de estupefacientes citados por Salomón Kalmanovitz181, quien

afirma que "elimpacto que tiene elnarcotráfico en la economía colombiana es muy importante.La

evidenciade divisas parafinanciaractividades noregistradas podríarondarcifras delorden de US $

4.000 millones anuales, que incluyen contrabando de bienes, subfacturación de importaciones,

sobrefacturaciónde exportaciones,fugas de capital,etc."182

Lo ciertoes que elnarcotráfico ha buscado através de lalegalización de sus activos reconocimiento

social, razón por la cual ha alterado los patrones de consumo, ha sesgado los procesos de

urbanización en las principales ciudades delpaísy como consecuencia ha profundizado los niveles

181
Kalmanovitz, Salomón. "Análisi macroeconómico del narcotráfico en la economía colombiana", en: "Drogas, poder y región en

Colombia",No.1.Publicado porelCINEP,Santaféde Bogotá,Colombia1995.Páginas 11-58.
182
 Kalmanovitz, Salomón. "Análisi macroeconómico del narcotráfico en la economía colombiana", en: "Drogas, poder y región en

Colombia",No.1.Publicado porelCINEP,Santaféde Bogotá,Colombia1995.Página 17.
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de violencia y debilitado al Estado en la toma de decisiones en el ámbito de la política

macroeconómica delpaís.

Esta economía subterránea, ilegal, criminal, que hace parte de una actitud histórica en el país, ha

sido denominada por parte de los investigadores como una "Ilegalidad Consentida" que al ser

utilizada por el narcotráfico en su afán de permear social, económica, política y militarmente la

realidad del país, ocasiona un espejismo en la economía, fortalece las acciones violentas a nivel

social y evidencia la inconsistencia de las acciones del Estado en la promulgación de medidas

económicas que buscan facilitar la repatriación de capitales, así como en las medidas fiscales

orientadas a ampliar la base de la tributación. "La ilegalidad consentida constituyó un campo

abonado para el fortalecimiento del narcotráfico, el cual no ha tenido ninguna dificultad para

movilizarinternamenteelexcedente.Los barones han tenido toda la libertad económica para crear

una industria del soborno e intimidación, para evitar las restricciones físicas y políticas para su

acción.Estailegalidad consentida dejaentreveruna legalizaciónsubterránea delnarcotráfico."183 Es

claro que la estabilidad de las organizaciones criminales del narcotráfico ha sido reforzada a nivel

regionalatravés de laparticipacióncada vez más fuerteen lafinanciación de campañas electorales,

con la construcción de servicios públicos,entreotros,acciones que se inscriben en la existencia de

un Estado parasitarioosimbiótico,sinembargoalextenderse lacadena de loilegalanivelnacional,

se ha vistolacreaciónde puntos de confrontación,loque hace más necesariauna mayorcorrupción.

2.5.La Contrarreform a agrariadelnarcotráfico

En 1988,según documentoCONPES sobreDesarrolloIntegralCampesino184 ,se afirmaba porparte

delgobiernoque el35%  de lapoblacióndelpaíshabitaba en elsectorruralcolombiano,en donde se

registraban las mayores deficiencias en lacalidad de vida y los mayores índices de pobreza,con un

54%  de los pobres del país. Si bien se señalaba como una de las causas la inequidad en la

concentración de las tierras,porcuanto los campesinos,usualmentepequeños propietarios -83%  de

la población rural-,estaban obligados a ubicarse en predios con tamaño inferiora 10 hectáreas,la

situación tendía ha empeorarse por cuanto eran poco productivos y enfrentaban desventajas en la

comercialización, lo que se percibía en los bajos precios pagados al productor en épocas de

cosechas, debido a la débil capacidad negociadora y la alta estacionalidad y perecibilidad de su

producción185.Seisaños después,en documento sobre"Política de modernización ruraly desarrollo

183
Sarmiento Palacio,Eduardo."Economía delnarcotráfico",en: "Drogas ilíctas en Colombia. Su impacto económico, político y social“.

EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Colombia1997.Páginas 82-84.
184
DocumentoCONPES DNP 2.362-UDA."Programa de DesarrolloIntegralCampesino".Bogotá12de abrilde 1988.Página 5.

185
DocumentoCONPES DNP 2.362-UDA."Programa de DesarrolloIntegralCampesino".Bogotá12de abrilde 1988.Página 4.
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empresarialcampesino"186 ,las condiciones de pobreza descritas en las áreas rurales se mantenían,

mientras que se reducía la población campesina al26%  a raíz de los procesos de migración,hacia

centros urbanos y nuevas zonas de colonización, generados por los altos índices de violencia

ocasionada porlapresenciade grupos armados ydelincuenciacomún.

Perolasituaciónde violencia,desigualdad einequidad en ladistribuciónde lapropiedad rural,es un

fenómeno que tiene sus orígenes en la estructura feudalista impuesta en la época de colonización

española y mantenida después de los procesos de independencia. Ya desde 1866 las decisiones del

Estado respecto a la propiedad de la tierra conjuraron la conformación de extensos latifundios en

manos de un reducido número de particulares187 .Las guerras civiles delsiglo XIX,y los conflictos

de principios del siglo XX, dificultaron la estabilidad en la tenencia y produjeron un proceso

continuo de colonización.La violenciapolítica de ladécada de los 50 condujoaun nuevo proceso de

migraciónycolonización,con elcualse hacían menos claras las demarcaciones,lapropiedad legaly

lacapacidad realde producciónagrícolade los nuevos pequeños propietarios.Durante1930 y hasta

1960 los procesos de apropiaciónde latierrase adelantan de maneraespontánea eindividualafalta

de una organización campesina eindígena que mediara los procesos de tenencia legal.Esteaspecto

se convierte en el motor de nuevas violaciones contra los pequeños propietarios que a falta de

organización, recursos y medios para demostrar la propiedad legal, entran en el juego del

endeudamiento,lapérdida de los terrenos hastaconvertirse en campesinos asalariados de las grandes

haciendas en las que han quedado inscritos sus predios.

Es sólo desde 1961 cuando el Estado comienza a mediar en los procesos de concentración de la

propiedad territorial,a través de la Ley 35 sobre"Reforma Agraria",en la cualporprimera vez se

desarrollaelconceptode "FunciónSocialde laPropiedad" ycomienza una fase de cofinanciaciónde

proyectos de colonizaciónyadecuaciónde tierras paraampliarlafronteraagrícola.Es precisamente

en estehecho donde radica la problemática delcampo,ya que elgobierno ha apoyado simultánea e

indiscriminadamente nuevas colonizaciones al tiempo que reformas agrarias, sin que haya habido

una estrategia en áreas a colonizar, infraestructura indispensable para los nuevos asentamientos y

legalidad de los procesos. Como resultado, la frontera agrícola se ha extendido de manera

desordenada,los nuevos asentamientos han quedado completamentedesvinculados debido a la falta

186
Documento CONPES 2745."Política de modernización ruraly desarrollo empresarialcampesino".Santaféde Bogotá, diciembre 7 de

1994.
187
 M edina Gallego, Carlos, en su investigación sobre "Autodefensas, paramilitares y narcotráfico en Colombia", señala que en 1866 el

GeneralTomás Cipriano de M osquera,presidentede laRepública,expidióun decretoafinde revisarlos procesos de entrega de tierras en los

remates hechos porelEstado de bienes pertenecientes alas comunidades religiosas,con los cuales se buscaba amortizarladeuda pública.Las

tierras que pasaron amanos de particulares,fueron convirtiéndose en los latifundios delsiglo XX,que además a falta de una demarcación

entrelos departamentos condujoaun desorden administrativorespectoalaextensiónde los predios.
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de infraestructura y el Estado ha perdido la dirección de acción en regiones apartadas. Aspectos

aprovechados también porelnarcotráfico en su consecuciónde predios.

Durantelos últimos 37 años,elgobierno colombiano ha adelantado 8 reformas agrarias188 ,con las

cuales ha buscado acelerar los procesos de adquisición y compra de tierras a fin de distribuirlas

equitativamenteyapoyarsu uso racional.Sinembargo,los resultados son bastantedesalentadores al

ver la acción del Estado en relación con la acción de los narcotraficantes en un lapso de tiempo

mucho más corto.M urillo Castaño,señalaque "elmillón de hectáreas de excelentes tierras que han

adquirido los narcotraficantes en los últimos diez años, contrasta con las 900.000 hectáreas

distribuidas porelIncoraen los últimos 25años."189

Así,elEstado colombiano ha mostrado su incapacidad de mediaren los problemas de tenenciade la

tierra, al tiempo que ha permitido la pauperización y mayor empobrecimiento de la población

campesina,situaciónque laha hecho débilalapresióndelnarcotráfico yfácilmenteinfluenciada por

la riqueza que del negocio ilícito se deriva. Ya que el Estado no ha logrado crear las condiciones

para generar un crecimiento sostenido en el medio rural, la población campesina ha suplido la

mediación del Estado a través de la mediación de la guerrilla o los grupos de paramilitares

dependientes delnarcotráfico.

En 1988 elpresidentede Fedelonjas,OscarBorrero,dio a conocer las cifras sobre las inversiones

hechas por el narcotráfico en propiedades rurales y urbanas. "En el período 1979-1988

aproximadamente 5.500 millones de dólares habían sido invertidos para comprar tierras en los

departamentos del país, principalmente en Córdoba, Sucre, Antioquia, M eta y M agdalena M edio,

zonas en las que se ha venido incrementando la violencia paramilitar. "190 Esta situación tiene su

base en tres aspectos:1.Elreforzamientode lalucha antisubversiva porpartedelEstado através de

188
Las ocho leyes de reforma agrariason:1.La Ley 35de 1961,mediantelacualse establecióelconceptode funciónsocialde lapropiedad.

2.La Ley 1 de 1968,buscó acelerarlos procesos de adquisiciónde tierras destinadas aresolverlos problemas de los pequeños arrendatarios

en zonas afectadas porconflictos sociales.3.La Ley 4 de 1973 definiólos mecanismos paralacalificación objetiva de comprade tierras.4.

La Ley 35 de 1982 oley de amnistía,mediantelacualse facultó alIncoraparacomprartierras en zonas afectadas porproblemas de orden

público,quedando ladecisiónde ventaen los propietarios,loque restringiólaaccióndelgobierno.5.La Ley 30de 1988,mediantelacualse

eliminó la calificación de los predios,elestablecimiento de rentas específicas con destino alFondo NacionalAgrario,y se delimitaron las

zonas de reforma teniendo en cuentalaconcentraciónde lapropiedad,lapresión de latierra,laruralidad y eldesarrollo relativo.6.La Ley

101 de 1993, a través de la cual se creó la Caja de Compensación Familiar Campesina,. Para vincular al sistema de seguridad social al

campesinado, así como buscó una distribución equitativa y uso racional de la tierra. 7. Ley 70 de 1993 o ley de titulación colectiva de

predios a las comunidades negras del país y de ampliación de resguardos indígenas. 8. Ley 160 de 1994 , que tenía como objetivo la

distribución equitativa y el uso racional de la tierra, lo que implicaba dotar de tierras a los campesinos que no la poseían o la tenían en

cantidades insuficientes.Para ese fin,la acción delEstado era la de otorgarsubsidios para la compra de tierras y en propiciar una mayor

participaciónycompromiso de los beneficiarios en elproceso de adquisiciónde los predios.Estaúltima ley teníacomo metaparaelperíodo

1995-98 redistribuir1 millónde hectáreas en benefiode 70.000 familias sintierra,asícomo titular178.400 predios rurales paraformalizar

debidamentelapropiedad.
189

M urillo Castaño,Gabriel."Narcotráfico y política en la década de los ochenta.Entrela represión y eldiálogo" en: "Drogas ilícitas en

Colombia" EditorialArielCienciaPolítica.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.Página 262.
190
 Citado por M edina Gallego, Carlos. „Autodefensas, paramiliatres y narcotráfico en Colombia“. Documentos Periodísticos. Bogotá,

Colombia1990.Página 260.
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las Fuerzas M ilitares, a partir de 1978, 2. La presión de los grupos guerrilleros al establecer

sistemas predatorios de extorsióncontralos grandes ganaderos,reforzado porelsecuestroyelcobro

de impuestos de guerra;y 3.La propensión de los grandes propietarios de venderlos latifundios al

mejorpostor,debido alproblema de inseguridad.Con base en estos desarrollos -en ladécada de los

80̀ s-,se fortaleció elpapeldelnarcotráfico en elcampo,alcomprargrandes extensiones de tierras

que sibien tenían problemas de seguridad,habían sido adquiridas porbajos costos.De esta forma,

los nuevos propietarios lograron invertir los dineros provenientes del negocio ilícito, lavar las

ganancias y mantener una inversión, ganando así reconocimiento económico. De otra parte,

remplazaron a los antiguos señores hacendados y comenzaron a apoyar los llamados grupos de

autodefensas campesinas,con locualganaban en reconocimientosocial,allegitimizarse como élitey

establecer una dominación total, al tiempo que en reconocimiento militar, al apoyar la acción del

Estado contralasubversión,loque ledaba legitimidad frentealas fuerzas armadas delpaís.Con el

paso del tiempo, estas acciones militares desbordaron la simple acción antisubversiva, para

constituirse en ejércitos del narcotráfico, mientras que las tierras compradas se convirtieron en

refugio de los traficantes, espacios para montar laboratorios para el procesamiento de la coca y

pistas de aterrizaje.La inversión porpartede los narcotraficantes no implicó,tampoco,un proceso

de desarrollo en elcampo colombiano.Esto es,no se dio un proceso de modernización agrícola ya

que el interés de los narcotraficantes estaba orientado hacia la ganadería extensiva, que implicaba

menos inversión,menos mano de obraybeneficios más directos,asícomo en lacomprade tierras en

zonas de expansión de fronteras  a fin de levantar allí sus laboratorios, lo que en consecuencia se

tradujoen mayordesempleo anivelrural,más campesinos sintierrayelabandono de laactividad de

producciónde alimentos,con laconsecuentepérdida de capacidad de exportacióneincremento de la

importación y delcontrabando.De igualforma,la presencia de los narcotraficantes tampoco ayudó

al proceso de formación social y de cohesión de la población campesina, ya que en razón del

fenómeno de colonización empresarialde algunos grandes narcotraficantes, fue necesario contratar

mano de obra de otras regiones para las labores en cultivos ilícitos, procesamiento de materias

primas y producción de drogas narcóticas, lo que originó la ruptura de las sociedades regionales

existentes, al tiempo que el narcotráfico conformaba, con los recién llegados, su base social de

apoyo191 . Si bien la tierra era considerada como elemento de dignidad y respeto social al ser una

forma de acumulación de lariqueza a través deltrabajo duro,la introducción delnarcotráfico en el

191
Reyes Posada,Alejandro,con base en su investigación de campo sobre"comprade tierras porpartede los narcotraficantes" afirma que

hay dos fenómenos en lacomprade tierras porpartede los narcos:"1).La compraporpartede los grandes capos que han monopolizado el

negocio de la droga,especialmenteen Antioquia,M agdalena,Boyacá y ValledelCauca que se extiende hacia territorios distantes de sus

lugares de origen y 2). La compra de tierra por pequeños y medianos intermediarios con dineros acumulados por el narcotráfico, que se

realiza en cercanía a sus lugares de origen. El primero es un fenómeno de colonización empresarial en haciendas que se manejan por

administradores contratados sin que existan relaciones con la sociedad local. Esta situación produce ruptura de las sociedades regionales,

pues la propiedad pasa a ser concentrada por personas que sustituyen a las élites locales y no reemplazan sus funciones de liderazgo. El
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campo cambia los valores que de allí se desprenden al convertirse en una forma de acumulación

provenientede loilegal.Se percibe asíelcambiode valores:

Antes delnarcotráfico Después delnarcotráfico

• Dignidad social, al procurar riqueza como

consecuenciadeltrabajoduroydelahorro.

• M otivaba inversiónprivada alargoplazo.

• Estaba relacionada a la manufactura y a la

agricultura.

• Inscritoalas actividades dentrodelsistema legal.

• Permitía el fortalecimiento de las estructuras

sociales campesinas ycon ellose reducíaelconflicto

socialylaagresión.

• Con base en los valores de trabajo duro, promovía

otraseriede actividades como las educativas afin de

mejorar las capacidades de participación en el

mercado.

• Tierra para ganar aceptación social, como forma de

acumulación de riqueza individual,resultado de una

acciónilegal.

• Generatasas de intereses muy altos yporlo tanto al

cortoplazo.No implica necesariamenteinversión.

• Relacionada con laganaderíaextensiva yelsectorde

los servicios.

• Promueve nuevas instituciones informales que

suplen elEstado.

• Promueve el individualismo y con ello debilita las

estructuras sociales y de cohesión en el campo.

Genera nuevas movilizaciones e impide el

fortalecimientode las estructuras sociales.

• Promueve lariqueza fácilyrápida,porlotantono le

interesa invertir en educación, lo que cierra la

capacidad de competiren elmundo moderno.Es una

culturadelinmediatismo

Elproblema de latenenciade tierras se vuelve más conflictivo,porcuanto se han incrementado los

latifundios en manos de narcotraficantes yse han desviado las acitividades propias de laagricultura.

Según informe delIncora,citado porReyes Posada,el1.3%  de los propietarios controla el48%  de

las mejores tierras,mientras que el68%  de los propietarios -campesinos-sólo controlan el5.2%  del

área ocupada.Además,laganaderíaextensiva ocupa áreas valiosas con vocaciónagrícola192.

En 1992, según documento Conpes sobre desarrollo alternativo193 , se estimaba que en el país los

cultivos de coca,ampola,ymarihuana afectarona212 municipios einvolucraronen forma directao

indirecta aproximadamente a 300 mil pequeños productores, que serían responsables directos del

50%  ó60%  delárea sembrada en coca;15a20%  delárea en amapolaydel45%  al50%  delárea en

marihuana en elpaís.Ese mismo año,elIncora reportó sobrela compra de tierras porpartede los

narcotraficantes en 242 municipios del país. Con base en la investigación de campo realizada por

Reyes Posada se logró establecerque en 1995, sólo tres años después, se registraba la compra de

tierras en 409 municipios,lo que representaba un aumento del69%  y cobijaba el42%  deltotalde

municipios existentes en elpaís-1039municipios-.

segundo caso representasóloelascenso socialde personas vinculadas alaregión.Se transforma laestructuraentrepropietarios,empresarios

ypoblacióncampesina.Estos nuevos propietarios lideran pautas de inversión“
192

Ibid.Reyes Posada,señala además que la superficiede Colombia abarca 114 millones de hectáreas y eluso potencialde las tierras se

distribuye así: 18.78 millones tienen vocación agrícola, de éstas sólo 1.77 millones admiten agricultura moderna sin restricción, 3.80

millones requieren obras de adecuación y 13.21 millones permiten cultivos asociados intercalados con cultivos permanente,  las restantes

95.22 millones tienen vocación para pastos naturales, pastos mejorados, bosques y áreas improductivas por limitaciones físicas. El autor

concluye que eluso realde latierradifierenotablementedeluso potencialen beneficiode laganaderíaextensiva yen perjuiciode bosques y

laagricultura.
193
DocumentoConpes 2734."Programa de desarrolloalternativo".Santaféde Bogotá,12de octubrede 1994.
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Con base en las encuestas realizadas por Reyes se pudo categorizar en 7 regiones la compra de

tierras porpartede narcotraficantes,así:

• Costa Atlántica: Departamentos de la Guajira, M agdalena, César, Atlántico, Bolívar,

SucreyCórdoba.

• Noroccidente:Antioquia,Caldas,Risaralda,Quindio,yChocó.

• Nororiente:SantanderyNortede Santander.

• Centro:Boyacá yCundinamarca.

• Suroccidente:ValledelCauca,Tolima,Huila,Cauca,Nariño.

• Orinoquía:Arauca,Casanare,M eta,Vichada.

• Amazonía:Caquetá,Guaviare,Vaupés,Amazonas yPutumayo.

La tenencia de la tierra y las relaciones establecidas difieren en cada región según la tradición

agrícola,latradición feudal,lapresenciade grupos guerrilleros,eldesarrollo industrialde la región

ylapresenciadelEstado.Sinembargocabe destacarque las áreas de mayorconcentraciónde tierras

porpartede los narcotraficantes se ubican en los departamentos delValledelCauca,en donde los

narcotraficantes han comprado cerca del85.7%  delterritorio,Córdoba (84.6% );Quindío(75.0%  del

territorio);Risaralda (71.0% )Antioquia(70.9% );Cundinamarca (70.0% );M agdalena (66.0% )y la

Guajira y el Tolima (66.0% ), según informe de la Subdirección de Análisis Estratégico e

Investigaciones de laDirecciónNacionalde Estupefacientes.

Es claro que los narcotraficantes se han convertido en una verdadera barrera para una posible

reforma agrariaen Colombiaalreforzarelproceso de concentración en latenencia de la tierra.Las

consecuencias de esta acción podrían implicar la incapacidad del país de abastecer los mercados

nacionales con productos alimenticios,debidoalacada vez más promovida actividad de laganadería

extensiva. Además, perdería competitividad en los mercados internacionales con productos legales

agrícolas, por cuanto ya se han extendido las compras de tierras a las zonas cafeteras, al litoral

pacífico, al suroccidente y centro del país para desviarse hacia la ganadería. Si el Estado no se

compromete en una reforma agraria real, en la que estén involucrados las propiedades de los

nacotraficantes, así como en una modernización del campo, ampliando la infraestructura

comunicativa que permita el mercadeo de los productos legales alimentarios, la estrategia de

colonización y reforma agrariaestarán llamadas alfracaso,pues laproducción siempremuereen la

fase de comercialización,debidoalos altos costos que implica elsacarlos productos desde las áreas

productivas campesinas.De otra parte,aldejarincrementarla capacidad de influencia en elcampo

por parte de lo narcotraficantes, el Estado se juega la posibilidad de dirigir las reformas agrarias,
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ganaderas yalimentarias delpaís.De otraparte,pierde laposibilidad de liderarlos procesos sociales

de cohesión y estructuración social, incrementándose, como ha sucedido en los últimos años el

número de actos violentos en las zonas rurales, las migraciones masivas y la continua expansión

desorganizada de lafronteraagrícola,perdiendo en protección delmedio ambientey de los sistemas

ecológicos sensibles de los Andes. Así podría asegurarse que el gran perdedor de la inversión del

narcotráfico en elcampo es elsectoragrariodelpaís.

M ientras lapobreza ylabajas condiciones de vida continúen,seguiráelcampo no sólo siendo tierra

abonada paraelnarcotráfico,sino además espacio de violencias,no de lapaz.Elproceso de paz en

elcampo exige una activa participación de los actores allíinvolucrados,esto es,implica un diálogo

abiertoentrecampesinos vinculados acultivos ilícitos,colonos dependientes de laproducción ilegal,

paramilitares ejecutores de la violencia en zonas de producción,guerrilla involucrada en elnegocio

ilegalylas instituciones delEstado.No implica legalizarlos actores delnarcotráfico,mas buscarlas

soluciones auna situación que exige claridad en eltratamiento.M ientras no se sienten las bases del

diálogo se seguirá tolerando la actividad ilegal como único mecanismo de supervivencia para una

población que se encuentra en la pobreza total. Las manifestaciones campesinas contra la

fumigación de cultivos ilícitos son expresiones obvias, por cuanto se han desorganizado sus

economías campesinas,dependientes delnarcotráfico,sin embargo,la utilización de estas acciones

porpartede laguerrillayelnarcotráfico busca desestabilizarelorden público yreducirlacapacidad

de decisión delEstado respecto a las medidas ya en consideración.La falta de iniciativas y la poca

presenciadelEstado en zonas de colonizaciónes campo paralos narcotraficantes que han llenado el

vacío institucional,pues allíconstituyen sistemas de seguridad socialalproveeringresos y asegurar

el transporte y buenos precios a la producción campesina, aspecto que nunca antes nadie había

garantizado. Pero esa aparente posibilidad económica, tiene fuertes implicaciones negativas en la

aceleración de la tasa de destrucción del bosque amazónico y las zonas andinas de páramo, en la

faltade alimentos,en laurbanizacióncaótica,en lainflación,en elaumentode los índices delictivos,

en eldesplazamientode las comunidades indígenas yen lacorrupciónde las autoridades regionales y

locales,asícomo de lafuerza militarylapolicía.

2.6.Apreciaciones finales yvaloración

Elproceso de narcotizaciónde larealidad colombiana no estárelacionado simplementecon elhecho

de haber añadido el prefijo "narco" a una serie de actividades relacionadas con la ilegalidad del

negocio de las drogas. Significa, más allá, la incapacidad del Estado de dar soluciones socio-
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políticas y económicas a largo plazo, a la falta de voluntad política para promover y gestar una

sociedad cohesiva y a la ambigüedad que ha acompañado el desarrollo de la lucha antinarcóticos.

Esta narcotización ha significado,para elEstado, el cambio de perspectiva frente a los problemas

estructurales que lo originaron,para pasara convertiralnarcotráfico en elproblema estructuralde

las situaciones de violencia, impunidad, inseguridad, pobreza y terror. Esta visión totalizadora y

miope, impide considerar al narcotráfico dentro de la espiral de la violencia que ha golpeado a

Colombia desde comienzos delsiglo XX,para convertirlo en elemento único de violencia contra la

sociedad yelEstado.

La violencia, resultado de un Estado caracterizado por soluciones a corto plazo, inmediatas y

ambigüas a través de las cuales se ha fortalecido el centralismo del gobierno y el abandono de

regiones territorialmentedistantes de lacapitalpero socialmenteinestables,estáen relación con una

fallida reforma agraria que,en lugarde mediarporuna distribución equitativa de la tierra a fin de

fortalecer las estructuras y organizaciones campesinas e indígenas, así como abrirle al país la

posibilidad de competiren elmercado internacional,ha ocasionado profundas brechas entrericos y

pobres, ha promovido la destrucción ecológica, el desarrollo desordenado y la desviación de la

utilización de la tierra para actividades como la ganadería extensiva en terrenos propicios para la

agricultura.Es una violenciavinculada alaaceptación de una economíailegal,oscura,subterránea,

através de lacualse legaliza loilegalyse legitiman las formas de llevarlo acabo afin de utilizarla

en su beneficio. Una violencia relacionada con la debilidad de las instituciones estatales que han

actuado de manera separada sin ninguna estrategia centralde acción,razón por la cual se vuelven

corruptibles asícomo focos de corrupción;una violenciarelacionada con una justiciallena de vacíos

y abusos respecto a la utilización del derecho penal, que castiga todo, pero al mismo tiempo es

objeto de corrupción,impunidad y desconfianza;una violencia que ha dejado a la sociedad civilsin

capacidad de organización, con necesidad de acceder a la llamada dignidad social a través del

manejo individualy sin importar los mecanismos que se utilicen a fin de lograrla, y una violencia

originada por unas condiciones de pobreza que median en la participación en el negocio de los

ilícitos,asícomo unos valores sociales débiles que impulsan laaceptaciónde los valores promovidos

desde lailegalidad.Eldesarrollodelfenómeno delnarcotráfico responde asíauna acumulada deuda

socialdelEstado hacia la sociedad civil,que no ha sido superada y que porlo tanto abrepaso a la

legalizaciónde lailegalidad como único medioparaaccedernosóloaladignidad de lapersona,sino

también alasatisfacción de las necesidades de los ciudadanos.La pregunta sobreelcosto socialen
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estalucha contralas drogas,implica necesariamentepensaren quién estádispuestoapagarlo194 .La

sustitución de cultivos es sólo una acción permanente si se consigue realmente un compromiso

mayorde lacomunidad internacionalyuna política alargoplazo anivelnacional.La erradicaciónes

sólo un instrumento factiblecuando se abra la capacidad negociadora y de venta de los productos

legales campesinos en los mercados nacionales e internacionales. El desmantelamiento de los

llamados carteles de la droga es sólo realizable, en tanto la comunidad internacional selle

compromisos relacionados con el manejo financiero y bancario que impida la movilización de

dineros provenientes de la industria ilegal de las drogas. El consumo es controlable, sólo en tanto

exista voluntad política y recursos económicos para emprender campañas de prevención y

rehabilitación reales y mientras que disminuyan las causas sociales y económicas que promueven el

consumo en los países afectados por este fenómeno. Así, el crimen se convierte en medio de

participación económica y social, y de influencia política bien regional, local o nacional. De igual

forma se convierte en una especie de protesta contra la incapacidad del Estado de emprender y

promover estrategias sociales y políticas acordes con el problema, pero, sobre todo, el crimen se

convierteen elnuevo esquema de valores de la sociedad civil.Se percibe asíen estenuevo abanico

de valores:

• Juego de lealtades:con quien cultiva lahoja, con quien compra la hoja, con

quien la procesa, con quien trae el dinero, con quien satisface la necesidad del

drogadicto.

• Juego de afectos:con quienes brindan laposibilidad de conseguirlo que hasta el

momentose les ha negado de forma legal.

• Juego de aspiraciones de ascenso social: definido desde lo ilegal, ya que la

legalidad ha cerrado las posibilidades a los individuos.Definido porla dignidad

en términos de posesión material. Definido por la capacidad de influir en las

decisiones políticas.

• Juego de reconocimiento: en los campos económico, social, político y hasta

militar.Que han implicado consumo suntuoso,compra de finca raíz tanto en el

campo como en las ciudades, creación de ejércitos paramilitares, formación de

bases sociales de apoyo através delasesinato,eldesalojode miles de campesinos

de sus zonas pararepoblarlas con quienes apoyan laindustriailegal.También se

ha hecho realidad en el apoyo financiero de campañas electorales, en la

construcción de servicios para sectores afectados por la pobreza, en el

incrementodelcontrabando yladestrucciónde laindustrianacional.

194
 Análisis con base en informaciones producidas en la entrevista realizada por la autora del texto al Profesor P.H.D. Guillermo León
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• Juego de individualidades,ya que las acciones comunitarias y laorganización no

brindan resultados. Así los núcleos familiares empiezan a perder valor, la

comunidad no se mira como espacio de desarrollo personal, sino como barrera

para acceder a lo ilegal, las instituciones como entes burocráticos, lentos y sin

capacidad de acción.

• Juego de lainmediatez ydeldinerofácil,mas nodeltrabajoduroydelesfuerzo.

• Juego de la deshonestidad,pues elcrimen mismo castiga a quien es honesto.El

círculovicioso sobre:"respetoalaley" => "infringirlaley",se mide con relación

a quienes la infringen, mas no en relación a quienes la cumplen, ya que si "los

otros norespetan las normas,porqué he de respetarlas yo.

Elnegocioilícitode las drogas ha mostrado serun fenómeno depredatorioen todos sus aspectos,sus

alianzas responden a los intereses como industria ilegal,dentro de la cual el abanico de actores es

cada vez más extenso.

Como fenómeno depredatorio,elnarcotráfico ha motivado,en elámbito social,laanomía,esto es el

desconocimiento sistemático de las normas sociales que permiten una convivencia ciudadana

pacífica, por cuanto ha llegado a instaurarse socialmente a través del terrorismo, a través de la

corrupción,através de la satisfacción de algunas necesidades básicas,y,porque a falta de justicia,

actúa como juez y violador. Así se ha dado la aceptación de lo inaceptable, la legitimación de la

ilegalidad como forma de vida y de convivencia en una sociedad motivada por los valores

impulsados por el narcotráfico en su afán de incerción social: esto es, consumo, inmediatez, no

compromiso social, individualismo, rechazo al Estado por su incapacidad. Así mismo, en esta

cadena de depredación,elnarcotráfico ha utilizado las fuerzas en elpodery en la lucha. Significa

ello,que ha impulsado los grupos de autodefensas,paraconvertirlos en batallones alservicio de sus

bienes, ha utilizado la guerrilla en su afán de seguridad y protección, convirtiéndola en una

organizaciónmás de ladroga yperdiendo asísu orientaciónysu papelcomo actorpolítico.En estos

términos,cualquierproceso de paz,obien tiene que legitimizaratodos los actores involucrados en el

enfrentamientoyen lalucha contraladroga o bien lucharcontratodos alconvertirsen en elementos

de perturbaciónsocialy de desestabilización delsistema.Estaambigüedad en lalucha ha debilitado

alos gobiernos,que sibien han empezado diálogos de paz con los grupos guerrilleros,han detenido

sus propósitos a raízdelincremento de acciones porpartede la guerrilla,debido alenfrentamiento

con otros grupos armados y araízdeldesorden socialocasionado porlas migraciones campesinas y

Escobar,directorde laFundaciónSimón Bolívar,en Santaféde Bogotáel22de diciembrede 1997.
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la colonización no planificada de nuevas tierras, en donde la violencia hace parte del diario

trascurrir.Ha utilizado igualmentea los campesinos alconvertirlos en trabajadores de sus cultivos

ilegales y mano de obra en las haciendas, impidiendo la formación de una estructura social en el

campo y desvirtuando la utilización de la tierra, haciéndolos dependientes no sólo del dinero fácil,

sinodelcontrabando de productos básicos que nunca más han sidosembrados allí.Ha utilizado alas

fuerzas militares para fortalecer su lucha antisubversiva, a fin de corromperlas y disminuir su

capacidad de movilización ciudadana alsembrardudas sobresu accionar.Ha utilizado los partidos

políticos,apoyando financieramente los candidatos y sacando los suyos propios, a fin de asegurar

sus bienes einfluiren latoma de decisiones.Ha utilizado las reformas emprendidas porelgobierno

paralegalizarsus activos -através de las amnistías fiscales y tributarias-,asícomo ha utilizado las

políticas de reforma agraria y colonización, para ocupar tierras ecológicamente delicadas y

establecer allí sus laboratorios y plantíos y a fin de seguir manejando el negocio desde la

clandestinidad,perobásicamente,paracrearsus propias zonas de seguridad en donde desarrollan un

propio Estado y gobierno de la droga, al tiempo que se convierten en los nuevos hacendados

feudales, promoviendo mayor desigualdad en el campo, más desempleo, mayor violencia y menor

producción.Ha utilizado también alEstado porcuanto ha permitido una ilegalidad que lehace más

dependiente e internacionalmente menos creíble, esto es, menos soberano. El narcotráfico como

fenómeno depredatorio genera también violencia en su afán de participación socio-económica-

política.

En últimas, el problema de la lucha contra el narcotráfico tiene que dejar de ser medido por el

número de laboratorios desmantelados, el número de capturados, las toneladas confiscadas, las

hectáreas sembradas,paraentraraserobservado en torno alaviolenciaque generay en torno a su

significado económico en laeconomíailegalylegal.

ElEstado se ha caracterizado poruna miopíaya que leha faltado capacidad anticipatoriaorientando

sus acciones desde la improvisación,como consecuencia de la falta de un proceso de seguimiento,

esto es,de una cultura estadística einvestigativa que permita registrary evaluarlos desarrollos del

fenómeno y los aspectos críticos en el proceso. Debido a esta situación, cualquier tipo de política

tomada porelgobierno es falsa ya que no responde a la situación existente,lo que permiteafirmar

que silas decisiones delEstado se basan en supuestos falsos,las políticas fracasarán.Silas políticas

son falsas sus consecuencias serán igualmentefalsas,quitándolelaposibilidad alEstado de mediary

legalizar sus decisiones. El resultado puede ser una total equivocación en las políticas jurídicas,

agrarias yalimentarias que colocarían alpaísen manos delnarcotráfico.
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De otraparte,elespaciogeopolítico de las drogas paraAmérica Latina fueron,son yseguirán siendo

los Estados Unidos,no sólo porque allíestá elprincipalconsumidorde drogas ilegales,porque allí

está el"garrote" de las políticas económicas de los países andinos,porque las relaciones bilaterales

se han establecidoen relaciónaltópico de las drogas -caso de lacertificación-,sinotambién porque

Europa no ha representado una alternativa política en América Latina. Sólo cuando Europa esté

dispuestaaserun contrapeso de los Estados Unidos en relación a estetema,podrán abrirse nuevas

perspectivas de lucha no necesariamente desde la represión. Si bien Europa ha mostrado un matiz

más preventivoyde rehabilitación,nose ha vistouna voluntad de contrarrestarsignificativamentela

tesisprohibicionistaamericana.

De otra parte,elEstado ha sellado su lucha contra la droga con base en una mentalidad de guerra,

heredada de la doctrina de seguridad nacional,a través de la cual se ha reforzado la participación

military eluso delderecho penal.Como consecuencia,se ha militarizado la vida civily con ello se

ha incrementado laviolación de los derechos humanos consagrados en laConstitución Nacional.La

represiónha promovidoen Colombialasanciónde decretos yleyes cada vez más coercitivos através

de los cuales todos los individuos de lasociedad se ven afectados en sus libertades.La rama judicial

ha sido la más afectada en esta lucha contra el narcotráfico, aspecto que evidencia el número de

víctimas y en la imposibilidad de realizar un Estado de Derecho, según lo estipulado en la

Constitución. Esta rama del poder , exige no sólo mayor presupuesto, sino también permanente

mejoramiento delperfilprofesionala fin de evitaruna débilgestión y con ello mayor impunidad y

desconfianza en la ley. Así se hace claro, nuevamente que si bien el narcotráfico apoya, para su

beneficio,algobierno,no defiende necesariamenteuna democracia,sino porelcontrario promueve

un Estado dictatorialyrepresivo,en elque los individuos ven cada vez más restringidosu desarrollo

personal.

Colombiaha pasado en los últimos años de serun paísimportadorde materiaprima y procesadora

convertirse en cultivador, procesador y distribuidor. Esta evolución conduce a concluir que la

política de represión en sus aspectos de erradicación y control,no puede serla única solución a un

fenómeno que está enraizado en la ausencia del Estado y la creciente pobreza de la población. El

Estado tiene que ser capaz de recuperar su legitimidad a fin de promover socialmente un rechazo

hacialoilegal.
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De otra parte,es claro que elconsumo se ha incrementado,lo que hace necesario también redefinir

una política de prevención y rehabilitación dirigida especialmente a la gran masa de población

juvenil en las grandes ciudades, en donde el fenómeno se ha percibido con mayor preocupación.

Implica porlotantodejarde verlosocialcomo un complementode lorepresivo,sinomás bien como

una política porsímisma indispensableen elconjunto de lucha contra las drogas ilegales.En esta

política social, se debe reforzar igualmente la sustitución de cultivos a fin de convertirla en una

solución real a largo plazo, y no en un mito a corto y mediano plazo como resultado de una

administración presidencial. M ientras la infraestructura y capacidad de comercialización de los

productos legales no exista,no seráposibletampoco convertiren realidad la política de sustitución.

Golpearalos campesinos,es decireleslabón más débilymenos favorecidode lacadena en lalucha

contra el narcotráfico, no soluciona el problema, ya que las ventajas económicas se siguen

localizando en la distribución, transporte y comercialización. M ientras se sigan apoyando

operaciones represivas, lo único que Colombia pierde es su ventaja comparativa en la producción

hasta dejar de jugar un papel importante en la problemática de la droga, pero sin ganar en la

soluciónrealde los problemas sociales,económicos ypolíticos.Porelcontrario,ha de encontrarse al

final, en una guerra total, fuera del combate del narcotráfico, pero destruida su estructura social,

productiva y de participación. La política represiva puede disminuir las ventajas económicas

comparativas que Colombiaha tenidocon relación almercado de drogas,pero no ha de producirun

proceso de mejoramientode esas situaciones,porelcontrariose agudizarálacrisis.

A nivellatinoamericano yde integración,los esfuerzos delcontinenteafin de interveniractivamente

en laformulaciónde una política internacional,ha sidomínima,debidoalafaltade trabajoconjunto.

Sibien,en los inicios de los años 90 se lograron ventajas económicas para los países andinos tanto

en Europa como en Estados Unidos,estos esfuerzos no se han mantenido,lo que ha promovido una

política unidireccional en la lucha, que adolece, como lo señaló el Director de la Policía

Antinarcóticos de Colombia, Coronel José Leonardo Gallego, en la falta de responsabilidad

compartida: "a nosotros nos parece que no debe seguirse clasificando a los países frente al

narcotráfico en laforma que se ha estado haciendo tradicionalmente.En elexteriorse consideraque

los países fuentes de las drogas son únicamentelos que tienen la desgracia de que existan cultivos

ilegales en sus territorios.Nosotros estamos firmementeconvencidos de que estees un concepto que

hay que renovarporcompleto.Elnarcotráfico estátambién en los países desarrollados que fabrican

los precursores,en los países que lavan eldinero."195 Asímismo fue claroque laayuda internacional

brindada no es representativa en relación a la magnitud delproblema,lo que afecta eldesarrollo de
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los programas de lucha y debilita la acción del Estado, así como lo hace más dependiente de la

política estadounidense, por cuanto los recursos provenientes representan la mayoría de la

colaboracióninternacional.

En breve,se puede afirmar,como algunos analistas, que la población ha caído en la trampa de la

deshonestidad, al aceptar el negocio ilícito como medio para conseguir lo que el Estado y sus

instituciones no lehan podido asegurar.ElEstado porsu parteha utilizado lo ilegalpara fortalecer

su posición,sin darse cuenta que ha perdido en su capacidad decisoria y de lucha contra elcrimen.

La comunidad internacionalha utilizado elfenómeno delnarcotráfico como presión para elcontrol

de narcóticos, sin mediar que existe una relación de interdependencia en las diferentes esferas del

proceso. Esto es, en control de químicos, en control de insumos, en control de consumo, en

prevención,en controlbancario y financiero.M ientras que a nivelinterno,la espiralde la violencia

se refuerza, por cuanto se convierte en motor de movilización social y rector de la dinámica de

asentamiento y desarrollo.Estasituación implica la pérdida y desviación de la inversión extranjera,

así como una barrera para la repatriación de capitales, que en últimas afecta nuevamente la

estabilidad económica delpaísysu efectiva participaciónen elmercado internacional.

Anexo

1
Relación de dem andas de extinción de dom iniopresentadas por ladirección Nacionalde Estupefacientes 1997

FECHA NOM BRE VALOR (peso Colombiano)*

21de febrerode 1997 JairoCorrea Alzate $ 1.000.000.000,oo

21de febrerode 1997 Sociedad Corea Alzate $ 3.000.000.000,oo

14de marzo de 1997 Iván UrdinolaGrajales $ 1.000.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviaria $ 100.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviria $ 20.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviria $ 80.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviria $ 100.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviria $ 80.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviria $ 100.000.000,oo

02de abrilde 1997 PabloEscobarGaviria $ 500.000.000,oo

22de abrilde 1997 Otonielde Jesús González $ 600.000.000,oo

195
CoronelJosé Leonardo Gallego,Directorde la Policía Antinarcóticos de Colombia.Entrevista realizada porla autora deltexto el7 de

noviembreen laDirecciónde laPolicíaNacional,Santaféde Bogotá,Colombia.
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22de abrilde 1997 Otonielde Jesús González $ 50.000.000,oo

22de abrilde 1997 Juan Carlos Ramírez $ 100.000.000,oo

20de mayo de 1997 Herederos de PabloEscobar $ 5.000.000.000,oo

23de mayo de 1997 Hermanos Ochoa Vásquez $ 500.000.000,oo

05de juniode 1997 Herederos Gustavo Gaviria $ 1.000.000.000,oo

05de juniode 1997 M aríaEugeniaVásquez $ 10.000.000,oo

24de juniode 1997 Juan PabloEscobarHenao $ 2.500.000.000,oo

26de juniode 1997 Hermanos Ochoa Vásquez $ 1.000.000.000,oo

26de Juniode 1997 Hermanos Ochoa Vásquez $ 1.000.000.000,oo

29de juniode 1997 PabloEscobarGaviria $ 5.000.000.000,oo

01de agostode 1997 PabloEscobarGaviria $ 2.000.000.000,oo

12de agostode 1997 Herederos GonzaloRodríguez G. $ 417.700.000,oo

12de agostode 1997 EduardoDávilaArmenta $ 500.000.000,oo

19de agostode 1997 M iguelRodríguez Orejuela $ 627.200.000,oo

26de agostode 1997 M arleny Gasca Castro $ 500.000.000,oo

16de septiembrede 1997 Iván UrdinolaGrajales $ 100.000.000,oo

16de septiembrede 1997 Herederos Gustavo Gaviria $ 900.000.000,oo

16de septiembrede 1997 EduardoDávilaArmenta $ 800.000.000,oo

• No es valorrealdelbien.

Peticiones de extinción de dom iniopresentadas por laDirección Nacionalde Estupefacientes
FECHA PETICION VALOR

13de febrerode 1997 PastorPerafán Homen $ 1.000.000.000,oo

14de marzo de 1997 PastorPerafán Homen $ 100.000.000,oo

29de abrilde 1997 Guillermo OrtízGaitán $ 150.000.000,oo

05mayo de 1997 PastorPerafán Homen $ 5.000.000,oo

10de juniode 1997 SheilaAranna de Nasser $10.000.000.000,oo

29de juliode 1997 Guillermo OrtízGaitán $ 100.000.000,oo

Las 35acciones equivalen a39.939.900.000,oopesos colombianos
1

Prevalenciade Vida de Consumo de Basuco,Coca,M arihuana según variablesociodemográfica.Colombia1996.

BASUCO M ARIHUANA COCAINA

Genero:

Hombres

M ujeres

Total:385.625(1.5% )

310.125(2.5% )

75.501(0.6% )

Total:1̀ 368.952(5.4% )

1̀ 074.543(8.6% )

312.409(2.4% )

Total:400.473(1.6% )

332.303(2,7% )

68.171(0.5% )

Edad

12-17años

18-24años

25-44años

45-60años

26.854(0.5% )

64.664(1.3% )

274.259(2.6% )

19.848(0.4% )

159.285(2.9% )

315.562(6.6% )

755.259(7.2% )

156.846(3.2% )

24.993(0.5% )

53.241(1.1% )

255.778(2.5% )

66.462(1.3% )

NivelEducativo:

Ninguno

PrimariaIncompleta

PrimariaCompleta

SecundariaIncompleta

SecundariaCompleta

Universitaria

10.599(0.7% )

57.322(1.2% )

62.358(1.4% )

118.368(1.5% )

64.782(1.6% )

72.197(2.6% )

40.841(2.8% )

231.797(4.7% )

142.399(3.1% )

449.039(5.7% )

251.163(6.2% )

271.713(9.7% )

77(0.0% )

54.435(1.1% )

32.625(0.7% )

114.837(1.5% )

89.853(2.2% )

108.646(3.9% )

Actividad Principal:

Buscando Trabajo

Trabajó

No trabajó,perono tenía

Rentista,pensionado

Oficios delhogar

Estudiando

Discapacitado oinválido

67.548(6.0% )

254.353(2.2% )

5.448(1.6% )

2.666(0.7% )

34.883(0.5% )

20.298(0.4% )

429(0.2% )

154.292(13.7% )

809.481(7.0% )

27.718(8.0% )

23.019(6.2% )

143.524(2.2% )

221.282(3.9% )

7.638(4.4% )

64.989(5.7% )

244.985(2.1% )

14.262(4.1% )

8.588(2.3% )

41.749(0.7% )

Región:

Pacífica

Antioquia

Central

BogotáD.C.

Antiguos territorios

Atlántica

Oriental

115.465(2.5% )

84.560(2.4% )

63.989(2.0% )

73.760(1.8% )

3.402(1.2% )

28.274(0.5% )

16.175(0.4% )

295.802(6.3% )

405.265(11.7% )

172.831(5.4% )

275.955(6.7% )

6.996(2.5% )

126.508(2.4% )

103.596(2.3% )

88.661(1.9% )

82.814(2.4% )

62.205(1.9% )

96.905(2.3% )

2.157(0.8% )

34.193(0.6% )

33.538(0.7% )

La Prevalencia de consumo en la vida de heroína fue muy baja. En total se estiman 12.566 el número de personas que han consumido

heroína alguna vez en lavida.Paralamorfina se estimaron54.739 consumidores.Estos casos corresponden apersonas que lahan usado con

osinmedicaciónmédica.
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La Prevalenciade Vida de consumo de Alcoholestáen el35.5%  de lapoblación,mientras elconsumo de Tabaco estáen 18.5% .Rodríguez

Ospina,Edgar."Consumo de Sustancias Psicoactivas en Colombia1996".DirecciónNacionalde Estupefacientes -CEIS -Fundación Santa

Fe.Santaféde Bogotá,Colombia,1997.
1
Prevención yrehabilitación-Recursos em pleados en lalucha contra las drogas,1981-1994(m illones de pesos

colom bianos)

Entidades que efectuan elgasto 1981 1992 1993 1994

I. SecorCentral

a. M inisteriode Educación

b. M inisteriode Salud

c. M inisteriode Comunicaciones

d. Consejería Presidencial para la

Juventud,lamujerylafamilia.

SUBTO TAL SECTO R CENTRAL

25.0

25.0

98.5

98.5

20.5

405.8

426.3

670.8

1,557.6

235.6

1,024.6

3,488.7

II.Departamentos

a. Atlántlico

b. Caldas

c. Santander

SUBTO TAL DEPARTAM ENTO S

45.8

980.0

688.6

1,714.3

III. M unicipios

a. Bogotá

b. M edellín

SUBTO TAL M UNICIPIO S

531.8

224.3

756.1

TO TAL 25.0 98.5 426.3 5,959.2

* Fuente: Actas del Consejo Nacional de Estupefacientes, Dirección Nacional de Estupefacientes, M inisterio de Salud y M inisterio de

Educación.Citado porLópez Restrepo,Andrés."Costos delcombatealaproducción,comercialización y consumo de drogas y alaviolecia

generada porelnarcotráfico",en:"Drogas ilícitas en Colombia".Santaféde Bogotá,Colombia1997.Página 443.
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3.EL NARCOTRÁFICO EN ALEM ANIA:LUCHA CONTRA LA CRIM INALIDAD O RGANIZADA EN POS DE

LA SEGURIDAD CIUDADANA

3.1.Alemaniamercado importantedelnarcotráfico

"Altas tasas de criminalidad más insuficientes procesos de penalizaciónhan generado en laconcienciade

los ciudados una imagen según lacualeldelitollega aserexcesivoyelEstado noestáen lacondiciónde

proteger a sus ciudadanos." (Tdla).1. De alguna manera esta anotación refleja el sentimiento de los

alemanes,paraquienes lacuestiónde laseguridad se ha convertido en un rompecabezas en elque están

inscritos muchos personajes de la criminalidad organizada. El 50%  de los alemanes del occidente, y el

72%  de los de laantigua República Democrática Alemana nose sienten protegidos porlapolicía.De igual

forma,se señalaque el36%  de occidentecontra52%  de encuestados en orientepiensan que en Alemania

el delincuente está mejor protegido que un ciudadano normal2. Este sentimiento de desprotección y de

desconfianza nace en una Alemaniaafectada considerablementeporlacriminalidad en todos los renglones.

Después de lacaída delmuroylos drásticos cambios sociales yeconómicos ocurridos en Europa oriental,

elnarcotráfico ensanchó sus redes ysu modo de operar,incrementando nosólolacantidad de droga ilegal

a través de las rutas de oriente, sino también las diferentes formas de delito que se generan como

consecuenciadelconsumo.

El consumo de Drogas ilícitas en Alemania es inquebrantable, esto es, el número de consumidores

registrados porlapolicíaha aumentado considerablementeen los últimos años ylaorientaciónalconsumo

de sustancias "duras" parece serlanueva directiva."En 1998se incrementóconsiderablementeelnúmero

de primeros consumidores de drogas duras aun totalde 20.943personas,loque representaun incremento

del1,7%  en relación alaño anterior.Estedesarrollo se presentaen cada una de las diferentes drogas de

maneradiferente.M ientras que se registróun altoincrementoen elconsumo de anfetaminas (+20,2% )y

cocaína (10,6% ), disminuyó el número de consumidores de heroína (-1,3% ), Extasi (-25,5) y LSD (-

19,6% )."3

1 W assermann,Rudolf.“Kriminalitätund Sicherheitsbedürfnis.ZurBedrohung durch Gewaltund KriminalitätinDeutschland”,en:“AusPolitik und
Zeitgeschichte", diario Das Parlament, B 23/95 del 2 de junio de 1995. Página 6. Texto "Die Entwicklung der Organisierte Kriminalität in
Deutschland".Página 23."Hohe Kriminalitätsrateplusunzulängliche Strafverfolgung haben sich im Bewußtsein weitererBevölkerungsteilezu dem
Bildverfestigt,daß dasVerbrechen überhandnimmtund derStaatnichtinderLage ist,seine Bürgerdavorzu schützen."
2 Noelle-Neumann,Elisabeth."KeinSchutz,keine Gleichheit,keine Gerechtigkeit"en:DiarioFrankfurterAllgemeine del8de marzo de 1995.Página
5.
3 Bundeskrminalamt.„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland-Kurzdarstellung“,W iesbaden,1998.Página 6.
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Tabla2:Consumo de drogas duras porprimeravez

Drogas

años

Heroína Cocaína Anfetamina LSD Varias Extasi

1991 67,5% 17,8% 11,4% 1,8% 1,4% 0%

1993 59,8% 23,1% 13,5% 1,2% 2,4% 0%

1995 39,6% 24,1% 17,7 4,4% 0,7% 13,5%

1997 35,4% 20,8% 22,3% 5,5% 0,6% 15,3%

1998 34,5% 22,7% 26,5% 4,3% 0,7% 11,3%

*Informe anualde laOficina de Criminologíade laRepública Alemana (BKA)años 1995,página 57,y1998,página 8.Datos
parciales del M inisterio del Interior sobre 1996 (desde enero, inclusive octubre) muestran un incremento del 13,7%  en el
númerototalde casos registrados porlapolicíade personas que porprimeravez consumían drogas duras.Estoes en total1995:
10.678,mientras en 1996:12.144.

Según NorbertSeitz,representantede laoficina encargada delasuntode drogas delM inisteriodelInterior

"Las consecuencias en lasalud debidoalconsumo de droga son enormes.En Alemaniahay porlomenos

120.000adictos de las llamadas Drogas Hachís,peromás claramentede Heroína.Estas son personas que

nopueden trabajarparasí,ytampoco tienen un ingreso sensatoorazonable.Porelcontrarioviven de la

ayuda social.Son personas que viven en la miseria de la droga.Sino llegan a la muerte debido a una

sobredosisbien sea poruna recetamédica falsa através de lacualconsiguen las sustancias,simplemente

mueren como consecuenciade laadicción,en cualquiermomento."(Tdla)4

De otra parte,elpaísse ha convertido no sólamente en consumidor, en lugar de tránsito hacia Europa

central, sino también en país productor. El desmantelamiento de laboratorios para la producción de

sustancias ilegales son un signode lanueva problemática de las drogas en Alemania.En estesentido,es

llamativoelhecho de que lamayoríade laboratorios han sidoutilizados paralaproducciónde sustancias

sintéticas.Respectoalos Laboratorios desmantelados en elperíodoenero-octubre1996elnúmerosumaba

alrededorde 13,loque implica un incremento(2más)comparado con las cifras duranteelmismo período

de tiempo de 1995.En elinforme de lapolicíacriminalalemana de 1998 se señalaque "en 1998 fueron

desmantelados 15 laboratorios ( en 1996: 16),cuyo objetivo básico era la producción de drogas

alucinógenas yestimulantes.En diez de ellos se llevaba acabo laproducciónde anfetaminas,mientras que

4Seitz,Norbert,RepresentantedelM inisteriodelInterioralemán ,área de asuntosparadrogas.La entrevistafue realizada porlaautoradeltextoel19de
noviembrede 1995 en Bonn."diegesundheitlichen Folgen desDrogenskonsumssind schon enorm.Allein in derBusndesrepublik Deutschland sind
etwa 120.000Abhängigvonsogenannten Haschisch-Drogen,ganz deutlich vonHeroin.SiesindLeute,diewederselbstständigarbeiten können,noch
sonsteinvernüftigesAuskommen haben,sondernganz vondersozialen Hilfeleben.Sieleben im Drogenelend,und siekommen entwederdurch eine
Überdosierung vonHeroinzum Tod durch falschesVerschreiben,oderabersterben irgendwann an den Folgen ihrerSucht."
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en dos de ellos se producían derivados sintéticos de las anfetaminas,caso de lallamada droga éxtasy."5

Tabla3:Cantidad de drogas decomisadas en laRepública FederalAlemana

Drogas incautadas
en Alemania

1994 1995 1997 1998

HEROINA 1.591Kg 993 Kg 722,2Kg 685,9Kg

COCAINA 767 Kg 1.846Kg 1.721,2Kg 1.133,2Kg

CANABIS 4.033Kg 3.809Kg 4.167,3Kg 14.897,2Kg

M ARIHUANA 21.660Kg 10.436Kg 7.327,6Kg 6.109,5Kg

ANFETAM INAS 120 Kg 138 Kg 233,6Kg 309,6Kg

DERIVADOS DE
ANFETAM INAS

239.051 unidades
–pastillas

380.858 unidades -
pastillas-

694.281-Unidades
pastillas-

419.329 Unidades
pastillas-

LSD 29.627Trips 71.069Trips 78.430Trips 32.250Trips

*Datos delM inisteriodelInterioren elaño 1995,einforme de laOficina de Criminologíade Alemania1998.

3.2Desarrollode laProblemática en Alemaniayentidades encargadas delproblema

Con base en ladefiniciónque formularaen 1957 laOrganización M undialde laSalud,según lacualla

adicciónes un estado períodico ocrónico de envenenamientoque se motiva através delconsumo repetido

de una droga naturalo sintética,es considerada laadicción en Alemaniacon base en cuatro criterios:1.

requerimiento invenciblede tomary conseguirlas sustancias,2.una tendenciaalincremento de la dosis

(toleranciaalincremento),3.dependenciapsíquica y usualmentefísica debido a las consecuencias de la

droga y,4.lanocividad paraelindividuo y/olasociedad.

Los primeros brotes de laproblemática nose vieronen Alemaniacomo un problema realde adicciónsino

más bien como una figurade moda.En ladécada de los 60s la"moda delconsumo de drogas ilegales" se

extendió rápidamente en Europa occidental, básicamente en los círculos de intelectuales. Según la

ParlamentariaSecretariade Estado anteelM inisteriode Salud,Sabine Bergmann-Pohl,"En Alemaniael

canabisfue conocidoatravés delmovimientoestudiantil,estoes apartirde 1967/68.Aunque se hablade

que es ladroga más utilizada en elmundo,existesinembargotodavíaconfusión.Precisamenteacausa de

lafaltade conocimientoexacto,hay mitos sobresus múltiples efectos".(Tdla)6

A comienzos de los años 70elabuso de narcóticos en Alemaniase incrementócomo una forma de protesta

5 Bundeskrminalamt.„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland-Kurzdarstellung“,W iesbaden,1998.Página 6
6Bergmann-Pohl,Sabine,parlamentaria,secretariade Estado porelM inisteriode Salud ypermanenterepresentantedelConsejoNacionalde Drogasdel
Gobiernoalemán.En conferenciarealizada el26de juniode 1995en St.Augustinen laFundaciónKonrad Adenauersobreeltema "Qué tan inofensivo
es el Hachís?". "in Deutschland wurde Cannabis mit der Studentenbewegung ab 1967/68 bekannt. Obwohl Cannabis eine der am häufigsten
gebrauchten psychotropen Substanzen inderW eltist,gibtesüberseine gesundheitlichen Auswirkungen immernoch Verwirrung.Eben aufGrund dieses
M angelsan genauem W issen gibtesüberCannabisund seine W irkung vielfältige M ythen..."
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contra las incrustadas estructuras de la sociedad. Desde entonces, fue necesaria la creación a nivel

policíaco de organismos de control y registro para el comportamiento de esta tendencia. La Oficina de

Criminologíade Alemania(Bundeskriminalamt,BKA),informa desde 1971,sobrecada uno de los casos,

señala las tendencias y presenta la cifras anuales relacionadas con el consumo, las incautaciones, los

delitos relacionados con elnarcotráfico ylaprevalenciade las sustancias en elmercado.

Sibien las décadas de los años 60 y70 mostraronuna orientaciónhaciaelincrementoen elconsumo de

drogas,elgobiernoalemán noconsideróen ese entonces laproblemática de laadicciónyelmercadeo de

sustancias como una prioridad en sus políticas.Países vecinos como Holanda,SueciaeInglaterrahabían

tenidoque recurrirdesde mediados de los años 70auna especiede tratamientos de sustitución,asícomo a

una reglamentaciónbastanteflexiblerespectoalmanejode las drogas.Alemaniaparecíaimpenetrablepor

estefenómeno.Sinembargoapartirde 1981con laexpediciónyentrada en vigorde la"Ley de Sustancias

Narcóticas",comienza un capítulodiferenteen laobservacióndelfenómeno.Elcomienzo de ladécada de

los 90 mostró sin embargo cifras espeluznantes.Fue necesario darse cuentaque porun tiempo se había

subestimado la situación real,"nosotros tuvimos en el 68 en Alemania el problema con el consumo de

Canabis,lo describimos como ́eltiempo delpoderdelflorecimiento delhipismò .Sin embargo fue una

situaciónque se evidenciónosóloen Alemania.Respectoalconsumo de heroína ycocaína se presentaron

diferentes fases, pero no fueron vistas como problemáticas, ya que el número de adictos no era

significativo.La cocaína fue señalada pormucho tiempo como ́La droga delencuentroen laciudad̀ que

hacía partede los grupos de artistas. Pero ahora se debe entender que el consumo de drogas incluye a

diferentes grupos sociales,en especialalas jóvenes generaciones.Se dice que eldesarrollode lasituación

en elcampo de las drogas ilegales es elespejode lasociedad,con estopodemos afirmarentonces que hay

algo enfermo en la nuestra."(Tdla).7 Estudios del M inisterio de Salud alemán, del "Instutut für

Therapieforschung" en M unich,asícomo cifras de laOficina de Criminologíaalemana demuestran que si

bien los menores de 14años han tenidootienen poco contactocon drogas,elproblema realse encuentra

en jóvenes entrelos 18a22años,quienes consumen canabisydrogas sintéticas,perosobretodoempieza

con el consumo de "drogas duras". En adultos entre 24-35 años el consumo de drogas duras es más

frecuenteyrealmentepeligroso.ElCanabises consumidode maneraespontánea pormás de 4millones de

habitantes en Alemania,mientras que estudios sobreelcomportamientodelconsumo de drogas ilícitas en

el país señalan que por lo menos un millón de personas consumen drogas ilegales en Alemania, sin

7 Seitz,Norbert,representantedelM inisteriodelInterioren Asuntosde Droga.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoel19de noviembrede 1996.
"man hatte das Problem möglicherweise unterschätzt. W ir hatten in den 68er in der Bundesrepublik Deutschland unsere Probleme mit dem
Cannabiskonsum.W irhaben dasalsdie H́ippyFlowerPowerZeit̀ beschrieben.DiesesPhänomen gab esnichtnurinDeutschland.W irhatten auch
unsere unterschiedlichen Phasen beim Heroinkonsum, beim Kokainkonsum, aber das waren eigentlich Probleme, die nicht ernst wahrgenommen
wurden,da dieZahlderKonsumenten vongeringerBedeutung war.Kokainwurde beiunslange Zeitals ĆitymeetingDrogè bezeichnet.Dasbetraf
dasStablismentderKünstlerund ähnliche.BisherkonntederKreisderBetroffenen eingeschränktwerden.Inzwischen greiftderDrogenkonsum auf
andereSchichten derGesellschaftüberbesondersaufdiejüngereGeneration.M an sagtunsimmer,daß dieBilderderEntwicklung im Drogenbereich in
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embargo, el número de personas que frecuentemente consumen "drogas duras" (heroína, cocaína y

sintéticas)oscilaentre200.000a300.000.Elnúcleo de drogadictos que realmenteestán en peligroporser

consumidores constantes se calcula entre 70.000 a 100.000 personas.8 En los últimos años se ha

evidenciado un incrementoen las cifras registradas porlapolicíarespecto alos consumidores de drogas

duras.

Tabla4:Estructurade edad en elconsumo de cocaína

Año 14-18años 18-21años 21-25años 25-30años 30-40años

1991 30 259 703 765 117

1992 46 307 663 790 122

1993 66 356 879 953 157

1994 94 494 1.081 1.316 230

1995 105 484 970 1.227 264

*.Bundeskriminalamt.„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland“,Tabla23delanexo delinforme W iesbaden.,1995.

Tabla5:Edades en las que se consume Extasy

Año 14-18años 18-21años 21-25años 25-30años 30-40años

1995 285 890 765 340 120

*Bundeskriminalamt.„RauschgiftjahresberichtBundesrepublik Deutschland“,Tabla25 delanexo delinforme W iesbaden.,1995.No existen cifras
anterioresrespectoalconsumo de éxtasydebidoaque elfenómeno esrelativamentenuevo en Alemania.Sinembargoseha señalado que estadroga se
encuentramásdifundida en lajuventud,ya que hace partedelconsumo en las"fiestasydiscotecas".

En 1995fueronregistrados en Alemania162.854delitos relacionados con lacriminalidad delnarcotráfico,

de los cuales 158.477 (97,3% )tenían que verdirectamentecon infracciones contralaLey de Sustancias

Narcóticas.Según los datos registrados porlapolicíarelacionados con delitos delnarcotráfico,se puede

establecerun claroincrementodel19,7%  en los hechos delictivos comparados con 1994."Especialmente

en relacióncon las anfetaminas (+102,3).LSD (+62,5% ),cocaína (+25,5% )ycanabis(+19,9% )se puede

señalarque hubo un incrementoen elnúmerode los delitos.Las infracciones contralaLey de Sustancias

Narcóticas relacionados con heroína se incrementaronen un 5,2% ,inclusive los relacionados con Extasy,

que incrementó en 40,9% . El número total de primeros consumidores registrados por la policía se

incrementóen 4,9%  estoes a15.230,un nuevo récord,relacionado básicamentecon eldesarrollo de las

drogas sintéticas"9.Cabe anotarsinembargo,que Alemaniapresenta,en comparacióncon los países de la

UniónEuropea,elmayornúmerode personas muertas como consecuenciadelconsumo de drogas ilícitas.

gewisserW eiseeinSpiegelderGesellschaftsind.So gibtesetwasKrankesinunsererGesellschaft."
8 Herbst, Klaus. "Umfang des gesamten M ißbrauchsverhaltens in der Bevölkerung", en: "Politische Studien". Revista Nr. 344. Nov/Dic.
1995.Citado en:"RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland",W iesbaden,1995.Página 11.
9 Bundeskriminalamt. “Rauschgiftjahresbericht Bundesrepublik Deutschland” W iesbaden, 1995. Página 11. "Insbesondere im Zusammenhang mit
Amphetamin(+ 102,3% ),LSD (+ 62,5% ),Kokain(+ 25,9% )und Cannabis(+ 19,9% )wareinstarkerAnstieg derDeliktszahlen festzustellen.Die
Delikteim Zusammenhang mitHeroinsindum 5,2%  gestiegen,dieinVerbindung mitsonstigen Betäubungsmitteln,zu denen auch Ecstasyzählt,um
40,9% .DieGesamtzahlderErstauffälligen Konsumenten harterDrogen hatmiteinem Anstieg um 4,9%  auf15.230eine neue Rekordhöhe erreicht,die
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En 1995 fueronregistradas 4.566 muertes en totalde 16 países de Europa central10,de las cuales 1,565

(34,27% ) sucedieron en Alemania. Siguen en su orden Italia con 1.132 y España con 573. En 1998

murieron en  total 1.674 personas debido al uso indebido de sustancias ilícitas, lo que "representó un

incremento del 11,5% , lo que equivale a 173 casos Co relación a 1997. En cada uno de los estados

federados se presentarondiferentes tendencias.Porejemplo,mientras que se presentóun incrementoen los

Estados de Bremen,Hessen,Bavaria,Brandenburgo y Turingen,hubo una disminución en los casos de

muertes producidas por drogas ilegales en los estados de Renania- Palatinado y Renania del Norte-

W estfalia."11 La cifras representan, según el gobierno alemán, una clara muestra del seguimiento

meticuloso ydetallado delproblema delconsumo de drogas ilegales en elpaís,sinque ellosignifique que

elproblema sea mayorque en otras regiones de Europa."Elministerio de salud delgobierno alemán ha

tratado de clarificarlas circunstancias en que mueren las víctimas de las drogas:El72%  de las muertes

tiene como causa más frecuenteuna sobredosis.Porenfermedades como elSida yotras infecciones muere

el 5%  de los adictos. "(Tdla).12 Según el representante Seitz, en Alemania se registran todas aquellas

personas que murieronbien sea porotras enfermedades,peroque ocasionalmentetuvieronrelacióncon las

drogas,razón porlacualelnúmeroes relativamentealto.

A nivelpolítico,acomienzos de ladécada del90,también se incrementó elinterés y se convirtió en una

prioridad en los temas de discusión, "El tema sobre la ́Guerra contra las drogas̀ toma más y más

importanciaen eldiscurso de los conservadores yde laextrema derecha,yporconsiguientetambién será

eltema de laseguridad nacionalen diversas campañas electorales,especialmentedelCDU,en elaño 1994.

"(Tdla)13 Sin embargo, durante la campaña electoral de 1998 los partidos políticos no discutieron

abiertamente sobre esta problemática, probablemente debido al fracaso de la política antidrogas,

evidenciada através de las cifras cada vez en incremento14

3.2.1.La ley de Sustancias Narcóticas

ausschließlich aufdieEntwicklung im Bereich dersynthetischen Betäubungsmittelzurückzuführen ist."
10 Lospaísesson Bélgica,Dinamarca,Alemania,Inglaterray Gales,Francia,Grecia, Irlanda, Italia, Luxemburgo, Países Bajos, Noruega, Austria,
Portugal,Suiza yEspaña.EstadísticasNacionales/IPLyon SG.
11 Bundeskriminalamt.„Rauschgiftjahresbericht.BundesrepublikDeutschland“.W iesbaden,1998.Página 3
12 Gesundheitsministerium."Politikgegen Drogen".Bonn,marzo 1996.InformaciónConfirmada porelrepresentantedelM inisteriodelInteriorNorbert
Seitzen entrevistaconcedida alaautorade estetexto."DasBundesgesundheitsministerium hatversucht,dieTodesumstände derDrogenopfernäherzu
beleuchten:Eine Überdosiswarmit72%  diehäufigsteTodesursache.An Krankheiten wieAIDS und anderen Infektionen starben fünf Prozent der
Drogenopfer"
13 EinJahresberichtvonObservatoiregéopolitique desdrogues(OGD."DerW elt-Drogen-Bericht".).M unich,1993.Página 118."schließlich nimmt
das Thema Ḱrieg gegen die Drogeǹ in den politischen Reden der Konservativen und extremen Rechten mehr und mehr Raum ein, und
dementsprechend wirdauch dasThema InnereSicherheitdiverseW ahlkämpfe,insbesonderederCDU,im Jahr1994bestimmen"
14 Armendt,Gunteren eldiarioalemán „DieZeit“del10 de septiembre,página 69,señalaba alrespecto:„únicamentelos verdes ha incluído
en su campaña electoral el tema de las drogas ilícitas. Con la exigencia por una legalización del canabis, se encuentran ellos en terreno
seguro:alfinyal cabo ha sidolamisma corteconstitucionalalemana laque ha exhortado alparlamentoladespenalizaciónde una cantidad
mínima de canabis... Del partido de gobierno no se ha escuchado nada. Ellos están bien aconsejados,en el sentido de no adelantar una
discusiónpolítica alrespecto,ya que se podríaentorpecerelproceso,alfinyalcabo,elbalance sobreelproblema delnarcotráfico durantela
eraKohles aterrador.En los 16 años de administración Kohlse incrementó continuamenteelnúmero de consumidores porprimeravez,así
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La ley de Sustancias Narcóticas (ode estupefacientes)que entróen vigorel28de juliode 1981,yha sido

modificada en varias ocasiones (última modificaciónen 1994),tiene como base jurídica y marco legalel

artículo2párrafos 1y2de laLey FundamentalAlemana.

Según el artículo 2 párrafo 1 de la Ley Fundamental alemana, "Todos tienen derecho al libre

desenvolvimiento de su personalidad siempre que no vulneren los derechos de otro ni atenten el orden

constitucional o la ley moral". Así mismo señala este artículo 2 párrafo 2, oración 1 de la Ley

Fundamental que " Todos tienen derecho a la vida y a la integridad física". A lo que añadió la Corte

Constitucionalalemana en su decisiónsobrelaconstitucionalidad de laLey de Sustancias Narcóticas que

se: "..protege no sólo la integridad física en su sentido biológico-naturista, sino también como

exteriorizaciónde lapersonalidad humana.Estagarantíaconstitucionalabarca en su ámbitode protección

los elementos constitutivos de lapersonalidad que son laautodeterminación y la responsabilidad propia,

con locualgana un grado de autonomíaimportante..."15.

La importanciade mencionarestos dos puntos de laLey Fundamentalse encuentraen elhecho de que las

disposiciones penales de laLey de Sustancias Narcóticas fueronexaminadas porlaCorteConstitucional,

según el criterio de ese artículo, en la medida que se establecen penas para el trato ilícito con estas

sustancias.En Alemania,elcontrolconstitucionalyladecisiónsobrelainconstitucionalidad de una norma

estáreservado básicamentealaCorteConstitucional.

La Ley sobre Sustancias Narcóticas (BtM G) manifiesta claramente, a través de sus parágrafos

constitutivos, el amplio control estatal con relación al tráfico con estupefacientes. Esto es, cualquier

persona interesada en plantar, producir, comercializar, importar, exportar o brindar cualquier tipo de

sustanciarequierede un permiso con carácter"obligatorio" delM inisteriode Salud alemán.La Ley deja

en claroque:"En elsentidode estaley se define como M aterial(substancia)una planta,una partede una

plantao un elemento constitutivo de una planta transformada o sin tranformarde su estado natural,así

como larelaciónquímica de ellocon éster,éter,isómeros,conexiónmoleucularysales puras olimpias,al

igualque sus mezclas ysoluciones."(Tdla).16.Asímismo porPreparacióndefine:"una sustanciaque sin

tenerencuentalas sustancias agregadas tiene otras que bien pueden provenirde otros productos naturales

como elnúmerode muertes ocasionadas poreluso indebidos de sustancias ilegales."(Tdla)
15 Citado de la Ley Fundamental Alemana y decición de la Corte Constitucional BVefGE7, 198 (205); 27, 1 (6f); 30, 173 (193), en el artículo
"Libertad,Salud,Sociedad y elderecho a la embriaguez" de Norbert Lösing, Director del proyecto "Estado de Derecho" de la Fundación Konrad
Adenauer,en elAnuariode Derecho Constitucional.1995.
16 Ley SobreSustanciasnarcóticas.10.M arzo de 1994.Bundesgesetzblatt.teilIZ5702 A.,Páginas358-383."Stoffim Sinne diesesGesetzesist,eine
Pflanze,einPflanzenteilodereinPflanzenbestandteilinbearbeitetem oderunbearbeitetem Zustand sowieeine chemische Verbindung und deren ester,
Ether,Isomere,M olekülverbindungen und Salze-rohodergereinigt-sowiederen natürlich vorkommende Gemische und Lösungen"
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oya mezclados".(Tdla).17.Finalmentedefine como producción:"loganado,lopreparado,lavado en seco

ytransformado".(Tdla).18.

La Ley distingue entre:

a. "Estupefacientes No Negociables" correspondiente al anexo 1 de la Ley dentro del cual se hace

referenciaa110sustancias,alas cuales sólose obtiene permiso excepcionalparafines científicos uotros

objetivos de interés público.

b. "Estupefacientes Negociables pero No Recetables", anexo 2 de la Ley que cobija alrededor de 43

sustancias.

c."Estupefacientes Negociables y Recetables",anexo 3 dividido en tres partes:ParteA alrededorde 26

sustancias que se encontraban ya en lalistadelConveniode laONU de 1961,asícomo algunas otras del

anexo IIdelConveniode laONU de 1971;parteB,en total5 sustancias delConveniosobreControlde

Sustancias Psicotrópicas de laONU 1971,anexo IIy,laparteC con 51 sustancias que hacen partedel

anexo IV delConveniode Naciones Unidas de 1971.

La enumeraciónyclasificaciónde las sustancias,asícomo lainclusiónde otras nuevas estáprevistaen la

Ley. El gobierno alemán está autorizado para que después de escuchar a los expertos y después de la

votacióndelConsejode Gobiernolas nuevas sustancias sean incorporadas en las respectivas listas cuando

sea necesario.Ellodepende de tres aspectos:a.según conocimientocientífico,los efectos de una sustancia

pueden originaradicción.b.Cuando haya laposibilidad de que eluso de una sustanciasea utilizado para

producir otras drogas narcóticas. c. Para la seguridad o el control de la circulación de sustancias

narcóticas uotras preparaciones que puedan serindebidamenteutilizadas ypueden afectarlasalud de las

personas.

Para el gobierno alemán es requisito especial que el control permanezca garantizado. Por ello, el

M inisteriode Salud estáautorizado paramodificaratravés delreglamentojurídico ysinnecesidad de la

votacióndelConsejode Gobiernolos anexos delIalIII,asícomo labase de laLey,afin de lograruna

acciónrápida peronecesariaque mantenga launidad con loestructurado através de las Convenciones de

las Naciones Unidas.

Los artículos del 3 al 28 señalan la manera en que se adelantará el control por parte del Estado. Ello

significa procedimientos para obtener el permiso, razones por las cuales se niega una licencia,

requerimientos científicos necesarios,obligaciones adquiridas porpartede los interesados en participaren

17 Ley SobreSustanciasnarcóticas.10.M arzo de 1994.Bundesgesetzblatt.teilIZ5702 A.,Páginas358-383."Zubereitung:ohne Rücksichtaufihren
Aggregatzustand einStoffgemisch oderdieLösung einesodermehrererStoffeaußerden natürlich vorkommenden Gemischen und Lösungen."
18 Ley SobreSustanciasnarcóticas.10.M arzo de 1994.Bundesgesetzblatt.teilIZ5702 A.,Páginas358-383.:"dasGewinnen,Anfertigen,Zubereiten,
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la circulación, preparación o distribución de sustancias narcóticas, medidas de supervisión que se

adelantarán por parte del M inisterio de Salud en el interior del país, pero con ayuda del M inisterio de

Defensa olaPolicíade Aduana en las zonas de frontera,revisión de las instalaciones de producción,así

como la obligación por parte de los interesados en prestar colaboración permanente a las autoridades

alemanas en las tareas de supervisión y toma de muestras. De igual manera especifica la necesidad de

proveer datos actualizados y verídicos sobre los responsables del tránsito de sustancias como de los

lugares de almacenamientooproducción.

A fin de adelantar una tarea conjunta con otros ministerios y entidades responsables, la Oficina de

CriminologíadelGobiernoAlemán (BKA)debe informaralM inisteriode Salud cada 31 de marzo sobre

las incautaciones de sustancias narcóticas,sobreeltipo ylacantidad,asícomo lafuturautilización.Con

esta información el gobierno alemán presentará cada 30 de junio un informe del año anterior a la

SecretaríaGeneralde las Naciones Unidas en elque se darádetallada cuentade lapuestaen marcha de los

convenios internacionales.

Respectoalapenalizaciónporirregularidades ocontravenciones aLey,los artículos 29 al37 hacen una

claradistinción.En esteaspectose requiereprofundizarsobreelcontenido,en lamedida que constituye,de

alguna manera, la interpretación para los conceptos de "despenalización", "legalización" y

"descriminalización" objeto de críticas por parte del gobierno alemán, en su práctica de sustitución de

sustancias en tratamientos de desintoxicaciónyrehabilitaciónde drogadictos.

Elartículo29señalaque se privaráde lalibertad hastapor5años,ose multarácon una suma de dinero,a

quienes cultiven, produzcan, comercialicen (esto es importen o exporten), anuncien o transporten

sustancias narcóticas sinpermiso.Asímismo aquien motive alaventaoalautilizaciónde sustancias no

autorizadas o quien obtenga de forma ilegal dinero o patrimonio por las activiades nombradas. Sin

embargo,eljuez puede tomarladecisiónde nopenalizarlos casos de producciónde cultivos sinpermiso,

cuando elacusado las utiliza parauso propioyen pequeñas cantidades.

Según elartículo29a,se penalizarácon privaciónde lalibertad nomenorde un año,aquien como persona

mayorde 21 años dé sustancias narcóticas sin permiso a menores de 18 años. Pero quien motive a un

menorde 18años aque sinpermiso comerciecon narcóticos,tendráuna pena entre3 meses a5 años de

encarcelamiento.

Be-oderVerarbeiten,Reinigen und Umwandeln."
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En caso de que las infracciones nombradas no sean adelantadas por una persona, sino por una banda

organizada,y/oproduzcan lamuertede una persona,señalaelartículo30,se castigarácon nomenos de

dos años de cárcelalresponsable.Esa misma pena seráimputada aquien importesinpermiso sustancias

narcóticas en grandes cantidades. Sin embargo se amplía la pena a 5 años de prisión a quien importe

grandes cantidades sinpermiso ypertenezca auna banda organizada dedicada aestetipo de actos.

La Ley permitela reducción de la pena o prescindirde ella,artículos 31 y 31a. Esto es, el juez puede

suavizaruna decisiónoprescindirde lapena siporpropiavoluntad elresponsablerevelaelconocimiento

delhecho ilícitoyseñalalos actos que puedan conduciradescubrirlaorganizaciónoun plan.Se requiere

que esa informaciónsea descubiertacon anterioridad afinde evitarposibles acciones futuras.También se

prescinde de la persecución, cuando la Sociedad de Abogados constata que el acusado utiliza sólo

cantidades mínimas ocuando noexisteun interés público en lapersecuciónpenal.

En caso de que un drogadictosea responsablede alguna contravenciónoirregularidad,laLey ha facilitado

elprocedimientoparasu juicio.Elloes,puede haberun aplazamientotemporalde laejecuciónde lapena,

siellaequivaleamenos de dos años de prisiónyelacusado ha participado en larealizaciónde un delito

motivado porsu adicción.En estecaso eljuez podrádesistirde los dos años de prisiónsiempreycuando

el acusado se someta a un tratamiento de rehabilitación. Sin embargo lo puede denegar cuando las

expectativas sobreese tratamientoson mínimas oaún nose ha comenzado.

También pueden imputarse o fijarse penas condicionales cuando el acusado se deja tratar en una

instituciónreconocida oficialmenteporun tiempo que equivalga ados tercios de lapena.

Finalmentese puede prescindirtotalmentede lapena,según elartículo37,cuando se tiene lasospecha de

que el acusado ha actuado básicamente motivado por su adicción, la pena es menor de dos años, se

adelantaun tratamientode médico yde resocializaón yse puede esperaruna verdaderareincorporacióna

la sociedad.Ya que la acción delEstado busca "prevenir antes que castigar", se manifiesta el decidido

interés paraque estetipo de procedimientos cobijen fundamentalmentealapoblaciónjuvenil.

Las críticas básicas aestaLey se orientan alhecho de que no se leimpide pero tampoco se leobliga al

legisladorasancionareltráfico de pequeñas dosis,nielconsumo de lallamada "dosispersonal".De otra

parte,según los lineamientos delEstado Alemán se busca primerolaprevenciónantes que lapenalización,

sinembargo,elEstado nopuede obligaraun ciudadano asometerse aun tratamientode desintoxicacióny

resocialización,ya que iríaen contrade lapropiaLey Fundamental.Aunque los anexos son exhaustivos y



126

descriminatorios, la división entre algunas drogas que pueden ser prescritas o negociadas, pone en

entredicho laexistenciade una dobleorientación,haciadrogas que se "aceptan" y otras "no aceptadas".

Una vez más se sitúa ladiscusiónsobreladescriminalizaciónde drogas "suaves" ylacriminalizaciónde

"drogas duras",que entraen elconocidoprincipiode proporcionalidad de laLey Fundamental.

3.2.2.Ley de Lavado de Dinero

Según los especialistas Rudolf M üller y Heinz-Bernd W abnitz, cada día son transferidos a Alemania

alrededorde 50 millones de marcos provenientes delnarcotráfico19.Según cifras delBKA,solamenteen

Alemanialos narcotraficantes de heroína tienen ganancias anuales de 700millones de marcos.

La Ley contraellavado de dinero,que entróen vigorel29de noviembrede 1993,(GwG)sigue las pautas

de orientaciónespecificadas porelConsejode laUnión Europea que el10 de junio de 1991 señalaba la

necesidad de evitar la utilización del sistema financiero para el lavado de activos provenientes de

transacciones dudosas o ilegales. El objetivo de esta ley en Alemania es el facilitar la detección de las

ganancias en hechos que pueden ser duramente penalizados, dificultar el lavado de dólares, así como

posibilitarelreconocimientode las estructuras de lacriminalidad organizada.

A través de laLey contraellavado de dineros se exige laayuda activa tantode las instituciones financieras

como de crediticias. Lo que se busca es no sólo penalizar, sino también prevenir este tipo de hechos

delictivos con base en la información de las instituciones encargadas de las grandes transacciones

económicas.Estaley obliga alas instituciones económicas a:

1. Identificar a los clientes que llevan a cabo transacciones superiores a $ 20.000 marcos alemanes, o

independientementede lasuma,cantidades o transacciones que estén bajo sospecha de pertenecera una

acciónde lavado de dinero.

2.Verificarlalegitimidad económica en las transacciones de los clientes.

3.Conservarlos comprobantes de identificación obtenidos en las transacciones hasta porun período de

seisaños.

4.Avisaralos funcionarios oficiales que adelantan elprocesamientopenal(porejemplolaFiscalía)de los

casos en los cuales existeuna sospechade lavado de dinero.20

19 M üller, Rudolf; W abnitz Heinz-Bern. “W irtschaftskriminalität: Eine Bedrohung für Staat und Gesellschaft". M agazín "Aus Politik und
Zeitgeschichte",Diario"DasParlament".Junio2de 1995.Página 30.
20 M üller y W abnitz señalan al respecto: "Zwei Schwerpunkte dieses Gesetzes sind hervorzuheben: Zum einen haben Banken, aber auch
Gewerbetreibende,Spielbanken und Versicherungsunternehmen diePflicht,beiAnnahme oderAbgabe vonBargeld,W ertpapieren oderEdelmetallen
im W ertvon 20.000 DM  odermehrdenjenigen zu identifizieren, der ihnen gegenüber auftritt. So muß etwa auch ein Juwelier, der beim Verkauf
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Se critica sinembargoelhecho de que laLey nopermiteuna definiciónclarasobreloque se entiende por

"casos sospechosos",nipermiteun lapso de tiempo adecuado paraadelantaruna investigaciónafondodel

caso presentado,loque puede traerconsecuencias negativas en eldesarrolloypuestaen marcha de laley:

"A través de la Oficina de Criminología del gobierno alemán fue redactada con colaboración de la

Asociaciónde Bancos un documentoguíade sospechas,que puede serconsiderado de gran ayuda en las

investigaciones. El Sospechoso de lavar dinero es notificado a la Fiscalía General. Esta entidad debe

decidiren un períodode 48horas silatransferenciaes autorizada ose adelantaun embargosobreella."21.

La Ley de Lavado de Dineros cobijatambién elárea de los seguros,ya que en estaactividad económica

existelaposibilidad de llevaracabo acciones delictivas.

Paraleloaldesarrollode estaLey,se creó en laOficina de Criminologíadelgobiernoalemán (BKA),un

"Grupo de investigación financiera"  (BKA/ZKA), que desde el 15 de enero de 1993 busca hacer más

efectivoeldesarrolloyevoluciónde estaley en los aspectos de las nuevas figuras delictivas en ellavado de

dinero(§261StGB),laampliaciónde los procesos (§73d StGb)ylas penas alpatrimonio(§43a StGB).

Como una medida de apoyo delM inisteriodelInterior,en colaboracióncon los funcionarios delgobierno

alemán encargados de la lucha contra lavado de dinero,se creó el “Grupo de Contacto para la Ley de

Lavado de Dinero”-Tdla-.22, que logró vincular también a las asociaciones de la economía privada. El

objetivode estegrupo es intercambiarexperiencias yopiniones sobreeluso ylaefectividad de laLey.

3.2.3.Ley de Controlde Sustancias Químicas Básicas

Estade Ley de controlde sustancias básicas entróen vigorel1 de marzo de 1995 ytiene como base los

lineamientos de laUniónEuropea que regulaeltránsitocomún internode productos químicos.A través de

wertvollen SchmucksBargeldvonmehrals20.000 DM  entgegennimmtdiepersönlichen Daten desKäuferserfassen.DieseAufzeichnungen müssen
sechs Jahre lang aufbewahrt werden. Der zweite Schwerpunkt ist die vorgeschriebene M eldepflicht gem.§11 des Gesetzes. Hiernach muß jedes
Kreditinstitut,aberauch eine Spielbank,derStaatsanwaltschaftunverzüglich Anzeige erstatten,wenn derVerdachtbesteht,daß dieFinanztransaktion
einerstrafbaren Geldwäsche gem.§261StGB zuzuorden ist."Dospuntosesencialesde estaley deben serresaltados:Primero,losbancos,losindustriales,
loscasinosylascompaníasde segurostienen eldeberde identificaraquien reciba odé sumasmayoresa20 milmarcosalemanesya sea en dinero
efectivo,accionesometalespreciosos.Así,porejemplosiuna joya preciosapuede servendida pormásde 20milmarcos,sedeben tomarlosdatosdel
comprador.Estosregistrosdeben sermantenidoporun períodode seisaños.Elsegundo puntoimportanteeseldeberobligatoriode avisoporpartede las
institucioneseconómica según artículo11de laLey.Lasentidadesfinancieraycasinosdeben presentarodenunciaralaFiscalíaoM inisterioPúblico los
casosen donde hay sospecha de una transacciónde lavado de dinero(§261StGB).(Tdla).
21 M üller, Rudolf; W abnitz, Heinz-Bernd. "W irtschaftskriminalität Eine Bedrohung für Staat und Gesellschaft". M agazín “Aus Politik und
Zeitgeschichte".Diario"DasParlament".2de juniode 1995.Página 29."Durch dasBundeskriminalamtwurde deshalbinZusammenarbeitmitdem
Bankenverband einVerdachtsrasterausgearbeitet,dereine wertvolleHilfebeiErmittlungen seinkann.DerVerdachtderGeldwäsche istdem jeweils
zuständigen Generalstaatsanwalt mitzuteilen. Dieser muß innerhalb von 48 Stunden entscheiden, ob er die Überweisung genehmigt oder eine
Beschlagnahme herbeiführt"
22el"Kontaktgruppe Geldwäschegesetz"
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esta ley se busca mejorar el trabajo coordinado internacional sobre el control de químicos y evitar que

sustancias químicas básicas de Alemaniase exporten ilegalmenteparalaproducciónde narcóticos.

Cabe anotarque estees eldesarrollo de un trabajo conjunto de varios años,adelantado porelgobierno

alemán con laindustriaquímico-farmacológica delpaís,como loseñalaraelantiguo Secretariode Estado

delM inisterio de Salud,Fred Zander: "la problemática del eventual uso erróneo es desde hace mucho

tiempo conocida.Esa es una razón porla cualnosotros vendemos únicamentea conocidas empresas el

Acido acético anhídrico para su utilización. ... Todos los productores alemanes de la Asociación de la

IndustriaQuímica se encuentran en contactopermanentecon los funcionarios delgobierno(delM inisterio

de Salud yde laOficina de Criminología)."(Tdla)23

Cabe resaltar que esta industria juega un importante papel en la economía alemana: "De todos modos

Alemania es uno de los países del ́mundo occidental̀ con la más grande exportación de productos

farmacológicos,5porcientode laproduccióntotal,yesa noes todavíaeltotalde lacontribución,ya que

los grandes consorcios producen también en ́determinados países subdesarrollados̀".(Tdla).24.

Desde 1988 laindustriaquímica y farmacológica alemana estableció elconocido Sistema de M onitoreo

(M onitoring-System)afinde controlarlaproducción y laorientación en lautilización de sustancias que

eran parte de los anexos de la Ley de Sustancias Narcóticas o de Estupefacientes. Este sistema de

M onitoreo sirvióde base paraque en 1991elgobiernoalemán en cooperacióncon estaindustriacrearaun

"Catálogo de M edidas" a fin de reducir y evitar la producción de sustancias narcóticas. A través del

sistema de monitoreo la Industria química y farmacológica, por voluntad propia, puede rehusar a la

entrega oelenvíode un pedidoque considerasospechoso,asícomo cooperarcon lapolicíadenunciando

"con confianza" esos casos.

Estos controles se han idointensificando con elpaso de los años.Porejemplo,desde elprimerode enero

de 1993lalistade sustancias bajoespecialobservaciónfue incrementada a22,divididas asu vez en tres

categorías.

23 Zander,Fred ,citado en eltexto"DrogenpolitikinderBundesrepublik".Hans-GeorgBehr,AndreasJuhnke u.a..Aktuellrororo.1985.Páginas219-
220."DieProblematikderevtl.mißbräuchlichen Benutzung istunsseitlangem bekannt.Diesistauch einerGründe,weshalbwirEssigsäureanhydrid
nuran unsbekannteVerwenderverkaufen und unsbeiden wenigen W iederverkäuferndieEndabnehmernennen lassen.Alledeutschen Herstellerstehen
über den Verband der chemischen Industrie mit den zuständigen Bundesbehörden (verschiedenen Bundesministerien und Bundeskriminalamt) seit
geraumerZeitinständigem Kontakt"
24"Jahrbuch 1982zurFrage derSuchtgefahren,Hamburg",escritoporProf.Keup,citado en eltextode "Kontrollederchemischen Drogen-Grundstoffe"
dellibro"DrogenpolitikinderBundesrepublik".Aktuellrororo1985.Página 219."ImmerhinistdieBundesrepublikdasLand der ẃestlichen W elt̀mit
dem größten Pharma-Export,5ProzentderGesamtproduktion,und dasistnoch nichtdereinzige Beitrag,denn diegroßen Konzerne produzieren auch in
b́estimmten unterentwickelten Ländern."
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3.2.4.Otras medidas Preventivas relacionadas

La primera Ley relacionada con la lucha contra crímenes económicos data de 1976, conocida

precisamente como "Primera Ley de Lucha de la Criminalidad Económica", (1.W iKG) que buscó

controlarycastigarlos casos de fraude de subvención(§264StGB)yfraude de crédito(§265StGB)entre

otros.Sinembargoelincremento y lavariedad de actos delictivos en ladécada de los 80 hizo necesario

que se reformara la Ley a fin de cobijar otras formas de delitos económicos adelantados a través de

computadororelacionados porejemplocon tarjetas de crédito.En 1986es expedida la"Segunda Ley para

laLucha de laCriminalidad Económica".Elénfasisde estaley estuvo dirigidoalaobtenciónde normas

penales contra la criminalidad a través de computadores,elabuso de cheques y tarjetas de crédito y el

fraude con capital.Sinembargolacriminalidad en estaárea se siguióextendiendo,cobijando muchos más

campos de acciónyporestarazón elprimerode juliode 1990entróen vigorla"Ley paraelreforzamiento

de la protección del propio patrimonio y lucha contra productividad pirata". Estas leyes, que si bien

aparecieron como resultado de contextos y exigencias diferentes a las delnarcotráfico,sin embargo son

utilizadas hoy día en la ejecución einvestigación de casos vinculados con el comercio de drogas, en la

medida en que este genera consecuencias económicas que afectan a la industria, a la rama crediticia y

otros quehaceres delcomercio.

De otra parte se han desarrollado leyes que tienen que ver directamente con el tráfico de drogas. Por

ejemplo,el22de septiembreentróen vigorlaLey paralaLucha delcomercioilegalde narcóticos yotra

formas de lacriminalidad organizada (OrgKG).A través de estaley fue posiblerealizaralgunos cambios

necesarios en laLey de Estupefacientes (27.09.1995),dentro de los cuales se encuentra,porejemplo,la

categorización,dentrode las drogas sintéticas,delconocidoéxtasy,afinde poderpenalizarsu venta.De

otrolado,afinde coordinareltrabajoconjuntode lapolicíaylos agentes de aduana,se establecióen 1991

"Las líneas de orientaciónparaeltrabajoconjuntoentrepolicíayaduana en lalucha contralacriminalidad

delnarcotráfico".Como resultado de estetrabajoconjunto,han sidocreados en esteperíodode tiempo 29

Grupos de Investigación Conjunto para el Narcotráfico (Gemeinsame Ermittlungsgruppe Rauschgift -

GER-),asícomo un Grupo Conjuntode InvestigaciónFinancieraentrelos funcionarios de las aduanas y

laOficina de Criminologíade Alemania(Gemeinsame Finanzermittlungsgruppe zwischen Zollkriminalamt

yBundeskriminalamt-GFG-).Como resultado de estetrabajoconjuntose ha incrementado lainformación

respectoadelitos,sospechosos ymedios.

Elprimero de diciembrede 1994 entró en vigorla Ley para las modificaciones delCódigo Penaly del

enjuiciamiento criminal,asícomo la ley de lucha contra la delincuencia de octubre 28 de 1994. Todas
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estas leyes comprenden nuevas medidas contraeltráfico con drogas,loque ha conducidoauna corriente

más represiva,incluso en elnivelde lajusticia.A esterespectose señala:"En elfuturoserán expulsados

de principio cada adolescente extranjero, que debido a una contravención contra la Ley de Sustancias

Narcóticas haya sidojuzgado auna pena privativa de lalibertad sin prueba.Paraextranjeros adultos es

válida esta decisión,siemprey cuando haya sido juzgado pormenos de dos años. Las excepciones son

previstas paralos jóvenes extranjeros que están fuertementearraigados en Alemaniaytienen en estepaís

elnúcleo centralde vida."(Tdla)25

3.3ElPlan Nacionalde Lucha Contra laDroga

3.3.1Preámbulo:M edidas antidrogas yConferenciade M inistros de Justicia,Juventud,CulturaySalud

Inclusive hasta1972fue válida en Alemanialaley sobreelOpiodel10de diciembrede 1929,modificada

el 23 de marzo de 1934, el 12 de junio de 1941 y finalmente el 24 de mayo de 1968 con una ley de

introducciónsobrelailegalidad.En ese entonces,lapena mayorse extendíaatres años.Con lamoda del

hachísafines de los años 60 se discutió laposibilidad delrecrudecimiento de laley.Esto ha significado

para algunos analistas un desarrollo de la política antidrogas más desde la retaguardia que desde la

vanguardia,es decir,más como una reacciónque una acción:"A fines de los sesentas se abalanzaronlos

medios en laconocida ́onda delhachís̀ (títulode larevistaSpiegel),que presuntamentellegó aestepaís

desafortunadamentede laEsquina-APO.ElCDU/CSU presentóuna propuestaparafortalecerlaantigua

disposición.ElParlamentotrabajórelativamenterápido,́porquè-según elprimercomentador- śiemprese

colocaba pordelantela urgencia de la ley a través de una información y registro en la prensa que por

conciencia en general. La Política de drogas fue entonces también como antes la reacción a una

publicación o publicaciones especializadas."(Tdla).26 Sibien no se había establecido la urgencia de una

política de drogas,porque,como se señaló anteriormente,las cifras no representaban ningún riesgo real,

las propuestas políticas fueronde alguna maneraconflictivas.

El 30 de marzo de 1990, sin embargo, se realiza una conferencia especial de ministros de justicia,

juventud,culturaysalud de los estados federados,afinde proponerlíneas claras en elproceso de creación

25 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. "Politik gegen Drogen". M arzo de 1996. ISSN: 0177-3291. Página 36. "So wird künftig
grundsätzlich jeder erwachsene Ausländer ausgewiesen, der wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz zu einer Freiheitsstrafe ohne
Bewährung verurteiltwird.Beiheranwachsenden Ausländern gilt das gleiche, wenn sie zu einer Jugendstrafe von mindestens zwei Jahre verurteilt
werden.Ausnahmen werden vorgesehen fürjunge Ausländer,dieinDeutschland festverwurzeltsindund hierihren Lebensmittelpunkthaben."
26 Hans-GeorgBehr,AndreasJuhnke Compiladores."W iewirdasDrogengesetzbekamen" en:"Drogenpolitik inderBundesrepublik".Editado por
Aktuellrororo.Páginas71y72."Ende derSechzigerstürzten sich dieM edien aufdiesogenannte H́aschischwellè (Spiegel-Titel),dieangeblich als
UnheilausderAPO-Ecke überdasLand Kam,und dieCDU/CSU brachteeinen Antrag zur Verschärfung der bisherigen Bestimmungen ein. Der
Gesetzgeberarbeiteterelativschnell,́ weil̀ -soderersteKommentatordesneuen W erkes- d́ieDringlichkeitdesGesetzesdurch einzelne Nachrichten
und Pressemeldungen immer deutlicher in das allgemeine Bewußtsein trateǹ. Die Drogenpolitik war also auch damalas die Reaktion auf
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de un plan de lucha nacionalcontralas drogas.Los puntos básicos de discusiónse centraronen lalucha

contra elcontinuo y expansivo tráfico de narcóticos, el consumo de drogas, la criminalidad organizada

relacionada con elnarcotráfico yelreforzamientoen laayuda paralos drogadictos.

El preámbulo de la conferencia estuvo marcado por una creciente preocupación ante el incremento

explosivodelconsumo de drogas en Alemania,que como consecuencia,según loseñalaronlos asistentes,

ha originado situaciones como el quebrantamiento de la unidad familiar, el desempleo y consecuente

mendicidad, el riesgo prominente al contagio de Sida, el aumento de la criminalidad relacionada a los

hechos del negocio de las drogas, así como el ingreso de grandes sumas económicas provenientes del

tráfico de estupefacientes en las actividades legales y con ello considerables desbalances en la economía

nacional.

La Conferencia se convirtió en lugar de discusión sobre experiencias pasadas a nivel nacional e

internacional.Puntoesencialde lareuniónfue elhacerposibleuna vida sin drogas.Porello,los estados

federados plantearoncomo objetivos primeros elevitarlademanda de drogas através de lainformacióny

laprevenciónafinde crearuna conductasaludabley responsable,ampliarlaofertade ayuda,asícomo

mejorarlaexistente.Elslogan declarado fue:"Ayuda antes que penalización". Según laconferencia,este

desarrolloen laprevención haríaposiblealcanzarlos objetivos de:

a.Abstinenciatotalen relaciónalas drogas ilegales.

b.Controlpropioen relaciónalas sustancias legales (alcohol,tabaco,entreotros)con elobjetivo

de llegaralaabstinencia,y

c.una mejordisposiciónparaelcontrolen eluso de medicamentos.

La conferenciaconcediógran importanciaalaestructurafamiliar,alos centros de educación primariay

secundaria, a los grupos juveniles de trabajo como soportes en la lucha contra la drogadicción. Sin

embargo y con el objetivo de permitir un conocimiento real de las causas de la drogadicción, para así

controlar mejor el problema a largo plazo, se señaló la importancia de la investigación científica

(Investigaciones epidemiológicas,investigaciones preventivas,investigaciónclínica paranuevos conceptos

terapéuticos,investigaciónen elárea droga ymujeres,entreotras)27.

La adicción fue definida como una "Enfermedad", razón por la cual había que poner a disposición las

Veröffentlichungen inBildund ähnlichen Fachpublikationen."
27 Bundesministerium für Gesundheit und Bundesministerium für Innern. "Nationaler Rauschgiftbekämpfungsplan. M aßnahmen der
Rauschgiftbekämpfung und HilfefürdieGefährdeteund Abhängige".Anexo 1.Bonn,marzo 1990.Página 60
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estructuras del Estado para contrarrestar sus consecuencias negativas en la población. Según el ex-

canciller Helmut Kohl, durante la inauguración de la conferencia, "los drogadictos son enfermos. Ellos

tienen derecho alasolidaridad humana ...A finde evitarque sus retos sigan creciendo,debe mejorarse y

seguirconstruyéndose una ayuda que sea permanente."28

En relaciónaltratamientode sustitucióncon PolamidónoM etadón utilizado paradrogadictos agudos,se

señaló la importancia de su utilización como medio de controlarla propagación del sida en este grupo.

Aunque existen marcadas diferencias en los diferentes estados federados alemanes (se explicará en el

planteamiento de prevención), se logró acordar la necesidad de asegurar una prescripción médica

responsable.La aceptación tuvo como base eldictamen de laCámaraM édica Alemana del9 de febrero

de 1990,según elcuallasustitución se consideró un tratamiento "justo" paraun enfermo de adicción29.

Debido a esta resolución, los senadores de los estados federados exigieron a la Asociación de Seguros

M édicos teneren claroque lasustituciónmédica alos drogadictos es un servicioque debe sercubiertopor

los seguros médicos.

A nivelde penalizaciónymedidas se formularonpropuestas paracontrolarellavado de dineroycon ello

las ganancias delnarcotráfico.Sibien a estenivella tarea internacionaljuega un  papel importante, la

conferenciamarcó las pautas deltrabajoconjuntoque se hacen explícitas en elplan.

3.3.2.EstructuradelPlan Nacionalde Lucha Contralas Drogas

El13de juniode 1990fue firmado porelCanciller,Sr.HelmutKohl,elplan finalparala"Lucha Contra

las Drogas".ElPlan fue considerado un trabajo en conjunto en el que participaron diferentes grupos y

organizaciones sociales,peroen elque además se hicieronpresentes representantes de laantigua Alemania

Democrática.En su discurso enfatizó elex-canciller"La lucha contraelabuso de las drogas es un gran

reto para cada una de los órdenes sociales en libertad. Cuando no es exitoso el unir todas las fuerzas,

estamos en peligro de que ese desarollo sea para nosotros incontrolable... En el área de la prevención

nuestratarea más urgentees hacertodoloposibleparaque las jóvenes generaciones ganen y conduzcan

una vida sin consumo de drogas."(Tdla)30 Nuevamentese señaló lanecesidad deltrabajo mancomunado

28 Bundesministerium für Gesundheit und Bundesministerium für Innern. "Nationaler Rauschgiftbekämpfungsplan. M aßnahmen der
Rauschgiftbekämpfung und HilfefürdieGefährdeteund Abhängige".Anexo 1.Bonn,marzo 1990.Página 3."DieDrogenabhängigen sind
Kranke. Sie haben auch Anspruch auf mitmenschliche Solidarität (...) Um den Herausforderungen weiterhin gewachsen zu sein, gilt es,
Behandlungsangebotekontinuierliche zu verbessernund auszubauen."
29 Bundesministerium für Gesundheit und Bundesministerium für Innern. "Nationaler Rauschgiftbekämpfungsplan. M aßnahmen der
Rauschgiftbekämpfung und HilfefürdieGefährdeteund Abhängige".Anexo 1.Bonn,marzo 1990.Página 58.
30 Bundesministerium für Gesundheit und Bundesministerium für Innern. "Nationaler Rauschgiftbekämpfungsplan. M aßnahmen der
Rauschgiftbekämpfung und HilfefürdieGefährdeteund Abhängige".Anexo 1.Bonn,marzo 1990.Página 3--5Discursodel13 de Juniode
1990 al ser decretado el Plan de Lucha contra el problema de las drogas ilegales. "Der Kampf gegen den Drogenmißbrauch ist eine gewaltige
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internacional, como estrategia única para una exitosa lucha contra el narcotráfico. Esto implicaba el

reconocimientode las causas económicas ysociales que empujan alos países cultivadores yproductores a

realizar estas actividades, así como el brindar soluciones en el ámbito de la participación económica

internacional.ElPlan dejó abiertalapuertaparaque desde elM inisterio de Colaboración económica se

plantearan estrategias einstrumentos de ayuda con esos países.

Gráfica 4:EstructuradelPlan nacionalde lucha contralas drogas :

DISM INUCION DE LA DEM ANDA

DE SUSTANCIAS NARCOTICAS

LUCHA CONTRA LA CRIM INALIDAD DEL

NARCOTRAFICO A NIVEL NACIONAL

TRABAJO CONJUNTO

INTERNACIONAL

ElplanteamientodelPlan Nacionalaboga poruna política básicamenteorientada alaprevenciónmás que

a la represión,aunque se justifica la utilización de mecanismos jurídicos, así como el reforzamiento de

estos,en tantoque se controlelaoferta.

En relación con los pilares de la política de drogas a nivel nacional y la estructura del plan se puede

formularlasiguienteesquematizaciónque pone en clarolos puntos de intersección.(Gráfica 5):

Plan Nacional
de Lucha ContralaDroga

Pilares de la
política nacionalde drogas.

M edidas Nacionales
paraladisminuciónde
la demanda de drogas
narcóticas.

Lucha contrala
Criminalidad delnarcotráfico
anivelNacional.

TrabajoConjunto
A nivelInternacional

Disminución de la demanda
sobretodo através de amplia
prevención.

* Definición de la
situación problemática y
objetivos de las medidas.
Estoes:
-Condiciones para una
estructurayorganización.
- Grupos que son objetivo

* M odificaciones en la Ley
de Sustancias Narcóticas en
eláreade:
- Disposición de penas para
el narcotráfico en lugares
públicos como parques,
colegios, así como venta al

* Trabajo conjunto
internacionalen elárea de
la prevención y la terapia.
Porejemplose encuentra:
- Estudio de nueve países
en el área del Grupo
Pompidou del Consejo de

Herausforderung fürallefreiheitlichen Gesellschaftsordnungen.W enn esunsnichtgelingt,alleKräftezusammenzufassen,laufen wirGefahr,daß auch
auch beiunsdieEntwicklung ausdem Ruderläuft...Aufdem GebietderVorbeugung istesunserevordringliche Aufgabe,alleszu tun,damitdiejunge
GenerationfüreinLeben ohne Suchtstoffegewonnen und derDrogenkonsum geächtetwird."
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de trabajo.
- Trabajo conjunto Co 
medios masivos,
multiplicadores, personal
en los colegios, grupos
juveniles.

* Consejo, Tratamiento,
atención posoperatoria,
rehabilitación así como
incorporación social y
laboral.

*InvestigaciónCientífica y
desarrollo.

pormenor.
- Prescindir de penas en
drogadictos.
Apoyo a terapias de corto
tiempo, intervención por
crisis.
- Ayuda para ex-drogadictos
a través de medidas para
controlar la mala influencia
que producen los largos
períodos sintrabajo.
- Apoyo para la realización
de una cualificaciónlaboral.

laUniónEuropea.
- Proyecto piloto sobre
prevención primaria del
abuso de drogas.
- Trabajo conjunto
internacional en la
reducciónde lademanda.

Ayuda diferenciada para los
drogadictos.

*M edidas tomadas porlos
estados federados:
-Consejoyterapia.
-Ocupaciónde Vivienda.
- Tratamientos de
Substitución.
- Reforzamiento y
ampliación de la oferta en
terapia ambulante, entre
otras.

*Investigacióncientífica.

* Reforzar las
investigaciones científicas
sobre el consumo en los
países cultivadores y
productores a fin de
estimar realmente la
presencia del problema de
ladrogadicción.

*Orientaciónyayuda en la
tarea de Terapia y
rehabilitación de
drogadictos.

*Apoyo a las
Organizaciones no
gubernamentales en elárea
de prevención.
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Reducción de la oferta, esto
es, especialmente la lucha
del narcotráfico a nivel
nacionaleinternacional.

* mayor control en las
conocidas "Disco-Party",
lugar en donde se vende
con mayor proporción las
drogas sintéticas.

* M odificación de la Ley de
sustancias Narcóticas, por
ejemploen:
-Incremento de penas y
multas.
- Conjunto de reglas para
controlde drogas sintéticas.
- Control de sustancias
químicas ymateriales parala
elaboración de drogas
narcóticas.

* M ejoramiento de los
instrumentos de
investigación.

* Consecución de
disposiciones jurídicas que
hagan efectiva la privación
de las fuentes económicas
del narcotráfico. Como por
ejemplo:
- Privación del patrimonio
ilegal a través de la
ampliación de la caducidad
delproceso.
- Confiscación de
Patrimonio.

* M ejoramiento del
intercambio de información
para la lucha contra el
comerciode narcóticos.

* Conocimiento de las
instituciones crediticias y
financieras.

* Reforzamiento de los
controles en las zonas de
fronteras.

* M ejoramiento de las
estructuras organizatorias y
formaciónalpersonal.

* Ratificación y utilización
de los Convenios de las
Naciones Unidas.

* Reducción de laofertaa
través de cooperación
económica con los países
cultivadores yproductores:
-Fuerte inclusión de la
lucha contraelnarcotráfico
en lapolítica de desarrollo
delgobierno alemán.
- Iniciativas en el ámbito
de las Naciones Unidas.
- M edidas de la Unión
Europea.

3.3.2.1M edidas aNivelnacionalparalareducciónde laDemanda de sustancias narcóticas

Es importanteseñalarque elPlan de Lucha Contra las Drogas,enfatiza que la prevención no sólo está

dirigida a las drogas "ilegales", sino que también se incluyen aquellas sustancias "legales", que pueden

ocasionar dependencia. Pone en claro que prevenir no significa solamente brindar información, sino
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reconocerlas situaciones problemáticas que pueden conllevara una dependencia. Por ello se hablan de

"Prevención Primaria", destinada a grupos de personas que si bien no consumen algún tipo de droga

pueden estar en peligro, bien sea por condiciones sociales o personales, y "Prevención Secundaria",

orientada básicamenteagrupos de jóvenes que perciben lavida desde elconsumo de sustancias.

ElPlan hace conscientelanecesidad de formularmedidas alargoplazo ysu continuidad porpartede las

comunidades afectadas afinde controlarrealmenteelproblema.Las medidas de prevenciónse orientan a

los grupos de Opinión pública en general, a los representantes de los medios de comunicación, a los

multiplicadores -Grupos de trabajo de jóvenes o padres-, al personal de los colegios -profesores,

pedagogos sociales,sicólogos yeducadores-,yajóvenes de diferentes edades -estudiantes de secundariao

quienes prestan elserviciomilitarosocial-.

Según elplan,lo esenciales sensibilizara la opinión pública sobre el problema, a través de campañas

constantes.Dentro de laprevención se plantea también las acciones relacionadas con terapias,consejos,

rehabilitación,asícomo incorporaciónalavida socialylaboral:"los drogadictos pueden sertratados yno

deben serestigmatizados en elconjuntode lapoblación".

Si bien el objetivo principal del plan es la prevención y la rehabilitación, es de anotar que es allí,

precisamente, en donde se presentan los mayores vacíos, ya que para programas relacionados con la

rehabilitación no hay a nivel nacional ni federal un presupuesto mayor que permita el desarrollo de

programas sociales a largo plazo, así como tampoco la ampliación del servicio. En 1989 el gobierno

alemán invirtió 1,8 millones de marcos en el ámbito de la prevención, suma que se multiplicó

relevantementeen 1990paraalcanzarun totalde 12,8millones de marcos.Según datos delM inisteriodel

Interiorelpresupuestoparalaprevención en 1996 en promedio alcanzó los 20 a22 millones de marcos

anuales,mientras que paraelámbitode laTerapialasuma oscilaentrelos 22 a25 millones de marcos,

que, según el representante del M inisterio para cuestiones de drogas, Norbert Seitz, se orientan

básicamente a proyectos. "Esta suma es sólo para proyectos, que nosotros hemos considerado como

Ṕroyectos-modelò .Estoes,nosotros desarrollamos proyectos que consideramos benéficos porun período

de tiempo cercano a los tres años. Ahora por ejemplo, hay un programa denominado ́Drogadictos

crónicos̀ en elque se han desarollado especiales planteamientos afinde introduciralos drogadictos en la

rehabilitaciónycon eltranscurso deltiempo hacerposibleque hagan partede una terapia.Esteproyecto

es financiado por el gobierno por un período de tres años con coordinación de los estados federados.

Después queda en ladecisiónde los estados sicontinúan con élolodejan porque noha dado resultados.

Paraestetipo de medidas cuentaelM inisteriode Salud en totalcon un presupuestoentre50a55millones
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de marcos."(Tdla)31

3.3.2.1.1Programa de Sustitución

Debido alas fuertes controversias respecto a esteprograma de controly ayuda para los drogaditos,así

como sus implicaciones en lapolítica de drogas en Alemania,se hace convenienteuna profundización,más

que una simpleenumeración.

ElM etadón es una sustanciasintética derivada delgrupo de los opiáceos,que desde 1941fue desarrollado

en Alemaniacomo un sustitutode laM orfina.En 1949 fue considerado como analgésico y permitida su

venta.En 1953fue puestoen lalistade sustancias narcóticas,perosólohasta1974se considerónecesario

para su venta la prescripción médica. En 1994 fue colocado en la lista III de la Ley de Sustancias

Narcóticas a raíz de las presiones internacionales resultantes de la firma de las convenciones de las

Naciones Unidas.La praxisde sustitucióncon M etadón oPolamidóncomenzó en Alemaniaen 1987,un

poco tarde en comparacióncon otros países europeos,"paranosotros elprincipiode sustitucióncreciócon

lapolítica de drogas.Cuando nosotros escribimos elplan,estuvimos bastanteocupados con lapreguntade

lasustitución.En aquellaocasióntratamos más restrictivamentelapreguntade lasustitución,acomo hoy

díalo vemos."(Tdla)32 Su base jurídica se encuentra en la Ley de Sustancias Narcóticas,en donde está

clarocuáles sustancias pueden serformuladas médicamenteycuáles no.Fue una soluciónpensada como

posibilidad de controlar elcontagioalsida ocasionado porelintercambiode jeringas entrelos drogadictos,

asícomo una medida que busca orientaralos adictos hacia una vida futurasindroga.

La Conferencia preparativa delPlan Nacionaldejó en claro la orientación de puesta en marcha en

cada uno de los estados federados. "En relación a la pregunta sobre un tratamiento de sustitución

para los drogadictos contagiados con el virus de Inmuno Deficiencia, confirmó la conferencia la

decisión de GM K del 27 de marzo de 1987, según la cual es posible dar, en casos médicos

individuales y bajo estrictos controles,ladosisde sustancias narcóticas... Los estados federados de

Berlín, Bremen, Hamburgo, Renania del Norte-W esfalia, Sarre y Schleswig-Holstein manifestaron

que en tanto no se pueda llevar a cabo una abstinencia inmediata en los drogadictos, es posible

31 Seitz,Norbert,representantedelM inisteriodelInteriorparaasuntosrelacionadoscon drogas.Entrevistarealizada porlaautoradeltexto el19 de
noviembrede 1996."DieseBeiträge sindimmernurfürProjekte,diewiralsM odellprojektbetrachten.Dasheißt,wirmachen einProjektfüretwa drei
Jahre,vondem wirgemeinsam mitden Ländernglauben,daß esindem Drogenbereich sehrhilfreich ist.Jetztgibteszum BeispieleinProgramm,daß
"Chronische Abhängige" heißt,daß ganz spezielleAnsätzeentwickelthat,um an dieserLeuteleichterheranzukommen,und siemitderZeitfüreine
Therapiezu gewinnen.DiesesProjektwirdvondem Bund inAbstimmung mitderLändernfürdreiJahrefinanziert,und dann bleibtdieEntscheidung
beiden Ländern,obsiediesesProjektweiterführen oder,obsieaussteigen,weilsiesagen,daß dasnichtsgebrachthat.Fürsolche M aßnahmen hatder
Bund im Gesundheitsbereich etwa 50bis55M io.DM  veranschlagt."
32Seitz,Norbert,representantedelM inisteriodelInterioralemán en asuntosde sustanciasnarcóticas.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoel19de
noviembrede 1996."Beiunsistim PrinzipdieSubstitutionmitderDrogenpolitikinsgesamtmitgewachsen.Alswirden Plan geschrieben haben,waren
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adelantar un tratamiento de substitución, a fin de alistar las condiciones necesarias para ello. Los

estados federados de Baden-W urtemberg, Bavaria, Hesse, Baja Sajonia y Renania-Platinado

señalaronporsu parteque ladecisiónmédica debe sertomada yfijada teniendo en cuentacada caso

particular."33 (Tdla)Cabe señalar,que el24 de febrero de 1989 através delconocido voto extrade

GM K, los ministros de los estados federados de Baden-W utemberg, Bavaria y Renania-platinada

manifestaron que: la ejecución del conocido programa de M etadón era desaprobada. Ellos se

remitieronalasituaciónjurídica,através de lacualsolo erapermitida laaplicación deltratamiento

a drogadictos cuando ésta se encuentrara fundamentada por la decisión del médico en cada caso

particular.

Para muchos se entendió como una prescripción legalizada de medicamentos cobijados en la Ley sobre

Sustancias Narcóticas.Algunos expresaronsu temorporun maluso de laprescripciónmédica odeluso

facultativoque se les concedíaalgremiomédico.Sinembargose señalóque elM etadón permitíaaladicto

dejar la heroína, ya que el efecto de la dosis dura inclusive hasta 36 horas. Al ser ingerido oralmente,

disminuiríaelpeligroainfecciones através de jeringas,asícomo daños en las venas.Se evitaríaelestado

de euforia y sentimiento de angustia que viven los adictos a la heroína, permitiendo que la persona

desarrollarauna vida laboralysocialparalela.A pesarde las características favorables,también se dejó

constatar que una sobredosis de esta sustancia, así como el consumo de otras sustancias de manera

paralela,podrían ocasionarlamuerte.De igualforma se criticó que con estetratamientose llevaríaacabo

un acompañamientoaladrogadicción,mas nose solucionaríaelproblema de adición.

Entre1990y1991se constatóun incrementoen elnúmerode personas interesadas en tomarparteen este

tratamiento.Para1994elnúmerode drogadictos vinculados aesteprograma ascendíaa21 mil,mientras

que para 1995 más de 30 miladictos estaban inscritos.Según un estudio adelantado por el Institut für

Therapieforschung de M unich, "a pesar de que la práctica con M etadón, así como las instituciones

encargadas de llevarlaacabo son muy diferentes en cada uno de los estados federados,se puede establecer

en conjunto que elrequerimiento cualitativo de lasustitución con M etadón en Alemania no corresponde

con los conocimientos estandaranivelinternacional.A todos los reponsables se les evidenciarálaescasez

que existeen los actuales tratamientos,paraque,en interés deladictoasustancias narcóticas,se mejorela

wirmitderSubstitutionsfrage befaßt.Damalshaben wirdieFrage derSubstitutiondeutlich restriktiverbehandelt,alswiresheutesehen."
33 Conferencia Especial de los M inistros del Interior, Justicia, Cultura y Salud, realizada el 30 de marzo de 1990 en Bonn. "Zur Frage einer
Substitutionsbehandlung beiHIV-infizierten Drogenabhängigen bekräftigtdieKonferenz dieEntschließung derGM K von27.M ärz1987,wonach in
ärztlich begründeten Einzelfällen unterstrengerKontrolledieGabe vonBetäubungsmittelnotwendigseinkann...DieLänderBerlin,Bremen,Hamburg,
Nordrhein-W esfalen,Saarland und Schleswig-HolsteinsindderAuffassung,daß den betroffenen Drogenkranken,sofernsienichtsofortindieAbstinenz
geführt werden können, bei Vorliegen der erforderlichen Voraussetzungen eine Überführung in eine geordnete Substitutionsverhandlung ermöglich
werden muß. Die Länder Baden-W ürttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz sind der Auffassung, daß dies der ärztlichen
Entscheidung im Einzelfallüberlassen bleiben muß."
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sustitución."(Tdla)34 Otrotipo de tratamientos de sustituciónhan sidodesde entonces propuestos.El4de

diciembrede 1995elConsejoNacionalsobreDrogas se reunióafinde discutirlaposibilidad de producir

una abstinenciarápida através delmedicamentoNaltrexon.En laconclusión se señaló que elNaltrexon

bloqueaba una parte en el cerebro, en la cual usualmente se acopla el opio y la heroína. Por ello se

comenzaría esa práctica en pacientes en tratamiento de desintoxicación. Se recomendó en casos en los

cuales los adictos aún noestuvieran socialmenteintegrados yrequirieran ayuda.Sinembargolos expertos

del Consejo, afirmaron que existían formas más exitosas y métodos menos dañinos para lograr la

abstinencia.

En eldesarrollopositivode un tratamientomédico de sustituciónse han encontrado sinembargobarreras

relacionadas con los costos de los tratamientos médicos y psicológicos de los afectados. En 1996 la

discusión tuvo lugaren las asociaciones de seguros respecto alpago deltratamiento de sustitución. "En

Hamburgohubo hace poco un problema,en elcualse firmó un contratocon elseguroAOK,en donde se

decía que ellos pagaban todo lo relacionado con el M etadón. En algún momento se dieron cuenta que

pagaban lo relacionado con M etadón pero que eltratamiento psicosocialno tenía lugar. Por esta razón

manifestaronque se encontraban en contrade pagarsololadosisde M etadón,ya que alfinalyalcabo se

convertíaeso en un acompañamientoalaadicción,peronunca en larecuperacióndeladictoen elproceso

de abandonarlas drogas.Además noveían las posibilidades paraque alguien en esas condiciones puediera

superarsu enfermedad.Porello se debe tenercomprensión cuando los seguros dicen que no pagan eso.

Con los adictos abebidas alcohólicas las cajas de seguros pagan eltratamientode desintoxicación,perono

pagan paraque elalcohólico compresu bebida".(Tdla)35

El tratamiento de sustitución ha generado paralelo a ello un debate relacionado con los temas de

"Liberalización" delconsumo de sustancias narcóticas.Esta liberalización se presenta en tres contextos

diferentes,según modelopresentado porH.J.Albrecht36:

a. Despenalización. Esto es la posibilidad de prescindir de una pena ya sea por la venta o la

pertenencia de pequeñas cantidades, como está especificado en la Ley sobre Sustancias

34 IntitutfürTherapieforschung de M unich."Expertisezum EinsatzvonM ethadon inderBehandlung vonDrogenabhängigen inderBundesrepublik
Deutschland". 1992 ""obwohl die Substitutionspraxis zwischen den einzelnen Bundesländern und auch zwischen den einzelnen Einrichtungen und
Arztpraxen sehrunterschiedlich ist,wirdinsgesamtfestgestellt,daß dieSubstitutionmitM ethadon inDeutschland den Qualitätsanforderung gemäß dem
internationalen Kenntnisstand nicht entspricht. Allen Verantwortlichen wird der aktuelle Handlungsbedarf aufgezeigt, und es werden Vorschläge
unterbreitet,um dieSubstitutionim InteressederBetäubungsmittelabhängigen zu verbessern".
35 Seitz,Norbert,representantedelM inisteriodelInterioren asuntosde droga.Nov.19.1996."esgab gerade inHamburgschon einProblem,wo man
einen Vertrag mitderAOK geschlossen hat,in dem gesagtwird,daß sieallesin Zusammenhang mitM ethadon bezahlen werden.Doch diedamit
zusammenhängende Psychosozialbegleitung findetgarnichtstatt.AbernurdieAbgabe vonM ethadon alleinwirdvonderKassen nichtfinanziert,weil
siesagen,daß esam Ende im Prinzipeine Suchtbegleitung sei,und eskeine Chance gäbe,daß derjenige seine Krankheitüberwindet.M an kann dafür
Verständnishaben,wenn dieKrankenkassen sagen,́wirbezahlen esnicht̀.Alsosiebezahlen zwardem AlkoholikerimmernurdieEntziehungskur,aber
siebezahlen dem ihm jaauch nichtden Schnaps."
36 Albrecht, H.J. „Voraussetzungen und Konsequenzen einer Entkriminalisierung im Drogenbereich", en: "Entkriminalisierung im
Drogenbereich".Compilador:W .de Boor.M agazíndelInstitutfürKonfliktforschung,Nr.13.Köln,1991.Páginas 1-37.
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Narcóticas,artículos 29y31a.De igualforma se plantea una bajaprovisionalde laejecuciónde

la pena dependiendo de las situaciones individuales de los inculpados,artículo 35 de la Ley de

Sustancias Narcóticas.

b. Descriminalización. Se ha pensado que es posible realizarla de las siguientes formas:

*Descriminalización parcial.*La relación con drogas en pequeñas cantidades no es penalizada.

*La relacióncon drogas seráretirada delderecho penalparasertratada como una irregularidad.

Las propuestas han señalado lanecesidad de diferenciarentre"drogas duras" y"drogas suaves",

estas últimas objetode descriminalización.

c. Legalización. Se han planteado diferentes posibilidades: * Necesidad de una licencia o un

sistema de prescripción adelantado por hospitales o médicos, mientras que otras formas son

prohibidas (caso de lasustitución).*Aboliciónparcialde laprohibiciónpartiendo de ladiferencia

delriesgo (mayoro menor)que puede ocasionaruna sustancianarcótica en la salud deladicto.

*Orientación hacia un mercado libre en donde todo es posible, tanto para la venta como la

comercialización.

Los estados federados más afectados porelproblema de ladroga (Hamburgo,Bremen,Berlín,Schleswig-

Holstein,entreotros)han formulado lanecesidad de liberalizarladroga afin de controlarelproblema y

evitarmayores consecuencias.

La resolución del Tribunal Constitucional (Corte Constitucional) Nacional del 9 de marzo de 1994,

conocida como "Resolución del Hachís" enfatizó y aclaró las indicaciones de la Ley de Sustancias

Narcóticas.Señalóque lafalsa impresiónsegún lacualcualquierpersona podríalibrementeutilizarhachís

carece de base.Respecto alos crímenes insignificantes pero relacionados con la Ley,manifestó que los

estados federados tienen que desarrollarenfoques similares en elámbitode procesamientoypenalización.

En una palabra y con base en la Ley Fundamental alemana se dijo que "se limita el derecho a la

embriaguez"37.La resolución se convirtió paramuchos en punto de discusión sobrela necesidad de una

diferenciación entre drogas suaves y duras. De otra parte, los estados federados más afectados por el

problema de ladroga también reaccionaron.

Una de las intersecciones de discusióncon esteprograma de sustituciónycon laconsiguienteformulación

de laliberalización,ha sidolade consideraralEstado como "un dealer-comerciante-"en caso de adelantar

una acciónde entrega de drogas alos consumidores,con lasubsecuenteclasificaciónentre d́rogas duras̀

y d́rogas suaves̀. El primero de febrero de 1996, la parlamentaria Secretaria de Estado, Sabine

37Leitsätzezum BeschlußdesZweiten SenatsdesBundesverfassungsgerichtsvon9.M ärz(sog."Haschisch-Beschluß").
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Bergmann-Pohl, en plenaria del Parlamento sobre el tema "Poner en Libertad las drogas" señaló

enfáticamente ante la propuesta del PDS y una fracción del BÜDNIS 90 sobre el suministro libre de

productos de canabisalos drogadictos,que "laayuda nose puede llamarlegalizaciónde drogas" 38.Así

mismo señalóque elEstado se convertiríaen un "dealer"ocomerciante,yestoseríauna capitulaciónante

elproblema.Como resultado la sociedad se acostumbraría a ese consumo y las consecuencias hacia el

futuro serían dolorosas.Respecto alconsumo controlado de heroína se mostró igualmenteescéptica, ya

que consideró que es una política irresponsable "tolerar lugares fijos de consumo"39. Según la

parlamentaria,laúnica manerade permaneceren elfuturoeraadelantando una política con mayornúmero

de ofertas: "Por eso, la respuesta correcta al problema de la droga se llama no a la liberalización y

legalización,sinomás prevención,más terapiaymás ofertas de ayuda.Asípermanecemos en elfuturo."

(Tdla)40 En estemismo sentidodeclaró elParlamentario Secretario de Estado,Eduard Lintner,el13 de

Febrerode 1996,que "elgobiernose opondráacontinuarcon laliberalización,estoes las exigencias para

la legalización, ya que no se podría ser responsable de las consecuencias básicamente en las jóvenes

generaciones. M uchos ejemplos muestran que al facilitarse el acceso a las drogas, el número de

consumidores aumentan, la intensidad del consumo sube y la motivación hacia la abstinencia se

dificulta."(Tdla).41

En palabras del representante del M inisterio del Interior, Norbert Seitz, en caso de que llegase a

presentarse una situaciónde ese tipo,nopodríaseñalarse,en todocaso,que elEstado es un Comerciante

de drogas."Esteargumentose utiliza,cuando alguien quiereargumentarpolémicamente.Yo creo que se

debe hacer una diferenciación. El comerciante lo hace por otras razones, ganar dinero y hacer al

drogadictodependiente.SielEstado dieraesas sustancias,seguramenteque noprovendrían delcomercio

ilegal, sino que él mismo puede producirlas de manera sintética, de manera tal que no requeriría del

mercado ilegal.Además elobjetivoseríaelde lograrque através de laheroína en cualquiermomento el

adictose liberede las drogas."(Tdla)42

El19 de noviembrede 1996 sin embargo,y como primeracto directo,la M inistra de Salud del estado

38DocumentosdelParlamento.Febrero1de 1996."Helfen kann nichtlegalisieren vonDrogen heißen",palabrasde laParlamentariaSabine Bergmann-
Pohl.
39 Documentos del Parlamento. Febrero 1 de 1996. "Helfen kann nicht legalisieren von Drogen heißen" "Es ist unverantwortlich, Fixerstuben zu
dulden".
40 DocumentosdelParlamento.Febrero1 de 1996."Helfen kann nichtlegalisieren vonDrogen heißen" :"deshalbheißtdierichtige Antwortaufdas
Drogenproblem nichtFreigabe und Legalisierung,sondernmehrPrävention,mehrTherapie,und mehrniederschwellige Hilfsangebote.Dafürstehen wir
auch inZukunft"
41 Palabras de Eduard Lintner. "die Bundesregierung wird sich auch weiterhin den Liberalisierung- bzw. Legalisierungsforderungen beharrlich
widersetzen,da ihreFolgen vorallem beiden jungen Generationen nichtverantwortetwerden könnten.VieleBeispielezeigen, daß ein erleichterter
Zugang zu Drogen dieZahlderKonsumenten vermehrt,dieIntensitätdesKonsumserhöhtund dieM otivationzurAbstinenz erschwert."
42 Seitz,Norbert,representantedelM inisteriodelInteriordelgobiernoalemán.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoel4de noviembrede 1996.
"DiesesArgumentwirdbenuzt,wenn jemand polemisch argumentieren will.Ich glaube,man muß einbißchen diferenzieren:DerDealermachtesaus
eineranderen M otivationheraus.DerDealerwirdGeldverdienen und derAbhängige istihm völliggleichgültig.W enn derStaatRauschgiftabgäbe,
dann würde essicherlich nichtvonden ilegalen Handlersgekauft,sondernsiewürden Heroinsyntetisch herstellen.Siebrauchen folglich dafürnichtden
illegalen M arkt.Eswürde auch mitdem Zielabgegeben werden,überHeroinirgendwann vielleichtdoch den Austieg ausderDrogenabhängigmitzu
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federado de Schleswig-Holstein autorizó a las droguerías para encargarse de suministrar hachís por

prescripción a los drogadictos. El acto se entendió como una liberalización de drogas "blandas" en el

estado del norte. Sin embargo, el proyecto falleció unos meses más tarde no sólo por falta de apoyo

político nacional, sino también económico. Esta situación deja en claro un conflicto de intereses en los

niveles nacional-federal,que se constituye en una barreraparalaformulaciónde una política coherentede

lucha contra el consumo de sustancias ilegales y para la puesta en marcha de políticas sociales

relacionadas con la rehabilitación. Así las cosas la política de lucha contra la drogadicción es una

contradiccióntotalcon elobjetivoprincipaldelplan.

En la segunda semana de enero de 1997 por lo menos 5 cuerpos muertos de drogadictos fueron

encontrados en diferentes barrios de la ciudad de Bremen. La causa de estas muertes parece estar

relacionada con laventade heroína,que alparecerconteníamás de 60grados de pureza.Los usuarios del

mercado ilegal no suelen encontrar este tipo de droga "tan pura", y por ello las dosis utilizadas son

mayores, lo que ocasionó en este caso la muerte por sobredosis. La trágica muerte de estos jóvenes

produjouna discusiónanivelde medios de comunicación,en laque se puso en telade juiciolapolítica de

drogas delgobiernoalemán.

La revista"Spiegel"entrevistóalos jefes de policíade las ciudades más afectadas (Hamburgo,Bremen,

M unich,Bonn,Dusseldorf,Hannover,Frankfurt,Stuttgart,Dortmund yEssen,entreotras),quienes en su

mayoríamanifestaronsu acuerdocon que sea elEstado elencargado de entregarestadroga afinde acabar

con el mercado negro responsable de la muerte de muchos drogadictos, así como para controlar la

delincuenciagenerada de forma paralelaen laobtenciónde ladroga,yempezaruna lucha directacontrala

criminalidad organizada.Sin embargo,en ciudades como M unich y Bonn,se mantienen firmementelas

orientaciones de lapolítica nacionalde drogas delgobierno.

El Profesor Arthur Kreuzer de la Universidad de Gießen quien adelantó una encuesta entre los

drogadictos, concluyó después del estudio: "que el 45%  de los daños en autos, 37%  de los robos en

apartamentos y20%  de los asaltos van alacuentade los drogadictos.En los estados federados se vive la

ley delmás fuerte.Un terciode lacriminalidad sobreelpatrimonioes totalizado porlas drogas."(Tdla)43

Asímismo eleconomistayprofesorde laUniversidad de Bochum,Dr.Karl-Hans Hartwig,señalóen su

libro "Rationale Drogenpolitik in der Demokratie", que los costos que la sociedad entrega debido a la

política de drogas oscilaentre3 a6 billones en daños anuales.Paraeldirectorde policíade Colonia,Sr.

bewirken"
43 Revista Spiegel, Nr.5/27.1.97. Páginas 36-54. "daß 45 Prozent der Autoaufbrüche, 37 Prozent der W ohnungseinbrüche und 20 Prozent der
RaubüberfälleaufdasKonto von Süchtigen gehen.In den Städten ergab sich dieFaustregel,daß den Drogen ein Drittelder Eigentumskriminalität
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Roters,se vive paralelo a todo ello un sentimiento de impotencia, cuando además no se cuenta con las

leyes para castigar este delito de comercio callejero: "En la medida en que los comerciantes callejeros

suelen depositarsu mercanciaen depósitos,son capturados con pequeñas cantidades,sies que latienen.

Frecuentemente utilizan a los adictos como mediadores y transportadores... Siempre la misma historia.

M iles de comerciantes callejeros son vaciados y nuevamente dejados en libertad al pasar la puerta

rotatoria.Toda migenteen estecampo tiene un sentimiento de impotencia y se pregunta silo que ellos

hacen,tiene realmentesentido."(Tdla)44

Debido a esta nueva discusión sobre daños materiales, así como sobre pérdida de vidas humanas, la

polémica se centraen laposibilidad de modificarlaLey de Sustancias Narcóticas afinde legalizarunas

drogas,que estarían bajocontrolestatal,afinde evitarycontrolarladrogadicción,perosobretodocon el

objetode acabarcon elmercado ilegalde drogas,como loseñalaraelAlcalde de Hamburgo,Sr.Henning

Voscherau.

3.3.2.2.Lucha contralacriminalidad delnarcotráfico en elámbitonacional

Elgobiernohace claroque paraleloaltrabajode prevenciónse debe adelantarun trabajode represiónyde

lucha contralacriminalidad originada en elcomerciode drogas narcóticas.Paraellolapolicíaylajusticia

se convierten en elarma paraevitarlaproducciónde narcóticos,asícomo su venta.

Paraestefinelplan sugierecuatropuntos claves:

a.Reducciónde laProducciónnosólode drogas sintéticas,sinotambién de las sustancias obtenidas con

base aproductos naturales.En estas últimas se requieren químicos parasu producción,que en su mayoría

provienen de países europeos,caso Alemania.Porellose plantea un controly cercamientoalaindustria

Químico-farmacéutica delpaís.

b. Lucha contra el comercio de drogas ilícitas. A fin de adelantar una lucha efectiva el plan señala la

necesidad de mejorar la sistematización del conocimiento obtenido sobre la identificación de las

organizaciones delnarcotráfico.Paraellose requiere:

*M ejoramientode laInformaciónganada en lalucha contraelnarcotráfico.Actualizaciónde la

base de datos "PIOS" de la Oficina de Criminología alemana.Contactarlas compañías aéreas,

zuzurechnen ist."
44 RevistaSpiegel,Nr.5/27.1.97.Páginas36-54."Da dieStraßendealerihren Stoffin Depotszu lagern pflegen, werden sie nur mit Kleinstmengen
geschnappt,wenn überhaupt.Vielfach setzen sieSüchtige alsVermittlerund Transporteureein...Immerwiederdiegleiche Geschichte:Zu Tausenden
werden dieStraßendealerabgefischtund im Drehtürverfahren wiederfreigelassen.Allemeine Leuteausdiesem Bereich haben einGefühlderOhnmacht
und fragen sich irgenwann,obdas,wassietun,überhauptnoch sinnvollist."
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aeropuertos, puertos de entrada libre, hoteles, servicios de currier, como medio de obtener

información,peropartiendo de labase de laprotecciónde datos.

Asímismo,entraren contactocon las instituciones financieras yde créditoparaevitarel lavado

de dinero y mejorar el apoyo a los funcionarios del gobierno encargados de esa área de

investigación.

En elcampo de fronteras exteriores se manifiestalanecesidad de reforzarlos controles,asícomo

la detección de Sustancias Narcóticas. Para ello se trabaja paralelamente con el sistema de

seguridad de Schengen.

c.Controldelcomercioen pequeñas cantidades desarrollado en las calles,afinde evitarelincrementodel

mercado, la formación de bandas, la criminalidad y consecuente inseguridad por delitos resultantes de

transacciones callejeras.

d.Reforzamientoydesarrollode las medidas legislativas.Es claroque labase jurídica contraeluso ilegal

de drogas se encuentraen laLey de Sustancias Narcóticas.Porelloprevé elPlan laposibilidad de nuevos

cambios que refuercen elcastigopenalen elcomerciode drogas ilegales,asícomo disposiciones penales

para la venta en lugares públicos como escuelas o parques, el control en la producción de sustancias

sintéticas,asícomo porelmaluso de químicos,aparatos ymateriales utilizados paralaproducciónilegal

de sustancias.

Hace claro que no se castigará penalmente a los drogadictos que se estén inyectando, sino que se les

ofrecerán jeringas a fin de evitar el contagio del sida, acompañado por medidas de tratamiento para la

desintoxicaciónyresocialización.

En relación con los instrumentos de indagación elPlan hace un llamado paramejorarlos,asícomo para

extenderelorden procesal(número100a),laampliaciónde las órdenes de detención,elfacilitamiento en

las condiciones de órdenes de captura,introducciónde penas contraelpatrimonioobtenidocomo resultado

delcomerciocon drogas (patrimonioque utilizaráelgobiernoalemán paraprogramas relacionados con la

prevención y la terapia), así como la penalización de asociaciones criminales extranjeras. "Socios de

organizaciones internacionales del narcotráfico, especialmente los carteles de la droga de Sur América,

buscan incrementarelcampo de acción de los narcóticos en Alemania para crear una red más amplia:

Según elordenamiento jurídico válido ese tipo de actividades son únicamente penalizadas cuando están

inmediatamenterelacionadas con delitos conexos con narcóticos uotros actos penalizables.A finde cerrar

estehueco elConsejode Gobiernoen su plenariadel11de mayo de 1990propuso un cambioen las leyes.
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Desde entonces se aplica también el artículo 129 del código penal (StGB Strafgesetzbuch) a las

asociaciones criminales extranjeras, que tienen como objetivo adelantar el manejo de narcóticos que

requieren de autorización."(Tdla)45

Sibien todas estas medidas nacionales surgen desde lanecesidad de controlarun problema interior,son

consecuencia de igual forma de la ratificación que Alemania ha hecho de los tres convenios de la

Organización de Naciones Unidas (Convenio de 1961 sobre sustancias narcóticas; Convenio de 1971

sobresustancias psicotrópicas,y Convenio de 1988 sobre tránsito prohibido de sustancias narcóticas y

spicotrópicas). La ratificación exige que cada uno de los países firmantes se comprometa a adelantar

tareas para acelerar el control de dichas sustancias. Estos tres convenios se convierten en la base

fundamentaldeltrabajoconjuntointernacionalproyectado porAlemania.

3.3.2.3.TrabajoInternacionalConjunto

Alemania partede la premisa de que el narcotráfico es un problema mundial que no puede ser tratado

desde el ángulo puramente nacional. De otra parte, el problema está configurado por dos caras de la

moneda que son inseparables: por un lado se encuentra la situación social y económica de los países

productores y cultivadores,pero delotro lado estálacrecientedemanda de drogas ilegales en los países

industrializados.Situaciónque hoy díase recrudece con laproducción de drogas sintéticas en los países

industrializados ycon su exportaciónhaciaotras regiones.

Alemania ratificó la Convención de Viena de 1988, sólo hasta 1993, pero las leyes necesarias que le

acompañaronsóloentraronen vigoren 1994.Con lafirma de estaúltima Convención,Alemaniase unióa

los 116países que anivelinternacionalhan firmado eltotalde convenciones de laONU relacionados con

sustancias narcóticas ypsicotrópicas.

En 1995Alemaniafue reelegida porun períodode 5 años (1996-2000)como miembropermanenteen la

Comisiónde Sustancias Narcóticas de las Naciones Unidas.Estedespacho de intervención internacional

(INCB),compuesto por13 expertos en Elérea,es reponsablede controlareltráfico de sustancias tanto

legales como ilegales 46 Elgobiernoalemán ha planteado lanecesidad de incrementareltrabajo conjunto

45 "NationalerRauschgiftbekämpfungsplan.M aßnahmen derRauschgiftbekämpfung und derHilfefürGefährdeteund Abhängige".1990.Página 42.
"M itglieder ausländischer Rauschgifthändlerorganisationen, insbesondere der südamerikanischen Rauschgiftkartelle, suchen zunehmend die
Bundesrepublik Deutschland als Betätigungsfeld, um hier Rauschgiftverteilernetze aufzubauen. Nach geltendem Recht sind solche Tätigkeiten nur
strafbar,wenn sieunmittelbarim Zusammenhang mitkonkreten Betäubungsmitteldelikten oderanderen Straftaten stehen.Um dieseLücke zu schließen,
hatderBundesratinseinerSitzung am 1.M ai1990eine entsprechende Gesetzeänderung vorgeschlagen.Danach ist§129StGB auch aufausländische
KriminelleVereinigungen zu erstrecken,deren Zweck aufden unbefugten Vertrieb vonBetäubungsmittelngerichtetist."
46 Presse-und InformationsamtderBundesregierung."Politik gegen Drogen".Bonn,1995 Página 40. "Die Suchtstoffkommission (Commission on
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con elPrograma de ControlInternacionalde Drogas de las Naciones Unidas (United Nationś International

Drug ControlProgram/UNDCP).

Desde 1974, la Oficina de Criminología Alemana (BKA) trabaja mancomunadamente con la Interpol,

razón porlacualelPlan de lucha aboga paraque sea esa instituciónlaencargada de laconcepciónde la

lucha en elcomercio de narcóticos a nivel internacional. Así mismo plantea la necesidad de una mejor

interrelación entre los organismos policíacos creados también a través de la Unión Europea (caso de

EUROPOL -Oficina de Drogas de laEuropol-yTratado de Schengen).

De otraparte,elGobierno Alemán ha firmado convenios bilaterales paralalucha contraelnarcotráfico

con países como los Estados Unidos de América, Austria y  M arruecos. Sin embargo espera entablar

acercamientos con los Estados de Europa central y oriental (con Polonia, Hungría y Bulgaria están

previstos acuerdos de lucha contralacriminalidad delnarcotráfico,mientras que están porentraren vigor

iguales convenios con Ucrania, Lituania, Estonia, Rumania, Kirgistan y Rusia, entre otros), debido al

incremento recientede los cargamentos de drogas provenientes porlarutade los Balcanes.Cabe anotar

que en 1995 fueron retenidos en Alemania 34.222 extranjeros sospechosos de negociar con drogas. La

Oficina de Criminología alemana determinó que en su mayoría los inculpados son turcos, italianos,

yugoueslavos, algerianos, marroquíes, libaneses, griegos, iraníes, suizos, estadounidenses, holandeses y

colombianos que utilizaban básicamentelarutade los Balcanes,asícomo los puertos aéreos yfluviales de

Alemania.En relacióncon los crímenes relacionados con laheroína,lamayoríade sospechosos son turcos

(58,7% ).Los delitos de comercioycontrabando de cocaína son realizados gran parteporturcos,italianos,

holandeses y colombianos."Porla conocida Ruta de los Balcanes llega la mayor parte de la heroína a

Alemania.La cocaína entraporcontrabando especialmenteporelaeropuertode FrankfurtdelM ain,pero

también por los puertos fluviales. En relación a las drogas sintéticas se desarrolla en Polonia tanto la

produccióncomo eltránsitoen cantidades similares alas de Holanda."(Tdla)47

Tabla6:Procedenciade los actores de los delitos contralaley alemana de estupefacientes.

Sospechosos Extranjeros Año 1995 Año 1994 DiferenciaPorcentual

Totalde casos 34.222 30.875

Turcos 11.461 10.224 12,1%

Italianos 2.961 2.698 10,0%

NarcoticDrug)istein internationalesSuchstoffkontrollamt, das die Umsetzung der Drogenkonventionen überwacht und darauf achtet, daß Anbau,
Gewinnung und Verwendung vonBetäubungsmittelaufwissenschaftliche und medizinische Zwecke beschränktbleiben".
La Comisiónde drogasnarcóticasesun despacho internacionalque vigilaeltraslado de lasdrogasprevistasen losanexosde lasconvencionesycuida
que laplantación,laproducciónylautilizaciónde lassustanciasnarcóticaspermanezcan limitadasalosfinescientíficosymédicos.(Tdla)
47"DasBundesministerium desInnernInformiert:Rauschgiftbilanz 1995".Bonn,13de Febrerode 1996."Überdiesog.Balkan-Routegelangtnach wie
vor der größte Teil an Heroin nach Deutschland. Kokain wird im wesentlichen über den Flughafen Frankfurt/M ain, aber auch die Seehäfen nach
eingeschmuggelt.Beiden synthetischen Drogen entwickeltsich neben den Niederlanden immerstärkerauch Polen alsProduktions-und Herkunftsland."
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Yugoeslavos 2.068 1.868 10,7%

Algerianos 1.644 2.140 -23,2%

M arroquíes 1.631 1.619 0,7%

Libaneses 966 852 13,4%

Griegos 825 776 6,3%

Iraníes 672 656 2,4%

Suizos 620 434 42,9%

Estadounidenses 605 656 -7,8%

Tabla7:Tipo de delitos ynacionalidad de los infractores

Tipo de Delitos
Contravencione
sgenerales

Turcos

1995:6.844

Italianos

1995:1.986

Yugoeslavos

1995:1.237

M arrocanos

1995:872

Algerianos

1995:732

Comercio/
contrabando

Turcos

1995:5.318

Italianos

1995:1.077

Algerianos

1995:1.067

Yugoeslavos

1995:924

M arrocanos

1995:897

Importación
ilegalde

cantidades no
pequeñas

Turcos

1995:539

Italianos

1995:139

Holandeses

1995:125

Colombianos

1995:102

Austríacos

1995:72

Estas cifras demuestras laimportancia,nosólodeltrabajoconjunto,sinotambién de laorientaciónen la

política de seguridad alemana.Según elM inisterio delInterior,el interés alemán en la zona de Europa

orientalse ha incrementado considerablementeteniendo elinflujoque laregiónejerce.

A nivelde laReuniónde los 7 (USA,Francia,Alemania,Japón,Rusia,ItaliayReinoUnido)se creó en

1989el"Grupo paralaLucha ContraelLavado de Dinero" (FinancialActionTask Force /FATF).

Con elconocido "Grupo de Dublín",compuesto porlos Estados de la Unión Europea, así como USA,

Canadá,Suecia,Noruega,Japón y Australia,se ha planteado la necesidad de llevar a cabo un diálogo

concretocon proyectos yestrategias en lalucha contraelnarcotráfico.De igualmaneracomo miembrodel

grupo de ciudades europeas que trabajan en conjuntoparacompararlos factores ymedirelconsumo ilegal

de drogas en Amsterdan,Barcelona,Dublin,Copenhage,Hamburgo,Londres,París,Roma yEstocolmo,

ha sidoAlemaniamiembrodesde 1984,año de su creación.

Elcompromiso delgobiernoalemán paralas medidas en elámbitodeltrabajode cooperaciónydesarrollo

alcanzó la suma de 390 millones de marcos durante el período 1989-1995. La mayor parte de este
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presupuestodelM inisterioparalaCooperaciónEconómica yelDesarrollo(345M illones)se destinóalas

medidas bilaterales.Paraleloaellose apoyó elPrograma de Controlde las Naciones Unidas con una suma

de 45M illones de marcos.

La política internacionalAlemana de lucha contraladroga señalacomo punto centrallareducción de la

oferta.Porello,consideradecisiva laeliminaciónde las causas sociales y económicas en las regiones de

plantación y producción y apoya las medidas a largo plazo relacionadas con la sustitución de cultivos,

como oportunidad paraque los campesinos puedan salirde lapobreza.Esto implica elmejoramiento de

las condiciones de comercio y las medidas de ajuste de la deuda externa. Los países beneficiados

directamentecon estos programas de sustitución en los últimos años han sido Bolivia,Tailandia,Perú y

Colombia.A nivelde ayuda de dotación y equipo el gobierno ha destinado para el período 1995-1998

166,3M illones de marcos.En esterubroestátambién contemplada laformacióneducativa paralapolicía

y funcionarios responsables de la lucha contra el narcotráfico. Este tipo de ayuda se enmarca en el

proyecto de laUnión Europea,actividades que Alemaniaapoya en elcampo de trabajo conjunto Norte-

Sur,en elque se incluyen entreotros,eldiálogopolítico con los países delPactoAndino,asícomo con los

países asiáticos sobrelas estrategias en lalucha contraelnarcotráfico yelprograma de lucha contraeluso

indebidode drogas dirigidoalaprevención,tratamientoyrehabilitación.

3.3.2.3.1.ElConceptode Trabajoen Conjuntodesde laperspectiva alemana

Eldesarrollo deltrabajo en conjunto con los países afectados porelnarcotráfico,adquiereen Alemania

una dimensiónpolítica,ya que los criterios de ayuda se basan en lacomprobación de que lacontraparte

lleve acabo reformas en lajusticiaatravés de las cuales se respeten realmentelos derechos humanos,así

como de que se alcance la seguridad jurídica.Bajo estas condiciones considera el gobierno alemán que

cualquiertipo de ayuda seráproductiva yefectiva.

Sibien elgobiernoalemán ha establecidoese criteriode ayuda,es conscientede que en primeralínea es

necesariogeneraralternativas afinde que los habitantes de esos países puedan,através de fuentes legales

de ingreso,abandonarelcultivoilegal.Porellose ha desarrollado con base en estapremisa elconceptode

"Alternative Entwicklung" (Desarrolloalternativo).

Desde comienzos de 1970 elgobiernoalemán adelantatrabajos de cooperación dirigidos alasustitución

de cultivos ilegales.Su primeraexperienciase desarrollóen zonas de las provincias asiáticas.Elprograma

de lucha promocionó los proyectos de cambios de cultivos por productos que económicamente le
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proporcionaran las ganancias esperadas a los campesinos. Sin embargo, ese simple cambio técnico de

cultivos no tuvo en cuenta la rentabilidad de los mismos y por ello no fue posible generar cambios de

comportamiento. Fue necesario integrar el concepto de empresa. El fracaso de la primera parte del

proyecto de ayuda, sirvió, sin embargo, para que se lograra una mejor orientación económica en las

medidas,que permitieradivisarclaras perspectivas económicas paralos agricultores.Porelloelgobierno

alemán promocionódesde entonces aspectos como laorganización comunalparalaautoayuda y parala

permanenciafutura de los proyectos.Asídelconcepto de "Sustitución de Cultivos" de ladécada de los

70s,se pasó alde "DesarrolloAlternativo" afines de ladécada de los 80.En 1993,elGrupo de Dublín

presentó una definición respecto a este tipo de colaboración, que sirve como base para los proyectos

formulados en los países en vías de desarrollo afectados por el cultivo y producción de drogas: "El

desarrolloalternativoes un proceso en elcualse elimina elcultivode plantas narcóticas,alavez que se

realiza un esfuerzo paraestablecerun crecimientoeconómico.Como parteesencialdeben seradelantadas

medidas en el área social y económica que tengan en cuenta todos los factores que conllevan a que se

cultiven estas plantas ilegalmente."(Tdla)48

Las precondiciones que se requieren paraadelantarun proyectode estanaturaleza afinde que sea exitoso

son las siguientes:

a.Debe existircontrolestatalen las regiones denominadas como zonas de cultivos ilegales.Sino existe

este control no habrá tampoco la ayuda. Implica que las fuerzas de seguridad del Estado se hallen

presentes afinde evitarconfrontaciones olimitaciones delproyecto.Según elgobiernoalemán estees un

requerimiento indispensablea fin de evitarla pérdida de presupuesto y de objetivos.De igualforma,el

gobiernoalemán noinvertiráen regiones en las cuales laamenaza criminaloterroristaexista.

b.Deberhaberuna obligación política delgobierno para controlar los cultivos ilegales.Esto debe ser

expresado abiertamenteen una política de drogas,especificada en un plan de lucha.Es importanteque se

plantee la consecución así como el refuerzo de instituciones que a nivel nacional y regional tengan la

competencia de coordinar las medidas que exige el desarrollo alternativo. En este nivel se apoyan

básicamentelos proyectos de descentralizaciónregional.

c.Estructuración de instituciones,especialmenteorganizaciones titulares adecuadas para adelantarlos

proyectos relacionados con eldesarrolloalternativo.

48 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. "Konzept: Rauschgiftbekämpfung im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit". Bonn, abril 1995. Página 7. "Alternative Entwicklung ist eine Prozeß, in dessen Verlauf die Erzeugung illegaler
Rauschgiftpflanzen überspezifische M aßnahmen derLändlichen Entwicklung beseitigtund eine weitereAusbreitung verhindertwerden soll.Diesmuß
inengem Zusammenhang mitdem Bemühen um W irtschaftswachstum stehen.AlsintegraleBestandteilesinddabeiauch M aßnahmen im Sozial-und
W irtschaftsbereich durchzuführen,dieinsbesonderealldieFaktoren berücksichtigen,diezu einem illegalen Rauschgiftpflanzenanbau führen."
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Siestas precondiciones se superan,su desarrollo cobijarádos ámbitos:uno político y otro de proyectos.

Esto es, en el ámbito político se debe convertir en una parte de la política de desarrollo de las zonas

afectadas,mientras que elcampo de los proyectos se refierea las medidas que hacen posibleeluso del

desarrolloalternativo.Estetipo de proyectos estápensado paraadelantarse en:

a.Zonas en donde se producen sustancias ilegales,afin de evitarque se extienda laproducción azonas

vecinas.

b.Zonas con potencialcultivode coca oamapola.Es una funciónpreventiva afinde evitarlaexpansión

de cultivos azonas en donde todavíanoexisten,peroque porsus cercaníaaotras pueden serafectadas.

c.Zonas con fuertemovilidad campesina hacialas áreas de cultivos ilegales.Elproyectodebe evitarque

se presenten las migraciones campesinas azonas de cultivos ilegales.

Los criterios paralaescogeciade los proyectos de desarrolloalternativoson:

a.Rentabilidad.A fin de que las actividades generadas  le permitan a la familia vivir con los ingresos

legales obtenidos,sinlanecesidad de recurriralos cultivos de coca oamapola.

b.Lucha contralapobreza.A fin de generarlas condiciones necesarias que hagan posibleeldesarrollo

independientede los proyectos de autoayuda.

c. Protección del medio ambiente y de las fuentes naturales. Dirigido a un uso eficiente que limite los

peligros yamenazas contraelmedioambiente.Debe estarinscritoen un plan regionalde desarrollo,loque

implica laestructuraciónde organizaciones capaces de adelantarelproyecto.

d.Inclusiónde M ujeres.

e.M antenimientode las condiciones de seguridad através de un proyectonacional.

Tabla8:Estructuradeltrabajoconjunto:

Areas de trabajo

Puntos esenciales

Cultivode plantas illegales Consumo de droga Producción y comercio de
Drogas
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Grupos objeto del
proyecto

* Campesinos dispuestos a
cultivarcoca oamapola.
* Campesinos que no han
tenido relación con cultivos
ilegales, pero viven en
regiones en donde las
condiciones sociales y
económicas motivan aello.
*Personas que se encuentran
en zonas muy pobres, razón
por la cual podrían llegar al
cultivoilegal.
* Administración local,
instituciones y
organizaciones deldesarrollo
regional.

* Potenciales adictos,
especialmentejóvenes

* Consumidores que ya son
adictos y , por lo tanto,  a
quienes tiene que ofrecérsele
untratamiento.

* Instituciones
administrativas públicas 
encargadas de adelantar un
control y una lucha eficiente
contraelnegociode ladroga
ilegal.

Instrumentos autilizar * DesarrolloAlternativo * Prevención a través de
campañas de información y
divulgación sobre los
peligros de las drogas.

* Apoyo alainvestigación a
fin de conocer las
condiciones necesarias para
las medidas preventivas.

*Apoyo alas Organizaciones
no gubernamentales en
proyectos alargoplazo.

* Law Enforcement. Las
bases mundiales para las
medidas de control del
narcotráfico se encuentran en
las tres Convenciones de las
ONU (1961,1971y1988).

Objetivos aalcanzar * La población debe ser
ayudada para que encuentre
la posibilidad de adquirir
ingresos legales a través de
los proyectos alternativos y
no dependan de los cultivos
ilegales.
*M ejorarlas condiciones del
abastecimientoenergético.
*Protección del M edio
Ambiente.
* Impulso a la pequeña
empresa.
*Formación.

*ElProblema de laadicción
debe ser evitado y tratado a
través de diferentes medidas.

*Formación.

*Investigación.

* En el ámbito de las
medidas de refuerzo "Law-
Enforcement"se debe apoyar
a fin de lograr un eficiente
control.

* Formación para policías y
funcionarios encargados de la
lucha contralas drogas.

* M edidas de refuerzo para
la destrucción de cultivos,
laboratorios, decomiso de
transporte ilegal y
encarcelamiento de
responsables.

Tanto la prevención como el apoyo a través del "Law-Enforcement" son elementos de una concepción

integralen lalucha contraesteflagelo:"La prevención y la terapia pueden ayudara limitar,esto es,a

evitarelconsumo de droga. Con medidas policiales y judiciales se enfrenta la elaboración, el creciente

comerciocon drogas,asícomo ellavado de dinero."(Tdla)49

49 "Rauschgiftbekämpfung". Basis-Info 5-1996. Página 1. "Prävention und Therapie können helfen, den Drogenkonsum einzuschränken bzw. zu
verhindern. M it polizeilichen und juristischen M aßnahmen wird der W eiterverarbeitung und dem zunehmenden Handel mit Drogen sowie der
Geldwäsche entgegengetreten."
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Porellovistoen su totalidad eltrabajoconjuntoimplica:

a. Producción agrícola y comercialización (por ejemplo a través de  enseñanza y asistencia, acceso al

crédito,acueductoyalcantarillado,entreotros).

b.Posibilidad de ingresos provenientes de la exportación de productos, especialmente en la elaboración

con calidad de productos,materias primas ymanufacturas,yapoyo alainversiónprivada.

c.Infraestructurafísica ysocial.

d.Condiciones institucionales,através deldesarrollo descentralizado y con ello laconcepción de planes

regionales de desarrollo.

e.Apoyo alas instituciones estatales ynogubernamentales en lacoordinaciónde sus objetivos.

Paraestefin,elM inisteriode CooperaciónEconómica yDesarrollodelgobiernoalemán ha propiciado dos

tipos de trabajoconjunto:

a.TrabajoConjuntoTécnico.Bajoesteconceptose encierran los principales campos en lalucha contrael

narcotráfico,es decir,los objetivos nombrados (desarrolloalternativo,prevenciónymedidas de refuerzo)y

la función principal es incrementar la capacidad de servicio tanto de las organizaciones como de los

responsables.Porelloeltrabajo en conjunto requiereque los proyectos sean adelantados y diligenciados

por personas de la comunidad a fin de que cumpla con las expectativas propias de la región y no se

perciba como una amenaza extranjera. Desde 1990, el ministerio creó un "Programa de Acción en la

Lucha contra el narcotráfico" que es adelantado por la "Sociedad para el trabajo conjunto técnico"

(GesellschaftfürdieTechnische Zusammenarbeit(GZT).Estasociedad puede realizarpequeños trabajos

sobremedidas con un presupuesto de 500 milmarcos.BásicamenteestePrograma de acción sirve para

identificar y preparar medidas de largo alcance, así como en recopilación y manejo del conocimiento

ganado a través del intercambio de información con las fuerzas de trabajo en los países en vía de

desarrollo.

b.TrabajoConjuntoFinanciero.A partirde estaconcepciónse busca incrementarymejorarlautilización

del capital en las infraestructuras de los países afectados. Desde aquí se planean las tareas de

comercialización, elaboración de productos y créditos agrarios. Busca promover la autonomía de las

comunidades en laobtenciónde fondos legales,mediantemedidas paralaobtenciónde fuentes de trabajo.
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La concepciónde ayuda,ha cambiado,aligualque cambióparalaUniónEuropea,en lamedida en que

"ayuda" nosignifica simplemente"dar",sinogenerarlas condiciones paraque cada uno pueda optarporla

producciónde ingresos estables,legales ycompetitivos en relaciónalos ingresos delnarcotráfico.Porello,

es elconocimiento,através de laformaciónylaasistencia,una alternativa alargoplazo.La autoayuda y

la permanencia de los proyectos, así como la participación directa de los afectados, se convierten en

conceptos esenciales en el plan de ayuda internacional planteado por Alemania. "Hilfe zur Selbsthilfe

verhindert dies, da jede Unterstützung ein aktives Engagement des Partners voraussetzt. Je größer die

Partizipation der Betroffenen in einem Projekt, desto mehr identifizieren sie sich mit dessen Zielen.

Darüberhinaus versprichteine stärkereBeteiligung auch effizientereund flexiblereM aßnahmen,da das

W issen und dieErfahrung derBauernso direkteinfließen können"50.

3.4.Relaciones Alemania-América Latina

Dentrodelconceptoque Alemaniamanejade América Latina se incluyen también los países delCaribe.

Aunque si bien Alemania nunca tuvo un acercamiento desde el punto de vista de colonias, existe sin

embargo,una larga tradición de relaciones comerciales,científicas y políticas. "Con la excepción de los

dos países colonizadores, España y Portugal, ningún país en Europa tiene tan profundas y enraizadas

relaciones con Latinoamérica como Alemania. Investigadores alemanes y científicos jugaron un papel

determinanteen eldescubrimientodelNuevo M undo.AlexandervonHumboldtes elmás conocidoentre

ellos,peroPoeppig,Burmeister,Prinz zu W ied,Uhde yotros también contribuyeronde igualforma.En el

siglo19alemanes de diferentes profesiones yquehaceres llegaronaLatinoamérica...Después de 1848,se

incrementaelnúmerode alemanes en Latinomérica,especialmentedespués de 1933.Latinoamérica fue la

generosa tierrade llegada de alemanes,que porpersecuciónoproblemas políticos debíeronotuvieronque

salirdelpaís."(Tdla)51

Ya que en las condiciones actuales, Latinoamérica se presenta como un subcontinente que reconoce la

democracia,respeta los derechos humanos, el Estado de derecho, adelanta una descentralización de los

procesos de decisiónpolítica,se preparaparalamodernizaciónde laadministraciónestatal,lareforma en

50 "BM Z Aktuell.Konzept:Rauschgiftbekämpfung im Rahmen derEntwicklungszusammenarbeit".Abril 1995. Página 21. "Ayuda para la propia
ayuda presupone que elapoyo de cada uno de losinteresadosesun compromisoactivo.Entremayorsea laparticipaciónde losafectadosen un proyecto,
mayorserálaidentificaciónde elloscon losobjetivosde éste.De allísedesprende una promesade una fuerteparticipación,asícomo laeficienciay
flexibilidad en lasmedidas,paraque desemboque directamenteen conocimientoyexperecienciaen loscampesinos".(Tdla)
51"DieBundesrepublikDeutschland und Lateinamerika".DocumentacióndelM inisteriodelExterior.año 1985.Página 13."M itAusnahme derbeiden
Entdeckernationen,Spanien und Portugal,hatkein Land in Europa so reiche und tiefverwurzelte Beziehungen zu Lateinamerika wie Deutschland.
Deutsche Forscherund W issenschaftlerhaben einen entscheidenden Anteilan derEntdeckung und Erschließung derNeuen W eltgehabt.Alexander
Humboldtistderbekanntesteunterdiesen Forscher.AberPoeppig,Burmeister,Prinz zu W ied,Uhde und anderen haben dazu gleichfallsBeachtliches
beigetragen (...)Angehörige allerBerufeund Gewerbezweige sind,vorallem im 19.Jahrhundert,nach Lateinamerika gekommen (...) Bereits nach
1848,verstärktabernach 1933,wurde Lateinamerika durch großzügige AufnahmebereitschaftzurHeimstadtvielerDeutscher,diederpolitischen Enge
oderVerfolgung inihrerHeimatentgehen wollten odermußten"
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la justicia y en la educación y la apertura de la economía, el interés de los países europeos por una

inversiónsegurayrentablese ha vueltoadirigiralaregión.América Latina se presentacomo un mercado

activocon más de 450millones de habitantes yun productonacionalbrutosuperioraun billónde dólares

anuales.

Alemaniaha definoaAmérica Latina "Partner"en elrenglóneconómico,asícomo un "interlocutor"en el

diálogopolítico global.

Desde 1994se estableció,porpartede los embajadores alemanes en laregión,el"Grupo de Trabajopara

América Latina" (Gesprächskreis Lateinamerika), que busca señalar las pautas de acercamiento al

subcontinentecon elobjetivode adelantarun enfoque conjuntode acción.Estavisiónde grupo se encaja

con los procesos de integraciónprogresiva que se viven en Latinoamérica.(M iraranexo sobreaspectos del

diálogopolítico).

Como "Partner"económico,cabe señalar,que Alemaniaes uno de los principales socios comerciales de

América Latina dentro de laUnión Europea.A nivelmundialfiguraen tercerlugardespués de Estados

Unidos yJapón.Con relaciónalainversión,Alemaniaocupa elprimerlugardentrode laUniónEuropea y

elsegundo anivelmundial,después de los Estados Unidos.Elgobiernoalemán ha sidouno de los países

interesados paraque en laRonda de Uruguay,asícomo en lanueva organizaciónM undialdelComercio,

se adelantelaliberalizacióndelcomercioyde las inversiones,asícomo una liberalizaciónmultilateralde

mercados.

Entre1975y1985elintercambiode mercancias alemano-latinamericanas se duplicó:1975:15billones de

marcos alemanes;1985:30 (mrd)billones de marcos alemanes.En ladécada de los 80,sin embargo,se

dejaronverlas consecuencias de lacaída ycrisisde las economías latinoamericanas.La llamada "Década

Perdida" en Latinoamérica ocasionóque muchas empresas perdieran su interés,debido alainestabilidad

económica que reinaba. Solo a partir de 1992, después de que Europa también superara el período

inflacionario entre 1990-1992, volvieron a incrementarse tanto las importaciones y exportaciones de

AlemaniaaSurAmérica yviceversa.

Las aportaciones públicas alemanas de carácter bilateral y multilateral con destino a América Latina

asciende a más de milmillones de marcos anuales, de los cuales el 70%  corresponde a la cooperación

bilateral.Estacooperaciónbusca desarrollarlos sectores claves de las economías latinoamericanas.
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Según la oficina Federal de Información para el Comercio Exterior (BfAI, Bundesstelle für

Außenhandelsinformation),elcrecimientoen Latinoamérica es visibleatravés delproceso de integración.

La región se presenta como la segunda,a nivel mundial, con mayor crecimiento económico y sigue

habiendo signos de liberalización, privatización e integración continua. Sin embargo resalta que las

condiciones sociales necesariamente no se han mejorado y que esto representa un peligro de

desestabilización,porlocualse hacen esfuerzos afinde que los gobiernos latinoamericanos inviertan más

en el área social. De igual forma, aunque la inflación y el proteccionismo han sido derrumbados con

resultados satisfactorios de índices de crecimiento anual de hasta el 7%  en promedio, enfatiza que este

desarrollotodavíaes muy desigualynotodos los países avanzan con elmismo ritmo.En su análisissobre

1996,laOficina de InformaciónparaelComercioExteriorseñala:"ElPresidentebrasilero,Cardoso,pudo

teneréxitocon su programa de estabilidad ́Plano Real̀ allograrun positivobalance después de dos años.

La inflación está bajo control, algo que desde hacía mucho no lo era- y sigue habiendo pasos hacia la

aperturade laeconomíaextranjeraysu desregulación.Incluso laonda de pánico presentada porlacrisis

mexicana se ha resuelto más pronto de lo que se esperaba:M éxico recibe elmayoraportede inversión

directaalemana en América Latina.En Argentina,uno de los países suramericanos más afectados porel

"efectotequila",se ha evidenciado que se mantiene lapolítica de laparidad con eldólarimplementada en

1991.No en todos los países hay un éxitotan inmenso:La crisisdelgobiernoen Colombiase reflejóen la

condicióntotaleconómica."(Tdla)52

Elhecho de que aún siguen presentándose procesos de privatización,es un elemento de motivación para

las empresas alemanas. De igual forma, se divisa a través de la integración regional, la posibilidad de

incrementarelcomerciocon zonas específicas de laregión.Domina en elambienteun crecienteoptimismo

de crecimiento económico en elárea de M ERCOSUR (alque pertenecen Argentina,Brasil,Paraguay y

Uruguay).Porsu parteelGrupo de países Andinos siguen adelantando pasos en elreforzamiento de las

estructuras y exigenciadelcomercio.A través de M éxico,ven las industrias alemanas la posibilidad de

participaren elmercado abiertogenerado através delTratado de LibreComercio"NAFTA".ElM inistro

de relaciones Exteriores Kinkel,manifestóen la"Semana Latinoamericana" realizada en Coloniaentreel7

al11de octubrede 1996,laurgenciade crearuna zona de comercioabiertoentreEuropa,NorteAmérica

y SurAmérica:"La propuesta zona de librecomercio en toda América,señalada por el Presidente Bill

Clinton, debería ser extendida a través de un puente a Europa. Una zona del libre intercambio entre

52 Bundesstelle für Außenhandelsinformation."Lateinamerika- Konferenz der deutschen W irtschaft" Colonia, 10. und 11. Oktober 1996. Página 5.
"BrasiliensPräsidentCardosoKann nach zweiJahren eine positive Bilanz seinesStabilitätsprogramms Ṕlano Real̀ ziehen.DieInflationist-wieschon
lange nicht mehr- unter Kontrolle, die außenwirtschaftliche Öffnung sowie die Deregulierung schreiten voran. Auch die von der M exiko-Krise
ausgehenden Schockwellen haben sich schnelleralserwartetgeglätet:M exiko ziehtinLateinamerika wiederdiemeisten deutschen Direktinvestitionen
an.InArgentinien -dasam stärksten vom Tequila-Effecktbetroffene südamerikanische Land-hatsich dasFesthalten an der1991eingeführten Dollar-
Paritätalsrichtigerwiesen.Nichtinallen Ländernliegen dieErfolge sounübersehbaraufderHand:KolumbiensRegierungskriseschlägtsich inder
wirtschaftlichen Gesamtverfassung nieder..."
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Europa,NorteAmérica ySurAmérica es larespuestacorrectaalos retos delsiglo21.El Ŕegionalismo

abiertò  en Latinoamérica y la Unión Europea implantará una política mundial liberal económica y de

comercio."(Tdla)53 Este"Triángulo Atlántico" propuesto porKinkel,implica una activa participación de

Latinoamérica en elárea delcomerciointernacional.

La colaboraciónalemana paraAmérica Latina es un asuntopolítico que se mide en estabilidad económica

y social. Sin embargo el gobierno alemán ha demostrado su interés en participar en el crecimiento

económico latinoamericano considerando alaregiónun "partner"económico delsigloXXI.

3.4.1.Conceptode Lucha ContraelNarcotráfico entreAmérica Latina-Alemania.

En SurAmérica,estoes PerúyBolivia,se encuentralaprincipalzona de cultivode hojade coca,mientras

que en Colombiase realiza su procesamientocomo base de cocaína.Paraleloaestefenómeno se percibe

un incremento no sólo en la producción de heroína, sino también en los cultivos de amapola. Centro

América yelCaribe se han convertidoen los centros de tránsitode las drogas haciaNorteAmérica,Africa

yEuropa.Igualsuertecorren otros Estados suramericanos como Brasil,Argentina yVenezuela.

A nivelmundialse han reconocidolas consecuencias de estenegocioilegalen las sociedades de laregión:

Violencia,corrupción,desestabilizaciónsocialyeconómica através dellavado de dineros que crean falsos

repuntes económicos en laregióneincluso recienteyprogresivoconsumo de drogas.Según elM inisterio

delexterioralemán."En Perú,ColombiayBolivia,los ingresos deltráfico de ladroga deberían alcanzar

entreun 20aun 30%  delproductointernobrutonacional."(Tdla)54

Elgobiernoalemán ha desarrollado un conceptode lucha contraladroga en América Latina con base en el

conceptoque elM inisteriode CooperaciónEconómica yde Desarrolloha formulado paratodos los países

del Tercer M undo, afectados básicamente por los cultivos ilegales y la producción de narcóticos, sin

desestimarlacrecienteproblemática delconsumo.Los tres puntos básicos deltrabajocon América Latina

son:*Reducirlos cultivos ilegales através de elDesarrolloAlternativo.

*M edidas de prevencióncontraelconsumo de drogas.

*Reducirlaproducciónde narcóticos ysu comercioatravés delapoyo alcontrolde drogas.

53 PalabrasdelM inistroKlausKinkelduranteelactode inaguraciónde la"Semana Latinoamericana" realizada en Colonia,Alemania,entreel7al11
de octubrede 1996,organizada porlaVoz de Alemania(Deutsche W elle)."dievonUS-PräsidentBillClintonvorgeschlagene Freihandelszone fürganz
Amerika solle deshalb erweitert werden durch einen Brückenschlag nach Europa. Eine Zone des freien Austausch zwischen Europa, Nord- und
Südamerika seidierichtige AntwortaufdieHerausforderungen des21.Jahrhunderts.Der óffene Regionalismus̀inLateinamerika und dieeuropäische
Integrationkönnten eine liberaleW irtschafts-und Handelspolitikweltweitdurchsetzen"
54AuswärtigesAmt,Bundesministerium fürW irtschaftund Bundesministerium fürwirtschaftliche Zusammenarbeitund Entwicklung."Lateinamerika-
Konzept der Bundesregierung" Bonn,. 1995. "in Peru, Kolumbien und Bolivien dürften die Erlöse aus dem Kokaingeschäft bereits 20-30%  des
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Elobjetivo de lalucha contraelnarcotráfico es en primeralínea evitarelcultivo de la coca,porello la

orientaciónalemana se ha concentrado específicamenteen Bolivia,Perú yColombiapaíses en los que se

produce lamayorcantidad de coca anivelmundial.Estos tres países son considerados los "partner"más

importantes en latinoamérica cuando se tratade lalucha contraelcultivoylaproducciónilegalde drogas.

Según laexperienciaalemana,en PerúyBolivialos cultivos de coca están concentrados en determinadas

regiones,mientras que elproblema se agudiza en Colombiaen donde laproducciónse realiza de manera

descentralizada,en muy diversos lugares de lageografíacolombiana.

Debidoaladiversidad de factores que se viven en laregiónyafinde plantearuna lucha efectiva contrael

narcotráfico que abarque desde elcultivohastalacomercialización,lapolítica alemana busca en primera

instancia trabajar con los pequeños cultivadores a fin de identificar cultivos alternativos así como

empresas interesantes que puedan atraerlaatenciónalaspectolegalde laeconomía.De allíque una de las

condiciones necesarias paralaayuda sea elcompromiso estatalen desarrollarplanes regionales,que hagan

partede una estrategiade modernizaciónyde descentralización.A esterespectode DesarrolloAlternativo,

no se cuenta aún con mucha experiencia, ya que la mayoría de proyectos bilaterales tienen un corto

períodode existenciaobien todavíaestán en estado de prueba.

Para el área de ayuda dirigida al intercambio de conocimientos policivos, la República alemana ha

invertidodesde 1990una suma de 16,5millones de marcos.En estaárea toman partetambién Venezuelay

Panamá,regiones básicamentede tránsitoque requieren controlarelpaso de ladroga porsus países.La

ayuda de dotación y formación está dirigida a hacer más efectiva la estructura técnica en el área de

comunicaciónymovilizaciónde fuerzas policíacas.Asímismo,Alemaniaha enviado aColombia,Brasil,

Argentina,Venezuela,Bolivia,Panamá y Costa Rica funcionarios alemanes delárea de lucha contra la

droga afinde teneruna presenciadirectaen elasunto.

3.4.2.Relaciones ColombiayAlemania

En 1984en visitaque realizaraelM inistrode Estado Alemán,AloisM ertes,alaRepública de Colombia,

se señalaban las perspectivas futuras delpaísen elárea de laeconomíainternacional,siempreycuando la

política fuese la política de la paz, razón por la cual hacían un llamado a la solución de los conflictos

armados internos en las regiones colombianas: "El conflicto armado no soluciona el problema, por el

contrario atrae otros más."(Tdla)55 Alemania señaló entonces que Colombia era considerada una

jährlichen Bruttoinlandsproduktserreichen."
55 Discurso del M inistro de Estado Alemán, Alois M ertes, el 4 de Febrero de 1984 durante una visita Oficial en Colombia. "Bewaffnete
Auseinandersetzungen lösen dieProbleme nicht,sonderschaffen neue."
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"compañera de Alemania en los siguientes pasos a dar,una compañera de la libertad y una compañera

para la paz".Asímismo mostraba su satisfacción en las acciones internacionales de paz realizadas por

Colombiaen elárea delCaribe,su interés en laintegraciónregionalsudamericana siendo con ello,además

lacuna de laOrganizaciónde Estados Americanos.

Sinembargo,anivelde diplomacia,las relaciones entre ambos países se han mantenido"más bien frías".

En 1995 elPresidentecolombiano,Ernesto SamperPizano,visitó la República alemana después de 30

años en los cuales no había habido este contacto. Por su parte, Colombia no ha recibido a Cancilleres

alemanes.

Entrelos acuerdos bilaterales firmados entreColombiayAlemaniafiguran:

- Freunschafts- Handels- und Schiffahrtsvertrag del 23 de julio de 1892. (Acuerdo de Amistad,

Comercioyviajes de barcos).

- Handelsabkommen del9de noviembrede 1957.(AcuerdoComercial).

- Kulturabkommen delonce de octubrede 1960(AcuerdoCultural).

- Abkommen über technische Zusammenarbeit del dos de marzo de 1965. (Acuerdo sobre trabajo

técnico conjunto).

- Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der Schiffahrt und Luftfahrtunternehmen auf

dem GebitederSteuernvonEinkommen und vom Vermögen,del10de septiembrede 1965(Acuerdo

para evitar el doble pago de impuesto de las empresas aéreas y marítimas, en el ámbito de los

impuestos poringresos yporcapital).

- Abkommen überden Luftverkehrdel25de noviembrede 1968(Conveniosobreeltránsitoaéreo).

- Abkommen überKapitalhilfe (Convenio sobre Capital para ayuda), firmado en 1965, 1970, 1972,

1974,1975y1976.

-Abkommen fürtechnische Hilfe.(tratado de ayuda técnica),porun montode 15,95 millones de marcos

firmado el4de diciembrede 1996.Estetrabajoen conjuntose concentraen lalucha contraelnarcotráfico,

lamodernizaciónde laadministración y delsistema judicial,asícomo en lalucha contralapobreza.La

decisiónde laayuda tuvo en cuentalos conflictos que desde hace varios años se presentan entrelos grupos

militares,lapolicía,laguerrilla,lamafiade ladroga ylos grupos paramilitares.

Según la oficina de información de Comercio Exterior Alemana, el año 1996 no mostró satisfactorios

indicadores de crecimiento en Colombia. Los investigadores del área económica contaban con un

crecimientode 3,1% ,aunque las cifras oficiales señalaban un 3,8.Elinforme de laOficina de Comercio,

manifiestóde maneraabierta,que lacrisispolítica que vivióelpaís,pareíahaberafectado negativamente
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lainversiónextranjera.Elhecho de que laLey sobreInversión Extranjerafuerareformada parece abrir,

sinembargo,las puertas yfacilitarelcaminode laempresa internacional.

3.4.2.1.Alemaniaysu relacióncon Colombiaen lalucha contraladroga.

Uno de los puntos intensivos en contradelnarcotráfico loha centrado Alemaniaen elapoyo aColombia

en su lucha contralos carteles de lamafia.Alemaniareconociódesde elcomienzo de ladécada de los 90

que esta "Guerra contra los Carteles" había traido consigo un alto número de víctimas, así como una

interrupciónen eldesarrolloeconómico delpaís.Poresa razón recibióColombiayporun períodode tres

años 80 millones de marcos alemanes como servicio adicional de lo que el gobierno alemán había

comprometido durante ese período de tiempo, suma que había alcanzado en total los 186 millones de

marcos.

El tipo de ayuda alemana hacia Colombia se orienta según los objetivos establecidos en el Plan del

M inisterio de Colaboración Económica y Desarrollo, explicado con anterioridad, razón por la cual se

señalarán en estecontextolos proyectos que se han adelantado.

3.4.2.1.1.Proyectos en elArea delDesarrolloAlternativo

Sibien con Colombianoha habidoaesterespectoun conveniobilateral,existe,sinembargo,un proyecto

multilateralcoordinado porNaciones Unidas en su programa delUNDCP.

Elproyectocomenzó en 1985en laregióndelCauca,alsuroccidentecolombiano,en donde se sembraba

coca,loque resultaba muy productivoen una regiónafectada porlaviolenciaylos conflictos sociales.El

objeto era disminuir el área sembrada en una zona que cubre 220 pueblos, donde se encuentran

aproximadamente 4 mil familias. En primera instancia se incrementó la producción del producto

alternativo y se apoyó su comercialización. Paralelo a ello se desarrolló un proyecto de cooperativas,

acompañado de un plan de formación técnica. En el programa se incluyó el trabajo con mujeres,

mejoramiento y expansión de las fuentes económicas provenientes de la agricultura, lo que implicaba

diversificaciónde los productos agrarios.Después de 10años elproyectopudo disminuiren más del30%

elárea sembrada con coca yhoydíase evalúa eldesarrolloindependientedelprograma.

3.4.2.1.2..Proyectos en elArea de Prevención
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En estecampo elgobiernoalemán recurrealapoyo aOrganizaciones nogubernamentales,que adelantan

eltrabajode información,asícomo programas sociales en los cinturones de pobreza ozonas marginales en

donde existeuna expansiónclaradelconsumo de drogas.Desde 1994se adelantaen M edellín,Antioquia,

un proyectoen las zonas orientales de laciudad,lugares de crecienteviolenciayde formaciónde pandillas

de jóvenes conocidas como "sicarios".Elprograma trabaja con base en la "Protección de factores" que

motivan aun comportamientohacialas drogas.Estoes,soluciónde conflictos,responsabilidad personal,

capacidad de manejarelestrés,asícomo formaciónparauna labortécnica afinde influirpositivamenteen

los jóvenes.Un objetivode esteprograma es fortalecerlavida en comunidad en estapartede laciudad.

3.4.2.1.3.Proyectos en elArea de Law Enforcement(reforzamientode medidas)

Teniendo en cuentaque en Colombialacriminalidad organizada delnarcotráfico es lacausa de gran parte

de laviolenciagenerada tantoen las ciudades como en elcampo yque muchos de los casos quedan en la

impunidad debido a la falta de pruebas, al no seguimiento de los indicios, al desconocimiento de las

medidas oalafaltade formaciónen esa área,Alemaniaha sugeridoincrementarlaayuda relacionada a

las acciones policiales y justiciales que permita mejorar la capacidad de servicio de las instituciones

encargadas de adelantar este tipo de investigaciones criminales. A este respecto se habla de mejorar la

cualificacióndelpersonaldelárea de justiciaycriminología.

3.5.Perspectivas yValoración

La política alemana de drogas es conscientedeltrabajointernacionalafinde combatirlas dos caras de la

moneda en lalucha contraelnarcotráfico.Elhecho de que elabanico de crímenes relacionados con las

drogas ilícitas se incremente en un país como Alemania, manifiesta no sólo la falta de más medidas

policivas, sino también y ,básicamente, el incremento de otros problemas sociales que degeneran en

delincuenciaeinseguridad ciudadana.

Los carteles internacionales han entendidoque Europa orientales una zona de crecientes necesidades ypor

ello han propiciado el uso de la región como lugar de tránsito para el envío de drogas hacia Europa

Central. En ese orden de ideas, Alemania corre el peligro de convertirse en la zona de tránsito más

importantede drogas haciaelcentrode Europa,con elconsabidoincrementode los delitos generados de

forma paralelacon ladelincuencia.Una razón más paraadelantarconversaciones yacercamientos con los

países de Europa orientalafinde controlarestetráfico ilícito.
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Ciudades como Hamburgo,Bremen yHannoverson testigos de laformaciónde bandas encargadas de la

ventacallejerade drogas.Según datos de laOficina de Criminologíafederalde los estados nombrados,la

mayoríade estas bandas yasociaciones delictivas están conformadas porpersonas provenientes de laex-

Yugoeslavia, Turquía y Africa. En la mayoría de los casos se viven rivalidades entre las bandas que

manejan elmercado ilegalde drogas en las calles,loque ha generado una situaciónde violenciaymuerte

en zonas específicas de las ciudades en donde la venta de sustancias ilegales tiene lugar. (Caso de San

Pauli en Hamburgo). Paralelo a ello se ha incrementado el número de sitios públicos conocidos como

"disco-parties" en donde laventade drogas sintéticas se ha multiplicado.Estasituaciónexige de campañas

de prevencióneinformaciónpermanente,afinde reforzarladecisiónde los jóvenes de noconsumirdrogas

ilícitas.

Según información de la Oficina de Criminología alemana (BKA), La situación con relación a la

problemática de sustancias ilegales durante 1998 seguía considerándose como un problema muy serio,

hecho que eraposiblede confirmaratravés delincrementoen las principales estadísticas relacionadas con

elconsumo de sustancias duras,primeros consumidores ymuertes debidoasobredosis.Paraleloaello,en

elinforme se hace un llamamientoalos países miembros de laUniónEuropea paraque se mejoren tantola

investigaciónpoliciva como elenjuiciamientode los delincuentes.Asímismo se enfatizó elincrementoen

laproducciónde drogas sintéticas en territorioalemán.56

Aunque sibien existeun Plan Nacionalque aceptaladiversificacióndeluso deltratamientocon M etadón,

cabe resaltar que la diferencia de esta práctica puede ocasionar problemas entre los diferentes estados

afectados,ocasionando loque se llama "turismo de droga" alinteriorde Alemania.Todavíanose sabe con

certeza elresultado de lapráctica más liberalde M etadón en algunos estados federados en comparación

con los que desarrolla una práctica más restrictiva. La polémica política ha de continuar, básicamente

enfocada alanecesidad de modificarlaLey de Sustancias Narcóticas afinde permitireluso "legalizado"

de ciertas sustancias bajocontrolestatal.La lucha de los estados federados con más de 500milhabitantes

a fin de poner a prueba proyectos de entrega autorizada sustancias para prácticas de sustitución en

tratamientos de rehabilitación, es un elemento de conflicto con la política nacional de drogas que aún

vacila en orientar la lucha contra el narcotráfico hacia los consumidores o hacia la criminalidad

organizada. Los términos de discusión van desde "ayuda humanitaria" a los drogadictos hasta "lucha

frontal"contralacriminalidad organizada.De otrolado,los proyectos relacionados con lasustituciónpara

larehabilitacióncarecen de apoyo financieroalargoplazo,razón porlacualse disminuye elnúmero de

cupos e instituciones que adelantan este trabajo, lo que trae como consecuencia la interrupción de

56 Bundeskrimialamt.„RauschgiftjahresberichtBundesrepublikDeutschland-Kurzdarstellung-„,W iesbaden,1998.Página 10.
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tratamientos olaimposibilidad de recibiraquienes están interesados.Sibien se ha desmostrado elinterés

de los drogadictos porestetipo de programas,faltaaún lavoluntad política parallevarlos acabo,estoes,

un compromiso nacionalpara apoyarestas medidas sociales.Esta situación evidencia, de otra parte, el

conflictoentrelos intereses nacionales,regidos porlos convenios internacionales,ylos intereses locales de

los estados federales,regidos porlas situaciones sociales yelincrementode lainseguridad.Paraleloaello

se desarrolla un debate internacional sobre las drogas y sus consecuencias a nivel de corrupción,

criminalidad organizada yefectos dellavado de dineroen laeconomíalegal

En su interior,Alemaniatiene que enfrentarmuchas situaciones contradictorias,ocasionadas porelrápido

desarrolloen elcomerciointernoilegalde sustancias narcóticas,debidoalincrementoen laproducciónde

drogas sintéticas,asícomo aldesafíogenerado anivelde seguridad internacionalalconvertirse en zona de

tránsitode las drogas ilegales.

Las convenciones de las Naciones Unidas son elementos de trabajo que han de ser utilizados a fin de

emprender una lucha cierta contra la droga. Instancias como Europol, Interpol, Sistema de Seguridad

Schengen y Oficina de CriminologíaAlemana (BKA)deben lograrencajarla tarea a fin de permitirun

intercambiorápidode informaciónque genereresultados concretos.

A nivelde lacooperacióninternacional,ha demostrado que sibien existeun nuevo conceptode combatirla

ofertaatravés del"desarrolloalternativo",todavíanoexisten las condiciones parahacerdelprograma un

elemento exitoso, por cuanto las infraestructuras de los países cultivadores y productores son todavía

mínimas.Un impulso aestetrabajointernacional,asícomo un mayorcompromiso permitiríagenerarun

verdaderocambioen laeconomíaagrícolacampesina.De otraparte,los recursos son insuficientes parael

campo de accióndelM inisteriode CooperaciónEconómica,loque de porsírepresentauna limitaciónal

empujede estos programas.

Es destacableelimpulso alainvestigacióncientífica nacionaleinternacionalcomo medio paracombatir

las causas que promueven elconsumo de sustancias adictivas.

América Latina se presentacomo un compañerociertode comercioeinversión.Sinembargo,mientras no

se refuercen las estructuras de integración regional, el tan llamado "triánglo del Atlántico" no tendrá

posibilidad de existencia.Estaintegraciónes deseableyrequerida tantoAmérica Latina como Europa.

Con relación aColombia,Alemania no ha manifestado un interés directo de apoyo político,en tanto se
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evidenciaen primerainstanciaun interés económico porampliarlos mercados básicamentecon los grupos

regionales más estables,dado elcaso de M ercosuryelNafta.Su apoyo económico yjurídico parapaíses

afectados por el narcotráfico no es directo. Tanto los programas de sustitución de cultivos, como de

prevención están mediados bien por la Unión Europea, bien por la Organización de Naciones Unidas,

razón porlacualsu experiencia en estetipo de trabajo en conjunto es limitada y sus propuestas a este

nivelmínimas.

Anexo

Areas deldiálogopolítico con América Latina:

DIALOGO POLITICO AREAS DE INTERES
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Económico * liberalización delcomercioylainversión,teniendo
en cuentaelsignificativopotencialde crecimientoen
laregiónlatinoamericana.
* Ambito de condiciones convenientes para América
Latina en elmercado alemán yde laUniónEuropea.
* Ratificación yuso las medidas multilaterales sobre
protección del patrimonio intelectual y las modernas
leyes sobrepatentes.
* Generación de un desarrollo pacífico ysostenido a
fin de mejorarlasituación económica ysocialde los
habitantes.ParaAlemania, el concepto de desarrollo
económico debe estar basado en un funcionamiento
de los mercados que disponga de un componente
socialyasuma laresponsabilidad ecológica.
*Promociónde lacooperacióneconómica privada.
* Utilización del mecanismo conocido como
"Financiación concertada", esto es, una forma de
financiación que permite movilizar mayores
volúmenes de recursos combinando la aportación
pública de capitalcon recursos delInstitutode Crédito
para la Reconstrucción (KfW ) captados en el
mercado.
*Asesoríayapoyo en elproceso de pago de ladeuda
externa. Alemania se compromete a trabajar
activamenteen elmarco delClub de ParísyelClub
de Londres respecto a las condiciones del
saneamiento económico de los países acreedores con
labanca internacional.
*Apoyo alapequena yM ediana industria.
* Impulso para la estructuración de la política
agrícola,afin de llevar acabo reformas agrarias y la
creación de estructuras empresariales eficaces, la
investigaciónagrícola.
*garantíaalos créditos alaexportación.

M edioAmbiente * Investigación y trabajo tecnológico científico que
cubra temas como: nuevas fuentes de energía,
biotecnología, ecología tropical, climas, mares (por
ejemplo,laAntártica).

*Con base en lareuniónde Ríode 1992,trabajaren
laprotecciónde los bosques tropicales.

* Concentrar esfuerzos multilaterales y bilaterales
para hacer posible el desarrollo de la belleza del
medio ambiente, como laa conservación de las
especies. Alemania propone ofrecer la moderna
tecnologíade proteccióndelmedioambienteparaque
las industrias remodelen sus instalaciones einviertan
paralelamenteen proteccióndelmedioambiente.



165

EduaciónyCultura * PresenciaculturaleintercambioCo América Latina.
* Porlo menos una tercerapartede los gastos en el
campo de la cultura política exterior para América
Latina es utilizada en los Colegios Alemanes de la
región. En El momento existen 38 colegios en los
cuales se enseña el idioma alemán, sin embargo se
considera necesario hacer una presencia más
permanente para hacer posible un incremento en el
interés de laculturaalemana.
*M ayorintercambioen eláreacientífica.En 1994La
DAAD apoyó el estudio de 1.580 estudiantes
latinoamericanos en universidades y centros
especializados de Alemania. En 1995 por lo menos
4100 estudiantes latinoamericanos inscritos en
diferentes proyectos de apoyo tomaban parte en
variados planes de estudios. Si bien ha habido
recortes en esteámbito,Elgobierno alemán considera
indispensableElintercambiocientífico.
* Generar interés en el idioma alemán en
Latinaomérica.
* Promover la presentación de artistas
latinoamericanos en Alemania y viceversa, a fin de
contribuiralaconservaciónde los bienes culturales.

M edios de Comunicacion * Expansión de lapresenciade la"Deutsche W elle",
lo que exige consecuentemente un mejor uso de la
tecnología en la información. Lograr mayor difusión
de noticias con trasfondo germano-latinoamericano en
laregión.
*Programa de intercambio de periodistas a fin de
ofrecer en el futuro posibles multiplicadores en las
relaciones Alemania_ América Latina.

Lucha contraelnarcotráfico *Reforzamientode lalucha contralacriminalidad del
Narcotráfico.ParaelloAlemaniadebe estarpreparada
paraapoyarlas Fuerzas de Seguridad,especialmente
como modernos medios de ayuda técnica.
* Superación de las causas que motivan a la
plantaciónyproducciónde sustancias narcóticas,esto
es, lucha contra la pobreza, mejoramiento de la
infraestructura en el campo, apoyo a la pequena y
mediana empresa, apertura de mercados para
productos alternativos.
*Prevención.
*Reforzamiento de las leyes de vigilancia sobre el
cultivo, la producción y el comercio con sustancias
ilegales.
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De seguridad yM ilitar * Trabajo conjunto en el área de política
armamentista, a fin de asegurar la estabilidad y
libertad con base en laCartade las Naciones Unidas.
Por ello plantea el gobierno alemán intensificar los
contactos.
* Introducción al modelo de control armamentista
europeo, para promover en la región una mayor
estabilidad.
* Apoyo a los esfuerzos globales sobre la no
expansión armamentista y promoción al desarme en
eláreade las armas de destrucciónmasiva.
* Cambio de opiniones permanente sobre preguntas
relevantes de lapolítica de seguridad que se maneja
especialmente en América Latina a fin de construir
una confianza mutua.
* Información sobre el actual conocimiento y
experienciarespectoalareorganizaciónde las fuerzas
de enfrentamiento.
* Ayuda en el áerea de formación militar, así como
una contribución paralaintegración de estas fuerzas
en una sociedad democrática.
* Intercambio de personal, así como visitas de las
tropas,barcos de ambas partes a fin de intercambiar
conocimiento.
* ElGobierno Federalquieretransmitirexperiencias
europeas en elámbitode las medidas de fomento de
laconfianza yde laseguridad paracontribuiraexcluir
la posibilidad de conflictos fronterizos y seguir
reduciendo los efectivos de las fuerzas armadas en un
entorno seguro. Por ello se plantean seminarios con
proyecciónpráctica yen coordinacióncon loesfuerzos
emprendidos en elseno de laUniónEuropea.

M odernizacióndelEstado * Descentralizaciónydesarrolloregional.
*Asesoramientotécnico paralagestiónpolítica.

Justicia * Reformas en la administración de Justicia.
(Seguridad Jurídica)
*Respetoalos derechos humanos.
*Participaciónyrespetoporlaminorías.
*Reforzamientode los valores democráticos.
* Intercambio paraprofundización en el concepto de
Estado de derecho ysu desarrolloen las sociedades.
* Apoyo a los procesos de regionalización del
subcontinente,aspectoen elcualAlemaniaofrece su
experiencia.
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4. LA PROBLEM ÁTICA DE LAS DROGAS ILEGALES BAJO EL PROCESO DE INTEGRACIÓN DE LA

UNIÓN EUROPEA

4.1.Integración:una acción política con repercusiones económicas

En el verano de 1945 la vieja Europa se encontraba en ruinas. Ciudades alemanas como Berlín,

Hamburgo,ColoniaoDresden habían sidoarrasadas porlos bombardeos yelfuego.Imágenes como éstas

se repetían en elrestodelcontinente.Sólo algunas capitales como Roma,Paríso Praga veían intactasu

infraestructura,aunque su destrucciónpodíacontarse en elnúmerode víctimas.Las vías de comunicación

estaban desoladas, los carriles comerciales destruidos, las vías navegables bloqueadas por buques

atracados yen ruinas.Ríos como elRinoelDanubiose habían convertidoen centrode ese abandono.

En eltranscurso de 30 años (1914-1944)las grandes potencias europeas,prósperas eindustriales habían

desencadenado las más horrorosas y brutales guerras contralahumanidad.La PrimeraGuerra M undial

contóentresus víctimas amás de 8millones de seres,mientras que laSegunda GuerraM undialconfirmó

elhorrorcon más de 50millones de muertes.

PerolaPosguerraconvirtiótambién aEuropa en elcampo de lucha de las ideologías de los poderes.La

divisióndelcontinenteeuropeo con lallamada "Cortina de Hierro" que trajoconsigolaerade la"Guerra

Fría" implicó una seriede medidas de seguridad ycontrolque exigieronlacreaciónylapuestaen marcha

de organismos de trabajoylacooperaciónde las naciones.

En estecontextose hace necesaria,sinourgente,laconsecuciónde una Europa Unida que logresalirde la

ruina yque mantenga laidea de lapaz.Es asícomo laintegraciónfue entendida bajolos conceptos de:

1.CrecimientoEconómico.

2.Democracia.

3.Respetoporlos Derechos Humanos.

4.M antenimientode laPaz.

Ante todo se buscó la integración para mantener bajo control las posibles fuentes de inestabilidad

económica ypolítica.Esa fue lamás evidenteidea de la"Comunidad delCarbón yelAcero",institución

esencial en la recuperación económica de Europa. Así fueron colocados "los Seis" (Francia, Alemania

Occidental,Italia,Bélgica,Holanda yLuxemburgo)dentrode una organizaciónde controlyrecuperación.

Sin olvidar los primeros intentos en este siglo por una unión europea como la conocida organización
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"Estados Unidos de Europa" fundada y apoyada en 1923 porelConde Austríaco Coudenhove Kalergi,

cabe señalar que la verdadera piedra angular para la formación de la hoy conocida Unión Europea se

encuentraen los primeros esfuerzos realizados porelM inistro delExteriorde FranciaRobertSchuman,

quien el9de mayo de 1950presentóel"Plan poruna producciónconjuntaFrancesa-Alemana de carbón y

acero,bajouna autoridad conjuntadentrode una organización".La firma delconveniode la"Comunidad

Europea paraelCarbón yelAcero" se hizo realidad el18de abrilde 1951,peroempezó afuncionarel23

de juliode 1952
1
.Estefue elprimeracercamiento económico europeo.Es asícomo comienza laeradel

trabajoconjuntointernacional.

Perolabúsqueda de una posibilidad más avanzada de integración se convierteen realidad através de la

"Comunidad Atómica Europea" y la "Comunidad Económica Europea", que fueran conformadas en

marzo de 1957 con los estados que ya eran miembros de la"Asociación delCarbón y elAcero".Asíel

tratado firmado el25de marzo en Roma entraen vigenciaelprimerode enerode 1958,presentándose así

un gran paso en la conformación de una política de integración que trajo consigo la posibilidad de

estabilidad yseguridad económica paralos países.

Los resultados obtenidos en laprimeradécada,después de la creación,fueron notables y permitieron la

posibilidad de pensaren una uniónpolítica de los Estados en cuestión.

Los años 70traen consigolos principales resultados delproceso de integración,ya que laComunidad ha

desarrollado nuevos elementos políticos que se convierten en labase paralaampliaciónen lacoordinación

de las políticas nacionales. Paralelo a esta acción se trabaja en el Sistema Cambiario Europeo, que en

marzo de 1979 plantea la necesidad de la creación de un sistema cambiario común que permita dar

estabilidad alas ya avanzadas relaciones comerciales entrelos Estados miembros.En diciembrede 1990

los presidentes de los Estados miembros de laComunidad Económica Europea se reunen en Roma afinde

señalarlas medidas paraellogrode una unióncambiariayeconómica.Elresultado de estas reuniones es

elllamado "Tratado sobrelaUniónEuropea",que el7de febrerode 1992fue firmado en M aastrichtpor

partede todos los Estados de laComunidad – ratificado el-31 de diciembrede 1992-y luego puesto en

marcha en noviembrede 1993-.La Uniónmonetariose vuelve realidad el1de enerode 1999,cuando 11

de los 15Estados miembros empiezan autilizarelllamado "Euro".

4.1.1.M aastricht:base de laformaciónde laUniónyorientaciónde lapolítica exteriorde Europa

1
 Borchardt, Klaus-Dieter. „Die Europäische Einigung“. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften,

Europäische Dokumentation.Brüsselund Luxemburg.1995.Página 9.
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Bajo los tres principios básicos de la Unión: Cooperación, Integración y Subsidiariedad
2
, los Estados

desarrollan sus políticas de acercamiento.Elespíritude lacooperaciónse basa,antetodo,en elhecho de

que a pesar de las fronteras los Estados están listos al trabajo conjunto sin olvidar el principio de la

soberaníanacional.Elespíritude laIntegraciónimplica ese compromiso según elcualse hace materialese

trabajocomún yhace posiblelacreacióndelconceptode "ciudadano europeo";mientras que elprincipio

de la Subsidiariedad, tiene que ver con las actividades y la capacidad de decisión tanto de los Estados

como de laUnión.

EsteTratado reune altotalde los Estados miembros,que para1999es de 15(Alemania-hoylaAlemania

unificada-,Francia,Italia,Luxemburgo,Bélgica y Holanda -los "Seis" de origen-; Inglaterra, Irlanda y

Dinamarca -miembros desde 1973-;Grecia-1981-;España yPortugal-1986-;Austria,SueciayFinlandia

-1995-).En conjuntoestaintegraciónrepresentamás de 370millones de habitantes yun ProductoInterno

Bruto de 7,8 billones de dólares 
3
. El Tratado está estructurado básicamente en tres pilares, que se

perciben dentrode laorganizacióninterna dividida en VIITítulos,cada uno referidoatemas en concreto.

ElTítuloIyVIIconstruyen elmarco de los mecanismos delTratado,asícomo los objetivos pragmáticos

de ese mecanismo.Los Títulos II,IIIy IV contienen los cambios y complementos de los tres Tratados

anteriores ybase.ElTítuloV señalalapolítica exterioryde seguridad común,mientras que elTítuloVI

describe yreglamentaeltrabajoconjuntoen elárea de JusticiaeInterior.

ElPrimerPilar,que reune las ideas de las tres anteriores comunidades europeas,está relacionado a las

cuestiones de política social, formación profesional, política juvenil, cultura, salud, protección del

consumidor,medios de comunicaciónvial,política industrial,cohesióneconómica ysocial,investigación,

desarrollotecnológico,medioambienteytrabajoconjuntoparaeldesarrollo.

ElSegundo Pilar,orientado alaparticipaciónen lapolítica exterioryde seguridad comunitaria,tratade

conducirlas consultas regulares de los ministros delexterioryelcontinuo contactoentresus funcionarios

a fin de armonizar el estado de las diferentes situaciones. Sin embargo es notoria la relación, todavía

existente, entre seguridad y política económica. Los objetivos de una política en este sentido podrían

expresarse en elfortalecimientode laseguridad de los Estados miembros,defensa de los valores comunes

que son labase de los intereses yde laindependenciade laUnión,defensa de lapaz anivelmundialyel

reforzamientode laseguridad internacionalcon base en la"Cartade las Naciones Unidas",asícomo en los

2
 Borchardt, Klaus-Dieter. „Die Europäische Einigung“. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften,

Europäische Dokumentation.Brüsselund Luxemburg.1995.Páginas 27-28.
3
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas(IRELA))."La Cooperaciónen laLucha contraladroga:iniciativaseuropeasylatinoamericanas".

DossierNr.55.M adrid,1995.
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objetivos yplanteamientos de la"ConferenciasobrelaSeguridad ylaCooperación" realizada en Helsinki

en 1975,yla"Cartade París"de 1990
4
.Apoya eltrabajoconjuntointernacional,elmantenimientode la

democraciayelEstado de Derecho,asícomo ladefensa de los Derechos Humanos.

Las líneas básicas de acción respecto alapolítica exteriorson determinadas porelConsejo de laUnión

Europea,y tiene en cuentalapolítica de desarme y controlde armas en Europa,la no expansión de las

armas nucleares,los aspectos económicos de laseguridad yen generalelcontrolde las transferencias de

tecnologíaarmamentistaen terceros países,asícomo elcontrolen las exportaciones de armas.

La política de seguridad tiene como componentes tanto la defensa de la Unión Europea, como el

fortalecimiento de sus pilares en la NATO. Esto es, una política de seguridad común es una política

coherente de defensa. Así por ejemplo, en la Conferencia de Estados miembros realizada en 1996 se

avanzó específicamentesobrelos aspectos de seguridad.

Finalmente,elTercerPilarobserva eltrabajoconjuntode los Estados miembros en elárea de política de

Justicia y del Interior. A este respecto se señalan claramente los problemas de migraciones, asilo y

narcotráfico,asícomo otrotipo de criminalidad organizada que de maneraconstanteycrecienteperturba

el escenario de los ciudadanos europeos. En el campo del trabajo conjunto en el área de la Justicia se

buscan antetodomedidas paralalucha contraelnarcotráfico ylas actividades ilegales ycriminales que de

élse derivan.En esa línea,se hablaclaramentede lalucha contraellavado ilegalde divisas.

Asímismo formulólanecesidad de crearuna "Centralde PolicíaCriminal"(EUROPOL)que comenzó a

funcionardesde octubrede 1995 y trabaja en elárea de coordinación de las políticas criminales de los

Estados,asícomo en elapoyo logístico yen información.En relacióncon esteaspectose encuentran los

conceptos sobremedidas paralaformación,investigaciónytécnicas criminales,asícomo labúsqueda yel

control,ylos esfuerzos en lalucha contralas organizaciones criminales.

ElTratado se convierteen ellenteatravés delcuallos Estados europeos perciben elmundo yelambiente

en elque se discuten los desafíos.Como tales elsentidovisual,elde lacaptaciónde los nuevos retos del

mundo contemporáneo.

El Tratado señaló claramente cuáles serían los elementos de trabajo y de discusión, los problemas a

enfrentarylos desafíos de lanueva Europa de fines delsigloXX ycomienzos delXXI.M arca las pautas

4
 Borchardt, Klaus-Dieter. „Die Europäische Einigung“. Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften,

Europäische Dokumentation. Brüssel und Luxemburg. 1995. Páginas 59-62. Ver también: Presse- und Informationsamt der

Bundesregierung."Europäische Union. Europäische Gemeinschaft. Die Vertragestexte von M aastrcht mit den deutschen Begleitgesetzen".

EditorialEuropa UnionGmmbH,Bonn,1995.Páginas 12-13.
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porseguiren cada caso ylas instituciones encargadas.Elabanico de aspectos de interés es extenso,pero

es de anotar que el problema del narcotráfico a nivel internacional es considerado como un elemento

desestabilizadorde las economías ylas democracias.

En una encuestarealizada porlaComunidad afines de 1993en relacióncon lapregunta:Qué decisiones

deben tomarse en elmarco de la Unión Europea y cuáles en los Estados miembros?,se logró poneren

claro que el narcotráfico es una problemática pensada para una orientación conjunta de los Estados

miembros.

Gráfica 6:M arco de decisiones anivelde Estados miembros yanivelde laUniónEuropea

UniónEuropea Cada Estado individualmente

31% 65%  Tema SaludyProtecciónSocial

32% 64%  Tema Educación

32% 64%  Tema acciónconjuntade los empleadores

38% 55%  Tema Política cultural

46% 50%  Tema Desempleo

54%  Tema AsiloPolítico 38%

66%  Tema M edioAmbiente 30%

67%  Tema Política Exterior 24%

69%  Tema Lucha contraladroga 27%

71%  Tema Investigación 22%

74%  Tema Trabajode cooperacióncon elTercerM undo 18%

*FuenteEurobarometer40,1994.

4.1.2Percepcióndelproblema de ladroga en laUniónEuropea.DesarrolloyDesafío

Desde comienzos delsigloXX existeconsenso sobrelanecesidad de cooperaren lalucha contraladroga.

La Primera Conferencia Internacional sobre estupefacientes, celebrada en Shangai en 1909 y

posteriormentelallamada "ComisióndelOpio",firmada en laHaya en 1912,son las primeras iniciativas

que ponen sobreeltelón de las relaciones internacionales la necesidad de un trabajo mancomunado por

partede los Estados,afinde controlarelmercado internacionalque se generaalrededorde estos productos

ilegales.Los dos acercamientos se convierten en labase deldesarrollo de los tratados internacionales de

controlcon respectoaestupefacientes en momentos en los que elconsumo podíaseraceptado yeralibre

en algunos países.

Sinembargo,también es destacableque dentrodelmarco de laComunidad Económica Europea eltema
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no se percibíacomo un elemento de inestabilidad einseguridad en los mercados nien la sociedad.Bien

podríaafirmarse que elinterés porlaproblemática de ladroga porpartede laUniónEuropea datade los

años 90.Es através delTratado sobrelaUniónEuropea (M aastricht),cuando se reconoce que eluso de

drogas ilícitas constituye,realmente,uno de los desafíos delmundo contemporáneo en elumbraldelsiglo

XXI. La Unión manifiesta su decisivo interés por combatir, reducir y controlar el problema del

narcotráfico desde todos sus ángulos posibles. Esto es, producción, tráfico y demanda. Esta decisión

implica un compromiso internacionaly con ello una propuestade reconocimiento y trabajo en conjunto,

respectoal"flagelo" que afectaalasociedad
5
.

Sinembargo,nopuede pasarse poraltoque elproblema comienza asersignificativoen Europa desde la

década de los 60̀ s,aunque se manifiestamás claramentehacia1968con lacrecientecorrientede rechazo

a la cultura post-industrial, la explosión de los problemas sociales y la moda en expansión. "El

comportamientocorrespondientede laComunidad Europea es,sólodesde hace poco tiempo,directamente

relacionada con elhecho de convertise en un compañeroimportanteen lalucha contraladroga.Peroello

nose debe entendercomo desinterés ominimizaciónde un problema agudo.Los Padres fundadores de la

Comunidad Europea nopodían imaginarse,cuando se firmó elTratado de Roma,las explosivas formas de

expansión delconsumo de droga y en especial del consumo de heroína, situación que nuestra sociedad

desde fines de los años 60̀ s debe enfrentar. Además, la Comunidad Económica Europea no se había

entendidoen estemomentocomo un bastióncontralos callados comportamientos ydisturbios funcionales

en elárea socialocasionados porlaindustrialización....Desde finales de los años 60(mayo de 1968)este

desarrolloha conducidoauna olade noaceptaciónde laoriginada culturapost-industrial.Estamoda que

desde los Estados Unidos de América se extendió de manera creciente en Europa y se convierte

rápidamenteen un fenómeno social-patológicos muy serio."(Tdla)
6
.

Es porestarazón que en 1971es conformado el"Grupo Pompidou",o"Grupo de Cooperacióncontrael

abuso yeltráfico ilícitode drogas" delConsejode Europa.Esteorganismo fue creado ainiciativa delex-

presidentefrancés Georges Pompidou,como forode debateyacciónconcertada en Europa occidentalante

elcrecienteproblema de laDroga.Antetodosu laborse orientóalaprevenciónyalainvestigación,pero

no contó con influencia directa sobre las determinaciones del Consejo de la Unión Europea. Presentó

5
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). "La Cooperación en la lucha contra la droga: iniciativas europeas y

latinoamericanas".DossierNr.55,M adrid.1995.Página 33.
6
Estievenart,Georges."DieEuropäische Gemeinschaftund dieDrogenbekämpfung in den neunzigerJahren",en:"DerPlanetderDrogen.Analyse

einerkriminellen W eltmacht"..EditorialFischer.Frankfurtdelmain,febrero 1996.Página 166."Den Verhältnissen entsprechend istdieEuropäische

GemeinschafterstinjüngsterZeiteinwichtigerPartnerinderinternationalen Drogenbekämpfung geworden.BisdahinherrschtewederDesinteresse,

noch wurde eininEuropa seitden sechzigerJahren akutgewordenesProblem unterschätzt.AberdieGründerväterdesgemeinsamesEuropasKonnten

sich Ende der fünfziger Jahre, als sie die Grundzüge der Römischen Verträge entwarfen, die explosionsartige Ausweitung der Drogensucht und

insbesonderedesHeroin-Konsumsnicht vorstellen, der unsere Gesellschaft siet Ende der schziger Jahre schwer treffen sollte. Außerdem wurde die

Europäische W irtschaftgemeinschaft(EW G)zu dieserZeitnichtalseinBollwerk gegen abweichendesVerhalten und sozialeFunktionsstörungen der

industriellen Entwicklung begriffen...SeitEnde sechzigerJahre(M ai1968)hatdieseEntwicklung zu einerW ellederAblehnung derentstehenden post-

industriellen Kulturgeführt.Dieausden USA übernommene M ode desDrogenkonsumsbreitetesich zunehmend inEuropa ausund verwandeltesich

schnellineinernstessozial-pathologischesPhänomen.
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informes sobrelasituación,pero su poderde toma de decisiones fue mínimo respecto alas medidas.Se

plantea como un grupo de consultayconsejo,mas nunca de decisión.

En este mismo período fueron tomadas diferentes medidas a nivel global. Es así como para 1971 el

PresidenteNixon anunciaen los Estados Unidos "su" plan "Guerra contra las drogas",mientras que de

manera singular los Estados miembros de la Comunidad Económica desarrollaban cada uno su propia

estrategia de lucha contra la droga. Estas estrategias nacionales se diferenciaban entre sí y variaban

dependiendo de lasituacióncultural,latradiciónyelinterés pordarleaestaproblemática una orientación

social-médica orepresiva-judicia.Los resultados ysus éxitos son igualmentediferentes.Con estose hace

claro que la política de estupefacientes permaneció por muchos años bajo el dominio reservado a los

organismos de seguridad yalpersonalde salud.

En 1975 se creó el Grupo TREVI (Grupo Integrado contra Terrorismo, Racismo, Extremismo y

Violencia;más adelanteelllamado ComitéEuropeo de Lucha Antidrogas -CELAD-),como una respuesta

delConsejoEuropeo de Roma alos problemas generales de delincuenciay,consecuentemente,altráfico

de drogas,elcrimen organizado yelblanqueo de dinero.

Cabe anotar que desde 1976 los Países Bajos optaron por una política de estupefacientes claramente

diferenciada con lade sus companeros de trabajo.Desde elpuntode vistade Holanda,elconsumo noes

considerado un delito,peroprohíbe laposesiónde determinadas sustancias restringidas.Estoes,loúnico

punible es la venta. Esta política plantea ciertos roces entre los demás Estados miembros. Incluso se

percibe en elambientelaformaciónde presiones yamenazas entrelos países.ElGobiernofrancés,porsu

parte, señaló la posibilidad de bloquear el "Acuerdo Schengen"
7
 como una medida en contra de la

dirección política tomada por Holanda respecto al problema de las drogas. La actitud holandesa fue

juzgada de "tolerante","transgresorade las Convenciones Internacionales" y"con repercusiones parasus

vecinos"
8
.

La década de los 80 trae consigo un trabajo más en conjunto debido al incremento en los casos del

consumo de drogas presentados en laEuropa Occidental.Es asícomo el27 de marzo de 1980 elGrupo

Pompidou es vinculado alConsejo de la unión Europea como "Acuerdo Parcial"dejando a los Estados

miembros laopciónde adherirse onoaél.En 1984los M inistros de Sanidad reunidos en elConsejode la

Unión Europea, se esforzaron por definir conjuntamente un enfoque sobre el grave problema de las

toxicomanías,afinde prepararelambienteaun análisismás realistade lasituación.Para1985/86cuando

7
EsteAcuerdo"Schengen" fue firmado por9países-Alemania,Bélgica,Espana,Francia,Grecia,Italia,Luxemburgo,PaísesBajosyPortugal-,con el

objetivode borrarlasfronterasycon elloloscontrolesfronterizosentrelosfirmantes.
8
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericano (IRELA). "Cooperación en la lucha contra la droga: iniciativas europeas y

latinoamericanas".DossierNr.55.M adrid,1995.Página 36.
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se discutesobreun cambioen elproceso de launiónde laComunidad Económica Europea yse propone

una nueva etapa de integración económica en Europa, entra en vigor el Acta de la Comunidad que se

extiende a los tópicos de M ercado Interno, M edio Ambiente y Droga, este último problema toma

dimensiones de amenaza respecto a la seguridad, la estabilidad y la democracia en el mundo. La

producción, el tráfico y el consumo de drogas sobrepasan todas las fronteras y se convierten en una

explosiva combinaciónde factores en locultural,socialyeconómico.

En 1986 elParlamentoEuropeo en un comunicado estima que elnúmero de consumidores en eltotalde

los Estados miembros supera el medio millón -500.000- (Francia e Italia 150.000; España: 102.000;

ReinoUnido:80.000;Alemania:80.000;sóloparatrazarelespectrode ladrogadicciónen Europa).Así

mismo anota que el 50%  de los arrestos guardan relación con crímenes de la droga
9
. Los países que

integran laComunidad se han convertidoen ese momentoen grandes consumidores,perode igualforma

son objeto del tránsito ilegal y en algunos casos en procesadores de otro tipo de drogas, las llamadas

sintéticas.

En 1987elConsejode laUniónEuropea aprueba una decisiónpreliminarque permitelaadopciónporla

Comunidad de una visión integral y estructurada de la política de estupefacientes en las relaciones de

cooperacióncon terceros países "productores" ode "tránsito".A nivelinternacionales bastanteinfluyente

lacelebraciónen Viena de la"ConferenciaInternacionalde las Naciones Unidas sobreelUso Indebidoyel

tráfico Ilícitode Drogas".Es laprimeravez que laComunidad Europea,como tal,participa en lalaborde

laONU sobreestetema.Podríaafirmarse que es através de estaConferenciaque elproblema de ladroga

realmentese internacionaliza con énfasisnosóloen elcontroldeltráfico ylaproducción,sinotambién en

ellado delconsumo.Para1988se adoptala"Convenciónde las Naciones Unidas contraelTráfico Ilícito

de Estupefacientes y Sustancias Psicotrópicas", más conocida como la "Convención de Viena". Sin

embargo laentrada en vigory la adhesión de todos sus términos tardaría algunos años (La Comunidad

Europea se adhierealaConvenciónde Viena en octubre22de 1990)
10
.

Los esfuerzos porcontrolarelproblema generado porelconsumo de ladroga se incrementan.Es asícomo

en 1989elPresidentefrancés,FrancoisM itterrand urge por"una posturacomunitariaintegrada sobreuna

política de estupefacientes. Así mismo propone la creación de un mecanismo de coordinación de las

políticas nacionales yde un ̀observatorió paracuantificarelfenómeno de ladroga en elámbitoeuropeo

11
.La puestaen escena ylapropuestase convierten en realidad cuando el8 y9 de diciembredelmismo

9
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericano (IRELA). "Cooperación en la lucha contra la droga: iniciativas europeas y

latinoamericanas".DossierNr.55.M adrid,1995.Página 33.
10
Comisiónde las Comunidades Europeas."Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999)"COM  (94)234Final.Bruselas,23.06.1994.Página 43.
11
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). "La Cooperación en la lucha contra la droga: iniciativas europeas y



175

ano el Consejo de la Unión Europea confirma la creación delComité Europeo de Lucha Antidroga

(CELAD),alcualse leencarga latarea de trazarlas líneas básicas en laelaboraciónde un plan europeo

de lalucha contraladroga.

En elConsejoEuropeo de Roma celebrado el13y14de diciembrede 1990,declararonlos ministros que

"laproducción,eltráfico y elconsumo ilícitos de drogas son problemas internacionales que sólo pueden

serresueltos através de lacooperacióninternacionaldentrode un espíritu de responsabilidad común" 
12
.

Estemarco internacionalreconocidopermiteque los países delGrupo de Río(América delSuryM éxico)

institucionalizaran eldiálogo con laUnion Europea,paraelentendimiento y lacolaboración en la lucha

contraladroga.Elplanteamientoenfoca porprimeravez una visiónglobaldelproblema.

Asímismo yde manerabastantesignificativa elComitéEuropeo de Lucha Antidroga entrega alConsejo

de la Unión Europea el Plan de Acción. Esta iniciativa es adoptada y llega a ser el"Primer Plan de

Lucha contra la Droga". El Plan se convierte en el marco conceptual de la política de drogas de la

Comunidad Económica Europea.Se hace igualmenteclaraynecesarialaaccióninternacionalyeldiálogo

abierto con las otras regiones del mundo. Los cinco aspectos básicos en los cuales se centró el plan

fueron
13
:

1.Coordinaciónanivelde los Estados miembros.

2.Creaciónde un observatoriode seguimientodelfenómeno de ladroga.

3.Acciones parareducirlademanda.

4.M edidas paraneutralizareltráfico ilícito.

5.Iniciativas anivelinternacional.

La década de los 90trae nuevos ymás claros impulsos respectoalproblema ysu dimensióncomunitaria

internacional. En un intento de motivar la atención y presentar las cifras de la amenaza, el Grupo

Pompidou del Consejo de Europa organizó en Oslo, Noruega, entre el 9 y el 10 de mayo de 1991 la

"PrimeraConferenciaM inisterialPaneuropea" que reconocióaEuropa CentralyOrientalcomo regiones

prioritarias en la lucha contra la droga. Ese mismo año el Consejo de la Unión Europea reunido en

Luxemburgosubrayó que "ladroga constituíauno de los desafíos más serios con los cuales se enfrentaban

las sociedades modernas"
14
.También se percibíalanecesidad de un entede información einvestigación,

con locualelConsejopresentaelAcuerdoparalacreacióndelObservatorioEuropeo de laDroga.

latinoamericanas".DossierNr.55.M adrid,1995.Página 57
12
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas(IRELA)."La UniónEuropea yelGrupo de Río:Agenda binacional1990-1995".Documentode

laVIReuniónM inisterialInstitucionalizada entrelaUniónEuropea yelGrupo de Río.Cochabamba 15-16Abrilde 1996.
13
Comisiónde las Comunidades Europeas."Comunicaciónde laComisiónalConsejoyalParlamentoEuropeo sobreun plan de acciónde la

UniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999)".COM  (94)234Final,Bruselas,23.06.1994.Páginas 6-7.
14
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas(IRELA)."La UniónEuropea yelGrupo de Río:Agenda binacional1990-1995".Documentode

laVIReuniónM inisterialInstitucionalizada entrelaUniónEuropea yelGrupo de Río.Cochabamba 15-16Abrilde 1996.
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A finde atacarelproblema en sus diferentes campos de acción,se hace necesariouna política de controla

nivel monetario con el objetivo de controlar el ingreso del dinero generado por el narcotráfico en las

economías legales. Por ello en 1991 el Consejo de la Unión Europea adopta una directiva sobre la

prevencióndeluso delsistema financieroparaefectos dellavado de fondos.

Pero el verdadero empuje y valor al trabajo internacional se sella a través del Tratado sobre la Unión

Europea que fuerafirmado porlos Estados miembros en febrerode 1992.EsteTratado se constituye en el

paso más significativoen elreconocimientodelproblema de ladroga con profundas implicaciones parala

política europea de estupefacientes ylacooperacióninternacional.Las disposiciones sobrelas drogas son

claras y directas, lo que permite un trabajo más certero. "A raíz de M aastricht la política de

estupefacientes se ha convertidoen una de las primeras esferas en las que laUniónEuropea puede probar

su poderpolítico."
15

Desde su orientación a través de los tres pilares de trabajo, el Tratado sobre la Unión logra una

congruenciarespectoalamaneracomo se debe atacaresteproblema de ladroga desde todos sus puntos

de intersección: el Primer Pilar de M aastricht que contiene algunas disposiciones relativas a la

competenciade laComunidad respectoalapolítica de ladroga,hace claroen su artículo129laprioridad

deltrabajode prevenciónde latoxicomaníaen laaccióncomunitariaen elsectorde lasanidad pública 
16
.

Igualmente señala el artículo 129 (3) que "la Comunidad y los Estados miembros fomentarán la

cooperacióncon terceros países ycon organizaciones competentes en laesferade lasanidad pública"
17
.En

elsegundo pilar(sobrepolítica de seguridad ydelexterior)aunque noexisteuna menciónexplícitasobreel

problema de la droga respecto a la acción conjunta en el ámbito de la política exterior de los Estados

miembros, deja abierta la posibilidad, como lo señalara el Consejo Europeo en Lisboa en 1992, "el

fortalecimientode lacooperacióninternacionalen asuntos como elnarcotráfico".Eltercerpilar(TítuloVI

de M aastrichtsobrecooperaciónen asuntos judiciales ydelinterior),se refiereexplícitamentealadroga

en elcontextode lacooperaciónpolicialyalaEuropol.Los Estados se comprometen allevaradelanteuna

cooperación judicial aduanera y policial para efectos de la prevención y lucha contra el terrorismo, el

tráfico ilícito de drogas y otras formas de crimen internacionalorganizado
18
."ElTratado deM aastricht

15
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas(IRELA)."La Cooperaciónen lalucha contralaDroga:IniciativasEuropeasyLatinoamericanas".

DossierNo.55.M adrid,1995.
16
 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. "Europäische Union. Europäische Gemeinschaft. Die Vertragstexte von M aastricht mit den

deutschen Begleitgesetzen".EditorialEuropa UnionGmbH.Bonn,1995.Artículo129:"La Comunidad contribuiráalaconsecuciónde un altonivelde

protecciónde lasalud humana fomentando lacooperaciónentrelosEstadosmiembrosy,sifueranecesario,apoyando laacciónde losmismos.La acción

de laComunidad seencaminaráalaprevenciónde lasenfermedades,especialmentelasmásgravesyampliamentedifundidas,incluida latoxicomanía,

apoyando lainvestigaciónde suetiologíayde sutransmisión,asícomo lainformaciónylaeducaciónsanitarias.
17
 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. "Europäische Union. Europäische Gemeinschaft. Die Vertragstexte von M aastricht mit den

deutschen Begleitgesetzen".EditorialEuropa UnionGmbH.Bonn,1995.Artículo129.Página.206.
18
. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. "Europäische Union. Europäische Gemeinschaft. Die Vertragstexte von M aastricht mit den

deutschen Begleitgesetzen".EditorialEuropa UnionGmbH.Bonn,1995.TítuloVI,artículo1delTratado:"Paralarealizaciónde losfinesde laUnión,

en particularde lalibrecirculaciónde personas,y sin perjuicio de lascompetenciasde lacomunidad Europea,losEstadosmiembrosconsideran de

interéscomún losámbitossiguientes:1.4.lalucha contralatoxicomaníaen lamedida en que dicha medida noestécubiertaporlosapartados7a9.1.5
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considera,de estamanera,laestrecha relaciónnosólode los tres aspectos con delfenómeno de las drogas

sinotambién con los otros aspectos políticos de laComunidad ylafuturaUnión (política social,política

exterior,política interior)."
19

1992también es elaño delSegundo Plan de Lucha contra laDroga,adoptado porelConsejoEuropeo

en Edibumburgoen diciembre11y12.En esteplan se reiteraronlamayorpartede los contenidos delPlan

de Roma yse hizo una evaluaciónde lasituación.ElConsejode laUniónEuropea decidióestableceren la

Haya la sede de la Europol, futura policía de investigación y seguridad europea y símbolo de la

institucionalización de la cooperación policial, que tendría como uno de sus objetivos básicos la

investigaciónyelintercambiode informaciónentrelos países miembros sobreelproblema de ladroga,su

unidad de estupefacientes se consideróen lamirade su fundacióncomo uno de los objetivos básicos.Ese

mismo año se organiza en Europa, por sugerencia del Consejo, "La Primera Semana Europea de

Prevención del Consumo de Drogas" en la que se realizan más de 2000 actos relacionados con la

educaciónen los diferentes Estados miembros.Finalmente,ycomo paso firme en relaciónalObservatorio

Europeo de las drogas ylas Toxicomanías,entraen vigorsu reglamentoconstitutivo(octubre10de 1993)

yse determina ellugarsede:Lisboa.

1995trae consigolaresoluciónporpartedelParlamentoEuropeo delPlan Quinquenalde Acción de la

Unión Europea para la Lucha contra la Droga 1995-1999, así como la puesta en marcha tanto del

Observatorio Europeo de la droga y la toxicomanía en Lisboa (septiembre 1995), como de la Europol

(octubre1995).

4.1.2.1.ElPlan de Acciónde laUniónEuropea en materiade lucha contraladroga 1995-1999

Alhacerentrega delPlan alParlamentoyalConsejode laUnióneuropeos,laComisiónhizo un llamado

de atenciónsobrelanaturaleza complejayhorizontaldelproblema de ladroga,destacó laimportanciade

un enfoque globalyequilibrado,asícomo de lanecesidad de coordinaciónefectiva en las actividades que

se emprendan afinde nodesperdiciarmedios nitiempo."Desde mediados de los años 80,laComunidad

internacionalviene siendo cada vez más claramentetestigo de la naturaleza global del fenómeno de las

drogas.Estereconocimientoha implicado latoma de concienciaprogresiva de ladimensiónplanetariadel

problema,poruna parte,yde laestrecha correlaciónentresus diversos componentes -producción,tráfico

La lucha contraladefraudaciónaescalainternacional.1.6.La cooperaciónjudicialen materiacivil.1.7.La cooperaciónjudicialen materiapenal.1.8.

La cooperaciónaduanera.1.9.La cooperaciónpolicialparalaprevenciónylalucha contraelterrorismo,eltráfico ilícitode drogasyotrasformasgraves

de delincuenciainternacional"
19
Estievenart,Georges."DieEuropäische Gemeinschaftund dieDrogenbekämpfung inden neunzigerJahren",en:"DerPlanetderDrogen.Analyse

einer Kriminellen W eltmacht". Editorial Fischer, Frankfurt del M ain. Febrero de 1996. Página 169. Cita: "Dadurch berücksichtigt der M aastricht

Vertrag die enge Beziehung nicht nur zwischen den drei Aspekten des Drogenphänomen und den anderen politiken der Gemeinschaft und der

zukünftigen Union(Sozialpolitik,Außenpolitik,Innenpolitik)."
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y consumo- por otra. Reconoce la necesidad de aportar una respuesta integrada y coordinada a los

diferentes aspectos del fenómeno de las drogas, tanto a nivel nacional como a nivel internacional, y de

insistirmás sobrelaprevención" 
20
.

Delmismo modo realzó la tarea de la prevención y manifestó a este respecto la necesidad de poner en

práctica políticas orientadas aladisminucióndeldesempleo,de lapobreza,de laexclusiónsocial,interés

poruna mejoreducación,mejoramientode las condiciones medioambientales yuna mayorestabilidad en el

plano familiarysocial.

SugirióalConsejode laUniónrealizarseguimientos sobrelaactuaciónde laUniónen los diferentes foros

internacionales de discusiónque abordan eltema de ladroga afinde utilizarlos instrumentos comunitarios

plenamente. M anifestó la importancia de las acciones conjuntas y coordinadas con otras instituciones

ocupadas en eltema.A esterespectoseñalólos foros de las Naciones Unidas,elgrupo de Acciónparalos

Productores Químicos yelGrupo de AcciónFinanciera,creados bajolos auspicios delGrupo de los 7 y

delGrupo Pompidou delConsejode Europa.

Señaló la necesidad de adoptar medidas respecto al blanqueo de capitales, en la medida en que abarca

sectores económicos legales y por ello apeló por una legislación comunitaria. Propuesta que cobija

igualmente la producción y comercio ilegales de determinados químicos utilizados en la producción de

estupefacientes.

Alenfatizarelproblema de ladroga en elámbitointernacional,pidióalaConferenciaIntergubernamental

de 1996 que situara la lucha contra la droga en el marco de la política comunitaria, de forma que no

resultara ser obstaculizada por la división entre los tres pilares, ni por la división de las competencias

dentro deltercerpilar.Solicitó una mejorcooperación internacionalen materia de recopilación de datos

estadísticos.

4.1.2.1.1.EstructuradelPlan

Teniendo como base los tres pilares básicos deltratado de M aastricht,elPlan abarca de igualmanerauna

estructuraverticalyhorizontalcompuestade tres elementos organizados bajolos aspectos de:

a.Acciones parareducirlademanda.

b.Acciones paracombatireltráfico ilícitode estupefacientes.

20
Comisiónde lasComunidadesEuropeas."Comunicaciónde laComisiónalConsejode laUniónyalParlamentoEuropeossobreelplan de acciónde
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c.Acciones anivelinternacional.
21

Sibien noplantea los fondos que han de destinarse aesterespecto,es destacableque entre1987a1994los

fondos de laUnión paralalucha se cuadruplicaron pasando de 5,5 a22,6 millones de ECU ś.mientras

que para1995se destinaron25millones de ECUs paralos proyectos que anivelglobalse adelantan.Esta

suma es,en elámbito de una lucha contra elflagelo de las drogas,insignificante,teniendo en cuenta el

númerode países involucrados.

Ahorabien,de maneragráfica latrilogíade acción verticaly horizontalseñaladas en elPlan plantea las

actividades con base en los tres pilares.

Tabla 9: Estructura del Plan de Lucha contra las drogas y su relación con los pilares del Tratado de

M aastricht

EstructuraHorizontal

de Acción.

EstructuraVertical

de Acción

Fortalecimientode las

coordinadoras nacionales

yde su cooperación.

Creaciónyaplicaciónde

lamisiónglobalde

informacióndel

ObservatorioEuropeo de

ladroga.

Aplicaciónde una

coordinación

multisectorialen materia

de información,de

investigación,de

formación,de

presupuestos.

SaludPública

(Consejode Sanidad)

SectorComunitario

(TítuloII,artículo129)

JusticiayAsuntos del

Interior

(Consejode Justiciay

Asuntos delinterior)

Cooperaciónsectores de

JusticiaeInterior

(TítuloVIdelTratado)

AcciónInternacional

(Consejode Asuntos

Generales)

Política exteriory

de seguridad

(TítuloV delTratado)
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Para ello se requiere de la coordinación coherente y eficaz de los diferentes instrumentos y medios de

acción del Tratado de la Unión Europea, respetando el principio de subsidiariedad entre los Estados

miembros. Es destacable el hecho de subrayar como consecuencia indispensable, la necesidad de la

formaciónyde lainvestigaciónen cada uno de los apartes tantoverticales como horizontales.

Estaestructurademuestraigualmenteelcaráctermultidisciplinario y transnacionaldelproblema,lo que

implica que lamultiplicación de las interacciones permitirádescubrir,de maneramás óptima,cuáles la

mejorutilizaciónde los recursos.Asímismo elenfoque se percibe más global,lo que hace recurrentela

necesidad deltrabajomancomunado.

4.1.2.1.2.Respectoalareducciónde lademanda

Con base en elartículo129delTratado,que consideraalatoxicomaníaámbitoprioritariode las acciones

comunitarias, los esfuerzos están orientados según las resoluciones del Parlamento Europeo, las

resoluciones yconclusiones delConsejoyde los M inistros de Sanidad,asícomo elaspectode reducción

de lademanda de los anteriores planes.

ElPlan caracteriza alatoxicomaníacomo un problema relacionado con los principales flagelos sociales

como la exclusión social y el desempleo.  Por esta razón el Parlamento y el Consejo de la Unión le

conceden gran importancia y consideran que es preciso emprender acciones a escala comunitaria para

contribuirasolucionarlo.Asílatoxicomaníase define como Azotede primeramagnitud.

Las acciones que de esta concepción se derivan tienen que ver directamente con la prevención como

prioridad absoluta.Cada Estado desarrollaráun programa,perobuscaráestablecerapoyo ycolaboración

con los otros miembros de laUnión.La accióncomunitariaque se desprende delproblema busca fomentar

la"cooperacióncon los terceros países ylas organizaciones internacionales competentes en materiade la

toxicomanía",estoes,laOrganizaciónM undialde laSalud,elPrograma de las Naciones Unidas parala

cooperacióninternacionalsobrelas drogas yelGrupo Pompidou.

Con laprevencióncomo ejecentralde trabajo,elPlan busca cumplirotraseriede objetivos relacionados

como son:limitación de lamortalidad,limitación de los riesgos de infección porelVIH u otros agentes

infecciosos ylareducciónde lamarginación.

Las líneas de acciónque propone elPlan son:

laUniónEuropea en materiade lucha contraladroga (1995-1999)".COM  (94)234Final.Bruselas23.06.1994.Páginas8-38.
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a.Potenciaryfacilitarlas actividades dirigidas agrupos de altoriesgo en situaciones particulares.

b. Fomentar la determinación, desarrollo, prueba y empleo de las mejores prácticas para

garantizarladifusiónde lainformaciónysuministrarasesoramientoalos grupos destinatarios.

c.Promoveriniciativas en materiade educaciónyde formaciónparadesarrollarlas estrategias de

prevenciónfrentealas drogas.

d.Apoyarlos trabajos relativos aladetecciónprecoz yalasesoramientode los usuarios de droga.

e.Propiciarlarehabilitaciónylareincerciónsocialde los toxicómanos
22
.

El programa tendría directa y contínua comunicación con el Observatorio Europeo de la Droga y las

toxicomanías,ya que utilizaríayremitiríainformaciónde los diferentes sectores,asícomo los estudios y

encuestas de lainvestigación.Propuso mecanismos de consultayde participación,incluida lacreaciónde

un Comité Consultivo compuesto por representantes de los Estados miembros y presidido por la

Comisión. La información sobre la aplicación del programa se basó en la transmisión de informes al

Parlamentoeuropeo,alConsejo,alComitéEconómico ySocialyalComitéde las regiones.

La creciente conciencia de la magnitud del problema y el decisivo compromiso de atacarlo desde la

perspectiva de laprevención,con base en elartículo 129 respecto alatoxicomanía,ha resultado serun

elemento atractivo de trabajo.  Por esta razón el Parlamento recomendó que se dirigiera el 50%  del

presupuesto de la política de estupefacientes a nivel comunitario y nacional a programas de salud,

educaciónyrehabilitación.

4.1.2.1.3.Las acciones paralarepresióndeltráfico ilegalde drogas yde sustancias psicotrópicas

A finde estructurarelfuturoquehacerde laUniónen elámbitode larepresióndeltráfico ilegalde drogas,

elPlan consideraindispensableuna mirada restrospectiva sobrelaexperienciayconocimientoen cada país

miembro,asícomo los avances en elaspectointergubernamental.De igualforma motiva alaaplicaciónel

TítuloVIdelTratado.

Las medidas que plantea respectoalaconsolidacióndelacervocomunitariorelacionado con laSentencia

"Schumacher"(Asunto 215/87 del7 de marzo de 1988,sobremedidas parapersonas que requieren por

disposiciónmédica legaleluso de algunas drogas),yeldesvío de precursores y sustancias psicotrópicas

(Directiva 92/109/CEE del14 de diciembrede 1992,sobrela fabricación y comercialización de ciertas

sustancias utilizadas en lafabricaciónilegalde estupefacientes)tienen que verbásicamentecon:

22
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a. "Desarrollo de redes de correo electrónico existentes, para hacer más ágil el intercambio de

informaciónen estesector.

b.La formaciónde personas yde los servicios implicados parapermitiruna aplicación correcta

de lalegislaciónysatisfacerlas solicitudes formuladas anivelinternacional.Estoimplica también

lacelebraciónde seminarios,elaboraciónde apoyos didácticos,etc.

c.Profundizaciónde los vínculos de cooperacióncon las asociaciones que representan elcomercio

de los productos químicos y la industria química,para sensibilizarlos a lograr su participación

activa.

d. Eliminación de los obstáculos de control comercial (secreto comercial y estadístico, entre

otros)"
23
.

Paraellogrode esos objetivos es claroque laUnióndebe trabajarcon laposibilidad delintercambiode las

informaciones yde ánalisis.Es de anotarlatarea cada vez más indispensabledelObservatorioEuropeo de

laDroga.

A nivelinternacionalrequiereesfuerzos de concientizaciónycompromiso parapodercontrolar cuestiones

como eldesvíode precursores.Elcampo paraeldiálogocon otras regiones debe serabiertoyprioritario.

A esterespecto,elPlan señalalaprofundizacióndelproyectoPHARE sobreladroga,através delcualse

trabajaen lacreaciónde legislaciones yde estructuras administrativas apropiadas en seispaíses de Europa

central y oriental (Bulgaria, Hungría, Polonia, Rumania, Eslovaquia, República Checa), así como la

posibilidad de extenderloalos tres Estados Bálticos yEslovenia.ElPlan de acción se orientaapaíses o

regiones específicas,que son de singularinterés paralaUniónEuropea en lalucha antidroga,ya porque

pueden representar riesgo debido a su proximidad a la UE o bien por prioridades establecidas por el

ConsejoEuropeo.Esteúltimo caso se refierebásicamentealM editerráneo,alOrienteM edioyaEuropa

Central.A esterespectoelPlan quinquenalde laUniónnohace referenciaalguna aAmérica Latina como

prioridad, pero cabe nombrar que mantiene el interés en la renovación de los acuerdos comerciales

especiales con el Grupo Andino y América central, pero argumentando una posible extensión a otros

países con elmismo problema.

Básicamente la política de represión al tráfico ilegal trata de atacar el problema con base en el

fortalecimiento del sistema judicial y legal, con lo cual se requiere una buena suma de formación,

investigaciónycambio.

Europea en materiade laLucha contraladroga (1995-1999)".COM  (94)234Final.Bruselas23.06.1994.Páginas8-10.
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Respectoalaindicacióndirigida alaaplicacióndelTítuloVIdelTratado,se hace énfasisalacooperación

judicial,aduaneraypolicial.Desde aquíse configuraun compromiso institucionalde los gobiernos de los

Estados miembros paracooperarplenamenteen los aspectos judiciales.Se destaca además:

a."Fortalecimientode los controles contraladroga en las fronteras exteriores.

b.Cooperaciónyvigilanciadentrode las fronteras comunitarias einfraestructuratécnica.

c.Lucha contralafabricación ilegalde droga pormedidas tendentes aprevenireldesvío de los

precursores yotros productos químicos esenciales,con objetivos de producciónilegal.

d.M edidas contraelbloqueo de dinerode los productos deltráfico ilegalde droga.

e.Fortalecimientode los sistemas jurídicos ylegales.

 f.Informaciones estadísticas.
24
"

A este respecto juega un papel importante la EUROPOL en la parte de acción, mientras que el

Observatorioeuropeo de ladroga tendríaasu cargolainvestigaciónyelarchivo.

Existetambién en estearticulariolaexigenciade lalucha contralatoxicomanía,paralocualse considera

como base elartículoK.1.4respectoalas medidas de lacooperaciónentrelos ministerios de Justiciaydel

Interior.Es asícomo deberán promoverse aproximaciones de las diversas prácticas nacionales existentes

en materia de lucha contra la toxicomanía a fin de lograr encontrar el punto de intersección a fin de

integrarlas.Porello,elPlan manifiestalanecesidad de intercambios interdisciplinarios sobreelproblema

de ladroga entreactores yorganizaciones profesionales responsables de lareducciónde lademanda yde

laofertade ladroga.M otiva alacreaciónde un "foroeuropeo" que sirva de escenario de intercambio y

cooperación, al igual que la cooperación en el sector de la relación entre consumo de drogas y

delincuencia. El Plan subraya de manera especial "establecer un enfoque verdaderamente

multidisciplinario.  Estos intercambios interdisciplinarios sobre el problema de la droga entre las

distintas personas yorganizaciones profesionales responsables de lareducción de lademanda yde la

ofertapodríafavorecer aotros"
25
.La idea básica es encontraratravés de estos intercambios acciones

comunes que fomenten modalidades particulares de cooperación entre organismos responsables de la

aplicaciónde laley yorganismos responsables de lareducciónde lademanda.

La labordelGrupo Pompidou es elestudio estadístico y epidemiológico que busca indicadores comunes

paracrearuna red de ciudades,trabajoque se viene realizando desde 1982.También se esperadeterminar
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los sectores de trabajo entreelGrupo y elnuevo Observatorio Europeo de la Droga. Por lo pronto las

acciones comunes de estos dos organismos deben prevérlarealizaciónde una encuestaeuropea sobrelas

toxicomanías al conjunto de la población en el contexto de la Unión, así como la instauración de un

sistema de "aclaramiento" yde coordinaciónde las encuestas nacionales.

4.1.2.1.4.M edidas anivelinternacional

En la medida en que la Unión Europea ha reconocido elcarácterglobaldelproblema,se requiere para

complementarsu trabajointerno,un trabajohaciaelexteriorde los 15 Estados."ElTratado de laUnión

ofrece laposibilidad de reforzarlaglobalidad de una acciónexterna en elsectorde lalucha contraladroga

medianteelempleo,en elmarco de lapolítica exterioryde seguridad,de una accióncomún en un sector

particulardonde los Estados miembros tienen intereses importantes en común y laposibilidad de aplicar

una cooperaciónsistemática entrelos Estados miembros en los sectores de interés general"
26
.

ElPlan propone eluso de "presiones diplomáticas" parapromoveren las relaciones exteriores de laUnión

una conciencia de su política de estupefacientes.  El Diálogo político en el que entrarían los países

miembros estaríaregidoporlos valores de DemocratizaciónyRespetoporlos Derechos Humanos.

Los términos de cooperaciónycomerciode laUniónEuropea se verán asíregidos poruna cláusulapara

que terceros países lleguen aaceptarlalucha contraladroga yse conviertaasu vez en elsectorprioritario

de las acciones entrelaUniónylos otros países.

Con respectoalos acuerdos ya existentes,laComisiónpropuso que se mantuvieraelrégimen especialen

elámbito de ladroga acondición de que se prosigan los esfuerzos de los países implicados en la lucha

contra el flagelo. Para ello requiere de un seguimiento de evaluación y de diálogo a fin de vigilar los

progresos delmismo.Es destacable,que aesterespecto elPlan señala elinterés pormantenerelactual

régimen aplicado a los países andinos y centroamericanos para que puedan realmente tener frutos. Sin

embargo, la línea presupuestaria (B7-5080) titulada "Cooperación Norte-Sur en el sector de la Lucha

contraladroga" previócréditos comprometidos de 10millones de ECU śpara1994,frentea13millones

en 1993
27
.Aunque noestádeterminada lacuantíadentrodelperíododelquinquenio,se mantendríaestable

estepresupuesto.M ientras que en lorelativoaEuropa CentralyOrientalse estudirán las posibilidades de

ampliarlos medios de acciónycooperación.
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En todas sus acciones alrespecto deltrabajo externo,elPlan busca sensibilizaralas autoridades de los

países que quieran dirigirse a la Unión, prevé asistencia técnica para establecer estrategias nacionales,

ampliaciónyaplicaciónde proyectos piloto,asícomo trabajomás directocon elPrograma de las Naciones

Unidas para elcontrol de estupefacientes. Su propuesta es que la ONU se convierta en un mecanismo

interlocutorde laUnión.

Pero el plan conlleva necesariamente al hecho de la Responsabilidad Compartida, de los actores

internacionales delproblema de ladroga.Desde su puntode vistainternacionalyde seguridad,laUnión

aceptasu quehaceren elproblema de precursores químicos ycontrolde lademanda,peroseñalatambién

las expectativas que tiene respectoalos otros Estados.Estoes,los Estados miembros reconocen que los

países deben asumiruna responsabilidad acorde con su nivelde desarrolloycon laimplicaciónparticular

de sus ciudadanos en laproducciónyeltráfico,considerando,paralelamente,que los países desarrollados

tienen eldeberespecífico de reducirlademanda de drogas.

4.1.2.1.5.Coordinacióndeltrabajo

De manera realista elPlan señala elpeligro en la repetición de tareas,esto es "elriesgo de pérdidas de

energíayde recursos alnohaberlacoherencianecesaria".

Sibien los dos primeros planes europeos dieron preferenciaalpapelde las coordinadoras nacionales,el

plan sugiereun intercambiode experiencias parapoderdeterminarlaeficaciade los diferentes mecanismos

de acción en los países miembros.  Sin embargo respecto a la coordinación en el ámbito de la política

exterior, el plan sugiere que esta orientación este dirigida por la Asamble General y Comisión de

Estupefacientes de las Naciones Unidas,las Conferencias ministeriales,asícomo porlos corresponsales

permanentes delgrupo Pompidou delConsejode Europa,reuniones delgrupo de Dublin,etc.

ElObservatorioeuropeo,que desde septiembredel95emprendiósu trabajo,buscarábásicamenterecoger

información y analizarla, a fin de dar un espectro comprensivo del fenómeno que permita la toma de

decisiones porpartede los Estados miembros y en elconjunto de la Unión.Su objetivo centrales elde

Informaciónglobalporloque las prioridades estarán dirigidas alos aspectos de demanda yreducciónde la

demanda de drogas,las estrategias y políticas nacionales y comunitarias,la cooperación internacionaly

geopolítica de laoferta,elcontroldelcomerciode los estupefacientes,de las sustancias psicotrópicas yde
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los productos precursores, así como de las implicaciones del fenómeno de la droga para los países

productores, consumidores y de tránsito. Con ello se espera encontrar la tan buscada "globalidad del

problema".ElObservatoriotendrá,de estaforma,una voz de recomendaciónmas node decisión.A través

de laRed de centros nacionales (REITOX)conformarálaestructuracomunitaria,asícomo permitirá el

fluidode información.Seráademás un espacioparalainvestigaciónylaformación,en cuantopermitael

análisisylabúsqueda de lainformación.Como taldeberáproducirun informe anualsobrelasituaciónde

ladrogadicciónylos crímenes anexos.

4.1.2.1.6.Información,InvestigaciónyFormación

Es destacable el peso que el Plan le da a la investigación, señalándola como "elemento clave de una

estrategiaeuropea de lalucha contraladroga".Porelloes imperativodotarlade una estructuraflexiblede

coordinación.ElPlan justifica estequehacerinvestigativo a través del artículo 129 del Tratado cuando

señala que "en elsectorde la salud pública,la acción de la Comunidad debe fomentar la investigación

sobrelas causas de latoxicomaníaysu ́transmisión ,̀asícomo los requisitos en materiade protecciónde

lasalud son un componentede las demás políticas de laComunidad incluida lainvestigación."
28

ElPlan es clarorespectoalanecesidad de una accióncoordinada de investigaciónglobalsobrelas drogas

ylatoxicomanía,porelloseñalalaimportanciade apoyarestudios realizados porinstitutos y centros de

investigación.

Las líneas generales de investigaciónpueden resumirse de lasiguientemanera:

a."Estudios einvestigaciónsobrelas aplicaciones tecnológicas ytelemáticas de interés común.

b.Estudios einvestigaciónmedioambientales yespaciales de interés paraelámbitode las drogas,

en particularen elsectorde laobservaciónde laTierrayde las tecnologías espaciales.

c.Estudios einvestigaciones socioeconómicas referentes en particularalanálisisde las causas y

consecuencias de la Toxicomanía, en particular la exclusión social y los mecanismos de la

economíasumergida,incluidoelblanqueo de dinero.

d.Investigaciónydesarrolloreferenteaactividades diversificadas de investigaciónconjuntasobre

eltotalde temas relacionados con ladroga con algunos países en vías de desarrollo,los países de

Europa centralyorientalyalgunos países desarrollados.

e.Realizaciónde seminarios yconferencias que puedan desembocaren sugerencias de acciones y

decisiones que laComisiónylos Estados miembros podrían tomaren consideración,garantizando

28
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una mayorcomplementariedad entreinvestigaciónytoma de decisiónpolítica."
29

FinalmentelaFormaciónyelintercambiode profesionales es un objetivobásico de laaccióndelPlan.

Estaorientación,permitedescubrirun nuevo enfoque respectoalmanejoglobaldelproblema de ladroga,

ya que intervienen en la toma de decisiones el conocimiento y la investigación como mecanismo de

orientaciónde las políticas aseguir.Elénfasisse hace recurrenteen cada uno de los capítulos delPlan,lo

que pone de presentelaorientaciónmultidisciplinariadelproblema ysu manejoen las diferentes partes del

proceso.

4.1.2.1.7Propuestas de cambiodentrodelPlan 1995-1999

En laComunicación(95)579finaldel23de noviembrede 1995,laComisiónhizo llegaralParlamentoy

alConsejoeuropeos,una propuestade cambios en algunos puntos que consideran estratégicos dentrodel

manejoylaconcepcióndelprograma de lucha contraladroga.

Cabe anotar que la propuesta planteó un período de 6 años de trabajo que empezarían desde 1996 y

terminarían en 2001.Busca reforzarlas acciones de laComunidad en elcampo de laprevenciónasícomo

extenderelconceptode los grupos objetodeltrabajo,como lofueraobservado porelParlamento.En su

votacióndel20de septiembrede 1995,elParlamentoEuropeo considerónecesariocambiar56puntos de

los referidos en elPlan.La Comisiónsinembargopresentócambios únicamenteen 20de ellos.

Sugirióentendercomo "Drogadicto" aquien tiene un problema de salud,afinde podervolcarlaacciónde

larehabilitación como una acción básicamenteligada alproblema de la toxicomanía y porlo tanto a la

salud pública.De igualforma enfatizó que paracada estrategiade prevenciónde los drogadictos se debía

observarlatotalidad de los aspectos delproblema de ladroga.

En relación a la problemática de la droga sugirió tratarla como un fenómeno con diversos puntos de

observación que exigía un integrado e interdisciplinario enunciado. Por lo tanto el programa debía

comprenderlacoordinaciónde medidas que tuvieran que vercon lasalud pública.

Puso de presente la posibilidad de incorporar en el programa la labor de las Organizaciones no

gubernamentales y de libre ayuda voluntaria, grupos de solidaridad social, como mecanismo de

informaciónyacciónen las diferentes etapas delproblema.

29
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Consideróesenciallasensibilizaciónde laopiniónpública respectoalfenómeno de ladrogadiccióncon el

fin de contemplary tratarlos riesgos de manera directa, en especial a través de la coordinación de las

medidas transnacionales.

Exigió una mayorcoherenciaentreelprograma de acción de cada Estado miembro,con la propuesta y

puestaen marcha delPlan ylos programas adelantados porlaUnión.

En síntesis buscó reforzar el trabajo de sensibilización como de coordinación. Pero sin modificar las

propuestas básicas delPlan presentado.

4.2.Proceso de las relaciones de laUnión Europea con América Latina:Desarrolloyperspectivas

Aunque lahistoriade las relaciones entreelViejoContinente(Europa)yelNuevo Continente(América)

datan desde elperíodode laconquista,elvalorque ellas representan en las diferentes etapas de desarrollo

ha sidovariable.La América Latina delsigloXX,más precisamentede las décadas de los años 60 ylos

70es un subcontinentecon un explosivocrecimientoeconómico,perotambién con explosivas situaciones

sociales ypolíticas que lemantienen distantede Europa.De otrolado,lainfluenciadirectade los Estados

Unidos de América ylahegemoníalograda en estesentido,representaban más bien una barreraalinterés

porlasubregión.La inestabilidad política de laregión,produjoen consecuenciaun alejamientodelinterés

económico europeo. Para América Latina, España seguía siendo la "madre patria", Inglaterra "el

inversionistaen las más inesperadas aventuras económicas",Francia"lacuna cultural",peroEuropa como

conceptoyunidad realnoexistía.Las relaciones económicas se veían obstaculizadas porladiversidad de

políticas comerciales de cada país,como pordesconocimientodelmercado.

Asímismo América Latina eraun mercado lejano,inestableyafectado porladeuda externa.La llamada

"Década perdida" de América Latina en los años 80,demostrólanecesidad de abrirlos mercados anivel

internacional, a fin de entrar en la competencia y la globalidad de la economía. La "Villa Feudal

Latinoamericana" entraba en la época de la expansión, bien por interés propio, como por las presiones

económicas de sus acreedores.

Paraestaépoca ronda en elámbitode lainversiónylas relaciones comerciales,lapreguntasobreelvalor

de América Latina como continentecapaz de participaren elmercado mundial.Se hablade la"década de

laesperanza",es decirladelfinaldelsiglo,lade los años 90.M ichelCamdessus,SecretarioGeneraldel

Banco Interamericano de Desarrollo, proclamó enfáticamente :"Latinoamérica ha dejado de ser el

Europea en materiade laLucha contraladroga (1995-1999)".COM  (94)234Final.Bruselas23.06.1994.Páginas35-36.
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continentedelfuturo.ahoraelfuturoya ha comenzado;Latinoamérica es elcontinentedelpresente."
30

La región se encontraba en el camino de la Paz y el número de regímenes militares ya era nulo. La

democracia y elEstado de Derecho eran proclamados a través de cualitativos pasos a este respecto, la

estructurade los partidos eramás sólida,lasolidaridad regionalse habíaincrementado,lamodernización

de las estructuras ylalucha contralacorrupción,elterrorismo yelnarcotráfico eran políticas prioritarias.

En relación a los ciudadanos y sus derechos, la mayoría de Estados habían realizado un proceso de

transformación de sus Constituciones y regía desde entonces un nuevo ordenamiento jurídico, que

promulgaba un mejoramiento en las condiciones sociales para las diferentes etnias de la región. El

crecimientoeconómico seguíasiendo elretode los Estados.Latinoamérica se presentaba también como un

gran mercado de 450millones de habitantes con un Productointernobrutosobreelbillónde dólares anual,

lo que lo convertíaen un mercado significativo.De otro lado,a pesarde la apertura,la región vivía de

manera paralela el crecimiento de la integración subregional, como mecanismo de intercambio en el

interior,perocomo posibilidad de negociaciónrespectoalas otras subregiones delmundo.

La década de los 90trae consigoelinterés de los Estados miembros de laUniónEuropea haciaAmérica

Latina.Elinterés económico de laUE se entrelaza con las necesidades existentes en laregión.Asíanteel

problema de las Drogas,los Estados miembros presentan un plan de lucha que implica lacooperación y

responsabilidad mutua; ante el problema de las exportaciones, la Comunidad europea responde con

apertura de ciertos renglones del mercado; ante el problema de la necesidad de tecnología, la Unión se

interesa por la investigación en este sector y el desarrollo alternativo. Cabe señalar que el 90%  de las

exportaciones de la UE hacia América Latina son maquinaria industrial, mientras que Latinoamérica

exporta hacia la Unión básicamente productos manufacturados, materias primas y combustible, lo que

constituye solo un 23%  de las exportaciones
31
."En elpasado Latinoamérica no había sido un punto de

interés comercialnihabía representado una prioridad en la política de desarrollo de la Unión Europea.

Desde mediados de 1994hay mayormovimientoen las relaciones.Paraellohan intervenidodos factores.

Porun lado,laUniónEuropea reaccionóantelos esfuerzos de los Estados Unidos de América de formar

un bloque regional a fin de estrechar el comercio con la economía latinoamericana. De otra parte,

Latinoamérica se ha convertidoen un puntode interés económico ...En elComunicado finalde laCumbre

de laUniónEuropea del24y25de juniode 1994,realizada en Korfú,se señaló:elConsejode laUnión

Europea confirma que las relaciones con los países latinoamericanos ysus acuerdos regionales adquieren

gran significación...."(Tdla)
32

30
Nolte,Detlef.„KontinentderZukunft?Geoökonomische Interessen derUSA und Europas inLateinamerika.1995.Página 729.

31
Amtfüramtliche Veröffentlichungen derEuropäischen Gemeinschaften."Europäische Union.Lateinamerika.DiePartnerschaftheuteund

die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000"M itteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament. KOM  (95) 495.

Final.Bruselas 23.10.1995.Página 8.
32
Amtfüramtliche Veröffentlichungen derEuropäischen Gemeinschaften."Europäische Union.Lateinamerika.DiePartnerschaftheuteund
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En la comunicación (95) 495 final, en la cual la Comisión informa al Consejo y Parlamento europeos

sobre las perspectivas para la construcción de una cooperación Unión Europea- América Latina en el

período1996-2000,se señalaque es necesariolaintensificación,laprofundizaciónyelacercamientocon

estaregióndelmundo.M anifiestaque antelos grandes pasos logrados porLatinoamérica,lapresenciade

laUniónes más que necesariaya que debe asegurarlasolidaridad ylacooperaciónde su compañeroen el

campo internacional.Reconoce los agudos cambios que se han presentado en Latinoamérica,asícomo en

Europa,y califica de productivo eldiálogo adelantado desde 1984 con Centroamérica,"Diálogo de San

José",asícomo elintercambioinstitucionalizado con elGrupo de Ríodesde 1990."TantoLatinoamérica

como la Unión Europea están abiertas para una globalización del comercio y tienen intereses en

profundizar sus relaciones y su complementariedad en lo económico. Latinoamérica se esfuerza en

diversificarsu zona de mercado ylatecnologíade abastecimiento,asícomo las fuentes de capital,ybusca

compañeros paraun gran trabajoconjunto.Europa,porsu parte,quiereconsolidarymejorarsu rolen el

comercio y la tecnología en la región con alto potencial de crecimiento ... El diálogo político, que se

institucionalizó con el Grupo de Río y Centro América, debe tener en cuenta el creciente peso de

Latinoamérica en elcampo internacional."(Tdla)
33

La posibilidad de ampliarelmercado implica paralaUniónEuropea ellogroen lacapacidad competitiva

frentealas otras regiones,perosobretodopeso en elámbitode las decisiones políticas en elmundo.

Desde 1990 han sido firmados gran número de acuerdos de cooperación entre la Unión europea y

Latinoamérica. La mayoría corresponden a los llamados "Acuerdos de Tercera Generación" que se

convierten en elnuevo paso de las relaciones entrelas dos subregiones.Es asíque lasubregiónamericana

se ha convertidoparaEuropa en un dinámico Continentede exportaciones einversión en elmundo."La

UniónEuropea es un gran donanteparaAmérica Latina.En 1993 el61,5%  deltotalde laayuda parael

desarrollofue ofrecidoaLatinoamérica,estoes,más de lodado porJapón yEstados Unidos de América.

Desde 1976 fueron puestos adisposición más de tres millones de ECUs delpresupuesto comunitario de

ayuda paraeldesarrollo.En 1994 fueron integrados 464 millones de ECUs,esto es,47,7%  más que en

die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000"M itteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament. KOM  (95) 495.

Final. Bruselas 23.10. 1995. Páginas 7-8 . "Lateinamerika hatte für die EU in der Vergangenheit weder handels- noch entwicklungspolitisch

Priorität.SeitM itte1994istjedoch Bewegung indieBeziehungen gekommen.Dabeihaben zweiFaktoren eine Rollegespielt.Einerseitsreagiertedie

EU aufdieBestrebung derUSA,dielateinamerikanischen Volkswirtschaften engeran sich zu binden und eine ArtregionalesHandelsblock zu formen.

AndererseitsistLateinamerika nach dem dortzu verzeichnenden Aufschwung wirtschaftlich interessantergeworden...Im Abschlußkommuniqué des

EU-Gipfels, der am 24./25. Juni 1994 auf Korfu tagte, heißt es: D́er Europäische Rat bekräftigt, daß er seinen Beziehungen zu den

lateinamerikanischen Ländernund ihren regionalen Zusammenschlüssen große Bedeutung beimißt..."
33
Amtfüramtliche Veröffentlichungen derEuropäischen Gemeinschaften."Europäische Union.Lateinamerika.DiePartnerschaftheuteund

diePerspektiven fürihren Ausbau 1996-2000".M itteilung derKommission an den Rat und das Europäische Parlament. KOM  (95) 495.

Final.Bruselas 23.10.1995.Página 3."Da sowohlLateinamerika alsauch dieEuropäische offen sindfüreine Globalisierung desHandels,haben sie

ein Interessedaran,ihreBezihungen zu vertiefen und ihrewirtschaftliche Komplementaritätweiter auszubauen. Lateinamerika bemüht sich um die

Diversifizierung seiner Absatzmärkte und Versorgungs-, Technologie- und Kapitalquellen, und sucht Partner für eine fruchtbare Zusammenarbeit.

Europa dagegen möchteseine RolleinHandelund TechnologieineinerRegionmithohem W achstumspotentialkonsolidieren und verbessern...Der

politische Dialog,dermitderGruppe vonRiound mitZentralamerika bereitsinstitutionalisiertist,wirdzurZeitvertieft,um dem wachsenden Gewicht

LatinoamerikasaufinternationalerBühne Rechnung zu tragen."
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1991(314millones ECUs).Además en 1992se extendieronlas medidas delBanco de InversiónEuropeo a

los países de América Latina y Asia (1993 y 1994 131 M illones ECUs para Latinoamérica, 1995

previsiblemente207 millones ECUs)...Desde 1980 y hasta 1989 llegaron el 45,5%  de las inversiones

indirectas extranjeras aLatinoamérica porpartede Europa y43,5%  de los Estados Unidos de América.A

una gran distancia le siguió Japón. Desde hace largo tiempo vuelan las inversiones europeas hacia

Latinoamérica.Ellas se concentran especialmenteen elsegundo sectorde laeconomía,aunque los últimos

años se han dirigidohaciaelsectorde los servicios.Además,los criterios de privatizaciónyperdónde la

deuda externas fueronseriamentetomados porlos inversionistas europeos."
34

En relación a las áreas sobre las cuales se espera incrementar el trabajo de las dos subregiones, se

encuentra la Ayuda humanitaria, el programa de ayuda para desarrollo rural, apoyo a la integración

regionalyapoyo aldesarrollode lapesca marina.

La cooperaciónporpartede laUniónestáenmarcada básicamentebajolos conceptos de Democratización

y Derechos Humanos,a fin de consolidar el proceso que ha comenzado en América Latina. Todos los

acuerdos tienen una cláusula"democrática" que reafirma elcompromiso con lademocracia. M ediantela

línea presupuestaria especialpara los programas de democracia y derechos humanos,la Unión europea

asignóun promediode 11,4millones de ECUs anuales duranteelperíodo1990-1994.La suma para1995

ascendió a14 millones de ECUs,y cobija75 proyectos en 17 países.Para América Latina ello implica

también una labor más concientizada en la importancia de la formación de los ciudadanos, el

mejoramientode sus niveles de vida yproteccióndelmedioambiente.M ientras que aniveldelintercambio

comercialse apoyarán medidas mediantelas cuales se proclamen los intereses comunesen elmercado.

Para ello la Comisión sugiere la diversificación de los actores del trabajo conjunto,  esto es mayor

participaciónde laycon lasociedad civil
35
.

Aunque sibien de preferencialaUniónapoyaráelintercambiocon subregiones,nodescartalaposibilidad

de llegaraacuerdos particulares con determinados países de laregión."La nueva dimensióninternacional

que ha ganado Latinoamérica en los últimos años,exige una intensificación deldiálogo político con esa

región ... Este diálogo debe profundizarse en el campo del subcontinente (Grupo Río), en el campo

34
Amtfüramtliche Veröffentlichungen derEuropäischen Gemeinschaften."Europäische Union.Lateinamerika.DiePartnerschaftheuteund

die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000"M itteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament. KOM  (95) 495.

Final. Bruselas 23.10. 1995. Página 7. "Die EU ist der größte Geber fur Lateinamerika. Die EU trug 1993 61,5%  zur gesamten öffentlichen

Entwicklungshilfe für Lateinamerika bei und damit weit mehr als Japan un die US zusammengenommen. Seit 1976 wurden aus dem

Gemeinschaftshaushaltmehrals3M rd.ECU an öffentlicherEntwicklungshilfefürLateinamerika bereitgestellt.1994wurden 464M io.ECU und damit

47,7%  mehrals1991 (314 M io.ECU) gebunden. Zudem dehnte die Europäische Investitionsbank (EIB) 1992 ihre M aßnahmen auf die Läander

Lateinamerikasund Asiensaus(1993und 1994131M io.ECU fürLateinamerika,1995voraussichtlich 207M io.ECU)...Von 1980bis1989kamen

45,5%  derausländischen Direktinvestitionen inLateinamerika ausEuropa und 43,5%  ausden USA;ingroßem Abstand folgteJapan.Bereitslange

fließen europäische Investitionen nach Lateinamerika.Siekonzentrieren sich tendenziellaufden sekundäaren Sektor,inlatzterZeitjedoch besondersauf

den Dienstleistungssektor.Außerdem waren zweiKriterien ausschlaggebend diePrivatisierungund dieUmschuldungsprogramme,indieeuropäische

Direkinvestitionen einbezogen wurden."
35
Lohner,Ingeborg,representantede laUniónEuropea paraelproyecto"Drogas eIndígenas".Entrevistarealizada porlaautoradeltextoEl

14de mayo de 1996en Bruselas.



192

regional(M ercosur,América Central,Pacto Andino),en elcampo bilateral(especialmentecon los países

en los cuales hay un concepto específico),en elcampo parlamentario y en elforo internacionalentrela

UniónEuropea yrepresentantes permanentes de Latinoamérica,asícomo en elcampo iberoaméricano."
36

Así mismo, señala que para mayor coherencia y seguridad en las medidas comunitarias será necesario

generarun "Programa Horizontal".De igualforma se realizaráuna "EvaluaciónSistemática" porpartede

laComisiónde las medidas financieras afinde mejorarlas cualitativamente.

En elmarco de laeliminación y lafacilidad paralas exportaciones desde Latinoamérica hacialaUnión,

son destacables las medidas como elSistema de PreferenciaGeneralizado que sirve de marco en lalucha

antidrogas.Es asícomo eltema "América Latina" porpartede laComisiónes señalado como prioritario,

porloque las perspectivas paraelquinquenio1996-2000,requieren de un trabajoen conjuntoen elque se

examine lacapacidad de participaciónylavoluntad de entraren estemercado.La Comisiónlopresentano

sólo como un reto, sino más bien como una exigencia y enfatiza su apoyo al fortalecimiento de la

capacidad del subcontinente en el área del comercio así como en el área económica, de cambio de

tecnología e institucionalización del proceso de integración regional como mecanismo de negociación,

sobreelcualEuropa ha acumulado alguna experiencia.Los vínculos que han surgido duranteelúltimo

decenioyque podrán serobjetode trabajoyreforzamientoestán en las siguientes áreas
37
:

a.Acuerdointerregionalde cooperaciónentrelaUniónEuropea yelM ERCOSUR.

b.Las conversaciones con M éxico yChileen tornoaun acuerdosimilar.

c. La concesión de preferencias comerciales especiales a las exportaciones andinas y

centroamericanas alaUniónEuropea.

d.Formulación de nuevas orientaciones para la cooperación de la Unión Europea con América

Latina.

e.Incrementode los fondos comunitarios asignados alaregión.

Sinembargo,muy apesarde las perspectivas existentes,cabe hacerreferenciaalanecesidad de América

Latina de trabajar consecuentementeymantenersu carácteratractivoalas inversiones europeas,ya que

dentrodelmismo Tratado sobrelaUnión,se hace referenciaprivilegiada alas zonas que porcercaníaalos

36
Amtfüramtliche Veröffentlichungen derEuropäischen Gemeinschaften."Europäische Union.Lateinamerika.DiePartnerschaftheuteund

die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000"M itteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament. KOM  (95) 495.

Final. Bruselas 23.10. 1995. Página 12. "Die neue internationale Dimension, die LA in den letzten Jahren gewonnen hat, erfordert einen

intensivierten politischen DialogmitdieserRegion...DieserDialogsollteaufderEbene desSubkontinentes(Gruppe von Río),aufregionalerEbene

(M ERCOSUR;Zentralamerika,Andenpakt),aufbilateralerEbene (insbesonderemitden Ländern,fürdieeinspezifischesKonzeptangewndtwird),auf

parlamentarischerEbene und in den internationalen Forazwisachen derEU und ständigen Vertretern LAssowieaufiberisch-amerikanischer Ebene

vertieftwerden."
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Final.Bruselas 23.10.1995.Páginas 9-13.
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Estados europeos,pueden convertirse en socios de comercioyayuda más atractivos.La exigenciaporla

creatividad en las propuestas, formulación de estrategias comerciales, superación de las barreras a la

expansiónde las importaciones,asícomo elmantenimientode las condiciones paralaayuda son también

grandes retos de lasubregiónamericana.M ientras que laUnióntambién tiene desafíos internos como elde

aistir a los países del sur y este europeos en los esfuerzos que se emprenden de estabilización para el

continenteen general,asícomo lalucha porincrementarelcrecimiento económico y reducirlas tasas de

desempleo en laregión.

Es de anotarque la institucionalización deldiálogo entre las subregiones se produjo con la firma de la

Declaraciónde Roma del20de diciembrede 1990,"Declaraciónde Río",cuando los Estados de laUnión

y los países del Grupo de Río (América del Sur y M éxico) establecieron este foro de cooperación y

entendimientointerregional.

Elacercamientoque se ha visto favorecido porlas circunstancias políticas,anteriormentemencionadas -

estabilidad democrática yrespetoporlos derechos humanos-,ha hecho realidad laconsecuciónde acciones

concretas:"Eldos de mayo (1995)en París,laUnióneuropea yM éxico firmaronuna declaraciónconjunta

sobrelaintenciónde negociarun acuerdoparaintensificareldiálogopolítico,elrefuerzo de lacooperación

y la liberalización gradualdelcomercio.El23 de octubredelmismo año la Comisión eldocumento de

perspectivas con laregióndonde propugna un mayoracercamiento.El15de diciembredel95,La Unióny

Chilefirmaron una declaración conjuntasobreelinicio de conversaciones preliminares para un acuerdo

dirigido a una colaboración política y económica. El 6 de marzo de 1996 la Comisión adoptó un

reglamento preliminar sobre un nuevo sistema de preferencias generalizadas para productos agrícolas,

aplicableapartirdelprimero de julio de 1996,porun período de tres años...Entre1990-1994 América

Latina absorbióel60%  de los flujos de capitalalargoplazo,es decir2 veces laafluenciamediaanuala

AsiadelEstey20veces más los flujos combinados aOrienteM edioyelnortede Africa...América Latina

recibió entre 1990-1994 inversiones de cartera por 33.000 millones de dólares anuales, equivalentes al

75%  de los flujos totales almundo en desarrollo"
38

La problemática de ladroga ha recibidoporpartede laUniónEuropea igualimportanciacomo lade los

conceptos de democracia  y derechos humanos. La lucha contra el "flagelo de la droga" hace parte

integrantede cada uno de los acercamientos paracon laUnión.Estoes,siempreestápresenteuna cláusula

sobreelnarcotráfico.Sinembargosu política de acercamientoyde relaciónhace verelinterés que desde

lafirma delTratado de M aastrichtse hizo clara.La Droga es un problema que afectaatodos yporelcual

38
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). "La unión Europea y El Grupo de Río. Agenda birregional 1990-1995.

Documento de laVIReunión M inisterialInstitucionalizada entrrela Unión Europea y ElGrupo de Río".Cochabamba,Bolivía,15.16 de

abrilde 1996.
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todos los involucrados tienen que responder.Estoes,tantoelconsumo como laproducciónson elementos

de responsabilidad yporellolaacciónrequiereuna laborconjuntaque implica elhecho de sumarfuerzas

ynodesperdiciarmedios.La UniónEuropea ha planteado un acercamientoaAmérica Latina basado en el

conceptode "Interés yResponsabilidad Común"
39
.Asíelintercambiocomercialqueda sujetotambién a

estemarco de referencia.

4.3.DialogoUnion Europea-América Latina respectoalaLucha contra elnarcotráfico

"Comission figures released last year suggested there were anything from 450.000 to one million drug

addictsinthe 12membersStates Union.The new emphasisoninternationalcooperationwillgosome way

todefusingAmerican criticism that,partlydue tothe delay infullyestablishingEuropol,Europe has been

slow in developing closerlinks with the U.S.in the fightagainstdrugs and crime.Anita Gradin,Justice

and home affairscomissioner,said:"we willalso see drugs being systematically added to the agenda of

issues we discuss withourinternationalpartners,stessing the need to comply with U.N conventions and

standards."
40

Sibien ha habidouna presióninternacionalparaque laUniónEuropea considereelproblema de ladroga

como un desafíodelmundo contemporáneo,es de anotarque desde elinteriorde ellamisma,también ha

habidoun interés porcontrolarlasituación que generaladrogadicción.Desde lainstitucionalización del

diálogopolítico Unión-Grupo de Río,los ministros europeos han manifestado su interés de lucharcontra

elproblema de fines delsigloXX.

En laDeclaraciónde Roma de 1990los ministros consideraronque laproducción,eltráfico yelconsumo

ilícitos de drogas son "problemas internacionales que sólopueden serresueltos através de lacooperación

internacionaldentrode un espíritu de responsabilidad común.De igualforma,en 1991 ladeclaración de

Luxemburgosubraya que "ladroga constituye uno de los desafíos más serios con los cuales se enfrentan

las sociedades modernas"
41
. 1993 permitió conocer otra fase del problema: la violencia ligada al

narcotráfico se convirtió en tema de preocupación por la relación existente entre grupos terroristas y

traficantes de drogas.En 1995los ministros se congratularonde "las acciones emprendidas portodos los

39
Ghosch,Kenrick,representantede laUnión Europea paralos asuntos con Colombia.Entrevistarealizada porlaautoradeltexto el14 de

mayo de 1996en Bruselas.
40
Diario"European Voice".Vol.1.number9.Fecha 30nov-6dic.1995.Diariode laUniónEuropea,primerapágina.Cita:"Estadística brindadaspor

laComisiónelano pasado,sugieren que en los12paísesmiembrosde laUniónEuropea hay entre450milaun millónde adictosalasdrogas.Elnuevo

énfasisen lacooperación internacionalirámásallá de desmentir las críticas americans, según las cuales con el retardo en el establecimiento de la

EUROPOL Europa ha venido desarrollando lentasrelacionesde acercamiento con losEstadosUnidosde América en lalucha contraladroga y el

crimen.Según AnitaGradin,Comisionada de Justiciay Asuntosdelinterior,"nosotrosveremostambién elproblema de ladroga sistemáticamente

adheridoalaagenda yydiscusionescon nuestroscompanerosinternacinales,respetando ycomplementando lasconvencionesde laONU.
41
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). "La Unión Europea y El Grupo de Río. Agenda birregional 1990-1995".

Documentode laVIreuniónministerialinstitucionalizada entrelaUniónEuropea yElGrupo de Río.Cochabamba 15-16de abril,1996.
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países de ambas regiones en la lucha contra la droga y delitos conexos y reiteraron su apoyo a los

esfuerzos que en ese sentidorealizan los países delPactoAndino"
42
.

4.3.1.Incrementodelterrorismo en América Latina:Luz de ayuda porpartede laUniónEuropea

En 1989,la"Guerracontralos Carteles de lamafia" se habíaincrementado generando un estado de crisis

yconfrontaciónpermanenteentrelos Estados Latinoamericanos afectados ylos grupos de narcotráfico ya

establecidos. De manera particular Colombia vivía una de las épocas más dolorosas con relación al

terrorismo. Ciudades como Bogotá, M edellín y Cali eran centro de destrucción. El número de muertes

ocasionadas porlaexplosiónde bombas ubicadas en lugares públicos eraaterrador.ElEstado comenzaba

a percibirsu incapacidad de lucharcontra un enemigo fuerte y poderoso, así como reconocía su poder

corruptor. Entre las víctimas se encontraban obreros, amas de casa, ninos, vendedores, comerciantes,

periodistas, ministros de justicia y políticos. Precisamente el hecho que ocasionó una reacción más

determinantedelEstado colombiano frentealnarcotráfico,fue elasesinatodelcandidatopresidencialLuis

Carlos Galán,dirigentedelmovimiento"Nuevo Liberalismo",en agostode 1989.Se abrióasíun capítulo

de la época más sangrienta en Colombia. La "guerra" declarada por el Presidente Barco, requería de

fondos,apoyo ycompromiso.Es asícomo elpresidenteColombiano emprende un viajeaEuropa afinde

solicitar cooperación económica. En abril de 1990, la Unión Europea escucha los planteamientos de

Colombia y días después se realiza en Londres la "Primera Cumbre ministerial internacional sobre

reducciónde lademanda de estupefacientes ylucha contralaamenaza de lacocaína" (Abril9-11 1990).

Es también elaño del"primerplan europeo contraladroga"
43
.

El compromiso europeo de colaboración para con los países Andinos, encabezados por Colombia, se

vuelve realidad al conceder a Bolivia, Ecuador, Perú y Colombia acceso "excepcional y provisorio" al

mercado de la Unión a través del llamado "Sistema de Preferencias Generalizadas (SPG) por un

períodode cuatroaños.Estaacciónpolítica se aprobó el24de octubreyel20de diciembrede 1990,pero

entróen vigenciaen 1991.Elsistema cobijaproductos agrícolas (con excepcióndelazúcar,las fresas,los

limones, los bananos y la carne bovina), así como productos industriales entre los que se encuentran

textiles, vidrios planos, confecciones, calzado y artículos en cuero, entre otros. Si bien esos productos

42
 Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA). "La Unión Europea y El Grupo de Río. Agenda birregional 1990-1995".
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están bajo controles arancelarios mínimos, cabe anotar que en el rubro de la minería, estos costos

arancelarios son igualmentebajos,sinonulos.Ya en 1995se firmó lasegunda prórroga hastaelaño 2004

para los productos industriales y en 1996 la correspondente prórroga para productos agrícolas y

pesqueros.

Paralela a esta acción la Unión manifestó su interés de adelantar actividades en el marco de la

Cooperación Científica y para el Desarrollo. Esta medida favoreció a Colombia por un período de

cuatro años, después del cual entró a participar, como los demás países, en la competencia por estas

acciones.Dentrode los programas de Cooperación de tercera generación,existen dos ramas principales:

El Programa Unión Europea-América Latina de Cooperación empresarial y promoción de inversiones

(AL-INVEST)yelPrograma ECIP (European CommunityInvestmentPartners).Estos dos Instrumentos

tratan de aportar un marco claro de cooperación empresarial interregional y propiciar la creación de

empresas conjuntas entre firmas europeas y latinoamericanas. El Programa Al-INVEST tiene vigencia

desde el15 de marzo de 1994 y durantesus dos primeros años de funcionamiento (fase piloto)financió

más de 40reuniones empresariales birregionales en las que participaron1500firmas de América Latina y

1400 de la Unión Europea. En 1996 el Consejo de Asuntos Generales aprobó una propuesta de la

Comisiónparaexpandiryconsolidarelprograma.

4.3.2.ElSistema de Preferencias Generalizadas:Una decisiónpolítica con repercusiones económicas para

los países involucrados

Es de anotar que este sistema no tiene como destinatario único al grupo de países de Latinoamérica

afectados con elproblema de ladroga.ElSistema de preferencias,es una idea puesta en marcha desde

1971 que cobija todos los productos industriales semi o completamente terminados, así como los

productos agrícolas.

Nació en el contexto de la Conferencia de las Naciones Unidas sobre "Comercio y Desarrollo"

(UNCTAD)ycubreuna gran variedad de países afectados pordiversos problemas sociales,económicos y

políticos afinde facilitarles elacceso almercado europeo.

Desde su aparición ha sido renovado para la mayoría de los países. Esto es, comenzó beneficiando a

algunos países porun período de 10 años, 1980. Fue extendido por otros diez años que finalizaron en

1990.En esteperíodo entran ajugarsu papellos países andinos,que tienen como primera instancia de

validez un período de cuatro anos.En 1995 es renovado por10 años para los productos industriales y

queda en discusiónelperíodode los productos agrícolas.Venezuelaentraaserbeneficiado,en tantoque



197

se ha convertidoen un paístránsitode ladroga ydellavado de divisas.A nivelde Productos agrícolas y

pesqueros noha habidosuficienteconsenso sobrelalistade los artículos,porello después de laprimera

puestaen marcha,se prolongóporun año (1995)yen las discusiones que se mantuvierondurante1996,se

buscó una prolongaciónhastacomienzos de sigloXXI.

En relacióncon los países afectados porladroga afirma elconveniodelsistema SPG:"W hereas countries

undertaking effective programmes to combat drug production and trafficking should, however, remain

entitled to the more favourable arrangements granted them under the previous scheme; whereas the

countries concerned,plus Venezuela,willthereforecontinue to enjoy duty-freeaccess provided thatthey

continue theireffortstocombatdrugs."
44

Los productos objeto de este sistema de tarifa especial son seleccionados en diferentes grupos que van

desde "muy sensible", "sensible", "semi-sensible" y "no sensible". Según la categoría se determina el

porcentajede tarifaarancelariade lacualestán libres.Asíse tiene que:productos como algodón,tapetes,

accesorios de ropa,seda entreotros,tiene una preferenciadel85% .Artículos como óxidode Zinc,óxido

de aluminio,ácidocítrico,fertlizantes minerales oquímicos,poliesters,cerámicas,descritos en laparteII

de la publicación oficial tienen una tarifa del 70% . Así mismo lo incluidos en la lista 3, en los que se

encuentran entreotros soda cáustica,aluminioclorhídrico,productos de cerámica,imitaciones de piedras

preciosas,oro,vidrio,maquinariaparalaimpresión,instrumentos musicales,soloparanombraralgunos,

son objetodel35% .Finalmentelos productos señalados en laparte4contarán con una suspensióntotalde

las tarifas ycubriráúnicamentealos países más pobres.ElRégimen otorgóalos países andinos eltratode

"países menos avanzados" en elSPG ofreciendo asíun mayoracceso alos mercados europeos que con el

SPG normal.

En relación alajustificación delSPG para los países de América Latina afectados porelproblema del

narcotráfico, el reglamento del sistema señala que la producción de cocaína produce detrimento de la

producciónagrícolalegítima de los países andinos,asícomo elhecho de que los beneficios de lacocaína

incide en forma adversa en las economías de estos Estados. Señala que "el flujo masivo de

ǹarcodólareśse asociaaun tipo de cambiosobre-evaluado que restacompetitividad alas exportaciones

legales".Asímismo,elReglamentohace énfasisen elpoderdelnarcotráfico paraerosionarla"integridad

social"de los países andinos,alpuntode constituirse en una amenaza paraeldesarrollo.

Según descripcióndelEmbajadorporColombiaantelaUniónEuropea,Carlos M arulanda,en entrevista

44
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Venezuela,secontinuaráelaccesolibrede arancelesprevistoparaellosmientraselloscontinúen con susesfuerzosporcombatirladroga".
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concedida en Bruselas,"ladecisiónpolítica delsistema de preferencias se ha convertidoen un activoen las

economías de las regiones andinas.Estoes,permiteeldiálogocon un ̀partneŕcomo laUnión,perotiene

repercusiones económicas en lamedida que abrelos mercados de los Estados miembros.Colombiaque ha

liderado elproceso ha vistolanecesidad de mantenerporun períodosuperiorestaventajaeconómica afin

de verlos resultados de lamedida.Porloprontolas exportaciones desde América Latina haciaEuropa se

han incrementado en 26% ,que sibien nopuede considerarse muy bueno,sinembargoes representativosi

se tienen en cuenta las crisis económicas -inflación y desempleo- que enfrentaba Europa cuando este

sistema se establecióen 1991con los Estados delGrupo Andino."
45
.

Elpaísmás favorecidoporestetipo de accióneconómica ha sidoColombia,ya que porlomenos 2/3 de

sus exportaciones hacia la Unión Europea entran en esteprograma."En elprimersemestrede 1995,el

porcentajede las exportaciones de ColombiaalaUnión Europea se observan así:68,4%  productos que

entraroncon elbeneficiodelrégimen de droga,19,5%  con arancel0,estoes en total87,9%  de productos

beneficiados por la desgravación"
46
. Cabe igualmente anotar que según lo expresara M arulanda, en un

simposiosobrelas relaciones entreEuropa yColombia,"para1992,último año completorespectodelcual

se dispone de estadísticas, según el DANE, las exportaciones a los Estados Unidos ascendieron a U$

2.769millones,perode esa partida,cerca de U$ 905millones corresponden aPetróleo,loque quieredecir

que las ventas distintas delcombustiblealcanzaronU$ 1.864millones.Porsu partelas exportaciones sin

Petróleo a la Comunidad Europea para el mismo año sumaron U$ 1.822 millones, lo que permite la

conclusiónque,netas delcombustible,las ventas de uno yotrosociocomercialson similares,sobrelabase

de esas estadísticas."
47

Sinembargo,es justoanotarque entre1991-1992eldesempeño de las importaciones desde los países del

Grupo Andino fue mediocre debido a la recesión económica que se agudizó para 1992. En el período

comprendido entre 1993-1995 las importaciones han vuelto a incrementarse aunque todavía no

corresponden alas expectativas que se esperan con estaactividad.

4.3.3.La política de la"Zanahoria"y el"Garrote"

ElSistema de Preferencias Generalizado,fue pensado como un mecanismo de ayuda yreconocimientoen

lalucha contraladroga adelantada porlos países delGrupo Andino.Estas economías habían invertido

grandes sumas de su presupuestoydelproductointernobrutoen laseguridad ydefensa de los ciudadanos,

45
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peroademás eran víctimas de una "guerra" que como consecuenciaproducíamiles de pérdidas humanas.

Asímismo se estableciólacapacidad desestibilizadoradelfenómeno en economías que trataban de salirde

un período de crisis y estancamiento. Así, la Unión Europea estableció que el régimen de preferencias

arancelarias seríaun mecanismo que ayudaríaaldesarrollo económico y con ello aequilibrarlos gastos

ocasionados porelnarcotráfico,siemprey cuando los países en cuestión se esforzaran pormantenerun

sistema democrático,lucharan porlos derechos humanos,pero además aseguraran su compromiso en la

lucha.

La cooperación económica planteada por la Unión Europea, a través de la apertura del mercado, está

pensada en términos de "M utual Benefits", según palabras de Therry Rommel, Comisionado de la

Dirección General de Asuntos de Iberoamérica
48
 .Esto quiere decir las partes comprometidas -Unión y

Grupo Andino-desarrollan relaciones como "compañeros de trabajo" sintratarde imponersus propias

políticas,sinoentrando en un diálogoque permitaestablecerlos mecanismos,términos yrequisitos,estoes

"M utualUnderstanding".

El narcotráfico visto desde estos términos de relación, es un problema -más allá que simple crimen o

terrorismo-en elcuallas partes involucradas tratan de encontraruna soluciónque beneficielos intereses

de las partes.Porellorequierede un foropolítico de discusiónyacuerdo,además de acciones específicas

que repercutan positivamente en la situación. La política de la droga tiene que ver directamente con el

reconocimientodelproblema compartidoentrelos productores ylos consumidores.

Según loexpresaraKenrick Ghosch,encargado paraColombiaporpartede laUniónEuropea,lapolítica

seguida porlaUniónrespectoalproblema de ladroga en relacióncon América Latina,es un acercamiento

que "difiere básicamente de la política de los Estados Unidos, en la medida en que la política

estadounidense tiene que vermás con el garrote que con la zanahoria. Hablando en términos generales

sobreeltema de ladroga,lapolítica tiene que vercon elreconocimientodelproblema compartidoentrelos

países productores y consumidores.Respecto algarrotey la zanahoria,la política de la Unión Europea

tiene un poco de ambas,pero enfatiza más sobrela zanahoria.La zanahoria es la puerta abierta en las

relaciones económicas y comerciales a través del Sistema de Preferencias Generalizadas, así como lo

fuerontambién las ayudas económicas destinadas directamenteaColombiaporun períodode cuatroaños,

parasuperarlacrisisoriginada porla ǵuerracontralos carteleś.Elgarrotenoes represiónsinocontrol,

medidomás en laintensidad de las acciones mas noen los éxitos contables de lalucha.Los países Andinos

deben informarcada año sobrelas acciones realizadas en elámbitode lalucha,informe que se discuteen

48
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1996en Bruselas.
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elinteriorde laUniónEuropea."
49

La Unión no apoya las acciones policiales,o militares que puedan emprenderse en los países,pero sabe

que los Estados miembros realizan acuerdos binacionales relacionados con la cooperación militar,

entrenamiento de tropas,asícomo de asuntos forenses.Como ya fue descrito,elTratado de M aastricht

hace énfasisen lacooperaciónanivelde informaciónjudicialcomo intercambios yforos de especialistas

paracompartirexperiencias,peronoparatomaracciones de ese tipo.

Para la comisionada Ingeborg Lohner, encargada de los proyectos "Drogas e indígenas", "existe desde

1995un verdaderodiálogoentrelos países de América Latina ylaUniónEuropea que busca que ambas

partes puedan entenderjuntas elproblema.La experiencia ha demostrado que la erradicación no ayuda

para mucho si en nuestros países hay demanda. Lo interesante es ese diálogo político que busca una

soluciónentrelos afectados.Elproblema de ladroga es hoydíamuy grande.Antes cada cualtrabajaba en

su dirección,los europeos sobrelademanda,los productores sobrelaerradicación,pero definitivamente

ahora debe serla Política,la estrategia entre los continentes. La cooperación que se plantea es más de

ayuda mutua,trabajando con muchos sectores de lasociedad civil.Esto ha tenido que verbásicamente

con la colaboración en el área de formación y apoyo legal fortaleciendo todo tipo de entidades

administrativas regionales,públicas einstituciones democráticas."
50

4.3.4.Otras políticas de cooperaciónycolaboraciónen elmarco de lalucha contralas drogas

Sibien elgran marco de relaciónUniónEuropea-Grupo Andinoen elmarco de lalucha contraladroga

esta basado en el "Sistema de Preferencias Generalizado", existen otras líneas y otros desarrollos del

diálogo,que tienen que vermás con instancias interregionales.

Es de anotarque laayuda destinada paraproyectos relacionados con lasustitución de cultivos,no se ha

vuelto a llevar a cabo, debido a los fracasos presentados en este sentido. Esto es, si bien se realizaron

algunos programas de sustituciónen regiones de cultivo de coca,cabe anotarque esas mismas siembras

ilegales se trasladaron a otras regiones,o después de un tiempo volvieron a ocupar su espacio. Lo que

puso de presente que el hecho de sustitución como tal era un mecanismo precario, porque siempre

aparecerían los cultivos de coca mucho más rentables y con ello más llamativos. Es así como con los

últimos cambios organizatorios dentro de la Unión Europea, fue generada una área llamada "Línea

49
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Indígenas y Droga" dentro delprograma de cooperación Norte-Sur,que como base de trabajo busca la

rehabilitación y la previsión de la drogadicción
51
 "Para el mundo entero esta línea cuenta con sólo 10

millones de ECU śysólouna tercerapartese destina paraAmérica Latina,porlocualse debe entender

también que no se puede hacer más que un programa de prevención"
52
. Con esta acción se apoyan

proyectos concretos paraeldesarrolloalternativo.

La línea presupuestariaque mantiene el"Programa de cooperación Norte-Suren elámbito de la lucha

contralas drogas ylatoxicomanía",es laconocida B7-5080 que tiene como objetivos elapoyo técnico y

financiero,lapolítica comunitariaque incluye acciones de caráctercomercialy económico,encamidas a

fomentarlas actividades económicas alternativas alos cultivos ilícitos,asícomo medidas de controly de

reduccióndelabuso de las drogas.Básicamentese busca lareducciónde laproducciónylaprevencióndel

consumo de drogas,eltratamientoyreintegraciónsocialde los toxicómanos,elcontrolde los movimientos

ilícitos de productos yde capitales.

Elámbitode cooperaciónse aplica alaasistenciaen lorelativoalaevaluacióndelfenómeno de ladroga

en cada caso y laformulación de una estrategiaintegrada paralucharcontraladroga y eldesarrollo de

instituciones. La investigación juega un papel importante y por ello los estudios epidemiológicos para

determinar los factores que determinan la frecuencia, distribución y causas de las toxicomanías en las

poblaciones de los países asociados, juega un papel importante. El programa vincula a instituciones y

organizaciones no gubernamentales (caso de las ONG ś) que tengan como objetivo la lucha contra la

droga,las cuales,aligualque los Estados interesados,tienen que presentaruna solicitud de financiación.

Según lacomisionada Lohner"lacooperaciónde laUnióntratade ayudaralasociedad civil.Ayudando a

lasociedad civilse puede pensaren una posibilidad de resolverlasituaciónsocio-económica de un pueblo.

La idea es mejorarlasituaciónde los pueblos.Buscamos una ̀Cooperación de participacióń dejando el

viejo modelo de cooperación de "W eichnachtsman"(Papá Noel).La cuestión es dejarla infraestructura

paraque esos proyectos sigan funcionando en elfuturosinlanecesidad de lacooperaciónfinancierade la

Unión. Esto es, dejar algo productivo. Eso es ̀Cooperación de Partnership .́"
53
 El anterior punto

subraya ladiferenciaexistenteentre"Asistenciapara eldesarrollo",que implica un serviciode ayuda y

cuidado yla"Cooperación para eldesarrollo" entendida porlaUnióncomo participaciónen laque hay

co-responsabilidades.

51
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La experiencia sumada de trabajo con las ONG ś en América Latina, ha demostrado resultados

productivos,razón porlacualse apoya gran número de iniciativas en esteorden.Otro tipo de contacto

directoque ha abiertolaUnióncon sus "socios",es lainstalaciónde oficinas de representaciónde laUnión

en cada país,afinde fortalecerlos vínculos yelcontrolsobrelos proyectos.

4.3.5.Otros desarrollos políticos en el ámbito interregional: Conversaciones Unión Europea- Grupo

Andino

Como ya se mencionó,eldiálogoinstitucionalizado entreLatinoamérica ylaUnión Europea se realiza a

través del Grupo Río (América del Sur y M éxico)
54
, y la base legal es elAcuerdo M arco entre la

ComisiónEuropea ylaJuntade Acuerdode Cartagena (organizaciónque tutelaelPactoAndino).

Una característica constanteen las declaraciones ministeriales entrelaUniónyelGrupo de Ríoha sidoel

apoyo claro y resuelto a la democracia y a la protección de los derechos humanos. Por ejemplo, en la

declaración de Roma de 1990, firmaron su compromiso de "constituir, consolidar y fortalecer las

instituciones democráticas basadas en elEstado de Derecho".De igualforma en 1991 se afirmó que "el

objetivobásico de lademocraciaes laplena realizaciónde lajusticiasocial".Desde estepuntode vistael

problema de la droga se ha presentado como un elemento desestabilizador de la democracia y por

consiguienteagentedestructoren lasalvaguardiade los derechos humanos.

Paralelaaestalaborinterregional,se han venidodesarrollando otrotipo de acercamientos subregionales,

sobreaspectos de interés específico.Es asícomo se presentaelprimercontactoentrelaUniónylos países

delgrupo Andino,cuando el25de noviembrede 1992laComisiónEuropea presentaun AcuerdoM arco

de CooperaciónentrelaComunidad ylos Países andinos signatarios delAcuerdo de Cartagena (Bolívia,

Colombia,Ecuador,Perú yVenezuela).Elacuerdoque basa todas sus disposiciones en elrespetode los

principios democráticos y los derechos humanos, consta de 39 artículos en los cuales se manifiesta el

interés de la Comunidad para emprender acciones de cooperación económica, comercial, industrial,

científica y tecnológica, así como en determinados sectores -minero, transportes, telecomunicaciones,

turismo ymedioambienteentreotros-,afinde multiplicarelcontactoentrelas partes.En su artículo25,el

Acuerdohace referenciadirectaalacooperaciónen lalucha contraladroga.Señalaalrespectoque "las

partes contratantes se comprometerán,de conformidad con sus competencias respectivas, a coordinar e

intensificarlos esfuerzos paralaprevenciónylareducciónde laproducción,ladistribuciónyelconsumo

54
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ilícitos de drogas.La cooperación incluye proyectos de formación,programas de investigación,acciones

que favorezcan el desarrollo alternativo, el intercambio de información pertinente, vigilancia de

precursores químicos y programas de prevención deluso de la droga."
55
ElAcuerdo hace referencia al

desarrollo y la cooperación ambiental regional, a fin de promover el comercio subregional, regional e

internacional.

Elimpulso deldiálogoentrelas subregiones llevó aque se realizaran esfuerzos porconformarun bloque

unidoen objetivos de trabajoydirectivas de organizaciónporpartede los países andinos beneficiados por

elSPG.El29y30de septiembrede 1994se realiza en Quito(Ecuador)latercerareuniónde laComisión

M ixta Unión Europea- Grupo Andino. En esta ocasión los puntos de discusión estuvieron dirigidos al

declive de las exportaciones hacia la Unión, a pesar de la existencia del Sistema de Preferencias

Generalizadas.

Los países delGrupo Andinopercibieronlanecesidad de institucionalizaresteacercamientoyporellose

trabajóen larealizaciónde un encuentroentrelaTroika de M inistros de Justiciayde Interiorde laUnión

Europea ylos M inistros delGrupo Andinoresponsables de lalucha contraeltráfico ilícitode drogas.

La laborde unificaciónde objetivos,lapuestaen marcha de los grupos de trabajoalinteriordelgrupo de

países andinos,implicó un trabajode discusiónbastanteintenso,ya que porprimeravez se sentaban los

países de la subregión andina para hablar del problema. Si bien antes habían recibido beneficio como

subregión,hastaelmomento no habíauna acción conjuntade los países debido a los diversos objetivos

que se percibían.Hay que anotarque cada uno de los países andinos percibe elproblema de ladroga desde

una perspectiva diferentey porello parapoderinstitucionalizareldiálogo con la Unión se requería una

unidad en ladiversidad.Es asícomo en Boliviay Perú en donde más de 200 milpersonas obtienen sus

ingresos delcultivode lacoca (6%  de lapoblación activa en Bolivia),elproblema de lalucha contrala

droga se percibe como posibilidad de desarrolloatravés de laayuda económica,en EcuadoryVenezuela,

donde el problema es el tránsito y el lavado de divisas, la lucha contra la droga se entiende como

estabilidad económica, mientras que en Colombia esta lucha se percibe en términos de comercio y

competenciaen los mercados europeos através delsistema de preferencias.

En esteesfuerzo porconcretarun documentode trabajoparalareuniónentreministros,Colombialideróel

proceso actuando como coordinadoradelGrupo AndinoylaUnión.Es de anotarque anivelinternacional

tantoBoliviacomo Colombiahan insistidoen lanecesidad de una "Responsabilidad Compartida" yen

55
"AcuerdoM arco de CooperaciónentrelaComunidad Económica Europea yelAcuerdode Cartagena ysuspaísesmiembros(Bolivia,Colombia,

Ecuador,PerúyVenezuela)."1992.Documentode laUnionCEE/AC/es1.Página 27.
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una cooperaciónque incluya labúsqueda de soluciones efectivas,perodiferentes alarepresión
56
.

Según eldocumento"DiálogosobreDroga con laUniónEuropea",escritoporelembajadorporColombia

Carlos M arulanda,en abrilde 1995,"La Estategia Andina hacia la Unión tiene dos componentes: uno

hacia elinteriordelGrupo Andino,para lo cual es necesario desarrollar una estrategia que genere una

visión del problema de la droga que permita apreciar el consumo, el tráfico y la producción ilícita de

drogas como uno de los desafíos más importantes que deben enfrentar las naciones del mundo de una

manera integral.Otro hacia la Unión Europea, aprovechando la introducción de un nuevo compromiso

político de los Estados miembros de la Unión con arreglo a la división de tareas que se establece en el

Tratado de M aastricht."
57

4.3.5.1.Grupo especializado de diálogoUniónEuropea-Grupo Andino.Primerareuniónde ministros

El proceso de negociaciones entre la Unión y el Grupo Andino duró por lo menos un año, período de

tiempo duranteelcuallos embajadores encargados en las embajadas de los países delGrupo,adelantaron

reuniones de información,de discusiónyde toma de decisiones sobrelos temas que deberían entraren el

plan de trabajo de los M inistros.Aprovechando la presidencia española,elGrupo Andino intensificó la

acciónparaque se adelantaran las gestiones de lareunión.Hubo intercambiode documentos,todos ellos

pensados en elacuerdofinalque habríade reconocerse.

La Reunióninstauróeinstitucionalizó eldiálogo político entrelas subregiones.Asílo señaló elentonces

M inistrode Justiciade Colombia,HumbertoM artínez Neira,alafirmar"es laprimeravez que laUnión

Europea ylos países andinos se sientan paradialogarsobreelproblema de ladroga.Estees un diálogode

trascendencia política". Señaló de igual forma que "para Colombia es importante acceder a una

cooperación internacional eficiente, recíproca y no condicionada, ante un problema de dimensión

transnacional que impone una responsabilidad mundial... La responsabilidad tiene el imperativo de la

cooperaciónmutua,peronocomo expresiónde solidaridad simplemente,sinocomo una necesidad urgente

de defensa propiade intereses comunes...Debidoalos problemas generados araízdelnarcotráfico resulta

evidentelanecesidad de fortalecerlos mecanismos de cooperaciónyde diálogo,afinde concertarpolíticas

integrales ycompartidas de lucha contralas drogas,con fundamento en una voluntad política sincerade

doblevía."
58

56
M arulanda,Carlos,embajadorcolombiano antelaUniónEuropea.Entrevistarealizada porlaautoradeltexto el14 de mayo de 1996 en

Bruselas.
57
Documentorealizado porelM arulanda paraseranalizado en lareuniónde EmbajadoresdelGrupo Andinoen Bruselas,con motivode lapreparación

paralareuniónde M inistros.Abril26de 1995.
58
PalabrasdelM inistrode Justiciade Colombia,NéstorHumbertoM artínez Neira,en laReuniónestablecida con laTroika de M inistrosdelInteriory

Justiciade lospaísesde laUniónEuropea.26de septiembrede 1995.
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Luego de que cada paíslatinoamericano presentaraun informe sobrelasituación actualy eldesempeño

del país en la lucha contra la droga, pudo establecerse una Declaración Conjunta emitida el 26 de

septiembre de 1995, según la cual se hizo énfasis en la cooperación birregional, la responsabilidad

compartida,además que representó un paso importanteparalasuscripción de convenios de cooperación

judicialen materiade intercambiode pruebas,controlde exportaciones de precursores químicos y de las

operaciones de blanqueo de dinero,asociadas con eldelitode tráfico internacionalde estupefacientes.

Los puntos esenciales de ladeclaraciónfueron:

a.Los M inistros reconocieronyvaloraronlavoluntad política ylos esfuerzos realizados ,incluido

eldesmantelamiento de importantes organizaciones delictivas,y los costes asumidos pordichos

países en lalucha contraelflagelomundialde ladroga.

b. Consideraron que la estrategia internacional de lucha contra el abuso y el tráfico ilícito de

drogas debe basarse en un enfoque globalycoordinado dirigidoareducirlademanda,yaluchar

contraeltráfico ilícito.

c.Convinieroncelebrarreuniones periódicas anivelde altos responsables técnicos,intensificarlos

mecanismos de intercambio permanente y fluido de informaciones y de coordinación entre las

autoridades y organismos especializados en el control y la prevención de cada una de las

manifestaciones del fenómeno de la droga. Ofrecieron a los Estados que así lo deseen la

posibilidad de negociaranivelbilateralladesignaciónde funcionarios de enlace con elobjetode

reforzar la cooperación entre las partes. Continuar e intensificar la cooperación específica

birregional en ámbitos como la administración de justicia, formación y refuerzo de acuerdos

especializados para la represión y el control de tráfico ilícito de drogas, prevención de la

toxicomanía,entreotros. Asímismo intensificarlos programas de desarrollo alternativo,como

estrategiade accióncomplementariaalaerradicaciónde cultivos ilícitos,apoyarlaconservación

delecosistema amenazado porlaproducciónycultivode productos ilegales
59
.

Fue importanteelesfuerzo de los ministros andinos paraseñalarlas ventajas delSistema de Preferencias

Generalizadas como mecanismo político con grandes repercusiones económicas en los países involucrados.

ElGrupo recomendó mantenervigenteelsistema porun períodode tiempo más extenso enfatizando sobre

las consecuencias positivas de la prórroga para productos agrícolas e industriales. Este mecanismo se

percibió como elemento estabilizador y de crecimiento de las economías andinas. También quedó en el

ambiente la disposición a celebrar nuevas reuniones en el futuro. Pero, sobre todo, se logró llegar al

conceptode responsabilidad compartida delproblema delnarcotráfico.

59
Embajada Colombiana.Documento interno sobrelos resultados delprimerencuentro Co los ministros de justicia einteriorde la Unión

Europea.EM  No.2232.Bruselas 26de septiembre1995.Páginas 1-5.
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Puede señalarse que como primeros resultados de lareuniónfue aprobada laprolongacióndelSistema con

las mismas garantías para los productos industriales, pero quedó en discusión la lista de productos

agrícolas ypesqueros que mantendrán estebeneficio.Además se estableciólaprimerareunióntécnica de

altonivel,que tuvo lugaracomienzos de 1996.

Elprimerdiálogo demostró que existían puntos de interés común, además de la necesidad de adelantar

contactos directos afinde encontrarsoluciones conjuntas en elámbitode los intereses comunes.

Sibien en estaprimerareuniónnose logróestablecerun acuerdosobrecontrolde precursores químicos,si

se logróponersobreeltapetede discusiónestetema.

El trabajo contínuo y el esfuerzo del Grupo Andino, hizo posible que unos meses más tarde, el 4 de

diciembrede 1995,se firmaraen Bruselas elAcuerdode laUniónEuropea yelGrupo Andinorespectoal

Controlde precursores químicos.

4.3.5.2.Primerareuniónde altoniveltécnico entrelaUniónEuropea yelGrupo Andino

Los esfuerzos por mantener el contacto con la Unión Europea condujeron a la intensificación de las

gestiones de los países andinos,en larealizaciónde una reuniónde "AltoNivelTécnico" entrelas partes,

que incluyera temas sobreellavado de divisas,-objetivo delGrupo Andino a fin de lograr una posible

adhesiónde éstos alaConvenciónEuropea de Lavado de Dinero.Asícomo temas de cooperaciónjudicial

eintercambiode pruebas,identificaciónde laestructurade las organizaciones criminales,intercambiode

experiencias en lareducciónde lademanda,entreotros.

Finalmente, el 11 de marzo de 1996, en Roma, se llevó a cabo esta Reunión de Alto Nivel en la que

participan especialistas de los países involucrados, como un acto de concreción del diálogo iniciado en

septiembredel95en lacumbreministerial.

Elanálisiscentrósus esfuerzos en una mayorcooperaciónjudicial,ya que se percibióladimensióncada

vez más transnacional del fenómeno de las drogas, lo que puso de presente la necesidad de respuestas

coordinadas anivelinternacional.Porellose concretaronlas siguientes acciones:

a.Intercambiode informaciones,debidoalanecesidad de poneraldíalas informaciones relativas

a la amenaza que representan las organizaciones criminales y el tráfico de estupefacientes y
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sustancias psicotrópicas.

b.Establecimientode contactos directos yeficaces,estoes valorizarlas funciones de los oficiales

de enlace destacados antelos países de las dos regiones.

c.En elámbitode laformación,larealizaciónde cursos periódicos destinados alcuerpo docente

encargado de formarelpersonal en materia de lavado, decomisos y confiscación de los bienes

ilícitos,asícomo otros campos vinculados alalucha contralas organizaciones criminales.

4.4.Unión Europea yColombia

Ya que la Unión Europea ha definido su estrategia de negociación a través de las subregiones y de los

Acuerdos marco entre las instancias negociadoras y tutelares de los diferentes grupos regionales de

América Latina, queda entendido que en materia de política de lucha contra la droga no existe ningún

convenio directo con Colombia.Sin embargo se destaca elinterés económico que elpaísdespierta en la

región europea. Según lo afirmara el Comisionado de la Unión Europea Therry Rommel, "Argentina,

Chile,BrasilyColombiason los países más prometedores anivelde inversiónen laregiónde América del

Sur"
60
.

A pesar de las acusaciones de la existencia de una "narco-democracia" esgrimidas por los medios

internacionales como The Economist,Le M onde,Times yNewsweek (porejemplo.Newsweek del22 de

enerode 1996,que en su carátulatituló"Drugs and Democracy)que hacen énfasisen laamenaza de las

reformas económicas y políticas ante el flagelo de la droga, así como califican el fenómeno como

"colombianización" es deciruna especiede putrefacciónfinancieraporladroga,que se volviócontinental,

los problemas internos de Colombia no parecen haber afectado, por el momento, el desarrollo de los

acuerdos que de porsíeran alargoplazo,incluso se ha llegado apensardentrode laUnión,que Colombia

ha demostrado más bien su intención de seguir luchando contra el narcotráfico. Según lo calificó el

Comisionado Kenrick Ghosch, "las relaciones de la Unión Europea y Colombia son en términos de

b̀ussiness as usuaĺ."
61

Respectode lapolítica Estadounidense con relaciónalconocidoproceso de "certificación" hacialos países

andinos,la Unión Europea sentó firme protesta cuando en 1996 fuese "descertificada" Colombia porel

Congreso Americano.A ese respectocabe anotarque laReunióndelParlamentoEuropeo del14de marzo

de 1996,afirmó que estetipo de medidas leponen severas trabas aldesarrollo de Colombia.Asímismo

60
Rommel.Therry,representatede laUniónEuropea paraasuntos relacionados con Colombia.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoel

14de mayo de 1996en Bruselas.
61
Ghosch,Kenrick,representantede laUniónEuropea paraasuntosrelacionadoscon Colombia.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoEl14 de

mayo de 1996en Bruselas.
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manifestóque elPuebloColombiano nodebíarecibirgolpes adicionales.Señalóde maneraenfática:"La

Unión Europea está en contra de medidas que van en perjuicio del desarrollo de los pueblos que

menoscaban el derecho internacional, resolvió expresar su preocupación por este tipo de acciones que

podrían tenerun efectoperjudicialsobreelpueblode Colombia."
62

La capacidad negociadorade los países de forma individuales mínima antelos países de la Unión.Los

casos excepcionales generados con ChileyM éxico manifiestan sobretodouna necesidad de introducirse a

otros mercados como eldelTratado delLibreComerciodelNorte(M éxico-Canadá yEstados Unidos de

América),asícomo porlograrese vínculoatravés de Chile,que se percibe como posiblemiembrode este

pactointernacional.

A nivelde lucha contraladroga,lanegociaciónestávinculada alsistema arancelario que es compartido

porelrestode países delGrupo Andino.

Existen sin embargo algunos convenios que de manera muy sucinta han de señalarse, a fin de no

desconoceresteotrotipo de acercamiento.

a. Programa de reconstrucción de Popayán, firmado en Agosto de 1985, destinado a la

reconstruccióndespués delterremotoen laregión.

b. Convenio de Finaciación entre la comunidad Económica Europea y la República de

Colombia sobredesarrollo serícola (tejidos y confecciones)firmado en julio de 1992,cuyo

objetivo eragenerarun excedentede hilado de seda en elnortedelCauca para que elpaís

disminuyerasu dependenciadelCafé,asícomo paraque se lograraocuparun espacioen el

mercado internacional.

c. ConveniosobreAgua potableysaneamientoen lazona Pacífico delpaís,firmado en juniode

1993.Implicaba apoyo técnico aproyectos de acueductoyalcantarillado.

d. ConveniosobreFondo Amazónico firmado en enerode 1993afinde promovereldesarrollo

sustentableen laregiónparaconservarlos bosques,asícomo mejoramientode lacalidad de

vida de las comunidades allíasentadas.

e. Proyectode reorientacióndelcrecimientourbano en Tumaco,zona de conocidos problemas

de inundaciones debidoalos maremotos de lazona pacífica.

f. Convenio textilero, firmado en febrero de 1996, dentro del programa Al-INVEST de la

Comunidad –explicado con anterioridad-.

g. Plan Sierra.Programa de manejointegralde laSierraNevada de SantaM arta,con un costo

aproximado de $5.000.000ECUs como aportede laUniónEuropea,yparaseradelantado

62
 Oficina de Información y prensa de la Embajada Colombiana en Bonn, Alemania. Pronunciamiento del Parlamento Europeo frente a la
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porElM inisteriodelM edioAmbiente.

4.5.Perspectivas yanálisis

Una nueva era política caracterizada porla organización internacional a través de entidades regionales,

subregionales yorganismos transnacionales,marca elproceso de acercamientoynegociaciónde los países

en elumbraldelsigloXXI.Las naciones de América Latina,que han llegado alaglobalizacióninstadas

porsus acreedores,han sidotestigos de lacrecientenecesidad de manejopolítico internacionalatravés de

laformación de entidades subregionales que les permitan fortalecersus mercados internos,pero además

competircon otras estructuras en elmercado.

Elincremento de los procesos democráticos en elcontinente,elcambio de estructuras constitucionales y

jurídicas afinde hacerrealelllamado "Estado de Derecho",han hecho posibleeldiálogocon Europa.La

identificación de objetivos basados en el respeto por los derechos humanos y del proceso democrático

como base para elcrecimiento económico,lehan abierto la puerta de entrada al"regionalismo abierto"

impuestoporlaUniónEuropea.

Los procesos de integración en cada una de las regiones han sido lentos y dispendiosos.Los pilares del

Tratado de M aastrichtaún se encuentran en proceso de consolidación.Sibien ya existealguna experiencia

aniveldelpilarIdelTratado,los aspectos de Seguridad eInteriorno son aún una instanciade decisión

clara.Es más,los recientes sucesos relacionados con las migraciones provenientes de laregiónbalcánica y

elorienteeuropeo,implican un mayorénfasisen elaspectode seguridad paralaEuropa occidental.Esto

determina un mayortrabajode acercamientocon laregiónen crisis,ya que debidoasu influenciadirecta

puede costarleen principioinestabilidad alaUnión.

Por su parte América Latina, después de la conocida "década perdida" busca la manera de abrir los

mercados y permaneceren ellos.La inestabilidad aún existentey la baja tecnología en sus productos la

colocan en un renglóninestabledentrodelmovimientointernacional.De otraparte,luego de lacaída de la

Cortina de Hierro, el proceso de cambio en los países de Europa Oriental y los nuevos desafíos del

continente,se exige de los Estados Latinoamericanos iniciativas económicas reales yuna estrategiacertera

de participación.Sus procesos de organizaciónsubregional,que sibien llevan algunos años de existencia,

nopueden todavíaconsiderarse centros de decisiónyrepresentaciónde intereses.Es válidoelesfuerzo de

la mayoría de países por suscribir la mayoría de Convenciones de la ONU desde 1961, como un

decertificación.14de marzo de 1996.
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mecanismo paraoptarporayuda económica yfinancieraanivelinternacional.
63

Las dos subregiones han sido objeto de grandes transformaciones en la última década tanto a nivel

cultural, político como económico. América Latina en su proceso de re-democratización y superación

económica,mientras Europa en su proceso de unificación,recesióneconómica ysostenimientodelproceso

de aperturadelorienteEuropeo,han vistolanecesidad de generarun diálogopolítico con repercusiones a

niveleconómico ysocial.

Sinembargoun problema común (nuevo desafíoparaelsigloXXI)ha puestoen eltapetede las relaciones

internacionales un acercamientonecesarioentrelos subcontinentes.La producción,tráfico y consumo de

sustancias ilícitas ha generado un movimientopolítico debidoalas consecuencias que elloimplica dentro

de cada una de las regiones.

Según cálculos del IRELA, "el valor financiero anual del tráfico ilícito de estupefacientes oscila entre

300.000 a 500.000 millones de dólares anuales, esto es más del 10%  del volúmen total del comercio

internacionallegal.Elcomercio de ladroga es más lucrativo que laindustria petrolera,siendo superado

sóloporelcomerciode armas" 
64
.

De igualforma elconsumo ytráfico de Cocaínaen Europa ha aumentado como consecuenciade lafuerte

presión militar de los Estados Unidos en América Latina, pero también debido al nuevo sistema de

organización económica basado en fronteras abiertas. Las rutas del tráfico se han multiplicado

involucrando a muchos otros países, las organizaciones se han ramificado y se llega a establecer que

existen contactos entrelas conocidas mafias italianas,colombianas,rusas y hastaturcas.En los últimos

años,las entidades oficiales de los países Europeos,han estimado que elvolumen de cocaína que entraala

regiones entredos ytres veces que laheroína.

La magnitud deldesafíode ladroga aparece mucho más claraen toda su dimensiónconforme aumentala

conciencia sobre la extensión y complejidad del comercio de la droga. En el fenómeno de la droga se

apreciaelvalordelfactoreconómico.Detrás de las transacciones de compray ventaen cada uno de las

etapas se percibe lapermeabilidad delsistema comercial,financieroyeconómico legal,que ven crecersu

rentabilidad aexpensas de los productos ilícitos.Caso aterradory preocupanteparalaestabilidad de las

63
Todoslospaísesde América delSur,exceptoGuyana,sonmiembrosde laConvenciónde 1961.En América CentraltodoslospaísesmenosBélicey

elSalvadorfirmaronlaConvencióndel61.TodoslaConvenciónde 1971.Uruguay eselúnico paísque noratificó laconvenciónde Viena en América

delSur,mientrasque en CentroAmérica niBéliceniNicaragua lafirmaron.En elámbitodelCaribe 22de los29paísesya firmaronlaConvenciónde

Viena.En Europa laSituacióneslasiguiente:38Estadoshacen partede laConvenciónde 1961,y34paíseshan firmado laConvenciónde Viena.
64
Institutode RelacionesEuropeo-Latinoamericanas(IRELA)."La UniónEuropea yelGrupo de Río.Agenda birregional1990-95".Documentode la

VIReuniónM inisterialinstitucionalizada entrelaUniónEuropea yelGrupo de Río/Cochabamba 15-16abril1996.
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economias de los países industrializados,es elingreso de estos recursos delnarcotráfico en la actividad

financiera y empresarial legal. Según informe del Financial Action Task Force -FATF- de 1990, las

operaciones dellavado de dólares representaban sóloen laUniónEuropea yEstados Unidos unos 85.000

millones de dólares anuales.

El Programa de Control de Droga de la Organización de Naciones Unidas (UNDCP) calcula que el

consumo mundialde cocaína estásobrelos 1.100toneladas métricas anualproducidas en América Latina,

de las cuales el80%  proviene de Colombia,el10%  de Boliviayun 10%  delPerú.

Pero la droga no sólo ha mostrado su capacidad de expansión en mercados definitivamente abiertos y

capitalistas,sinotambién su podercorruptorydesestabilizador.A esterespecto,ha sidoAmérica Latina el

escenariode ladroga como elementodesestabilizadorde las democracias gracias asu podercorruptor,así

como catalizadorde los problemas sociales.La implicación de la droga a gran escala ha erosionado la

integridad institucional de los Estados, volviendo especialmente vulnerable las instancias militares,

policiales,judiciales einclusive elparlamento.Su intervenciónleha restado legitimidad alos gobiernos y

por lo tanto demerta también los logros de las nuevas instituciones creadas para ese fin. M ientras que

Europa ha visto esa capacidad desestabilizadora a traves de los mercados financieros y los graves

problemas sociales que se han originado.A medida que las redes,rutas de abastecimiento y conexiones

criminales adquieren crecientecomplejidad,aumentan los problemas asociados alcomerciode ladroga,y

por ello la alternativa de trabajo conjunto se plantea como indispensable ante un problema con

características de amenaza mundial. A nivel económico se caracteriza como una "Industria

M ultinacional".

Por esta razón la política de lucha contra la droga desde la Unión Europea, con los elementos de la

zanahoriay elgarrote,implica un nuevo concepto de Cooperación que tiene como base elconcepto de

Corresponsabilidad según el cual, tanto los países productores como los países consumidores deben

actuar conjuntamente y en un mismo plano de esfuerzos en el desarrollo de una Política M undial

Antinarcóticos  de carácter integral. Sin embargo, los rubros para este tipo de trabajo conjunto son

todavíainsuficientes paralaproporcióndelproblema yelnúmero crecientede países involucrados.Esto

exige una revisión de la política antidrogas y del acercamiento con los países del Grupo Andino (hoy

Comunidad Andina)que adalantan un proceso de cooperaciónen lalucha contraelnarcotráfico.Además,

el hecho de que la ayuda esté ligada únicamente a la problemática del narcotráfico, trae como

consecuenciaque se cierren otros caminos de ayuda yaperturaeconómica paralas regiones beneficiadas

con elSistema de Preferencias.

América Latina debe buscar una política integral respecto al problema de la droga. Dicho en otros
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términos, es una política internacional basada en el principio de solidaridad compartida, en la cual los

esfuerzos tienen que serconjuntos ysimultáneos.Lo que busca básicamentees satisfacerlos intereses de

ambas partes,estoes,serviciomutuo en elque las partes satisfacen oven como se convierten en realidad

algunas de sus necesidades.

En estecircuitose inscribe elSistema de Preferencias Generalizadas,en un sistema de servicios,según

el cual hay abastecimiento de productos dentro de la Comunidad Europea, mientras se benefician las

economías Andinas como resultado nosólode laaperturadelmercado,sinotambién de nopago de costos

arancelarios,que en últimas son los que dificultan las exportaciones de los países en vías de desarrollo.

Este sistema si bien ofrece ventajas comparativas arancelarias, se convierte en una barrera para los

productos que pueden ser comercializados desde América Latina, caso Colombia, ya que restringe el

númerode productos en los países miembros,asícomo lacapacidad negociadorarespectoaellos.

Estemecanismo de solidaridad con las cinco naciones delGrupo Andino se convierte,desde elpunto de

vista de lucha contra las drogas ilegales, en una forma nueva de política internacional que supera el

esquema básicamenterepresivo impuesto por la política internacional estadounidense desde hace varias

décadas,aunque se podríadecirincluso,desde comienzos de siglo.De otrolado,aunque difieredelsistema

represivo,es todavía muy débilpara presentarse como „contrapeso“ comercial y político desde Europa

haciaAmérica Latina.

Algunos estudios de las comisiones de la Unión Europea, han evaluado los efectos económicos de este

sistema de preferencias ylaprimeraconclusióncomún de estos estudios es que los cinco países andinos y

aquellos de Centroamérica han visto su actuación en elárea de las exportaciones positivamenteinfluida.

En elcaso de Colombiaesteefectoha sidomás marcado,ya que elpaísadelantaparalelamentereformas

sustanciales en elmercado internacional.

La permanenciade estesistema ha significado un largoproceso de negociaciones mediantelas cuales los

países Andinos juegan su rolaltratarde mantenerlaatención de Europa en laregión.En estepunto se

hace indispensableque América Latina se presentecreativamentecomo un continenteestabley lleno de

oportunidades en lacompetenciacon los países de Europa OrientalyAsia,que porlacercaníarepresentan

nosólomayorinterés,sinotambién mayores responsabiliades en lasoluciónde las situaciones conflictivas,

objeto directo de la Unión Europea en su esfuerzo por mantener no sólo la estabilidad económica sino

también lapaz en laregión.

Estáclaroque elnuevo sistema de cooperacióngenerauna interdependenciaentrelas medidas comerciales

ylapolítica de estupefacientes,aspectoque ayudaráadefinirelfuturode larelaciónbirregional.



213

La Unión Europea ha sido explícita al generar la relación Desarrollo y Droga, al considerar que las

situaciones sociales yeconómicas de los países generan lapresenciadelfenómeno,porlo cualcada país

involucrado tendríaque responderaldesafío según su nivelde desarrollo.ElDesarrollo implica poruna

partepreparacióncomunitaria,razón que fortalece elvínculode apoyaracciones de desarrolloalternativo

en América Latina,paraen última instanciagenerarlatan deseada Democracia.

Sibien laUniónEuropea cuentacon un plan de lucha contraladroga porcinco años,en donde se perfilan

las relaciones posibles con los demás países afectados, cabe hacer notar que América Latina no es

mencionada como objetivo directo de trabajo fuera del sistema de Preferencias Generalizadas, lo que

implica que esteperíododebe servirparaintensificarlos vínculos,ya que elretoque se presentaes elde

garantizar el compromiso por una política birregional de estupefacientes, como parte esencial del

diálogo.

A nivelde síntesisgeneralpuede decirse que lapolítica de acercamientode laUniónEuropea alproblema

de las drogas constituye una forma innovativa de lucha según lacualatravés de lacooperaciónentendida

como solidaridad y corresponsabilidad se llega aacuerdos regionales o birregionales.Es decir,acuerdos

que se inscriben en estanueva erapolítica de relaciones nodirectamenteentreEstados,sinomás bien entre

organizaciones. Esta política exige una acción bilateral y no de imposición, aunque por supuesto, las

condiciones son un elemento que siempre existirá en el proceso de negociación internacional. El nuevo

enfoque político difierede lapolítica estadounidense,según lacualladroga es vistacomo una amenaza,

como un enemigocontraelcualhay que defenderse de manerarepresiva ycon una acción unilateralpor

parte del agredido (países de consumo). Esta política busca generar acuerdos por países por separado,

peronunca en grupos,como estrategiade neutralizarlaposibilidad de diálogoynegociación.

Gráfica 7:Comparaciónde los principios de lapolítica antidrogas estadounidense yde laUniónEuropea.

Líneas directrices de

comparación

Estados Unidos UniónEuropea

PresentacióndelProblema DROGA:Amenaza

Enemigode laseguridad de las naciones

DROGA:Problema alcualhay que enfrentarse

através de:
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CooperaciónyCorresponsabilidad

Forma de negociación AcciónUnilateral(de Defensa) Acciónbilateralocon grupos regionales

(Solidaridad)

Tipo de Convenios Acuerdos porpaíses (Individualmente) Acuerdos regionales

Estrategiade solución La represiónse encuentraen elcentrode la

política antidrogas (M ás Garrote)

M edidas represivas anivelde justiciay

seguridad.Se adelantatambién prevencióndel

consumo ydesarrolloAlternativo.(M ás

Zanahoria)

Aunque lapropuestade laUniónEuropea difierede laestadounidense,es claroque Europa nose presenta

como un actor geopolítico decisivo para América Latina, lo que conlleva a que su propuesta no sea

contundenteparalaComunidad Andina.De otraparte,eldesarrollode estapolítica anivelindividualpor

parte de los Estados miembros presenta diferencias enormes dentro de las cuales el aspecto represivo

cuentacon más desarrolloyapoyo estatal,como se vioen elcaso de Alemania.La discusióninternacional

respectoalaproblemática de las drogas nose desarrollatodavíaatravés de esteproyecto regional,otra

razón más paraque tanto elprograma,como lapropuesta de la Unión Europea no sean decisivas en el

contexto latinoamericano.Sibien los Estados han señalado su interés por ampliar las negociaciones, la

realidad es que éstas están limitadas por el mismo Sistema de Preferencias, puesto en acción para los

países de laComunidad Andina bajoelsellodelnarcotráfico.
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5.EL PAPEL DE LA O RG ANIZACIÓ N DE LAS NACIO NES UNIDAS FRENTE A LA PO LÍTICA

INTERNACIO NAL CO NTRA LAS DRO G AS

5.1. Los Tratados Internacionales en la lucha contra el uso indebido de drogas durante el

período 1900-1945

5.1.1.La ComisióndelOpiode Shanghai

En 1906 elPresidentenorteamericano Theodoro Roosevelt,luego de recibirelinforme enviado por

la "Comisión delOpio de Filipinas",convocó a una conferencia internacionalpara discutireltema

del uso indebido del opio. La propuesta buscaba resolver el dilema de la política exterior de los

Estados Unidos, según la cual se buscaban nuevos mercados en Asia, pero al mismo tiempo se

esperaba podercontrolarlaproblemática situacióndelconsumo en elorden nacional.

Elempeño americano concluyó con larealizaciónde una conferenciaen febrero de 1909,que reunió

a 13 representantes gubernamentales en la Provincia de Shanghai, China. Este encuentro

internacional representa el primer símbolo de trabajo en la esfera de la fiscalización de

estupefacientes afinde limitarsu transporte.

La convenciónrepresentaba en realidad dos conflictos entrelas potencias de occidente.De una parte

se hacía claro el conflicto entre Inglaterra y los Estados Unidos, como consecuencia de la lucha

económica porlos mercados de orienteylasupuestalimitacióndelmonopolio inglés en relación con

la venta de opio.Y de otra parteelconflicto entreAlemania eInglaterra,ya que la condición para

una posible firma de un tratado internacional quedó sujeta, en términos ingleses, a que dentro del

convenio también se limitara el uso de coca, sustancia que representaba un gran mercado

farmacológico para la poderosa industria alemana. Si bien Alemania no tenía reparos respecto al

control del opio, no estaba interesada en destruir su negocio farmacológico. "Tanto la diplomacia

alemana como la inglesa buscaron sabotearla conferencia.Inglaterra estaba muy interesada en que

no se llegase a alguna reglamentación internacional antidrogas. Por eso propuso que la cocaína

también fuera prohibida,lo que significaba para Alemania,que la industria farmacológica se vería

afectada, aspecto que el gobierno alemán no dejaría realizar, ya que no quería herir los vitales

intereses de su industriafarmacéutica."1

1
Scheerer,Sebastian ."Droga yPolítica",conferenciarealizada en lseminarioorganizado porlaFundaciónKonrad-Adenauersobreeltema

"Droga yPolítica".Saarbrücken,Alemania,25 al28 de Abrilde 1996."Diedeutsche Diplomatieversuchte,dieKonvention zu sabotieren,

aberauch England.England warsehrdaran interessiert,daß eine internationaleantidrogen Gesetzgebung nichtzu Stande kommt.Deshalb
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Alfinalde laconferenciafueron aprobadas nueve resoluciones que dejaban en claro,únicamente,la

existencia de diferentes posiciones entre los participantes. Esta reunión, sin embargo abrió la

posibilidad de un conveniointernacionalsobreelopio,que se adelantaríatres años después.

5.1.2.ElConveniode laHaya

ElConvenioInternacionaldelOpiofirmado en laHaya,Holanda,en 1912,es elprimerinstrumento

obligatorio de derecho internacional2 aplicable al envío de estupefacientes. Su objetivo era el de

controlareltransportede drogas consideradas necesarias parausos médicos.

Los participantes de 13 estados formularon la necesidad de controlar básicamente el opio y la

cocaína afin de que su uso se limitara esencialmentea cuestiones médicas y científicas.Para aquel

entonces elconflicto entreAlemania,Inglaterray los Estados Unidos seguía vigentey los esfuerzos

diplomáticos para la firma de un convenio con el cual todos estuvieran satisfechos fueron

insuficientes.ElConveniode laHaya entróen vigorel11de febrerode 1915.

5.1.3.La Sociedad de las Naciones:su lucha contraeluso indebidode drogas ylas Convenciones de

1925,1931,1936

El comienzo de la Primera Guerra M undial en 1914 condujo a que los pueblos exploraran

alternativas diferentes a los métodos de la diplomacia tradicional dirigidos a mantener la paz.

Inglaterra,Francia,los Estados Unidos y algunos países neutrales apoyaron altérmino de la guerra

lacreaciónde una organizaciónmundialque trabajaraen pos de laseguridad ylapaz mundial."The

League of Nations broke radikally from eighteenth-century and nineteenth-century international

practices.The idea ofmutualguarantees and statement(art.11)thatany use ofarmed forced was a

matter of concern to all members contravened the old principles of neutrality"3. Líderes

schlug vor,daß Kokainauch verboten wurde.Das würde bedeuten,daß diedeutsche pharmazeutsche Industriedavon betroffen sein,und das

deutsche Reich niedievitalen Interessen derpharmazeutischen Industrieso verletzen würde."
2
 Oxford University Press. "The Oxford Companion to Politics of the W orld". Oxford, 1993. Página 440. Se entiende por Derecho

Internacional: "The body of legal standards, procedures, and institutions governing the social intercourse of sovereign states is known as

international law. Its main  purpose is to orient and channel the foreign policy of states so as to further relationships of coexistence and

cooperation.Internationallaw regulates the behaviorofstates,notthatofindividuals.States areprincipalactorson the internationalscene.

The originofthe internationalcommunity in istpresentstructureand configuration isusually trace back to the peace ofW estphalia(1648)

which concluded the Thirty Years̀W ar.The subsequentevolution ofthe internationallegalcommunity can be devided into basic periods:

From 1648 to W orld W arI,and from W orld W arIIto the presentday"."Elcuerpo de normas legales,procedimientos einstituciones que

gobiernan eluso socialde Estados soberanos se conoce como derecho internacional.Su principalpropósitoes orientary canalizarlapolítica

exteriorde los Estados ynode los individuos.Los Estados son los principales actores de laescena internacional.Elorigen de lacomunidad

internacional,en su estructurapresenteyde configuraciónse encuentraen lapaz de W etsfalia(1648)con lacualconcluyó laGuerrade los

treintaaños.La subsecuenteevolución de lacomunidad legalinternacionalpuede serdividida en dos períodos básicos:desde 1648 hastala

PrimeraGuerraM undialydesde laSegunda GuerraM undialhastanuestros días."(Tdla)
3
OxfordUniversityPress."The OxfordCompaniontopolitics ofthe world".Editado porJoelKrieger,Oxford,1993.Páginas 528-529."La

Sociedad de las Naciones rompió radicalmente con las prácticas del siglo diez y ocho y diez y nueve. La idea de garantías mutuas y la
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Gubernamentales incluidos entre ellos los presidentes de Estados Unidos, W oodrow W ilson; Sur

Africa,Jan Smuts;elmiembro delParlamento inglés,Robert Cecil, y el diplomático francés Léon

Bourgeois, entre otros, apoyaron la idea de la Sociedad de las Naciones como camino ideal para

prevenir futuras guerras. Esta idea se constituyó en uno de los cuatro puntos centrales puestos a

consideración en la Conferencia de Paz de París en 1919 organizada por las tropas aliadas. El

Tratado de Versalles,resultado de esta conferencia,también representó para las partes vencidas la

obligaciónde firmarlos tratados internacionales existentes hastaese entonces,ylos cuales las partes

nohabían firmado.

Específicamenteestemandato delTratado de Versalles impulsó aque laConvención delOpio fuera

firmada portodas las partes y con ello que se controlara tanto elopio como la cocaína."Alemania

habíahecho loque habíapodidoafinde evitarlaConvencióndelopio.En 1913y1914se realizaron

algunas conferencias para lograr la ratificación de la Convención. Sin embargo, Alemania había

logrado a través de peticiones de los fuincionarios evitar esta ratificación. Después de la Primera

GuerraM undialllegó lafirma delTratado de Versalles,en elque se aclaraba alas partes firmantes,

que sinolohabían hecho,en eltranscurso de 12 meses deberían ratificarlaConvencióndelOpiode

laHaya.Estees elartículo 295 de lTratado de Versalles."(Tdla)4 Pero no sólamentefue necesario

firmar la Convención del Opio sino que se exigió de igual manera que se dictaran las medidas

necesarias en la lucha contra el uso indebido de drogas. "Con el artículo 295 del Tratado de

Versalles y con el Convenio americano-alemán sobre «El Restablecimiento de las Relaciones

Amistosas» fue incorporado el imperio alemán, de manera no voluntaria, a los procesamientos

internacionales de la droga , a la ratificación del Convenio de la Haya y la fijación de las leyes

específicas paraelcaso.La ́Ley paraelcumplimientode los tratados internacionales del23de enero

de 1912del30de diciembrede 1920̀ ,introdujouna reglamentaciónen relaciónaun permiso parael

tránsito con opiáceos y cocaína y castigó penalmente, por delitos relacionados con drogas, a seis

meses de prisióny\o10.000RM  de multa."(Tdla)5

declaración(art.11)que nadieuse fuerzas armadas fue un problema que incumbíaatodos los miembros ycontraveníatodos los principios de

neutralidad."(Tdla)
4
 Scheerer, Sebastian. "Droga y política". Seminario de la Fundación Konrad-Adenauer , Saarbrücken, Alemania. Abril 25-28 de 1996.

"Deutschland hatte getan, was es konnte, um die internationale Opiumkonvention zu verhindern. Es gab 1913 und 1914 wieder

Folgekonferenzen zurRatifizierung,und immerwiederhatDeutschland mitneuen Behörden Anträgen geschafft,das zu verhindern.Dann

kam der Erste W eltkrieg und 1919 kam den Vertrag von Versailler. In diesem Vertrag fand man ein Kasus, und das war, daß alle

vertragsschließenden Parteien sind bereits erklärt, sofern es noch nicht geschehen ist, innerhalb von 12 M onaten die internationale

Opiumkonventionvonden Haag zu ratifizieren.Artikel295des Vertrages vonVersailles."
5
Selling,Peter."ZurGeschichtedes Umgangs mitOpiaten",en:"Drogen und Drogenpolitik".EditorialCampus,FrankfurtdelM ain,1989.

Página 284."M itArtikel295des VersaillerVertrages und dem deutsch-amerikanische Vetrag überdie Ẃ iederherstellung freundschaftlicher

Beziehungeǹ  wurde das Deutsche Reich 1919 unfreiwillig in das sich entwickelnde System der internationalen Drogenverfolgung

eingegliedertund ihm dieRatifizierung des HaagerAbkommes und derErlaß entsprechenderGesetzediktiert.Das Gesetzzur Áusführung

des Internationalen Opiummabkommens von 23.Januarvom 30.Dezember1920  ̀führte Erlaubnis- und Bezugsscheinregelungen für den
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La Sociedad de las Naciones,primeraorganización internacionalencargada de lalaborde mantener

la paz y la seguridad mundial, estableció La Corte Internacional de Justicia y la Organización

InternacionaldelTrabajo.Asímismo obtuvo prestigio y apoyo através de los comités de tráfico de

armas,esclavitud,condiciones yprotecciónde mujeres aniños yDrogas."Itgained supportthrough

istvaluablenonpoliticalwork-comnatingthe spread ofopium and otherillicitdrugs."6

5.1.3.1.La ConvenciónInternacionaldelOpiode 1925(Ginebra)

A través de estaConvenciónrealizada en Ginebrael19 de Febrero de 1925,y que entró en Vigorel

25de septiembrede 1928,laSociedad de las Naciones instituyó como organismo específico paralas

cuestiones de la fiscalización del Opio, la Com isión Perm anente de Estupefacientes.De igual

manera se estableció un sistema de certificados de importación y permisos de exportación para el

comerciointernacionallícitode estupefacientes.

En este mismo año el cannabis fue clasificado como sustancia para ser fiscalizada

internacionalmentea través de las convenciones.Poco después comenzó en los Estados Unidos una

campaña dirigida porHarry J.Anslingercontralamarihuana.Estaacción tuvo su punto culmen en

1937 cuando se sancionó la Ley de Impuesto de la M arihuana,y generó una imagen a través de la

cualse asociaba elconsumo de marihuana con laviolenciacriminal.

Cabe hacer notar que Bolivia, quien suscribió esta Convención el 15 de abril de 1932, señaló

algunas reservas a través de las cuales fue claro que no emprendería acciones para restringir el

cultivoolaproducciónde coca,niprohibireluso de las hojas de coca en lapoblación indígena.De

igualmaneraquedó establecido que laexportación de hojade coca sería objeto de controlporparte

delgobierno boliviano a través de certificados de exportación.Porsu parteAlemania señaló que la

validez de la firma y la ratificación de esta convención estaban sujetas a la condición de que un

experto alemán fuera designado como miembro de la Comisión Central Permanente de

Estupefacientes.

5.1.3.2.La Convenciónde 1931

VerkehrmitOpiaten und Kokain ein und bedrohtealserstedeutsche Drogenstrafnorm Zuwiderhandlungen,und zwarmithöchstens sechs

M onaten Gefängnisund\oder10.000R.M Geldstrafe."
6
 United Nations Library. "The League of Nations  in Retrospect"  Viena, 1983. "La liga ganó apoyo a través de su apreciable trabajo

apolítico combatiendo lapropagacióndelopioylas drogas ilícitas."(Tdla).
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La convención,firmada en Ginebrael13 de juliode 1931 yque entróen vigorel9 de juliode 1933,

tuvo como objetivos específicos limitarla fabricación y regularla distribución de estupefacientes a

las cantidades necesarias para fines médicos y científicos mediante la introducción de un sistema

obligatoriode previsiones.Paraelloestablecióun O rgano de Fiscalización de Estupefacientes que

monitoreaba las operaciones delsistema.

En esta Convención M éxico manifestó sus reservas señalando que, "el Gobierno de los Estados

Unidos de M éxico se reserva elderecho de imponeren su territorio -como hasta ahora se ha hecho-

medidas más severas que aquellas diseñadas porlapropiaconvención respecto alarestricción de el

cultivo o la preparación, el uso, la posesión, la importación, la exportación y el consumo de las

drogas alas cuales hace referencialapresenteconvención."(Tdla)7

5.1.3.3.La Convenciónde 1936

Conocida como laConvención paralasupresión deltráfico ilícito de drogas nocivas,fue concebida

como una solución ante las incompetencias que hasta ese momento presentaban las normas

internacionales respecto alenvío legalde estupefacientes.La convención fue firmada en Ginebra el

26de juniode 1936.Porestarazón,algunos de los elementos de accióndefinidos en estaconvención

se conservaroninclusive después de laconvenciónde 1961.

5.2. La O rganización de las Naciones Unidas y su participación en la lucha contra el

narcotráfico

5.2.1.Origen yestructurade trabajode las Naciones Unidas

Originalmente el nombre de "Naciones Unidas" fue utilizado por las tropas aliadas durante la

Segunda Guerra M undial en su lucha contra Alemania, Japón e Italia. Sin embargo y hasta la

creacióndellaOrganizaciónde las Naciones Unidas fueronnecesarias negociaciones políticas de las

potencias mundiales de laépoca afinde estructurarun sistema más estableque elde laSociedad de

las Naciones,perocon los objetivos planteados de paz yseguridad.

7
Biblioteca de las Naciones Unidas."GeneralConventions".Viena."The Governmentofthe United States ofM exico reserves the rightto

impose inistterritory -as ithad already done-measures moreseverethan those laid down by the convention itself,forthe restriccion ofthe

cultivationorthe preparation,use,possession,importation,exportationand consumptionofthe drugs towhich the presentconvention refers.

"
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ElPreámbulo de la Carta de las Naciones Unidas hace énfasis en preservar, reafirmar y crear las

condiciones para mantener la paz y la seguridad a través del mejoramiento de las condiciones

económicas ysociales,elrespetoporlos derechos humanos ylalibertad.

De acuerdo con elartículo 7 de la Carta se crean seisórganos principales de las Naciones Unidas:

La Asamblea General(capítuloIV de laCarta,artículos 9-22),elConsejode Seguridad (capítuloV,

artículos 23-32), el Consejo Económico y Social (capítulo X, artículos 61-72), el Consejo de

Administración Fiduciaria (capítulo XIII, artículos 86-91), la Corte Internacional de Justicia

(reconocida a través del capítulo XIV de la Carta, artículos 92-96) y la Secretaría General

(establecidoporelcapítuloXV,artículos 97-101).

Ya que en 1946 las Naciones Unidas asumieronlas funciones yresponsabilidades de lafiscalización

de estupefacientes que anteriormenteejercía la Sociedad de las Naciones,las funciones del Comité

Consultivo de la Sociedad fueron transferidas a la Comisión de Estupefacientes de las Naciones

Unidas, establecida en 1946 como comisión orgánica del Consejo Económico y Social. A

continuación serán esbozados los órganos responsables y encargados deltrabajo de fiscalización de

drogas dentrode laestructurade laOrganizaciónde las Naciones Unidas.

Gráfica 8: Organización de las Naciones Unidas hasta 1989 en relación con las instituciones

encargadas de lalucha contralas drogas ilegales.
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Gráfica 9: Organización de las Naciones Unidas desde 1990 en relación a las instituciones

encargadas de lalucha contralas drogas ilegales.
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ConsejoEconómico ySocial

JIFE* Comisiónde Estupefacientes

Programa de las Naciones Unidas parala

FiscalizaciónInternacionalde Drogas

*JuntaInternacionalde Fiscalizaciónde Estupefacientes

Indica conexióndirecta(administrativa oconstitucional).

Indica cooperación,relaciónde Consejoode Reporte.

5.2.1.1.Asamblea General

Este órgano principal de deliberación de las Naciones Unidas y a través del cual se adoptan las

resoluciones, convenciones y protocolos, está conformado por los representantes de todos los

Estados M iembros (185Estados en 1997),los cuales tiene derecho aun voto.

Los Estados M iembros reciben anualmente,através delConsejo Económico y Social,elinforme de

la Comisión de Estupefacientes y de la Junta Internacional de Fiscalización de Estupefacientes y

estudia, cuando es el caso las recomendaciones de estos órganos de control. Fue, por ejemplo, la

Asamblea Generalla que decidió convocarla Conferencia Internacional sobre el uso indebido y el

tráfico ilícito de drogas en 1987,como medio de fortalecerlas actividades internacionales existentes

en estaesfera.
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5.2.1.2.ConsejoEconómico ySocial

Este Consejo, establecido por la Carta como "órgano principal de coordinación de la labor

económica y social de las Naciones Unidas y de los organismos especializados e instituciones que

conforman elllamado sistema de las Naciones Unidas",asícomo parapromovermejores estándares

de vida,de empleo y de progreso y desarrollo económico y social, e incentivar el respeto por los

derechos humanos sindistinciónde raza,sexo,lenguajeoreligión,estácompuestopor54 miembros.

Cada año se elige 18 miembros por un período de tres años que expira el 31 de diciembre8. Las

decisiones se adoptan porsimplemayoríaya que cada miembrotiene derecho avoto.

En elárea de drogas,elConsejoestáencargado de "formularlas políticas generales de las Naciones

Unidas en materia de fiscalización deluso indebido de estupefacientes,coordinarlas actividades de

fiscalización con todos los programas económicos y sociales de las Naciones Unidas y hacer las

recomendaciones pertinentes alos gobiernos."9

Según elartículo 62 de la Carta de las Naciones Unidas ,en elcualse especifican las funciones y

poderes delConsejo,se menciona que éstepuede hacero iniciarestudios y reportes respecto a los

aspectos relacionados con la salud, la cultura, lo social, lo económico o lo educativo y presentar

propuestas y recomendaciones alaAsamblea General.Prepara los proyectos de Convenciones para

la Asamblea Generalen aspectos a los cuales esteconsejo está referido.De igualforma y como lo

señalaelartículo64,elConsejoEconómico ySocialpuede adelantarpasos yfinde obtenerreportes

regulares de las agencias especializadas,afinde poderhacerrecomendaciones yobservaciones.

5.2.1.3.La Comisiónde Estupefacientes

La Comisión que retomó los trabajos realizados por el Comité Consultivo de la "Sociedad de las

Naciones" alserestablecida en 1946 porelConsejo Económico y Socialsegún resolución 9 (I),es

un órgano funcional de este Consejo que se constituye como el instrumento central normativo del

8
En 1997 elConsejo estaba compuesto porlos siguientes Estados (en paréntesisse señala la fecha de expedición del término): Alemania

(1999), Argentina (1998), Australia (1997), Bangladés (1998), Belorusia (1997), Brasil (1997), Canadá (1998),Cabo Verde

(1999),República de Africa Central (1998), República Checa (1998), Chile (1999), China (1998), Colombia (1997), Congo (1997),

República de Corea (1999),Côte d́ Ivoire (1997),Cuba (1999), Djibouti (1999), El Salvador (1999), España (1999), Estados Unidos de

América (1997),FederaciónRusa (1998),Filipinas (1997),Finlandia(1998),Francia(1999),Gabón (1998),Gambia(1999),Gran Bretaña

(1998),Guyana (1998),India(1997),Islandia(1999),Holanda (1999),Jamaica (1997),Japón (1999),Jordania (1998),Letonia (1999),

Líbano (1998),Luxemburgo (1997),M alasia (1997),M éxico (1999),M ozambique (1999),Nicaragua (1998), Polonia (1997), Rumania

(1998), Sri Lanka (1999), Sur Africa (1997), Sudán (1997), Suecia (1998), Tailandia (1997), Togo (1998),  Tunesia (1998), Turquía

(1999),Uganda (1997),Zambia(1999).
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sistema de las Naciones Unidas para tratar lo relacionado con la fiscalización del uso indebido de

drogas. La Comisión de Estupefacientes, compuesta por representantes de 53 Estados M iembros,

examina la situación mundial con respecto a la fiscalización de estupefacientes y formula

recomendaciones para fortalecer las actividades internacionales cuando lo considera necesario,

incluidas propuestas de nuevas convenciones einstrumentos internacionales;supervisa la aplicación

de las convenciones y los acuerdos internacionales relativos a los estupefacientes y sustancias

sicotrópicas y toma decisiones,previa recomendación de la Organización M undialde la Salud,con

respectoalas Sustancias que deben someterse afiscalizacióninternacional.

El mandato de la Comisión de estupefacientes fue extendido en 1991 a través de la resolución

1991/38 delConsejo y la resolución 46/185C de la Asamblea General.Las nueve funciones de la

Comisiónson:

1. M adato I: Asistir al Consejo en la supervisión de la aplicación de las convenciones

internacionales y acuerdos relacionados con drogas. "For example the Commission assists the

Councilby reviewing and analysing the globaldrug controlsituation,using abalanced approach

to deal with the interlinked problems of illicit drug demand, supply and trafficking; by making

recommendations to strengthen international drug control activities when necessary, to provide

orientation for scientific research and to organize exchange of information. To those ends, the

Commissionguides activities ofUnited Nations Drug ControlProgramme and reportsannuallyto

the Councilonactiontaken ortobe taken."10

2. M andato II: Llevar a cabo medidas transitorias en el control internacional de drogas como

sucesordelComitéConsultivoen Tráfico de Opioyotras drogas de laSociedad de las Naciones.

3.  M andato III: Aconsejar al Consejo respecto a todos los problemas pertinentes al control de

drogas yprepararlos proyectos de las convenciones.

4. M andato IV:Considerarcualquiercambio que sea requerido en la maquinaria existente para el

controlinternacionalde drogas."The Commissionalso regularly reviews itsown functioning and

thatofitssubsidiarybodies."11

9
Departamentode InformaciónPública yelPrograma de las Naciones Unidas paralaFiscalizaciónInternacionalde Drogas."Las Naciones

Unidas ylaFiscalizacióndeluso indebidode drogas".Viena,1992.Página 89.
10
Bliblioteca de las Naciones Unidas."Las Naciones Unidas".Viena.,1992.Página 3."Porejemplo,la Comisión asiste al Consejo en la

revisión y análisis de la situación global de las drogas, utilizando un balanceado acercamiento para tratar con  los problemas

interrelacionados con lademanda ilícitade drogas,laofertay eltráfico,haciendo recomendaciones parareforzarelcontrolinternacionalde

drogas y cuando es necesario proveer orientación para investigación científica y organiza cambios de información. Para esos fines, la

Comisiónguíalas actividades delPrograma de las Naciones Unidas paralaFiscalizaciónInternacionalde Drogas yreportaanualmentesobre

las acciones tomadas oparasertomadas."(Tdla)
11
Bliblioteca de las Naciones Unidas."Las Naciones Unidas".Viena.,1992.Página 3.„La Comisióntambién revisa regularmentesus propio

funcionamientoyelde sus cuerpos subsidiarios" (Tdla).
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5. M andato V:Asumirotras funciones relacionadas con elcontrolinternacionalde las drogas,de

acuerdocon las decisiones delConsejo.

6.  M andato VI: Revisar la implementación del "Programa de Acción Global" adoptado por la

Asamblea Generalen la décimo séptima sesión especial."Itisa workplan calling for action by

Governments in numerous sectors with a view to attacking the drug abuse problem at the

national, regional and international levels. M onitoring of the implementation of the Global

Programme ofActionwas assigned tothe Commissionin1991."12

7. M andatoVII:Revisareldesarrolloylapuestaen marcha delPlande acción delSistema Amplio

de las Naciones Unidas en el control del abuso de droga. "The System-W ide Action Plan was

established by the General Assembly at the end of 1989 just before it agreed on the Global

Programme of Action. The Commission was entrusted with its annual monitoring functions in

1991and now reviews and commentsannuallyonactiontaken orscheduled."13

8. M andatoVIII:Ayudaradarorientaciónalapolítica ymonitoreo de las actividades delPrograma

de las Naciones Unidas paralaFiscalizaciónInternacionalde laDroga.

9.  M andato IX: Aprobar, con base en las propuestas del director ejecutivo del Programa de las

Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de las Drogas, tanto el presupuesto del

programa, como los costos de apoyo del programa y de administración, excepto los gastos

cubiertos porelpresupuestoregularde las Naciones Unidas.

La Comisiónha establecidoatravés deltiempo cinco cuerpos auxiliares:La Subcomisiónen Tráfico

IlícitoyAspectos conexos en elCercano OrienteyelOrientemedio,ylas reuniones regionales de los

Jefes de las organismos nacionales de represión deluso indebido de estupefacientes (HONLEA)de

AsiayelPacífico,Africa,América Latina yelCaribe,yEuropa.

La ConvenciónUnica de 1961en su artículooctavo especifica las funciones de laComisiónrespecto

a este acuerdo internacional. Esto es, lo describe como el organismo con toda14 la autoridad para

estudiar todas15 las cuestiones relacionadas con los objetivos de la convención, así mismo "a).

M odificarlas listas;b).Señalara la atención de la Junta cualquiercuestión que tenga relación con

las funciones de lamisma;c)Hacerrecomendaciones paralaaplicación de las disposiciones de esta

12
Bliblioteca de las Naciones Unidas. "Las Naciones Unidas". Viena., 1992. Página 3. "El Programa es un plan de trabajo que hace un

llamado a los gobiernos en numerosos sectores para la acción con el objetivo de atacar el problema del abuso de droga a nivel nacional,

regionaleinternacional.Elmonitoreo de laimplemetacióndelprograma de acciónglobalfue asignado alaComisiónen 1991."(Tdla)
13
 Bliblioteca de las Naciones Unidas. "Las Naciones Unidas". Viena., 1992. Página 3. "El Plan del Amplio Sistema de Acción fue

establecidoporlaAsamblea generalafines de 1989 antes de acordarelprograma de AcciónGlobal.A laComisiónlefue encomendado con

lafunciónde su monitoreo anualen 1991yahorarevisa ycomentaanualmentelas acciones tomadas oprogramadas."(Tdla)
14
Acentuado porlaautoradeltexto.

15
Acentuado porlaautoradeltexto
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convención, en particular recomendar programas de investigación científica e intercambio de

informaciónde caráctercientífico otécnico."16

Por su parte la Convención de 1971 sobre drogas sicotrópicas señala en su artículo 17 que las

función esencial de la Comisión es la de "examinar todas las cuestiones relacionadas con los

objetivos de esteconvenio" y "laaplicación de sus disposiciones",asícomo "hacerrecomendaciones

alefecto."17

M ientras que la Convención de 1988 contra el tráfico ilícito de estupefacientes y sustancias

sicotrópicas en su artículo 21 reafirma la autoridad de la Comisión respecto a la autoridad de ésta

para estudiar todos los aspectos que son objeto de la Convención del 88, y de formular

recomendaciones y sugerencias de caráctergeneralbasadas en elexamen de lainformación recibida

porlas partes.Asímismo añade que "La Comisiónpodráseñalaralaatención de laJuntacualquier

cuestión que tenga que vercon las funciones de la misma (...)Podrá enmendarelcuadro Io II(...)

decirlealos Estados que examinen laposibilidad de tomarmedidas de acuerdocon tales decisiones y

recomendaciones".

5.2.1.4.JuntaInternacionalde Fiscalizaciónde Estupefacientes

La Junta, establecida en 1968 por mandato de la Convención Unica de 1961, es un órgano

fiscalizadorindependientey cuasijudicialencargado de aplicarlas Convenciones a fin de limitar el

cultivo, la producción, la fabricación y el uso de estupefacientes mientras que asegura su

disponibilidad parafines médicos ycientíficos.

En virtud de las Convenciones,alaJuntaInternacionalde Fiscalización de Estupefacientes,se leha

conferido la labor de administrar un sistema estadístico de fiscalización de estupefacientes y un

sistema de estimaciones obligatorio a través de los cuales vigila el comercio internacional legal de

drogas. Cabe señalar que este modelo había sido ya puesto en marcha en 1931 a través del

organismo de fiscalización creado porla Sociedad de las Naciones.Con la Convención de 1968 la

Junta adquiere poderes más represivos a fin de controlar efectivamente el comercio de las drogas

lícitas.

16
Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención Unica de 1961 sobre Estupefacientes". Documento para Uso Oficial Unicamente. Sin

fecha de edición,Viena.Página 20.
17
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convenio sobresustancias sicotrópicas 1971".Viena.Documwnto para uso oficialúnicamente.Sin

fecha de edición.Página 22.
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El sistema estadístico de fiscalización conformado a base de los informes anuales obligatorios

presentados porlos Estados M iembros dirigido a la Junta,aligualque elsistema de estimaciones,

sirven como barómetro de las necesidades,asícomo medios de percibirlas tendencias de consumo

legal de drogas narcóticas y sicotrópicas. La Convención de Viena de 1988 amplía el campo de

acción de control de la Junta a los productos químicos indispensables para la elaboración de las

drogas ilícitas. El artículo 12 titulado "Sustancias que se utilizan con frecuencia en la fabricación

ilícita de estupefacientes o sustancias sicotrópica" de la Convención del 88 hace énfasis en este

nuevo fenómeno y enfatiza sobre la labor de la Junta y de los Estados M iembros al respecto. Por

ejemplo sobre Partes marca su responsabilidad: "las Partes tomarán las medidas que estimen

oportunas paravigilarlafabricaciónyladistribuciónde sustancias que figuren en los cuadros Iy II

y que se realicen dentro de su territorio"18, mientras que la Junta si posee datos que, "a su juicio,

puedan requerirlainclusiónde una sustanciaen elcuadroIoII,lonotificaráalSecretarioGeneraly

lefacilitarálos datos en que se basa lanotificación."19

Las dos objetivos omandatos específicos de laJuntason:

1. "Con respecto a la fabricación,comercio y venta lícitos de drogas,la Junta trata de asegurarla

disponibilidad de cantidades suficientes para fines médicos y científicos, y de evitar que se

produzcan desviaciones de droga de las fuentes lícitas altráfico ilícito.A talfin,administra un

sistema de previsiones de las necesidades de estupefacientes y un sistema de presentación

voluntaria de previsiones de las necesidades de sustancias sicotrópicas,y supervisa el comercio

internacional de drogas mediante un sistema de información estadística. Vigila además la

fiscalización que ejercen los gobiernos de los productos químicos empleados en la fabricación

ilícita de drogas, a los que ayuda a evitar la desviación de esos productos químicos hacia el

tráfico ilícito.

2. Con respectoalafabricaciónytráfico ilícitos de drogas,laJuntadetectalos puntos débiles de los

sistemas de fiscalización nacional e internacional y contribuye a corregir esas deficiencias.

Procede además acatalogarlos productos químicos utilizados en lafabricación ilícitade drogas,

con miras asu posiblefiscalizacióninternacional."20

Siguiendo recomendaciones formuladas por la Junta (JIFE) en 1981, 1991 y 1993, el Consejo

Económico y Social pidió a todos los gobiernos que facilitaran a la Junta una previsión de las

18
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convenciónde las Naciones Unidas contraeltráfico ilícitode estupefacientes ysustancias sicotrópicas

1988" Artículo12numeral8..Documentoparauso oficial,Viena.Sinfecha de edición.Página 25.
19
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convenciónde las Naciones Unidas contraeltráfico ilícitode estupefacientes ysustancias sicotrópicas

1988" Artículo12numeral2..Documentoparauso oficial,Viena.Sinfecha de edición.Página 25.
20
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Papel de la Junta Internacional de Fiscalización de Estupefacientes". United Nations International

Drug Programme.Viena.Documentoparauso oficial.Sinfecha de edición.Página 2.
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cantidades de sustancias sicotrópicas sometidas a fiscalización internacional que necesitaban

realmentepara fines médicos y científicos, En 1997 ciento setenta gobiernos facilitaron a la Junta

esa información.Sinembargoen elInforme de laJuntade 1996 se recalca sobrelaimposibilidad de

controlar realmente la desviación de sustancias legales al mercado ilegal debido a la falta de

información,"unlikely the situation with narcotic drugs,diversion ofpsychotropic substances from

the licit manufactures and trade still occurs as a result of inadequate control mechanisms in some

countries (...)The Board isconcerned aboutthe factthatthe requisitedata have notbeen received

for three or more years from the following States: Afghanistan, Bosnia and Herzegovina, Chad,

Gabon, Gambia, M alawi, M auritania, Rwanda, Somalia, The former Yugoslav Republic of

M acedonia and Zambia (...) A few parties to the 1971 Convention, including Belgium, Canada,

Luxembourg and New Zealand do notyetcontrolinternationaltrade in allsubstances in schedules

IIIand IV ofthatConventionand donotreporttothe Boardonexportsand importsofsome ofthose

substances. This situation has led to a serious gap in the control of the international trade in

psychotropic substances, a gab that could be exploited by drug traffickers."21 Este hecho pone de

presentelafaltade dirección de la Organización de las Naciones Unidas,puesto que a pesarde ser

obligatoria la presentación del informe, el sistema no cuenta con medidas para presionar a los

Estados a fin de brindar la información necesaria, lo que se convierte en una barrera real de la

organización.

La Junta busca fomentareldiálogo permanentecon los gobiernos.Estediálogo revistela forma de

consultas periódicas o de misiones organizadas con la anuencia de los gobiernos interesados. A

través de este medio, considera la Organización, es posible llegar a ejercer presión para que los

países avancen en las exigencias del sistema de control de drogas ilícitas."Como resultado de la

d́iplomacia silenciosà  practicada por la JIFE, varios países han reforzado su legislación, en

particularcon respecto alas sustancias sicotrópicas,o han reconocido lanecesidad de coordinarlos

esfuerzos nacionales de fiscalizaciónde estupefacientes."22

21
InternationalNarcotics ControlBoard.United Nations."Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoard for1996".1996.Página 12.

"A diferencia de la sutuación con los narcóticos, la desviación de sustancias sicotrópicas de la fabricación y el comercio  lícitos todavía

ocuurecomo resultado de un inadecuado mecanismo de controlen algunos países.M ientras que lamayoríade las partes de laConvenciónde

1971han presentado regularmentesu reporteanualestadístico,laJuntaestápreocupada sobreelhecho que la información requerida no ha

sido recibida dentro de un período de tres años o más por los siguientes Estados: Afganistán, Bosnia y Herzegovina, El Chad, Gabón,

Gambia,M alawi,M auritania,Ruanda,Somalia,La antigua República Yoguslava de M acedoniayZambia.Algunas Partes de laConvención

de 1971,incluyendo Bélgica,Canadá,LuxemburgoyNueva Zelandianocontrolan todavíaelcomerciode todas las substancias de las listas

IIIyIV de esa Convenciónynoreportan alaJuntalas exportaciones eimportaciones de algunas sustancias.Estasituación ha conllevado a

un serio hueco en elcontroldelcomercio internacionalde sustancias sicoactivas,un hueco que podría serexplotado porlos traficantes de

drogas."(Tdla)
22
 Departamento de Información Pública y el Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de las Drogas. "Las

Naciones Unidas ylafiscalizacióndeluso indebidode drogas",Viena,1992.Página 93.
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Son también conocidos los programas de capacitación dirigidos al personal encargado de la

represiónde los estupefacientes,sobretodoen los países en desarrollo.

Dentro de sus funciones, la JIFE prepara un informe anual que presenta al Consejo Económico y

Social por conducto de la Comisión. Allí redacta un análisis de la situación de la lucha contra el

tráfico yuso indebidode drogas ilícitamenteen varias partes delmundo.Desde 1990 esteanálisisse

define anualmenteaun problema específico.

5.2.2.Programa de las Naciones Unidas paralaFiscalizaciónInternacionalde Drogas

A fin de establecer un programa único que integrara todas las estructuras y funciones de las

anteriores dependencias de las Naciones Unidas paralafiscalizaciónyeluso indebidode las drogas,

esto es,la División de Estupefacientes, el Fondo de las Naciones Unidas para la Fiscalización del

Uso Indebido de Drogas (FNUFUID-creado en 1971-)y la secretaría de la Junta Internacionalde

Fiscalización de Estupefacientes (JIFE) fue establecido en 1991 de conformidad con la resolución

45/179 de la Asamblea General,del20 de diciembrede 1990,elPrograma de las Naciones Unidas

paralaFiscalizaciónInternacionalde Drogas (PNUFID).

Este Programa fue visto como pieza fundamental en la lucha contra la droga durante el último

decenio delsiglo XX,debido a los alcances que había tomado elproblema durantelas tres últimas

décadas de estesiglo."Inresponse tothese disturbingdevelopments,the United Nations strengthened

its capacity to counteract drug abuse and illicit trafficking and in 1991 established the United

Nations InternationalDrug ControlProgramme,which coordinates allUnited Nations drug control

activities,promotes the implementation of the relevant treaties and provides effective leadership in

internationaldrug control.The Programme serves as the focalpointforthe United Nations Decade

againstDrug Abuse (1991-2000),proclaimed by the GeneralAssembly in 1990,with the objective

ofpromotingthe implementationofthe GlobalProgramme ofAction."23

23
Boutros Boutros-Ghali,"M ensajeen eldíainternacionalcontraelabuso de droga ytráfico ilícito",26 de junio1992."En respuestaaestos

alarmantes fenómenos, las Naciones Unidas fortaleció su capacidad para contrarrestar el uso indebido y el tráfico ilícito de las drogas y

estableció en 1991elPrograma de las Naciones Unidas paralaFiscalizaciónInternacionalde Drogas,que coordina todas las actividades de

fiscalizaciónde drogas de las Naciones Unidas,fomentalaaplicaciónde los tratados pertinentes yproporciona una orientacióneficaz en esta

esferaaescalainternacional.ElPrograma sirve de puntode convergenciaparaelDeceniode las Naciones Unidas contraelUso Indebidode

Drogas (1991-2000), proclamado por la Asamblea General en 1990, con el objeto de promover la aplicación del Programa M undial de

Acción.(Tdla)
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Según los documentos oficiales de las Naciones Unidas,la misión delPrograma cobija una abanico

de acciones que van desde alertar al mundo respecto de las amenazas del abuso de drogas en los

individuos, familias, comunidades e instituciones; generar y apoyar el trabajo conjunto local,

nacionaleinternacionalafinde dirigirlas cuestiones referentes adrogas;promocionaryampliarlos

esfuerzos para reducir el abuso de drogas especialmente en la juventud y los sectores más

vulnerables; reforzar la acción internacional contra la producción, tráfico y crímenes relacionados

con las drogas ilícitas; proveer de información y análisis, hasta, incluso, asegurar las cantidades

adecuadas de las drogas controladas parafines médicos ycientíficos.

En su estructura interna de trabajo, el Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización

Internacional de Drogas se ramifica en tres divisiones: División para el Apoyo y el Programa de

Planeación, la División para la Implementación de los Tratados y el Desarrollo de Políticas y la

Divisiónde Operaciones yRelaciones Externas.

Ya que este Programa es el nervio central de coordinación y dirección efectiva en todas las

actividades de las Naciones Unidas en la esfera de la fiscalización, encara actividades respecto a

problemas como eldesarrollo ruralintegrado y la sustitución de cultivos;la aplicación de las leyes

de fiscalización de drogas; la prevención, tratamiento y rehabilitación de los drogadictos y las

reformas de índolelegislativa einstitucionaldestinadas aampliarlacapacidad de los gobiernos para

combatireluso indebidode drogas.De maneraclara,los objetivos centrales delPrograma,según lo

señalan los documentos de las Naciones Unidas sobrelacreaciónde esteorganismo son:

1. „ Constituirse como centro mundial principal de competencia técnica y acervo informativo

mediante el acopio, análisis y difusión de datos, información y experiencia en la esfera de

fiscalizaciónde drogas.

2.  Desempeñar las funciones que competen al Secretario General en virtud de las convenciones

internacionales, así como prestar asistencia a la Comisión de Estupefacientes y a la Junta

Internacionalde Fiscalización de Estupefacientes en elcumplimiento de sus funciones,derivadas

de los tratados, de garantizar la observancia de la Convención y promover sus propósitos, así

como eldiseño de nuevos instrumentos.

3. Desempeñarun papelfundamentalen laprevisión de fenómenos que podrían originaro agravar

la producción, tráfico y uso indebido de drogas ilícitas, así como en la movilización y la

contribuciónoportuna alaaplicaciónde medidas correctivas.
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4. Prestarasistenciatécnica aportando conocimientos especializados ycapacitaciónafinde ayudar

alos gobiernos paraque establezcan estructuras adecuadas de fiscalizaciónde drogas yformulen

planes maestros de orden nacionalyregional.

5.  Prestar cooperación técnica en las diferentes esferas de fiscalización de drogas, con miras a

elaborarmetodologías yenfoques de uso compartido.

6. Prestarasistenciaalos gobiernos paraque impulsen iniciativas y planes de acción subregionales

orientados porelconceptobásico de que los países interesados debieran llevaracabo operaciones

conjuntas.

Conforme a la resolución 45/179 de la Asamblea General, "ha de asumir la responsabilidad

exclusiva de coordinary dotarde efectiva dirección a todas las actividades de las Naciones Unidas

en elcampo de lafiscalización."24

El Programa trabaja de consuno con diferentes órganos del sistema de las Naciones Unidas,

incluidos los organismos especializados y los órganos internacionales competentes en materia de

fiscalización de estupefacientes 25. El trabajo de cooperación pensado como medio de maximar

resultados, es sin embargo aún insuficiente por los costos que representa la coordinación. Para el

experto en control de drogas de las Naciones Unidas, Dave Paul Zervaas, la escasez en recursos

humanos , técnicos y financieros perjudican el buen funcionamiento en este nivel, "Las Naciones

Unidas tienen contactodirectocon Interpolyotras instituciones que trabajan en elcampo de lalucha

contralas drogas,como porejemplolaEuropolde laComunidad Europea.Elcontacto con Europol

existeperonoes perfecto.Se trabajamuy bien con lapolicíade aduanas yfronteras.Hay grupos en

las Naciones Unidas que permanecen en contactoanivelinternacionalyanivelbilateralhay siempre

relación con los consejos de drogas de los países.La ONU adquierecon ello una visión que puede

considerarse realy cercana.Sin embargo también creo que la cooperación es parcial, ya que cada

institución tiene sus propios intereses y no siempre facilita a la ONU información sobre datos

estadísticos o modus operandi. De otra parte, la cooperación requiere de un recurso humano muy

fuerteque muchas veces no existe.En Naciones Unidas,porejemplo,existedéficitaestenivel.Eso

loobservamos también en ministerios yentidades de los países en donde se adelantan programas.Si

24
Departamento de Información Pública de las Naciones Unidas y Programa de las Naciones Unidas paralaFiscalización Internacionalde

Drogas."Las Naciones Unidas ylafiscalizacióndeluso indebidode drogas".Vienna,1992.Páginas 96-97.
25
En relación con los Organismos especializados se destacan:La Organización InternacionaldelTrabajo,La Organización M undialde la

Salud, La Organización de las Naciones Unidas para la Educación, la Ciencia y la Cultura (UNESCO), Organización M arítima

Internacional, Organización de Aviación Civil Internacional, Unión Postal Universal, Organización de las Naciones Unidas para la

AgriculturaylaAlimentación(FAO),Organizaciónde las Naciones Unidas paraelDesarrolloIndustrial.

Los Programas de las Naciones Unidas que prestan colaboración son:ElPrograma de las Naciones Unidas para elDesarrollo (PNUD),el

Fondo de las Naciones Unidas paralaInfancia(UNICEF),Programa M undialde Alimentos (PM A).

Otras organizaciones internacionales de ayuda son: Consejo de Cooperación Aduanera, Organización Internacional de Policía Criminal

(OIPC/INTERPOL).
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se preguntara por una calificación de uno a diez, yo daría un 5 porque estamos en medio: hay

cooperación pero falta mucho. Los problemas son: medios y falta de voluntad política. Hay muy

pocas personas en relaciónaltrabajoque se tiene que adelantar.Yo porejemplosoy responsablepor

15 países. Esto implica que el trabajo para una sola persona es inmenso, lo que puede afectar el

trabajo en conjunto. Una pequeña organización como PNUFID tiene recursos limitados y por ello

tiene que establecer prioridades."26 Unidos el factor de ecasez en recursos y en coordinación con

relaciónaltamaño delproblema,queda claroque una instituciónque busca cobijarlatotalidad de la

problemática queda bastante corta para un real desempeño de todas las funciones. Si bien la

Organizaciónde Naciones Unidas buscó con sus reformas desburocratizarelárea de lucha contrael

narcotráfico en todas sus expresiones,lo que ha generado es un "super ente" bastante limitado. El

Programa emplea actualmenteun total de 267 funcionarios, de los cuales 145 se encuentran en la

oficina centralde Viena,Austria,y122distribuidos en las 19oficinas regionales,asaber:

Oficina para los siguientes países: Afganistán, Bolivia, Brasil, Colombia, Lao RDP, Líbano,

M yanmar,NigeriayPerú.

Oficinas regionales para:elCaribe (con sede en Barbados);paraAfrica delNorte(sede en Egipto);

paraAsiadelsur(sede en laIndia);paraOrientey Surde Africa (sede en Kenya);paralos Estados

Bálticos (sede en Letonia);para M éxico y América Central(sede en M éxico);para elSuroccidente

de Asia (sede en Pakistan);para Africa Centraly Occidental(sede en Uzbequistán);para la región

centralde SurorienteAsiático (sede en Tailandia).

Respecto a los recursos financieros necesarios y reales de disposición del PNUIF proceden

básicamente de dos fuentes distintas: el presupuesto ordinario de las Naciones Unidas y las

contribuciones voluntarias a los proyectos y actividades del Programa. Estas últimas representan

más del 90%  de todos los recursos disponibles, lo que en últimas significa que el desarrollo de la

lucha contra las drogas ilegales dependen básicamente de la "buena voluntad" de las naciones

capaces de aportarcapitalynode una responsabilidad compartida estimada porlaOrganización:

Presupuestoordinariode las Naciones Unidas 1996-1997: US$ 16̀ 540.200

Contribuciones Voluntarias paraelpresupuesto1996-1997: US$ 141̀ 235.100

Presupuestoordinariode laONU (propuesto)1998-1999: US$ 16̀ 372.000

26
 Zervaas, Dave Paul, experto en Control de Drogas de las Naciones Unidas, Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización

Internacionalde Drogas.Entrevistarealizada porlaautoradelTextoen Viena el16de mayo de 1997.
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Contribuciones Voluntarias paraelpresupuesto1998-1999: US$ 162̀ 298.000.27

Las áreas de trabajocon relaciónalpresupuestodisponibleson:

1. Reducción de la demanda: Prevención, tratamiento, rehabilitación y reintegración social de ex-

drogadictos.

2. M edidas de Control:medidas paraelcumplimientode laley,lavado de dinero,tráfico,controlde

precursores químicos.

3. Reducciónde laOferta:DesarrolloAlternativo,generaciónde instituciones de apoyo.

4. M ultisector:Politicas yplaneación,reforzamientoinstitucional.

El número de programas y proyectos adelantados en las diferentes regiones del mundo durante el

período1996-1997fueronlos siguientes:

Bienio

1996-97

Africa Asiayel

Pacífico

Europa yel

M edioOriente

Latinoamérica y

elCaribe

Proyectos

M undiales

Total

US $ No. US $ No. US $ No. US $ No. US $ No. US $ No.

Demanda

Reducció

1.523,5 12 6.877,2 17 1.007,5 5 22.193,1 32 2.678,3 18 34.279,7 84

Reduccio

oferta

0 0 15.853,3 7 740,1 1 10.224,1 19 251,4 3 27.068,9 27

M edidas

Control

2.969,5 14 5.411,5 20 5.716,4 13 6.483,4 15 5.595,4 9 26.176,2 71

M ulti-

sector

4.089,6 7 8.675,1 12 3.195,4 14 2.228,3 6 3.344,5 8 21.587,6 47

TOTAL 8.582,7 33 36.817,1 56 10.659,4 33 41.183,6 69 11.769,6 38 109.112,4 229

Las prioridades con las cuales se trabajaafin de realizaro desarrollarun proyecto en una región o

país específico están señaladas a través de un documento base que se conoce como el "Country

Conference Board".Estedocumentosirve de referencia,ya que allíse recogen las ideas generales del

personalde laONU en relaciónalpaísen cuestión.Los recursos son sinembargoinsuficientes ypor

ellolainformaciónde estedocumentobrinda perspectivas en relaciónalaposibilidad de éxito de un

proyecto."Primero se trata de inventariarlo que se ha hecho en elpasado en un paísy después se

evalúan las estructuras existentes a nivel de entidades gubernamentales, políticas que están

relacionadas con elcontrolde drogas,y las realidades socio-económicas y políticas. Con el dinero

que nosotros tenemos,que es relativamentepoco,se busca precisar,dónde se puede lograrelmayor

impactoamás largoplazo,con elmenorcosto.Naciones Unidas tiene paraesteprograma muy poco

27
Datos suministrados en laoficina delprograma ubicada en Viena,Austria,durantela visita de investigación realizada porla autora del
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presupuesto y el problema de la droga abarca un espectro bastante amplio que exige definir

claramentelos problemas ylas estrategias paraenfrentarlo."28

5.2.3.Acciones de las Naciones Unidas en lalucha contraeluso indebidode estupefacientes

Con base en laCartade las Naciones Unidas,elproblema de las drogas es una área de trabajo de la

Organización, por cuanto el narcotráfico se ha convertido en un elemento desestabilizador de las

economías,de las estructuras sociales yde los regímenes políticos que urge una acción internacional

afinde garantizarlaseguridad ylapaz mundiales.

Como lo señalaron en 1979 la Asamblea General en su resolución 34/177 y la División de

Estupefacientes en 1982,elproblema de uso indebidode drogas se ha incrementado en lo corrido de

este siglo debido a los avances tecnológicos y químicos, y por ello se hace necesario un trabajo

internacionalmucho más organizado paralalucha contraesteflagelo."Drug Developmentwas made

easierby the rapid expansion ofcommunications,transport,and internationaltrade.Accordingly,in

the twenty century,society has become seriously concerned with the question ofdrug,theiractions

and effectsand theirrationaluse"29,mientras que en 1979se enfatizó,"The GeneralAssemblyurges,

Interalia,greateractionby the specialized agencies and programmes ofthe United Nationmostactiv

in this field (UNESCO, FAO, ILO,W HO, and UNDP) and developing and implementing, within

theirmandates,programmes aimed atthe reduction ofillicitproductions and demand fordrugs,an

specifically requested these agencies to make this activity a regular item on the agenda of their

governingbodies",asímismo juzgo "drugs as acrime againsthumanity."30

Las Drogas se han convertido en una Industria ilegal a nivel internacional en las que se

interrelacionan diferentes factores. Este concepto de "illicit drug industry"(industria ilegal

internacional),es explicado en elReporteM undialsobredorgas editado porThe Oxford University

Press de la siguiente manera: "The justification for calling illicit drugs an industry is firstly, that

there is a great demand for the product in question, therefor a market for illicit drugs exists, and

secondly, meeting this demand involves an extensive and complex process of production,

textoen mayo 12-16de 1997.
28
Dave PaulZervaas,Expertoen elControlde Estupefacientes delPrograma de las Naciones Unidas paralaFiscalización Internacionalde

Drogas.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoen lasede de las Naciones Unidas de Viena,Austria,el16de mayo 1997.
29
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Carta de las Naciones Unidas", citada en: "The United Nations and Drug Control Division of

Narcotics Drugs". Viena, 1982. Página 4. "El desarrollo de la droga fue facilitado por la rápida expansión de las comunicaciones, el

transportey elcomercio internacional.En consecuencia,en elsiglo XX,lasociedad ha estado seriamentepreocupada con la cuestión de la

droga,sus acciones yefectos ysu uso racional."(́Tdla)
30
 "Resolución 34/177 del 17 de diciembre de 1979 de la Asamblea General" citada en: "Drug Abuse Control Activities in the United

Nations System",Ginebra,octubrede 1984.Página 5."La Asamblea Generalurgio,interalia,una gran acciónde las agencias especializadas

yprogramas de las Naciones Unidas más activos en estecampo (UNESCO,FAO,OIT,OM S yDENU)ydesarrollareimplementar,con todo

sus mandatos,programas dirigidos alareducción de productos ilícitos y demanda de drogas.Se requiereespecíficamentede estas agencias
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manufacture, distribution ans investment."31 Este reconocimiento del problema como un asunto

internacionalorganizado de manera industrial,permitehacerénfasisen la magnitud delproblema y

en la organización ilegal que se ha generado, lo que conlleva como resultado, a un abanico de

problemas que difieren en cada una de las regiones afectadas porlaproblemática.

De esta manera la colaboración y trabajo conjunto internacionalen elabuso ilegalde las drogas se

ha reforzado eincrementado desde elmomento en que las Naciones Unidas asumieron en 1946 las

funciones que habían sidoadelantadas porlaSociedad de las Naciones.Porestarazón han de citarse

los desarrollos jurídicos dentro de laOrganización de las Naciones Unidas,dándo especialénfasisa

las convenciones de 1961,1971 y1988,ya que éstas se constituyen en los pilares de laactuallucha

contralas drogas ilícitas.

5.2.3.1.Protocolode 1946

A través de esteprotocolo que entró en vigorel10 de octubrede 1947,se transfireron legalmentea

las Naciones Unidas las funciones de fiscalización de estupefacientes anteriormenteejercidas porla

Sociedad de las Naciones.Con esteprotocolo la comunidad internacionalreafirmó su propósito de

mantenerlafiscalizaciónsobreestupefacientes toxicomanígenos.

5.2.3.2.Protocolode 1948

Durante las décadas de 1930 y 1940 el desarrollo de la Industria Farmacéutica trajo consigo la

producción de productos sintéticos o sustancias creadas totalmente en laboratorio cuyos efectos

ocasionaban dependencia en los individuos que las utilizaban. Si bien y hasta 1947 el número de

productos sometidos afiscalización internacionalse limitaba en gran partealos relacionados con la

adormidera, el arbusto de coca y la planta de cannabis, la existencia de estas nuevas sustancias

generólanecesidad de cuestionarse sobrelaurgenciade controlde estas drogas.

ElObjetivocentraldelProtocolode 1948 fue elde colocaresas nuevas sustancias bajolaprotección

del derecho y el control internacional. El 1º de diciembre de 1949 entró en vigor este protocolo

sometiendo entonces a fiscalización internacional, todas aquellas drogas que quedaban fuera del

hacerde esta actividad un aspecto regularde la agenda de sus organismos rectores“ Así como juzga „la droga como un crimen contra la

humanidad".(Tdla)
31
Oxford University Press."W orlDrug report1997 Organización de las Naciones Unidas". Oxford, 1997. Página 123. "La justificación

parallamaralas drogas ilícitas una industria es,en primerlugar,porque hay una gran demanda porelproducto en cuestión,porlo tanto
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ámbito de la Convención de 1931 y que producían efectos similares de dependencia física y

sicológica en los individuos que las consumían.

5.2.3.3.ProtocolosobreelOpiode 1953

El Protocolo firmado en Nueva York, que entró en vigor el 8 de marzo de 1963, buscó limitar y

regularelcultivode laplantade adormidera,laproducción,elcomerciointernacionalyalpormayor

y el uso del opio a las necesidades médicas y científicas. La intención era eliminar la

superproducción legalmediante el control de la cantidad de opio que podía ser almacenado en los

distintos Estados. Así, quedó especificado que sólo siete países podrían tener autorización para

producir opio para exportar. A saber: Bulgaria, Grecia, India, Irán, Turquía, la URSS, y

Yugoslavia.A fin de controlarelcomercio se dotó a la ya existente Comisión Central Permanente

(creada en 1925) de facultades de supervisión y represión. Sin embargo, las medidas sólo podían

llegar a ser utilizadas con el consentimiento del gobierno interesado. Sólo en casos limitados, la

Comisiónpodíaimponerun embargoalaimportaciónoexportaciónde opio.

5.2.3.4.La ConvenciónUnica de 1961sobreEstupefacientes

Hacía1960elsistema de controlde Estupefacientes habíallegado aser,en palabras de las Naciones

Unidas, "excesivamente complicado"32, razón por la cual el Consejo Económico y Social decidió,

según resolución 689 J (XXVI) del 28 de Julio de 1958, y de conformidad con el párrafo 4 del

artículo 62 de la Carta de las Naciones33, convocar a una conferencia de plenipotenciarios que se

realizaría desde el 24 de de enero hasta el 25 de marzo de 1961. El objetivo que planteó la

convocatoria fue el de aprobar una convención de estupefacientes que rem plazara con un solo

instrum ento los tratados m ultilaterales existentes, redujera el núm ero de órganos

internacionales creados hasta entonces, tom ara m edidas para fiscalizar la producción de las

m aterias prim as de los estupefacientes y lim itara el uso de estupefacientes a fines m édicos y

científicos afin de m antener elbalance entredem anda y ofertade estupefacientes para los usos

señalados.

existeun mercado paradrogas ilícitas,yen segundo lugar,lademanda envuelve un proceso extenso ycomplejode producción,manufactura,

distribucióneinversión."(Tdla)
32
 Departamento de Información Pública de las Naciones Unidas y el Programa de las Naciones Unidas Unidas para la fiscalización

Internacionalde Drogas."Las Naciones Unidas ylaFiscalizacióndelUso Indebidode Drogas".Viena,1992.Página 75.
33
Refiriéndose alas funciones ypoderes delConsejoEconómico ySocial,laCartade las Naciones Unidas señala:Article62,Pharagraph 4:

"It may call, in accordance with the rules prescribed by the United Nations, international conferences on matters falling within its
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La Convención,a la que asistieron 73 Estados34, entró en vigor el 13 de diciembre de 1964 y fue

enmendada porelProtocolode 1972.Es considerada como uno de los esfuerzos internacionales más

importantes para lafiscalizaciónde estupefacientes.En elpreámbulo,laConvenciónseñalaque este

trabajo de control responde a la preocupación que existe en los Estados que "reconocen que la

toxicomaníaconstituye un malgrave paraelindividuo y entraña un peligro socialy económico para

la humanidad"35. Según la Convención la "salud física y moral de la humanidad" está siendo

amenazada através delproblema deluso indebidode drogas.Esenciales elllamado alacooperación

internacionalorientado porprincipios idénticos yobjetivos comunes.

Las Naciones Unidas tenían tres propósitos alredactarlaConvenciónUnica de 1961:

1. Codificartodas las normas de los tratados multilaterales existentes en lamateria.

2. Simplificar el mecanismo de control de estupefacientes a fin de fortalecer los efectos de los

esfuerzos del trabajo internacional. Por ello "La Comisión Central Permanente y El Organo de

Fiscalización de Estupefacientes se convirtieron en un solo órgano unificado, esto es: La Junta

Internacionalde Fiscalizaciónde Estupefacientes (JIFE)."36

3. Extenderlos sistemas de fiscalización existentes alcultivo de plantas que constituyen la materia

prima de los estupefacientes naturales. Como resultado de ello fueron prohibidas las prácticas

como fumar opio, comer opio, masticar las hojas de coca, fumar hachís o utilizar la planta de

cannabis para propósitos no médicos. Para este fin se sugiere que sean los Estados los que

establecen o mantienen ciertos monopolios. En el artículo 23 de la Convención de 1961 se

establece lanecesidad de crearydesignaruna administraciónnacionalespecialparaadelantarlas

disposiciones de laConvención:

competence"."ElConsejo puede convocaraconferencias internacionales en aspectos que caigan dentro de su competencia,de acuerdo con

las reglas prescritas porlas Naciones Unidas."(Tdla)
34
Los Estados que estuvieron presentes fueron:Afganistán,Albania,Argentina,Australia,Bolivia, Brasil, Bulgaria, Birmania, Camboya,

Canadá,Congo (Leopoldville),CostaRica,Chad,Checoslovaqia,Chile,China,Dahomey,Dinamarca,ElSalvador,España,Estados Unidos

de América, Filipinas, Finlandia, Francia, Ghana, Grecia, Guatemala, Haití, Hungría, India, Indonesia, Irak, Irán, Israel, Italia, Japón,

Jordania,Líbano,Liberia,M adogascar,M arruecos,M éxico,M ónaco,Nicaragua,Nigeria,Noruega,Nueva Zelandia,Países Bajos,Pakistán,

Panamá,Paraguay,Perú,Polonia,Portugal,ReinoUnidode Gran Bretaña eIrlanda delNorte,República Arabe Unida,República de Corea,

República Dominicana, República Federal de Alemania, República Socialista de Bielorrusia, República Socialista Soviética de Ucrania,

Rumania, Santa Sede, Senegal, Suecia, Suiza, Tailandia, Túnez, Turquía, Unión de las Repúblicas Socialistas Sociéticas, Uruguay,

Venezuela,yYugoslavia.

Estuvieron presentes los organismos especializados: Organización de Aviación Civil Internacional, Organización de las Naciones Unidas

para la Agricultura y la alimentación, la Organización Internacional del Trabajo, La Organización M undial de la Salud. Así mismo se

hicieronpresentes diversas organizaciones nogubernamentales.
35
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Preámbulo de la Convención Unica de 1961 sobre Estupefacientes". Viena. Documento para uso

oficialúnicamente.Sinfecha de Edición.Página IV.
36
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención Unica de 1961 sobreEstupefacientes".Viena.Documento para uso oficialúnicamente.

Sinfecha de Edición.Artículo9de laConvenciónseñalalacomposiciónylas funciones de laJunta;elartículo10 especifica laduracióndel

mandatoyremuneraciónde los miembros de laJunta;elartículo11plantea elreglamentode laJunta.
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Organismos Nacionales paralaFiscalizacióndelOpio:i.Las Partes que permitan elcultivo

de laAdormideraparalaproducción de opio deberán establecery manteneruna o más instituciones

oficiales para desempeñarlas funciones que se leasignan.ii.La institución u organismo designará

las zonas ylas parcelas de terreno en que se permitiráelcultivode laadormideraparalaproducción

delopio.iii.Sólopodrán dedicarse adicho cultivolos cultivadores que posean una licenciaexpedida

por el organismo. iv. Cada licencia especificará la superficie en la que se autoriza el cultivo. v.

Todos los cultivadores de adormidera estarán obligados a entregar la totalidad de sus cosechas de

opio al organismo. El organismo comprará y tomará posesión material de dichas cosechas. vi. El

organismo tendrá elderecho exclusivo de importar,exportar,dedicarse alcomercio alpormayory

mantenerlas existencias de opio,opiomedicinalopreparado de opio."37

Elartículo26 establece elmismo mecanismo de controlparaelarbusto y las hojas de coca,pero en

estecaso lafuncióndelorganismo estatalserásolamentelade tomarposesiónmaterialde lacosecha

lo más pronto posible.Además buscará arrancarde raíztodos los arbustos de coca que crezcan de

manera silvestre y destruir los que se cultiven ilícitamente. M ientras que el artículo 28 sobre la

fiscalización de la Cannabis señala que se establecerá el mismo sistema de fiscalización de la

adormidera.En estecaso sielorganismo oficialno lleva a cabo las exportaciones o importaciones

delproductose requeriráde una licencia,asícomo se controlarán através de una autorización estas

transacciones.

Dentro de estemismo objetivo de fiscalización se impone a los Estados la obligación específica de

limitarlaproducciónde plantas de estupefacientes exclusivamentealacantidad necesariaparafines

médicos ycientíficos.

Un elemento decisivo para evitarla desviación de sustancias legales hacia elmercado ilícito fue el

sistema de previsiones (artículos 12, 19), según el cual los Estados informarían a la Junta las

Previsiones que requieren con base a datos estadísticos anuales. Cabe hacer notar, que sobre este

aspecto todavía existe un hueco operacional ya que no todos los países presentan anualmente este

informe,"No annualestimates ofnarcotic drugs requirementshave been received forthe last three

consecutive yearsfrom following21 States:Afghanistan,Albania,Angola,Bosniaand Herzegovina,

Camerun, Camoros, Djibouti, El Salvador, Gabon, Kenya, Liberia, M alawi, M arshall Islands,

37
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención Unica de 1961 sobreEstupefacientes".Viena.Documento para uso oficialúnicamente.

Sinfecha de edición.Páginas 30-31.
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M auritania, Republic of M aldova, Rwanda, Somalia, Sudan, the former Yugoslav Republic of

M acedonia,Tuvaluand Zambia."38

El trabajo conjunto de las Partes y las Naciones Unidas se percibe como alfa y omega en el

desarrollo de políticas de control contra el uso indebido de estupefacientes, ya que con base en la

información anual obligatoria de los Estados (artículos 15,18,20) es posible la orientación de

políticas de controlporpartede laOrganizaciónde Naciones Unidas.

En la evaluación sobre"Eficacia de los tratados de fiscalización internacionalde drogas" realizada

por la Junta en 1994, se sugiere, por ejemplo, incluir los estupefacientes sintéticos a las listas de

control con un sistema de previsiones simplificadas similar al de sustancias sicotrópicas. La

recomendación surge como resultado de las nuevas tendencias de consumo evidenciadas, según las

cuales elconsumo,producciónycomerciode estas sustancias anivelilegalse ha multiplicado en los

últimos años.Asímismo plantea lanecesidad de fiscalizartambién lapajade laadormidera,ya que

elrégimen de opio no se aplica aellay durantelas últimas décadas se ha evidenciado su utilización

en la fabricación ilegal. Respecto al cannabis y a la coca se menciona la necesidad de disipar

determinadas ambigüedades. Por ejemplo, clasificar los productos derivados de la coca por su

contenido de tetrahidrocannabinol, mientras que respecto a la erradicación de la tradición de

masticar coca sugieren "efectuar una evaluación fidedigna de la costumbre de masticar coca, así

como que la Organización M undial de la Salud emprenda un análisis científico del valor y los

riesgos del ḿatede cocà ."39

Dos aspectos de controversiacontinua están relacionados con elartículo36ycon elartículo14 de la

Convención. En primer lugar, el artículo 36, referido a la disposiciones penales, especifica que "a

reserva de lo dispuesto porsu Constitución cada una de las partes se obliga a adoptarlas medidas

necesarias paraque elcultivoylaproducción,fabricación,extracción,preparación,posesión.oferta

en general,ofertas de venta,distribución compra,venta despacho de cualquier concepto, corretaje,

expedición,expedición en tránsito,transporte,importación y exportación de estupefacientes (...)se

consideren delitos sise cometen intencionalmentey que los delitos graves sean castigados en forma

adecuada,especialmentecon pena de prisión u otras penas de privación de la libertad".Asímismo

señala en elparágrafo 2 iv.la posibilidad de procedera la extradición,como elemento delderecho

38
InternationalNarcotics ControlBoard."Reportofthe internationalNarcotics ControlBoardfor1996". Viena.1996..Página 14-18."No

se han recibido las previsiones anuales de las drogas requeridas por tres períodos consecutivos por los siguientes 21 países: Afganistán,

Albania, Angola, Bosnia y Herzegovina, Camerún, Camoros, Djibouti, El Salvador, Gabón, Kenia, Liberia, M alawi, Islas M arshall,

M auritania,República de M aldova,Ruanda,Somalia,Sudán,laantigua República Yugoslava de M acedoniayZambia."(Tdla)
39
JuntaInternacionalde Fiscalización de Estupefacientes."Eficaciade los Tratados de Fiscalización Internacionalde Drogas".Suplemento

delInforme correspondientes a1994.Viena,1994.Páginas15-18.
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internacionala fin de hacerverdaderamentepuniblelos actos cometidos porlos narcotraficantes en

cualquierpartedelmundo.La discusiónrespectoaesteartículose ramifica en dos vertientes:Porun

lado quienes afirman que penalizarelconsumo y cultivo de algunas sustancias implica acabarcon

tradiciones arraigadas culturalmente a través de los años, razón por la cual se viola la decisión

interna delpaís.De otra parte,algunos políticos han sugerido que la convención es un elemento de

interferencia internacionalen elderecho y procesamiento nacionalde delincuentes 40.Elexperto en

control de drogas del programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de la

Droga,señalaaesterespectoque,"partiendo delhecho que es lamisma comunidad de países laque

conforma las Naciones Unidas, las Convenciones han sido elaboradas con asistencia de la

comunidad internacional, han sido un trabajo mancomunado a través de muchos años. Las

Convenciones no fuerzan aningún paísatomaracciones perse,nitrata de interveniren su política

interna, de lo que se trata es que un país mejore el control de drogas ilícitas. Diferentes países

adoptan las Convenciones de maneraparcial,porque consideran que su legislaciónse veríaafectada.

Esto es,através de Reservas.Pero reafirmo,las Convenciones son instrumentos generales.Poreso

laextradiciónse nombracomo un elementomuy útilde castigopenalanivelmundial."41

El segundo punto de controversia relacionado con las medidas de la Junta para asegurar el

cumplimiento de las disposiciones de la convención,descritas en elartículo 14,indican que:"Sila

Juntatiene razones objetivas paracreerque las finalidades de lapresenteconvencióncorren un grave

peligro porque una parte, un país o un territorio no ha cumplido las disposiciones de la presente

Convención, tendrá derecho a proponer al gobierno interesado la celebración de consultas o

solicitarleexplicaciones.(...)La Juntapodrápediralgobiernointeresado,después de comprobarque

es necesario procederasí,que adoptelas medidas correctivas que las circunstancias aconsejan.(...)

SilaJuntaconsideraque elgobiernointeresado ha dejado de darlas explicaciones satisfactorias que

lehan solicitado,o de adoptarlas medidas correctivas que se lehan pedido,podráseñalarelasunto

de atención de las partes,delConsejo y de la Comisión.(...)La Junta podrá,sise ha comprobado

que es necesrio proceder así, recomendar a las partes que cesen de importar drogas del país

interesado,de exportarlas aélduranteun período determinado o hastaque laJuntaquede satisfecha

con lasituaciónexistenteen ese territorioo país."42 Sobreestehecho hay discusión debido alafalta

de información.Como se anotó anteriormenteno todos los países presentan los informes anuales,ni

40
En ellibroescritoporeljuristacolombiano PedroPabloCamargosobre"Las Convenciones de las Naciones Unidas contraelNarcotráfico.

Las Reservas de Colombia" ,publicado porJurídica Radar1995,elautorhace una análisisde las tres convenciones existentes sobreeluso

ilegalde estupefacientes y critica básicamentelos procedimientos penales a los cuales se ven sujetos los Estados que firman estos tratados

internacionales.
41
Zervaas,Dave Paul,expertoen elControlde Drogas delPNUFID.Entrevistarealizada porlaautoradeltextoen lasede de Viena,Austria,

el16de mayo de 1996.
42
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención Unica de 1961 sobreEstupefacientes".Viena.Documento parauso oficialúnicamente.

Sinaño de edición.Páginas 23-24.
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presentan datos relacionados con las previsiones necesarias o existentes.De otra partela situación

política,socialo económica de un país puede afectar el envío de la información, sin la cual no es

posibledeterminarlos problemas.

Un puntointeresantede ayuda internacionalycooperacióndirectase refierealaasistenciatécnica y

financiera que puede prestar la Junta a los países que no se encuentren en condiciones de

implementar soluciones (artículo 14 bis), así como a los acuerdos conducentes a la creación de

centros regionales, como elementos de investigación científica y de educación para combatir los

problemas que originan eluso yeltráfico de estupefacientes.

A nivelde ayuda alos toxicómanos ytratamientomédico aquienes sean juzgados poralgunos de los

delitos señalados, deja entrever únicamente ayuda a quienes ya están dentro del problema, mas en

ningún caso un elemento de prevención.Con elprotocolo que enmienda esta convención se trata de

reforzar este aspecto cuando subraya la necesidad de facilitar servicios de tratamiento y

rehabilitación aquienes hacen uso indebido de los estupefacientes,recalcando que eltratamiento,la

educación, el postratamiento, la rehabilitación y la reintegración social deben considerarse como

posibilidades alternativas o añadidas al encarcelamiento para quienes han cometido delitos

relacionados con estupefacientes.

En relación con la lucha contra eltráfico ilícito (artículo 35),se deja alnivelnacionallas acciones

preventivas yrepresivas contraeltráfico ilícito,aunque motiva alaayuda internacional.

En noviembrede 1996,158 Estados se habían adherido alaConvención Unica de 1961.Los países

que todavíanohan accedidoestán ubicados 10 en Africa,5 en América,5 en Asia,3 en Europa y 6

en Oceanía.Asímismos los Estados que hacían partede laantigua República SocialistaSoviética no

han indicado si intentan adherirse a la convención. Países como Azerbaiján, Bélize, Bhutan, El

Salvador,Grenada,Guyana,SaintVicent,Tajiquistán ylaRepública de Tanzanía,prontoentrarán a

hacerpartede los países de la Convención del 61, en la medida en que se adelanta la creación de

mecanismos que faciliten la puesta en marcha de la Convención.M ientras que Afganistán,Algeria,

Bielorrusia, Chad, Líbano,M arruecos, M yanmar, Nicaragua, Paquistán, Arabia Saudita, Turquía,

Ucrania y Zambia firmaron la Convención de 1961, pero sin embargo no se han adherido o

ratificado elprotocolode 1972.

5.2.3.5.ConveniosobreSustancias Sicotrópicas 1971
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En la década de los años 70, se reconocieron los efectos nocivos de sustancias conocidas como

sicotrópicas, drogas de tipo anfetamina, sustancias hipnótico-sedantes y alucinógenos, todos

artificiales,por cuanto se mostró que estas drogas eran capaces de alterar el comportamiento y el

ánimo, además de crear efectos de dependencia. Ya que hasta 1971, las únicas drogas sujetas a

control eran los estupefacientes, de acuerdo con lo especificado en la Convención de 1961, el

ConsejoEconómico ySocialde las Naciones Unidas convocó auna conferenciade plenipotenciarios

a fin de aprobar un convenio sobre sustancia sicotrópicas. En resolución 1474 (XLVIII) y de

conformidad con elpárrafo cuatro delartículo 62 de la Carta de las Naciones Unidas se dio cita a

una conferencia desde el 11 de Enero hasta al 21 de febrero de 1971 en Viena. A esta invitación

respondieron 71 Estados 43 que deliberaron un proyecto de protocolo preparado porla Comisión de

Estupefacientes yotros documentos preparados porelSecretarioGeneral.ElConvenio,sinembargo,

soloentróen vigorel16 de agostode 1976 yen élse ampliólafiscalizaciónaalucinógenos como el

LSD (dietilamida delácidolisérgico)ylamescalina,estimulantes como las anfetaminas ysustancias

hipnótico-sedantes como los barbitúricos.

Si bien el convenio de 1971 señaló que estas sustancias atacaban la salud física y moral de la

humanidad,yque su uso indebidogeneraproblemas sanitarios ysociales,se reconocióque eluso de

estas sustancias sicotrópicas era indispensable para fines médicos y científicos y por ello su

restricción debía ser controlada. Para este fin se estableció en 1971 el Fondo de Naciones Unidas

paralaFiscalizacióndelUso Indebidode Drogas,que tuvo como objetivo ayudaren lalucha contra

la producción, el tráfico y el uso ilícito de drogas desarrollando planes a largo y corto tiempo,

seleccionando adecuadamente las agencias que adelantarían esos programas, monitoreando la

implementación de las actividades, evaluando sus resultados y diligenciando la consecución de

capital para adelantar los proyectos. Durante su existencia, el Fondo estuvo financiado totalmente

porcontribuciones voluntarias de los gobiernos,asícomo fuentes nogubernamentales.

Debido a la gran diversidad de sustancias que comenzaron a serobjeto de fiscalización a través de

este convenio, la clasificación de las sustancias en cuatro listas tuvo en cuenta aspectos como:

43
Los países que asistieronm alaConvenciónfueron:„Argelia,Argentina,Australia,Austria,Bélgica,Birmania,Brasil,Bulgaria,Camerún,

Canadá,Colombia,República Democrática delCongo,CostaRica,Chile,China,Dinamarca,Ecuador,ElSalvador,España,Estados Unidos

de América, Finlandia, Francia, Gabón, Ghana, Grecia, Guatemala, Guyana, Honduras, Hungría, India, Iraq, Irán, Irlanda, Israel,

Italia,Japón, Líbano, Liberia, Luxemburgo, M éxico, M ónaco, Nicaragua, Noruega, Nueva Zelandia, Países Bajos, Pakistán, Panamá,

Paraguay,Polonia,Portugal,Reino Unido de Gran Bretaña e Irlanda del Norte, República Arabe Unida, República de Corea, República

Dominicana, República Federal de Alemania, República Socialista Soviética de Bielorrusia, República Socialista Soviética de Ucrania,

Ruanda, San M arino, Santa Sede, Sudáfrica, Suecia, Suiza, Tailandia, Togo, Trinidad y Tobago, Túnez, Turquía, Unión de Repúblicas

Socialistas Soviéticas,Venezuela,Yugoslavia.

A la Conferencia también asistieron organismos especializados, caso de la Organización M undial de la Salud, así como organismos no

gubernamentales,caso de laOrganizaciónInternacionalde PolicíaCriminal(INTERPOL).
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riesgos derivados deluso indebido de esa sustancia,propiedades toxicomanígenas y variabilidad de

sus valores terapéuticos.

En la Lista I figuran la sustancias totalmente prohibidas, excepto para fines científicos y médicos

muy limitados, manejadas por personas debidamente autorizadas en centros médicos o científicos

bajo la fiscalización directa de los gobiernos o aprobados porellos.Elartículo 7 de la Convención

del71 expresa la necesidad de crearun régimen especialde licencias o autorizaciones previas que

estarán estrictamente vigiladas. En relación al uso médico y científico se exige la creación de

registros de adquisición y detalles de uso, los cuales deberán ser conservados durante dos años.

M ientras que las actividades de importación y exportación quedarán prohibidas, excepto mediante

procedimientos específicos, "las partes (...) f. prohibirán la exportación e importación excepto

cuando el exportador como el importador sean autoridades competentes u organismos del país o

región exportador e importador, respectivamente, u otras personas o empresas que estén

expresamenteautorizadas porlas autoridades competentes de su paísoregiónparaestepropósito"44.

Respecto a las listas II,IIIy IV elconvenio dispone que cada una de las Partes aplique medidades

específicas de fiscalización no sólo las establecidas en laconvención,sino además las que considere

adecuadas paralimitarafines médicos ycientíficos,lafabricación,laexportación,laimportación,la

distribución,elalmacenamiento,elcomercio,eluso ylaposesión.Elartículo4 señalalaposibilidad

que personas transporten pequeñas cantidades de las sustancias de las listas II, III y IV siempre y

cuando sean parauso personalyse pueda comprobarque han sido obtenidas legalmente.Elartículo

5,parágrafo3,vuelve aenfatizaren lanecesidad de expediruna autorización legalparalaposesión

de dichas sustancias;mientras que elartículo5 delconvenio especifica claramentelacreación de un

régimen de licencias u otro régimen de fiscalización análogo a fin de ejercerun controlsobretodas

las personas y empresas que se dediquen a la fabricación,elcomercio (importación,exportación)o

la distribución de las sustancias, así mismo exhorta a los gobiernos para que presten rigurosa

atención sobre la calificación de las personas que obtienen esa licencia, "las Partes exigirán que

todas las personas a quienes se concedan licencias en virtud del presente convenio, o que estén de

otromodo autorizadas tengan las cualidades idóneas paraaplicarfielyeficazmentelas disposiciones

de las leyes y reglamentos que se dicten para dar cumplimiento a este convenio"45. En este mismo

sentido,elartículo9,exige que las sustancias de las listas II,IIIy IV se suministren exclusivamente

con recetamédica,cuando se destinen aluso de particulares,yde conformidad con las exigencias de

44
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convenio sobreSustancias Sicotrópicas 1971".Viena.Documento para uso oficialúnicamente,sin

fecha de edición.Páginas 14-15.
45
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convenio sobreSustancias Sicotrópicas 1971". Viena. Documento para uso oficial únicamente, sin

fecha de edición.Página 15.
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la buena práctica médica.Se prohibe,sin embargo,la propaganda de las sustancias sicotrópicas a

través de los medios de comunicaciónu otros medios ydirigidas alpúblico en generalafin de evitar

elmaluso de las mismas. Además, según reglamento de la Organización M undial de la Salud, se

exigirán etiquetas y/o folletos que acompañen los paquetes en los que se indiquen las instrucciones

de uso y advertencias necesarias para la seguridad del usuario (artículo 10). Una última medida a

esterespecto lo constituye elartículo 11 en elque se exigen registros no sólo para las sustancias de

lalistaI,sinotambién paralas listas II,IIIyIV.Registros que deben conservarse porun mínimo de

dos años.

Las disposicones relativas al comercio internacional dejan entrever la necesidad de un trabajo

mancomunado de las Partes que adelantan cualquiertipo de intercambio.Es asícomo elartículo 12

dispone que para la importación y exportación tanto las sustancias de la lista I como de la II se

obtenga una autorización separada en un formulario especial establecido por la comisión a fin de

controlar la llegada o la salida de sustancias dos veces como mínimo. Por esta razón, las

exportaciones a apartados postales, almacén de aduanas o cambio de embalaje sin autorización

quedan completamenteprohibidas.

Este control requiere la creación de una administración especial, esbozada en el artículo 6 del

convenio, que tendrá como objetivo básico la fiscalización de las sustancias, el control de los

registros,laexpediciónde los permisos ylacomprobaciónde laefectividad delcontrol.

Aunque si bien el convenio es bastante específico en medidas de control sobre las llamadas

sustancias sicoactivas (sustancias de las listas I,II,IIIy IV),cabe hacernotarque en reportede la

Junta de 1996, se señala el hecho de que muchos gobiernos no han tomado iniciativas para una

verdadera fiscalización, lo que se ha constituído en una buena oportunidad que han sabido

aprovechar las organizaciones criminales del narcotráfico. "Approximately 170 States and

Territories annually provide the Board with statisticalreportson psychotropic substances.Unlikely

the situation with narcotic drugs, diversion of psychotropic substances from the licit manufacture

and trade stilloccursas a resultofinadequatecontrolmechanismus in some countries. (...) A few

Parties to the 1971 Convention,including Belgium,Canada,Luxembourg and New Zealand do not

yetcontrolinternationaltrade in allsubstances in schedules 3 and 4 od thatconvention and do not

reportto the Board on exportsand importsofsome ofthose substances.Thissituation has led to a

serious gap in the controlofthe internationaltrade in psychotropicsubstances,a gab thatcould be
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exploited by drug traffickers."46 De igualmenteen reportes de 1994,asícomo en elde 1996,laJunta

recomienda tomarlas mismas medidas de controlparalaimportaciónyexportaciónde sustancias de

las listas IIIyIV afinde evitarque éstas se desvíen aluso ilícito,ya que según elconveniode 1971,

artículo 16, no se obliga a los gobiernos a facilitar a la Junta información detallada sobre

importaciones yexportaciones.

A través de estaconvención,laOrganizaciónM undialde laSalud adquiereun papelprotagónico,no

sólo porla orientación hacia la investigación,sino también porque es ella la única entidad decisiva

parainformaralaComisiónde Estupefacientes sobrelanecesidad de cambiaruna sustanciade lista

o añadir otra nueva según se haya identificado su peligro para la salud pública. "(...) La

Organización M undial de la Salud comunicará a la Comisión un dictamen sobre la sustancia,

incluido el alcance o probabilidad el uso indebido, el grado de gravedad del problema sanitario y

social y el grado de utilidad de la sustancia en terapéutica médica, junto con cualquier

recomendación sobre las medidas de fiscalización, en su caso, que resulten apropiadas según el

dictamen"47. En 1994 se sugirió en el informe anual de la Junta de ese año, modificar los

procedimientos sobreinclusiónde sustancias en las listas,ya que "los mecanismos de evaluaciónson

complejos y requieren mucho tiempo para la Organización M undial de la Salud. (...) Como

consecuencia del tiempo que lleva el proceso, las decisiones sobre la inclusión se retrasan

considerablemente,loque permiteque se propaguen nuevas drogas objetode uso indebido."48

A través de esta convención las Partes se comprometen igualmente a suministrar informes anuales

estadísticos alaJunta,en los que se incluyan especificaciones sobrelas modificaciones importantes

legislativas respecto a las sustancias sicotrópicas, así como acontecimientos relevantes respecto a

tráfico, incautaciones, modus operandi de las organizaciones criminales y tendencias. A este

respecto,laJuntaha presionado constantementeatravés de los informes anuales que publica,sobre

la falta de información como consecuencia del no envío de esa información por parte de algunos

Estados 49.

46
ControlBoard."Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996".United Nations,Viena 1996,New York 1997.Página 22.

"Aproximadamente170 Estados y territorios suministran anualmentea la Junta Internacionalde Fiscalización de Estupefacientes reportes

estadísticos sobre sustancias sicoactivas. A diferencia de la situación con los narcóticos, la desviación de sustancias sicoactivas de la

producciónyelmercado legaltodavíaocurrecomo resultado de un inadecuado mecanismo de controlen algunos países.(...)Pocas partes de

laConvenciónde 1971incluyendo Bélgica,Canadá,LuxemburgoyNueva Zelandia,nocontrolan todavíaelcomerciointernacionalde todas

las sustancias de las listas 3 y4 de laconvención,ynoreportan alaJuntalas exportaciones eimportaciones de algunas de estas sustancias.

Estasituación ha conllevado aque existaun serio hueco en elcontroldelcomercio internacionalen sustancias sicotrópicas.Un hueco que

puede serexplotado porlos traficantes."(Tdla)
47
Biblioteca de las Naciones Unidas."Convenio sobreSustancias Sicotrópicas 1971". Viena. Documento para uso oficial únicamente, sin

fecha de edición.Artículo2,parágrafo4.Páginas 8-12.
48
JuntaInternacionalde Fiscalización de Estupefacientes."Eficaciade los Tratados de Fiscalización Internacionalde Drogas",Suplemento

delInforme correspondientea1994.Viena,1994.Nueva York,1995.Página 15.
49
ControlBoard."Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996".Viena,1996,Nueva York,1997.En las páginas 21 y22,

señala sobre la cooperación con los gobiernos y anota: "W hile most Parties to the 1971 Convention have regularly submitted annual
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La Convención de 1971 vuelve a hacer énfasis, a través del artículo 22, sobre las disposiciones

penales a través de las cuales se debe considerarcomo delito todo acto contrario a cualquierley o

reglamento que se adopteen cumplimiento de las obligaciones impuestas poresteconvenio,sise se

cometen intencionalmente.Afirma su apoyo a medidas como la extradición y señala que los delitos

definidos deben darlugaralaextradición,en caso de existireltratado.

La Convención de 1971 vuelve su interés sobre el uso indebido de sustancias sicotrópicas y la

necesidad de prevenirsu consumo.En esta ocasión las medidas y la percepción de la situación son

más claras y específicas ya que sugiere además de fomentar medidas respecto al consumo, la

formación de personal para adelantar los tratamientos de rehabilitación, readaptación social y

postratamiento. El Artículo 20 deja entrever la necesidad no sólo de controlar la producción de

sustancias paraevitarque se desvíen haciafines ilícitos,sinotambién de brindarayuda aquienes ya

han sidoafectados porelconsumo de drogas.

En 1996, 146 Estados hacían parte de la Convención de 1971, la Junta llama la atención en su

informe de 1996 sobreelhecho de que Austriaes elúnico paísaltamenteindustrializado que aún no

ha ratificado la convención de 1971, a pesar de que su gobierno ha repetido constantemente su

intención de hacerlo, razón por la cual la Junta urge a Austria de implementar la decisión e

introducirun efectivo sistema de controlpara todas las sustancias sicotrópicas. Otros Estados que

todavíano han firmado laConvención de 1971 son Azerbaiyán,Bélice,Bhután,ElSalvador,Haití,

Honduras, República Islámica del Irán, Kenia, Nepal, Omán, Santa Lucía, Saint Vicent y las

Grenadinas, Tayiquistán y la República de Tanzania. Aunque algunos países ya firmaron la

Convencióndel1988,lafirma de laConvenciónde 1971se presentacomo requisitoindispensable.

5.2.3.6.EstrategiaInternacionalparalaFiscalizacióndelUso indebidode Drogas de 1981

Este programa básico de acción quinquenal (1982-1986) promovido por la Comisión de

Estupefacientes de las Naciones Unidas, trató, con base en propuestas de acción por parte de los

Estados M iembros, fortalecer la lucha contra el uso indebido, el tráfico, así como mejorar los

statistical reports, the Board is concerned about the fact that the requisite daten have not been received for three or more years from the

followingStates:Afghanistan,Bosniaand Herzegovina,Chad,Gabon,Gambia,M alawi,M auritania,Rwanda,Somalia,the formerYugoslav

Republic of M acedonia and Zambia." "M ientras que la mayoría de las Partes de la Convención de 1971 han suministrado anualmente

reportes estadísticos,laJuntaestápreocupada porelhecho de que lainformaciónrequerida noha sidorecibida durantemás de tres años por

los siguientes Estados: Afganistán, Bosnia y Herzegovina, Chad, Gabón, Gambia, M alawi, M auritania, Ruanda, Somalia, la antigua

República yugoslava de M acedoniayZambia."(Tdla)
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aspectos de fiscalización,tratamiento,rehabilitación y sustitución de cultivos, como respuesta a la

crecienteolade consumo que se vivíaanivelmundial.

La Estrategia que enfatizaba en la cooperación internacional para combatir el uso indebido y el

tráfico ilegalplanteó los objetivos de:* mejorarlos sistemas de fiscalización de drogas,* lograrel

equilibrio entrela oferta y la demanda legítimas de drogas,* erradicarla oferta ilícita de drogas,*

reducir el tráfico ilícito, * reducir la demanda ilícita y mejorar la prevención respecto al uso

inapropiado de drogas ilícitas * ofrecer tratamiento, rehabilitación y reintegración social a los

toxicómanos.

A fin de lograr los objetivos mencionados, fue necesario que la Comisión emprendiera una labor

internacional a fin de lograr la vinculación de mayor número de Estados en las Convenciones, así

como de impulsar la participación de las organizaciones no gubernamentales y de impulsar la

cooperaciónentrelos gobiernos.

Respecto a la evaluación de los resultados, los informes brindados por el Consejo Económico y

Sociala la Asamblea Generalseñalaron "un rápido aumento delnivelde complejidad de la masiva

red mundialde traficantes de drogas ilegales" asícomo "la difusión de las sustancias perniciosas a

través de todos los niveles de los estratos socioeconómicos de la mayoría de los Estados

M iembros."50

Esta estrategia sentó las bases para una lucha dirigida directamente al tráfico ilegal, que algunos

años más tarde se realizaríaatravés de laConvenciónde 1988.

5.2.3.7.Declaraciónde 1984sobrelalucha contraelnarcotráfico yeluso indebidode drogas

Esta primera declaración internacional directamente contra el tráfico y el uso ilícito de drogas

aprobada el14 de diciembrede 1984,enfatizó que "la producción ilegal,la demanda,elconsumo y

el tráfico ilícitos de drogas obstaculizan el progreso económico y social, constituyen una grave

amenaza alaseguridad yeldesarrollode muchos países ypueblos ydeben sercombatidos portodos

los medios morales,legales einstitucionales,anivelnacional,regionaleinternacional."51

50
Departamentode InformaciónPública de las Naciones Unidas yelPrograma de las Naciones Unidas paralafiscalizaciónInternacionalde

Drogas."Las Naciones Unidas ylafiscalizacióndeluso indebidode drogas".Viena,1992.Páginas 80-81.
51
Departamentode InformaciónPública de las Naciones Unidas yelPrograma de las Naciones Unidas paralafiscalizaciónInternacionalde

Drogas."Las Naciones Unidas ylafiscalizacióndeluso indebidode drogas".Viena,1992.Página 81.
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Con estadeclaración se buscó que los Estados M iembros intensificaran los esfuerzos y coordinaran

estrategias,nosólode represiónsinotambién alternativas económicas,sociales yculturales.

Paraleloaestedesarrolloen las Naciones Unidas,cabe hacernotarque laorientaciónestadounidense

con respecto a las drogas desde fines de la década de los 70 se había endurecido. Ya en 1976 se

había creado elelComitéde ControlsobreelAbuso de Narcóticos.En principio la administración

Reagan consideró el problema de manera un poco más flexible ya que las prioridades de defensa

nacionalse encontraban centradas en otros aspectos."(...)The Reagan administratioń sDepartment

ofDefense (DOD)viewed the matterin an altogetherdifferentlight.Fighting the drug warwas not

seen as partofDOD śmission,essentially because itcould notbe won in any acceptabledefinition

ofthe term.Further,the ongoing cold warwith the SovietUnion and itsallies stillcommanded the

natioń sdefense priorities."52 Sinembargo,el8 de abrilde 1986 elPresidenteReagan declaró,según

la directiva de decisión de seguridad nacional Nº. 221, que "drug production and trafficking

comprised a threatto the security of americas."53 Así comienza un capítulo de represión al tráfico

ilícito de estupefacientes y sustancias sicotrópicas, que de forma paralela estaba adelantándose

también através de las Naciones Unidas.

De la Estrategia quinquenaly de la Declaración contra eltráfico y producción ilegales comienza a

esbozarse laConvencióndel88,resultado de un estudioadelantado en primerainstanciaa través de

laConferenciade 1987.

5.2.3.8.ConferenciaInternacionalde 1987sobreelUso IndebidoyelTráfico Ilícitode Drogas

Esteencuentro internacionalconvocado porelex-Secretario GeneralJavierPérez de Cuéllar,fue la

primeraconferenciade las Naciones Unidas anivelministerialque abordóeltema deluso indebidoy

eltráfico ilícitode drogas.

La Conferencia se realizó en Viena del 17 al 26 de junio de 1987 y reunió a 138 Estados

representados básicamenteporministros de gabinete.Esta reunión condujo a la adopción del"Plan

52
Bruce M Bagley,Bruce M .;W alkerIII,W illiam O."Drug Traffickinginthe Americas".TransactionPublischers.New Brunswick U.S.A.

y Londres,1994.North-South Center.University ofM iami.Páginas 7-8."Pero elDepartamento de Defensa de la administración Reagan

miró el problema desde otra perpsectiva. Pelear la guerra de las drogas no era visto como una parte del la misión de Departamento de

Defensa,esencialmenteporque nose pudo ganarninguna definiciónaceptabledeltérmino.Además,elproceso de laguerrafríacon laUnión

Soviética ysus aliados todavíacomandaba las prioridades de ladefensa nacional."(Tdla)
53
Bruce M Bagley,Bruce M .;W alkerIII,W illiam O."Drug Traffickinginthe Americas".TransactionPublischers.New Brunswick U.S.A.

yLondres,1994.North-SouthCenter.UniversityofM iami.Páginas 7-8."Que laproducciónyeltráfico de drogas conllevan una amenaza a

laseguridad de las Américas."(Tdla)
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Amplio y M ultidisciplinario de actividades futuras atinentes a los problemas del uso indebido y el

tráfico ilícitode drogas" en elque se especificaban 35objetivos.

ElPrimercapítulo sobreprevención y reducción de lademanda ilícita de estupefacientes,planteó la

necesidad de mayor investigación científica sobre el uso indebido de drogas, a fin de establecer

informaciones sistemáticas que pudiesen ayudar en la preparación de programas nacionales de

educacióndirigidos alaprevención,especialmenteen los jóvenes.Subrayó elpapelimportantede las

actividades culturales y deportivas como alternativas al uso indebido de drogas. Se pidió a los

medios de comunicación su participación en la difusión de mensajes que crearan conciencia del

problema.

Elsegundo capítulo abogó porelfortalecimiento y la ampliación de las medidas de fiscalización de

laofertade drogas,afin de lograrun uso racionalde los productos farmacéticos en los cuales haya

sustancias sicotrópicas y porladeterminación de los lugares en donde existen plantaciones ilícitas a

finde lograrsu erradicación.Porprimeravez se mencionó lanecesidad de controlarlos precursores

químicos yalgunos equipos indispensables paralaelaboraciónde drogas ilegales.

Elcapítulo IIIse centró en la necesidad de la represión al tráfico ilícito, a través del control a las

compañías de transporte, así como a la fiscalización de las instituciones financieras para evitar el

blanqueo de utilidades provenientes de la venta de la drogas. En relación a la penalización abogó

para que se facilitaran los procedimientos para la extradición, se establecieran sanciones penales

adecuadas para los traficantes juzgados.También instó a los gobiernos a tomar medidas para una

cooperación más eficiente através de vigilancia en los accesos fronterizos, reglamentación de los

servicos de correo ycontrolde embarcaciones en altamaryde aeronaves.

Finalmente,elcuarto capítulo retomó elproblema de la rehabilitación socialde los toxicómanos,a

fin de reducir la frecuencia de propagación de otras enfermadades como el virus del SIDA y la

hepatitis.

5.2.3.9.Convenciónde las Naciones Unidas contraelTráfico Ilícitode Estupefacientes ySustancias

Sicotrópicas de 1988

La Convención de 1988 concebida para castigar a los traficantes de drogas, privándolos de sus

ganancias yde su libertad de movimiento,exigió de cuatro años de preparación hastasu realización



250

en Neue Hofburg, Viena, del 25 de noviembre al 20 de diciembre de 1988. Ya desde 1984 la

Asamblea General, en resolución 39/141 del 14 de diciembre del mismo año, había pedido al

Consejo Económico y Social que solicitara a la Comisión de Estupefacientes la elaboración de un

proyecto de convención contra el narcotráfico. Durante 1987 y 1988 se realizaron documentos de

trabajo por varios expertos gubernamentales que sentaron las bases para que el 25 de mayo el

Consejo en resolución 1988/8 convocara a una conferencia de plenipotenciarios para adoptar una

convencióncontraeltráfico ilícitode estupefacientes ysustancias sicotrópicas.

10654 Estados acordaronen elpreámbulode laconvenciónque entró en vigorel11 de noviembrede

1990, que, "las Partes se muestran profundamente preocupadas por la magnitud y la tendencia

creciente de la producción, la demanda y el tráfico ilícitos de estupefacientes y sustancias

sicotrópicas,que representauna grave amenaza para la salud y elbienestarde los seres humanos y

menoscaban las bases económicas,culturales y políticas de la sociedad."55 Tres aspectos son claros

en este preámbulo, se reconoce de una parte la penetración de este fenómeno en diversos grupos

sociales y entre ellos la utilización de niños en las diferentes partes del proceso. De otro lado, se

reconoce la vinculación existenteentretráfico ilícito y otras actividades delictivas organizadas que

generan desestabilización en la soberanía de los Estados,razón porla cualse enfatizó en juzgaral

narcotráfico como una Actividad Delictiva Internacional, que exige un trabajado conjunto

planificado de los Estados a fin de desactivarla. En tercera instancia se es consciente de que el

tráfico ilícito genera altos rendimientos financieros que proporcionan la consecución de grandes

fortunas,con las cuales esas organizaciones transnacionales "invaden,contaminan y corrompen las

estructuras de la administración pública, las actividades comerciales y financieras lícitas y la

sociedad en todos sus niveles."56

54
 Los 106 países son: Afganistán, Albania, Alemania, República Federal de Arabia Saudita, Argelia, Argentina, Australia, Austria,

Bahamas, Bahrein, Bangladesh, Barbados, Bélgica, Birmania, Bolivia, Botswana, Brasil, Bulgaria, Cabo Verde, Camerún, Canadá,

Colombia,CostaRica,Côted̀ Ivoire,Cuba,Checoslovaquia,Chile,China,Chipre,Dinamarca,Ecuador,Egipto,Emiratos Arabes Unidos,

España, Estados Unidos de América, Etiopía, Filipinas, Finlandia, Francia, Ghana, Grecia, Guatemala, Guinea, Honduras, Hungría,

Indonesia,India,República Islámica delIrán,Iraq,Irlanda,Israel,Italia,Jamahiriya Arabe,Libia,Jamaica,Japón,Jordania,Kenia,Kuwait,

Luxemburgo, M adagascar, M alasia, M alta, M arruecos, M auricio, M auritania, M éxico, M ónaco, Nepal, Nicaragua, Nigeria, Noruega,

Nueva Zelandia,Omán,Países Bajos,Paquistán,Panamá,Papua Nueva Guinea,Paraguay,Perú,Polonia,Portugal,Qatar,Reino Unido de

Gran Bretaña e Irlanda del Norte, República de Corea, República Democrática Alemana, República Dominicana, República Socialista

Soviética de Bielorrusia,República SocialistaSoviética de Ucrania,República Unida de Tanzania,SantaSede,Senegal,SriLanka,Sudán,

Suecia,Suiza,Suriname,Tailandia,Túnez,Turquía,Unión de Repúblicas Socialistas Soviéticas,Uruguay,Venezuela,VietNam,Yemen,

YugoslaviayZaire.

Como organizaciones especializadas participaron entreotras:La Organización de Aviación CivilInternacional,Organización Internacional

delTrabajo,Organizaciónde las Naciones Unidas paraeldesarrolloIndustrial,Unesco ylaOrganizaciónM undialde laSalud.
55
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente.Sinfecha de edición.Página 9.
56
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente.Sinfecha de edición.Página 9.
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Estos tres aspectos enunciados enmarcan lanueva dirección de lalucha contraelnarcotráfico,en la

medida que se observa como un fenómeno económico que produce desestabilidad,corrupción y que

además su lucha ocasiona lapérdida de vidas humanas.

Dos renglones innovativos en estaconvenciónson,de una parte,ladecidida determinación de luchar

através de medidas de controlcontraladesviaciónde precursores químicos ydisolventes que suelen

utilizarse en la fabricación de sustancias sicotrópicas y estimulantes,razón porla cualvuelve a ser

requerida una intensificaciónde lacooperacióninternacional.Y de otraparte,elembargopreventivo

y eldecomiso de las utilidades y de los bienes obtenidos medianteeltráfico de drogas.Para ello se

buscó facultar a los tribunales a fin de que puedan presentar o incautar documentos bancarios,

financieros o comerciales, tratando de vencer así la barrera existente del conocido "secreto

bancario".

El artículo 12 de la Convención del 88 sobre "sustancias que se utilizan con frecuencia en la

fabricación ilícita de estupefacientes o sustancias sicotrópicas" menciona la necesidad de que las

partes tomen medidas para evitar la desviación de las sustancias que figuran en el cuadro I y II

utilizadas en lafabricaciónilegalde drogas,mientras que elartículo 13 se refieredirectamentealos

materiales y equipos destinados a la fabricación ilícita de drogas. Cabe hacer notar que la

convención sólo establece en el artículo 12 medidas generales de fiscalización, dejando que los

gobiernos traduzcan esas disposiciones en acciones específicas de control.Asíporejemplo subrayan

en los parágrafos 8 y 9 delartículo 12 que,"las partes tomarán las medidas que estimen oportunas

paravigilarlafabricaciónydistribuciónde sustancias,asípodrán:*controlaratodas las personas y

empresas que se dediquen a la fabricación o a la distribución de tales sustancias, *controlar bajo

licencia el establecimiento y los locales, *exigir que las importaciones estén correctamente

etiqueteadas (...)."57 Estos apartes dejan entreverque son realmentelos Estados los responsables de

adelantar la lucha, después de considerar las recomendaciones sugeridas a través de este artículo.

Precisamenteen el Informe de 1994, la Junta analizó la eficacia de los tratados de fiscalización y

concluyó a este respecto que "uno de los problemas más graves de la vigilancia general del

movimiento lícito de productos químicos,sobretodo de las sustancias delcuadro II,es que todavía

hay gran número de países que no disponen de mecanismos que les permitan obtener información

sobre las necesidades, la disponibilidad general y el uso con fines lícitos de las sustancias

enumeradas en los cuadros. Se desconocen los fabricantes, distribuidores, importadores y

exportadores de esas sustancias.En estas circunstancias es difícilvercómo puede implantarse una
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fiscalización adecuada."58.Otro problema paralelo es la falta de interés de algunos Estados a fin de

introducir medidas y cambios legislativos basados en el artículo 12 de la Convención. "algunos

gobiernos pueden serreacios aintroduciramplios mecanismos nacionales de fiscalización portemor

aque esos controles puedan iren contra de las políticas nacionales de desregulación de la industria

química,porejemplo,oporpreocupaciónporlas repercusiones que puedan tenerlos controles sobre

elcomerciolícitode productos químicos."59 De igualmaneraelinforme de laJuntacorrespondientea

1996 reportó sobre la ausencia de la implementación del artículo 12 de la Convención lo que ha

generado un desequilibrio juducial a nivel mundial. "The Board has also noted a lack of uniform

actionby certainGovernments.W hilesome Governmentsexercise strictvigilance overtheirexports,

often as aresultoffullcooperationwiththe industrie,othersdonot.Legitimateindustryincountries

with tight controls may suffer if and when certain other countries do not apply the same level of

vigilance,as the industry ofcountries with lax controlsmay consequently take undue advantage of

the situation while allowiong drug traffickers to benefit as well."60 Para 1996 sólo 117 Estados y

Territorios entregaron a la Junta información relacionada con las medidas del y resultados de la

puestaen marcha delartículo12.

En relación alblanqueo deldinero y la utilización de equipos o materiales con fines de producción

ilícita son considerados delitos penales tanto en elartículo 3,sobredelitos y sanciones,como en el

artículo5de laconvención."(...)lafabricación,eltransporteoladistribuciónde equipos,materiales

o de las sustancias delcuadro Iy IIsabiendo que han de utilizarse en el cultivo, la producción de

ilícitos (...)la Conversión o la transferencia de bienes a sabiendas de que tales bienes proceden de

alguno o algunos de los delitos tipificados."61 Sin embargo la enumeración de delitos es extensa y

cobija en los otros aspectos tanto de la Convención de 1961 como del Convenio de 1971. Así por

ejemplotanto"laproducción,lafabricación,laextracción,lapreparación,laoferta,laofertaparala

venta,ladistribución,laventa,laentrega de cualesquieracondiciones,elcorretaje,elenvío,elenvío

en tránsito, el transporte, la importación o la exportación de cualquier estupefaciente o sustancia

sicotrópica (...)elcultivode laadormidera,elarbusto de coca o laplantade cannabiscon objeto de

57
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente.Sinfecha de edición.Artículo12.Páginas 25-28.
58
 Junta de Fiscalización de Estupefacientes. "Eficacia de los tratados de fiscalización internacional de drogas", suplemento del Informe

correspondientea1994.Viena,Nueva York,1995.Página 18.
59
JuntaInternacionalde Fiscalizaciónde estupefacientes."Eficaciade los Trtados de FiscalizaciónInternacionalde Drogas",suplementodel

informe correspondientea1994.Viena,Nueva York,1995.Página 18.
60
InternationalNarcotics ControlBoard."Reportofthe InternationalNarcotics ControlBoardfor1996".Vienna,New York,1997.Páginas

32-33. "La Junta ha notado la falta de acción uniforme de ciertos gobiernos. M ientras unos gobiernos ejercitan estricta vigilancia en sus

exportaciones,frecuentementecomo resultado de una cooperación completacon laindustria,otros no lo hacen.La industrialegítima en los

países con fuertes controles puede sufrirsiotros países no utilizan elmismo nivelde vigilancia,en tanto que laindustriade países con laxa

vigilanciapuede consecuentementetomardemasiada ventajede lasituaciónmientras dejaalos narcotraficantes beneficiarse de igualforma."

(Tdla)
61
 Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y de Sustancias

Sicotrópicas de 1988".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo3,páginas 12-15.
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producirestupefacientes"62 constituyen lagama de hechos que las Partes se comprometen atipificar

como delitos penales en elderecho interno cuando se cometan internacionalmente.Asíse refuerza el

llamado alaextradiciónen elartículo6,como mecanismo paraevitarcualquierclase de proteccióna

los traficantes de drogas.

El Decomiso se llevará a cabo en cualquiera de los casos señalados como delitos penales en el

artículo 3.Para estefin la convención urge la toma de medidas a fin de facultara los tribunales u

otras autoridades competentes a ordenarla presentación o la incautación de documentos bancarios,

financieros y comerciales. Además enfatiza que "las partes no podrán negarse a aplicar las

disposiciones delpresentepárrafoamparándose en elsecretobancario."63 De loque se tratacon este

artículo es de acabar con los llamados "paraísos bancarios" que le ofrecen a las organizaciones

criminales internacionales lavar dinero e introducirlo en la economía legal. Ya desde 1990 los

gobiernos han adoptado diversas medidas basándose, por ejemplo, en la directiva 91/308/ECC del

Consejo de Comunidad Europea -10 de junio de 1991- sobre la prevención del uso del sistema

financiero para elblanqueo deldinero.De igualforma la Comisión Interamericana para el control

del Abuso de las Drogas (CICAD) ha desarrollado algunos modelos en los cuales se tipifican los

delitos relacionados con elblanqueo de dinerorelacionado con eltráfico ilícitode drogas ylos delitos

afines. Activo desarrollo se ha presenciado en las recomendaciones formuladas en el marco del

Grupo de los 7. Sin embargo, las medidas son todavía muy recientes como para demostrar su

eficacia.Internacionalmentese precibe que muchos Estados están esperando que esas medidas sean

tomadas igualmente por otros países a fin de no perder el esfuerzo a nivel nacional. Además, la

acción ilegalde lavado de dinero se ha ramificado y especializado en los últimos años,"two trends

have characterized money laundering in recent years. The first of these is the increasing

professionalizationofthe function.The internationalizationofmoney launderingisthe second major

trend, and has been brought about two factors - first, the integration of finantial markets into a

complex, global entity; and second, the effort by traffickers to avoid detection by concentrating

operations incountries whereenforcementisweak and legislationabsentorembryonic."64

62
 Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y de Sustancias

Sicotrópicas de 1988".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo3,páginas 12-15.
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 Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y de Sustancias

Sicotrópicas de 1988".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo5.Páginas 16-18.
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OxfordUniversityPress."W orldDrug Report1997“.InternationalDrug ContralProgramme.United Nations".Oxford,1997.Página 141.

"Dos tendencias han caracterizado ellavado de dinero en años recientes.La primerade éstas es elincremento de laprofesionalización de la

función.La segunda gran tendenciaes lainternacionalizacióndellavado de dinero,loque ha sidoproducidodebidoados factores -primero,

la integración de los mercados financieros en una compleja entidad mundial; y segundo los esfuerzos de los narcotraficantes en evitar el

descubrimiento através de laconcentración de operaciones en países en donde los órdenes jurídicos son débiles y la legislación alrespecto

estáausenteoes embrionaria."(Tdla)
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Ya que los programas de rehabilitación, prevención y resocialización juegan aquí un papel

importante,alseñalarlo como un aspecto que permitiría reducirla oferta de sustancias ilícitas en el

mercado,justificando que "sino se controla la demanda,la limitación delproblema sobrelo ilícito

no tendría éxito más que temporal o parcial"65, la convención subraya respecto al juzgamiento de

personas involucradas en cualquierade los delitos tipificados que "las Partes pueden disponerque el

delincuente sea sometido a medidas de tratamiento, educación, postratamiento, rehabilitación o

reinserción social. (...) Cuando la infracción sea de ́carácter levè , las Partes podrán sustituir la

declaraciónde culpabilidad olacondena porlaaplicaciónde otras medidas tales como laeducación,

rehabilitación o reinserción social, así como, cuando el delincuente sea un toxicómano, de

tratamiento y postratamiento."66 Además dirige la atención hacia el hecho de tener en cuenta las

circunstancias en las cuales fue desarrollado elhecho afin de poderjuzgaraun delincuente,esto es

si hace parte de un grupo delictivo, o de una organización de crimen internacional, el empleo de

violencia,lugaren donde se haya cometidoeldelitoygrupo afectado.

Ya en varias ocasiones ha manifestado la Junta la necesidad de que paralelo aljuzgamiento de los

hechos delictivos se ofrezca a los autores de cualquier crimen tratamientos de rehabilitación que

pueden llegara sustituir una posible condena. Sin embargo con ello la Junta no está aceptando la

legalización delconsumo no terapéutico de drogas.Porelcontrario han dado a conocersu decisiva

determinaciónde que "lalegalizacióndeluso nosóloacarrearíagraves riesgos paralasalud pública

y para la sociedad, sino que además no haría que disminuyesen considerablemente los delitos

relacionados con las drogas, ni desbarataría las redes de las bandas delictivas organizadas."67 En

palabras delexperto en Controlde Drogas,Dave Zervaas,ladiscusión sobrelalegalización es muy

ampliay muchos países europeos han tenido opiniones divergentes en foros internacionales,pero la

orientación de la ONU sigue siendo a la no legalización. "La ONU apoya el hecho de que una

persona que consuma drogas no sea considerada sólo como un criminaly puesta tras las rejas,sino

que apoya elhecho de que sean brindados programas de rehabilitación y resocialización. En foros

internacionales los países de laUnión Europea,porejemplo,están en contrade ladespenalización y

sin embargo a algunos de esos países se les ve actuar y discutir en esos foros con opiniones

divergentes. Lo que con ello puede percibirse es que hay contradicciones en las mismas políticas

nacionales."68

65
JuntaInternacionalde Fiscalización de Estupefacientes."Eficaciade los Tratados de Fiscalización Internacionalde Drogas",suplemento

delinforme correspondientea1994,Viena,Nueva York,1995.Página 5.
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 Biblioteca de las Naciones Unidas."Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas de 1971".Viena.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo3,parágrafo4b,cyd.Página 14.
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Junta de Fiscalización de Estupefacientes."Eficacia de los Tratados de Fiscalización Internacional de Drogas", suplemento del Informe

correspondientea1994.Viena.Nueva York,1995.
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Zervaas,Dave Paul,Experto en controlde Drogas delPrograma de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacionalde Drogas.

Entrevistarealizada porlaautoradeltexto,en las oficinas principales delprograma en Viena,Austria,el16de mayo de 1997.
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Al ser catalogado el narcotráfico como un crimen internacional, la convención buscó reforzar el

trabajo conjunto internacional, comenzado con las anteriores convenciones, señalando de manera

directa en elartículo 2, que el propósito de la Convención era "promover la cooperación entre las

Partes afin de que puedan hacerfrentecon mayoreficaciaalos diversos aspectos deltráfico ilícito

de Estupefacientes y sustancias sicotrópicas que tengan una dimensión internacional."69 Importante

en estepunto fue la constatación de la soberanía e integridad territorial internos de los Estados al

enfatizar que "una Parte no ejercerá en el territorio de otra Parte competencias ni funciones que

hayan sido reservadas exclusivamentea las autoridades de esa otra parteporsu derecho interno."70

Sin embargo para mejorar el trabajo conjunto internacional y evitar este tipo de conflictos, la

convención sugirió de manera paralela y como una medida de ampliarla cooperación internacional

en el ámbito penal, la posibilidad de brindar asistencia judicial recíproca, a fin de fortalecer los

mecanismos internos de juzgamiento y de cooperación internacional. El artículo 7 presenta un

espectrode motivos dentrode los cuales se puede solicitarestetipo de asistenciajudicial:"podráser

solicitada para cualquiera de los siguientes fines: a).Recibir testimonios o tomar declaraciones a

personas, b). Presentar documentos judiciales. c). Efectuar inspecciones e incautaciones. d).

Examinarobjetos ylugares.e).Facilitarinformaciónyelementos de prueba.f).Entregaroriginales o

copias auténticas de documentos o expedientes relacionados con el caso, incluso documentación

bancaria, financiera, social y comercial. g). Identificar o detectar el producto, los bienes, los

instrumentos u otros elementos con fines probatorios."71 Igualmenteelartículo 9 enumera otro tipo

de cooperación y capacitación como el de mantener canales de comunicación entre organismos y

servicios competentes afinde facilitarelintercambiorápidoysegurode informaciones.Se apoya de

manera decidida la creación de equipos conjuntos de trabajo de lucha contra el narcotráfico en la

medida en que se respetela soberanía de la Parteen cuyo territorio se ha de realizarla operación.

Asímismo se promueven los intercambios de personaly expertos afin de adelantarcapacitación en

áreas de detección de sustancias, rutas y técnicas utilizadas, acopio de pruebas, planificación a

través de seminarios o conferencias. La Convención da especial interés a la cooperación con los

Estados de tránsito de la droga a los cuales se les proporcionará asistencia financiera para

fortalecimientode lainfraestructura.

69
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas de 1988".Austria.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo2,parágrafo1,página 12.
70
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas de 1988".Austria.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo2,parágrafo3,página 12.
71
 Biblioteca de las Naciones Unidas. "Convención de las Naciones Unidas contra el Tráfico Ilícito de Estupefacientes y Sustancias

Sicotrópicas de 1988".Austria.Documentoparauso oficialúnicamente,sinfecha de edición.Artículo7,parágrafo2,páginas 20-22.
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En relaciónalaerradicaciónde cultivos apoya los programas de desarrolloruralintegralque buscan

ofrecersoluciones sustitutivas alcultivo ilícito y que son económicamenteviables.Para ello señala

como esencialelacceso alos mercados internacionales,ladisponibilidad de recursos financieros yel

mejoramientode las condiciones socioeconómicas.Sea cualfueraelcaso manifiestacon urgenciael

respeto a los derechos humanos fundamentales y los usos tradicionales lícitos en los cuales exista

evidenciahistórica,asícomo laproteccióndelmedioambiente.

Alprimero de noviembrede 1996 el 72%  de los Estados, esto es 137 países y la Unión Europea,

habían ratificado laConvención de 1988 de las Naciones Unidas.Cabe señalarque todos los países

de América son partes de laConvención de 1988,mientras que 17 países en Africa,15 en Asia,11

en Europa y11en Oceaníatodavíanohan firmado estaconvención.

5.2.3.10.Decenio de las Naciones Unidas contra elUso Indebido de Drogas 1991-2000 Programa

M undialde Acción

Una sociedad internacional libre del uso indebido de drogas fue el tema central que agrupó a los

Estados M iembros en Asamblea Generaldel23 de febrero de 1990.En perspectiva de las Naciones

Unidas era necesario examinarcon carácterde urgencia la cuestión de la cooperación internacional

con miras aampliarelalcance y aumentarlaeficaciaen la lucha contra la producción,la oferta,la

demanda,eltráfico yladistribuciónilícitos de estupefacientes ysustancias sicotrópicas.

Para ese fin, el primer paso fue la creación del Programa de las Naciones Unidas para la

FiscalizaciónInternacionalde las Drogas paraque asumieralas estructuras yfunciones anteriores en

estaesfera.Esteprograma comenzó su trabajoen marzo de 1991con laresponsabilidad exclusiva de

coordinar y dirigir todas las actividades de las Naciones Unidas en materia de fiscalización de

drogas.

La declaración política que acompaña alPrograma M undialde Acción es una suma de voluntades

que busca un enfoque integral para combatir el fenómeno de las drogas, que plantea peligro para

todos los países por igual. Vuelve a enfatizar que las "drogas constituyen una grave y persistente

amenaza a la salud y al bienestar de la humanidad, la estabilidad de los países, las estructuras
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políticas, económicas, sociales y culturales de todas las sociedades y la vida y la dignidad de

millones de seres humanos,especialmentede los jóvenes."72

Un aspecto innovativo es elde reconocerlos vínculos existentes entre las actividades de demanda,

producción,tráfico,consumo ydistribucióncon las condiciones económicas,sociales y culturales de

los países afectados.Porello plantean la necesidad de fortalecer la cooperación internacional para

con los países en desarrollo. Sugieren plantear estrategias de desarrollo dentro de las cuales la

sustituciónde cultivos se vea reforzada através de una facilitaciónde lacomercializacióneficiente.

De maneraigualmentefranca encaran elpodercorruptorde las actividades delnarcotráfico,ya que

porsu excelenterendimientoeconómico permiteque estas organizaciones criminales transnacionales

penetren en las estructuras de los gobiernos,las actividades comerciales legítimas y la sociedad en

general, donde su poder corruptor distorsiona el orden jurídico y vicia el desarollo económico y

social. Razón por la cual sugieren la toma de medidas inmediatas en los sistemas financieros y

bancarios.

La Declaración política es una cruzada que busca a través del Programa M undial "proteger a la

humanidad del flagelo del uso indebido y el tráfico ilícitos de estupefacientes y sustancias

sicotrópicas"73 através delaumentode laeficaciadeltrabajode cooperacióninternacional,estoes,a

través delPrincipiode ResponsabilidadColectiva74.

Se reconoce la necesidad de reforzar las estructuras de las Naciones Unidas encargadas de la

fiscalización,asícomo de lanecesidad de aumentarlos recursos financieros y humanos destinados a

las actividades de laONU relacionadas en lalucha contralas drogas ilícitas.

Las Actividades delProgrma M undialde Acciónenmarcan 8aspectos esenciales:

1. Prevención y reducción del uso indebido de drogas con miras a eliminar la demanda

ilícita de Estupefacientes y sustancias sicotrópicas. A este aspecto se le da una gran

prioridad, razón por la cual hacen un llamamiento para que todos los Estados realicen

ajustes normativos y legislativos necesarios para lograr los recursos y servicios

apropiados para este fin. Plantea la necesidad de estudios científicos que permitan

72
Biblioteca de las Naciones Unidas."Declaración Política y Programa M undialde Acción.Decenio de las Naciones Unidas contraelUso

Indebidode Drogas 1991-2000".Viena.Documentooficialsinfecha de edición.Página 1.
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Biblioteca de las Naciones Unidas."Declaración Política y Programa M undialde Acción.Decenio de las Naciones Unidas contraelUso

Indebidode Drogas 1991-2000".Viena.Documentooficialsinfecha de edición.Página 4.
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determinarlas causas -sociales,políticas-que motivan alconsumo,asícomo parabrindar

información eficaz que ayude a crearconciencia.Las Naciones Unidas juegan un papel

de centrode asesoramientoparalarecopilación,elanálisisyladifusiónde informacióny

experiencias,asícomo elemento movilizadorde las organizaciones no gubernamentales,

los medios de comunicación y otros organismos de las Naciones Unidas, caso de la

UNICEF.

2. Tratamiento,rehabilitaciónyreinserciónsocialde los drogadictos.A estenivelse espera

contar con la colaboración de la Organización M undial del Trabajo a fin de que fije

pautas de asistencia, así como con la Organización Internacional de Trabajo para que

preparedirectrices paraprogrmas ocupacionales de reinserción.

3. Fiscalización de la oferta de estupefacientes y sustancias sicotrópicas.Implica la rápida

detección, erradicación y sustitución de cultivos ilícitos a fin de proteger el medio

ambiente. Igualmente importante es la creación de incentivos para la sustitución de

cultivos,estoes,porejemplo,através delfortalecimientode lacooperacióninternacional

ampliando las oportunidades de comercioeinversión.Sin embargo implica igualmenteel

mantenimiento delequilibrio entrela oferta y la demanda de materias primas,productos

intermedios y productos acabados para usos legítimos, incluídos los usos médicos y

científicos.

4. Eliminacióndeltráfico ilícitode estupefacientes ysustancias sicotrópicas.Paralocualse

hace necesario la ratificación de las convenciones y su puesta en marcha, así como el

desarrollode los trabajos conjuntos fronterizos yelcontrolde ladistribución.

5. M edidas para contrarrestarlos efectos de los capitales procedentes deltráfico de drogas

asícomo para evitarlas corrientes financieras ilegales y la utilización ilegaldelsistema

bancario. El Programa de acción sugiere tomar medidas a nivel internacional que

permitan facilitar el acceso a los registros bancarios, así como medios para el

intercambio de información entre organismos encargados. Promueven la posibilidad de

que los gobiernos promulguen una legislación que permita la incautación y confiscación

de bienes derivados del narcotráfico, así como la posibilidad de que esos bienes sean

destinados alalucha contraeluso indebidoyaltráfico ilícitode drogas.

6. Fortalecimiento de los sistemas judicial y jurídico y de los organismos encargados de

hacer cumplir la ley. El programa aboga por la ratificación de los convenios

74
Negrillade laautoradeltextocon elfinde enfatizareluso delconcepto"Responsabilidad Compartida" utilizado en ladeclaraciónpolítica,

peroque se explica únicamenteatravés delincrementoen lacooperaciónde los países,especialmentecon los países en víade desarrolloyde

tránsitode sustancias ilícitas.
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internacionales y un papelmás activo de los órganos de las Naciones Unidas respecto al

centrode intercambiode experiencias judiciales.

7. M edidas que han de adoptarse contraeldesvío de armas y explosivos y contra eltráfico

ilícito.Porprimeravez en lahistoriadelcontrolsobredrogas ilícitas se señalade manera

directalarelaciónexistenteentreelmercado de armas ylas acciones delnarcotráfico,por

cuantose hace claroeluso de medios violentos de presiónporpartede las organizaciones

criminales internacionales.Los Estados miembros manifestaron estar alarmados "por el

aumento de los vínculos entreeltráfico ilícito de estupefacientes,las actividades ilegales

de los mercenarios ylas actividades subversivas yterroristas."75

8. En relaciónalos recursos yestructuras se plantea un apoyo extrapresupuestariode corto

y largo plazo afin de aumentarlaeficaciay continuidad.Se hace necesario también que

los Estados aporten recursos financieros a fin de ampliarlos programas de cooperación

técnica.

5.3.Las Naciones Unidas:su perspectiva de Sur Am érica ytrabajoen elsubcontinente

Sibien durantelas dos últimas décadas (70-80)eltráfico de drogas surgióen América Latina como

una de las más crecientes industrias76, y a pesar de que los países del subcontinente ya habían

manifestado desde elprincipio su apoyo a las convenciones de las Naciones Unidas - con algunas

reservas como las de Boliviasobrelahojade coca-,los programas de lucha porpartede los órganos

encargados de lafiscalizaciónde las drogas sólocomenzaron aofrecerse directamenteen 1985.Ello

responde alhecho,de que pormuchos años elconsumo ilícito de coca,que había comenzado en los

años 60, no había sido visto como un problema de grandes dimensiones, al ser comparado con el

consumo de cannabis o de opio. En 1986 la Junta señalaba sobre el comienzo de los trabajos en

América Latina, "In fact the tremendous danger posed by cocaine was not fully perceived in all

quarters, and the dimension of the problem as well as the complexity of the social, economic and

political situations of affected countries discouraged some membres of the international

community."77 Durante1986 los programas de asistencia en los países productores de coca fueron

progresando considerablemente,apesarde que alcompararla magnitud delproblema con la ayuda

resultaba todavía desproporcionada. Desde el comienzo se planteó la necesidad de cambiar las

75
Biblioteca de las Naciones Unidas."Declaración Política y Programa M undialde Acción.Decenio de las Naciones Unidas contraeluso

Indebidode Drogas 1991-2000".Viena.Página 22.
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Latina un estimado de 100billones de dólares anuales.
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United Nations Fund forDrug Abuse Control."ActionRelated to the internationaldrug controltaken atthe internationallevel,Reportof

1986"en la 32 sesión de la Comision de EstupefacientesViena,2-11 Febrero."En realidad elterriblepeligro que poseía la cocaína no fue
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actitudes de lapoblaciónrespectoalproblema de ladroga afinde conseguirsu apoyo paraeliminar

los cultivos ilegales de coca acambiode asistencia,controljurídico yviabilidad de los planes.

Una evaluación del subcontinente Latinoamericano, según datos de la Junta Internacional de

Fiscalizaciónde Estupefacientes delaño 1996,muestralos siguientes tendencias:

• Todos los países de esta región ya ratificaron y son Partes de la Convención de 1988,mientras

que Bélice, El Salvador, Grenada y Saint Vicent y las Grenadinas no han accedido a la

convención de 1961. Estos mismos países más Haití, Honduras y Santa Lucía tampoco han

firmado laconvenciónde 1971.

• Los países de América Centraly elCaribe están siendo afectados básicamenteporelincremento

del tráfico de drogas ilícitas como cocaína, cannabis y heroína que han sido producidas en

América delSurparaservendidas básicamenteen los Estados Unidos de América,pero también

en Europa.También son ejedeltráfico ilegalde precursores químicos provenientes básicamente

de Europa yEstados Unidos haciaSurAmérica.

• Esta situación ha generado el incremento en el consumo de drogas. Después de cannabis, la

cocaína es ladroga más utilizada.

• Los países de la región han incrementado su trabajo conjunto internacional. En mayo de 1996

Bélice,Costa Rica,ElSalvador,Guatemala,Honduras,M éxico,Nicaragua y Panamá firmaron

un M emorando de Entendimiento,conocidocomo "ConvenioCentroamericano paralaprevención

ylaRepresiónde los Delitos de Lavado de Dinero,Activos y Delitos Conexos".Elobjetivo es el

de armonizar el desarrollo de las Legislaciones Nacionales en lo relacionado con el lavado de

dinero.

SurAmérica,muestralos siguientes indicadores:

• Todos los países de SurAmérica son Partes de la Convención de las tres convenciones,esto es,

de 1961,1971y1988.SóloGuyana noha firmado laConvenciónde 1961.

• No sólo cocaína está siendo producida en la región,sino que desde los años 80 ha emergido de

maneravertiginosa elcultivo de opio en Colombiay algunas países vecinos,que se abrepaso en

elcomerciointernacional.

• La droga más utilizada es elcannabis.

percibido totalmente en todas las áreas, y  las dimensiones del problema así como la complejidad del mismo en la situaciones sociales,

económicas ypolíticas de los países afectados desmotivóaalgunos miembros de lacomunidad internacional."
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• Sur América sigue dando pasos hacia la lucha contra las drogas. En marzo de 1996 y con

auspicio de la OEA los países americanos firmaron un acuerdo interamericano contra la

corrupción. M ientra que en junio del mismo las autoridades bolivianas, colombianas,

ecuatorianas,peruanas y venezolanas estuvieron de acuerdo con la creación de una "Unidad de

Inteligencia Anti-Droga" que cambie información sobre transacciones de precursores químicos,

asícomo apoyo alos programas de desarrolloalternativoen SurAmérica.

Esta situación permite explicar el hecho de que en los últimos años la Organización de Naciones

Unidas ha orientado gran númerode sus inversiones en programas paraAmérica Latina y elCaribe.

La asistenciatécnica brindada busca hacermás partícipes alos gobiernos yexpertos de las regiones,

invirtiendo en instituciones locales yacelerando asíeldesarrollohumano de los países."Los órganos

de la ONU, según lo señaló el experto Dave Zervaas, han optado por asesorar y generar las

estructuras o reforzarlas para que los propios países desarrollen sus mecanismos de lucha,a fin de

que laasistencianosea imprescindibleluego de un lapso de tiempo."78

Los programas de ayuda han sido elaborados dentro de un sistema conocido como "plan maestro"

que está sustentado en elanálisisde los problemas de drogas de un paíso región,la evaluación de

los esfuerzos vigentes en lafiscalización,laconsecuentedeterminación de las actividades que deben

llevarse acabo.Estos planes maestros sirven como marco de lacooperación multiy bilateraldentro

de lacualpueden identificarse los sectores de cooperación.

El entonces Fondo de las Naciones Unidas para la Fiscalización del Uso indebido de Drogas se

encargó desde 1985 de hacer más visible la presencia de las Naciones Unidas en el área de lucha

contra el narcotráfico, motivando a los países a orientar sus controles respecto a las necesidades

mundiales. En 1986 el Fondo adelantaba a nivel mundial 92 proyectos, entre los cuales se

encontraban programas de ayuda para Argentina en el área de prevención y tratamiento; para

Boliviaen elárea de reducciónde cultivos de coca ydesarrolloruralintegralyalternativo79,refuerzo

judicial(law enforcement),prevenciónyprogramas de tratamientoyrehabilitación;paraBrasilen la

elaboraciónde un plan maestro de lalucha contraladroga;paraColombiaen elárea de prevención

educativa,asícomo de desarrollo ruralintegrado,sustitución de cultivos y medidas judiciales (Law

enforcement);paraEcuadoren elárea de eliminación de cultivos de coca;y para Perú en la Región

78
Zervaas, Dave, experto en Control de Drogas del Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de las Drogas.

Entrevistarealizada porlaautoradeltextoen las oficinas centrales de laONU en Viena,Austriael16de mayo de 1996.
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 El objetivo del Desarrollo Rural es elevar el nivel y mejorar las condiciones de vida de la población, mientras que el objetivo del

Desarrollo Alternativo es el prevenir , frenar y eliminar la producción de cultivos ilícitos complementando las campañas de erradicación

forzosa.ElDesarrollo Alternativo contempla inversiones de carácterproductivo y social,esto es,asistencia técnica,asesoría,capacitación,

validaciónyajustede tecnologías,inversiones en infraestructuraproductiva ysocial,entreotros.
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de Quillabamba en el área de sustitución de cultivos y desarrollo rural integral, entre otros. Esta

labor fue retomada desde 1991 por el Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización

Internacionalde laDroga.Según elexpertoen controlde Drogas Dave Zervaas delPrograma de las

Naciones Unidas,la orientación de ayuda se dirige hacia el desarrollo legislativo primordialmente,

pero paralelo a ello la reducción de la demanda y de la oferta según sea el caso en el país. "El

Desarrolloalternativo es sólo una prioridad paranosotros.Sin embargo un aspecto importantees la

cuestiónlegislativa,ya que éstaconstituye labase sobrelacualse puede llegaracontrolarymanejar

elproblema localmente.En elárea de apoyo sobremedidas de controllagama de proyectos es muy

grande ya que cobijaelprocesamientode los criminales,las posibilidades de incautaciónde bienes y

ellavado de dineroentreotros."80

Como ya se señaló, más del 90%  de los recursos disponibles provienen de contribuciones

voluntarias, y sólo una pequeña parte del presupuesto ordinario de la Organización. Los mayores

donantes para proyectos en América Latina son Italia,España y Alemania.Otros donantes son La

UniónEuropea,Gran Bretaña,Bélgica,Dinamarca,Luxemburgo,Países Bajos,AustraliaySuecia.

Para1997-1998se adelantaron40proyectos dirigidos alas siguientes áreas81

Presupuesto

Total

Gastos hasta el

31/12/96

Asignación para

1997

Presupuesto para

1988

Balance delProyecto

M edidas de

Control

% deltotal

6,395,600

12%

1,658,070

8%

2,060.586

17%

521,714

9%

2,155,230

14%

Reducción de la

Demanda

% delTotal

21,156,814

39%

5,705,474

27%

6,663,400

54%

3,537,700

63%

5,250,240

35%

Reducción de la

Oferta

% delTotal

26,749,000

49%

14,109,750

66%

3,655,500

30%

1,524,290

27%

7,459,460

50%

Total 54,301,414 21,473,294 12,379,486  5,583,704 14,864,930

Los proyectos enmarcados dentro de ese presupuesto se desarrollan 11 en Bolivia(dos de medidas

de control, 4 referentes a la reducción de la demanda y 5 respecto a la reducción de la oferta); 7

proyectos en Brasil (dos en medidas de control, y 5 en reducción de la demanda); 1 en Chile en

relación a medidas de control; 7 en Colombia (1 para medidas de control, 4 en reducción de la

demanda ydos en reducciónde laoferta);2en Ecuador(1 en medidas de controlyotroen reducción

de lademanda);4 en Perú (3 en reducción de la oferta,y una en reducción de la demanda);uno en

80
 Zervaas, Dave, experto en el control de drogas del Programa de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de Drogas.

Entrevistarealizada porlaautoradeltextoen las oficinas centrales de las Naciones Unidas en Viena,Austria,el16de mayo de 1997.
81
Información delPrograma de las Naciones Unidas paralaFiscalización Internacionalde Drogas de la Oficina para América Latina y el

Caribe,Viena,Austria.Documentooficial.
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Uruguay en reducciónde lademanda;y7 proyectos regionales tantoen medidas de control(6)como

en reducciónde laoferta(1).

En 1998se realizó en Nueva Yorkuna CumbreInternacionalparalalucha contraelnarcotráfico,en

lacualparticiparon los Jefes de Estado de países tanto productores como consumidores.Los países

de América Latina enfatizaron su interés en mantener las acciones contra las drogas ilícitas en el

sigloXXI,reconocieronlos esfuerzos realizados en laregiónen eldesarrollode planes estratégicos y

consideraron como elemento estratégico elincremento en lacooperación internacional.Elpresidente

estadounidense, Bill Clinton,se comprometió a reducir tanto el uso como la importación de

sustancias ilícitas hacia su país en un 50%  durante los diez próximos años, mientras que Kofi

Annan, Secretario General de la ONU, calificó el consumo de drogas ilegales como una "realidad

trágica", para cual son necesarias soluciones eficasez82. Si bien la cumbre abrió las puertas para

nuevos compromisos,nocambiónilaestructura,nilos objetivos de laexistentepolítica antidrogas.

5.4.Las Naciones Unidas ylalucha contra elnarcotráfico en Colom bia

La asistenciade los órganos de las Naciones Unidas encargados de la Fiscalización de drogas y los

programas de lucha contra el narcotráfico en Colombia comenzaron en 1984 con la cooperación

financiera para la ejecución delPlan Nacionalde Prevención de la drogadicción,elcualcontempló

sieteproyectos en las áreas de educación,tratamiento,rehabilitación,comunicación y sustitución de

cultivos.

En elárea de sustituciónde cultivos se inició en 1985 un proyecto piloto,codificado en los archivos

de la ONU como COL/85/426, que pretendía comenzar en el país el concepto de "Desarrollo

Alternativo" como una estrategia que permitiera reducir el área de cultivos de coca y prevenir su

expansión en zonas de economíacampesina.Esteproyecto finalizó en 1995 y logró disminuiren un

30%  elárea de tierracultivableque erautilizada paralacoca en elValledelCauca,alsurdelpaís.

En 1991 se refinancióelproyectonosóloalos sietemunicipios delsurdeldepartamento delCauca,

sinoque se autorizó su extensiónalnortedeldepartamentode Nariño.Elproyectocobijóuna región

en la que se encontraban alrededor de 4000 familias. Para 1997 se trabajaba todavía en los

resultados obtenidos a fin de  analizar la viabilidad del manejo autónomo por parte de las

comunidades beneficiadas con esteprograma.Sin embargo se constató que a través de estetrabajo

82
Diarios "ElTiempo" y"ElEspectador"de Colombia.Junio1998.
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en conjunto se logró introduciren Colombiaelconcepto de "Desarrollo Alternativo" en elmarco de

lapresenciacrecientede cultivos ilícitos.

En 1988,en elmarco delplan maestro para la superación delproblema de la droga,se formuló el

plan indicativo para la sustitución de cultivos ilícitos que fue apoyado financieramente por las

Naciones Unidas. La orientación de los proyectos se dirigió a la reducción de la oferta en los

departamentos delCaquetá,elGuaviareyelPutumayo83.

En 1992 las Naciones Unidas asignó recursos parafinanciartres proyectos en zonas productoras de

amapola en la región indígena del Cauca y sur del Tolima, y uno en zonas coqueras en el bajo y

medioCaguán.

Para 1994 se ejecutaban 4 proyectos de desarrollo alternativo, con recursos del Programa de las

Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de Drogas en áreas de producción de coca,

zonas amapoleras y regiones en donde se cultiva tanto coca,amapolacomo marihuana.Desde 1995

la orientación respecto a la lucha contra el narcotráfico se ha dirigido tanto a la implementación

jurídica,la orientación técnica,elfortalecimiento institucionalcomo a la reducción de la demanda.

Por ello para el bienio 1996-1997 estaban previstos 4 proyectos en el área de reducción de la

demanda,1en elárea de medidas de controlydos en reducciónde laoferta.

Tabla10:Proyectos multilaterales en ejecuciónyterminados duranteelperíodo1990-1994

Proyectos Fuente Entidad

Ejecutora

Apoyo Externo

(en US$)

Contrapartida

Nacional ( en

miles $colom)

E:Ejecución

T:Termiandos

AD/COL/89/426

Sustitución de Cultivos

ilícitos en el Norte de

Nariño-Fase II

UNDCP (Italia,

Alemania,

Colombia)

Red de Solidaridad

Social-PNDA

10,908.8 408,230 E

AD/COL/89/627

Sustitución de Cultivos

en elCaquetá

UNDCP (Italia,

Colombia)

Red de Solidaridad

Social-PNDA

3,850.7 89,600 E

AD/COL/89/629

Sustitución de cultivos

en elPutumayo

UNDCP

(Bélgica,

Noruega,

Colombia)

Red de Solidaridad

Social-PNDA

4,550.8 36,314 E

AD/COL/89/630

Sustitución de cultivos

en elGuaviare

UNDCP (Unión

Europea, Italia,

Luxemburgo,

Colombia)

Red de Solidaridad

Social-PNDA

4,447.2 166,812 E

AD/COL/90/620

Atención Preventiva

comunitaria.

(Nacional)

UNDCP (Italia,

Noruega)

ICBF (Instituto

Colombiano de

BienestarFamiliar)

1,428.5 1,483,462 E

AD/COL/90/621

Promoción Juvenil y

prevenciónintegral

UNDCP (Italia) Vice-ministerio de

laJuventud

2,097.5 4,810 E

AD/COL/90/622

Prevención integral a

UNDCP (Italia) M inisterio de

Comunicaciones

1,052.8 1,384,772 E

83
M irarcuadrocon proyectos terminados yen ejecucióndurante1990-1994,asícomo los proyectos financiados en 1997y1998.
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través de M edios

M asivos

AD/COL/93/623

Fortalecimiento del

Subprograma de

Farmacodependencia

(Nacional)

UNDCP (Italia) M inisteriode Salud 1,205.0 1,753,000 E

AD/COL/89/624

Prevención del Sida y

Farmacodependencia

UNDCP (Suecia) M inisteriode Salud  42.5 5,383 T

AD/COL/89/631

Plan Distrital de la

Drogadicción.Bogotá

UNDCP (Países

Bajos)

Alcaldíade Bogotá 850,0 1,868,262 T

AD/COL/89/632

Prevención Integral de

la comunidad en el

Depto.delAtlántico

UNDCP (Italia) Gobernación del

Atlántico

292.0 195,446 T

AD/COL/90/633

Prevención integral de

la comunidad del

Depto.de Samtander

UNDCP (Países

Bajos)

Gobernación de

Santander

445.6 T

AD/COL/90/635

Prevención integral de

la comunidad del

Depto.de Caldas

UNDCP

(Colombia,Italia)

Gobernación de

Caldas

554.5 282,561 E

AD/COL/89/636

Plan M unicipal de

Prevenciónen M edellín

UNDCP (Países

Bajos,Colombia)

Alcaldía de

M edellín

732.0 200,000 E

AD/COL/91/665

Fortalecimiento de

estrategias preventivas

para la población en

riesgo a vincularse a la

Droga (Nacional)

UNDCP (Italia) Vice-M inisterio de

laJuventud

4,000.0 3,990,061 E

AD/COL/92/666

Prevención integral de

la drogadicción en el

sistema penitenciario

UNDCP INPEC (Instituto

Nacional

Penitenciario

Colombiano)

812.0 2,862,623 E

AD/COL/94/926

Programa M unicipalde

la Farmaco-

dependencia a través

del fortalecimiento de

lafamiliaen Cali.

UNDCP Alcaldíade Cali 429.2 172,750 E

AD/COL/92/569

Alternativas de

Tratamiento y

Rehabilitación

(Nacional)

UNDCP M inisteriode Salud  231.6 893,000 T

AD/COL/91/570

Ditación de  siete

laboratorios del cuerpo

técnico de la Fiscalía

General.

UNDCP (Italia) Fiscalía 888.0 839,303 E

AD/COL/90/637

Red de información y

documentación de la

Dirección Nacional  y

los Consejos

Seccionales de

Estupefacientes

UNDCP

(Australia,Italia)

DNE (Dirección

Nacional de

Estupefacientes)

546.7 72,300 T

AD/COL/91/638

Apoyo al sistema

nacional integrado de

información de Justicia

Penalen Colombia.

UNDCP (Italia) Fiscalía 1,000.0 325,380 E

AD/COL/93/824

Análisissobreeluso en

Colombia de productos

químicos para la

producción de

estupefacientes y sobre

sus mecanismos de

UNDCP DNE (Dirección

Nacional de

Estupefacientes)

140.0 38,820 E
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control(Nacional)

AD/COL/709

Servicio de Asesoría

técnica para optimizar

la participación de las

ONGs

UNDCP (Suecia) OSP  207.7 184,851 T

TOTAL 42,789.5 17,257,739

Tabla11:Inversiónyprogramas duranteelbienio1996-1997

COLOM BIA No.Proyecto/título Fecha de Inicio y

finalización del

Proyecto

AgenciaEjecutora Fuente de

financiamiento

Presupuesto Total

en miles US $

M edidas de

Control

COL/91/570

Laboratorios para

lapolicía

Enero 1992- Julio

1997

UNDCP/TSB Italia 994,400

Reducción de la

Demanda

COL/92/623

Fortalecimientodel

Subprograma de

Farmaco-

dependencia.

COL/91/665

Fortalecimiento de

Estrategias

preventivas para la

poblaciónen riesgo

a vincularse  a la

droga.

COL/92/666

Prevenciónintegral

de la drogadicción

en el sistema

penitenciario.

COL/94/926

Prevención de la

drogadicción en

Cali.

Enero 93-

Dic.iembre 1997

Octubre 1991-

Diciembre1997

Noviembre 1992-

Julio1997

Abril 1995-

Diciembre1998

Gobierno

Gobierno

Gobierno

Gobierno

Italia

Italia

Italia,

Contribución de

propósitogeneral

España, Colombia,

Contribución de

propósitogeneral

1,205,100

4,000,100

812,000

498,800

Reducción de la

Oferta

COL/96/B91

Desarrollo

alternativo.

COL/96/B94

M isión para

encontrar cultivos

de Amapola.

Septiembre 1996-

Junio2000

Enero 1997-

Febrero1997

Gobierno

FAO

Inglaterra, Italia,

Francia, Colombia

y Contribución de

propósitogeneral.

Contribuciones de

propósitogeneral

5,000,000

19,500

TOTAL (Siete

Proyectos)

12,529,900

El 20 de novimebre de 1995 se firmó por parte de los directores del Plan Nacional de Desarrollo

alternativo en Colombia "PLANTE" y elPrograma de las Naciones Unidas para el Control de las

drogas un convenio marco para la cooperación mutua, esto es, a fin de respaldar al país en los

procesos de desarrollo alternativo que buscan ofrecera las familias dedicadas a los cultivos ilícitos
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otras fuentes de sustento rentables dentro delmarco legal.ElPrograma de las Naciones Unidas se

comprometió a respaldar los procesos de consecución de recursos, ya sea por vía multilateral o

bilateral, a colaborar en la implementación de proyectos productivos sectoriales específicos y a

gerenciar el plan en la formulación de perfiles de apoyo. Básico en este desarrollo fue señalar al

desarrolloalternativocomo lamáxima prioridad en elámbitode lacooperacióninternacional.

5.4.1.No alas sanciones,síalapoyo internacional

Precisamente en virtud del Proyecto conocido como PLANTE que busca el fortalecimiento de las

instancias nacionales, departamentales y locales involucradas en el desarrollo alternativo se logró

establecer que si bien las presiones existentes a nivel internacional como consecuencia de los dos

años de descertificación a Colombia porpartede los Estados Unidos (1996-1997),elPrograma de

las Naciones Unidas ha seguido apoyando al país debido al reconocimiento de los esfuerzos

adelantados en la lucha contra elproblema de la droga.En Documento de trabajo delPrograma se

señalaque "Therehas been very significantdevelopmentsin the drug controlsituation in Colombia

during 1995. Following concerted United States pressure and the threat of non-certification, the

Colombian Governmentlaunched are-invigorated drive againstillicitnarcotics withinthe country."84

Elexperto en controlde drogas de las Naciones Unidas,Dave Zervaas,señaló que elPrograma no

impone sanciones directas a los países que no colaboran en la lucha contra el uso indebido de

estupefacientes y sustancias sicotrópicas, sólo lo estipulado respecto a dar informe a las partes e

indicar cuando un país puede convertirse en una amenaza para el desarrollo de la política

internacional,a veces suprimiendo la importación o exportación de una determina sustancia alpaís

hastalograrque se aclarela situación,pero no es de su mandato adelantaracciones de sanciones a

otronivel.En casos extremos se adelantan acciones porpartedelConsejo Económico y Social,pero

noatravés delPrograma de controlde drogas.

Esa faltade sanciones se traducen anivelinternacionalen lanocooperaciónde entidades financieras

a los programas que se adelantan en los países afectados. En este orden de ideas, el Proyecto

PLANTE de Colombia,se reconoce como un triunfo de la política internacionala través de la cual

84
Biblioteca de las Naciones Unidas."Colombia1996-1997.United Nations InternationalDrug ControlProgramme.Country Programme

Framework". Viena. Página 4. "Ha habido desarrollos significativos en la situación del control de drogas en Colombia durante 1995.

Siguiendo con lorelacionado alapresiónde los Estados Unidos ylaamenaza de lano certificación,elgobierno colombiano emprendió una

revigorizada accióncontralas drogas ilegales en todoelpaís."(Tdla)
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se logró elapoyo delBID paraun proyecto de desarrollo alternativo."Las sanciones son indirectas,

en elsentido de que siNaciones Unidas opina que las cosas en un paísno funcionan muy bien,esta

situación afecta la opinión mundial,eindirectamenteafecta otros aspectos,como porejemplo elde

bancos parapréstamos internacionales.Como ejemplopositivo,contrarioaloque seríauna sanción,

se puede señalar a Colombia. El Banco Interamericano de Desarrollo (BID) acaba de dar un

préstamos de 100 millones de dólares a Colombia precisamente para el programa PLANTE. Lo

especial es que precisamente ningún banco había invertido para un programa de desarrollo

alternativo,en lamedida que siemprehabíasido visto como ́riesgosò sise habladesde elpunto de

vista económico de inversión. El hecho de que el Programa de las Naciones Unidas ayude a

fortalecerlaorganización institucionalatravés delPLANTE ha generado,con certeza,laconfianza

en elBID."85

Si bien en 1997 el Consejo envió un observador de los derechos humanos a Colombia, ello no

significa que lacolaboración delprograma de lucha contra la droga sea reducida y/o suprimida.La

información presentada ayudaráareorientarlos programas afin de mejorarlas condiciones de vida

en donde se desarrollan actividades conjuntas.

Respecto alaposición de las Naciones Unidas en relación a la actitud delgobierno norteamericano

de descertificara Colombia y sus posibles repercusiones en la orientación delPrograma de control

de drogas,afirmó elexperto Zervaas,que los proyectos de las Naciones Unidas son planes a largo

plazo ylaevaluaciónes elresultado de lapropiaexperiencia,sinque decisiones de ese nivelinfluyan

en elapoyo brindado aun país."La ONU tiene su propiaopinión sobrelo que hace Colombiaen la

lucha contraelnarcotráfico.Esa visión es bastanterealistay labalanza se inclina hacialo positivo.

En Colombiahay algopositivoyes que todavíahay mucha resistenciade lagentefrentealo que es

el narcotráfico. El Programa de las Naciones Unidas conoce la realidad colombiana y no presta

atenciónaloque opina un paíssobrelo lucha colombiana contraelnarcotráfico.Consideramos que

los Estados Unidos tendrán sus propias razones paradescertificaraColombia,algunas de las cuales

pueden serracionales,algunas debido asus propios intereses.Además,las Naciones Unidas no son

una agenciade investigación policial,no se dejaguiarporlas opiniones de un paísdado y tiene sus

propios criterios“86.

5.4.2.Evaluaciónde los proyectos adelantados yobjetivos delPrograma en Colombia

85
Zervaas,Dave,experto delPrograma de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de Drogas, Viena, Austria. Entrevista

realizada porlaAutoradeltextoel16de mayo de 1997.
86
Zervaas,Dave,experto delPrograma de las Naciones Unidas para la Fiscalización Internacional de Drogas, Viena, Austria. Entrevista

realizada porlaAutoradeltextoel16de mayo de 1997.
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A través de las evaluaciones realizadas en proyectos tanto de reducción de cultivos, como de

prevención se ha logrado establecerque ya existea nivelgubernamentalun concepto de desarrollo

alternativo,como elemento de trabajo para lucharcontra los cultivos ilícitos en zonas de economía

campesina. Este acercamiento ha generado en la población una imagen positiva y un cambio de

actitud hacia el problema de la droga, al mismo tiempo que se ha fortalecido la organización

comunitaria. Si bien sólo se ha destinado la ayuda a zonas rurales campesinas, indígenas o de

colonización,se ha favorecido en estas áreas,de persistenteconflicto sociallapresenciadelEstado.

Sin embargo se ha señalado la necesidad de cubrir otras zonas marginales en donde los daños

ecológicos pueden serextensos y en donde no se adelantan programas de desarrollo alternativo.En

informe sobre Desarrollo Alternativo en Colombia se especifican zonas como por ejemplo, la

Amazonía,región delsurdelVichada,la zona de influencia de Puerto Inírida,la zona que rodea el

M itú,lacolonización delparque laM acarena y de laSierraNevada de SantaM arta,la Serranía de

San Lucas ydelPerijáasícomo elbosque nublado andinodelTolima,HuilayCauca.87

Elprograma de las Naciones Unidas ha dirigido su trabajo a la cooperación técnica para elcontrol

de drogas enfatizando la Consejería a través de expertos en áreas relevantes, mientras que ha

reducido los proyectos en los cuales era necesario hacertransferencia de recursos a grande escala.

Con ello se exige que gobiernos como el colombiano tengan que recurrir a otras fuentes de

financiamiento para adelantar sus programas. El Programa de Control ha definido como principal

objetivo asistira los gobiernos en la coordinación de la cooperación técnica de controlde drogas a

nivel bilateral y multilateral. Con ello se exige más responsabilidad y mejor dirección de los

gobiernos en sus propios programas de reducciónde laofertaylademanda,asícomo de prevención.

Así mismo se espera reforzar el desarrollo institucional para hacer más viables las decisiones de

carácternacional,departamentaly local.La orientación se dirige básicamentea la Auto-Ayuda con

base en laorientacióninternacional.

5.5.Perspectivas yValoración

Eldesarrollohistórico de laregulaciónycontrolde estupefacientes y sustancias sicoactivas,permite

clarificar la orientación que este fenómeno ha recibido en el ámbito internacional. El control,

resultado de una lucha económica entrelas potencias de principiodelsigloXX,que buscaban porun

87
 Uribe, Sergio; M estre, Sara. "El Desarrollo Alternativo en Colombia. Informe y Recomendaciones sobre la política, los proyectos en

ejecuciónylas solicitudes de financiaciónpresentadas porelgobiernocolombiano alGrupo Dublin".Santaféde Bogotá,Colombia.Octubre

1994.Página 2.
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lado mantenersu hegemoníaen Asia,mientras que de otro lado se luchaba porromperlaparaganar

nuevos mercados,sigue siendo hoyun fenómeno con enraizadas consecuencias y causas económicas

para los países que lo enfrentan. De una parte el narcotráfico se hace presente en los recientes

problemas sociales que incluyen desde las nuevas migraciones hasta elincremento deldesempleo a

nivel mundial; de otra parte se inscribe en las nuevas transformaciones económicas del neo-

liberalismo según las cuales los mercados son totalmenteabiertos ylacompetenciaentrelaofertase

disputa en términos de eficacia, rapidez y calidad del servicio; así como en el ámbito político de

reestructuración de los gobiernos y los Estados que tienen que enfrentarlos retos de un mundo sin

fronteras.Elnarcotráfico se ubica en lo político en donde logra posiciones de decisión gracias a su

podercorruptor,sigue su caminoen elámbitoeconómico en donde lograpenetrarelmercado legala

través delsistema bancario y financiero,y lograpermaneceren lamasa de habitantes agobiados,en

donde la droga se convierteen un problema de salud,violencia,crimen y destrucción delindividuo

porlos riesgos que conlleva eluso indebidode drogas ilícitas.

El narcotráfico ha sido considerado una industria ilegal, debido a que presenta las estructuras de

organizaciónempresarial,según lacualse busca movilizarmercados yobtenerganancias.Las cifras

lo ubican como uno de los negocios más rentables después de laventailegalde armas y elpetroleo,

entreotros.A nivelde lucha contra la industria ilegal también se puede interpretar al narcotráfico

como un fenómeno económico. En el marco de un sistema internacional el esquema exige

cooperación internacional y resposabilidad compartida, al igual que los términos económicos de

empresa.

Lo que se hace claro a fines delsiglo XX es la necesidad deltrabajo internacionalmancomunado a

finde controlarlas consecuencias de los usos indebidos de drogas en las áreas económicas,políticas,

sociales y culturales. Ya que este fenómeno ha demostrado ser un problema dinámico y de rápido

cambiose exige parasu lucha elementos igualmentedinámicos.Las convenciones tienen que serpor

ello, instrumentos ágiles y de decisión inmediata. Ya en este nivel se han dejado entrever críticas

relacionadas con elhecho de la clasificación de sustancias sicotrópicas que requieren serevaluadas

bajo rigurosos y demorados trámites por parte de la Organización M undial de la salud, lo que

origina que lleguen almercado diferentes sustancias sicotrópicas que pueden venderse porun tiempo

ilimitado mientras se presenta la respuesta de la OM S. Los órganos de las Naciones Unidas, así

como las instituciones creadas a nivelnacionalpara controlareluso indebido de drogas tienen que

serelementos de soportea decisiones inmediatas,de forma talque elmercado no sea cubierto por

sustancias no controladas,pero igualmentepeligrosas. La labor de las Naciones Unidas, orientada

desde los conceptos de paz y seguridad mundial deben dirigirse al liderazgo capaz de coordinar y
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orientar las acciones en la lucha contra este llamado "flagelo de la humanidad". El trabajo de

reforma jurídica que brinde elementos claros de juzgamiento alos narcotraficantes,es otro elemento

indispensableen estalaborde liderazgo anteun fenómeno siemprecambiante.

Si bien los gobiernos presentes en las diferentes convenciones de lucha contra las drogas han

constatado elpoderamenazadorque representan las drogas, se hace evidente que el éxito de estos

acuerdos internacionales exigen un mayor compromiso real de los Estados M iembros. Es aquí en

donde se presentauno de los puntos débiles deltrabajointernacional.Elhecho de que algunos países

nose adhieran completamentealos tratados generaperjuicios en elsistema,ya que es en esos huecos

de control donde es posible dar vía libre a los narcotráficantes y adictos de drogas. Si bien las

Convenciones no son elementos cohercitivos deben suponer, por lo menos, la posibilidad real de

trabajo internacional. De otra parte muchos países no han implementado correctamente la

fiscalización básicamente de las sustancias sicotrópicas lo que ha generado un escape contínuo de

estas sustancias desde el mercado legal hacia la utilización ilegal para venta de drogas de manera

clandestina. Cabe hacer notar que desde 1980 se vive a nivel mundial una ola de abuso de

estimulantes sintéticos.Según datos dellibro „W orld Drug Report“ editado por Oxford University

Press,entre1978 y 1993 se ha incrementado nueve veces las cantidades de sintéticos incautados,lo

que equivaldríaaun incremento promedio anualdel16%  deltipo estimulantes-anfetaminas,drogas

que hoydíason consumidas prácticamenteen todas las regiones delmundo.

La utilización de drogas en el mercado ilícito ha mostrado durante este siglo, pero básicamente

durantelas cuatroúltimas décadas,su capacidad de desarrollo paramantenerse en elmercado ilegal

apesarde los esfuerzos mundiales.Porejemplo la producción de opio se ha triplicado desde 1985,

hoydíamás de 280milhectareas se destinan paracultivos ilícitos anivelinternacional,mientras que

de forma paralela se han quintuplicado las incautaciones mundiales de opiáceos.De igualforma la

producción ilegal de coca se ha duplicado durante el período 1985-1994. Algunos cálculos

presentados en el libro señalado anteriormente puntualizan que durante 1996 por lo menos se

produjeron 1000 toneladas ilegales de cocaína de aproximadamente 300 mil toneladas de hojas de

coca.Durantelos últimos diez años se ha incrementado de igualforma las incautaciones de cocaína

hastaen diez veces más.

Esta lucha entre producción e incautación manifiesta por un lado el creciente desarrollo de la

industriailegal.M ientras que porun lado se perciben los esfuerzos internacionales paracontrolarsu
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venta,de otro lado se hace énfasisen la urgencia de mantenerelequilibrio entredemanda y oferta

legal.

Sibien elobjetivo centralde las convenciones paraelcontrolinternacionales elde limitareluso de

drogas parafines médicos o científicos,esto es para evitarsu desviación hacia fines ilícitos,se han

generado dos problemas en consecuencia: De una parte la política internacional se ha centrado

básicamenteen lafiscalizaciónde laoferta,olvidando que estees un proceso de dos partes en elque

la demanda juega también un papelesencial.Esto constituye una visión miope delproblema y con

ello la solución desde la parcialidad, "international policy has consistently favored supply control

over demand reduction. The fundamental realities of consumption underlying drug abuse remain

unremedied and largely unstudied."88 Solo a través de los actuales acontecimientos, esto es la

crecienteamenaza de contagio delSindrome de Inmuno Deficiencia Adquirida y la Hepatitis,se ha

empezado apercibirlanecesidad de una política de reducción de lademanda.De otra parte,sibien

se ha evitado el desvió de drogas ilegales no se ha logrado que el suministro sea suficiente, caso

particularmenteen los opiáceos utilizados en las terapias para calmarlos dolores producidos porel

cáncer. Según datos de la Organización M undial de la Salud los países más afectados por esta

escasez son los países en vías de desarrollo,en donde se están presentando la mayoría de casos de

cáncer y en donde por ejemplo, menos del 20%  de las toneladas de morfina que en 1993 se

emplearonen todoelmundo paraeltratamientode dolores agudos se utilizó en países en desarrollo.

Peroparaelbuen desempeño de los proyectos,elPrograma de Fiscalización ha encontrado barreras

de financiación difíciles de sobrepasar.Como lo señaló elexperto de LA ONU,señor Zervaas, el

presupuestode laOrganizaciónnoes muy amplioyelprograma vive básicamentede las donaciones

voluntarias de los países.Estehecho limita la flexibilidad de programas,asícomo la programación

de proyectos a largo plazo, a través de los cuales se logre realmente una visión contínua del

desarrollo del fenómeno, se evalue y se permita crear las estructuras locales que permitan su

continuidad. Debido a esta circunstancia, el Programa ha tratado de incrementar el servio de

consejería técnica,a fin de reducirlos programas que implican eldesembolso de grandes sumas de

dinero.En lamedida en que los Estados notomen su responsabilidad de participarresponsablemente

en esta lucha mundial, la barrera de la financiación ha de ser mayor. Cabe anotar que el

narcotráfico,porsu partees un negocioque mueve sumas de dineroinmensas yque parasu lucha se

88
M cAllister,W illiam B."The internationalnexus:whereworlds collide" ,en:"Drug Traffickinginthe Americas",capítulo27,página 527

, Londres 1994. "La política internacional ha favorecido constantemente el control de la oferta sobre la reducción de la demanda. Las

realidades fundamentales delconsumo que subyacen elabuso de drogas permanecen inremediables yextensamentenoestudiadas."(Tdla)
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requiereigualmenteteneruna disponibilidad monetariaque superede alguna maneralanecesidad de

cubrimientoyde proyectos de acción.

Desde una perspectiva mucho más ampliase ha criticado de igualforma la división que a través de

las convenciones, los órganos de las Naciones Unidas han hecho respecto a las drogas, señalando

que elsistema nosóloes contradictorioydébilporcuantopermiteelconsumo de algunas sustancias

de grado ampliamentepeligroso,nocontrolacon eficaciaalgunas otras ycontrolade maneraestricta

aquellas con usos más cientíicos y médicos;sino que además responde a los intereses de los países

poderosos en su relacióncon los países menos desarrollados.W illiam B.M cAllistar89 señalaque los

estados débiles tienen que instalar estrictos controles a sustancias autóctonas en sus sociedades,

mientras que naciones poderosas evitan elponercontroles en drogas que ellos encuentran aceptables

o lucrativas. En el siguiente esquema se perciben las contradicciones que algunos científicos han

encontrado en el sistema de las Naciones Unidas respecto al control de sustancias sicoactivas y

estupefacientes en relaciónalcontrolyeficacia.

orgánico A

sintéticos

B D inhalantes

Alcoholytabaco C

La pirámide de ladroga dejaentreverelorden jerárquico de controlinternacionalejercido,siendo la

base lamenos controlada yelcono donde se ejerce elcontrolestricto.Es asícomo se critica que las

sustancias que más muertes y enfermedades producen cada año,como eltabaco y elalcohol,no se

encuentran bajo control internacional, las sicotrópicas, donde hay más problemas de abuso son

inadecuadamentecontroladas y permanecen disponibles en mayores cantidades tanto en los canales

ilegales como legales,mientras que en lacúspide están las sustancias naturales como elcannabisque

de alguna manera, según algunos expertos, son menos peligrosas que las de categoría B y C. La

eclipse correponde alos inhalantes que hastaelmomentonotienen ningún controlynoson señalados

en las convenciones, pero que sin embargo representan grandes riesgos sobre todo en los países

menos desarrollados.
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Sibien noes necesariauna nueva convención,en lamedida que existen los instrumentos necesarios,

sise hace urgentela implementación realde estos instrumentos para medir su eficacia. Este es un

trabajo que ocupará la primera década delsiglo XXI,mientras que se fortalece de igualmanera la

oferta de rehabilitación, prevención y resocialización, no sólo para aquellos que han cometido

delitos,sino paralapoblación en general,que estáávida de información cierta sobrelos riesgos del

consumo de drogas.Como ya se señaló,desde elcomienzo la Sociedad de las Naciones, así como

luego las Naciones Unidas han dado prioridad alreforzamiento del control judicial de la oferta, lo

que todavía se mantiene como objetivo central, ignorando soluciones alternativas, dentro de las

cuales se ubican laeducación,eltratamiento y lasolución de factores sociales que motivan tanto al

consumo como alaproducción.

Silos instrumentos existen,entonces lo que falta es compromiso realde las partes y un más claro

liderazgo en la acción.Sibien el número de consumidores se ha incrementado durante las últimas

dos décadas delsiglo XX,también se ha incrementado elinterés en una actividad ilegalque permite

grandes beneficios económicos. Por ello se hace necesario el compromiso de los países para

adelantar medidas expuestas en la convención de 1988 sobre lavado de dinero, confiscación de

bienes y utilidades provenientes del narcotráfico. M ientras esto no se refuerce, seguirá siendo

llamativoeltrabajoilegal.

De otra parte, un tema que recobra interés y sólo ha sido mencionado de manera ligera en las

discusiones sobreelcontrolde las drogas ysus repercusiones económicas,porejemploen elPlan de

AcciónM undialparaeldecenio1991-2000,es larelacióncada díamás claraentreelmercado ilegal

de armas y explosivos y el tráfico de drogas, ya que este aspecto coloca sobre la mesa un nuevo

riesgo para la seguridad y la paz mundiales.Experiencia de estetipo se hacen palpables en países

como Paquistán,Azerbayán,pero también en América Latina en donde se ha empezado asugerirla

relación Guerrilla-Narcotráfico.Estetema ha de cobrarimportancia porlos riesgos que representa

un mundo armamentistayuna economíamovida através de los negocios ilegales.

89
.M cAllister,W illiam B."The internationalnexus:whereworlds collide" ,en:"Drug Traffickinginthe Americas",capítulo27,página 522-

523,Londres 1994.
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6.G O BERNABILIDAD G LO BAL:¿ ESTRATEG IA DESDE LA PO LÍTICA PARA LA FO RM ULACIÓ N DE

UNA LUCH A CO NTRA EL NARCO TRÁFICO  EN LA ERA DE LA G LO BALIZACIÓ N?

6.1.Conflictode intereses ycontradicciones entrelas políticas locales,nacionales ylos

com prom isos internacionales

6.1.1.Elnarcotráfico en Colombia:una problemática política que requiereuna orientaciónsocio-

económica

Eldesarrollode las narcocracias1 en determinadas regiones delterritoriocolombiano ysu reveladora

presencianacional,o lo que es lo mismo elpoderdelnarcotráfico en elescenario político gracias a

sus ganancias económicas y alreforzado apoyo social,fruto de lapresión,laamenaza y los valores

propios de éste,evidencian ladificultad delgobierno nacionalparacontrolarun fenómeno que tiene

como base precisamentelapoca onulapresenciaestatal,ladébilestructurade los partidos políticos

que no han sido representantes legítimos de las mayorías y la limitada –mínima-organización de su

sociedad civil,históricamentefragmentada porlos procesos de violenciapolítica yeconómica.

La perspectiva del narcotráfico como problema de salud para luego convertirse en fenómeno de

delincuenciacomún hastatransformarse en un asuntode seguridad nacionaleinternacional,muestra

una evolución acelerada y poco profundo de las verdaderas causas sociales que motivaron el

desarrollodelfenómeno en Colombia.

La puesta en marcha de políticas represivas, que en ningún momento buscaron solucionar los

problemas estructurales existentes en elcampo,acentuaronaún más laviolenciaylaviolaciónde los

derechos humanos en Colombia, conformando otro detonante en la problemática del narcotráfico;

estefenómeno pasó de seruna alternativa ruralparasatisfacerlas necesidades básicas más sentidas

aconvertirse en una forma de lucha contraelEstado afin de defenderlo obtenido de manerailegal.

En el sector urbano generó una criminalidad profesional que tenía como base el deterioro de las

condiciones de vida nosóloparalos profesionales sinotambién paralaclase obrero-trabajadora.

La encrucijada en la cual se encuentra el Estado colombiano está definida por su incapacidad de

tomar acciones que comporten soluciones de largo plazo, respecto al problema del cultivo y la

1 Tokatlian, Juan Gabriel. "Seguridad y Drogas: una cruzada militar prohibicionista" ,en: "Orden M undial y Seguridad". Leal Buitrago,
Tokatlian compiladores.TM  Editores,Colombia,1994.Elconcepto"Narcocracia" se refierealos fenómenos surgidos araízdelproblema de
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producción de drogas ilegales,en consonanciacon las realidades sociales y económicas delpaís.En

estalucha,Colombiapierde anivelinternacionaltantoen elterreno legalcomo en elilegal.Debidoa

las medidas represivas adelantadas el país pierde sus ventajas comparativas para los

narcotraficantes, que prefieren invertir sus ganancias en el extranjero y emprender el negocio en

regiones menos controladas.En elterreno legalpierde elpaísporcuanto laayuda internacionalestá

orientada por aspectos políticos como el respeto por los derechos humanos y la salvaguarda de la

democracia, entre otros, asuntos que el Estado tampoco puede garantizar en virtud del modelo de

represióntotalque ha impuesto.Asípues,elpaísvive un aislamientodelcontextointernacional.

Sibien es ciertonose pide legitimaralos actores involucrados,síse requiereun diálogocon quienes

hacen partede laproblemática.Los grupos guerrilleros y paramilitares,generadores de la violencia

rural y urbana, se convierten en un elemento determinante en el proceso de pacificación. Si el

gobierno no demuestra su voluntad política para mediar y negociar con estos actores

desestabilizadores que profundizan los problemas sociales y económicos en determinadas regiones

del país, la política antidrogas está destinada al fracaso. No menos cierta es la existencia de una

organización campesina e indígena que, sin embargo, no ha sido actor determinante en la

formulación de una política agraria y de paz debido a manifiestan deficiencias en el trabajo

comunitario y en el desarrollo de proyectos alternativos propios. Así mismo, las pocas

organizaciones nogubernamentales con proyectos en elcampo se disputan elrestringidopresupuesto

bien estatal o bien de ayuda extranjera, ya que no son centros de generación de ingresos

independientes. Estos aspectos dejan entrever una insuficiente capacidad de negociación así como

una falta de orientación en los objetivos e intereses de los involucrados en la problemática del

narcotráfico. La situación evidencia la necesidad de una reglamentación para el desarrollo de un

acercamiento productivo.Se trata de generaruna capacidad de organización tanto en las entidades

delEstado como en las organizaciones y los actores no estatales que haga posible la comunión de

intereses. Institucionalizar el diálogo es, entonces, desencadenar un proceso a través del cual se

acuerdan aspectos de regulación que permitan el ejercicio del poder, y contribuyan a reducir los

costos eincrementarlas expectativas entre los actores implicados. "La reglamentación es deseable

cuando la conducta no reglamentada de los actores genera que sus intereses o los de terceros sean

afectados (o menos que posibleo deseableapoyada).De igualforma lapropiareglamentación de la

sociedad exige lacapacidad paraformulary poneren marcha medidas que hagan posibleque,tanto

la conducta de quien ofrece,como de quien hace la demanda,sea lo menos indeseable posible. De

drogas en Colombiayencierralos aspectos relacionados nosolamentecon laproducción,elcultivoyeltransporte,sinotambién su presencia
en las estructuras sociales,económicas ypolíticas locales ynacionales colombianas.



276

antemano estoexige una capacidad de organización" (T.d.l.a)2.ElEstado colombiano se juega asíla

posibilidad de convertirse en orientador de las negociaciones y de poner en juego su capacidad de

convocatoria en la estructura de gobernabilidad.La situación colombiana exige por ello una doble

perspectiva de acercamiento, esto es, a través de los actores involucrados y a través de las

instituciones u organizaciones -estatales o no-que median en la problemática a fin de establecerlas

deficiencias ylas contradicciones existentes.Es claro,sin embargo,que en estenivelelEstado debe

ampliar su grado de compromiso en proyectos sociales, esto es, plantear un incremento de la

inversiónsocialyde infraestructuraparahacerreal,porejemplo,que elde lasustitución dejede ser

considerado un mitoparaconvertirse en un modelode salida.

M ientras el Estado no luche directamente contra la corrupción e impulse medidas serias que le

permitan competir a nivel internacional como interlocutor serio, cada vez será menos viable la

entrada incluso almercado legalyasílaeconomíade puertas abiertas estarásiendo progresivamente

una economía clausurada para Estados que,como elcolombiano,basan su quehacer político en la

corrupción, la violación de los derechos humanos y la creciente cohorte de desigualdades sociales

que conllevan ahacermás complejos los problemas de pobreza.

Después de 20años consecutivos de guerradirectacontraelnarcotráfico,elEstado colombiano debe

revaluar una política que le ha traído más costos que beneficios; pérdida de vidas humanas,

inestabilidad económica,socialypolítica delpaís,detrimento de su credibilidad en elextranjero,así

como el menoscabo de un activo papel de actor político internacional. El continuo fracaso de su

política ha debilitado su legitimidad ycon ellodeteriorado su rollcomo actoractivo.

El fenómeno de la corrupción se ha visto reforzado en el Poder Legislativo; un Congreso débil y

comprometido con quienes sostiene el orden económico del país, sea este legal o ilegal; un Poder

Ejecutivo desacreditado por sus vínculos con el narcotráfico o manipulado por el Congreso y sin

capacidad real de decisión; un Poder Judicial temeroso y corruptible a raíz de las constantes

amenazas y su completo abandono; unas Fuerzas Armadas comprometidas en la violación de

derechos humanos,que acepta la participación de grupos paramiliatares a fin de darpaso a una ya

sinsentidoguerrade guerrillas,sinalcanzarapercibirefectos como ladesconfianza en lainstitución

y la debilidad en sus acciones;una policía que a falta de recursos y preparación es utilizada tanto

2 M ayntz,Renate;Scharpf,FritzW .(hg)."Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung".Frankfurtdel M ain; New York.
EditorialCampus ,1995.Página 20.."Regelung istdann wünschenswert,wenn das ungeregelteVerhalten vonAkteuren Auswirkungen hat,
dieentwederderen eigene Interesse oderdieInteresse von Dritten beeinträchtigen (oderwenigeralsmöglich und wünschenswert fördern).
Auch die gesellschaftliche Selbstregulierung erfordert deshalb die Fähigkeit zur Formulierung und Implementation von M aßnahmen, die
erwünschtes Verhalten der Anbieter und Nachfrager wahrscheinlicher und unerwünschtes weniger wahrscheinlich machen. Dies setzt
Organisationsfähigkeitvoraus."
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porelnarcotráfico como porlas fuerzas militares como carnada;y,finalmente,unas organizaciones

sociales apenas en formaciónyopacadas porelmismo Estado que sigue pensando en términos de la

doctrina de seguridad nacional, según la cual cualquier movimiento civil era reducto de desorden

social.

Asíes como se ha instaurado en lamentalidad delciudadano normaluna aceptación de lo ilegaly la

generalización del sentimiento de apatía y anomia social. Lo ilegal se acepta como forma de

supervivencia.Su reflejose traduce en individualismo,faltade lealtad hacialos valores que aseguran

el equilibrio de la sociedad y falta de cohesión social de los grupos que así lo permiten. Como se

afirmó en el capítulo sobre Colombia, "la sociedad colombiana ha caído en la trampa de la

deshonestidad."3

Elhecho de que lapolítica antidrogas haya sidoformulada desde sus inicios bajolaperspectiva de la

presión internacional más no necesariamente con base en un estudio detallado de la situación del

país,ha generado vacíos de información y apropiciado eluso de medios que en su mayoría afectan

directamenteapoblaciones que habían encontrado en elcultivoilegalun mercado rentableque nunca

antes elEstado colombiano habíaasegurado paralos productos legales.

La inseguridad y la violencia generadas a raízde la lucha interna entrebandas de narcotraficantes,

guerrilla,intermediarios ygrupos paramilitares porlos mercados delnarcotráfico,ha desencadenado

otrotipo de problemas sociales como es elde los desplazados,o grupos humanos que han dejado su

lugar de vida debido a la constante amenaza contra su integridad física y moral. Al llegar a las

grandes ciudades, estos grupos de "migrantes" del campo y pequeños municipios colombianos

aumentan las de porsígraves tensiones sociales,allíse suman a los ya existentes desempleados y

conforman ghettos en los cuales lailegalidad se instauracomo elcaminoparalasobrevivencia.

Visto de manera general,elnarcotráfico se ha inscrito como un fenómeno depredatorio a diferentes

niveles,logradestruirlas estructuras existentes yutilizaren su beneficio lo poco que queda.A nivel

ecológico ha propiciado la contaminación ambiental y la destrucción de regiones hasta entonces

vírgenes y con una gran riqueza natural. La utilización de químicos y preservativos ha alterado

sensibles ecosistemas de las regiones Andina y Amazónica. A nivel social ha generado el

desplazamiento de miles de personas hacia los centros urbanos más grandes del país en donde se

unen a la masa de desempleados ya existentes y conforman cinturones de pobreza mucho más



278

violentos fuera del alcance del Estado. A nivel político ha logrado corromper las nacientes

estructuras regionales ylocales que,de estamanera,han perdido laposibilidad de participación real

en una democracia, de otra parte ha generado un desgaste del Estado haciendo que éste pierda su

capacidad de decisión y su legitimación como actornacionaleinternacional.A niveleconómico ha

creado falsos repuntes económicos ydeformes crecimientos delsistema concentrados básicamenteen

los sectores de la construcción, la propiedad raíz y los servicios, áreas en las cuales ha logrado

penetrar las ganancias ilegales, provocando procesos inflacionarios que frenan las medidas

económicas tomadas por los gobiernos. En lo militar generó el paramilitarismo que permeó las

estructuras legales de las Fuerzas Armadas suscitando la corrupción y la pérdida de los objetivos

para los cuales fueron instauradas. En lo que a los valores sociales concierne, ha deteriorado el

significado del trabajo, de la comunidad y del respeto por la ley ofreciendo dinero fácil y rápido,

individualismo y el sentimiento de que la vía ilegal es una manera de alcanzar estatus social y

reconocimientoeconómico ypolítico.

Elfenómeno delnarcotráfico en Colombiase presentaentonces como un problema de Estado,ya que

si bien entendido el Estado "es un organismo jurídico y político, esto es jurídico por cuanto está

conformado porinstituciones que actúan de manerapermanentey coherenteeinteractúan entreellas

mismas pararealizarelbien común;y político ya que poruna partees generadorde conductas y de

actitudes (policy)y porotraes generadorde procesos (Politics)paralo cualdemanda laposibilidad

de coordinación de fuerzas e instancias diversas que concurran a la creación, cimentación y

desarrollodelbien común"4,nonecesariamenteha actuado en Colombiacomo actorprincipalen esta

problemática alserabsorbido porlaestructuradelnarcotráfico altiempo que ha reducido la fuerza

de lasociedad civilatravés de laviolenciaorganizada yladesarticulaciónde los grupos establecidos

al reprimir su organización y permitir el exterminio masivo de campesinos, líderes políticos y

agrarios que se han opuestoalrégimen delnarcotráfico.

Solo cuando el Estado colombiano haya entendido la importancia de fortalecerse en el interior, de

lograr su modernización, de instaurar instituciones activas y fuertes que no sean corruptibles ni

corruptas yentienda que elproceso de modernizaciónnoes simplementelaconcesiónde monopolios

estatales amanos privadas –convertidas en elpostorporexcelenciabien de lolegal,bien de loilegal-

será posible recuperar su legitimidad como actor activo tanto en el ámbito nacional como en el

internacional. Un Estado rico en iniciativas o abierto a iniciativas que consoliden los pasos que

3 Thoumi,Francisco Elias."Algunas implicaciones delcrecimiento de laeconomíasubterránea en Colombia",en:"Economíay política del
narcotráfico".EditorialCei-Cerec.Santaféde Bogotá,Colombia,1990.
4 EscobarHerrán,Guillermo León."Grandes Temas social-cristianos.Tomo I:Ambito socio-político".Editado porelInstituto de Estudios
Sociales Juan PabloII.Santaféde Bogotá,Colombia,1995,páginas 124-125.
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conducen a la obtención delbien común,permitela formación de una sociedad civilparticipativa y

con objetivos claros de trabajo en conjunto. La era de la globalización, a través del Nuevo Orden

Político Internacional exige la participación activa del Estado y de la sociedad civil como actores

constantes ynecesarios de lallamada gobernabilidad Global.

En tanto sigan presentándose conflictos que impidan el desarrollo de una política nacional

antinarcóticos clara, basada en las necesidades y en los conflictos internos de un país, todas las

ayudas internacionales así como las iniciativas nacionales caerán en el vacío. "La falta de un

monopolio estatalde la fuerza repercute directamente en el trabajo de pacificación. Negociaciones

prácticas en situaciones de conflicto y ayuda, se pierden cuando al interior de una sociedad

desorganizada no hay un interlocutor. Las preguntas sobre: ¿cómo se puede evitar el

desmoronamiento delEstado?,¿cómo se pueden fortalecerlas instituciones regionales? y ¿cómo se

puede instaurarun Estado de derecho global?,se cristalizan entonces como laproblemática central."

(Tdla.)5

Un nuevo orden político internacionalpartede los Estados individualmentey construye a partirde

ahí su estructura. Si el Estado colombiano aspira a poder participar en ese nuevo orden mundial

como actorde decisión,es decircon voz y voto,capaz de influiren las decisiones que se tomen a

nivel internacional a fin de controlar la producción y uso ilegal de drogas, debe comenzar por

estructurarse asímismo yfortalecerrealmentesus instituciones afinde emprenderuna lucha directa

contralacorrupciónylos grupos que generan inestabilidad social,económica y política.Esto es,un

Estado realmente comprometido con el saneamiento de sus estructuras y el reforzamiento de sus

fuerzas civiles. "El esfuerzo por un orden político mundial está realmente relacionado con la

arquitectura y la vida interna de un orden de paz mundial. Éste, tiene como base los Estados

individuales,en los cuales hay un desarrollo satisfactorio, pasando hacia una integración regional,

hastallegaralpunto más alto,en elcuallas organizaciones y los regímenes internacionales generan

los ámbitos con las condiciones no solo institucionalmente permanentes sino también legales para

que se adelanten relaciones civilizadas en situaciones conflictivas."(Tdla.)6 Ello pone de presentela

importancia de los Estados como actores principales en la consecución de un nuevo orden

5 "RegionaleFriedenspolitik...Scharnierzwischen globalen und lokalen Akteuren",en:"SEF News.Globalisierung",Stiftung Entwicklung
und Frieden .Nr.3,Juni1998.Página 6."Das Fehlen eines staatlichen Gewaltmonopolswirke sich unmittelbaraufdieFriedensarbeitvor
Ortaus:Praktische Konfliktvermittlung und Nothilfe laufen ins Leere, wenn es in zerrütteten Gesellschaften keine Ansprechpartner mehr
gibt.DieFrage,wieStaatszerfallzu verhindernist,regionaleInstitutionen gestärktwerden können und globaleRechtsstaatlichkeitumgesetzt
werden sollte,lassen sich insofernalszentraleProblemstellungen kristallisieren."
6 Senghaas,Dieter:"Von Internationalismus zurW eltordnungspolitik",en:"SEF News.Globalisierung",Stiftung Entwicklung und Frieden .
Nr.3,Juni 1998. Páginas: 7-9. "In den Bemühungen um eine W eltordnungspolitik geht es um die Architektur und das Innenleben einer
W eltfriedensordnung vonderunteren Ebene des befriedeten Einzelstaates überdessen Integration in Regionaleverbünde bishin zurobersten
Ebene,wo internationaleOrganisationen und internationaleRegime dauerhafteinstitutionelle,auch rechtlich verfaßteRahmenbedingungen
füreinen zivilisierten Umgang mitunvermeidbaren Konflikten schaffen"
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internacional7. La problemática de la droga ha demostrado ser un fenómeno con grandes

repercusiones anivelsocial,político y económico,razón porlacualsu solución no sólamenteexige

un trabajo en conjunto entre los Estados, sino también y como base de ese desarrollo un Estado

fuertecon instituciones activas yuna sociedad civilorganizada.De maneragráfica,elplanteamiento

señalado porelpolitólogoSenghaas8 es un esquema piramidalen elcuallabase estáconformada por

los Estados individualmenteorganizados:(Gráfica 10)

Nuevo O rden Político

Internacional

Organizaciones
Internacionales

Regímenes Internacionales

IntegraciónRegionalanivelde Convenios
(M ercosur,Comunidad Andina,UniónEuropea)

NivelIndividualde los Estados

Con ello es evidente que una marginalización del país no conviene ni para sí mismo, por cuanto

pierde su posibilidad de competenciamundialen los ámbitos políticos y económicos,niconsiderable

en el contexto internacional, pues se ha visto que los asuntos relacionados con la seguridad, la

economía y el medio ambiente implican un ámbito de negociación internacional, por cuanto estas

esferas trasgreden lo nacionaly su área de influencia se encuentra básicamenteen elterreno de los

diferentes Estados afectados porlailegalidad.Estehecho hace necesarioelempleo de lacooperación

internacional como mecanismos de acción en la lucha contra la criminalidad organizada en las

diferentes esferas internacionales.A nivelregionalse ha demostrado que cuando los países delgrupo

Andino se han sentado para conversar y proponer una forma de lucha contra el narcotráfico, han

conseguido reconocimiento internacionaltanto a nivel político como a nivel económico inversión y

préstamos para los sectores afectados.Elfortalecimiento de los acuerdos regionales y eltrabajo en

conjuntopueden hacerde laregiónun puntoestratégico de desarrolloteniendo encuentalaexistencia

7 M essner, Dirk; Nuscheler, Franz. "Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnungspolitik". Página 19. Se
afirma que:"DieNationalstaaten bleiben zwarHauptakteurederinternationalen Politik und behalten eine unverzichtbareScharnierfunktion
zwischen den verschiedenen Handlungsebenen der Global Governance-Architektur, aber sie sind nicht mehr die einzigen Akteure. Die
«geteilte Souveränität» nimmt ihnen nicht das Gewaltmonopol nach innen, fordert ihnen Souveränitätsverzicht ab, um die kollektive
Bearbeitung von globalen Probleme zu ermöglichen".  "Los Estados nacionales permanecen como actores principales en la política
internacionaly adelantan una función de interlocución en los diferentes niveles de negociaciones de la arquitectura de la Gobernabilidad
Global.Sinembargonunca son los únicos actores.La «Soberaníacompartida» noles quita elmonopolioestatalde lafuerza haciaelinterior,
mas exige desisitrde lasoberníaafinde facilitarlarevisióncolectiva de problemas globales."(T.d.l.a.)
8 Senghaas,Dieter."Globalisierung .W ege zurpolitischen Gestaltung",en:"SEF News.Globalisierung".Stiftung Entwicklung und Frieden.
Nr.3,junio1998,página 9.



281

de un mercado con impulso en América del Sur, como es el caso de M ercosur. En el contexto

internacionalAmérica delSurse presentacomo un subcontinenteabierto alainversión extranjera y

con grandes capacidades en el comercio exterior. Sin embargo, problemas relacionados con una

desestabilidad política, social y económica se convierten en una barrera para los consorcios y

empresas transnacionales que ven en estos aspectos riesgos económicos.

Concebida de esta manera la problemática del narcotráfico en Colombia en la era de la

globalización,guarda relacióncon seisaspectos asaber:

• ConsolidarlalaborylaaccióndelEstado como actorprincipalen laformulación de una

política antinarcóticos que tenga como base la real problemática social, política y

económica de los involucrados.

• Robustecer las instituciones del Estado a fin de que adelanten una política nacional

coherente, evitando de esa manera la pérdida de esfuerzos y medios en la lucha. "La

existencia de instituciones adecuadas puede incrementar la fiabilidad de expectativas

cambiantes ypuede reducirlos costos de las transacciones".(T.d.l.a.)9

• Sanearlas instituciones oficiales paraconvertirlas en modelo ciudadano.Esteproceso de

lucha contralacorrupciónexige un compromiso realde los actores políticos.

• Fortalecer los grupos sociales y organizaciones no gubernamentales que adelantan

proyectos relacionados con laformaciónsocialypolítica de lapoblación,con laintensión

de lucharcontralaanomiayaceptaciónde loilegalcomo forma de vida.

• Apuntalareltrabajode integraciónregionalparaconvertiralaComunidad Andina en un

actor internacional con una política coherente que beneficie a los diferentes países

afectados.

• Ampliarelmarco internacionalen busca de otros actores internacionales que propongan

nuevos modelos de lucha y de acercamiento alproblema de la droga,pero que almismo

tiempo abran el espectro de negociación a otros ámbitos como son los económicos,

culturales ypolíticos.

Sibien en Colombialaproblemática delnarcotráfico nosólose encierraen elcultivoylaproducción

de sustancias ilícitas,sino que además se abrea situaciones nuevas como elconsumo,es necesario

un acercamientooriginal,através delcuallalucha estéorientada desde una política integral,esto es

9 M ayntz,Renate;Scharpf,FritzW .(hg)."Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung".Frankfurtdel M ain, New York;
Campus Verlag,1995.Pagina 41."DieExistenz von geeigneten Institutionen kann dieVerläßlichkeitwechselseitigerErwartungen erhöhen
und so dieTransaktionskosten senken."
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una política que amplíeelmodelorepresivohastaahoraexistente,que ha demostrado en sus años de

uso permanente el fracaso en su concepción y con ello la necesidad de su replanteamiento. Una

política integraldebe implicaratodos los actores de estasituación,haciendo posibleuna interacción

entrelosocial,lopolítico yloeconómico.Un nuevo paradigma de lucha en laerade laglobalización

señala la necesidad de ampliarelespectro de posibilidades de acción contando directamentecon la

cooperación internacional entendida más como corresponsabilidad que como simple asistencia

económica. Con esa estructura se busca que los Estados no reaccionen simplemente con medidas

después de presentados los problemas,sino que más bien recuperen su iniciativa con la ayuda de la

acción directa y activa de la sociedad civil.Porsupuesto elnuevo orden político internacional que

busque no sólamenteuna formulación,sino además una dirección de una política antidrogas, debe

partir de la existencia de Estados capaces y decisivos, así como de actores civiles dinámicos y

comprometidos afinde lograrun intercambiointernacional.A esterespectocasitodo estáporhacer

dentro de una política antidrogas colombiana que quiera participardecisivamentecomo actoren el

nuevo orden político mundial.

6.1.2. Alemania: una orientación nacional que señala al consumo como problema de salud y el

tráfico de narcóticos como problema de seguridad ciudadana

Desde laperspectiva de los países considerados como consumidores también hay un inmenso campo

sin cultivar en el área de una política antidrogas. Alemania representa un caso llamativo, ya que

desde su vinculaciónalapolítica internacionalde drogas se presentóuna lucha de intereses entrelos

ámbitos económicos ypolíticos.La puestaen marcha de los tratados internacionales alcomienzo de

este siglo fue posible por el carácter de obligatoriedad impuesto al Estado alemán después de la

PrimeraGuerraM undial.Estehecho mostróuna fuertecontradicciónentreladecisióndelEstado,la

responsabilidad internacional y los intereses económicos privados de la época. El desarrollo de la

problemática relacionada con las drogas y eluso indebido de químicos producidos porla industria

legalen Alemania,esto es,la presencia de aspectos relacionados con la producción,eltránsito y el

consumo de sustancias ilícitas, así como la utilización de su sistema financiero en el lavado de

dineros provenientes del negocio de las drogas, paralelo al desarrollo legal de una industria

farmacológica prósperaeinfluyente,hacen de Alemaniaun actordecisivoen laformulaciónypuesta

en marcha de una nueva política internacionalcontraelfenómeno delnarcotráfico.

Es sólo a comienzos de la década de los 80 cuando Alemania empieza a reaccionar frente al

problema interno delconsumo,más desde una perspectiva de salud, ya que su interés se orientó a



283

reducirlaposibilidad de contagio y propagación de otras enfermedades através deluso de jeringas,

que desde una perspectiva policiva o represiva.La década del90 trajo consigo dos acciones a nivel

nacional. Primero, enfrentar el incremento del consumo de drogas después de algunos años en los

cuales se había subestimado su problemática y, segundo, la exigencia internacional por un mayor

control en asuntos como la producción de químicos requeridos en el procesamiento de sustancias

ilegales, así como mayores controles en el área financiera y de utilización del sistema bancario.

Rápidamentese acentúa la política represiva inclusive en lo socialy la discusión sobreuna posible

legalizacióndelconsumo entraen elámbitopolítico nacional.

Sin embargo paralelo a ello se presentan situaciones internacionales y nacionales que dificultan la

toma de decisión sobre la orientación de la política antinarcóticos alemana. El incremento de la

problemática socialaraízde lacaída de laCortina de Hierro y lainclusión de los países socialistas

en el nuevo orden económico de mercados abiertos, así como la caída del muro de Berlín y su

consecuente proceso de reunificación con el desgaste económico que produjo para la Alemania de

occidente, gestan una situación confusa y difícil de controlar. Del Estado alemán se exige mayor

control interno, mayor represión contra la delincuencia organizada que se expande desde el sur y

oriente europeos, pero simultáneamente es necesaria una nueva concepción en los temas de

prevenciónyrehabilitación.Un aspecto determinanteen esteproceso de formulación de una política

antinarcóticos alemana tiene que ver con el sistema de organización administrativo federal, que si

bien implica mayorcapacidad de decisiónparalos estados federados,debilita,tropieza o se enfrenta

con una línea delgobiernocentral.

El Plan Nacional de Lucha contra las drogas ilícitas es un híbrido de los puntos de vista de los

ministros de los dieciséis estados federados alemanes, con el cual se buscó, en lo fundamental,

penalizarla venta,la distribución,elcultivo,la producción,pero no necesariamenteelconsumo de

sustancias ilegales.Sibien los pilares delplan están orientados básicamentea la disminución de la

demanda através de laprevención,con ayuda diferencialparalos drogadictos y una lucha contrala

distribución de drogas a fin de reducirla oferta a nivelnacionaleinternacional,los resultados han

sidomás bien pobres ypoco representativos.En otros términos,en los últimos años ha aumentado el

número de consumidores de drogas fuertes,asícomo se ha extendido elnegocio delnarcotráfico en

tierras alemanas10.La producción de drogas no hace partenunca más de un fenómeno aislado y sin

10 "Politikgegen Drogen.AktuelleBilanz 1997".Presse und InformationsamtderBundesregierung.Bonn 1997.Páginas 4-6)Se afirma que:
"Seit1994haben sich dieZahlen derErstkonsumenten wiedererhöht.DieZahlstieg 1995 um 4,9%  und 1996 um 12,9%  im Vergleich zum
Vorjahr(...)1712 M enschen sind in Deutschland im Jahr1996 an den Folgen ihres Drogenkonsums gestorben.Diesind 9,4%  mehralsim
Vorjahr"."Desde 1994se presentaun incrementoen elnúmerode personas que consumen porprimeravez drogas.En 1995lacifraaumento
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repercuciones en el territorio alemán. Según cifras publicadas por la policía criminal alemana el

número de actos delictivos, no sólamente se ha incrementado, sino que también se ha evidenciado

una mayor relación de éstos con hechos del narcotráfico. Así, la problemática de las drogas ha

pasado de ser considerada un problema de salud pública para transformarse en un problema de

seguridad nacional y de desestabilización internacional. Alemania se ha convertido en país de

tránsito de drogas hacia la Europa occidental.Como consecuencia se ha incrementado la violencia

generada porlas bandas de narcotraficantes,asícomo elnúmero de personas involucradas en esta

actividad delictiva.Paraleloaelloelnúmerode casos de primeros fumadores,asícomo de adictos a

sustancias duras no ha descendido a nivelnacional.Eluso indiscriminado delsectorfinanciero por

parte de la criminalidad organizada también es palpable en las estadísticas de la policía y los

estudios especializados, sin que hasta el momento las nuevas reglamentaciones modifiquen esta

conducta.La política de prevención,bien sea en estados más tradicionales,en donde la práctica de

sustitución no se ha adelantado, al igual que en estados liberales, en donde se experimenta con

polamidón y metadón, ha demostrado ser débil. Así se percibe un cuadro cuyos resultados son

negativos tantodellado de larepresióncomo de larehabilitaciónylaprevención.

La política antidrogas relacionada con la prevención y rehabilitación de drogadictos ha demostrado

tenerfalencias anivelde ejecución,araízde lafaltade presupuesto,delnúmerolimitado de puestos

de ayuda y delreducido interés porapoyarla investigación a nivelde drogadicción.Los proyectos

adelantados porelM inisterio delInteriorhan terminado después de algunos años,sin posibilidad de

continuaciónbien porque los estados federados nomuestran su intención de apoyareconómicamente

estetipo de programas o bien pordeficiencias económicas y administrativas. En consecuencia una

política de rehabilitación queda cojeando por falta de voluntad política para darle continuidad a

proyectos de estudio.La represiónsobreelconsumo tampoco ha mostrado serun métodoeficaz para

acabarcon el problema. Los detenidos por llevar consigo algunos gramos de droga tienen que ser

dejados en libertad, bien debido a la falta de cupos en los lugares de rehabilitación o bien porque

según laConstituciónalemana laparticipación en programas de desintoxicación no es obligatoriaal

constreñir el principio de libertad individual. De otro lado el debate sobre la legalización del

consumo ha causado confusiónsobrelopermitidoylodebidorespectoalconsumo.Estapolítica que

se adelanta de diferentes maneras en Alemania puede originar el crecimiento de focos más

problemáticos yconflictivos en elfuturo,además que muestrauna paísdivididoporintereses locales

y una política nacional orientada por acuerdos internacionales. Es así como el manejo estatal y la

organización civil local en el área de prevención, mantienen una relación conflictiva frente a la

en un 4.9%  y en un 12.9 en 1996 en comparación con elaño anterior(...)Durante1996 murieron en Alemania 1712 personas debido al
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dinámica de lucha contra el problema del consumo y el tráfico de drogas. Iniciativas como la

adelantada en elestado Schleswig-Holstein,respecto a la formulación controlada de hachísa través

de las farmacias privadas en beneficio de los drogadictos agudos,encuentran fuerteoposición en el

gobiernocentralaraízde los compromisos internacionales firmados porelpaís.Esteejemplo ilustra

elhecho de que las instituciones como estructuras organizativas en los sistemas políticos no son un

escenario neutral, sino que señalan restricciones en las negociaciones, así como pueden abrir

opciones de negociación.11,De otrapartese hace claro que elconflicto de intereses entrelos actores

involucrados puede convertirse en barrera para la solución de problemas o caminos para motivar

otros acercamientos,"M ucho más probablees,en todo caso,la constelación de interacciones entre

actores estatales y no estatales independientes, que tienen exigencias normativas diferentes, se

diferencian en intereses eidentidades yparten de situaciones interpretativas diferentes.Con ellonose

descarta, sin embargo, el encontrar soluciones efectivas a problemas presentes. Incluso la propia

racionalidad egoísta en la consecución de intereses parciales puede conducira soluciones conjuntas

conciliadoras, cuando en una negociación se arreglan pagos compensatorios o cuando varias

decisiones constituyen elpaquetede soluciones."(Tdla.)12

De otraparteelrolinternacionalde Alemaniaen lalucha contraelnarcotráfico hastaelmomentoha

sido bastantesecundario,a pesarde su interés en protegerla industria farmacéutica y química del

país. Las Convenciones internacionales de lucha contra el fenómeno del narcotráfico han sido

ratificadas en los últimos años en el país, pero los instrumentos para llevarlas a cabo todavía se

encuentran en proceso de refuerzo.Alemania no se ha identificado con iniciativas contundentes en

los foros internacionales.M ás bien,en elescenariointernacional,ha optado porseguirlaorientación

represiva,mientras que en elinteriorbusca un desarrollomás socialpreventivoyde rehabilitación

Sibien eltrabajo conjunto a nivelinternacionalhace partede uno de los pilares delPlan Nacional,

cabe destacar que en este terreno la cooperación se ha limitado a la formación policiva, pero no

necesariamente investigativa en áreas de salud, aspectos de conflicto social o de otro tipo. Sus

criterios de ayuda internacionalestán orientados porvalores políticos de defensa de la democracia,

respeto de los derechos humanos y reformas desde la justicia, pero su activa participación en el

proceso de realización de estos criterios es bien limitada. Esto es, como actor internacional

consumo de drogas ilícitas.Estedatoestadístico representaun crecimientodel9.4%  respectoalaño anterior."(T.d.l.a.)
11 M ayntz,Renate;Scharpf,FritzW (hg)."Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung".FrankfurtdelM ain;New York;
EditorialCampus.1995.Página 43.
12 Ebenda.Página 32."W ahrscheinlichersindjedenfallsInteraktionskonstellationen zwischen eigenständigen staatlichen und nichtstaatlichen
Akteuren,dieunterunterschiedlichen normativen Anforderungen stehen,sich inihren Eigeninteressen und Identitäten unterscheiden,und die
auch von unterschiedlichen Situationsdeutung ausgehen. Auch damit sind jedoch effektive Problemlösungen in Politiknetzwerken nicht
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importante no se presenta como elemento decisivo, emprendedor, o definitorio. La participación

alemana en proyectos de integración regional, caso de la Unión Europea, en regímenes

internacionales, caso de la Organización M undial del Comercio, o bien en organizaciones

internacionales, caso de la Organización de Naciones Unidas, no debe limitarse a conseguir un

asiento en la dirección de ellas, sino a tomar responsabilidades a nivel internacional. Esto es, en

ampliar su capacidad de cooperación, creando una nueva pauta internacional para la solución de

problemas delcontexto internacional,con fuerterepercusión en los intereses nacionales o viceversa.

Quieredecir,con mayorcapacidad de compromiso en elámbitoglobal."La política exterioralemana

necesita un nuevo modelo en relación con su participación en el mantenimiento de la paz y el

incremento del bienestar económico. Los intereses nacionales pueden ser asegurados en diferentes

aspectos sólo bajo la formulación de una cooperación internacional y la solución conjunta de

problemas (...)Hasta ahora falta una contundentepolítica alemana en relación con la Organización

de Naciones Unidas.La aceptaciónde «responsabilidades globales» nose debe limitaralesfuerzo de

conseguirun puesto permanenteen elConsejo de Seguridad de la ONU o a la disposición de tomar

parte en acciones militares. El repetido propósito de querer fortalecer a la ONU debe conllevar

hechos contundentes."(Tdla.)13

Asílas cosas,una futura participación,no sólo en la formulación,sino también en la dirección de

una política antidrogas por parte de Alemania en la era de la globalización, exige ante todo una

mayor estructuración de la política nacional a fin de fortalecer los programas de los estados

federados que ayudan a combatir el consumo y propician la rehabilitación, con el objetivo de

participarde manera innovativa en elámbito de la solución delproblema a nivel internacional. Su

compromiso con otras instancias internacionales implica la capacidad de ceder parcialmente en su

soberanía,paraganaren participaciónen elámbitomultilateral.Elloimplica que tantoladefensa de

los intereses nacionales como la orientación de los imperativos para un Nuevo Orden Político

Internacional,deben serdeterminados y entrelazados nuevamente.De otra parte,alserconsiderado

ausgeschlossen.Selbstdieegoistisch-rationaleVerfolgung vonPartialinteressen kann zu gemeinwohlverträglichen Lösungen führen,wenn in
Verhandlungen Ausgleichszahlungen vereinbartodermehrereEntscheidungen zu Paketlösungen gebündeltwerden können."
13 "Deutsche Verantwortlichkeit",en:"GlobalGovernance.Policy paper2“ "Stiftung Entwicklung und Frieden.1998.Páginas:9-10."Die
deutsche Außenpolitik braucht -über ihren Auftrag der Friedenbewahrung und W ohlstandsmehrung hinaus- ein neues Leitbild. Nationale
Interessen können invielen Bereichen nurnoch aufderGrundlage internationalerKooperationund gemeinsamerProblemlösung im Kontext
der W eltgesellschaft gesichert werden (...) Bisher fehlt es an einer überzeugenden deutschen UN-Politik. Die Übernahme «globaler
Verantwortung» darfsich nichtaufdas Bestreben,einen ständigen Sitzim UN-Sicherheitsratzu bekommen,und aufdieBereitschaft,sich an
internationalen M ilitäreinsätzezu beteiligen,beschränken. Den sich wiederholenden Absichtserklärungen, die UNO zu stärken zu wollen,
müssen überzeugende Taten folgen."
Eldocumentode laFundaciónDesarrolloyPaz señalaademás que Alemaniadebería:"* dieprinzipielleBereitschaftzeigen,durch partielle
Souveranitätsverzichte die M andate der UN-Organisationen zu erweitern;  * durch höhere Finanzleistungen die Handlungsfähigkeit des
UN.Systems stärken;  * sich aktiv in den Reformdiskussionen um die UNO beteiligen und konstruktiv auf die Vorschläge, die der UN-
Generalsekretärinder«Agenda fürden Frieden» und der«Agenda fürdieEntwicklung» vorgelegthat,eingehen (..)". Eldocumento señala
además queAlemaniadebería:*"M ostrarsu disponibilidad de ampliarelM andatode laONU através de larenunciaparcialde su soberanía.
*Fortalecer las capacidades de negociación del sistema de las Naciones Unidas a través de mayores servicios financieros. * Participar
activamente en las discusiones sobre la reforma de la ONU y formular propuestas constructivas relacionadas con la «Agenda para el
desarrollo»yla«Agenda paralapaz» entregadas porelSecretarioGeneralde estaorganización."(T.d.l.a.)
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Alemania el tercer país que en el contexto internacional invierte con mayor fuerza en América

Latina,se abrelaposibilidad de un diálogo más comprometedorentrelas partes,pero también más

beneficioso para ellas. El concepto de "partner", esto es, compañero económico e interlocutor

político con los países de América Latina puede significar un cambio de paradigma político en la

lucha contraelnarcotráfico,através delcualelconceptode «ayuda» nose desprenda deltradicional

acercamiento de «dar», sino más bien de «crear las condiciones» para que a nivel regional se

fortalezcan las estructuras de prevenciónylucha contraesteflagelo.Un mayorcompromiso con este

tipo de proyectos a través de las organizaciones internacionales y de los proyectos regionales de

integración,se convertiríarealmenteen un nuevo acercamientode lucha.

Elconflicto existente entre política nacional y política internacional, que se percibe en el contexto

alemán,permiteadvertirladiferenciade intereses que limitan elproceso de formulación y dirección

de una política de lucha contraelnarcotráfico en elámbitode un nuevo orden político internacional.

Estese convierteen elprincipalretodelnuevo orden político afinde reorientarlalucha,con base en

laconfluenciade los intereses nacionales ylos internacionales,afinde permitirelfortalecimientode

las políticas sociales y ampliar el espectro de alternativas tanto para los adictos, considerados

enfermos,como paralos actores involucrados en laproducción en los países básicamentedelTercer

M undo pero, al mismo tiempo, el compromiso internacional de lucha contra la criminalidad

organizada.

6.1.3. La Unión Europea: una opción abierta en lo social pero enraizada a una política de

seguridad internacionalyrespetoalademocracia.

La participación de los países en proyectos regionales de integración se constituye en un nuevo

elementode trabajoconjuntointernacional.Porellocabe destacarque sibien laUnión Europea,con

base en elTratado de M aastricht,deja en libertad a los países miembros de adelantarla política de

salud correspondiente a la atención de los drogadictos -quienes en este contexto también han sido

considerados enfermos-se ha esforzado,igualmente,porestructurarelpilarde seguridad que cobija

entre otros aspectos la lucha contra la criminalidad organizada, entre ellas la del narcotráfico. El

desarrollopolítico de laintegracióneuropea se conviertede estamaneraen modelo,pero también en

actordelnuevo orden político internacional,porcuantoes una instanciade decisiónmultilateral.14

14 M essner, Dirk; Nuscheler, Franz. "Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnungspolitik". Página 27.
Respectoalpapelde laUnión Europea señalan:„"DieEU kann alsfortgeschrittenes Laboratorium fürdieFähigkeitzu GlobalGovernance
verstanden werden:IhreM itgliedstaaten treten Teilsouveränitäten ab,um durch gemeinsames Handelneine größereProblemlösungsfähigkeit
gewinnen und sich im globalen W ettbewerb besser behaupten zu können".  "La Unión Europea puede ser entendida como un avanzado
laboratorioparalacapacidad de una gobernabilidad global.Los Estados miembros comparten una partede su soberaníacon elfinde ganara
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En elcontextode laUniónEuropea se divisa de igualforma,latradicionaldivisiónentreuna política

social (orientada a la prevención y al apoyo de proyectos en el Tercer M undo) y una política

represiva dirigida al control del tráfico ilegal que busca atacar el problema con base en el

fortalecimientodelsistema judicialylegal,aspectoen elcualesboza un nuevo paradigma porcuanto

se exige una mayor inversión en la formación e investigación judicial (Título VI del Tratado). De

esta manera se plantea una cooperación más directa entre los Estados miembros en lo relacionado

con lo aduanero,lo judicialy lo policivo.Estetipo de trabajo puede serentendido como un nuevo

acercamiento en lalucha contraun problema conjunto.Los diferentes encuentros tanto de ministros

como del Concejo de la Unión han reconocido el carácter global del problema y por ello han

planteado una estrategia de "presión diplomática" orientada desde la política,ya que bajo elinterés

de participación comercialde las diferentes naciones en los mercados europeos se especifica como

condiciónsine qua non,la defensa de los valores políticos como la democracia y elrespeto porlos

derechos humanos. En este reconocimiento se hace claro que la responsabilidad en la lucha es

compartida,peroantetodoque exige un compromiso internacionalyun trabajoen conjunto.

Sinembargoanivelde ayuda real,es bastantedifícilrealizarproyectos que demuestren ese deseo de

responsabilidad compartida porcuanto elpresupuesto destinado para la colaboración de proyectos

Norte-Sur es cada vez menor y está dividido en un número indefinido, pero siempre creciente, de

países beneficiados. Este punto representa una falencia de compromiso, dado que una acción

internacionaldebe partirde lacapacidad realde trabajo a fin de constituirse en actordecisivo de la

política mundial. De otra parte, el Plan Quinquenal de lucha contra las drogas formulado por la

Unión Europea, con vigencia 1995-1999, no hace referencia alguna a América Latina como

prioridad de acercamientoen elcampo comercialode lucha contraelnarcotráfico,aunque mantiene

elinterés en larenovaciónde los acuerdos comerciales especiales ya existentes con elGrupo Andino

(hoy día Comunidad Andina) y América Central, señalando que este tipo de ayuda también se

extenderáaotros países con elmismo problema.Elhecho de que los puntos geopolíticos de interés

hayan sido definidos reduce de igual forma la competencia de trabajo global en razón a que su

trabajose limitaaEuropa oriental,elM edioOrienteylaregióndelM editerráneo.

En el caso de Colombia, la Unión Europea ha manifestado públicamente su protesta contra el

modelo de certificación impuesto por los Estados Unidos a países afectados con el problema del

cultivo y la producción de sustancias ilegales. Sin embargo no se ha convertido en verdadero

través de una negociación conjuntalacapacidad parasoluciuonarproblemas y asípodermanteneruna mejorcompetencia a nivelglobal.“
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interlocutoren una discusiónpolítica ytampoco ha mostrado su interés de transformarse en elpunto

de equilibrio respecto de laorientación política desarrollada porlos Estados Unidos.De presentarse

como alternativa y actoren la problemática delnarcotráfico,se ampliaría elcampo de discusión y

con ellolaposibilidad de formularuna política antidrogas con base en paradigmas diferentes alos de

la represión totaly lucha frontalen forma de guerra.La ausencia de interlocutores comprometidos

desde la esfera europea hace que elmodelo existentede represión totalse acentúe.Un ángulo más

socialyvinculantecomo elseñalado porlaUniónEuropea ayudaríaageneraruna nueva perspectiva

delproblema.Sinembargolafaltade compromiso realhace que su posiciónsea igualmentedébilen

elcontextointernacional.Sibien anivelde comercio exteriorlos ministros han expresado su interés

en construir un triángulo interoceánico en el que estarían involucrados los países del continente

Americano como base del triángulo y la Unión Europea en el ángulo más agudo, es claro que

cualquier esfuerzo a nivel económico tiene como fundamento la capacidad de competencia que se

desprenda de los países del continente. Una propuesta de tal magnitud exige una apertura de

mercados, un compromiso con el aspecto social de la problemática y con ello, un interés en la

solución delproblema con base en otro paradigma diferentealde guerra total.La llamada política

delgarrotey lazanahoria,es decirdelcontroly laayuda no ha sido hastaelmomento explícitapor

cuanto la"zanahoria" ha sido insuficientepara satisfacerlas necesidades de mercadeo de los países

andinos.

De otraparte,sibien existen intereses comerciales en elsubcontinenteamericano,es ciertoque nose

han dado los pasos fundamentales para permitiruna mayorintegración de los mercados legales de

los países afectados.Las ventajas económicas brindadas hastaelmomento tienen que serreforzadas

porcláusulas que no sólo dependan delproblema de las drogas,sino que estén planeadas a mayor

plazo afin de lograrestablecery reforzarrealmenteeldesarrollo de esos mercados legales.De esta

manerase daríarealmenteun impulso areformas sociales ypolíticas en los países afectados,ya que

una buena partedelproblema en los países productores estárelacionada con lafaltade recursos para

adelantar proyectos de mejoramiento de infraestrucutra, apoyo al mercadeo y mejoramiento en la

calidad y presentación de los productos a fin de hacerlos más competitivos en los mercados

europeos.

Un trabajo más coordinado entre los países miembros, la Unión Europea y otras instituciones u

organizaciones internacionales,todavíase encuentraen estado embrionario.Los esfuerzos de control

policivo son mínimos y los conflictos originados por el intercambio de información son todavía

(Tdla)
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demasiado contundentes para permitir una acción conjunta en el ámbito de lucha contra la

criminalidad organizada internacional. Este es otro elemento conflictivo en situaciones de

„negociación“ con otros actores, debido al esfuerzo por mantener los propios intereses en

prevalencia respecto de normas o acuerdos internacionales, "No cada actor, que es capaz de

adelantarintereacciones en un campo social,se comunica,cooperao cambiafuentes de información

con los otros;no cada actores igualmentedependientede los otros y,no cada actortiene la misma

influencia sobre los otros." (Tdla.)15 Si bien a nivel internacional esa serie de conflictos puede ser

más variada,determina sinembargoelgrado de eficaciade las acciones aemprender,en estecaso de

lucha contra la criminalidad organizada delnarcotráfico y elconsumo de drogas ilícitas.De allíse

deriva que individualmentelos países de la Unión Europea decidan apoyar operaciones militares o

policiales en otros países según su interés, dificultando una vez más la capacidad de compromiso

conjunto y generando desviación y desgaste de recursos y medios en los proyectos adelantados, al

tiempo que se reducen los recursos para proyectos sociales orientados aldesarrollo alternativo,que

exigen un lapso de tiempo de ejecuciónmás amplio.

Es importanteseñalarque lapolítica socialde lucha contra elproblema delconsumo,esbozada por

la Unión Europea, recoge elementos olvidados en la problemática de la adicción como lo son las

situaciones sociales que originan elproblema.Esta iniciativa delPlan Quinquenalsegún la cual la

tarea de prevención estávinculada con lapuestaen marcha de políticas orientadas a la disminución

del desempleo, de la pobreza, de la exclusión social, al interés por un mejoramiento de las

condiciones educativas, ambientales y a una mayor estabilidad en el plano familiar y social,

constituye un acercamientodiferentede lucha integralcontraelproblema delnarcotráfico en general.

Es precisamente una política integral de lucha la que podría plantear un compromiso claro

relacionado con laconsolidaciónde las instituciones delEstado,elreforzamiento de lademocraciay

el respeto del Estado de derecho. Sin embargo esta propuesta tiene su punto más débil en la

incapacidad de apoyarproyectos yprogramas alargoplazo.

M ientras que las instituciones de la Unión Europea encargadas de desarrollar el tercer pilar del

Tratado en relación con la política exterior y de seguridad común así como la reglamentación del

trabajo en conjunto en áreas de justicia e interior –concretamente aspectos relacionados con las

migraciones,elasilo,la criminalidad organizada y el narcotráfico, perturbadores de la armonía de

15 M ayntz,Renate;Schaarpf,FritzW .(Hg)."Gesellschaftliche Selbstregulierung und politische Steuerung".FrankfurtdelM ain;New York.
EditorialCampus.1995.Páginas 62-63."nichtjederinteraktionsfähige Akteurineinem sozialen Feldkommuniziert,kooperiertodertauscht
Ressourcen mit allen anderen, nicht jeder Akteur ist von jedem anderen gleich abhängig und nicht jeder hat auf jeden anderen gleichen
Einfluß."
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los ciudadanos europeos- no se encuentren lo suficientemente estructuradas y se conviertan

organizativamenteen instancias de decisión,las acciones de laUnión Europea caerán en elvacío en

razón de ladinámica delproblema ycon ello serán más ajenas alarealidad.Lo social,afectado por

lo ilegales un aspecto activo,más aún cuando elproblema delnarcotráfico ha demostrado sermás

dinámico en sus manifestaciones que las medidas mismas de su control. Por ello, instancias

incapaces de actuarnosolucionan de ninguna maneralaproblemática,sinoque se convierten en una

barreraparasu control.De otrapartey como quieraque no existeun apoyo económico constantey

fuerte será imposible frenar la problemática de la criminalidad organizada que ha demostrado su

capacidad de infiltraciónen las esferas económicas,políticas ysociales en virtud delpodercorruptor

deldineroque invierten.

ParalaUniónEuropea lalucha contraeluso de sustancias ilícitas ylas organizaciones criminales se

convirtió en un desafío sólo a principios de la década de los noventa, al plantear por entonces su

propuesta de lucha.Sibien esta acción es recienteeinnovativa,urge un desarrollo acelerado de la

estrategia.

Ya que la Unión Europea ha sugerido como foro de discusión y decisión a las instituciones de la

Organización de las Naciones Unidas encargadas de este problema, para que desde allí sean

adelantadas las acciones conjuntas de una política internacionalantidrogas,es claro que a nivelde

organizaciones internacionales las falencias de coordinación o acción,lafaltade recursos y decisión

pueden sermás lentas sino se plantea una reestructuración de las instancias que han demostrado su

incapacidad en elcontrolde laproblemática.

6.1.4. La ONU:incapacidad de dirección de una política internacionalantidrogas como resultado

deldébilcompromiso de los propios Estados firmantes

Sibien es cierto que a principios de la década de los noventa la Organización de Naciones Unidas

reestructuró elprograma de lucha y modificó la división interna de las instituciones encargadas de

ésta,asícomo propuso esta última década como "el decenio de las Naciones Unidas contra el uso

indebido de drogas 1991-2000", como respuesta a la creciente avalancha de actos terroristas

adelantados por las organizaciones de narcotraficantes, el continuo aumento de consumidores de

drogas duras y sintéticas en las diferentes latitudes delglobo terráqueo,asícomo lautilización cada

vez más destructiva delsistema financiero legalpara ellavado de activos provenientes de negocios

ilegales,las conclusiones parciales arrojadas porsu acción no son necesariamentesatisfactorias:la

problemática ha seguidomultiplicándose yelnúmerode actores involucrados es cada vez mayor.
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Desde su creación, las Naciones Unidas retomaron de manera casi total, no sólo las instituciones,

sino también las convenciones internacionales formuladas bajo el manto de la Sociedad de las

Naciones,loque implicó desde entonces una orientaciónbásicamenterepresiva delproblema,estoes

con las perspectivas que habían formulado sus fundadores.Los subsecuentes desarrollos originados

desde 1961 -a raíz de la Convención del61-buscaron en lo fundamentalconstituirun cuerpo más

armonioso y menos diversificado con elobjetivo de centralizarlas acciones y reforzarlos controles.

Los tres pilares de acción de las Naciones Unidas en el campo de lucha contra la producción de

sustancias ilícitas y su consumo los constituyen las convenciones de 1961,1971 y 1988 a través de

las cuales se buscó clasificar y encasillar las diferentes acciones del problema. De igual forma se

percibióun desarrolloen elconceptode lucha que pasó de serun problema de salud aconvertirse un

problema de seguridad internacional y un elemento desestabilizador de las economías, de las

estructuras sociales y de los regímenes políticos,razón porla cualurgía una acción internacionaly

con ello abría el campo de trabajo de las Naciones Unidas por ser una organización internacional

encargada de lapaz ylaseguridad mundiales.

Eltrabajo adelantado a nivelsociala fin de reducir el problema del cultivo y de la producción de

drogas ha tenido su "Talón de Aquiles" en la escasez de recursos humanos,técnicos y financieros,

pero sobre todo en la incapacidad de trabajo conjunto con otras instituciones internacionales que

luchan contraesteflagelo.Cabe anotarque lacompetenciaanivelinternacionalrespecto delmanejo

de la información relacionada con el narcotráfico tiene como frontera misma las instancias

institucionales,ya que no existeuna comunicación directa permanenteasícomo tampoco un interés

por intercambiar informaciones indispensables en un trabajo conjunto a fin de propiciar acciones

más contundentes y coordinadas. La falta de cooperación internacional a este nivel debilita la

capacidad de coordinación de la organozación y la convierten en un instrumento para ser utilizado

porquienes consiguen esa información.

En consecuencia, la lucha directa contra la criminalidad organizada así como el apoyo a planes

relacionados con eldesarrollo alternativo,laprevención y larehabilitación,están limitados bien por

faltade información o bien porfaltade recursos humanos y económicos.Ello demuestra de manera

contundenteque elproblema realen elcontexto internacionales laFalta de Voluntad Política para

emprenderuna lucha contra estetipo de criminalidad y para darsolución a los problemas sociales

originados porelconsumo y lapobreza.A nivelde organización internacionalse hace más palpable

lafaltade interés ycompromiso en acciones internacionales y porlo tanto laescasez realde trabajo
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en conjunto.La debilidad de laOrganizaciónde las Naciones Unidas radica fundamentalmenteen la

incapacidad de los Estados de cederen su soberanía y de hacer de esta institución un foro real de

discusión y toma de decisiones sobre aspectos de índole internacional. Son los mismos Estados

formadores yactores en estaorganizaciónquienes generan las barreras de acciónde las instituciones

de laONU16.

Elestatus que ha adquirido elnarcotráfico como Industria IlegalInternacionallo convierte en un

actorpoderoso contraelcuales necesarioenfrentarigualmenteuna organizaciónyuna coordinación

internacional mucho mejor entrelazada y efectiva. El narcotráfico ha mostrado que su poder

económico no sólo es gigante, sino además corruptor, haciendo clara la necesidad de recursos

económicos permanentes y significativos para atacar cada uno de los focos de acción del crimen

organizado,en una lucha directa contra esteflagelo.Sin embargo la incapacidad misma de acción

rápida en latoma de decisiones de las instituciones encargadas,asícomo lafaltade herramientas que

hagan más cohercitiva la puesta en marcha de controles y la aprobación a través de los congresos

nacionales de leyes que conviertan en realidad esa lucha anivelnacional,hacen absurda laacciónde

la ONU. Un caso típico lo constituyen las decisiones tomadas por la Organización M undial de la

Salud sobre las sustancias a ser controladas: sólo después de un proceso largo y dispendioso de

varios meses se puede decidirsu inclusión o no en las listas de control, mientras en las calles una

sustancia ya ha sido vendida, ha ocasionado males en la salud de muchos consumidores y ha

generado ganancias asus productores.De otro lado anivelde cooperación estatalrespecto de leyes

para controlar el flujo cambiario internacional no existen medidas de presión internacional para

fortalecer una lucha total contra este tipo de criminalidad organizada y como consecuencia se

promueve laexistenciade paraísos económicos araízde lafaltade compromiso internacional.

Este tipo de barreras ponen de presente el desinterés de las naciones para asumir los costos que

genera la lucha contra este flagelo a raíz de la divergencia clara entre intereses nacionales, la

aceptación de normas internacionales y la falta de identificación con los programas de acción. El

concepto "costos",bien entendido,no hace referencia únicamentea los aportes económicos o a las

exigencias financieras de los Estados firmantes para la realización de los proyectos. El concepto

16 M essner,Dirk;Nuscheler ,Franz. "Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnungspolitik". Páginas 17, 20.
Sobrelaposición de los Estados frentealos nuevos restos y sus posibilidades de acción através de organizaciones internacionales como la
ONU señalan:"DieNationalstaaten sindjedoch aufdieHerausforderungen derGlobalisierung bishernichtodernuransatzweise vorbereitet
(...) Die Vereinten Nationen als Produkt und Instrument der Staatenwelt können das Vakuum nicht schließen, das sich besonders im
Verhältnis zwischen Staaten und W irtschaftswelt geöffnet hat (...) Die Ohnmacht der Vereinten Nationen bei der Bewältigung globaler
Probleme rückte jedoch zunehmend die Frage ins Zentrum, wie ihre Handlungsfähigkeit durch institutionelle Reformen gestärkt werden
kann. Es fehlt nicht an Reformvorschläge, aber am W illen der Staaten, das UN-System durch M andatserweiterung und eine bessere
Finanzausstattung handlungsfähigerzu machen." "Los Estados nacionales noestán preparados,osóloparcialmente,paraenfrentarlos retos
de la globalización (...) Las Naciones Unidas como producto e instrumento de los Estados del mundo no pueden cerrar el vacío abierto,
especialmenteen larelación entrelos Estados y laeconomía(...).La impotenciade las Naciones Unidas en lasuperación de los problemas
globales pone en el centro de discusión la pregunta sobre si la capacidad negociadora de la institución puede ser reforzada con reformas
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"costos" está de igualforma relacionado,en estecontexto,con la exigencia de compromisos reales,

albalance de intereses particulares y colectivos y a la capacidad de negociación de los actores.Es

decir, aquello que exige un marco de soberanía compartida. De otra parte la Organización de

Naciones Unidas no cuenta con mecanismos para controlary hacercumplirsus mandatos.La falta

de interés de los países en firmary aprobarlos acuerdos y convenciones de laONU es un reflejo de

lapoca capacidad de convocatoriade estaorganización.

Un puntode discusiónentrelas políticas nacionales ylaorientaciónde laONU estárelacionado con

elinterés de laorganizaciónen nopermitirlalegalizaciónnide los cultivos,nide laproducciónpero

tampoco del consumo, como ha sido el interés de algunos Estados afectados por este tipo de

actividad. Así, muchas naciones encuentran conflictiva una postura internacional con base en las

realidades sociales de cada región. Como resultado los compromisos internacionales son sólo una

buena intenciónque finaliza en larealidad de lapolítica nacionalylocal.

La falta de desarrollos jurídicos paralelos entrelas diferentes naciones se conviertetambién en otra

barrera para el control de sustancias; muchas naciones, en razón a problemas internos, de la

inestabilida política, de falta de instituciones encargadas, entre otras razones, no cuentan con una

legislación necesaria y tampoco pueden desarrollarla en el plazo esperado. Esta situación es

aprovechada poralgunos países paratomarventajas,mientras que los otros son castigados "moralo

económicamente" por no poder adelantar esos cambios. Este sistema es injusto y un trabajo de

cooperación internacionalno puede estarsujeto nibasarse en injusticias respecto de los actores que

toman parte,ya que significa de porsíun fracaso.

Es claro que una política antidrogas en la era de un nuevo orden político internacional exige ante

todo un trabajo conjunto internacional con Estados soberanos capaces de tomar decisiones y

emprenderiniciativas,esto es,capaces de compromiso nacionaleinternacional.Elreforzamiento de

laorganizacióninternacionalestáen relacióndirectacon elreforzamientode lacapacidad delEstado

nacionalyde sus actores sociales paravincularse en programas yproyectos de lucha.

Ya que eldesarrolloalternativoha perdidosu carácterprioritariodebidoalos costos en tiempo y en

dinero, es necesario pensar en otras estrategias que permitan el desarrollo social de los países

afectados con la producción y el cultivo, pero que al tiempo ofrezcan seguridad en el mercado

internacional.Una vez más la capacidad de compromisos para asumirlos costos de lucha pone en

institucionales. No hacen falta propuestas de reformas, sino la voluntad de los Estados de expandir el sistema de la ONU a través de su
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claro la necesidad real de un trabajo conjunto internacional en el que los aspectos económicos,

políticos ysociales estén en elmismo nivelde prioridad.

6.1.5. Elfracaso de lapolítica antidrogas existente:Exigenciade una nueva formulación

Con base en los planteamientos problemáticos que han sido esbozados en este análisis, es posible

percibir en qué medida estos actores internacionales están, no sólamente interesados, sino además

qué capacidad de compromiso real manifiestan en la construcción de una política antidrogas en el

contexto del nuevo orden político mundial. Por ello es posible afirmar que, en las actuales

circunstancias,laformulaciónydirecciónde una nueva orientaciónen lalucha contraelnarcotráfico

es todavía inexistente, no es palpable, a pesar de los cambios institucionales y de la puesta en

marcha de mecanismos jurídicos para controles a nivel financiero, de producción, de cultivo y de

consumo de sustancias ilegales, ya que básicamente se ha tratado de mantener el modelo sugerido

desde comienzo de siglo a pesar de que las condiciones sociales, políticas y económicas de las

naciones afectadas han cambiado profundamente.Elnuevo orden económico mundialha introducido

relaciones de acercamiento comercial entre las naciones diferentes a las de comienzos de siglo, ya

que han sido los mercados espacios que han ganado en su propia dinámica de expansión.Elavance

teconológico no sólo en las comunicaciones sino también en la producción han generado cambios

sociales importantes y los acontecimientos políticos ocurridos como consecuencia del

derrumbamiento delcomunismo,la caída de la Cortina de Hierro y con ello la terminación de una

política orientada por dos posiciones opuestas que impusieron acercamientos desde la seguridad

nacionalydirigiólas fidelidades alos amigos de un sistema en contrade los defensores delotro,son

soloalgunas de las circunstancias que fortalecieron eldesarrollo de laproblemática delnarcotráfico

en las últimas décadas de este siglo. Las consecuencias de la acción criminal organizada del

narcotráfico son detectables en los ámbitos económicos,através dellavado de dinero en los grandes

centros financieros mundiales, pero también a través de los problemas inflacionarios en países

afectados con la producción y el cultivo. El fracaso de las políticas sociales relacionadas con la

prevención, la rehabilitación de drogadictos y el desarrollo alternativo para las áreas de cultivo,

demuestran la falta de voluntad política para orientar acciones a largo plazo que implican

inversiones permanentes ysustanciosas.

Estas circunstancias de "fracaso" de lapolítica antidrogas deben convertirse en puntode partida para

repensar una estrategia que fortalezca el trabajo en conjunto y la capacidad de compromiso, así

mandatoyde mejorarsu dotaciónfinancieraafinde incrementarsu capacidad de negociación."(T.d.l.a.)
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como para que abra posibilidades de negociación entre los nuevos y viejos actores de la política

antidrogas.Es porello que elnuevo Orden político Internacionalpuede constituirse en estrategia de

formulación y de dirección de una nueva política antidrogas al constituirse en modelo de

acercamiento en un marco de discusión diferente al existente entre las naciones comprometidas y

afectadas,asícomo de los nuevos actores civiles einternacionales.

La soluciónalproblema de ladrogas ilícitas nodebe limitarse aladiscusiónsobrelalegalizacióndel

consumo en países afectados por este fenómeno, ni a la legalización de los cultivos en países

productores.Una política socialbasada en la investigación profunda, científica y hasta cultural de

cada uno de los factores que motivan cualquierade estas actividades podría generarrespuestas más

eficaces que la simple represión. Claramente se ha demostrado que los modelos represivos de

erradicación de plantaciones sin una solución social a la pobreza tanto en áreas rurales como

urbanas;sinuna soluciónpolítica alafaltade presenciadelEstado,alalucha contralacorrupcióny

ala violencia generada porla existencia de grupos armados que constituyen estados independientes

del terror y el genocidio; sin una solución económica de comercialización y apoyo a la capacidad

competitiva de los campesinos a través del mejoramiento de las vías de comunicación y de la

implementacióntecnológica en laprodución de bienes tanto delprimercomo delsegundo sector;sin

una soluciónculturalparaun compromiso de entendimientoentrelas culturas indígenas yeluso que

ellas hacen de estetipo de plantas en sus ceremonias tradicionales; sin una solución científica que

orientela producción hacia la investigación para eluso médico de estetipo de sustancias que bien

son requeridas en elTercerM undo y que debido a los controles son también escasas,generan más

bien efectos contrarios ydestructivos en lapoblaciónen generalyaumentan los conflictos sociales y

políticos.De igualforma se ha vistoclaramenteque elmodelorepresivoalconsumo noha producido

un cambio respecto al acercamiento a la problemática de las drogas, sino que por el contrario ha

incrementado elnúmerode víctimas.Con ellonose defiende una política de liberaciónylegalización

delconsumo,sinoque se exige mayorinvestigacióncientífica yun acercamientosocialparamanejar

los contextos en los cuales se genera estefenómeno.Los proyectos de sustitución de las drogas por

sustancias controladas,como elpolamidón,en casos de adictos agudos ha demostrado serun camino

hacia la resocialización de los afectados y una posibilidad de manejo del problema, sin embargo

requiere de un apoyo estatal y civil más decisivo. A nivel de prevención se hacen necesarios

programas continuos de trabajo en las poblaciones infantiles y de adolescentes a fin de reforzarsu

posición respecto alno consumo de sustancias ilegales,tanto en países industrializados como en los

países del Tercer M undo, ya que es una variable que se presenta en cada uno de los casos

estudiados.La tarea internacionalnose facilitasilos actores noestán dispuestos aasumirlos costos
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relacionados con elapoyo a programas sociales y de largo plazo,pero sobretodo sino se apoya a

niveleconómico laparticipaciónde estos actores en laeconomíaabiertade mercados generada porel

desarrollodelnuevo orden económico internacional.

6.2. Espacios de negociación:necesidad de transparenciaycom prom iso de los actores

Partiendo del hecho de que los Estados nacionales construyen sus relaciones con otros Estados a

través de un sistema internacional mediante el cual no solo defienden sus intereses, establecen

identidades, conquistan espacios de negociación, sino también señalan normas de acercamiento, es

posible afirmar que los motivos, así como las situaciones que impulsan este tipo de relaciones

pueden variaryestarorientadas bien porobjetivos claros yprecisos de negociación,bien porvalores

compartidos, bien por acercamientos afectuales y emocionales o bien, simplemente, por la

tradición17.Elproceso de globalización se ha visto orientado porelámbito de la economía y de los

mercados abiertos.Fenómenos como elnarcotráfico encuentran en esta dinámica la esfera propicia

para inscribirse en la legalidad, debido a la falta de regulación clara en la competencia de la

economía internacional de mercados abiertos18. Las experiencias históricas han demostrado

igualmente,que los mercados requieren para su contínuo desarrollo serregulados,no solo para que

su fuerza productiva se despliegue, sino también para permitir una complementariedad con las

expectativas sociales.Es asícomo lapolítica responde alas necesidades de regulación,compromiso

y negociación,bien sea através de proyectos de integración,acuerdos de cooperación o aspectos de

concertación.Elnuevo orden político internacionalse presenta como la herramienta para mediaren

las nuevas circunstancias generadas por la apertura de mercados19. El hecho de que este sistema

internacional ya no solo esté determinado por los Estados nacionales como actores únicos de

negociación,sino también poragentes privados,económicos y sociales,plantea la necesidad de un

nuevo acercamiento político que sea capaz de mediary encontrarsoluciones a problemas conjuntos

17 M essner,Dirk;Nuscheler,Franz."GlobalGovernance.Organisationselementeund Säulen einerW eltordnung".Citando los cuatromotivos
de negociaciónpresentados porM ax W eber.Página 13
18 Hauchler,Ingomar;M essner,Dirk;Nuscheler,Franz (hg)."GlobaleTrends 1998.Fakten,Analysen,Prognosen". Stiftung Entwicklung
und Frieden.FischerTaschenbuch Editores.FrankfurtdelM ain,November1997.Página 150.Sobrelaeconomíamundialde mercados ylas
organizationes políticas internacionales constatanosólouna divisiónen estas dos esferas,sino que critica lafaltade dirección política en la
economíamundial:"Dieinternationalen Institutionen und Regime,diezursozialen und umweltpolitischen Ausgestaltung derW eltwirtschaft
beitragen können (wiez.B.dieILO im Bereich sozialerRechte;dieUmweltkonventionen derUNCEDkonferenz inRiode Janeiro),verfügen
entwederüberzu geringe Handlungskompetenzen und Sanktionsmechanismen oderwerden von den wichtigen Akteuren derW eltwirtschaft
(z.B.. G-7 Staaten; multinationale Konzerne) weder ernst genommen noch gestärkt. Die W eltmarktwirtschaft ist untersteuert und
institutionellunterentwickelt." "Las instituciones y regímenes internacionales que pueden contribuiradesarrollaru organizarlas políticas
sociales y delmedio ambiente(porejemplo la ILO en elárea de los derechos sociales o la convención de las Naciones Unidas respecto al
medioambientefirmada en Ríode Janeiro)tienen omuy poca competenciade negociaciónyde mecanismos de sanciones o no son tomadas
en serio ni reforzadas por los principales actores de la economía mundial (como por ejemplo El Grupo de los Siete, los consorcios
multinacionales,etc.).La economíamundialde mercado presentadéficitde direccióneinstitucionalmenteestásubdesarrollada."(T.d.l.a.)
19 Esser,Klaus."Nationalstaatliches Handelnim Übergang vonderIndustrie-zurInformationsökonomie",en:"DieZukunftdes Staates und
derPolitik".Stiftung Entwicklung und Frieden.EditorialDietz,Bonn 1998,páginas 263-264.Elpolitólogoseñalaen relaciónalanecesidad
de una reglamentaciónen laerade lagobernabilidad globalque,"lagobernabilidad globalse choca araízde una distribucióndesigual,en un
tiempo previsible con obstáculos que difícilmente se pueden superar y cuyas consecuencias indeseables en el crecimiento económico y
administracióneficientehoyen díase intensifican."(T.l.d.a.)
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de carácter global que representan costos compromisos y respeto de intereses20. En este sentido la

problemática delnarcotráfico araíznosolodelnúmerode actores involucrados,sinotambién debido

a los costos sociales,políticos y económicos que ocasiona,se presenta como un fenómeno para ser

tratado desde una perspectiva política diferentealaexistenteque ha demostrado su incapacidad en el

controldelproblema.

La globalizaciónes ese proceso de reforzamiento delcompromiso de cada uno de los actores anivel

internacional con base en el reforzamiento de las acciones de los actores a nivel nacional. La

arquitectura de una gobernabilidad global en el área de la formulación y dirección de una política

antidrogas puede seresquematizada,con base en la propuesta delpolitólogo alemán Dirk M essner,

sobrelos niveles de negociaciónylos actores de estenuevo orden político,de lasiguientemanera:

Gráfica 11:Estructurade negociaciónyactores delnuevo orden político

Instituciones Regímenes internacionales

de laOrganización (OrganizaciónM undialdel

de Naciones Unidas delcomercio,p.e)

(Problema Droga)

Proyectos de integración

Regional(UniónEuropea,

M ercosur,Nafta,Grupo Andino)

ESTADOS NACIONALES

Actores políticos locales

Global-Playeranivel Sociedad Civil

Privado: Nacionalyglobal:

Consorcios multinacionales ONGs,

20 M essner,Dirk;Nuscheler,Franz."Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnung". Página 29. Respecto al
concepto de costos y compromisos señalan:"W eiles beidergemeinsamen Lösung globaler Probleme immer auch um die Verteilung von
Kosten und Nutzen geht(z.B.derKosten von Entschuldungsprogramme zugunsten von Entwicklungsländern,derKosten von humanitären
Interventionen zum Schutz fundamentaler M enschenrechte, der Kosten einer globaler Klimapolitik), bedarf es zur Fundierung der Global
Governance-Architektur darüber hinaus erstens eines Bündels substantieller Gerechtigkeitsgrundsätze, die von niemandem mit guten
Gründen zurückgewiesen werden können und zweitens eines Kanons vonVefahrengrundsätzen,diedieBeratung übergrundsätzliche,derzeit
nichtlösbareKonflikteund M einungsunterschiede inderW eltgesellschaftinGang halten (Gutmann)". "Ya que de loque se trataes de la
distribuciónde costos yprovechos en lasoluciónconjuntade problemas globales (porejemplolos costos de los programas de amortizaciónde
la deuda externa en favor de los países en desarrollo, los costos de ayudas humanitarias para la protección de los derechos humanos
fundamentales,los costos de una política globalclimatológica),se necesita para la fundamentación de la arquitectura de la gobernabilidad
global,primero un paquetede principios de equidad,que no pueda serrechazado porninguno de los actores involucrados a través de una
fundamentación con muy buenas razones, y , segundo, un canon de principios de procedimiento, en el cual se encuentren las bases de
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M edios Organizaciones

Bancos internacionales de investiagación

Científica

Para llevar a cabo esta propuesta en la lucha contra el narcotráfico se requiere un mínimo de

confianza,de capacidad de compromiso yde respetoporlos intereses legítimos de los otros.Como lo

señala M essner,"Elénfasisen estos principios de negociación y valores no es ningún llamamiento

ingenuo o moralista. Indica solo que, sin su existencia, complejos sistemas de dirección no

desarrollan la capacidad de negociación, tienen dificultad en la tarea de coordinación de una

arquitecturade lagobernabilidad globalycomo consecuenciaestán destinados alfracaso."(Tdla.)21

En los casos estudiados se percibe como fundamentalelpapelque pueden llegara desempeñarlos

actores civiles, llamémoslos, "sociedad civil organizada" a través de las Organizaciones no

Gubernamentales o de los grupos de representantes sociales que se convierten en motor de

participación local en la cadena de compromiso con las instancias nacionales e internacionales. Si

bien laUniónEuropea olaOrganizaciónde Naciones Unidas han reforzado su trabajo con estetipo

de organizaciones locales,es necesarioun claroestudiode los proyectos que ellas pueden adelantary

del compromiso real internacional para hacer de estos actores elementos fundamentales en la

construcción de un nuevo orden internacional en la lucha contra las drogas ilícitas. De otra parte

también es claro que la estructuración y el fortalecimiento de las estructuras e instituciones

internacionales responsables de dirigir una política antidrogas se convierte en el aspecto principal

parauna nuevo acercamientohaciaestaproblemática.Porello,son los Estados nacionales,vistos en

el contexto global, los actores principales de esta nueva etapa22. Por su parte la función de los

proyectos de integración regional en el área del problema de la droga está relacionada con la

posibilidad de abrir campos de discusión y diálogo entre los Estados a fin de promover

acercamientos directos entre los diferentes actores sociales y estatales. Este aspecto es esencial en

América Latina en donde se ha demostrado que eltrabajoen conjuntoregional,cuando loha habido,

entre los grupos allí organizados ha conducido a negociaciones productivas tanto a nivel político

asesoramientorespectoalos conflictos que nohan sidoresueltos yalas divergencias de opiniónde lasociedad mundialque se encuentren en
marcha.(Gutmann)."(T.d.l.a.)
21 M essner,Dirk:Nuscheler,Franz."GlobalGovernance.Organisationselementeund Säulen einerW eltordnung".Página 28."DieBetonung
dieser Handlungsprinzipien und W erte ist kein naiver moralischer Appell. Sie besagt nur, daß ohne ihre Existenz komplexe
Steuerungssysteme nichthandlungsfähig sind und schwierige Koordinationsleistungen in derGlobalGovernance-Architekturzum Scheitern
verurteiltseinwerden."
22 Esser,Klaus."Nationalstaatliches Handelnim Übergang vonderIndustrie-zurInformationsökonomie",en:"DieZukunftdes Staates und
derpolitik".Stiftung Entwicklung und Frieden. Dietz Verlag, Bonn 1998, página 263. El politólogo alemán señala respecto al papel des
Estado que:"ElEstado nacional,que busca utilizarsu potencialde acciónen todos los niveles funcionales yespaciales de un sistema,puede
también mobilizarelpotencialde acción internacional.Élpuede,de estemodo,mejorarlas condiciones de acceso haciamercados externos,
llevaradelantelas obligaciones entreEstados o anivelinterregional,como porejemplo elhonorarlas justas reglas de competencia y otras
reglas internacionales ycontribuiren laproteccióndelconsumidorydelmedioambiente,en laobligaciónsocialde los bienes yen un control
más fuertede los mercados financieros internacionales (...)"(T.d.l.a.)
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como económico internacional. Si los Estados del subcontinente esperan ganar en espacios de

negociación,es necesaria,porlotanto,una revaluaciónde los proyectos de integración,básicamente

en elcaso delGrupo Andino(hoyComunidad Andina).

Es necesario tener encuenta que el nuevo orden político internacional puede generar también una

fragmentaciónymarginaciónde algunos actores internacionales ynacionales,debidoaalgún tipo de

centralizaciónen latoma de decisiones,alas posibilidades tecnológicas ycientíficas,entreotras.Por

ello cabe señalar, con base en los cuatro casos analizados, que en cualquiera de ellos existe un

interés por ampliar y cambiar el acercamiento hacia la problemática, no solo a razón del

reforzamiento y de los grupos sociales que adquieren un carácter más participativo en acciones

internacionales, sino también debido al hecho de que lo que está en juego es su posibilidad de

permanecer en la arena política: Colombia que requiere la ayuda internacional para controlar la

expansión del cultivo y la producción, al tiempo que necesita del apoyo de sus mercados a nivel

internacional para poder emprender soluciones internas a nivel social, político y económico;

Alemaniaque busca protegersu industriafarmacéutica pero altiempo se esfuerza en conseguiruna

posición dentro de la arena política internacional como actor decisivo en las diferentes foros,

proyectos y organizaciones inernacionales;la Unión Europea que siendo un proyecto de integración

busca reforzar sus instituciones y ser centro de decisiones desde la Europa occidental, y la

Organización de Naciones Unidas que busca mantener su papel de actor internacional y con ello

mantener su capacidad de convocatoria y decisión en las acciones a este nivel correspondientes al

mantenimientode laseguridad ypaz mundiales.

En este proceso del nuevo orden político internacional (Global Governance), la globalización ha

llevado consigo un engrosamiento de la interdependencia entre Estados y sociedades nacionales,

razón por la cual exige a nivel mundial una Cultura de la Cooperación. A nivel político este

engrosamiento de la cooperación internacional implica mayor capacidad de dirección política. Por

esta razón, es la participación de cada uno de los actores involucrados el medio más efectivo y

eficienteen lasoluciónde problemas en un mundo que es cada vez más interdependiente.Eldiálogo

se convierteen elmecanismo para reconocerlas diferencias y ampliar la solidaridad. Es necesario

teneren cuentaque en elproceso de laglobalización no todos los actores de lasociedad civilvan al

mismo tiempo, lo que origina desestabilización y situaciones que pueden producir destrucción o

debilitan laaccióndelEstado yde lasociedad civilen proceso de formación.Estetipo de problemas

pueden serporejemplo los relacionados con lacriminalidad organizada,caso delnarcotráfico como

elementodesestabilizadorde las nacientes ydébiles democracias.La globalizaciónen elcampo de la
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política exige porello una nueva relación entreSociedad,Economíay Política,ya que elproceso en

general requiere de una nueva reglamentación relacionada con la capacidad de relación entre los

diferentes actores23.

No hay que confundir el nuevo orden político internacional con un gobierno mundial, ya que este

nuevo orden implica al mismo tiempo capacidad de gobernabilidad al interior de los Estados,

conjugado con la capacidad de negociación y compromiso con otros actores internacionales, no

solamente los Estados24. El espectro de actores políticos, económicos y sociales en el proceso de

formación de una sociedad global es inmenso, razón por la cual una sociedad global y un orden

político internacionalnodeben serequiparados alconceptode una sociedad única yestandarizada,ni

con un solo gobierno,sino porelcontrario con la diversidad y con la capacidad individualde cada

uno de los participantes25.

La formulación y dirección de una política de lucha contra las drogas, requiere del nuevo orden

político internacional como estrategia para reflexionar sobre un acercamiento innovativo a la

problemática existente a fin de superar el modelo represivo e impulsar la participación de los

diferentes actores políticos. El tema del narcotráfico es un aspecto dentro de la paleta de temas

internacionales que motivan a un nuevo diálogo, ya que su desarrollo durante el presente siglo ha

mostrado ser permanente y desestabilizador. El desbordamiento de las acciones de la criminalidad

organizada tanto a nivel financiero como a nivel social se constituyen en factor desestabilizador

23 M essner, Dirk; Nuscheler, Franz. "Global Governance. Organisationselemente und Säulen einer W eltordnung". Página 34.
"Voraussetzung für eine Neuorientierung der Außenpolitik ist der Versuch, «Politik» im Innern neu zu buchstabieren: nämlich als neue
Arbeitsteilung zwischen Staat,W irtschaftund gesellschaftlichen Organisationen,um dem Phänomen der«geteilten Souveränität» gerechtzu
werden. Global Governance ist daher kein romantisches Konzept für eine heile Eine W elt, sondern ein Konzept zur gemeinsamen
Überlebenssicherung." "Una condición para la nueva orientación de la política exteriores el tratar de deletrear desde sí misma de una
nueva forma la«Política».Estoes,como una nueva forma de división de trabajo entreEstado,economíay organizaciones sociales,afin de
llevar a cabo el fenómeno de la «soberanidad compartida». De esto se desprende que la gobernabilidad global no es ningún concepto
romántico paraun un mundo indemne,sinoun conceptoparaelaseguramientode lasobrevivenciaconjunta."(T.d.l.a.)
24 Beck, Ulrich en "W as ist Globalisierung". Edición Zweite M oderne. Sührkamp 1998. Páginas 24-32, diferencia los conceptos de
Globalismo,Globalida y Globalización.Señala "Globalismus bedeutet,daß derW eltmarktpolitisches Handeln verdrängtoderersetzt,d.h.
die Ideologie der W eltmarktherrschaft, die ideologie des Neoliberalismus. Sie verfährt monokausal, ökonomistisch, verkürzt die
Vieldimensionalität der Globalisierung auf eine wirtschaftliche Dimension Globalität: Kein Land, keine Gruppe kann sich gegeneinander
abschließen.Damitprallen dieverschiedenen ökonomischen,kulturellen politischen Formen aufeinander und die Selbstverständlichkeiten,
auch des westlichen M odells, müssen sich neu rechtfertigen. Globalität bezeichnet die Tatsache, daß alle Erfindungen, Siege und
Katastrophen dieganze W eltbetreffen und wirunsereorganisation,unserLeben und mandelentlang derAchse lokal-Globalreorientieren
und reorganisieren müssen. (...)Globalisierung meint die Prozesse, in deren Folge die Nationalstaaten und ihre Souveranität durch
transnationale Akteure, ihre M achtchancen, Orientierungen, Identitäten und Netzwerke unterlaufen und querverbunden werden.
Globalisierung meint also auch: Nicht W eltstaat. Genauer: W eltgesellschaft ohne W eltstaat und ohne W eltregierung. "   "Globalismo
significa que elmercado mundialdesplaza alanegociaciónpolítica olaremplaza.Estoes,laideologíadeldominiodelmercado mundial,la
ideologíadelneoliberalismo.Estaidelogíaactua de modo monocausal,economicistay reduce ladimensionalidad de laglobalización auna
dimensióneconómica.Globalidad:Ningún país,ningún grupo puede cerrarse aotro.Con ellohace un llamamientoafinde que las diferentes
formas económicas,culturales y políticas y la naturalidad, también del modelo occidental, deban ser nuevamente justificadas. Globalidad
señala el hecho, de que todos los descubrimientos, victorias y catástrofes afectan al mundo en su totalidad y por ello nosotros debemos
reorientaryreorganizarnuestraorganización,nuestravida alolargodelejelocal-global.Globalizaciónsignifica elproceso,através delcual
los Estados nacionales y su soberaníason introducidas y conectadas alos actores transnacionales,sus posibilidades de poder,orientaciones,
identidades y a su red. Globalización es entendida como el proceso político en el cual la capacidad del Estado se define a través de su
capacidad de orientar sus decisiones con base en los nuevos actores internacionales (...) Globalización significa entonces no un Estado
mundial.M ás exactamente,una sociedad mundialsinEstado mundialysingobiernomundial"(T.d.l.a.)
25 Hauchler, Ingomar; M essner, Dirk; Nuscheler, Franz (compiladores). "Globale Trends 1998. Fakten, Analysen, Prognosen". Stiftung
Entwicklung und Frieden.EditorialFischerTaschenbuch GmbH.FrankfurtdelM ain,November1997.



302

político ycon ellode las democracias,razón porlacuallacooperacióneintegracióninternacionalen

la lucha contra este problema internacional exige una revisión, formulación y nueva dirección. El

narcotráfico es un asunto que no puede ser solucionado por un solo Estado ya que permea la

seguridad social,política y económica de los actores internacionales involucrados,razón porlacual

es importante revisar las consecuencias hasta hoy evidenciadas por el modelo existente a fin de

entraren laetapa de propuestas ycompromisos entrelos actores que quieren permaneceren laarena

política de este nuevo orden internacional, impulsando una estrategia de lucha orientada por los

conceptode responsabilidad compartida ycooperación.

La globalización implica, por ello, una política en varios niveles. Para el caso estudiado –la

problemática del narcotráfico- se habla de decisiones y acciones a nivel local, nacional e

internacionalen las cuales los actores involucrados guardan semejantegrado de responsabilidad en

la puesta en marcha de cada una de las decisiones. En esta política de niveles juega un papel

predominantelaconsecusiónde estímulos positivos que faciliten lapuestaen marcha de una política

antidrogas.Porejemplo,deben posibilitarse alternativas preventivas en la lucha contra ellavado de

dinero tanto en países productores como consumidores; a nivel de cultivo deben encontrarse

posibilidades económicas ventajosas para los campesinos involucrados en la producción ilegal de

sustancias a fin de despertar el interés en participar en esta lucha; a nivel de la problemática del

cosumo deben serfortalecidas las instancias terapéuticas asícomo los proyectos para la sustitución

de drogas duras a fin de asegurarle al drogadicto un camino seguro hacia la resocialización,

evitando,de estamanera,que proyectos de rehabilitación estén destinados alfracaso alserjuzgados

como simple acompañamiento a la drogadicción; a nivel judicial son indispensables consecuentes

penas para los narcotraficantes así como la creación de un tribunal internacional para los casos

relacionados con lacriminalidad organizada,caso delnarcotráfico.

Sin embargo se debe dejar en claro que el problema de la droga no podrá ser solucionado

completamentey que la política de globalización debe sertodavía elaborada y desarrollada a nivel

nacional.Porlotantoestasituaciónrepresentaun retoparalapolítica internacionalde cooperación.
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